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VORREDE. 

JJas  Eröcheinen  des  zweiten  Bandes  muss  ich  mit  einer 
Entschuldigung  für  die  Verspätung  desselben  beginnen.  Ich 
hoffe  füy  diesen  Vorwurf  Verzeihung  zu  finden,  wenn  ich 
auf  den  Grund  meiner  Zögerung  hinweise.  Manche  unge- 
druckte Quellenzeugnisse  fielen  mir  nach  Publication  des 
ersten  Bandes  in  die  Hände,  durch  deren  möglichst  ein- 
gehende Benutzung  ich  lieber  den  Werth  meiner  Arbeit 
steigern,  als  durch  ihre  Uebergehung  Lob  schneller  Voll- 
endung des  begonnenen  Werkes  erlangen  wollte.  Im  Laufe 
des  zweiten  Bandes  sind  dieselben  citiert;  es  sind  ausser 
dem  bereits  im  ersten  Bande  erwähnten  Materiale: 

1.  Das  ungedruckte  Urtheilsbuch  des  Hauptmanns  Wil- 
helm von  Pappenheim  (copiarium  brandenburgicum,  Pars  I. 
Efst.  Friedrichs  11.  Bestallung,  Lehen  und  Concessionsbriefe 
1463—1469;  Pars  H.  Gerichts-  und  ürtheüsbuch  1462  ex 
annis  1463— -1512)  auf  dem  berliner  geheimen  Staatsarchive 
C.  M.  21. 

2.  Die  magdeburg-stendaler  Schöffensprüche,  die  ich  jn 
einer  von  meinem  verehrten  CoUegen  Dr.  Bohrend  gefer- 
tigten  und  von  ihm  mir  geliehenen  Abschrift  des  auf  der 
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berliner  königlichen  Bibliothek  befindlichen  Codex  benutzen 
durfte.  • 

3.  Urkunden  aus  dem  Copiarium  brandenburgicum  des 
königlichen  geheimen  Staatsarcbives  1447 — 1494  (C.  M.  29). 

Ein  zweiter  Grund,  der  die  Arbeit  aufgehalten  hat,  ist, 
dass  ich  bei  der  Geschichte  der  einzelnen  märkischen  Ge- 
richte den  Zusammenhang  mit  entsprechenden  Einrichtungen 
benachbarter  Länder,  namentlich  Meklenburgs,  Westfalens, 
Sachsens  und  Schlesiens  aufgesucht  habe,  mithin  zur  Aus- 
dehnung  meiner  Quellenforschung   genöthigt  war. 

Die  im  ersten  Bande  ausgesprochenen  Resultate,  zu 
denen  ich  gelangt  bin,  haben,  was  den  allgemeinen  Zusammen- 
hang der  märkischen  Gerichtsverfassung  betriflffc,  keine  er- 
heblichen Angriffe  erfahren.  In  höherem  Grade  ist  meine 
Meinung  über  die  ursprüngliche  Natur  des  markgräflichen 
Amtes  angefochten  worden  aus  Gründen,  die  mich  freilich 
bis  jetzt  noch  nicht  haben  veranlassen  können  von  meiner 
Ansicht  abzugehen.  Auf  der  anderen  Seite  gebe  ich  gern 
zu,  dass  meine  Auffassung  des  genaueren  Nachweises,  der  Ver- 
vollständigung und  selbst  der  Berichtigung  fähig  und  bedürftig 
ist.  Ich  zog  es  indessen  vor  statt  diesen  dunklen,  vorläufig 
hur  mit  Hilfe  von  Hypothesen  erklärbaren  Punkt  noch  fer- 
nerhin unerörtert  zu  lassen,  eine  wenigstens  mir  natürlich 
erscheinende,  wenn  auch  nicht  unzweifelhafte  Meinung  auszu- 
sprechen. Später  werde  ich  sichere  Gelegenheit  finden  hin- 
sichtlich des  markgräflichen  Amtes  über  das  pro  und  contra 
genauer  zu  handeln,  als  hier  in  einer  Vorrede  möglich  wäre. 

Es  ist  noch  übrig  über  das  systematische  Verhältniss  des 
ersten  zum  zweiten  Bande  zu  reden.  Im  ersten  Bande  suchte 
ich  die  hauptsächlichsten  märkischen  Gerichtsinstitute  in  ihrem 
Verhälniss  zu  einander  zu  erfassen,  gewissermassen  ver- 
fassungsmässig den  Ort  eines  jeden  zu  bestimmen.    Auf  die 
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Regulierung  der  Competenzverhältnisse  kam  Alles  an,  die 
gerade  ia  der  Mark  besonders  undeutlich  waren.  Darum 
concentrierte  ich  meine  Forschung  auf  die  Mark  fast  aus- 
schliesslich,  ohne  rechts  noch  links  auf  die  Verhältnisse  be- 
nachbarter Territorien  zu  blicken.  War  diese  Aufgabe  ein- 
mal gelöst,  so  konnte  ich  im  zweiten  Bande  nunmehr  den 
geschichtlichen  Werdegang  jedes  einzelnen  Gerichtes,  seine 
Zusammensetzung  und  seine  Thätigkeit  verfolgen.  Ich  konnte 
hiebei  an  die  allgemeinen  Nachrichten  der  Rechtsbücher  an- 
knüpfen, Analogieen  in  benachbarten  Ländern  aufsuchen, 
überhaupt  den  allgemeineren  geschichtlichen  Zusammenhang 
aufweisen.  Es  erledigt  sich  daher  jetzt,  was  man  dem  ersten 
Bande  von  competenter  Seite  zum  Vorwurfe  machte,  dass 
die  Vogtei  und  das  Vogtgericht  als  Grundlage  der  mär- 
kischen Gerichtsverfassung  in  der  Luft  schwebe  und  der 
Anknüpfung  an  allgemeine  und  ältere  deutsche  Gerichts- 
institute entbehre. 

Zum  Schluss  bleibt  mir  die  angenehme  Pflicht  allen 
Denen  zu  danken,  welche  meine  Bestrebungen  mit  Wohl- 
wollen betrachtet  haben,  oder  mir  mit  bereitwilliger  Hilfe 
entgegengekommen  sind.  In  besonders  hohem  Grade  gilt 
dies  von  dem  Geheimen  Archivrath  Dr.  Friedländer  und 
Herrn  Dr.  Strehlke.  Der  freundlichen  Theilnahme  meines 
verehrten  Freundes  Dr.  Bohrend  verdanke  ich  eine  nicht 
unwesentliche  Bereicherung  meines  Quellenmaterials,  Männern 
wie  Beseler,  Droysen  undHomeyer  manche  Anregung, 
manche  Berichtigung  und  Aufklärung,  selbst  thätige  Beihilfe. 

Mögen  alle  in  Nah  und  Fern,  die  meiner  Arbeit  ihre  Auf- 
merksamkeit gönnen,  meines  herzlichsten  Dankes  gewiss  sein. 
Vor  sechs  und  einem  halben  Jahre  begann  ich  das  Werk 
und  gieng  lange  meine  einsame  Strasse.  Denn  wenig  In- 
teresse war  für  die  Rechtsgeschichte  der  Mark  Brandenburg 
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vorhanden.  Das  Eine  ist,  wie  ich  glaube,  erreicht,  dass 
grössere  Aufmerksamkeit  den  geschichtlichen  Bildungen  in 
d^n  Territorien  geschenkt  wird.  Es  liegt  in  dem  concreten 
Bilde,  das  diese  territorialen  Forschungen  gewähren,  ein 
Regulator  für  die  allgemeinen,  oft  ungleichartigen  Nachrich- 
ten der  Rechtsbücher,  die  bisher  die  Hauptträger  aller  rechts^ 
geschichtlichen  Erkenntniss  zu  bilden  pflegten. 

BERLIN,  am  1.  Mai  1867. 


F.  J.  KUHNS. 
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l  33. 
Die  Entstehung  des  Vogtgerichts. 

JJie  Aufgabe  des  ersten  Baches  war  es  hauptsächlich  die 
allgemeine  Gliederung  der  märkischen  Gerichtsverfassung 
darzulegen  und  für  jedes  Gericht  den  E^reis  der  Personen 
und  Sachen,  für  die  dasselbe  thätig  wurde,  nachzuweisen. 
Nachdem  so  in  vorwiegender  Erörterung  der  Competenz- 
Verhältnisse  gewissermassen  der  Rahmen  für  die  einzelnen 
Institute  gezeichnet  worden,  handelt  es  sich  jetzt  um  die 
Darstellung  des  Entwickelungsganges ,  den  jedes  einzelne 
Gericht  genommen  hat.^ 

Als  die  eigentliche  allgemeine  Quelle  jeder  Art  von  Ge- 
richtsbarkeit, die  in  der  Ifark  Brandenburg  geübt  wurde, 
hat  sich  ergeben  die  markgräfliche  Gewalt,  die  sich  für  die 
Uebung  der  Jurisdiction  als  Gerichtsherrlichkeit  gestaltet.^) 

1)  Cf.  Bd.  I.  §.  4,  S.  36  ff. 

E0HM8,  GERICHTS-AKRFASSVNO.     II.  1 
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Der  Ausdruck  der  Quellen  über  die  allgemeine  Machtvoll- 
kommenheit des  Markgrafen  ist  jus  marchiae  oder  Mark- 
recht,^)  die  Gerichtsherrlichkeit  desselben  ist  also  nur  ein 

2)  Cf.  Bd.  I.  S.  39  f.  (§.  4).  In  einör  vortrefflichen,  neuerdings  er- 
schienenen Abhandlung  von  Brunner,  über  das  gerichtliche  Exemtions- 
recht  der  Babenberger.  Wien  1864,  S.  29,  Note  2  (im  Juliheft  pro  1864 
der  Sitzungsberichte  der  phil.  bist.  Cl.  der  kaiserl.  österr.  Academie  der 
Wissenschaften.  Bd.  XLVII.  S.  315  f.)  wird  das  märkische  Markrecht 
mit  dem  im  Oesterreichischen  vorkommenden  Markfutter  =  Mährenfdtter 
als  identisch  angesehen.  Dies  ist  wol  kaum  richtig  schon  wegen  des 
lateinischen  Ausdrucks  jus  marchiae ,  der  wol  kaum  sprachlich  auf  die 
Wurzel  ahd.  marah,  mhd.  march  zurückgeführt  werden  kann.  Jus  mar- 
chiae bedeutet  geradezu  die  Gesamtheit  der  markgräfiichen  Eechte; 
das  geht  unzweideutig  hervor  aus  einer  Urkunde  von  1170,  einer  Schen- 
kung des  Fürsten  Casimir  von  Pommern  an  das  Domcapitel  zu  Havel- 
berg. (Gedruckt  bei  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  85,  No.  7;  Meklenb. 
Urk.  Buch  I.  S.  90.  a.  E.  No.  25 ;  Küster,  coli,  opuscul.  historiam  mar- 
chicam  illustr.  Bd.  II.  16.  17.  Stück,  S.  144.)  Hier  heisst  es  :unter  den 
Unterschriften:  ex  laicis  vero:  Alberto,  Brandenburgensi  marchione, 
Ottone,  filio  ejus,  jus  Marchie  tunc  tenente.  —  Wenn  nun  in  der  Bd.  I. 
S.  39  behandelten  Urkunde  von  1188  geradezu  gesagt  wird:  jus  marchie, 
quod  communi  vocdbulo  marcrecht  nuncupatur,  so  darf  man  nicht  mehr 
zweifeln,  dass  mit  dem  Markrecht  oder  jus  Marchiae  dem  Markgrafen 
eine  Gesamtgewalt  über  das  Land  beigelegt  wird,  deren  selbständiges 
Subject  er  ist.  Eine  andere  unterstützende  Stelle,  die  von  einer  selb- 
ständigen märkischen  Justiz  und  Gerichtsgewalt  wenigstens  implicite 
redet,  ist  eine  Urkunde  von  1184  (Schenkung  des  Markgrafen  Otto  von 
Grund  und  Boden  zur  Gründung  des  Klosters  Arendsee),  wo  es  heisst: 

slavicas  villas  eidem  stagno  acfjacentes et  unum  mansum 

cum  advocatia  et  cum  omni  justitia,  quae  spectat  ad  Marchiam  (cf. 
Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XVII.  S.  1,  No.  1,  auch  Lenz,  Brandenb.  Urk.  L 
S.  2,  Nr.  3).  Endlich  sei  noch  eine  Stelle  angeführt,  in  welcher  die 
selbständige  Gewalt  des  Markgrafen  über  das  ihm  untergebene  Gebiet 
zwar  keineswegs  juristisch  präcis,  aber  sehr  unzweideutig  bezeichnet 
wird.  Als  nämlich  Heinrich  der  Löwe  das  Kloster  Neumünster  im  Jahre 
1148  beschenkte,  heisst  es  am  Schluss  der  Schenkungsurkunde:  Acta 
sunt  haec  Heikenbütle  coram  frequentia  totius  exercitus,  qui  nobiscum 
erat,  quando  reversi  sumus,  accepta  victoria  de  hostibus  regni  Thied- 
marskiensibus,  qui  Rotholfum  marchionem,  principem  et  comüem  suum, 
jam  pridem  interfecerant.  (Cf.  de  Westphalen,  monum.  ined.  rer.  germ. 
pr.  cimbr.  et  megapol.  II.  S.  20,  No.  10.)  Man  darf  füglich  aus  der 
Wendung:  principem  et  comitem  suum  die  Grundanschauung  entneh- 
men, dass  der  Markgraf  in  seinem  Gebiete  selbständiger  Herrscher, 
wenn  schon  kein  Souverain,  ist,  und  das  ly  &ia&voiy  princeps  et  comes  bil- 
det kein  unpassendes  Gegenstück  zu  dem*  anderen:  dux  et  marchio, 
worüber  vergl.  Bd.  I.  S.  33  (§.  3):  Markgraf  Rudolf  muss  als  selbstän- 
dig und  frei  von  der  herzoglichen  Gewalt  angesehen  werden.  Denn 
obwol  er  als  comes  der  Dietmarschen  bezeichnet  wird,  so  wird  in 
einer  Urkunde  von  1145  der  Ermordung  Rudolfs  durch  dietmarsische 
Bauern  mit  den  Worten  berichtet:  In  comitatu  Diethmaringensium  a 
suis  hominibus  impie  interemtus  fuit,  welche  Ausdrucksweise  dem  oben 
erörterten  Ausdruck:  principem  et  comitem  suum  genau  entspricht. 
Cf.  de  Westphalen,  1.  c.  Note  2. 
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Theil  jenes  Markrechtes.  Die  Weise,  wie  der  Markgraf 
seine  Gerichtsherrlichkeit  ausübte,  bestand  nicht  etwa  allein 
darin,  dass  er  persönlich  in  der  Mark  Gericht  hielt,  sondern 
hauptsächlich  in  der  Einsetzung  von  richterlichen  Beamten, 
die  je  nach  ihrer  Stellung  in  grösseren  oder  kleineren  Spren- 
gein die  Justiz  verwalteten. 

Es  ist  schon  im  ersten  Buche  (Bd.  I.  S.  42  S.)  hervor- 
gehoben, dass  mehr  die  Organisation  der  Gerichts- 
verfassung als  die  persönliche  Abhaltung  von  Ge- 
richtssitzungen die  eigentliche  Function  des  markgräf- 
lichen Amtes  bildet  und  dass  gerade  hierin  der  Sinn  des 
Bingens  bei  der  markgräflichen  Huld  besteht.  Darum  wird 
uns  auch  schon  von  den  ältesten  Zeiten  an  von  richterlichen 
Beamten,  die  unter  dem  Markgrafen  und  im  Namen  des- 
selben thätig  waren,  Bericht  gegeben,  nämlich  von  den  Burg- 
grafen, deren  bereits  im  Allgemeinen  Bd.  I.  S.  92  S.  (§.  10) 
gedacht  worden  ist.  Hiemit  stimmt  überein  eine  Nachricht 
des  sächsichen  Lehnrechts,  die  einer  genaueren  Erörterung 
unterzogen  werden  muss. 

Ssp.  Lehnr.  art.  71,  §.  2  u.  3  sagt: 
g.  2:  Svie  gerichte  to  lene  hevet  von  me  koninge  neder- 
wart,  dat  ne  mach  nicht  komen  in  die  vierden  haut 
ane  scultheitdum  al  ene,  durch  dat  nen  greve  dingen 
ne  mach  ane  beienden  scultheite. 
§.  3:  It  ne  mach  ok  nieman  nen  gerichte  lien,   dat  ime 
gelegen  is,  it  ne  si  en  sünderlik  gerichte,  dat 
in   sin   gerichte  höre,    also  grafscap  dut  in 
die  marke   unde   in  ander  vanlen,    dat  mut 
he    wol    verlien    unde    ne    mut    it    san    mit 
•      rechte  nicht  ledich  behalden  over  en  jar. 
Aus  der  Stelle  ergibt  sich  Folgendes: 
1.   Der  Graf  leiht  das  Schultheissthum,  weil  er  desselben 
für  seine  eigene  Führung  des  Grafenamtes  nicht  ent- 
behren kann  (verb:  ane   scultheitdum  al  ene,  durch 
dat  nen  greve  dingen  ne  mach  ane  beienden 
scultheite).    Cf.  auch  Ssp.  III.  52.  §.  3  und  Bd.  I. 
S.  70  (§.  6). 

!♦ 
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2.  Das  Schultheissthum  ist  daher  ein  in  jeder  Grafschaft 
wesentliches  Unteramt,  wenn  der  Graf  es  leihet, 
so  thut  er  es  kraft  seines  gräflichen  Amtes. 

3.  Der  Schultheiss,  der  vom  Grafen  beliehen  wird,  em- 
pfängt das  Amt  des  Schultheissen  zu  Lehen,  nicht 
bloss  die  Nutzungen  desselben.  Es  liegt  daher  ein 
eigentliches  Gerichtslehen  vor. 

4.  Ebenso  wie  der  Graf  das  Schultheissthum  soll  der 
Markgraf  die  Grafschaft  als  ein  sonderliches  Gericht 
leihen  dürfen  (verb:  it  ne  si  en  sünderlik  gerichte,  dat 
in  sin  gerichte  höre,  also  grafscap  dut  in  die 
marke). 

5.  Analog  dem  Verhältniss  des  Grafen  zum  Schultheissen 
leiht  der  Markgraf  die  Grafschaft  kraft  seines  Amtes, 
er  gibt  das  Lehen  als  ein  eigentliches  Gerichtslehen. 
Wenn  es  daher  auch  bei  den  im  sächsischen  Land- 
oder Lehenrechte  erwähnten  Lehen  am  Gerichte  nicht 
immer  klar  ist,  ob  das  Amt  als  solches,  oder  nur  die 
Nutzungen  desselben  Object  der  Beleihung  sind,*)  so 
muss  doch  hier  das  Amt  als  solches  als  Gegenstand 
des  vom  Markgrafen  ertheilten  Lehens  angesehen  wer- 
den. Gerade  die  Bezeichnung  des  Grafenamtes  als 
ein  „sünderlik  gerichte"  des  Markgrafen  unter- 
stützt diese  Annahme.^*) 

6.  Der  vom  Markgrafen  mit  der  Grafschaft  beliehene 
Beamte  steht  also  zum  Ersteren  in  derselben  Stellung 
wie  der  Schultheiss  zum  Grafen. 

7.  Nach  Ssp.  III.  52.  §.  3^)  ist  der  Schultheisse  Richter 
in  der  Klage  gegen  den  Grafen.  Ebenso  soll  es  sein 
der  Burggraf  über  den  Markgrafen.    Bei  diesem,  bis- 


3)  Cf.  Homeyer,  des  Sachsenspiegels  zweiter  Theil.  Bd.  IL  S.  531  f. 

3a)  Cf.  Alfred  Pernice,  in  der  Allgemeinen  Encyclopädie  der  Wissen- 
schaften und  Künste.  Erste  Section.  LXXVIII.  v.  Graf  S.  156,  Note  18 
und  Note  20. 

4)  Wenne  klaget  man  over  den  richtere  (d.  i.  den  Grafen),  he  sol 
antwerden  vor  deme  acultheiten,  wen  die  scultheite  is  rtchter  siner  acult; 
als  is  die  palenzgreve  over  den  keiser  unde  die  burchgreve  over  den 
tnarcgreven. 
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herigen  Parallelismus  zwischen  dem  Schultheissen  und 
dem  vom  Markgrafen  beliehenen  Grafen   ist  es  eine 
natürliche  Folgerung,  dass  eben  der  Burggraf  es  ist, 
der  vom  Markgrafen  mit  der  Grafschaft  beliehen  wird, 
dass  die  märkische  Burggrafschaft  zu   der  Markgraf- 
schaft   als    ein  „sünderlik  gerichte"    gehört   und 
dass  man  von  ihr  sagen  muss,  sie  sei  wol  in  derselben 
Weise  für  das  markgräfliche  Amt  unentbehrlich,  wie 
das  Schultheissthum  für  das  gräfliche  Amt  es  ist. 
I.    Von  dem  Gericht  des  Burggrafen.    Wenn  nach 
dem  Bisherigen  der  Markgraf  seine  Gerichtsbarkeit  in  den 
ältesten  Zeiten  auch  durch  Burggrafen  übte,  so  ist  doch  nicht 
jeder  Burgvorsteher  in  der  Mark  mit  den  hier  in  Rede  befind- 
lichen richterlichen  Functionen  ausgestattet.  Es  werden  manche 
Befehlshaber  von  Burgen  erwähnt,  die  gewiss  nur  das  Com- 
mando  über  eine  der  zahlreichen  Grenzburgen  des  Landes  hat- 
ten, mithin  eine  rein  militärische  Stellung  einnahmen.    Schon 
bei  Wippo  wird  eine  Burg  Wirbina  (Werben)  erwähnt;^)  aber 
wer  möchte  daraus   herleiten,   dass  der  diesem  Burgwarde 
vorstehende  Befehlshaber  die  richterlichen  Geschäfte  in  dem 
Umfange  des  gräflichen  Amtes  besorgen  sollte.    Es  werden 
schon  im  10.  Jahrhundert  so  zahlreiche  Burgen  fast  gleich- 
zeitig genannt,    dass  der  zu  denselben  gehörige   Sprengel 
nur  ziemlich  klein  gewesen  sein  muss,  mithin  die  Grafschaft, 
das  gräfliche  Amt  dem  Castellanus  oder  Burggrafen  nicht 
füglich  anvertraut  sein  konnte.    In  einer  Urkunde  vom  Jahre 
980  werden  Burgen  im  Gau  Hevellon  erwähnt,®)  995  wird 
einem  Grafen  der  Burgwart  Bitrizi  im  Gau  Moraciani  an- 
vertraut, '^)  997  wird  ein  Burgwart  Suselzi  erwähnt®)  und  in 

5)  Cf.  Pistor,  Script,  rer.  germ.  IL  S.  479.  Perz,  Monum.  bist.  germ. 
Script.  XI.  S.  271.  cap.  33:  sed  Imperator  ad  compescendas  incursiones 
eorum  construxit  castellum  Wirhinam,  in  quo  praesidia  militum  locavit, 
et  principes  Saxoniae,  ut  unanimiter  resisterent  paganis,  sacramento 
et  imperiali  jassione  constrioxit. 

6)  Cf.  von  Baumer,  Reg.  bist,  brand.  S.  59,  No.  283:  Castella  in 
pago  Hevellon  in  comitatu  Dieterici  Marcbionis. 

7)  Cf.  von  Räumer,  Reg.  bist,  brand.  S.  68,  No.  836:  Otto  rex  Sigi- 
berto  comiti  burgwardium  iitrizi  in  pago  Morazani  in  ipsius  comitatu 
dedit,  exceptis  villis,  quae  ad  monastenum  Mimileve  (pertinent). 

8)*Cf.  von  Baumer,  Reg.  bist,  brand.  S.  69,  No.  3^0. 
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demselben  Jahre  der  Burgwart  Beliz,®)  endlich  im  Jahre  1162 
der  Burgwart  Stene  an  der  Milde  als  Grenzfestung  gegen 
die  Lausitz.^®)  Solche  rein  militärische  Burgen  waren  nicht 
Centralstätten  eines  ordentlichen  Landesdistricts,  einer  Burg- 
grafschaft, sondern  sie  bildeten  wol  selbst  Theile  der  Burg- 
grafschaft, ihre  Besatzung  war  der  administrativen  und  rich- 
terlichen Gewalt  des  eigentlichen  Burggrafen  unterworfen. 
Eine  Andeutung  von  diesem  Verhältniss  einzelner  Burgen 
mit  ihren  engen  Burgwarden  zur  Burggrafschaft  gibt  die 
oben  Note  9  erwähnte  Stelle  von  der  Bui-g  Beliz,  welche 
in  comitatu  Teti  comitis  liegt.  Hier  erscheint  oflfenbar  Beliz 
als  Theil  einer  Grafschaft  unter  der  Amtsgewalt  eines 
Grafen.  Freilich  war  im  Jahre  997,  aus  welchem  jene  Ur- 
kunde herrührt,  die  vom  Markgrafen  Gero  gegründete  Herr- 
schaft durch  Aufstände  der  Wenden  stark  erschüttert,  Lothar 
von  Walbeck  als  Markgraf  der  Nordmark  kämpfte  nicht  ohne 
Mühe  gegen  die  stets  erneuerten  Angriffe  der  feindlichen 
Nachbaren,  gerade  das  Jahr  997  wird  durch  einen  Peldzug, 
den  er  gegen  die  Stoderaner  unternehmen  musste,  merk- 
würdig. Aber  es  ist  dennoch  kaum  anzunehmen,  dass  alle 
Einrichtungen  der  Markenverfassung  unter  den  kriegerischen 
Unruhen  zu  Grunde  gegangen  sind.  Wenn  Gero  sein  weites 
Gebiet  genügend  und  wirksam  beherrschen  wollte,  so  musste 
er  ohne  Zweifel  von  dem  Rechte  die  Grafschaft  zu  leihen, 
Gebrauch  machen  und  es  ist  immerhin  nicht  unwahrschein- 
lich, dass  gerade  der  erwähnte  Comitat  des  Grafen  Tetus 
im  Gau  Ploni  eine  von  jenen  märkischen  Grafschaften  war 
und  sich  selbst  im  Jahre  997  noch  erhalten  hatte.  —  Eine 
ähnliche  Bewandniss  hat  es  mit  der  oben  Note  7  erwähnten 
Burg  Bitrizi  im  Comitate  des  Grafen  Sigebert,  die  995  ver- 
gabt worden  ist. 

Auf  diese  Weise   findet   die  Angabe   des   sächsischen 

9)  Cf.  von  Baumer,  Reg.  hist.  brand.  S.  69,  No.  342:  Otto  Imperator 
quoddam  bürgwardium  in  provincia  Bloni  dicta  situm  pro  ejusdem  re- 
gionis  decimationis  concambio  ad.  S.  Mauritium  donavit  in  comitatu  Teti 
comitis  situm,  nomen  vero  hurgwardi  vulgo  Belizi.  —  Cf.  audi  Miedet^ 
M.  Br.  I.  S.  236,  252. 

10)  Cf.  von  Baumer,  Reg.  brand.  S.  218,  No.  1307.  • 
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Lehnrechts  (71.  g.  3),  dass  der  Markgraf  Grafschaft  leihen 
könne,  eine  indirecte  Bestätigung.  Schon  lange  vor  der  Zeit 
des  Sachsenspiegels  im  10.  Jahrhundert  findet  man  in  Ge- 
bieten wie  den  Gauen  Ploni  und  Moraciani,  die  zu  dem 
grossen  Gebiete  des  Markgrafen  Gero  gehört  hatten/*)  Grafen 
und  Grafschaften,  die  ihre  erste  Errichtung  gewiss  dem 
Organisator  jener  Gegenden,  dem  Markgrafen  Gero,  ver- 
dankten. 

Eigentlich  märkische  Burggrafen  sind  nur  drei  aufzu- 
weisen, nämlich  der  von  Brandenburg,  Arneburg  und  von 
Stendal.^^)  Ueber  die  Gerichtsbarkeit  der  Burggrafen  gibt 
nur  eine  Urkunde  von  1215  spärliche  Nachricht,  in  welcher 
die  Bürger  von  Stendal  von  dem  Gerichte  des  Burggrafen 
daselbst  befreit  werden.^^)  Das  Gericht  wird  in  der  Urkunde 
bezeichnet  als  placitum  et  jus  Borcgravii.  Schon  dieser 
Ausdruck  deutet  auf  eine  allgemeine  Versammlung,  der  Ge- 
richtsgenossen,  wie  sie  etwa  dem  im  ältesten  deutschen 
Rechte  herkömmlichen  ungebotenen  Dinge,  welches  dreimal 
im  Jahre  gehalten  wurde,  entspricht.  Ein  unterstützendes 
Moment  für  ^ie  Annahme,  dass  der  Burggraf  von  Stendal 
das  ungebotene  allgemeine  Gericht,  welches  über  die  grössten 
und  wichtigsten  Streitigkeiten  entschied,  abgehalten  habe, 
findet  sich  in  der  Thatsache,  dass  Stendal  im  Jahre  1151 
von  einem  Dorfe  zur  Stadt  erhoben  wurde  und  bei  dieser 


11)  Ploni  ist  die  heutige  Zauche  und  der  Gau  Moraciani  südlich 
von  der  Stremme.    Cf.  Bd.  I.  S.  24. 

12)  Cf.  Bd.  I.  S.  95  —  97  (§.  10).  In  der  DarsteUung  des  ersten 
Bandes  ist  ein  Vergleich  zu  der  gegenwärtigen  Entwickelung  zu  berich- 
tigen, dass  der  Burgwart  mit  der  Burggrafschaf:  verwechselt  wird.  Ein 
District  für  die  Landesregierung  ist  nur  die  Burggrafschaft,  sie  umfasst 
mehrere  Burgen  mit  ihren  Burgwardeu.  Der  Burgwart  ist  nur  ein  Ge- 
biet, das  zur  Burg  gehört  und  das  jede  Burg  besitzt;  es  hat  keine  admi- 
nistrative oder  jurisdictionelle  Bedeutung,  sondern  höchstens  eine  rein 
militärische,  weil  in  dem  Burgwarde  die  Burgmannen  wohnten,  in  diesem 
also  der  Heerbann  des  Befehlshabers  der  Burg  ergehen  musste. 

13)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  7,  No.  5: ad  peticionem 

civium  Stendalensium  et  consulum  virorum  prudentum  gravamcn,  quod 
idem  Stendalenses  pro  importunitate  Borggravii  quem  habere  consue- 
verunt,  penitus  relaxavimus  statuentes,  ut  in  ci  vi  täte  deinceps  placito 
et  juri  non  teneantur  stare  Borcgravii,  —  Vergl.  auch  Bd.  I.  S.  96, 
Note  IPI. 
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Gelegenheit  magdeburgisches  Stadtrecht  empfieng.'*)  Das 
magdeburgische  Stadtrecht  zeigt  einen  Burggrafen,  welcher 
dreimal  im  Jahre  das  ungebotene  Gericht  über  Blutbann 
abhält  Der  Bewidmungsbrief  magdeburgischen  Rechts  von 
Halle  an  die  Stadt  Neumarkt  vom  Jahre  1235  legt  deutli- 
ches Zeugniss  dafür  ab.^^)  Es  ist  also  auch  vom  Burggrafen 
von  Stendal  wahrscheinlich,  dass  er  das  ungebotene  Ding 
dreimal  im  Jahre  über  Blutbann  gehalten  hat,  dass  ein 
Gleiches  von  allen  übrigen  märkischen  Burggrafen  gilt,  dass 
mithin  für  die  Angehörigen  der  Mark  der  Burggraf  dieselbe 
Jurisdiction  geübt  hat  wie  der  sächsische  Graf  über  die 
SchöfFenbarfreien.  Grafschaft  wird  im  sächsischen  Lehnrecht 
das  Amt  des  vom  Markgrafen  beliehenen  Richters  genannt, 
Grafen  kommen  kurze  Zeit  nach  Gero's  Tode  im  Gebiete 
der  Mark,  nämlich  in  den  Gauen  Ploni  und  Moraciani  vor, 
der  stendalische  Burggraf  hat  mit  überwiegender  Wahr- 
scheinlichkeit dieselben  Befugnisse  wie  der  magdeburgische 
Burggraf,  der  das  ungebotene  Ding  über  Blutbann  dreimal 
im  Jahre  hält,  und  somit  fehlt  kaum  ein  erhebliches  Mo- 
ment, um  die  analoge  Stellung  des  märkischjen  Burggrafen 
mit  dem  sächsischen  Grafen  anzunehmen.  Dennoch  ist  der 
Burggraf  kein  Graf  im  Sinne  des  Sachsenspiegels,  er  richtet 
nicht  unter  Eönigsbann,  sondern  bei  markgräflicher  Huld, 
seine  Gerichtsunterworfenen  sind  nicht  schöfifenbarfrei  und 
nicht  reichsunmittelbar,  sondern  Marksassen.  Er  ist  nicht 
der  sächsische  Graf,  aber  er  trägt  den  Typus  desselben 

14)  Vergl.  Bd.  I.  S.  97,  Note  102  und  S.  38,  Note  24  a. 

15)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  ürk.  Samml.  zur  Gesch.  des  ür- 
ßprungs  der  Städte.  S.  295,  No.  16.  §.  2:  Scire  ergo  vos  volumus,  quod 
summtts  noster  judex  dominus  burcgravius  de  Meydeburch  ter  in  anno 
presidet  jadicio  et  dies  quatuordecim  ante  Judicium  et  quatuordecim 
dies  poBt  Judicium  nullus  alius  judex  judicat  nisi  burcgravius  pre- 
dictw,  —  §.3:  Si  autem  burcgravius  predictos  tres  dies  suo  judicio 
assignatos  neglexerit,  excepto  si  fuerit  in  servicio  domini  imperatoris 
vel  si  dies  celebris  fuerit  vel  in  septuagesima  fuerit,  burcgravii  judicio 
non  astamus.  —  §.6:  Si  infra  terminos,  qnod  Wichbilde  dicitur,  homi- 
cidium  contigerit,  si  alicui  culpa  homicidii  imponitur  tribus  talentis 
satisfaciet  Burkgravio  vel  unica  manu  se  expurgabit.  Si  autem  com- 
posicio  intervenerit  in  judicio  confirmato,  se  non  poterit  expurgare.  — 
Vergl.  auch  ähnlich  die  allerdings  um  Vieles  späteren  magdeb.  Frag, 
ed.  Behrendt  I.  2.  dist.  17.  • 
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unter  den  anderen  staatsrechtlichen  Verhältnissen,  welche 
die  Verfiissung  der  Mark  mit  sich  brachte. 

IL  Verhältniss  der  Burggrafen  zu  den  Vögten. 
Nur  aus  sehr  wenigen  Spuren  ist  zu  entnehmen,  in  welcher 
Weise  der  Burggraf  die  ihm  obliegenden  richterlichen  Be- 
fugnisse ausgeübt  hat.  Eine  allgemeine  Wahrscheinlichkeit 
spricht  dafür,  dass  die  mancherlei  militärischen  Functionen, 
welche  dem  Burggrafen  unzweifelhaft  oblagen,  ihn  vielfach 
an  Wahrnehmung  der  richterlichen  Geschäfte  verhindert 
haben  müssen  und  deshalb  ein  stellvertretender  Beamter 
des  Burggrafen  kaum  entbehrlich  gewesen  sein  wird.  Ge- 
schichtliche Nachrichten  aus  der  Zeit,  in  welcher  das  Amt 
des  Burggi-afen  in  voller  Reinheit  bestand,  sind  uns  nicht 
überliefert,  nur  aus  den  Zeiten  der  verfallenden  Burggraf- 
schaften ist  an  wenigen  Spuren  die  vermuthliche  Beschaffen- 
heit derselben  zu  erkennen. 

Der  Burggraf  hatte  in  der  That  einen  Vogt  unter  sich, 
der  innerhalb  seiner  Burggrafschaft  thätig  war.  Die  Unter- 
schriften unter  mehreren  Urkunden  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  zeigen  neben  dem  Burggrafen  einen 
Vogt,  von  dem  es  wahrscheinlich  ist,  dass  er  der  Vogt  eben 
jenes  Burggrafen  gewesen  ist.  Hinter  dem  Burggrafen  Bal- 
dcrich  von  Brandenburg  folgt  unmittelbar  der  Vogt  Evererus 
in  einer  Bestätigungsurkunde  für  die  Rechte  des  Klosters 
Leizkau  vom  Jahre  1173.^^) 

Im  Jahre  1179  war  wol  jener  Evererus  nicht  mehr  Vogt 
des  Burggrafen  von  Brandenburg,  denn  als  Vogt  wird  neben 
dem  Burggrafen  ein  gewisser  Theodericus  erwähnt,  während 
jener  Evererus  einfach  als  Evererus  de  Lindowe  erscheint.^"'') 

16)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  75,  No.  9:  Die  Unterschriften  der 
Laienzeugen  sind:  Otto  Marchio  Brandenburgensis ,  Baldericus  Castel- 
lanus  Brandenburgensis,  Evererus  advocatus,  Richardus  et  Hinricus 
frater  ejus,  Gerbertus  de  Liezecha,  Friedericus  prefectus  de  Liezecha. 
Dass  hier  Evererus  ein  Vogt  unter  dem  Burggrafen  Balderich  ist,  muss 
man  wol  aus  der  unmittelbaren  Erwähnung  neben  demselben  folgern. 

17)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VIIL  S.  113,  No.  25.  Zeugen  aus  dem 
Laienstande  sind:  laici  vero  Badericus  burchgravius  in  Brandenburch, 
Evererus  de  Lindowe,  Gerardus  Falco,  Gerbertus  de  LyzeJca,  Theode- 
ricus  ßdvocatus  de  Brandenburch  et  alii  quam  plures  clerici  et  laici. 


10  GESCHICHTE   DER    GERICHTS-VERPASSÜNÖ. 

Hier  wird  der  Vogt  Theodericus  als  Vogt  von  Brandenburg 
bezeichnet,  da  er  also  neben  dem  Burggrafen  von  Branden- 
burg erwähnt  wird,  so  ist  es  unzweifelhaft,  das  er  eben  der 
Vogt  dieses  Burggrafen  war.  In  einer  Urkunde  vom  Jahre 
1194,  worin  dem  Domcapitel  zu  Brandenburg  das  Dorf  Mar- 
zahne  verliehen  wird,  findet  sich  als  Burggraf  von  Branden- 
burg ein  gewisser  Sifridus  und  als  Vogt  neben  ihm  der  Vogt 
Alexander.^^)  Eben  dieser  Alexander  wird  noch  im  Jahre 
1197  in  einer  Urkunde  neben  dem  Burggrafen  Sifridus  von 
Brandenburg  erwähnt,  und  zwar  als  advocatus  Sifridi  castel- 
lani.^^)  Diese  Bezeichnung  im  Zusammenhang  mit  den  vorher 
angeführten  Thatsachen  spricht  also  nur  aus,  was  in  anderen 
Urkunden  implicite  enthalten  ist,  dass  nämlich  der  Burggrat 
zu  seiner  Hilfe  und  Vertretung  eines  Vogtes  bedarf,  dieser 
daher  füglich  des  Burggrafen  Vogt  genannt  werden  kann. 

18)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  VIII.  S.  121,  No.  33:  Unterschriften: 
Otto  marchio  Brandenburgensis  et  frater  ejus  comes  Adelbertus,  S^rtdm 
Brandenhurgensis  Castellanus  et  frater  ipsius  Comes  Bedericus,  Hein- 
ricus  Brandenburgensis  .prepositus,  Hezelo  prepositus  de  Lezeke,  Hein- 
ricus  prior  de  Brandeburg,  Heinricus  custos,  Hugo  camerarius,  Gunze- 
lious  cellerarius  totusque  ejusdem  ecclesiae  conventus,  Burchardus  de 
Plozeke,  Otto  burgeosis  de  Brandeburg,  Rodolphus  de  Wedinge,  Heinricus 
de  Stegeliz,  Bartbolomeus ,  Alvericus  de  Stegeliz,  Heinricus  burgensis 
de  Brandeburg,  Conradus  de  Stoltenhagen  et  Heidenricus  frater  ejus, 
Alexander  advocatus  et  aUi  quam  plures  clerici  et  laici. 

19)  Cf.  Btedel,  C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  469,  No.  1  (1197):  Hujus  rei 
testes  sunt:  Norbertus  episcopus  Brandeburgensis  et  ego  marchio  in 
Brandenburch  Otto  et  frater  mens  Albertus  comes  in  Arneburch,  pre- 
positus Henricus  Brandeburgensis  et  archidiaconus,  prior  Henricus  cum 
toto  conventu  in  Brandeburch,  Hermannus  sacerdos  de  Nawen,  Walterus 
sacerdos  deHarlungate,Gozwinus  sacerdos  de  Markowe,Marselius  sacerdos 
de  Pusin,  Theodericus  sacerdos  de  Cosetsyn,  Sifridus  castellanus  in 
Brandeburch  et  frater  ejus  comes  Badericus  in  Dorenburch,  dapifer 
Henricus,  Rudolfus  pincerna,  Everardus  advocatus  in  Spandowe,  Fride- 
ricus  advocatus  in  Brandeburch,  Henricus  advocatus  in  Vorlande,  urbani 
Brandeburgenses,  videlicet  Rudolfus  de  Weddinge,  Henricus  de  Stegeliz, 
Conradus  Henricus,  Albertus,  Alexander  advocatus  Sifridi  castellani  et 
alii  quam  plures.  —  Heffter,  Gesch.  der  Stadt  Brandenburg  (Potsdam 
1840)  S.  89,  Note  3  hält  diesen  Alexander  für  einen  Privatvogt  des 
Burggrafen  Sifridus  auf  den  Privatgütern  desselben.  Ein  Grund  zu 
dieser  Annahme  ist  nicht  vorhanden.  Denn  die  vorstehende  Urkunde 
betrifft  eine  Schenkung  von  mehreren  Kirchen  an  das  Domcapitel  zu 
Brandenburg  und  hat  mit  Privatangelegenheiten  des  Burggrafen  nichts 
zu  thun.  Ueberdies  erscheint  jener  Alexander  mit  der  einfachen  Be- 
zeichnung advocatus  schon  im  Jahre  1194  bei  einer  Schenkung  des 
Bischofs  von  Brandenburg  an  das  Domcapitel  daselbst,  wo  also  eben- 
falls von  Privatangelegenheiten  des  Burggrafen  Sifridus  keine  Rede  ist. 
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Es  ist  zweifelhaft,  welche  SteUung  der  Vogt  zu  dem 
ihm  übergeordneten  Burggrafen  einnahm,  ob  er  bloss  Stell- 
vertreter desselben  bei  vorkommender  Vefhinderung  war, 
oder  ob  er  selbst  neben  dem  anwesenden  Burggrafen  in 
geringeren  Eechtshändeln  eine  Jurisdiction  als  ständiger 
ünterbeamter  übte.  Die  historischen  üeberlieferungen  sind 
aus  der  Zeit  der  Burggrafen  zu  spärlich,  um  übqr  diese 
Alternative  Bestimmtes  zu  behaupten.  Nur  eine  Spur  ent- 
halten die  märkischen  Quellen,  der  zufolge  der  Vogt  über 
Blutbann  richten  durfte  und  dies  wahrscheinlich  dann  that, 
wenn  er  den  abwesenden  Burggrafen  vertrat. 

Der  oben  (bei  Note  16)  erwähnte  Vogt  Evererus  stand 
vermuthlich  unter  dem  Burggrafen  Balderich  von  Branden- 
burg. Eben  dieser  Evererus  übt  nach  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1162  den  Blütbann  dreimal  im  Jahre  auf  den  Be- 
sitzungen des  Klosters  Leizkau.^^)  Er  soll  dies  zwar  als 
ständiger  Richter  an  Stelle  des  Markgrafen,  welcher  die 
Schirmvogtei  über  Kloster  Leizkau  besass,  thun,  er  erscheint 
also  hier  nicht  in  seiner  eigentlichen  Function  als  Stellver- 
treter oder  Gehilfe  des  Burggrafen,  aber  es  ist  wol  wahr- 
scheinlich, dass  wenn  hier  einem  Vogte  die  ständige  Uebung 
des  Blutbannes  auf  einer  geistlichen  Patrimonialherrschaft 
übertragen  wird,  er  vermuthlich  auch  in  seiner  eigentlichen 
Amtsthätigkeit  die  Befugniss  gehabt  hat  die  höchste  Blut- 
gerichtsbarkeit zu  verwalten.  Ist  es  aber  richtig,  dass  der 
Vogt  Blutgericht  verwalten  konnte,  so  hatte  er  die  oberste 
Gerichtsbarkeit  in  der  Burggrafschaffc  und  hat  sie,  da  er 
unter  einem  Burggrafen  stand,  gewiss  nui*  in  Vertretung  des 
Letzteren  geübt,  wenn  dieser  abwesend  oder  sonst  verhin- 
dert war. 

Bei  dieser  Entwickelung  ist  vorausgesetzt,  dass  der  Vogt 
Evererus  ein  wirklicher  Vogt  unter  dem  Burggrafen  Balderich 
von  Brandenburg  gewesen  ist.  Für  diese  Annahme  spricht, 
dass  er  neben  demselben  erwähnt,  dass  er  in  der  Urkunde 
von  1173  (Note  16)  einfach  als  advocatus  aufgeführt  ist  und 

20)  Cf.  Bd.  I.  S.  147  bei  Note  272. 
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dass  sein  vermuthlicher  Nachfolger  Theodericus  unzweifel- 
haft als  Vogt  des  Burggrafen  von  Brandenburg  erscheint. 
Denn  in  der  Urkunde  von  1197  wird  Evererus  ohne  die  Be- 
zeichnung Vogt  einfach  als  Evererus  de  Lindowe  genannt, 
er  scheint  also  nicht  mehr  Vogt  zu  sein,  sondern  statt  seiner 
ist  aufgeführt  Theodericus,  advocatus  de  Brandenburch  (cf. 
oben  Note  17).  Dieser  Theodericus  ist  unzweifelhaft  Vogt 
des  Burggrafen,  es  ist  also  auch  wahrscheinlich,  dass  sein 
Vorgänger  Evererus  unter  dem  Burggrafen  stan(J.  Es  soll 
aber  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  Bedenken  gegen 
die  Annahme  obwalten,  Evererus  sei  ein  dem  Burggrafen 
untergeordneter  Vogt  gewesen.  Als  1162  ihm  die  Schirm- 
vogtei  von  Leizkau  übertragen  wurde,  drückte  sich  der  Mark- 
graf Albrecht  in  einer  Weise  aus,  die  auf  keine  anderen 
amtlichen  Functionen  deutet,  die  derselbe  etwa  im  Sprengel 
des  Burggrafen  gehabt  hätte.  Wäre,  das  muss  man  einräu- 
men, Evererus  Vogt  des  Bui'ggrafen  gewesen,  so  war  zu- 
nächst nur  Vertretung  und  Hilfe  bei  den  Geschäften  des 
Burggrafen  sein  Amt,  die  Schirm vogtei  über  Leizkau  und 
die  daraus  folgende  Gerichtsbarkeit  auf  den  Besitzungen 
dieses  Klosters  war  in  seinem  Amte  nicht  enthalten,  wurde 
ihm  jene  Schirmvogtei  übertragen,  so  traten  die  Rechte  und 
Pflichten  derselben  zu  den  Functionen  des  burggräflichen 
Vogtamtes  hinzu.  Bei  Uel^ertragung  der  Schirmvogtei  hätte 
es  nahe  gelegen  zu  erwähnen,  dass  jener  Evererus  schon 
Vogt  des  Burggrafen  von  Brandenburg  sei,  statt  dessen  sagt 
der  Markgraf,  er  übertrage  die  Schirmvogtei  cuidam 
nostro  ministeriali  Everero,^0  ^r  bezeichnet  ihn  als 
advocatus  ecclesiae  in  monte  Sanctae  Mariae  Liezeche,^') 
ja  wenn  Evererus  seine  Befugnisse  zum  Nachtheil  des  Klo- 
sters überschreite,  soll  der  Propst  an  den  Markgrafen  selbst 


21)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIV.  S.  323,  No.  2:  SoUicitudinis  itaque 
nostre,  qui  primi  et  summi  ejusdem  Ecclesie  sumus  Advocati  partem 
commisimüs  cuidam  nostro  Ministeriali  Everero, 

22)  Cf.  verba  der  citierten  Urkunde:  Statuimus  igitur,  ut  idem  Eve- 
rerus Tel  omnes  futuri  successores  ejus  per  nos  et  nostros  heredes  sub- 
ßtituendi  Advocati  Ecclesie  in  Monte  Sande  Marie  lAeeeclie, 
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recurrieren.^^)  Kein  Wort  wird  von  einer  Unterordnung  des 
Evererus  unter  einen  Burggrafen  gesagt,  der  Recurs  geht 
von  Evererus  an  den  Markgrafen,  diesen  Letzteren  scheint 
derselbe  direct  zu  vertreten  und  somit  reiner  specieller 
Schirmvogt  für  Leizkau  zu  sein,  der  dem  Burggrafen  keine 
amtliche  Subordination  schuldete. 

Einzuwenden  ist  freilich  gegen  diese  Zweifel,  dass  die 
Schirmvogtei  vermöge  einer  Cumulation  der  Aemter  wol  ein 
ausserordentliches  Nebenamt  des  Evererus  war,  dass  er  in 
seiner  Eigenschaft  als  Schirmvogt  den  Markgrafen  als  ober- 
sten Schirmvogt  und  nicht  als  Landesherrn  vertrat  und  dass 
die  hieraus  hervorgehenden  directen  Beziehungen  zum  Mark- 
grafen immer  noch  nicht  ausschliessen,  dass  er  auch  Vogt 
des  Burggrafen  war,  was  sich  auf  andere  Thatsachen  gründet. 

Dennoch,  selbst  wenn  man  Evererus  als  einen  vom  bran- 
denburgischen Burggrafen  unabhängigen  speciellen  Schirm- 
vogt von  Leizkau  ansieht,  so  ergibt  sich  für  die  anderweit 
erwiesenen  burggräflichen  Vögte  in  Betreff  der  Jurisdiction 
eine  Analogie.  Der  Markgraf  überträgt  einem  ihn  vertre- 
tenden Schirmvogt  die  Blutgerichtsbarkeit  auf  den  Besitzungen 
des  Klosters,  dieser  übt  also  die  höchste  Jurisdiction  und 
ist  also  ständiger  Vertreter  des  eigentlichen  Schirmvogtes, 
des  Markgrafen.  Wenn  also  der  Burggraf,  wie  feststeht, 
einen  Vogt  unter  sich  hat,  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass 
dieser  sein  ständiger  Vertreter  in  seiner  höchsten  Gerichts- 
barkeit d.  i.  im  Blutbanne  sein  soll.  Dass  demnach  der  Vogt 
innerhalb  der  ganzen  Burggrafschaft  den  Burggrafen  als 
höchsten  Richter  vertritt,  dürfte  überwiegende  Wahrschein- 
lichkeit für  sich  haben.  Denn  der  Burggraf  übte  den  Blut- 
bann für  seinen  Amtssprengel.  ^*) 

HL  Die  Zersetzung  der  Burggrafschaften  und 
das  Emporkommen  der  Vögte.  Man  muss  die  Burg- 
grafschaften sich  als  einen  ziemlich  weiten  Sprengel  denken, 

23)  Verba:  Prepositus  vero  si  illum  (Evererum)  excedentem  com- 
pescere  nequiverit,  ad  nostram,  id  est  Summi  preaentiam  Advocati 
omnia  deferat, 

24)  Cf.  oben  bei  Note  15. 
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nnerhalb  dessen  das  oberste  Gericht  durch  den  Burggrafen 
oder  den  vertretenden  Vogt  gehalten  wurde.  Allmählich 
jedoch  scheint  sich  das  feste  Zusammenhalten  der  Burggraf- 
schaft unter  der  ordentlichen  und  einzigen  Auctorität  des 
Burggrafen  gelöst  zu  haben,  kleinere  Districte  fangen  an 
selbständig  zu  werden  unter  ihren  besonderen  ordentlichen 
Beamten,  den  Vögten. 

Es  ist  nur  ein  urkundliches  Zeugniss,  welches  auf  diese 
dunkelen  Vorgänge  einiges  Licht  wirft,  aber  es  ist  doch 
glaubwürdig  genug  wenigstens  ein  ungefähres  Bild  von  dem 
Process  zu  erlangen,  der  zur  Zersetzung  der  Burggrafschaft 
führte. 

Im  Jahre  1194  erscheint,  wie  schon  bemerkt  (cf.  oben 
bei  Note  18),  der  Vogt  Alexander  neben  dem  Burggrafen 
Sifridus.  Da  neben  dem  Burggrafen  in  allen  vorher  ange- 
führten Beispielen  immer  nur  ein  Vogt  vorkommt,  so  ist  es 
natürlich,  dass  der  Vogt  Alexander  ebenfalls  der  einzige  des 
brandenburgischen  Burggrafen  war.  So  weit  also,  Stadt  und 
Land  umfassend,  der  Sprengel  des  Letzteren  reichte,  so  weit 
durfte  der  Vogt  auch  in  den  Geschäften  des  Burggrafen 
Verwendung  finden.  Die  erwähnte  Urkunde  von  1194  be- 
triflft  eine  Schenkung  an  das  Domcapitel  zu  Brandenburg. 
Mehrere  Bürger  von  Brandenburg  werden  unter  den  Zeugen 
aufgeführt,  nämlich  Otto  burgensis  de  Brandeburg  und 
Heinricus  burgensis  de  Brandeburg.  Wenn  also  nun  Alexan- 
der als  Vogt  einzig  und  allein  aufgeführt  wird,  so  ist  daraus 
zu  folgern,  dass  ein  besonderer  Vogt  für  die  Stadt  Branden- 
burg oder  deren  nächste  ländliche  Umgebung  nicht  existierte. 
Die  Stadt  Brandenburg  ist  also  noch  in  der  Burggrafschaft 
begriffen,  deren  Hauptsitz  sie  ist.  Es  wäre  ausserordentlich 
unwahrscheinlich,  wenn  ein  Vogt  für  einen  engeren  Sprengel 
um  Brandenburg  existierte,  dass  dieser  bei  dieser  Gelegen- 
heit unerwähnt  geblieben  wäre.  Ein  anderer  Zustand  zeigt 
sich  in  einer  Urkunde  von  1197  (cf.  oben  Note  19).  Es 
werden  neben  einander  erwähnt: 

Everardus,  advocatus  in  Spandowe, 

Fridericus,  advocatus  in  Brandeburch, 
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Henricus,  advocatus  in  Vorlande, 
.  Alexander,  advocatus  Sifridi  castellani, 
und  mehrere  brandenburgische  Bürger.  Während  also  Alexan- 
der noch  im  Jahre  1194  der  einzige  Vogt  des  Burggrafen 
Sifridus  ist,  hat  er  im  Jahre  1197  neben  sich  Vögte  von 
Spandau,  von  Brandenburg  und  von  Vorland.  Er  wird  im 
Gegensatze  zu  diesen  als  Vogt  des  Burggrafen  bezeichuet 
und  daraus  geht  hervor,  dass  die  übrigen  Vögte  eine  andere 
Stellung  zum  Burggrafen  einnahmen  als  er.  Dieselben  mögen 
immerhin  der  Oberaufsicht  des  Burggrafen  unterworfen  ge- 
wesen sein;  dies  ist  sogar  wahrscheinlich,  weil  in  der  Ge- 
gend von  Spandau  und  Vorland  kein  anderer  Burggraf  vor- 
kommt und  überdies  die  geographische  Nähe  jener  Städte 
bei  Brandenburg  die  allgemeine  Unterordnung  gerade  unter 
den  brandenburgischen  Burggrafen  wahrscheinlich  macht. 
Aber  eins  ist  doch  geschehen.  Die  Vögte  von  Brandenburg, 
Spandau,  Vorland  habeb  feste  kleinere  Sprengel  innerhalb 
der  alten  Burggrafschaft.  So  lange  der  Burggraf  nur  einen 
einzigen  Vogt  zu  seiner  Hilfe  und  Vertretung  hatte,  ver- 
wendete er  denselben  im  ganzen  Kreise  der  Burggrafschaft 
nach  Gelegenheit  und  Gutdünken,  von  einem  besonderen 
Sprengel  des  Vogtes  war  keine  Rede.  Die  jetzt  auftreten- 
den Vögte  Everardus  von  Spandau,  Pridericus  von  Branden- 
burg und  Heinricus  von  Vorland  (wol  das  heutige  Dorf  Pahr- 
land  an  der  Havel)  sind  ordentliche  Beamte  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen,  sie  haben  vermuthlich  ihren  festen  Sitz, 
man  kann  demnach  jetzt  von  einer  Vogtei  als  einem  amt- 
lichen Sprengel  reden. 

Hienach  muss  man  annehmen,  dass  zwischen  den  Jahren 
1194  und  1197  die  Vogteien  Spandau,  Brandenburg  und  Vor- 
land sich  von  der  alten  Burggrafschaft  von  Brandenburg 
losgelöst  haben,  losgelöst  freilich  nicht  in  dem  Sinne,  dass 
sie  gänzlich  unabhängig  geworden,  aber  doch  in  dem  an- 
deren, dass  ein  ordentlicher,  im  engeren  Kreise  thätiger 
Beamter  für  sie  bestand,  dass  also  die  Einwirkung  des  Burg- 
grafen auf  diesen  Sprengel  nur  noch  eine  mittelbare,  keine 
unmittelbare  war. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  die  alte  Bui'ggrafschaft  nicht 
völlig  in  solche  kleinere  Vogteien  aufgelöst  worden.  E^ 
bleibt  ein  Bestand  derselben  übrig,  für  den  der  Burggraf 
mit  seine;n  Vogte  seine  alte  Amtsthätigkeit  übt.  Ja  man 
muss  sogar  annehmen,  dass  der  Theil  der  Burggrafschaft, 
der  in  den  Händen  des  Sifridus  und  seines  Vogtes  blieb, 
grösser  war  als  jede  einzelne  der  Sonder -Vogteien.  Denn 
wenn  der  Vogt  Alexander,  der  noch  im  Jahre  1194  innerhalb 
der  ganzen  Burggrafschaft  fungierte,  nach  Bildung  der  beson- 
deren Vogteien  einen  kleineren  Rest  seines  Gebietes  für  sich 
behalten  hätte,  als  jeder  der  neuen  ständigen  Vögte  erhielt, 
so  wäre  das  für  ihn  eine  Degradation  und  eine  Verringerung 
seines  Amtseinkommens  gewesen,  die  er  sich  wol  kaum  hätte 
gefallen  lassen. 

Man  darf  fragen,  welche  allgemeinen  Gründe  diese 
wichtige  neue  Organisation  herbeigeführt  haben?  Es  ist 
klar,  dass  mit  der  Bildung  der  einzelnen  Vogteien  der  Keim 
für  die  Zersetzung  der  Burggrafschaft  überhaupt  historisch 
gegeben  ist.  Kein  neuer  Zustand  bildet  sich  aber,  ohne 
dass  der  alte  zu  demselben  sich  neigt,  seiner  bedarf  und 
ihn  gewissermassen  in  seinem  Schosse  birgt.  Eine  Beob- 
achtung scheint  für  die  hier  vorliegende  Frage  den  Schlüssel 
zu  geben. 

Die  alten  Burggrafschaften  hatten  vermuthlich  ein  ziem- 
lich ausgedehntes  Gebiet.  Schon  der  Name  der  Grafschaft 
setzt  einen  grösseren  District  voraus,  überdies  bestätigt  es 
die  geringe  Anzahl  von  Burggrafschaften,  die  uns  in  der 
Mark  Brandenburg  überliefert  wird  und  die  darauf  deutet, 
dass  die  Burggrafschaft  ein  weites  Gebiet  umfasst  haben 
muss.  In  den  ältesten  Zeiten  haben  diese  geographisch  aus- 
gedehnten, aber  nur  wenig  bevölkerten  Districte  die  Kraft 
eines  einzigen  Burggrafen  nicht  in  zu  hohem  Grade  in  An- 
spruch genommen.  Nur  langsam  schritt  das  Werk  der  Co- 
lonisation  vor,  fortdauernde  Kriege  zehrten  unausgesetzt  an 
der  vorhandenen  Bevölkerung,  nur  mühsam  bildeten  sich 
Ortschaften  und  unter  denselben  ein  dauernder  rechtlicher 
Verkehr.    Es  genügten  daher  wol  lange  Zeit  für  die  ver- 
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hältnissmässig  wenigen  Rechtsstreitigkeiten  die  jährlichen 
di'ei  ungebotenen  Gerichtstage  und  die  gebotenen  Dinge, 
deren  der  Verkehr,  am  Meisten  zu  bedürfen  pflegt,  wurden 
gewiss  nur  selten  berufen.  Criminalstreitigkeiten  wol  haupt- 
sächlich zwischen  der  slavischen  und  der  deutschen  Be- 
völkerung machten  den  hauptsächlichen  Bestand  der  Ge- 
schäfte des  Burggrafen  aus.  Allmählich  aber  wuchs  die 
Zahl  der  Binsassen  des  Sprengeis,  Streitigkeiten  civiler  und 
crimineller  Natur  fielen  häufiger  vor,  Ortschaften  bildeten 
sich  an  neuen,  der  Gerichtsstätte  des  Burggrafen  femer  lie- 
genden Punkten  und  jetzt  wurde  man  inne,  dass  die  Burg- 
grafschaft ein  zu  grosser  Sprengel  war,  dass  die  Wege  zu 
den  Gerichtstagen  für  Viele  ein  beschwerliches  zeitraubendes 
Geschäft  wurden,  dass  mit  steigender  Bevölkerung  und  zu- 
nehmendem Verkehre  die  einzelnen  Streitigkeiten  auf  den 
drei  ordentlichen  Gerichtstagen  oft  allzulange  auf  ihre  de- 
finitive Entscheidung  warten  mussten.  Hiezu  kam,  dass 
die  ersten  Anfänge  städtischer  Bildung  schon  in  der  Mark 
im  12.  Jahrhundert  auftraten.  Stendal  wurde  1151  zur  Stadt 
erhoben,  Brandenburg  wird  1 1 70  eine  Stadt  genannt.^*)  Hier 
hob  sich  der  Verkehr,  von  hier  aus  entsprang  eine  namhafte 
Vermehrung  der  Rechtshändel,  die  vor  den  Richter  gebracht 
wurden.  —  Bndlich  der  Burggraf  selbst  konnte  das  Missliche 
des  immer  mehr  hervortretenden  Rechtszustandes  kaum  ver- 
kennen. Auf  wenige  ordentliche  ungebotene  Gerichtstage 
drängten  sich  die  wichtigen  Sachen,  namentlich  die  an  Hals 
und  Hand  gehenden  zusammen.  Immer  länger  dehnten  sich  die 
Sitzungen  solcher  Gerichtstage  aus,  immer  höher  wuchs  die 
Zahl  der  dringenden  und  wichtigen  Processe,  die  zu  erle- 
digen waren.  Die  Dingpflichtigen,  ja  selbst  die  beisitzenden 
Schöffen  drängten  nach  Hause,  der  gefragte  Urtheilsfinder 
besann  sich  nicht  mehr  lange  um  das  Recht,  die  übrigen 
folgten  seinem  ersten  Urtheile  gerne  und  oft  wol  nur  zu 
bereitwillig  —  man  brach  die  Sachen  über  das  Knie,  nur 
um  sie  zu  bewältigen.    Auf  der  anderen  Seite  leiteten  die 

25)  Cf.  Bd.  I.  S.  38,  Note  24a;  S.  96,  Note  101;  S.  180,  Note  322. 
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Parteien  gewiss  häufig  Beschwerden  aus  jenen  eilfertigen 
Entscheidungen  her;  man  schalt  wol  das  Urtheil,  das 
die  Schöffen  gewissermassen  mit  schon -geschnürten  Beise- 
bündeln  gefunden  hatten.  Mit  einem  Worte,  unter  dem 
Drucke  der  üeberbürdung  verschlechterte  sich  die  Justiz. 
Das  ist  der  allgemeine  Zug  aller  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege im  Mittelalter.  Mit  den  grossen  unbeholfenen  Graf- 
schaften konnte  man  bei  steigender  Bevölkerung  nicht  mehr 
zurecht  kommen,  das  reger  werdende  Bechtsbedürfniss  musste 
an  zahlreicheren  Stätten  für  engere  Kreise  befriedigt  wer- 
den. Darum  wandeln  unter  verschiedenen,  aber  im  Grunde 
nicht  erheblichen  Modificationen  die  Grafschaften  sich  fast 
überall  in-Centen  um  und  der  allgemeine  Grund  der  neueren 
territorialen  Centgerichtsverfassung  beruht  nicht  etwa  in 
landesherrlicher  Willkür,  sondern  in  dem  Bedürfnisse  nach 
einer  den  Verhältnissen  angemessenen  Districtseintheilung.^**) 
Ursprünglich  wurden  gewiss  nur  die  verkehrreichsten 
Gegenden  zu  besonderen  Vogteisprengeln  zusammengelegt 
und  es  ist  significant,  dass  die  ältesten  Vogteistätten  Span- 
dau, Brandenburg  und  Vorland  sämmtlich  an  der  Havel  ent- 
lang liegen,  dem  schiffbarsten  Strome  der  Mittelmark.  Auch 
Stendal,  das  im  Jahre  1215  vom  Gericht  des  Burggrafen 
befreit  (cf.  oben  bei  Note  13)  und  somit  von  der  Burggraf- 
schaft abgelöst  wurde,  liegt  unweit  der  Elbe.  Später  traten 
auch  abgelegenere  Theile  des  Landes  in  einen  regeren  Ver- 
kehr, das  Interesse  besonderer  Vogteien  machte  sich  auch 
bei  ihuen  geltend  und  so  konnte  es  geschehen,  dass  die  alte 
Burggrafschaft  von  den  verschiedensten  Seiten  erfasst,  ihre 
Bedeutung  als  einheitlicher  District  verlor  und  sich  völlig 
in  kleinere  ländliche  Vogteien  auflöste.  Der  Burggraf,  der 
bis  dahin  der  ordentliche  eigentliche  Träger  der  höch- 
sten Jurisdiction  gewesen  war,  sank  immer  mehr  zu  einem 
blossen  Oberaufseher  der  einzelnen  Vögte  herab.    Er  ver- 


25  a)  lieber  den  Uebergang  der  Grafschaften  in  Centen  herrcht  im 
Allgemeineu  noch  grosses  Dunkel.  Yergl.  Eichhorn  ^  deutsche  St.  u. 
Bechtsg.  II.  §.  302,  S.  436. 
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schwand  völlig,  als  man  für  die  Controle  der  Vögte  andere 
Mittel  gefunden  hatte. 

In  demselben  Grade,  in  welchem  der  Burggraf  zurück- 
tritt, steigt  der  Vogt  empor.  Aus  einem  Substituten  und 
Gehilfen  des  Burggrafen  wandelt  er  sich  um  in  den  ordent- 
lichen Richter  und  Verwalter  eines  kleineren  Sprengeis.  Er 
saugt  alle  Biefugnisse  des  burggräflichen  Amtes,  deren  er  zu 
jenem  Zwecke  bedarf,  in  sich  auf  und  erlangt  dadurch  erst 
einen  festen  Amtscharacter.  Unter  dem  Burggrafen  scheinen 
feste  Grenzen  und  Befugnisse  dem  Amte  des  Vogtes  kaum'bei- 
ge wohnt  zu  haben,  weil  er  sicherlich  eine  sehr  willkürliche 
unstete  Verwendung  fand.  Man  kann  nicht  sagen,  dass 
durch  die  Bildung  der  Vogteien  der  Vogt  irgend  eine  Be- 
fugniss  empfieng,  die  er  vorher  schlechterdings  nicht  gehabt 
hätte.  Alles,  was  ihm  als  Vogt  später  zustand,  konnte  er 
wahrscheinlich  im  Auftrage  und  an  Stelle  des  Burggrafen 
auch  vollziehen,  aber  was  ihn  jetzt  von  seiner  früheren 
Stellung  unterschied,  war,  dass  er  dauernd  gewisse  Func- 
tionen hatte  und  dass  er  keines  besonderen  Auftrages  be- 
durfte. 

Dieser  üebergang  von  der  Burggrafschaft  als  der  pri- 
mären Form  der  märkischen  Gerichtsverfassung,  zu  den 
Vogteien  als  der  secundären  Erscheinung,  vollzog  sich  wol 
in  der  Zeit  vom  Ende  des  12.  Jahrhunderts  an  bis  etwa  zum 
Ende  des  ersten  Drittels  des  13.  Jahrhunderts.  Der  Ent- 
wickelung  im  Detail  zu  folgen  ist  bei  dem  Mangel  genauerer 
Nachrichten  nicht  möglich.  Die  einzige  wesentliche  Aende- 
rung,  welche  durch  das  Entstehen  der  Vogteiverfassung  in 
der  Thätigkeit  des  Vogtes  sich  herausgestellt  haben  wird, 
betrifft  wol  die  militärische  Seite. 

So  lange  nämlich  Burggrafen  bestanden,  war  ihnen  die 
militärische  Führung  der  Mannschaft  des  Burgsprengeis  ge- 
wiss anvertraut.  Gerade  diese  kriegerischen  Pflichten  des 
Burggrafen  bildeten  vermuthlich  den  Hauptgrund  für  häufige 
Abwesenheit  desselben  ausserhalb  seines  Sprengeis,  so  dass 
die  ordentlichen  Gerichte  durch  den  stellvertretenden  Vogt  ab- 
gehalten werden  mussten.  Der  Vogt  trat  also  besonders  dann 

2* 
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für  den  Burggrafen  ein,  wenn  dieser  durch  seine  militäri- 
schen Pflichten  abgerufen  wurde;  und  daraus  folgt,  dass  der 
Vogt  schwerlich  vorwiegend  militärische  Functionen  gehabt 
hat.  Denkbar  wäre  es  freilich,  dass  der  Burggraf  bei  kleineren 
kriegerischen  Unternehmungen  selbst  zur  Wahrnehmung  sei- 
ner richterlichen  und  administrativen  Pflichten  im  Sprengel 
verblieb  und  das  militärische  Commando  seinem  Vogte  über- 
gab. Immerhin  war  dies  wol  der  seltenere  Fall  und  bei 
grösseren,  länger  andauernden  Fehden  wog  doch  der  mili- 
tärische Character  des  burggräflichen  Amtes  so  vor,  dass 
der  Burggraf  selbst  die  Anführung  übernahm  und  dem  Vogte 
die  richterlichen  und  administrativen  Geschäfte  überliess. 

Wenn  also  unter  den  Burggrafen  der  Vogt  eine  vor- 
wiegend friedliche  Thätigkeit  gehabt  haben  wird,  so  hat  er, 
wie  es  nach  späteren  Zeugnissen  scheint,  seit  dem  Ver- 
schwinden der  Burggrafen  wol  auch  die  militärische  Function 
des  burggräflichen  Amtes  in  sich  aufgenommen.  Er  scheint 
also  Heeranführer  der*Vogteieingesessenen  zu  sein.  Andeu- 
tungen der  Quellen  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  ergeben 
dies  und  eine  innere  Wahrscheinlichkeit  spricht  wenigstens 
in  sofern  dafür,  als  die  häufige  Verfolgung  von  Verbrechern, 
insbesondere  von 'Landfriedensbrechern  oft  ein  militärisches 
Aufgebot  von  Mannschaften  erforderlich  machte,  deren  Füh- 
rung dem  Vogte  als  dem  obersten  Verwalter  seines  Sprengeis 
zufiel.    Die  anzuführenden  Quellenzeugnisse  sind  folgende: 

Im  Jahre  1821  wird  der  Vogt  auch  Hauptmann  ge- 
nannt, 2*)  eine  Bezeichnung,  die  auf  militärische  Functionen 
zu  deuten  pflegt.  Aehnlich  wird  der  Vogt  von  Treuenbriezen 
Nicolaus  Falco  im  Jahre  1352  in  Briezen  capitaneus 
genannt.^'') 

Der  Vogt  von  Salzwedel  soll  nach  einer  Nachricht  von 
1343  gewählt  werden  von  den  Mannen  und  Städten.^®) 


26)  Cf.  Bd.  I.  S.  185,  Note  328. 

27)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  375,  No.  31. 

28)  Cf.  üiedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  83,  No.  116:  Wi  scoln  ok  vogede 
setten  in  dem  lande  nach  erme  (der  Bürger  von  Salzwedel)  und  der 
andern  stede  und  der  manne  rade,  de  us  und  den  landen  evene  kernen. 
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Die  Betheiligung  des  ritterlichen  Standes  an  der  Bestimmung 
des  Vogtes  deutet  auf  eine  Beziehung  zu  demselben,  die 
wahrscheinlich  militärischer  Art  war. 

Der  Vogt  soll  eine  gewisse  bewafihete  Macht  ständig 
halten,  nämlich  fünf  mit  Gleven.^) 

Der  Vogt  von  Gardelegen  soll  die  Vogtei,  die  ihm  über- 
tragen wird,  nach  seinem  besten  Vermögen  verthei- 
digen.30) 

Der  Vogt  Dionysius  von  der  Ost  soll  in  der  Vogtei 
Schivelbein  und  Dramburg  allen  Schaden,  den  er  durcli 
Fehden  und  Kriege,  die  er  zu  führen  hat,  erfährt,  vom 
Markgrafen  ersetzt  erhalten.^*). 

Abgesehen  von  dieser  militärischen  Seite,  blieb  der  Cha- 
racter  des  Vogtamtes  wesentlich  wol  unverändert.  Nament- 
lich die  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  ist  gewiss  der  des  frü- 
heren Burggrafen  völlig  conform  gewesen  sowol  in  Hinsieht 
der  causalen  Competenz  als  der  Handhabung  des  Gerichtes 
selbst.  Man  kann  demgemäss*  wol  sagen,  dass  das  Vogt- 
gericht nichts  ist  als  das  alte  Burggrafengericht,  nur  einge- 
schränkt auf  einen  kleineren  Sprengel. 

IV.  Verhältniss  des  Vogtgerichtes  zum  Go- 
grafengericht  des  Sachsenspiegels.  Es  ist  bereits 
hervorgehoben  worden,  dass  der  märkische  Burggraf  m^t 
dem  Grafen  des  Sachsenspiegels  zwar  in  Parallele  gesetzt 


29)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  376,  No.  155  (1409):  Auch  sal  ich 
zu  sulcher  foigtet/  sckutzunge  und  beschirmunge  funff  mit  gleven  uff 
meyne  eygene  kosten  und  scJiedeh  halten  alle  die  zeit,  als  lange  ich 
snlche  foigtie  vorsteen  werde. 

30)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  123,  No.  171  (1440):  Weres  ouch 
sach,  das  sie  ymand  roublich  angriife  in  der  vorgenanten  Voigtie,  des 
mögen  sie  sich  von  dem  ergenanten  Slosse  nach  unsern  Rate  und  willen 
erweren  nach  ihren  besten  Vermögen. 

31)  Cf  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVIII.  S.  252,  No.  54  (1456):  Von  sol- 
chem unserm  Schloss  und  Ampt,  das  wir  ihm  befohlen  haben,  oder  sust, 
dieweil  er  unser  Vogt  ist,  so  sol  er  kein  Vehede,  Unwillen  oder  Kriege 
mit  Niemand  machen  oder  anheben,  es  geschehe  dann  mit  unserm 
Vulbort,  wissen  und  geheiss:  und  sol  sust  alle  Sachen  getrewlich  vor- 
stehen, sundern  würde  er  den  Feinden  nachjagen  oder  von  unser  liand 
und  Herrschaft  Bestes  oder  von  unser  Vehde  wegen  des  Schadens  neh- 
men an  Pferden  oder  an  geföngnüs,  der  gewonlich  ist,  dar  wollen  wir 
ihm  gut  vor  seyn,  den  zu  richten  nach  Erkenntnüsse  unser  Rähte, 
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werden  kann,  aber  nicht  mit  demselben  identisch  ist.  Der 
Sachsenspiegel  hat  nun  noch  die  Bezeichnung  eines  anderen 
Beamten,  den  er  selbst  mit  dem  Yogt  zusammenstellt  und 
auf  gleiche  Weise  wie  diesen  anzusehen  scheint,  nämlich  den 
belehnten  Qografen.  Ssp.  I.  2,  g.  4  heisst  es:  die  Land- 
sassen, die  kein  Eigen  im  Lande  haben,  sollen  ihres  Go- 
grafen  Ding  besuchen.  Da  und  in  jeglichem  Vogtdinge 
soll  der  Bauermeister  rügen  über  verletzte  Dingpflicht,  er- 
hobenes Gerüfte  und  blutende  Wunden  u.  s.  w.^*)  Das  Ge- 
richt des  Gografen  wird  also  in  Beziehung  auf  die 
Competenz  mit  dem  Vogtgerichte  gleich  gesetzt,  und 
dass  das  Letztere  auf  das  märkische  Vogtgericht  passt,  hat 
schon  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  hervorgehoben.^^)  ATuch 
von  Seite  der  märkischen  Urkunden  findet  sich  eine  Bestä- 
tigung, indem  im  Jahre  1319  das  Landgericht  bei  Treuen- 
briezen,  welches  unzweifelhaft  das  Vogtgericht  ist,  als  Go- 
ding  bezeichnet  wird.^^)  Spätere  Texte  des  Sachsenspiegels 
lassen  sogar  das  Vorkommen  des  Gografen  in  der  Mark 
Brandenburg  erkennen.  Nach  dem  dresdener  Codex  (M.  28) 
lautet  Ssp.  L  58,  §.  1: 

Sven  man  aver  küset  gogreven  to  langer  tiet,  den  sol  die 

greve  oder  die  markgreve  belenen. 
Freilich  haben  Handschriften  derselben  Textesclasse,  näm- 
lich der  breslauer  II.  F.  8  und  der  krakauer,  statt  markgreve 


32)  De  lantseten,.  de  nen  egen  hebbet  in  me  lande,  die  solen  sfiken 
ires  gogreven  ding  over  ses  wehen,  Bar  unde  in  jewelkem  vogetdinge 
Bol  jewelk  burmester  wrügen  alle,  de  to  dinge  nicht  ne  komet,  de  dar 
plicntich  sint  to  komene  unde  dat  rücbt  unde  minschen  bindende  wun- 
den, de  eme  en  ander  bevet  gedan,  unde  getogene  svert  up  enes  an- 
deren mannes  scaden  unde  al  ungericbte,  dat  in  den  lif  oder  in  de  bant 
gat;  of  it  mit  klage  nicht  begrepen  is;  anderes  ne  dirf  he  nicht  wrttgen. 
Yergl.  auch  Ssp.  III.  91,  §.  1 :  Herberget  ok  en  man  lüde  unde  sleit  der 
ein  den  anderen  dot  ane  sine  scult  binnen  sinen  geweren  oder  dar 
buten,  oder  svelk  ungericbte  ir  en  an  dem  anderen  dut,  de  werd  Bol  is 
bliyen  ane  scaden  unde  ok  die  bure  alle,  of  sie  den  vredebrekere  nicht 
upgehalden  ne  mögen  unde  dat  geweren  uppe  'n  hilgen,  als  men  si 
dar  umme  scüldeget.  Susgedane  ding  sol  man  aver  to  den  godingen 
wrügen. 

33)  Cf.  Bd.  I.  S.  146. 

34)  Cf.  Bd.  I.  S.  144,  Note  264. 
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landgreve.  Das  berliner  Stadtbuch  S.  84  (ed.  Fidicin)  hat 
die  Stelle  in  noch  allgemeinerer  Fassung: 

Kyset  man  aver  eynen  gogreven  tu  langer  tyd,  den  sol 

dy  here  in  dem  lande  belenen. 
Trotz  der  Schwankungen  in  den  Handschriften  wird  man 
die  Lesart: 

Sven  man   küset   gogreven   to  langer  tiet;   den  sol  die 

markgrevö  belenen, 

nicht  für  völlig  falsch  erklären  können.  Jeder  Landesherr 
scheint,  wie  wol  aus  den  verschiedenen  Varianten  zu  schliessen 
ist,  das  Recht  zur  Belehnung  des  Gografen  zu  haben,  na- 
mentlich doch  also  auch  der  Markgraf. 

Schon  hieraus  wird  es  glaublich,  dass  der  Gograf  nichts 
anderes  zu  sein  scheint  als  der  landesherrliche  ordentliche 
Bichter  und  somit  sehr  naturgemäss  mit  dem  märkischen 
Burggrafen  und  dem  späteren  märkischen  Vogte  in  Parallele 
tritt.  Homeyer'^)  hat  die  scharfsinnige  Bemerkung  gemacht, 
dass  in  den  Gografen  bereits  eine  Neuerung  gegenüber  dem 
älteren  Zustande  des  sächsischen  Rechtes  sich  erkennen 
lasse.  Der  Gograf  ist  kein  organisches  Element  der  reinen 
Qrafschafts Verfassung,  von  der  der  Sachsenspiegel  haupt- 
sächlich handelt.  Je  mehr  der  Gograf  als  ordentlicher  be- 
lehnter Richter  hervortritt,  um  so  weiter  ist  die  territoriale 
Entwickelung  vorgeschritten,  die  alten  Sprengel  der  Graf- 
schaften erscheinen  zersetzt  und  die  Genten  sind  an  ihre 
Stelle  getreten.  Darum  ist  die  Parallele  des  Sachsenspie- 
gels zwischen  Gografengericht  und  dem  Vogtdinge  durchaus 
natürlich,  weil  beide  Einrichtungen  derselben  Periode  in  der 
Bildung  der  landesherrlichen  Territorien  angehören. 

Die  eigentliche  Heimath  des  Gografengerichtes  ist  West- 
falen. Die  Verhältnisse  dieses  Landes  scheint  der  Verfasser 
des  Sachsenspiegels  vor  Augen  gehabt  zu  haben,  wenn  er 
vom  Gografen  redet.  Gerade  die  Einrichtungen  Westfalens 
zeigen  die  innere  Uebereinstimmung  des  Godings  mit  dem 
märkischen  Vogtdinge  auf  das  Deutlichste. 

35)  Des  Sachsenspiegels  zweiter  Theil  Bd.  II.  S.  535. 
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Zunächst  wird  das  Gericht  des  westfälischen  Gografen 
Vogt  ding  genannt.  Nach  dem  Schöffenbuche  der  Stadt 
Hervord  vom  Jahre  1350  soll  der  Gograf  drei  echte  Vogt- 
dinge im  Jahre  halten.  Dieselben  sollen  mit  den  Schöffen 
unter  Königsbann  gehalten  werden.^®)  Der  Gograf  heisst 
auch  Vogt  und  schon  im  12.  Jahrhundert  wird  dem  Vogte 
die  Abhaltung  dreier  Gerichte  im  Jahre  zur  Pflicht  ge- 
macht.^^)  Es  ist  nicht  etwa  bloss  ein  zufälliger  uneigentlicher 
Ausdruck  der  Quellen,  dass  sie  das  Gericht  des  Gografen 
Vogtding  nennen-  In  der  amtlichen  Sprache  bei  den  gesetz- 
lich vorgeschriebenen  Eröffnungsreden  der  Gerichtssitzung 
fragt  nach  einer  Urkunde  von  1454  Herman,  Gograf  von 
Corbach,  was,  sich  gehöre  vor  das  gehegte  Vogt  ding  zu 
bringen.^®)  Nach  ebenderselben  Urkunde  hält  jener  Gograf 
das  Vogtgericht  von  der  Herren  wegen  und  damit  wird  das- 
selbe als  landesherrliches  Gericht  documentiert.  Die  Com- 
petenz  dieses  Gografen-  oder  Vogtgerichtes  umfasst  zunächst 
unzweifelhaft  Blutbann.  Nach  dem  hervorder  Schöffenbuche 
von  1350,  das  gerade  das  Gericht  des  Gografen  ein  Vogt' 
ding  nennt,  ist  der  Gograf  der  höchste  Richter  über  Hals 
und  Hand,^^)  uud  zwar  ist  er  gerade    auch  im  Falle  der 

36)  Cf.  Meinders,  de  judiciis  centenariis  et  centumviralibus  (Lemgo- 
viae  1715)  S.  270:  De  gogreve  schall  sitten  dry  echte  Vogd-Geding  in 
dem  Jahr:  dat  erste  des  Dingstages  na  Twelffen  (i.  e.  12  Nachten  pust 
natalitia  christi) ;  dat  andere  na  Dingestages  na  sunte  Pusinnentage ;  dat 

derde  na  sante  Dionysius  tage Ane  de  Schepenen  so  mag  de 

Gohgreve  nyn  Vogd-Geding  sitten.    Wente  se  moten  en  ordel  finden 
und  Rechtes  plegen  under  Koniges  banne, 

37)  Cf.  Jacob  Grimm,  Weisthümer  III.  S.  1  (Jura  oppidi  Tuitiensis): 
Item  tria  sunt  jadicia  per  annum,  que  dicuntur  judicia  non  indicta,  in 
quibus  presidebit  advocatus  judex.  Ebendas.  S..75.  Rechte  von  Mede- 
bach  vom  Jahre  1165:  Debitores  estis  ter  in  anno,  ut  servetis  coUoquium 
advocati,  ubi  ipse  querimonias,  quae  ad  eum  spectant,  judicio  scabino- 
rum  absque  insidiis  juste  terminabit* 

38)  Cf.  Jacob  Grimm,  WeisUiümer  Bd.  III.  S.  79  (Weisthum  zu 
Corbach  von  1454):  Anno  domini  1454  des  negesten  donnerstages  nach 
sente  Catrinendage  in  dem  Auldensteder  winhues«  to  Corbecke,  do  was 
dat  fogedink  und  ouch  dat  frige  dink.  Dar  fragede  Herman,  gogreve, 
eyns  ordeils  von  der  heren  weghen,  so  daz  fogedink  geheget  were,  waz 
sich  dar  geborde  vor  to  bringende  und  to  wrogende  in  offinbarin 
fogedinge. 

39)  Cf.  Meinders,  de  judiciis  centenariis  et  centumviralibus  S.  269: 
Von  dem  Gohgericht  De  hogste  Richter  isz  de  Gogreve:  wente  he 
richtet  to  Hände  und  to  Halse. 
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nicht  handhaften  That  competent,  weil  der  auf  Hals  und 
Hand  Beklagte  sich  vor  dem  Gografen  selbzwölft  losschwö- 
ren soU.^®)  Dieser  Blutbann  des  Gografen  bei  nicht  hand- 
hafter Thät  ist  auch  nicht  etwa  Resultat  einer  späteren  Ent- 
wickelung,  sondern  schon  1165  hat  der  Vogt  von  Medebach, 
der  mit  dem  Gografen  nunmehr  fiiglich  identificiert  werden 
kann,  über  todeswürdige  Verbrechen  zu  urtlieilen/*)  Es 
stimmt  daher  der  Sachsenspiegel  1.  2,  g.  4,  der  das  Gericht, 
das  an  den  Leib  und  an  die  Hand  geht,  selbst  bei  nicht 
handhafter  That  dem  Gografen  zuschreibt,  mit  diesen  Er- 
gebnissen der  westfälischen  Urkunden  überein.  Ja,  man  ver- 
steht in  diesem  Zusammenhange  erst  die  Bedeutung  des 
Ausdrucks  im  Sachsenspiegel: 

Dar  unde  injewelkem  vogetdinge. 
Das  westfälische  Gogi-afengericht  ist  ein  Vogtding,  aber  es 
gibt  noch  andere  Vogtdinge.  In  jeder  Art  von  Vogtdingen 
ist  dieselbe  Competenz  über  Blutbann  und  dieselbe  Rüge- 
pflicht des  Bauermeisters  vorhanden  und  der  Verfasser  des 
Sachsenspiegels  scheint  hiebei  namentlich  an  das  märkische 
Vogtding  zu  denken.  Zwischen  dem  Gografengericht  und 
dem  Vogtdinge  besteht  also  glicht  eigentlich  ein  Gegensatz, 
sondern  das  Letztere  ist  der  Character,  der  Typus,  den  das 
Gericht  des  Gografen  als  ein  landesherrliches  an  sich  trägt. 
Nur  eine  Modification  in  der  üebereinstimraung  beider  Ge- 
richte ist  zu  beachten.  Das  Gericht  des  Gografen  urtheilt 
unter  Königsbann,  gleichzeitig  urtheilt  der  Gograf  von  der 
Herren,  das  ist  von  der  Landesherren,  wegen.  Schon  die 
oben  Note  36  und  38  angeführten  Urkunden  enthalten  dies. 

40)  Cf.  Meinders,  de  judiciis  centenariis  S.  286:  Auf  die  Frage,  ob 
der  auf  Hals  und  Hand  Angeklagte  sich  losschwören  möge,  heisst  es: 
So  findet  man,  he  möge  bet  unschuldig  werden,  sind  eme  de  Schuld  an 
dat  Liff  gaht  und  ungefangen  und  ungebunden  isz  gekommen  to  Gerichte. 
So  vrage  de  Vorspreke,  wo  he  scholl  unschuldig  werden :  so  vindet  men : 
met  siner  twolfften  Hand. 

41)  Cf.  Grimm,  Weisthümer  HI.  S.  73  (Rechte  von  Medebach  d.  a. 
1165):  Quicquid  de  capitali  sententia  tractabitur,  ad  justitiam  advocati 
perttnet.  —  Der  Vogt  von  Medebach  war  dem  Erzbischof  von  Cöln  un- 
tergeben. —  Aehnlich  der  Vogt  von  Soest  nach  den  alten  soeste.r  Sta- 
tuten von  1120  bei  Seibertz,  ürkundenbuch  zur  Landes-  und  Ilechts- 
geschichte  Westfalens.  I.  S.  49  f.,  No.  42  ad  7  und  ad  19; 
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Ein  noch  deutlicheres  Licht  auf  die  Stellung  der  Gografen 
in  Westfalen  wirft  eine  Urkunde  über  den  Bestand  des 
Marschallamtes  in  Westfalen  (1293—1300).  Es  heisst  da- 
selbst:**) 

Judicia  et  jura  ducis  Westfaliae. 
Item  nota,  quod  Archiepiscopus  habet  in  universo  per  to- 
tam  Westfaliam  hec  judicia  Gograviatus,  que  sunt  12, 
videlicet  in  Hervorde,  Äuden,  Geseke,  Ervethe,  Gogravia- 
'  tum  Upper  Hare,  item  in  Brylon,  item  Medebeke,  item  in 
SusatO;  item  in  Werle,  item  in  Menden^  item  in  Swelme, 
item  in  Beketinchusen.  Hec  judicia  in  medietate  sunt  Ar- 
chiepiscopi  et  judices  ipse  vel  suus  marscalcus  in  eis  in* 
stituit  pro  sua  voluntate.  Item  Archiepiscopus  habet  comi- 
tatus  qui  dicuntur  Vrygrafschap  in  Rüden,  Sarve,  Cansten, 
in  Medebeke ;  et  isti  judices  dicti  Vrygreven  auctoritatem 
judicandi  immediate  a  Rege  recipiunt  et  idem  servatur 
in  Omnibus  comitatibus  consimilibus.  —  Et  simili  modo 
omnes  Gogravii  per  totam  Westphaliam,  cujuscunque 
fuerint,  non  debent  judicare,  nisi  auctoritate  per  gladium 
a  Duce  recepta.  Modo  quilibet  comes  tales  gogravios  in- 
stituit  et  destituit  et  judicant  sine  Duce,  quod  facere  non 
possunt,  et  infringunt  jus  judicis. 

Diese  schwierige,  aber  bedeutsame  Stelle  zeugt  von  dem 
in  Westfalen  existierenden  Gegensatz  der  Preigrafschaft  und 
der  Gografschaft.  Der  Preigraf  empfängt  seine  auctoritas 
judicandi  unmittelbar  vom  König,  der  Gograf  vom  Herzog. 
Mit  dieser  auctoritas  judicandi  ist  nichts  weiter  gemeint  als 
der  Gerichtsbann,  der  ein  "Recht  des  Königs  als  des  ober- 
sten Gerichtsherrn  im  Reiche  ist  und  überall  da  ertheilt 
wird,  wo  ein  Gericht  unter  Königsbann  abgehalten  wird. 
Seit  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  muss  man  sehr  wol 
unterscheiden  zwischen  der  Gerichtsleihe  und  der  Bannleihe. 
Der  Landesherr  erlangte  oft,  oder  sogar  in  der  R«gel  die 
Gerichtsleihe,  d.  h.  das  Recht  die  Person  des  Richters  zu 
ernennen,  ihm  die  externa  der  im  Amte  enthaltenen  Juris- 

42)  C£  Seibertz,  Ürt-Buch  I.  S.  644. 
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diction  wie  Gefälle  und  dcrgl.  zu  übertragen.    Die  eigent- 
liche Befugniss  aber  richterliche  Handlungen  vorzunehmen, 
ist  an  die  Verleihung  des  Gerichtsbannes  gebunden,  welche 
allein  im  Namen  des  Kaisers  geschehen  kann.^®)    In  West- 
falen hat  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts,   also  zur  Zeit  der 
oben  erwähnten  Urkunde,  der  Erzbischof  von  Cöln  in  seiner 
Eigenschaft  als  Herzog  in  Westfalen  die  Bannleihe  (aucto- 
ritas  judicandi)  an  Stelle  des  Kaisers  auf  die  Gografen  zu 
übertragen.    Dass  diese  Gografen  aber  nicht  als  kaiserliche 
Richter,   sondern  als  solche  angesehen  werden,  welche  von 
einem  Grafen  als  dem  Landesherm  abhängen,  beweisen  die 
Worte  der  Urkunde.   Von  den  Gografen  heisst  es,  sie  sollten, 
wem  sie  auch  gehören,  die  auctoritas  judicandi  vom  Herzog 
empfangen  (verba:  Et  simili  modo  omnes  Gogravii  per  totam 
Westphaliam,  cujuscunque  fuerint,  non  debent  judicare, 
nisi  auctoritate  judicandi  per  gladium  a  duce  recepta).   Der 
Brzbischof  von  Cöln  besitzt  aber  nach  dem  Zeugniss  der- 
selben Urkunde  die  Hälfte  der  Gografen ämter,  die  mit  den 
Worten  aufgezählt  und  eingeführt  werden: 
Item  nota,    quod  Archiepiscopus  habet  in  universo  per 
totam  Westphaliam  hec  judicia  Gograviatus,  que  sunt  12  etc. 
Eben  diesen  Gografen  gegenüber  ist  der  Erzbischof  von  Cöln 
Landesherr,  nicht  Herzog,   er  setzt  die  Gografen  ein  nach 
seiner  Willkür,  nicht  im  Namen  und  in  dem  Interesse  des 
Kaisers.     Es  heisst  nämlich: 
Hec  judicia  in  medietate  sunt  Archiepiscopi   et  judices 
ipse  vel  suus  marscalcus  in  eis  instituit  pro  sua  vo- 
luntate. 
Das  Einsetzungsrecht   nach   freier  Wahl   der   Person   war 
oflfenbar  ein  Recht  des  Landesherm.  ^^*)   Aber  keiner  der  so 
vom  Landesherrn   eingesetzten   Richter   hat   die   wirkliche 
Gerichtsgewalt  ohne  die  im  Namen  des  Kaisers  erfolgende 

43)  Vergl.  über  diesen  Unterschied  von  Bannleihe  und  Gerichtsleihe 
Srunner,  das  gerichtliche  Exemtionsrecht  der  Babenberger,  S.  2. 

43a)  Auch  der  Ssp.  I.  58,  §.  1  erkennt  es  an:  Sven  man  aver 
küset  (gogreven)  to  langer  tiet,  den  sal  die  greve  oder  die  markgreve 
belenen.  —  Der  hier  erwähnte  Graf  ist  der  westfälische,  und  zwar  ali 
Landesherr  gedacht 
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Bannleihe.  So  sind  die  später  folgenden  Worte  zu  ver- 
stehen: 
Modo  quilibet  Gomes  tales  gogravios  instituit  et  destituit 
et  judicant  sine  duce,  quod  facere  non  possunt, 
et  infringunt  jus  judicis. 
Der  Miasbrauch  der  comites  d.  i.  der  Landesherren,  der  hier 
gerügt  wird,  ist  nicht  der,  dass  sie  die  Richter  einsetzen 
und  absetzen,  sondern  dass  diese  Gografen  ohne  Bannleihe 
richten,  also  sich  die  Gerichtsgewalt  mit  Umgehung  des 
Herzogs  (sine  Duce)  anmassen.^*^)  Im  Gegensatze  dazu 
stehen  die  Freigrafen,  die  wirklich  kaiserlichen  Richter,  bei 
denen  also  Bannleihe  und  Gerichtsleihe  in  derselben  Hand 
ruhen.  Als  sich  freilich  den  Freigrafen  gegenüber  die  Stuhl- 
herrschaft entwickelte,  trat  auch  bei  diesen  reichsunmittel- 
baren kaiserlichen  Gerichten  eine  der  landesherrlichen.  Ge- 
walt günstige  Aenderung  ein. 

Dass  die  Gografen,  um  welche  es  sich  hier  allein  han- 
delt, als  landesherrliche  Richter  angesehen  werden  müssen, 
wird  noch  bestätigt  durch  den  Umstand,  dass  die  Gografen 
geradezu  als  Landesherren  vorkommen.  Das  heisst  also, 
dass  der  Inhaber  des  landesherrlichen  Territoriums  das 
Richteramt  in  demselben  selbst  ausübt,  dass  also  der  Go- 
graf  d.  i.  der  Richter  zugleich  im  Besitze  landesherrlicher 
Rechte  ist.  So  kann  es  geschehen,  daas  der  Ausdruck  Go- 
graf  identisch  wird  mit  dem  des  Landesherrn,  dass  der 
Gograf  in  dieser  letzteren  Eigenschaft  Stuhlherr  eines  Frei- 
grafengerichts ist.  So  bezeichnet  sich  in  einer  Urkunde  vom 
14.  December  1410  der  Freigraf  Herman  Loseke  zur  Norderna 
als  den  Freigrafen  seiner  Jungherren  der  Gaugreven,  und  in 
einer  Urkunde  vom  2.  December  1414  als  den  Freigrafen 
„Seines  Junchern  Hildebrandes  Gogreben."^*) 

43  b)  Gaupp,  von  Fehmgerichten  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Schlesien  (Breslau  1857)  S.  53  missversteht  die  Stelle  und  hält  es  des- 
halb mit  Unrecht  für  eine  ungehörige  Anmassung  des  Herzogs  von 
Westfalen  auch  die  Gografen  belehnen  zu  wollen.  Er  verwechselt  die 
Gerichtsleihe,  die  der  Herzog  gar  nicht  in  Beziehung  auf  das  Amt  des 
Gegrafen  in  Anspruch  nimmt,  mit  der  Bannleihe,  von  der  hier  allein 
die  Rede  ist. 

44)  Cf.  üsener,  Freigerichte  S.  170,  174.   ürk.  No.  38,41, 
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Nach  der  vorstehenden  Erörterung  kann  daher  darin 
kein  Widerspruch  erblickt  werden,  dass  der  westfälische 
Gograf  unter  Königsbann  richtet  und  dennoch  ein  landes- 
herrliches Amt  hat;  und  da.ss  als  Inhalt  der  Landeshoheit 
in  Westfalen  erscheint  das  Recht  die  Gografen  einzusetzen 
und  abzusetzen  oder  das  Amt  derselben  in  eigener  Person 
auszuüben.  In  anderem  strengeren  Sinne  ist  freilich  der  mär- 
kische Vogt  ein  landesherrlicher  Richter,  denn  er  wird  vom 
Markgrafen  nicht  bloss  beliehen,  sondern  er  richtet  auch  bei 
markgräflicher  Huld,  empfängt  also  von  ihm  den  Bann. 

Noch  ist  hervorzuheben,  dass  das  Gografengericht  in 
Westfalen  nicht  bloss  über  Blutbann  competent  ist,  sondern 
auch  über  unbewegliches  Bigenthum.  Auf  der  einen  Seite 
stimmt  dies  überein  mit  der  dinglichen  Jurisdiction,  deren 
auch  das  märkische  Vogtgericht  nicht  entbehrt,*^)  auf  der 
anderen  entspricht  es  der  Jurisdiction  des  sächsischen  Grafen 
und  stellt  sich  somit  gleich  dem  märkischen  Burggrafen  dar 
als  die  territoriale  Form  des  reinen  Grafengerichtes.  Das  her- 
vorder Schöflfenbuch  von  1350  beschreibt  das  Vogtding  des 
Gografen  so,  dass  ein  Schwert  auf  dem  Tische  des  Gerichtes 
liegen  solle,  damit  man  sehe,  dass  hier  Königsbann  ist  und 
dass  man  daselbst  richten  dürfe  über  freies  Eigen,  das  unter 
Königbann  belegen  ist.^^)  Diese  Jurisdiction  des  westfäli- 
schen Gografen  über  freies  Eigen  ist  der  Punkt,  durch  den 
man  irre  werden  könnte  an  der  Identität  des  im  Sachsen- 
spiegel' erwähnten  Gografengerichts  mit  dem  in  Westfalen 

45)  Cf.  Bd.  I.  S.  146. 

46)  Cf.  Meinders,  de  judiciis  centenariis  S.  274:  Wo  de  Gohgreve 
schal  Vogetdingh  sitten.  —  Wan  de  Gogreve  wil  Sitten  mit  den  Sche- 
penen  echte  Yosetingh,  dat  schal  he  don  oppe  dem  Bahthuess.  De 
Schepenen  schollen  dar  bi  eme  sitten.  De  Fronen  Boden  schollen  enen 
Disch  vor  en  setten,  bedecket  mit  ener  Dwellen.  De  Hilgen  schollen 
sie  darop  selten;  und  en  Schwerdt  dar  by  leggen:  dat  man  sehe  dat 
hier  Eönniges  bann  iss;  unde  dat  man  hier  macn  richten  to  Hände 
unde  to  Halse ;  und  umme  Vri  eigen,  dat  hier  belegen  iss,  unter  Königes 
banne.  —  Am  Kürzesten  wird  die  Jurisdiction  des  Gografen  an  einer 
anderen  Stelle  des  hervorder  Schöffenbuches  beschrieben:  De  hogste 
Richtere  to  Hervorde  isz  de  Gogreve:  wente  he  richtet  to  Hände  unde 
to  Halse  unde  dinget  under  Königes  Banne  umme  Vri  und  umme  egen, 
dat  to  Hervorde  gelegen  iss.  ünde  legt  sin  Vogtgeding  under  Königes 
Banne  over  ses  Weken  na  vryes  Mannes  rechte.   (Cf.  a.  a.  Ö.  S.  269.) 
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vorkommendeD.  Denn  nach  Ssp.  I.  2,  g.  4  richtet  der  Qo- 
graf  über  die  freien  Landsassen,  die  kein  Grundeigenthum 
haben.  Er  seheint  also  keine  Jurisdiction  über  Grundeigen- 
thum zu  haben  und  deshalb  mit  dem  westfälischen  Gografen- 
gericht  kaum  verwandt  zu  sein.  Bedenkt  man  aber,  dass 
die  Worte  (Ssp.  L  2,  g.  4): 

De  lantseteu;  de  nen  egen  hebbet  in  me  lande,  die 
solen  süken  ires  gogreven  ding  over  ses  weken 
keinesweges  aussprechen,  dass  des  Gografen  Gericht  sich 
nur  auf  diese  freien  Landsassen  einschränke,  so  gelangt  man 
zu  dem  Resultate,  dass  die  grundbesitzlosen  freien  Land- 
sassen vor  des  Gografen  Ding  erscheinen,  dass  sie  aber 
nicht  einzig  und  allein  den  Personenkreis  repräsentieren, 
für  den  des  Gografen  Gerichtsbarkeit  bestimmt  ist. 

Die  freien  Landsassen  scheinen  frei  geborene  grund- 
besitzlose Leute  zu  sein.  Die  Glosse  zu  Ssp.  IIL  45,  §.  6 
nennt  sie  Meier  und  Hofleute,  denen  man  Gut  austhut  und 
lässt;  sie  seien  Gäste  auf  dem  Gute,  denn  sie  kommen  und 
ziehen  wieder  weg.  Der  Ssp.  selbst  III.  45,  g.  6  nennt  sie 
Leute,  welche  kommen  und  fahren  gastesweise  und  kein 
Eigen  im  Lande  haben.  Sie  erscheinen  also  als  freie 
Leute,  die  von  Gutsherren  auf  Zeitpacht  Güter  anneh- 
men und  vielleicht  eine  Art  von  hintersässischen  Grund- 
besitz haben.  Sie  werden  wol  auch  gelegentlich  mit  den 
inkomen  luden  identificiert,  von  denen  der  Ssp.  III.  32,  g.  1 
spricht  und  die  die  Glosse  zu  dieser  Stelle  der  Jurisdiction 
des  gemeinen  Landdinges  zuweist.  ^"^  Das  gemeine  Länd- 
ding, zu  welchem  die  inkomen  Leute  oder  freien  Landsassen 
gehören,  ist  aber  in  der  Mark  das  Vogtgericht.  Das  Vogt- 
gericht verdient  eben  darum  den  Namen  des  gemeinen 
Landdings,  weil  es  nicht  bloss  für  die  freien  grundbesitz- 
losen Landsassen,  sondern  für  alle  Markeinwohner,  selbst 
die,  welche  Grundeigenthum  haben,  das  ordentliche  Forum 

47)  Ssp.  in.  32,  §.  1:  Svelk  inkomen  man  sik  vri  seget,  den  Bol 
men  vor  vri  holden  man  ne  möge  ine  mit  getüge  verleigen.  —  Gl.  ad 
h.  1. :  Inkomen  lade,  dat  sin,  die  varen  und  comen ;  die  hören  tu  deme 
gemeinen  lantdinge. 
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ist.  Wenn  demnach  in  der  Mark  Brandenburg  die  grund- 
besitzlosen Leute  in  demselben  Gerichte  erscheinen  wie  die 
Grundbesitzenden  so  darf  man  folgern,  dass  auch  in  West- 
falen die  freien  Landsassen  in  das  gemeine  Landgeriöht 
gehören;  d.  h.  in  das  Gericht  des  Gografen,  und  dass  mithin 
das  Gericht  des  Gografen  als  gemeines  Landgericht  nicht 
bloss  über  die  grundbesitzlosen  Leute  urtheilt,  sondern  auch 
über  die,  welche  Eigen  haben.  Ssp.  I.  2,  §.  4  ist  hienach 
dahin  zu  verstehen,  dass  die  Landsassen  vor  dem  Gografen 
allerdings  Recht  nehmen,  aber  nicht  allein,  sondern  neben 
den  grundbesitzenden  Leuten  des  Sprengeis.  Dass  dies  auch 
der  Absicht  des  Verfassers  des  Sachsenspiegels  entspricht, 
lehrt  der  Zusammenhang  des  art.  2.  Derselbe  will  nicht  die 
Competenz  der  verschiedenen  Gerichte,  unter  anderen  auch 
des  Gografengerichts  definitiv  und  ex  professo  feststellen, 
sondern  nur  den  Stand  der. Freien  in  seinen  verschiedenen 
Abstufungen  verfolgen  mit  Rücksicht  auf  seine  jurisdictio- 
nelle  Zugehörigkeit.*®)  Er  unterscheidet  Schöffenbarfreie, 
Pfleghafte  und  Landsassen.  Die  Schöflfenbarfreien  sind 
reichsunmittelbare  freigeborene  Leute  mit  Grundbesitz,  sie 
stehen  vor  dem  Gerichte  des  Grafen.  Die  Pfleghaften  sind 
hintersässische  Leute,  welche  hofrechtlichen  Grundbesitz 
haben;  sie  gehören  vor  den  Schultheissen.  Die  Landsassen 
sind  Leute,  die  nur  zeitlich  geliehenen  Besitz  haben;  ihr 
Richter  ist  der  Gograf.  Aus  diesem  Gedankengange  geht 
hervor,  dass  das  Hauptaugenmerk  des  Verfassers  des  Sach- 
senspiegels auf  die  einzelnen  Abstufungen  der  Freien  ge- 
richtet ist,  dass  also,  wenn  er  die  Landsassen  dem  Gerichte 

48)  Ssp.  I.  2,  §.  1:  Vriheit  ig  aver  drierhande:  scepenbare  lüde, 
die  der  biscope  scnet  süken  solen;  plechhaften  der  dumprovcste;  lant- 
seten  der  ercepriestere.  —  §.2:  Tu  geliker  wies  solen  se  wertlik  ge- 
richte  süken.  De  scepenen  des  greven  ding  over  achtein  weken  under 
koninges  banne.  Leget  man  aver  en  ding  ut  um  ungerichte  von  dem 
echten  dinge  over  virteinacht,  dat  solen  se  süken,  dar  dat  ungerichte 
gerichtet  werde.  Hir  mede  hebbet  si  vorvangen  ir  egen  iegen  den 
richtere,  dat  it  alles  dinses  ledich  von  ime  is.  —  §.  3:  De  plechhaften 
sint  ok  plichtich  des  sculteiten  ding  to  sükene  over  ses  weken  von  irme 
egene;  ander  den  mut  man  wol  kesen  enen  vronen  boden,  of  de  vrone 
bode  Btirft.  —  §.  4:  De  lantseten,  de  nen  egen  hebbet  in  me  lande,  die 
Bolen  süken  ires  gogreven  ding  over  ses  weken. 
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des'Gografen  zuweist,  damit  noch  keineswegs  gesagt  ist, 
dass  nur  Landsassen  vor  dem  Gografen  zu  Recht  stehen. 
Es  ist  also  einseitig  und  zu  enge  zu  behaupten,  der  Gograf 
sei  der  ordentliche  Richter  der  Landsassen  allein.^^)  Man 
muss  vielmehr  sagen,  der  Gograf  ist  der  ordentliche  Richter 
aller  grundbesitzenden,  freien  Leute,  die  im  landesherrlichen 
Territorium  angesessen  sind;  er  ist  überdies  Richter  der 
grundbesitzlosen,  persönlich  freien  landsässigen  Leute. 

Ist  in  der  bisher  erörterten  Weise  das  Gografengericht 
des  Sachsenspiegels  mit  dem  westfälischen  Gografengerichte 
identisch,  so  ist  das  Gleiche  auch  der  Fall  mit  dem  märki- 
schen Vogtdinge.  Da  dieses  Letztere  wiederum  wesentlich 
mit  dem  märkischen  Burggrafengerichte  übereinstimmt,  nur 
dass  es  für  einen  kleineren  Sprengel  thätig  ist,  so  stimmen 
das  märkische  Burggrafengericht,  das  märkische  Vogtding 
und  das  westfälische  Gografengericht  in  ihrer  wesentlichen 
Natur  überein,  sie  sind  die  territoriale  Form  des  sächsischen 
Grafengerichts.  Es  hat  daher  nichts  Auffallendes,  dass,  wo 
der  Ssp.  I.  2,  §.  4  von  dem  Gerichtsstande  der  Landsassen 
spricht,  eine  Handschrift  der  ältesten  Textesclasse,  nämlich 
der  mainzer  Codex,  statt  des  Gografen,  dessen  Gericht  die 
Landsassen  suchen  sollen,  den  Burggrafen  nennt»^)  In  der 
Sache  selbst  ist  dies  vollkommen  richtig.  Denn  das  Gericht 
des  Bui^grafen  und  das  Vogtgericht  unterscheiden  sich  wis- 
sentlich nicht  von  einander.  Ist  das  Gografengericht  also 
übereinstimmend  mit  dem  Vogtgerichte,  so  ist  es  auch,  was 
wenigstens  die  causale  und  personale  Competenz  anlangt, 
mit  dem  märkischen  Burggraf  engerichte  congruent.  Wenn 
die  freien  Landsassen  vor  dem  Gografengerichte  zu  Recht 
stehen,  so  stehen  sie  in  der  Mark  vor  dem  Vogtdinge,  und 
haben  vor  Entstehung  der  Vogtgerichte  vermuthlich  im  Burg- 

49)  Vergl.  Stobhe  in  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  XV.  S.  121,  der 
sich  zwar  sehr  vorsichtig,  aber  etwas  unbestimmt  ausdrückt.  Aehnlich 
Alfred  Pernice  in  Ersch  und  Grttber,  Allgemeine  Encyclopädie  der 
Wissenschaften  und  Künste  Erste  Section  LXXVIII.  vox:  Graf,  S.159 
bei  Note  62,  63. 

50)  Cf.  Ssp.  I.  2,  §.  4  ed.  Homeyer,  dritte  Ausgabe,  Note  18,  burch- 
grabin  (Ai). 
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grafengerichte  Recht  genommen.  Die  Lesart  des  mainzer 
Codex  deutet  aber  auf  einen  älteren  Bechtszustand  hin,  näm- 
lich den,  wo  Burggrafschaft  und  Vogteien  noch^ neben  ein- 
ander existierten.  Denn  wenn  zufolge  dem  mainzer  Texte 
im  Anfang  des  §.  4  gesagt  ist:  die  Landsassen  sollen  ihres 
Burggrafen  Gericht  suchen,  so  heisst  es  dann  weiter: 
Dar  d.  h.  im  Burggrafengericht  und  in  jeglichem  Vogtdinge 
soll  der  Bauermeister  rügen.  Möglich  ist  dieser  Sinn,  denn 
es  haben  in  der  Zeit  der  Abfassung  des  Sachsenspiegels 
oder  kurz  vorher  Burggrafen  und  Vogteien  neben  einander 
in  der  Mark  bestanden.  Später,  aber  noch  in  der  Zeit,  wo 
andere  Texte  der  ältesten  Classe  entstanden,  war  der  Burg- 
graf bereits  verschwunden  und  veraltet,  und  jetzt  schrieb 
vermuthlich  Jemand,  der  in  Westfalen  lebte  und  dem  die 
westfälischen  Verhältnisse  näher  lagen,  den  Gografen  an 
Stelle  des  Burggrafen.  Ursprünglich  waren  also  im  Sachsen- 
spiegel das  Burggrafengericht  und  das  Vogtgericht  in  Pa- 
rallele mit  einander  gesetzt.  Das  beweist  auch  der  Spiegel 
deutscher  Leute  art.  4  (ed.  Picker  S.  36),  der  an  der  Ssp.  I. 
2,  §.  4  entsprechenden  Stelle  ^^)  vom  Vogtdinge  and  vom 
Burggraf engericht  redet,  aber  yom  Gografen  nichts  enthält. 
Daraus  folgt  zunächst,  das3  die  Bemerkung  über  das  Vogt- 
gericht und  die  Gleichstellung  desselben  mit  dem  Gerichte 
des  Bui^grafen  schon  in  der  Textesform  des  Sachsenspiegels 
vorhanden  gewesen  ist,  welche  dem  Spiegel  deutscher  Leute 
vorlag  und  die  bekanntlich  dem  mainzer  Codex  sehr  nahe 
kommt.  ^^)  Die  Erwähnung  des  Gografen  in  den  übrigen 
Handschriften  der  ältesten  Textesclasse  des  Sachsenspiegels 
muss  demnach  auf  jüngerem  Zusätze  beruhen. 

Jedenfalls  ist  aus  dem  Bisherigen  klar,  dass,  abgesehen 
von  äusseren  und  nur  localen  Unterscheidungen,  zwischen 

51)  Homeyer,  Genealogie  der  Handschriften  des  Sachsenspiegels 
(Abhandl.  der  berliner  Academie  der  Wissensch.  Jahrg.  1859,  S.  93), 
deutet  mit  einem  Fragezeichen  seinen  Zweifel  an,  ob  bei  Deutschspiegel 
art.  4  der  Ssp.  I.  2,  §.  4  zu  Grunde  gelegen  habe.  Ich  möchte  nach 
dem  Bisherigen  zur  bejahenden  Antwort  neigen. 

52)  Cf.  Mcker,  Ausg.  des  Spiegels  deutscher  Leute  (Innsbruck  1859). 
Vorrede  S.  XX. 
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dem  Burggrafengerichte,  dem  Vogtgerichte  und  dem  west- 
fälischen Gografengerichte  keine  wesentliche  Differenz  be- 
steht. 

§.  34. 
Die  Zusammensetzung  des  Vogtgerichts. 

Die  Aufgabe  des  Vogtgerichts  war  eine  richterliche.  Der 
Vogt,  der  demselben  vorsteht,  hatte  indessen  nur  die  mehr 
administrative  und  executive  Thätigkeit  für  das  Gericht 
selbst  zu  vollziehen.  Die  Schöffen  erfüllten  hauptsächlich 
den  eigentlich  richterlichen  Beruf  des  Vogtgerichts,  sie  sind 
der  wichtigere  Factor  für  die  Entscheidung  der  einzelnen 
Streitigkeiten. 

Aus  den  ältesten  Zeiten  der  Mark  Brandenburg  sind 
uns  keine  urkundlichen  Nachrichten  in  hinreichender  Fülle 
überliefert,  um  über  die  ältesten  Schöffen,  ihre  Stellung, 
Zahl  und  Thätigkeit  Genaueres  zu  wissen.  Von  den  Bei- 
sitzern des  märkischen  .Burggrafengerichts  schweigen  die 
Quellen  ganz.  Dass  solche  indessen  existiert  haben,  wird 
man  aus  der  Verwandtschaft  des  Burggrafengerichts  mit  dem 
sächsischen  Grafengerichte  analog  schUessen  dürfen.  Auch 
für  die  Zeiten  des  Vogtgerichts  ist  mit  Bestimmtheit  nicht 
zu  sagen,  ob  dieselben  ursprünglich  für  jede  Gerichtssitzung 
frei  aus  der  Gemeinde  gewählt  wurden,  oder  ob  sie,  wie 
sie  später  erscheinen,  in  einem  ständigen  Schöffenamte  als 
dauernde  Beisitzer  des  Gerichts  anzusehen  sind.  Alle  Nach- 
richten, die  wir  von  den  Beisitzern  des  Vogt-  oder  Land- 
gerichtes haben,  deuten  auf  ein  ständiges  Schöffenamt.  Die 
Quellen  bezeugen  von  den  Landschöffen  (das  ist  der  Name 
der  Beisitzer  des  Vogtgerichts)  Folgendes: 

Nach  einer  Urkunde  vom  Jahre  1300  hat  der  Schulze 
des  Klosters  Himmelstädt  Jurisdiction  über  Diebe  und  Land- 
friedensbrecher.^^)  Diese  Gerichtsbarkeit  auf  den  Besitzungen 

53)  Cf.  Eiedel,  C  D.  Br.  I.  XVm.  S.  372,  No.  5  (1300) :  Insuper 
etiam,  ut  Scbultetus  dicti  claustri  Loci  coeli  fures  et  malefactores  se 
cundum  siia  puniant  demerita.   Item  nt  Schabino$,qui  vulgariter  Land- 
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and  durch  don  Beamten  des  Klosters  hat  Äehnlichkeit  mit 
der  des  lebnser  Femgerichtes  und  des  im  Landbuche  Carls  lY. 
sog.  Judicium  injuriarum.*^)  Denn  sie  erstreckt  sich  auf  Land-, 
firiedensbreeher  (fures  et  malefactores).  Das  von  dem  himmel- 
städtischen Schulzen  geleitete  Gericht  war  also  zwar  ein 
patrimoniales,  aber  gewiss  ähnlich  wie  das  eigentliche  mark- 
gräfliche Vogtgericht  eingerichtet.  Auch  das  lebusei*  Fem- 
gericht spiegelt,  al^esehen  von  der  auf  Landfriedbrüche 
eingeschränkten  Competenz ,  die  Verfassung  des  gemeinen 
Landgerichtes  wieder.  Beide,  das  himmelstädtische  wie 
das  lebuser  Gericht  über  Landfriedbrüche  zeigen  ständige 
dauernde  SchöflFen.  Die  Urkunde  von  1313  für  das  lebuser 
Gericht  drückt  dies  so  aus: 

judices  ad  hoc  aptos  eligentes,   qui  hujusmodi  Judicium 

secundum  oportunitatöm  temporum  omnibus  vobis  ad 

id  vocatis  celebrabunt. 
Dieselben  Schöffen  sollen  also  secundum  oportunitatem  tem- 
porum zu  verschiedenen  Zeiten  urtheilen.    Uebereinstimmend 
sagt  die  das  lebuser  Femgericht  vor  Augen  habende  Stelle 
des  Landbuchs  von  1375: 

Septem  villani  ad  hoc  specialiter  electi  una  cum  judice 

President,  jus  dictant  et  diffiniunt. 
Auch  hier  also  keine  entfernte  Andeutung  von  einem  Wechsel 
der  beisitzenden  Schöffen.  Gerade  zu  endlich  spricht  die 
Urkunde  für  das  himmelstädtische  Landfriedensgericht  es 
aus,  dass  die  Landschöffen  perpetualiter  im  Amte  sein  sollen. 
Der  Name  der  Landschöffen  ist  scabini  in  judicio  mar- 
chionis,  scabini  terrae,  scabini,  qui  dicuntur  Landschepen, 
scabini.*^) 

Es  gab  solche  Schöffen  ursprünglich  gewiss  in  jeder 
Vogtei  in  der  zu  einem  vollständig  besetzten  Gerichte  er- 

schepen  dictmtiMr,  pro  ipsius  ecclesiae  juribus  defendendis  in  ipsa  Abbacia 
vicissim  vel  simui  instituant  et  sie  institatos  perpetualiter  hdb'eant  et 
camervent, 

54)  Cf.  Bd.  I.  S.  253  ff.  S.  256  ff.  bes.  Note  426.  Auch  hier  wird 
der  Ausdruck  malefactores  mehrfach  gebraucht. 

55)  Cf.  Landbuch  Carls  IV.  ed.  Fididn  S.  185  ad  No.  1  g.  E.,  S.  136 
ad  No.  2  g.  E.  und  No.  4  g.  E.,  S.  141  ad  No.  25,  S.  142  ad  No.  29, 
S.  169  ad  No.  182,  8. 170  ad  No.  185. 

3* 
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forderlichen  Anzahl.  Leider  stammen  die  meisten  Nachrichten 
bereits  aus  einer  Zeit,  als  die  Yogteien  durch  mannigfaltige 
Exemtionen  längst  wiederum  zersetzt  waren,  wo  also  oft 
mehrere  Yogteien  zu  einer  einzigen  zusammengelegt  wurden, 
oder  doch  wenigstens  nur  ein  einziges  Landgericht  hatten. 
So  erklärt  es  sich,  dasa  nur  von  sehr  wenigen  Landschöffen 
und  nur  von  sehr  wenigen  Landgerichten  Nachrichten 
existieren.  Man  dai;f  aus  dem  Yorkommen  so  weniger  Per- 
sonen nicht  schliessen,  dass  es  deren  nicht  mehrere  gegeben, 
und  die  wenigen  Landgerichte,  für  welche  die  Existenz  von 
Schöffen  urkundlich  bezeugt  ist,  nicht  als  die  einzigen 
existierenden  ansehen. 

In  der  Neumark  sind  für  das  Land  Königsberg 
vier  Landschöffen,  einer  zu  Herrendorf,  einer  zu  Stolzenfelde 
und  zwei  zu  Liebenfelde  erweisliche^)  auf  Grund  des  neu- 
märkischen Landeskatasters  von  1337.  Im  Lande  Ar^nswalde 
kommen  Landschöffen  auf  den  Besitzungen  des  Klosters 
Arenswalde  vor.^*) 

Im  Lande  Lebus  gab  es  nach  dem  Sehossregister  von 
1461  sechs  Landschöffen,  nämlich  die  Schulzen  der  Dörfer 
Görlsdorf,  JahnsfeLde,  Lietzen,  Marxdorf,  Münchebofe  und 
Neuentempel.^^) 

Im  Sternbergischen  sind  fünf  Landschöffen  nach  dem 
Landbuche  von  1461  zu  bemerken,  nämlich  die  Bichter  der 
Dörfer  Langenfeld,  Leissow  und  Zohlow,  zwei  Bauern  in  den 
Dörfern  Drenzig  und  Kohlow.^®) 

Für  die  Mittelmark  ergibt  das  Schossregister  von 
1451  im  Ganzen  nur  acht  Landschöffen,  während  Carls  lY. 
Landbuch  von  1375  noch  neun  aufweist.  Die  einajelnen 
Theile  der  Mittelmark  zeigen  in  folgender  Weise  Land- 
schöffen auf: 


56)  Cf.  WohlbrücJc,  Geschichte  des  Stiftes  Lebus.  I.  S.  339  f. 

56  a)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XVH.  S.  2,  No.  1  (1282):  Confirmamus 
etiam  sepe  dictls  fratribus  advocatiam  liberam  judicia  majora  et  minora 
per  suoB  yconomos  exercenda  et  scabinos,  qui  vulgariter  Lantscbepeii 
dicuntur,  Abhatie  attinentes  perpetualiter  ut  prius  habeant  et  conservent' 

57)  Cf.  WohlbrücJc,  Geschichte  dös  Stiftes  Lebus.   I.  S.  337. 

58)  Cf.  Wohlbrück,  Geschichte  des  Stiftes  Lpbus.   L  S.  338. 
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Der  Teltow. 

Nach  dem  Landbuche  von  1375:  Der  Schulze  von 
Rodens e  (Rotzis)  (equitat  ad  scamnum  jndicii).  Nach  den 
Schossregistem  von  1450  und  1461  je  ein  LandschöflFe  in 
Margendorff  (Mariendorf),  in  der  Stadt  Teltow,  in 
Eikebusch,  vielleicht  in  Rudow,  wo  Leistungen  an  die 
Landschöffen  erwähnt  werden,  und  in  Wilmersdorf.  — 
Naeh  dem  Schossregißter .  von  1480:  ein  Landschöffe  in 
Tempelhof.  ^«) 

Der  Barnim. 

Nach  dem  Landbuche  von  1375:  Landschöffen  sind  der 
Schulze  von  Ilow,  von  Grassow,  Danewitz,  Geris- 
dorf.  —  Nach  dem  Schossregister  von  1450:  ein  Land- 
schöffe in  Schonflisz,  Wartenb.erg,  Lindenberg.  — 
Nach  dem  Schossregister  von  1480:  ein  Landschöffe  in 
Stoltenhagen.^) 

Das  Havelland. 

Nach  dem  Landbuche  von  1375:  Zwei  Bauern  in  Fal- 
ke nr  eh  de  sind  Landschöffen,  ein  Bauer  in  Possin  und 
einer  zu  Buschow.  —  Nach  dem  Schossregister  von  1451: 
ein  Landschöffe  in  Palkenhagen*®^) 

Die  Zauche. 

Von  dem  Landbuche  Carls  IV.  werden  keine  Landschöffen 
erwihnt.  Dennoch  haben  dieselben  selbst  im  15.  Jahrhundert 
nicht  gefehlt.  Denn  für  das,  allerdings  patrimoniale,  Land- 
gericht des  Klosters  Lehnin  werden  als  Landschöffen  sechs 

59)  Cf.  Lwidb.  Carls  IV.  ed.  Fidicm  S.  47,  No- 13  (1375);  S.26> 
No.  16;  S.  263,  No.  23;  S.  264,  No.  28;  S.  266,  No.  37;  S.  272,  No.  65 
(1450,  1451);  S.  268,  No.  44  (1480). 

eO)  Cf*  Landb.  Carls  IV.  ed.  Fidicin:  S.  75,  No.  84  (PrefectuS  —  et 
est  scabinus  in  judicio  marchionis);  S.  80,  No.  120  (Prefectus  habet 
4  mansos  ad  schabinatum)]  S.  84,  No.  145  (Prefectus  habet  9  mansos 
et  est  8C(ibinus):  S.  84,  No.  147  (Prefectus  est  schäbinus  marchionis) 
(1375).  —  S.  280,  No.  28;  S.  285,  No.  54;  S.  286,  No.  58  (1450)  und 
62  (1480). 

61)  Cf.  Landb.  Carls  IV.  ed.  Fidicin,  S.  98,  No.26:  (Duo  schabini 
[in  Falkenrehde]  qui  dieuntur  Landschepen,  spectant  ad  dominum  mar- 
chionem);  S.  100,  No.  38:  (Est  etiam  ibi  [in  Possin]  SchaUnm,  qui 
dicitwr  Landschepe,  spectat  ad  domiijum);  S.  105,  No.  64:  (2J  mansi 
[in  Bttschow]  spectant  ad  officium,  quod  dicitur  Landscepe,  de  quibus 
daÄtur  4  frusta.  1375).  —  S.  318,  No.  12  (1451). 
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Schulzen  tiberliefert  im  Jahre  1467,  nämlich  Jacob  ^Lentz, 
Palm  Gotzken,  Hanns  Schult,  Hanns  Meles,  Olaus  Bochow, 
Claus  Meles.^^)  Dass  das  Landbuch  von  1375  keine  Land- 
Schöffen  erwähnt,  hat  vielleicht  seinen  Grund  darin,  dass  es 
damals  keine  markgräflichen  Landschöffen,  tiberhaopt  kein 
markgräfliches  Yogtgericht  in  der  Zauche  gab,  weil  der 
grösste  Theil  dieses  Gebietes  durch  Exemtionen  der  unmit- 
telbaren Verwaltung  markgräflicher  Beamten  entzogen  war. 
Es  ist  in  dieser  Hinsicht  hinzuweisen  auf  das  Verschwinden 
der  Vogtei  Brandenburg  seit  etwa  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts.^*) Gerade  in  der  Zauche  erstreckte  sich  die  Vogtei 
Brandenburg,  mit  ihrem  Aufhören  wird  also  auch  das  be^ 
sondere  Vogtgericht  für  die  Zauche  verschwunden  sein. 

Die  Ukermark. 

Nach  dem  Landbuche  von  1375:  Je  ein  Landschöffe  in 
Blingow,  Dower,  Ghoritz,  Weselitz,  Grens,  Se- 
libbe,  zwei  Landschöffen  in  Scenkenberg.**) 

Die  Altmark. 

Auch  hier  wie  bei  der  Zauche  schweigt  das  Landbuch 
von  den  Landschöffen.  Aber  das  patrimoniale  Alvensleben« 
sehe  Vogtgericht  war  mit  Beisitzern  besetzt,  welche  freie 
Männer  genannt  werden  und  die  nichts  Anderes  zu  sein 
scheinen  als  Landschöffen.  Denn  die  Gerichtssitzungen  sollen 
gesessen  werden  von  den  Schulzen  und  den  freien  Män- 
nern, „so  viel  dazu  von  Nöthen  seien."*^)    Mit  den 

62)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  311,  No.  222  (1467):  Als  Zeugen 
einer  Gewere  (vermuthlich  des  erfolgten  Friedewirkens)  an  einem  Gute 
fahrt  der  Abt  von  Lehnin  die  Landschöffen  als  Zeugen  an .  < . . .  unnd 
hat  furder  umb  die  gewere  zu  gewynnen  dargestalt  jacob  Lentzk,  palm, 
Gotzken,  Hanns  schult,  Hanns  Meles,  Claus  Bochow  und  Claus  Meles, 
alle  des  gots  husz  zu  lehnyn  helehent  schulten  und  Lantscheppen^  die 
auch  ir  eide  und  recht  uf  der  Stet  gebotenn  habenn,  das  nymant  hat 
wollen  von  In  ufnemen.    Cf.  noch  unten  Note  109, 

63)  Vergl.  Bd.  I.  S.  112. 

64)  Cf.  Landb,  ed.  Fidicin,  S.  135,  No.  1 :  (in  Blingow  Eghart  Blin- 
gow); S.  136,  No.  2:  (in  Dower  Brant  de  Dower),  ibid.  No.  4:  (in  Ghoritz 
Ludeke  Dower);  S.  141,  No.  25:  (in  Scenkenberg  der  Aide  Ebel  und 
Helwich  Ratbutz);  S.  142,  No.  29:  (in  Weselitz  Herman  Wetzelitz); 
S.  169,  No.  182:  (in  Grens  Peter  Loywe);  S.  170,  No.  185:  (in  Seübbe 
Hans  Hoppe). 

65)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVII.  S.  190,  No.  216  (14»7):  Dasz  vierte 
Gericht  soll  sein  viertzehenn  Tage  darnach;  Dartzu  sollen  gehen  aus« 
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freien  Männern  sind  wol  solche  gemeint,  deren  Grundbesitz 
von  gewissen  Abgaben  befreit  war,  eine  Erscheinung,  die 
gerade  bei  Landschöffengütern  vorzukommen  pflegt.  Um  das 
Schweigen  des  Landbuches  von  1375  zu  erklären,  kann  man* 
allerdings  seine  Zuflucht  nicht  dazu  nehmen,  dass  es  in  der 
Altmark  kein  markgräfliches  Land-  und  Yogtgericht  gegeben 
habe.  Allerdings  hat  noch  im  15.,  .selbst  im  16.  Jahrhundert 
das  Landgericht  zu  Tangermünde  existiert  und  Beisitzer  zu 
demselben  waren  gewiss  stets  vorhanden.  Dennoch  kann 
man  sich  denken,  dass  in  der  Altmark  um  das  Jahr  1375 
so  viele  Exemtionen  stattgefunden  haben,  dass  vielleicht 
keiner  der  ständigen  Beisitzer  des  markgräflichen  Gerichtes 
auf  markgräflichem  Grund  und  Boden  sass,  sondern  auf  pa- 
trimonialen  Herrschaften,  dass  mithin  das  Landbuch,  welches 
nur  die  zum  Markgrafen  mit  Diensten  oder  Abgaben  gehö- 
rigen Leute  aufzuführen  pflegt,  gerade  in  der  Ältmark  keine 
Landschöffen  zu  erwähnen  fand,  weil  sie  besonderen  Guts- 
herrschaften unterworfen  und  pfliohtig  waren.  Stets  bei  Er- 
wähnung der  Landschöffen  pflegt  das  Landbuch  von  1375 
hervorzuheben,  dass  der  scabinus  spectat  ad  marchionem, 
est  scabinus  marchionis  u.  dergl.®®)  Nur  einmal  nennt  das 
Landbueh  einen  auf  patrimonialem  Boden  sitzenden  Land- 
schöffen, das  ist  der  Schulze  von  Rodense  in  Teltow,  von 
dem  es  auch  nur  angibt:  equitat  ad  scamnum  judicii  (cf. 
oben  vor  Note  59).  Gutsherren  und  Besitzer  des  höchsten 
und  niedersten  Gerichts  in  jenem  Dorfe  waren  Tilo  und 
Henning  de  Sticken,  woraus  hervorgeht,  dass  der  Schulze 
von  Rodense  nur  ein  patrimonialer  war.^^)    In  der  Altmark 

jedem  Dorffe  der  Schultze  mit  dreyen  Mennern,  wie  vorbenomett,  undt 
die  gerichte  sollen  sitzen  die  Schnitzen  und  unsere  freyen  menner,  so 
viel  des  vonnodten  seindt. 

66)  Cf.  oben  Note  60,  61. 

67)  Cf.  Landbueh  ed.  Ftdicin,  S.  47,  No.  13:  Tylo  et  Hennink  de 
Sticken  habent  precariam  cum  servicio  curruum,  Judicium  supremum 
et  infimum  cum  jure  patronatus  (nämlich  im  Rodense).  —  Vorher  heisst 
es  vom  Dorfschalzen  von  Rodense:  Prefectus  habet  6  mansos,  quoium 
quatuor  sunt  liberi  a  pacto,  censu  et  servicio  curruum,  eciam  sunt  liberi 
a  precaria  quam  diu  equitat  ad  scamnum  judicii.  —  Aus  diesem  Zu- 
sammenhange geht  hervor,  dass  den  Herren  von  Sticken  die  precaria 
im  Dorfe  Rodense  zustand,  dass  also  der  von  eben  dieser  precaria  be- 
freite Dorfschulze  ein  hintersässischer  gewesen:  sein  muss. 
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konnte  man  vermuthungsweise  annehmen,  dass,  weil  alte 
Landschöffen  vielleicht  patrimonial  waren,  eine  Veranlassung 
zu  ihrer  besonderen  Hervorhebung  gar  nicht  vorlag. 

Die  Zahl  der  zu  einem  ordentlich  besetzten  Vogtgerichte 
gehörenden  Schöffen  darf  wol  auf  sieben  angenommen  wer- 
den. Das  Judicium  injuriarum  im  Landbuche  Carls  IV.  hatte 
sieben  Villani  als  Beisitzer.®®)  Freilich  ist  es  bei  der  lücken- 
haften Ueberlieferung  der  zu  den  einzelnen  Gerichten  gehö- 
rigen Landschöffen  misslich  über  die  gesetzliche  Zahl  der- 
selben etwas  Bestimmtes  zu  sagen.  Aber  schon  Wohlbrück®*) 
hat  die  treffende  Bemerkung  gemacht,  dass  vermuthlich  die 
Schöffen  in  der  Nähe  der  eigentlichen  Gerichtsstätte  gewohnt 
haben,  dass  mithin  aus  ihren  nahe  zusammenliegenden  Wohn- 
sitzen zu  schliessen  ist,  dass  sie  zu  einem  Gerichte  gebort 
haben.  Bei  der  mangelhaften  Ueberlieferung  der  Quellen 
kann  es  daher  wol  geschehen,  dass  von  der  eigentlich  zu 
einem  Gerichte  gehörigen  Zahl  der  eine  oder  andere  Schöffe 
fehlt.  Meist  kommen  aber  die  Ziffern  der  uns  nachweis- 
baren Schöffen  der  Zahl  sieben  ziemlich  nahe.  Aus  der  vor- 
her gegebenen  Zusammenstellung  der  einzelnen  Schöffen  geht 
freilich  mit  Zusammenwerfung  der  aus  verschiedenen  Zeiten 
stammenden  üeberlieferungen  hervor: 

In  der  Neumark  vier  Schöffen,  im  Lande  Lebus  sechs, 
im  Lande  Sternberg  fünf,  im  Teltow  sieben,  im  Barnim 
acht,  im  Havellande  fünf,  in  der  Zauche  sechs,  in  der 
Ukermark  acht.  Nur  in  zwei  Landestheilen  wird  die  Zahl 
sieben  überstiegen,  nämlich  im  Barnim  und  in  der  ükermaiik, 
wo  die  Zahl  acht  beträgt.  Im  Barnim  ist  diese  Erscheinung 
nicht  so  auffallend,  weil  hier  die  Nachrichten  aus  drei  ver- 
schiedenen Zeiten  stammen,  nämlich  von  1375,  von  1450 
und  von  1480.  Es  könnte  also  geschehen  sein,  dass  einer 
der  später  überlieferten  Schöffen  an  die  Stelle  eines  der 
früher  angegebenen  getreten  wäre.  In  der  Ukermark  aber 
gibt  das  Landbuch  von  1375  allein  acht  Schöffen  an.    Hier 


68)  Cf.  Bd.  I.  S.  253  und  oben  vor  Note  55.  • 

69)  Cf.  Wohlbrück,  Geschichte  des  Stiftes. Lebus.  I.  S.  »45. 
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hat  schon  RiedeF*)  mit  feinetti  Scharfblick  hervorgehoben', 
dÄSs  Ton  den  zwei  im  Dorfe  Schenkenberg  erwähnten  Land- 
schöffen der  eine  als  der  Vertreter  des  anderen,  der  der 
alte  Bbel  geheissen  und  wol  schon  bejahrt  gewesen  sei, 
angesehen  werden  könne.  Der  Umstand,  dass  beide  Land- 
schöffen in  demselben  Dorfe  gewohnt  haben,  bestätigt  diese 
Vemattthung. 

In  den  noch  ungedruckten  magdeburg-stendalel»  Schöffen- 
Sprüchen  XIV.  1.  (1338)  (Homeyer  Rb.  No.  29)  wird  bei  dem 
Grerichtszeugniss  über  eine  Verfestung  eines  Mannes  hervor- 
gehoben: 
Na  dem  male  si  des  wolkotnen  mit  eyme  richtere  tinde 
mit  eyner  gantzen  burscap,  mit  eineme  beienden  rich- 
tere  unde  mit  seven  lantschepen,  dat  he  ore  vor- 
vestede  man  nicht  en  were  etc. 
Der  belehnte  Richter  ist  hier  offenbar  der  märkische  Vogt, 
der  mit  voll  besetztem  Gerichte  ein  Gerichtszeugniss  ablegt. 
Das  Amt  des  Landschöffeü  muss  ein  zeitraubendes  und 
schwieriges  gewesen  sein.    Man  darf  das  aus  den  privat- 
reohtlichen  Vortheilen  sohliessen,  die  mit  dem  Landschöffen- 
amte verbunden  waren. 

An  sich  durfte  jeder  unbescholtene  Mann  in  der  Mark 
dazu  gewählt  werden."^^)  Ein  gewisses  Mass  von  Grundbesitz 
schmnt  also  nicht  erforderlich  gewesen  zu  sein.  Wenigstens 
taucht  nirgends  eine  Spur  davx)n  auf.  Dagegen  sind  die 
Landschöflfen  im  Besitze  gewisser  Grundstücke  und  beson- 
derer Freiheiten,  die  man  als  Pertinenz  ihres  Amtes  ansehen 
muss  und  die  daher  die  Belohnung  für  die  Mühwaltungen 
desselben  zu  sein  scheinen.  Wohlbrück^*)  bezweifelt  das, 
indem  er  ißragt,  woher  alle  Freihufen  für  die  Landschöffen 


70) 
71) 


Mark  Brandenb.  II.  S.  498  bei  Note  3. 

Ssp.  m.'^eö,  §.  1 :  Die  marcjgreve  dinget  bi  sines  selves  bulden 
over  ses  weken,  dar  vint  jeweTk  man  ordel  over  den  anderen,  den  man 
an  sime  rechte  nicht  beechelden  ne  mach.'  —  Berliner  Stadtb.  ed.  Ftdicin 
S.  80 :  Dy  niarggreve  dinget  bi  syns  selves  hulden  over  ses  weken ;  dar 
fmdet  yewelk  man  ordel  over  den  anderen;  den  man  mach  men  an 
9yme  rechte  nicht  heschdden. 

72)  Geschichte  von  Lebus.  I.  S.  340,  341. 
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hätten  kommen  sollen?  Allein  bo  gross  war  die  Zahl  der 
Landschöffen  nicht,  dass  aus  diesem  Grunde  jede  äussere 
Dotierung  hätte  unterbleiben  müssen.  Die  Quellen  stellen 
jenen  Grundbesitz  geradezu  als  Pertinenz  des  Landschöffdn- 
amtes  dar.  Das  Landbuch  von  1375  bedient  sich  der  Wen- 
dungen: 

mansi  spectant  ad  officium,  quod  dicitur  Land- 

schepe  (cf.  oben  Note  61). 

Prefectus  habet  4  mansos   ad  schabinatum   (confi  oben 

Note  60), 
was  doch  wol  heissen  soll,  der  Dorfschulze  habe  die  vier 
mansi  wegen  und  mit  Beziehung  auf  das  gleichzeitig  von  ihm 
bekleidete  Schöffenamt: 

Prefectus  (von  Rodense)  habet  6  mansos,  quorum  4 

sunt  Jiberi  a  pacto,  censu  et  servicio  curruum,  eciam  sunt 

Uberi   a   precaria,    quamdiu    eqüitat    ad    scamnum 

judicii.^^) 

In  der  That  werden  die  Landschöffen  gerade  so  wie  die 
Vögte  als  landesherrliche  Beamte  angesehen  und  neben  ihnen 
als  ein  wesentlicher  Factor  der  markgräflichen  Justiz  auf- 
geführt. Als  im  Jahre  1480  die  mittelmärkischen  Städte  vom 
Kurfürsten  angefordert  wurden  über  die  Städte  der  Altmark, 
die  die  Landbede  verweigert  hatten,  zu  Gericht  zu  sitzen, 
lehnten  sie  das  ab  wegen  ihres  Bündnisses,  das  sie  mit  den 
beklagten  Städten  hatten,  und  verwiesen  den  Kurfürsten  an 
seine  ordentliche  Jurisdiction  auf  dem  Landtage  oder  auf 
den  Landgerichten.  Sie  drücken  sich  so  aus:  der  Kurfürst 
habe  in  seinen  Landen  Prälaten,  Mannen,  Richter  und  Land- 
schöffen genug,  die  am  rechten  Orte  wol  zu  Gericht  sitzen 
würden.'*)    Es  ist  significant,  dass  die  Landschöffen  neben 


73) 
74) 


Cf.  Landb.  ed.  Fidicin  S.  47,  No.  13.    Cf.  auch  oben  Note  59. 

Cf.  von  Eaumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  55,  No.  56  (1480):  Das  jr  (der 
mittehnärkischen  Städte)  will  und  meynuDg  ist,  das  mein  gnediger  Herr 
die  altmerckisch  Stete  mit  recht  von  der  lantbete  wegen  mag  furnehmen, 
anlangen  und  rechtvertigen  und  was  sein  gnaden  rechmchen  tzuge- 
sprochen  wirt,  desz  wollen  sy  Im  bystant  und  hilff  thun  und  by  sinen 
gnaden  bleiben  und  haben  furder  gebeten  von  der  Stete  wegen,  wenn 
solch  recht  gehandelt  und  gesprochen  soll  werden,  das  denn  sein  gnad 
3y  tzum  recht  sprechen  oder  recht  tzu  sitzen  In  solicher  sach  yertragen 
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den  Riditern  aufgezählt  "^«rden.  Der  Beaiütenchataeter  der 
Biohter  wte  der  Landscböffen  scheint  völlig  gleichartig  zu 
sein;  wie  der  Markgraf  seine  Richter,  d.  i.  Vögte  hat,  gerade 
so  hat  er  auch  seine  Landschöffen. 

Die  Pertinenzen,  welche  einem  einzelnen  Landscböffeti 
zuzustellen  pflegten,  sind  nach  den  vorhandenen  Ueberlie- 
ferungen  folgende. 

Der  Schulze  und  Landschöffe,  von  Rodense  hat  6  mansos, 
wovon  4  frei  von  Zehnt,  census  und  Wagendiensten  sind  und 
auch  frei  von  der  Bede,  die  beiden  andern  Hufen  sind  frei 
von  Bede  und  Wagendienst.  Es  ist  hier  nicht  ganz  klar, 
was  von  dem  Besitz  und  der  Freiheit  hier  auf  das  Schulzen- 
amt  trifft,  was  auf  das  Schöffenamt.'**) 

Der  Schulze  und  LandscAöffe  von  How  hat  3  Hufen.'^) 
Der  Schulze  und  Landschöffe  von  Qrossow:  4  Hufen,  und 
zwar  mit  Beziehung  auf  sein  Schöffenamt.^^)  Es  ist  aber 
nicht  ganz  unzweifelhaft,  ob  er  alle  4  Hufen  als  Pertinenz 
des  Sehöffenamtes  besass,  also  gar  keine  Hufe  Skr  daß  Schul- 
zenamt, oder  ob  er  wegen  der  Cumulation  beider  Aeimter 
eine  so  hohe  Hufenanzahl  J?esass,  also,  wäre  er  nur  Dorf 
sohulze  gewesen,  auch  nur  eine  geringere  Zahl,  etwa  zwfei 
Hufen,  gehabt  hätte.  —  Der  Schulze  und  Landschöffe  von 
Danewitz:  9  Hufen  mit  der  Verpflichtung  zu  einem  Rilter- 
pferde.")  Der  Schulze  und  Laüdschöffe  von  Gerigtorf: 
4  Hufen.'ö) 

und  verheben  mocht,  das  sy  nicht  dorfften  wider  sy  recht'  sprechen, 
dann  sein  gnad  het  prelaten^  Herrn  und  Mann,  Bichter  tmd  lant- 
sdiepffen  Im  landen,  dy  am  rechten  wol  sitzen  und  erkennen  wurden, 
was  recht  wer,  das  sy  desz  vertrag  haben  mochten. 

74a)  Cf.  Landb.  v.  1875  ed.  Pidicin,  S.  47,  No.  13:  Prefectus  (von 
Bodense)  habet  6  mansos^  quorum  4  »nnt  liberi  a  pacto,  censu  et  ser- 
vicio  curmnm,  eciam  sunt  liberi  a  precaria  et  servicio,  quamdin  equitat 
ad  scamnum  judicii.  Alii  duo  sunt  tantum  liberi  a  precaria  et  servicio^ 
sed  dant  pactum  et  censum. 

75)  Cf.  Landb.  v.  1375  ed.  Fididn,  S.  75,  No.  84:  Prefectus  (von 
Tlow)  habet  3  mansos  et  est  scabinus  in  judicio  marchionis. 

78)  Cf  Landb.  v.  1375  ed.  Fididn,  S.  80,  No.  120  (Grassow):  Pre- 
fectus habet  4  mansos  ad  schabinatum. 

77)  Cf.  Landb.  v.  1375  ed.  Fididn,  S.  84,  No.  145  (Danewitz):  Pre- 
fectus habet  9  mansos  et  est  scabinus  et  tenetur  ad  equum  feudi. 

78)  Cf.  Landb.  v.  1375  ed.  Fidi&in,  8.  84,  No.  147  (Geristorf):  Pre- 
fectus habet  4  mansos  et  est  schabinns  marchionis. 
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Der  Landsohöffe  von  Baschow  hat  2^  Hafen  mit  einer 
Abgabepflicht  von  4  fruata.^^)  Der  Landfichöffe  in  Blingo^r 
hat  6  abgabepflichtige  Hufen  f^)  der  von  Dower  hat  deren  4;**) 
der  von  Qhoritz  ebenso  viek.®^)  Von  den  beiden  Schöffen 
in  Scenkenberg  hat  der  alte  Ebel  4  Hufen,  zwei  davon  frei 
und  awei  zehentpflichtig.  Der  Zehent  von  jeder  Hufe  be* 
trägt  33  Schilling..  Helwich  Ratbutz  hat  fünf  Hufen,  von 
vieren  gibt  er  8  Mark,  von  der  fünften  eine  Mark  und 
6  Scheffel  Hafer.s^) 

Hienach  bestand  im  14.  Jalirhundert  die  Ausstattung 
eines  Landschöffen  in  Grundbesitz,  der  theilweise  frei  von 
Ab^ben  oder  Die]asten  war.  Im  15.  Jahrhundert  scheinen 
Einkünfte  in  Gestalt  fester  Hebungen  an  die  Stelle  dieser 
Form  von  Dotierungen  getreten  zu  sein.  Die  Schossregister 
von  1450,  1451  und  1480,  soweit  sie  über  die  Amtsperti- 
nenzen  der  Landschöffen  etwas  entiialten,  zeigen  folgenden 
Zustand. 

Der  Landschdffe  Luca<s  Dalgow  in  Margendorff  (Marien- 
dorf) hat  im  Jahre  1450  35  öroschen,  1451  2  Stück.«*)  Der 
Laodschöffe  in  der  Stadt  Teltow^  hat  ebenfalls  zwei  Stück.^) 
Das  hier  erwähnte  Stüdt  Geldes  (frustum)  ist  wol  im  Schoss- 

79)  Cf.  Ländb.  v.  1875  ed.  Fidicin,  S.  1Ö5,  No.  64  (Buschow) :  2J  manfti 
spectant  ad  officium  quod  dicitur  Landscepe,  de  quibus  dantur  4  frtista. 

80)  Landb.  v.  1375  ed.  Fidicin,  S.  135,  No.  1 :  In  hac  villa  moratur 
unuB  scabinus  terre  nomine  Eghart  Blingow  habens  6  mansos,  de  qilibns 
dat  ut  supra. 

81)  Ibid.  B.  136,  No.  2  (Dower):  In  hac  villa  moratur  scabinus  terre 
nomine  Brant  de  Dower,  habens  4  mansos,  de  quibuB  4at  ut  supra. 

82)  Ibid.  S.  136,  No.  4  (Ghoritz):  In  hac  villa  moratur  unud  scabinus, 
nomine  Ludeke  Dower^  haben«  4^  mansos,  de  quibus  dat  ut  supra. 

83)  Ibid.  S.  141,  No.  25  (Scenkenberg) :  In  hac  villa  morantur  duo 
seabini  terre:  Unus  nomine  Aide  £bel  habens  4  mansos,  2  liberos  et 
2  de  quibus.  dat  pactum,  videlicet  de  quolibet  33  solides,  alter  scabinus 
nomine  Helwich  Ratbutz  habens  5  mansos  de  4  dat  8  talenta  et  de 
quinto  dat  unum  talentum,  6  modios  avene. 

84)  Cf.  Landb.  ed.  Fidicin,  8.  262,  No.  16  (1450):  1  Lantschepe  hat 
inbehalden  Lucas  Dalgow  35  gr.  Es  könnte  zweifelhaft  sein,  dass  Lucas 
Dalgow  der  berechtigte  Landschöffe  wäre  und  nicht  vielmehr  die  Person 
des  Verpflichteten.  Aber  im  Jahre  1473  wird  Lucas  Dalchow  als  Land- 
schöffe des  berliner  Hofgerichts  genannt.  —  Cf.  Gercken^  C.  D.  Br.  VIII. 
S.  502,  No.  59;  unten  Note  97. 

85)  Cf.  Landb.  ed.  Fidicin,  S.263,  No.  23  (1450):  und  haben  nu  dar 
eyn  Lantschepen,  der  behalt  2  studc  frei« 
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register  von  1451  einem  Schock  Groschen  gleich  zu  setzen; 
Denn  obwol  es  im  Landbache  von  1375  (ed.  Fidicin  S.  7) 
auf  1  Pfund  Silber  =  20  Schilling  =  1  Wispcl  Roggen  oder 
Gerste  =  16  Scheffel  Weizen  =  12  Scheffel  Erbsen  =  3  Wispel 
Hafer  =  2  Schock  Hühner  gesetzt  wurde,  so  ist  gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  sein  Werth  doch  auf  ein  Schock  bran* 
denburgisoher  Groschen  gesunken.®^  —  Der  Landsöhdffe  in 
Kikebasch  hatte  im  Jahre  1450  2^  Stück  frei,  das  halbe 
Stück  hat  er  aber  nur  auf  ein  Jahr  und  im  Schossregister 
von  14Ö1  wird  seine  Einnahme  auch  nur  auf  zwei  Stück 
angegeben.^) 

In  Rudow  entrichtet  der  Bauer  Jacob  Wilken  an  die 
'  Landschöffen  ein  hajbes  Schock  Groschen.^^)  In  Wilmersdorf 
wird  im  Register  von  1451  ein  Landschöffe  erwähnt^  der 
abgabefreien  Grundbesitz  (seyn  deyl)  zu  haben,  scheint.**) 
Hier  hätte  sich  also  noch  die  alte  Form  des  Landsehöäen* 
besitzes  erhalten.  Dagegen  hat  der  Landschöffe  in  Tempel- 
hof, der  1480  erwähnt  wird,  eine  Geldrente  von  2  Stück, 
d.  i.  2  Schock  Groschen.^*) 

Der  Landschöffe  in  Scbönfliess  hat  1450  2  Schock  Gro- 
schen 5^^)  der  in  Wartenberg  hat  1450  2  Schock  Groschen 

87)  Cf.  Landb.  v.  1375  ed.  Fidicin,  S.  7  und  S.  a40c.i 

88)  Ibid.  S.  264,  No.  26  (Eikebusch)  (1450):  so  ist  jbu  dar  ^n  Laut- 
scheff,  hat  2  stuck  frey;  so  hat  derselbe  Lantachejf  uff  dysz  jar  in- 
behMe  \  stucJo,  —  Die  cursiv  gedruckten  Worte  fehlen  im  Register 
von  1451. 

89)  Ibid.  S.  266,  No.  37  (1451);  dyselve  man  (Jacob  Wilken)  gibt 
den  Lantschepen  ^  schock. 

90)  Ibid.  S.  272,  No.  35  (Wilpierstorf)  (1451):  So  78t  dar  ouch  eyn 
lantscheff,  hat  seyn  deyl  frye. 

91)  Ibid.  S.  268,  No.  44  (Tempelhofe)  (1480):  Es  war  daselbst  ein 
Landschöffe,  welcher  zwei  Stück  hatte. 

92)  Ibid.  S.  280,  No.  28  (Schonflisz)  (1450).  Die  SteUe  lautet  voll- 
ständig: Die  Schonflisz  haben  dy  Enimmensee  von  myn  hern.  Uff  der 
feltmark  sein  50  hüben:  davon  hat  der  pf&rrer  4,  das  gotshusz  1.  60 
yst  dar  eyn  lantscheffe,  dem  nu  affgeyt  2  stucken  unde  nu  uff  dys  Jar 
czugelaszen  15  gr,  1  den.  Gzinszen  45  hüben  iglich  ^  schock  zcu  der 
Bet,  iglich  \  schpl  roggen,  1  scbpl  habern,  ^  scbpl  gersten  u.  s.  w.  Die 
Stelle  ist  wol  so  zu  verstehen,  dass  auf  der  Feldmark  50  Hufen  sind. 
Davon  zinsen  aber  dem  Markgrafen  nur  45,  5  gehen  ab  für  die  Kirche, 
nämlich  4  für  den  Pfarrer,  eine  für  das  Gotteshaus.  Ferner  gehen  dem 
Markgrafen  für  den  Landschdffen  ab  2  Schock  Groschen  und  für  das 
laufende  Jahr  15  Gr.  1  Pf. 
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und  28  Groscheoy  also  148  Groschen,  1451  nur  2  Schock 
Groschen.^)  Der  LandschöfPe  in  Lindenberg  hat  ebenfalls 
nur  2  Schodc  (xroschen,^)  desgleichen  der  1480  erwÄhnte 
Schöffe  in  Stoltenhagen.^^ 

Der  Landschöffe  in  Falkenhagen,  der  im  Scbossregister 
von  1451  vorkommt,  hat  gleichfells  zwei  Schock  frei.*^) 

Man  darf  auf  Grund  dieser  Thatsachen  vermuthen,  dass 
jeder  Landschdffe.  in  den.  Besitz  gewisser  Perceptionen,  sei 
es  in  Gestalt  von  Grund  und  Boden,  sei  es  von  dinglich 
rpwMcierten  Renten,  gelaögte.  An  dieser  üeberzeugung  wird 
kaum  der  Umstand  etwas  ändern  können,  dass  im  Lcuid^ 
buche  von  1375  bei  einigen  Landschöffen  der  ihnen  zuste- 
henden Amtspertinenzen  keine  Erwähnung  geschiebt.  So  bei 
den  beiden  Landsehöffen  in  Falkenrehde  und  bei  dem  in 
Possin  (cf.  oben  Note  61).  Das  blosse  Stillschweigen  des 
Landbuches  von  jenen  Pertinenzen  kann  nicht  als  Gegen- 
beweis gegen  die  Thatsache  gelten,  welche  durch  eine  überv 
wiegende  Zahl  von  Stellen  bewiesen  idrd. 

Bndlich  ist  noch  ein  Recht  der  Landsehöffen  zu  erwäh- 
nen, von  dem  sich  nur  sehr  geringfügige  Spuren  finden. 
Dieselben  erscheinen  nämHch  im  15.  Jahrhundert  auf  den 
Landtagen,  wenigstens  dann,  wenn  von  denselben  einejuris- 
dictionelle  Handlung  vorzunehmen  war.  Schon  die  oben 
Note  74  erwähnte  Stelle  vom  Jahre  1480  bringt  die  Richter 
und  Landsehöffen  in  so  nahe  Verbindung  mit  den  Prälaten, 
Herren  und  Mannen,  dass  der  Schluss  nahe  liegt  auch  die 
Landschöffen  als  Mitglieder  des  Landtages  anzusehen,  der 
offenbar  mit  den  Ausdrücken :  Prälaten,  Herren  und  Mannen 
indiciert  ist.     Geradezu  aber  werden  fünf  Landschöffen  im 


93)  Cf.  Landb.  v.  1375  ed.  Fidicm,  S.  285,  No.  54  (Wartenberg) 
(1450):  Dar  yst  auch  ein  lantscheff,  der  hat  2  stuck  frje  und  darboren 
28  gr.  —  Im  Scbossregister  von  1451  fehlen  die  Worte:  und  dar- 
boven  28  gr. 

94)  Ibid.  S.  286,  Ko.  58  (Lindenberg)  (1450):  Dar  yst  1  lantsche£fe^ 
dfii?  hat  2  S'fcuck  frvfi 

95)  Ibid.  S.  286,  No.  62  (Stoltenhagen)  (1480):  ein  Landscheffe  da- 
selbst behält  2  Stück  frey. 

96)  Ibid.  S.  318,  No.  12  (Falkenhagen)  (1451):  Dar  yst  eyn  lanti 
schepe,  hat  2  stuck  frey. . 
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Jahre  1473  als  Mitglieder  und  Beisitzer  des  landetändischefn 
Gerichtes  genannt,  das  unter  dem  Vorsitze  des  Bischofs  von 
Lebus  in  dem  berühmten  Streite  des  Kurfürsten  Albrecht 
mit  den  märkischen  Städten  wegen  der  Bede  gehalten  wor-^ 
den  ist.®')  Die  fünf  Landschöfifen  sind:  Benedictus  Heze, 
Lucas  Dalchow,  Petter  Thann,  Thomas  Becker,  Claus  Tem- 
pelhof. Sie  werden  als  Landschöffen  des  Hofgerichtes  zu 
Berlin  bezeichnet,  aber  im  Jahre  1473  waren  meist  die  Land- 
gerichte und  Hofgerichte  mit  einander  vereinigt,  so  dass  das 
Hofgerioht  zu  Berlin  die  Functionen  des  alten  Vogtgerichts 
besass.^)  Im  vorliegenden  Falle  ist  das  Hofgericht  wol  nur 
in  seiner  Eigenschaft  als  Land-  oder  Vogtg^richt  genannt. 
Denn  die  genannten  Beisitzer  desselben  sind  offenbar  keine 
ritterlichen  Personen,  wie  zu  der  specifischen  Jurisdiction 
des  Hofgerichtes  über  Ritterbürtige  erforderlich  gewesen 
wäre.  Der  eine'  von  ihnen,  Lucas  Dalchow,  kommt  auch  im 
Schossregister  von  1480  vor  und  ist  offenbar  nur  ein  bäuer- 
licher Landschöffe  (cf.  oben  Note  84).  Gleiches  steht  auch 
von  den  übrigen  genannten  Landschöffen  zu  vermuthen. 

Man  muss  indessen  wol  Anstand  nehmen,  jeden  Land- 
schöffen als  ordentliches  Mitglied  der  Landstände  anzusehen. 
Die  angeführten  Beispiele  beweisen  nur,  dass  Landschöffen 
zu  jenen  landständiachen  Gerichtssitzungen  berufen  werden 
konnten,  und  zwar  nur  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten, 
Es  bedurfte  wol  eines  besonderen  Mandats,  das  ihnen  das 
Recht  der  Theilnahme  am  Landtage  gab.  Nicht  also  jeder 
Landschöffe,  sondern  nur  die  berufenen  scheinen  MitgÜeder 

97)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VTH.  S.  501  ff.  (1478):  Wir  Friedrich, 
von  Gottes  gnaden  bischove  zu  Lebas,  etc.,  bekennen  und  thun  kund 
gein  allermeniglich,  das  wir  auff  heut  dato  ditz  briefs  dtts  ein  Bickter 
zu  Gericht  unnd  geheckter  bannck  gesessen  sein  unnd  bey  uns  dise  her- 
nach geschriebenn  Trelaten^  Herren^  m^rschafft  und  ton  den  Stettm, 
mit  namen  u.  s.  w.  —  Unter  den  städtischen  Beisitzern  werden  genannt: 
Baioff  Wilmersdorff,  Hofrichter  zu  Berlin,  zwei  Bürgermeister  von  Alt- 
stadt Brandenburg,  Bathmannen  von  Neustadt  Brandenburg,  zwei  Bür- 
germeister von  Berlin,  Bathmannen  zu  Frankfurt,  Bürgermeister  und 
Bathmannen  zu  Prenzlau,  fünf  Landschöffen  des  Hofgerichts  zu  Berlin, 
n&mlich  Benedictus  Heze,  Lucas  Dalchow,  Petter  Thann,  Thomas  Becker, 
Claus  Tempelhof. 

98)  Cf.  unten  §.  36  und  §.  51. 
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des  Landtages  zu  sein.  Im  vorliegenden  Falle  ist  es  wenig* 
stens  bemerkenswerth,  dass  nur  die  Landsohöffen  des  Land- 
und  Hofgerichts  zu  Berlin  erscheinen,  da  es  doch  noch 
andere  Landgerichte  gab. 

Ein  dritter  wichtiger  Beamter  d^s  Vogtgertchts  war  der 
Landreiter.  Die  Nachrichten  von  demselben  treten  erst 
spät  auf,  aber  es  ist  wol  nicht  unwahrscheinlich  ihn  als 
Pronboten  des  Vogtgerichts  bereits  in  den  älteren  Zeiten 
anzusehen.  Er  war  von  Hause  kein  reiner  Gerichtsbeamter, 
sondern  hatte  gewiss  auch  administrative  Functionen,  wie 
das  Beitreiben  der  Abgaben,  der  Bede,  des  Zehenten 
und  dergleichen.  Der  ältere  Name  des  Landreiters  scheint 
bedellus  zu  sein  vom  Eintreiben  der  Bede  und  anderer  Ab- 
gaben, das  ihm  oblag.  Bei  den  vielen  Exemtionen  der 
Klöster  und  anderer  Herrschaften  wird  es  hervorgehoben, 
dass  sie  frei  sein  sollen  von  den  ezactiones  advocatorum  et  be- 
dellorum.^^)  Der  bedellus  wird  immer  neben  und  zwar  hinter 
dem  advocatus  erwähnt,  ex  muss  demselben  also  unterge* 
ordnet  gewesen  sein.  Er  wird  in  der  Urkunde  von  1258  für 
Eloater  Ghorin  neben  dem  acultetus  d.  i.  dem  Dorfschulzen 
erwähnt,  er  kann  also  mit  dem  Letzteren  nicht  identisch 
sein.  Danach  bleibt  kaum  etwas  anderes  übrig  als  den  Be* 
dellus  als  einen  Unterbeamten  des  Yogtgerichtes  anzusehen, 

99)  Beispiele  sind:  für  das  Capitel  Havelberg  v.  J.  1275  cf.  Eiedel, 
C.  D.  Br.  I.  III.  S.  93,  No.  15:  Cum  igitur  jam  dicta  ecclesia  et  capi- 
tulum  dictam  novam  viUam  slavicalem  ex  hujusmodi  nostrorum  advoca- 
torum  mandato  sive  nostro  sentirent  et  etiam  se  gravari  pro  remissionc 
hivjusntodi  juris  nostri,  pro  donatione  libertatis,  pro  ratihabicione  prioris 
permutacionis  ita,  ut  de  cetero  nee  nos  nee  aavocatt  nostri  nee  Bodelli 
in  dicta  villa  slavicali  habeamus  aliquid  percipere,  exigere  vel  man- 
dare.  —  ßisthum  Brandenburg,  1236:  In  hominibus  et  bonis  ecclesiae 
ne^  ipsi  marchiones  nee  advooati  nee  hedelli  aliquid  juris  habebunt, 
sed  omnia  per  prepositum  vel  per  procuratorem  ipsius  tractabuntur. 
(Cf.  Riedel,  C  D.  Br.  I.  Vffl.  S.  158.  No.  67.)  Kloster  Hinunelpfort  — 
1335:  prohibentes  onmes  nostros  omciatos,  Dapiferos,  Adrocatoa  et 
bodeUos  vel  quocunque  alio  nomine  eenseantur,  ne  predictos  yiros  reli- 
giöses aut  cives  yille  ejusdem  aliqua  exactione  pecorum  vel  qualicunque 
precaria  seu  servitio  curruum  aut  qualicimque  mqlestia  inquietent  aut 
perturbent  —  Kloster  Chorin  —  1258:  nee  aliquis  advocatorum  nostro- 
rum, Schulthetorum,  BedeUorum  aliquam  jurisdictionem  sibi  in  eisdem 
(poBses8iönibus)  audeat  usurpare,  sed  ipsi  fratres  per  se  suosque  judices 
sua  judicia  exerceant  majora  et  minora.  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  1.  XIII. 
S.  206,  No.  5. 
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der  mit  der  Ausführung  der  richterlichen  Befehle  und  Ur- 
theile  beauftragt  wurde. 

In  einer  Urkunde  von  1354  kommen  bedelli  et  equita- 
tores  terrae  vor,  wobei  wol,  wie  aus  dem  Zusammenhange 
hervorgeht,  nicht  an  eine  Verschiedenheit  beider  Aemter  zu 
denken  ist.     Es  heisst  nämlich: 

Quod  cum  honorabiles  viri  decanus  et  capitulum  ecclesia 
collegiate    sancti   Nicolai   in    Stendal   nos   informaverunt 
satis    plene,     quod    budelli    et    equitatores    tcrre 
nostre  antique  marchie  intrarent  eorum  et  Ecclesie  sue 
bona  ipsa  onerando,  talliando  et  mandatum  in  eis  illicite 
exercendo,  ipsis  decano  et  capitulo  ecclesie  predicte  pro- 
mittimus  bona  fide,  Quod  dum  primum  ad  partes  hujus 
antique  marchie  reverteremur,  Eos  et  eciam  eorum  (bona) 
per  certa  privilegia  nostra  in  meliori  forma,  qua  fieri  po- 
terunt,  exhoncrare  volumus  et  debemus  a  vexatione  talium 
et  incursu. 
Es  geht  aus  der  Stelle  hervor,  dass  die  Bedelli  oder  Land- 
reiter Abgaben  erhoben  und  obrigkeitliche  richterliche  Be- 
fehle vollstreckt  hatten,    und  dies   entspricht  der  Stellung 
des  .Fronboten  im  Grafengericht  des  Sachsenspiegels. 

Da  es  nach  den  Note  99  angeführten  Urkunden  fest- 
steht, dass  der  Bedellus  Steuern  und  Abgaben  beitrieb, 
ebenso  aber  auch,  dass  er  bei  anderen  Jurisdictionsband- 
lungen  betheiligt  wurde  (Urk.  von  1258  für  Chorin:  aliquam 
jurisdictionem  exercere  —  audeat  usurpare),  so  ist 
derselbe  kein  reiner  Justiz-,  sondern  ähnlich  wie  der  Vogt 
VerwaJtungsbeamter.  Er  scheint  also  überhaupt  für  alle 
Arten  von  obrigkeitlichen  Befehlen  die  Execution  gehabt  zu 
haben.  Dass  er  die  Pfändung  im  Namen  des  Gerichts  voll- 
streckte, geht  aus  einer  Urkunde  von  1480  hervor,  wonach  die 
Klägerin  verwittwete  v.  Stechow  das  Recht  der  Pfändung  mit 
dem  Landreiter  aus  einem  Vergleiche  gegen  die  von  Stechow 
als  Erben  ihres  Ehemannes  erlangte.  ^^'^) 

Der  Landreiter  war  in  Untergerichten,   die  eigentlich 

99ä)  Cf.  ^on  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  141,  No.  87  (1480). 
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einem  eximierten  Gebiete  angehörten,  der  Controle  halber 
zugegen.    Execution  darf  er  in  diesen  Gerichten  nicht  vor 
nehmen.    Dies  beweist  eine  Urkunde  von  1319  bei  Riedel, 
CD.  Br.I.  XX.  S.  133,  No.  U: 
Vortmer  scal  neghen  undervoyd  oder  lantriderbi  ghenen 
richte  sitten  ghenighen  man  to  varende,  he  hebbe  dar 
sunderlichen  werf. 
Die  Stelle  beweist,  dass  sonst  dem  ordentlichen  markgräf- 
lichen Vogtgerichte  der  Landreiter  beizusitzen  und  wol  die 
Execution  zu  vollstrecken  pflegte.    Im  üebrigen  ist  weder 
vom  Landreiter  noch  vom  Bedellus  der  ganze  Umkreis  seiner 
Functionen  überliefert.^**) 

Eine  einzige,  sehr  späte  Urkunde  über  die  Anstellung 
eines  Landreiters  besitzen  wir,  auch  diese  aber  beschränkt 
sich  auf  die  allgemeine  Andeutung  der  als  bekannt  voraus- 
gesetzten Amtspflichten.^^)  Es  war  möglich  und  zulässig 
einen  Landschöfifen  selbst  als  Landreiter  zu  bestellen.  We- 
nigstens wird  im  Schossregister  von  1461  für  das  Land 
Sternberg  im  Dorfe  Kohlow  ein  Landschöflfe,  der  zugleich 
Landreiter  sein  sollte,  erwähnt.  ^^*) 

99  b)  Klöden,  dipl.  Gesch.  des  Markgr.  Waldemar  (1844)  Bd.  I.  S.42 
fasst  die  Functionen  des  Landreiters  dahin  zusammen:  1.  Ladung  zu 
den  Landtagen.  2.  Einziehung  der  Steuern.  8.  Ueberwachuns  der  Sicher- 
heit der  Strassen.  4.  Einziehung  gerichtlich  erkannter  Geldstrafen.  — 
Der  Landreiter  soll  im  Jahre  1551  beim  Auftreiben  der  Handwerks- 
gesellen helfen.    Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  390,  No.  129  (1559). 

100)  Urkunde  vom  Jahre  1502  über  Anstellung  eines  Landreiters 
für  das  Amt  Lebas:  Yonn  gotts  gnaden  wir  Joachim  kurfurst  etc. 
unnd  Albrecht  gebruder,  Marggraffen  zu  Brandenburg  etc.  Bekennen 
offintlich  mit  dissem  brive  vor  allermeniglich ,  das  wir  unserm  lieben 
getrewen  Henntz  keiner  von  Bamberg  zu  unserm  landreiter  Im  lant 
lubus  uffgenomen  und  Im  solich  lantreiterampt  die  Zeit  seins  lebends 
zugesagt  unnd  verschrieben  haben,  zusagen  und  verschryben  Im  das, 
wie  obstett,  In  crafft  unnd  macht  ditzs  brives,  Doch  also,  wo  er  dorch 
kranckheiten  oder  andern  zufallenden  sacken  sulch  ampt  nicht  vorweseii 
und  Bestellen  kont  oder  unns  ursach  gebe,  darumb  wir  In  billich  ab- 
setzen mögen,  das  unns  alsdann  vorbehaltenn  sey  einen  andern  an  sein 
stat  zu  setzen. 

100  a)  Cf.  WohlhrücJc,  Geschichte  des  Stiftes  Lebus.  I.  S.338.  Wenn 
der  Landreiter  zugleich  Landschöffe  war,  so  hatte  er  natürlich  Stimm- 
recht. AeKnlich  scheint  es  sich  auch  mit  dem  Fronboten  im  sächsischen 
Landgericht  zu  verhalten.  Vom  Landgericht  in  Groitzsch  wird  1461  fol- 
gende Besetzung  berichtet:  Michel  Nülbert  Yoit  zu  Groitsch  und  wir 
hienach  geschrieben  Nickel  Petrus,  Nickel  ZimmoriuAim,  Bartel  Ka^usch, 
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Als  das  einfachere  VerhältDiss  muss  man  es  wol  an* 
sehen,  dass  nur  ein  Landreiter  bei  jedem  Vogtgerichte  war, 
Als  später  die  Geschäfte  sich  mehrten,  namentlich  wegen 
mannigfacher  Exemtionen  mehrere  ehemalige  Vogteien  zu 
einem  Landgerichte  vereinigt  wurden,  scheint  es  mehrere 
Landreiter  für  dasselbe  Landgericht  gegeben  zu  haben.  Sol- 
cher Zustand  tritt  wenigstens  für  die  Altmark  schon  im  Land- 
buche von  1375  hervor,  wo  in  einzelnen  Dörfern  Abgaben 
an  die  equitatores  terrae  erwähnt  werden.  Damit 
stimmt  auch  überein  eine  Urkunde  von  1444,  wonach  Land- 
reiter waren: 

Gercke  zu  Arneburg, 

Wesske  zu  Tangermünde, 

Meyneke  in  der     isch, 

Peter  vom  Ryn  zu  Arnssee, 

Französer  im  Lande  zu  Stendal, 

Maneke  zu  Salzwedel. 
Was  sich  über  die  Abgaben  an  die  Landreiter  findet, 
ist  Folgendes: 

Die  Einwohner  des  Dorfes  Molenbeke  zahlten  an  die 
Landreiter  Bede  im  Werthe  von  einem  halben  Stück  Geldes 
(frustum).    1375  war  dies  gleich  einem  halben  Pfund  Silber 

(10  Schillinge).  1^0 

In  Karwitz  besassen  die  Landreiter  vor  1375  eine  Hufe, 
deren  Ertrag  in  diesem  Jahre  selbst  einem  gewissen  Fritz 
von  Bust  zustand.*®^)    Im  Dorfe  Coten  hatten  sie  9  Schilling 

BaoB  Ysoltt,  Hans  Titze,  Michel  Albert,  geschworen  dichter  und  Schoppen, 
Hans  Opitz  geschworen  Fronbote  des  Landtgerichts  zu  Groitsch.  (Gonf. 
Klingner,  Samml  z.  Dorf-  u.  Bauernr.  III.  S.  223,  No.  72.)  Der  siebente 
Schöffe  ist  der  Fronbote,  er  erscheint  also  als  ordentlicher  Beisitzer. 

101)  Landbuch  von  1375  ed.  Fididn,  S.  192,  No.  123:  tenentur  ad 
precariam  equitatoribus  terre  pro  i  frusto. 

102)  Landb.  v.  lölb  ed.  Fididn,  S.  216, No.  207  (Karwitz):  de  1  manso 
et  rustici  communiter  daot  Fritzoni  de  Bust  3  talenta  minus  sex  solidis, 
q[ui  quondam  pertinebat  equitatoribus  terre.  —  Die  Worte  „qui  perti- 
nebav'  können  sich  nur  auf  mansus  beziehen.  Aber  dieser  mansas 
scheint  Gemeindeland  geworden  zu  sein  und  die  Bauern  mussten  von 
ihm  den  Ertrag  mit  3  Mark  6  Seh.  zinsen.  —  Jener  Fritz  von  Bust 
gehörte  einem  damals  wol  bejgüterten  Geschlecbte  an,  das  von  dem  alt- 
mH^rkischen  Dorfe  Bust  (unweit  Bi$mark)  seinen  Namen  führt.  Cf.  Landb. 
S.  218,  No.  214,  218;  S.  219,  No.  219;  S.  236,  No.  259;  S.  ^9,  Nq»  263» 
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von  der  Landbede/^')  im  Dorfe  Milterde  10  Scheffel  Hafer 
und  8  Pfennige  von  den  Cossäten,^^)  in  Cobbel  6  Scheffel 
Roggen/*^^)  in  Ostheren  4  Pfennige  jährlich  vom  Cossäten 
Arnd  Demker,*^)  im  Dorfe  Lentzen  (unweit  Burgstall)  3  Pfen- 
nige vom  Hirten,  3  Pfennige  Bede  von  Wächter  Peter, 
9  Pfennige  von  Lutke  Arnd,  1  Schilling  in  Pfennigen  von 
Heine  Steinveld.^^O 

Der  Landreiter  in  der  Zauche  hat  im  Dorfe  Eychpltz 
zwei  Scheffel  Hafer.^^»«) 

Aus  dem  Vogt,  den  Landschöffen,  dem  Landreiter  be- 
standen die  wesentlichen  Personen  des  Vogtgerichts.  Ob 
neben  ihnen  ein  Landschreiber  bestanden  hat,  kann  für  die 
Zeit,  wo  schriftliche  Beurkundung  gerichtlicher  Acte  Sitte 
geworden  war,  nur  im  Allgemeinen  vermuthet  werden,  die 
Quellen  selbst  geben  von  einem  Schreiber  des  Vogtgerichts 
nichts  an.  Die  einzige  Thatsache,  auf  die  man  sich  für  das 
Vorhandensein  jenes  Amtes  berufen  könnte,  wäre  die  ur- 
kundlich bezeugte  Führung  eines  Landschöffehbuches.  Im 
Jahre  1476  wurde  ein  Hof  im  Dorfe  Toplitz  von  den  Claus 
Bochow'schen  Eheleuten  an  Kloster  Lehnin  übergeben  und 


103)  Ibid.  S.  238,  No.  261  (Coten):  9  solidos  ad  precariam  domini 
equitatores  terre  percipiunt. 

104)  Ibid.  S.  239,  No.  263  (Milterde):  Equitatores  terre  10  modios 
avene.  —  Item  sunt  9  cossati,  qui  spectant  ad  servicium  dominorum 
marchionum,  qui  dant  9  pullos  marchioni  cum  8  denariis  equitatori- 
bus  terre. 

105)  Ibid.  S.  242,  No.  269  (Cobbel):  Equitatores  terre  habent  6  mo- 
dios siliginis.  « 

106)  Ibid.  S.  244,  No.  276  (Ostheren):  Arnd  Demker  in  eadem  villa 
dat  4  denarios  et  dat  equitatoribus  terre  annuatim  3  denarios  Brande* 
burgenses. 

107)  Ibid.  S.  244,  No.  277  (Lentzen):  Pastor  est  desertus  et  dat 
plebano  6  denarios  cum  1  pullo  et  3  denarios  annuatim  pro  precaria 
equitatoribus.  Item  Pastor  dat  Hans  Tangher  6  denarios  cum  l  pullo' 
et  3  denarios  pro  precaria  equitatoribus.  Peter  Vigelator  dat  18  dena- 
rios cum  1  pullo  Sancto  Spiritui  et  3  denarios  pro  precaria  equitatoribus 
terre.  Lutke  Arnd  dat  9  denarios  pro  precaria  equitatoribus  terre. 
Heine  Steinfelde  dat  plebano  ibidem  6  denarios  et  1  pullum  et  Sancti 
Spiritui  in  Stendal  1%  denarios  et  1  pullum  et  equitatoribus  1  solidum 
denariorum.  —  Wenn  vom  Pastor  zweimal  erwähnt  ist,  dass  er  3  Pfen- 
nige an  die  Landreiter  zahle,  so  ist  das  wol  ein  Schreibfehler. 

108)  Ibid.  Sv  127,  No.  41  (Eycholtz):  Lantriderus  domini  habet  ibi 
2  modioB  avene.  / 
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das  Geschäft  in  das  Landschöffenbuch   der  hohen  Zauche 
eingetragen.^^®)     Die   Auflassung   des    Grundstückes    selbst 
erfolgte  im  Dorfgerichte  zu  Veben.    Die  Einschreibung  in 
das  Landschöffenbuch  der  Zauche  bezeichnet  der  Abt  von 
Lehnin  als  seiner  Sitte  entsprechend  und  daraus  geht  her- 
vor, dass  die  gerichtlichen  Auflassungen  von  Grundstücken 
vor   den  Dorfgerichten   im  Schöffenbuch   des   betreffenden 
Landgerichts  zu  geschehen  pflegten.    Diese  Erscheinung  ist 
in  der  Mark  Brandenburg   keine    eigenthümliche ,    sondern 
auch  in  Sachsen  wurde  z.  B.  beim  Landgerichte  in  Groitzsch 
ein  sog.  Landgerichtskurebuch  geführt  und  im  Jahre  1461 
ein  Auszug  aus  demselben  ertheilt.    Es  heisst: 
auf  den  Montag  nach  Sanct  Lucientag  nach  dato  dieses 
Briefes  sindt  kommen  für  das  Landtgericht  zu  Groitzsch 
die  ganze  Gemeine  zu  Stöntzsch  und  haben  gefraget  umb 
etliche  Schrifft  das  Gerichts  Kurebuch  umbs  Hirtenlöhn.^'^) 
Die  Führung   eines    solchen  Landschöffenbuches   kann 
möglicher  Weise  einem  besonderen  Beamten  anvertraut  wor- 
den sein.    Amts-  oder  Landschreiber  werden  gelegentlich  in 
der  Mark  Brandenburg  erwähnt,   aber  dass  sie  als  ordent- 

109)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  341,  No.  242  (1476):  Hieran  und 
aver  sin  gewest  die  vorsichtige  und  bescheidene  Menner  Benedictus 
Merten,  Bürger  in  der  Nistadt  Brandenburg,  Palmholzken  Richter  to 
Veben,  Claus  Bochow  Richter  to  Damsdorf,  Simon  Fritze  Richter  to 
Leist,  Peter  Hinze  Richter  to  Göttin,  Paul  Woldenborch  Richter  to  To- 
pelitz  met  den  Puren  dessulvigen  Dorpes,  ock  etlicke  Puren  von  den 
anderen  vorbenomeden  dorpern  und  süss  vele  andere  fromme  loffwerdige 
lüde,  dy  dar  tu  geeischet  und  vorbodet  weren.  Doch  umme  mehr  Ur- 
kunde,  Wittschap  unde  Bewaringe  willen  hebben  wy  beyde  Parth  to 
einer  ewigen  gedechtnisse  nah  unser  Wise,  als  wy  ergedachte  herrn  von 
uns  und  unses  Godeshuses  wegen  und  Claus  Bochow  von  siner  und 
siner  eelicken  hussfrowen  ock  von  siner  Bruder,  Erven  und  Erfgcnamen 
wegen  dessen  vorgeschrevenen  Handel  und  Rechenschaft  laten  scriven 
in  unser  Landschepen  Bück,  die  dar  waren  in  der  hohen  Zuche  und 
unsem  closter  Lenin.  —  Die  Worte  die  dar  waren  heissen  wol:  die  bei 
dem  Handel  gegenwärtig  'waren.  Denn  mehrere  der  genannten  Zeugen 
sind  offenbar  identisch  mit  den  oben  Note  62  genannten  Zeugen  des 
Lehniner  Vogtgerichts,  nämlich  Palmholzken,  Richter  zu  Veben,  der  in  der 
obigen  Urkunde  von  1467  Palm  Gotzken  genannt  wird,  und  Claus  Bochow, 
der  dort  als  Claus  Rochow  erscheint.  In  diesen  Abweichungen  der  Na- 
men sind  wol  nur  Fehler  entweder  des  Herausgebers  oder  des  Schreibers 
der  Urkunde  zu  erblicken. 

110)  Cf.  Klingner,  Samml.  zum  Dorf-  und  Bau^rnrechte.  Bd.  UI. 
S.  223,  No.  72  (1461). 
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liehe  ständige  Beamte  einem  Vogtgericht  angehört  haben, 
wird  nicht  bezeugt.  Im  Jahre  1382  schreibt  der  Landschreiber 
der  Mark  Brandenburg  Namens  Ortwin  an  die  Rathmannen 
zu  Salzwedel  wegen  einer  Geldsumme,  die  sie  an  die  von 
Schulenburg  zahlen  soUen.^^^)  Die  rein  administrative  Natur 
des  Geschäftes,  ebenso  wie  die  Bezeichnung  als  Landschrei- 
ber der  Mark  Brandenburg  lassen  diesen  Beamten  nicht  als 
Schreiber  eines  gewöhnlichen  Landgerichts  erscheinen.  Aus 
dem  Jahre  1568  ist  uns  eine  Hausordnung  des  Herrn  Mat- 
thias von  Saldern  überliefert,  die  dieser  für  die  ihm  gehörige 
Plattenburg  gemacht  hatte.  Darin  wird  des  Amtsschreibers 
mehrfach  gedacht,  aber  allerdings  in  Functionen,  die  den 
vorwiegend  administrativen  Character  seines  Amtes  bewei- 
sen. Er  soll  alle  Rechnungen  innerhalb  und  ausserhalb  des 
Amtes  richtig  führen ;  er  soll  auf  die  Haushaltung  in  Küche 
und  Keller  Acht  geben,  dass  mit  Kochen  und  Speisen  rath- 
sam  umgegangen  werde,  und  namentlich  das  nächtliche 
Trinken  soll  er  verhindern ,  wodurch  die  Geschäfte  des 
Tages  vernachlässigt  würden.  Neben  so  gearteten  Pflichten 
kommt  es  allerdings  auch  vor,  dass  der  Amtsschreiber  Streitig- 
keiten der  Bauern  schlichten  und  ihre  Erbtheilungen  regulieren 
soll,  dass  er  der  Richter  über  das  Gesinde  der  Burg  ist."*) 

111)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  356,  No.  123:  Ich  Orttcyn,  Land- 
Bchribir  der  Marke  eu  Brandenburg  Entpiete  den  wisen  vorsichtigen 
Batmannen  der  Alten  stat  zu  Saltzwedell  meynen  dinst  und  forderinge. 

112)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  IL  S.  113,  No.15  (1568):  1.  und  erst- 
lich soll  mein  vorordenter  und  beeidigter  Amptschreiber  alle  Kecknung 
In  und  ausserhalb  dem  Ampt  richtigh  halten  u.  s.  w.  —  Was  die  gemeine 
Amptsbader  sacben  under  denn  Pauren,  Item  Erbteilung  unndt  andere 
dergleicben  Irrungen  betreffen  tbun,  Will  ich  Ibm  volle  gewaldt  unndt 
macht  hirmit  gegeben  haben,  Die  Parta  eu  bescheiden  undt  in  guete 
bis  uff  mein  femer  ratification  zu  vortragen*  Da  aber  ausserhalb  der- 
selbigen  von  des  Hauses  Begalien,  Grentzen  neben  anderen  wichtigen 
Sachen  etwas  furfallen  würde,  Dieselbigen  sollen  mich  eilig  durch  ihne 
Personlich  vormeldet  werden,  Worauf  ich  ihme  alsdann  fernner  Abscheid 
2Q  geben  wissen  will,  darnach  er  sich  zu  richten  haben  könne.  — 
a.  Zum  andern  Soll  ehr  auch  fleissigh  auf  die  Hausshaltung,  Item 
Küchen  und  Keller  sehen,  das  mit  Kochen,  Speissen  Badtsam  umb- 
gangen,  damit  kein  underschleiff  gebraucht  werden  möge.  Das  übrige 
Saufen,  Nechtlich  sitzens,  dadurch  die  Gescheffte,  So  auf  folgendem 
tage  aussgericht  werden  sollen,  Vorhindert  und  nicht  volkomlichen  oder 
recht  besteldt  wenden  können,  soll  gentzlidi  abgeschafft  und  keinem 
nicht  etwas  nachgelassen  sein. 
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Aber  dennoch  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  hier 
beregte  Beamte-  nicht  als  Schreiber  ordentliches  Mitglied 
eines  (selbst  patrimonialen)  Landgerichts  gewesen  sein  kann. 

l  35. 
Die  Einrichtung  und  Thätigkeit  des  Vogtgerichtes. 

Die  Handhabung  des  Vogtgerichtes,  dessen  Personal- 
bestand im  vorigen  Paragraphen  erörtert  worden  ist,  wird 
bestimmt  nach  Raum  und  Zeit. 

L  Der  Ort  des  Vogtgerichtes  war  fest.  Jedes 
Vogtgericht  hatte  eine  Gerichtsstätte.  Meist  ist  uns  dieselbe 
zwar  nicht  bekannt,  aber  aus  den  wenigen  Andeutungen,  die 
wir  besitzen,  ist  mit  Sicherheit  zu  schliessen,  dass  zum  Be- 
griflFe  des  Vogtgerichtes  die  Ständigkeit  seiner  Stätte  gehörte. 

Von  dem  allerdings  patrimonialen  Gerichte,  das  auf  den 
Besitzungen  des  Klosters  Leizkau  vom  Vogte  Evererus  ge- 
halten werden  soll,  wird  die  Bnrgstätte  bezeichnet  als  be- 
legen auf  einem  Berge  ausserhalb  des  Klosters  am  Rande 
eines  Waldes.-  Bei  Regenwetter  soll  die  Versammlung  in 
dem  Hofe  der  Klosterbrüder  neben  der  St.  Peterskirche  ge- 
halten imd  die  Pferde  im  Dorfe  untergebracht  werden.**^) 

Man  sieht  aus  dieser  genauen  Vorschrift,  dass  diese  Ge- 
richtsstätte dauernd  festgehalten  werden  soll. 

Der  Richtsteig  des  Landrechts  führt  bei  Gelegenheit  des 
märkischen  ürtheilscheltens  drei  offenbar  ständige  Landge- 
richte als  Listanzen  des  Rechtszuges  an,  nämlich  die  Klinke 
bei  Brandenburg,  die  Krepe  in  der  Altmark  bei  Eichstätt  und 
das  Landgericht  zur  Linden  in  der  Nähe  von  Salzwedel.^^*) 

113)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIV.  S.  32B,  No.  2  (1162):  Statuimus, 
ut  idem  Evererus  vel  omnes  futuri  successores  ejus,  per  nos  et  nostros 
heredes  substituendi  Advocati  Ecclesiae  in  Monte  Sancte  Liezeche  trihus 
vicihus  per  annum,  sicut  mos  est,  Placitum  generale  habeant  super 
Mantem  foris  Claustrum  sub  silva,  Si  vero  pluvialis  aura  obstiterit,  in 
curia  Fratrum  juxta  Ecdesiam  Sancti  Petri  conveniant,  equi  tarnen  in 
Villa  locentur. 

11^)  Cf.  Richtst.  Ldr.  ed.  Eomeyer,  cap.  50,  §.  3:  Kumpstu  tur 
klinken,  vintme  di  den  noch  unrecht,  so  du  als  er,  so  wiset  man  di  tur 
kretJeü  in  der  alden  marke.  Van  denne  wiset  me  di  tur  linden.  Cf. 
auch  Bichtst.  Landr.  ed.  Homeyer  S.  512. 
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Die  Lage  der  Klinke  bei  Brandenburg  lässt  sich  nicht 
mehr  genau  bestimmen.  Dass,  wie  Hefifter  meint  ,"^)  ein 
mitten  in  der  Havel  auf  der  Grenze  von  Altstadt  und  Neu- 
stadt Brandenburg  erbautes  Haus,  das  durch  ein  Gatter  von 
der  Havelbrücke  zu  scheiden  war,  jenes  Klinke  gewesen  sei, 
ist  nicht  recht  wahrscheinlich,  weil  der  Ausdruck  des  Richt- 
steigs Landrechts  wie  der  des  berliner  Stadtbuches  "^)  Klinke 
bei  Brandenburg  lautet,  mithin  nicht  ein  Ort  gemeint  sein 
kann,  der  von  Alt-  und  Neustadt  Brandenburg  umgeben  ist. 
Ferner  hat  Homeyer  mit  Recht  hervorgehoben,^ ^^)  dass  die 
Klinke  bei  Brandenburg  ein  Landgericht,  jenes  in  der  Havel 
belegene  Haus  aber  ein  Stadtgericht  ist,  nämlich  der  be- 
rühmte Schöfifenstuhl  in  Brandenburg. 

Unter  den  Besitzungen  des  Domcapitels  zu  Brandenbui-g 
befindet  sich  ein  molendinum  in  Klinke.  Dasselbe  kommt 
schon  im  Jahre  1173  als  dem  Capitel  gehörig  vor  und  Be- 
stätigungen desselben  finden  sich  aus  den  Jahren  1179,  1188^ 
1209,  1217,  1233,  1234. »s)  Die  Orte,  in  Verbindung  mit 
denen  Klinke  genannt  wird,  gehören  meistens  dem  Havels 
lande  an,  nämlich  Rodensieben  (heute  Radewege),  Damme, 
Garslitz  (Garlitz),  Muceltitz  (Mietzlitz),  Bultitz,  Buckow, 
Gerne,  Kiek,  Bauersdorf,  Zachow,  Lodiz.  Zuweilen  kommen 
auch  Ortschaften  der  Zauche  neben  Klinke  vor,  z.  B.  Plötzin, 
Werder  u.  A.    Klinke  scheint  schon  deshalb  nahe  an  der 

115)  Cf.  Hefftefy  Gesch.  der  Stadt  Brandenburg,  S.  176  a.  E.  und 
Hymmen,  Beitr.  zur  juristischen  Literatur,  I.  S.  180  fr. 

116)  Cf.  Berl.  Stadtb.  ed.  Fidicin  S.  164. 

117)  Eichtst.  Lapdr.  S.  512. 

118)  Die  Stellen  sind  unter  Angabe  der  Ortschaften  neben  denen 
Klinke  erwähnt  wird:  Biedel,  C.  D.  Br.  L  VIII.  S.  109,  No.  22  (1173): 
2  Hufen  in  Rodensleven,  Dorf  Dambe,  molendinum  in  blinke,  Parduin. 

—  Ibid.  S.  111,  No.  24  (117^:  Parduin,  Garslitz,  Muceltitz,  Bultitz, 
Bukow,  Gorne,  Kyk,  Dambe,  Schonlo,  molendinum  in  Clinke,  Kothenes- 
leve,  Crewiz.  —  Ibid.  S.  112,  No.  25  (1179);  Bauersdorf,  10  mansi  in 
Zucha  sitiy  brandenburger  Zoll,  Damme,  Plusin,  molendinum  in  Clinke, 
Parduin,  Zechowe.  —  Ibid.  S.  118,  No.  30  (1188):  Damme,  molendinum 
in  Clinke,  Parduin,  Zechow.  —  Ibid.  S.  127,  No.  40  (1209):  Piussin, 
molendinum  in  Klinke,  Parduin,  Zachowe.  —  Ibid.  S.  134,  No.  48  (1217); 
Zachowe,  Lodiz,  Parne,  Werdere,  molendinum  qtwque  in  Clinke,  Damme. 

—  Ibid.  S.  147,  No.  63  (1234):  Dambe,  molendinum  quoque  in  Clinke, 
Parduin,  Zechowe.  ~  Aehnlich  lautet  die  Urkunde  von  1233  ibld, 
S143,  No.  57. 
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Stadt  Brandenburg  gelegen  zu  haben,  weil  es  meist  unmittel- 
bar neben  Parduin  erwähnt  wird,  das  dicht  in  der  Nachbar- 
schaft von  Brandenburg  gelegen  ist.  Noch  deutlicher  geht 
dies  aus  den  Angaben  des  Landbuches  Carls  IV.  hervor. 
Dasselbe  beginnt  in  seinem  Verzeichnisse  von  den  Ortschaften 
des  Havellandes  mit  dem  Osthavellande  und  nähert  sich, 
kleine  Abweichungen  abgerechnet ,  dem  Westhavellande,  bis 
es  zuletzt  in  die  südwestliche,  der  Zauche  benachbarte  Ecke 
eintritt.  Es  beginnt  mit  der  spandauer  und  potsdamer  Ge- 
gend, nennt  hier  die  Orte  Segefeld,  Sazkorn  (Sotzker^ 
Seherin  u.  s.  w.,  mit  Wernitz  (ad  No.  29,  S.  98  ed.  Fidicin) 
tritt  es  in  die  Nähe  des  nordwestlich  von  Potsdam  belege- 
nen Nauen  und  führt  die  hier  belegenen  Dörfer  an,  freilich 
mit  Seitensprüngen  nach  Spandau  zu.  Von  hier  wendet  es 
sich  bei  Aufführung  der  Namen  theils  nach  Brandenburg- zu 
in  südwestlicher,  theils  auf  Rathenow  in  westlicher  Richtung 
und  befindet  sich  somit  bereits  auf  dem  Gebiete  des  West- 
havellandes. Es  kommen  zwai*  auch  hier  Rückgriffe  in  das 
Gebiet  des  Osthavellandes  vor,  wie  die  Erwähnung  der  Ort- 
schaften Paretz  (ad  No.  54,  Fidicin  S.  102),  Czesto  (No.  55), 
Marko we,  Hoppenrode,  Etzin  (No.  60),  Wustermarke  (No.  61) 
beweist.  Aber  nachdem  die  Orte  in  der  Gegend  von  Rathe- 
now wie  Pritzerbe,  Ferchesar,  Bamme,  Nennhausen,  Gro- 
ningen, Selingsdorf,  Föhrde  u.  a.  aufgeführt  worden,  selbst 
schon  in  das  Gebiet  des  Teltow  und  der  Zauche  gelegent*- 
lieh  übergegriffen  ist,  heisst  es 

ad  No.  117:  Langerwisch  nova  require  in  terra  Gzucha. 

1 18 :  Item  villa  Smertzik est  preposito  et  capitulo 

ecclesie  Brandeburgensis  appropriata. 
Item  5  chori  salis  in  theolonio  Brandeburg  sunt  pre- 
posito et  capitulo  ejusdem  ecclesie  kathedralis  appro* 
priati  ab  antiquo. 
Item  6  arearum  fundi  in  veteri  civitate  Brandeburg 
sunt  preposito  et  capitulo  ecclesie  cathedralis  predicte 
appropriati  ab  antiquo. 
Item   Insula   sita  in   Obula   prope   novam    civitatem 
.Brandeburg  et  lacus  ibidem sunt  preposito.  et; 
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capitnlo  ecclesie  Brandebnrgensis  predicte  appropriati, 
ab  antiquo. 
Item  tota  Obula  a  molendino  jnxta  ecclesiam  ka- 
thedralem  descendendo  usque  ad  vicnm,  qui 
dicebatur Woltiz,  et  a  tali  vico  directe  usque 
ad  veterem  civitatem  Brandeburg  et  ab  ea  ci- 
yitate  juxta  yiam  ascendendo  usque  ad  viam  superiorem, 
que  ducit  ad  ultimum  molendinum  Orakow^  situm 

apud  fundum  olim  hospitalem 

(Nach  einer  anderen  Handschrift: 
Item  tota  obula,  superiora  obula,  que  dicitur  die  cottzynsche 
Havele,  a  loco,  qui  dicitur  bysebusch,  usque  ad  novam 

civitatem  Brandenburg  cum  proprietate ad  ca- 

pitulum  brandenburgense  pertinet ) 

Item  Bultitz  nihil. 

Item  molendinum  in  Klinke 'cum  area  et  lignis,  ru* 
betis,  paludibus,  pratis,  graminibus,  aquis,  aquarum 
decursibus,  exitibus  et  reditibus,  piscacionibus  quibus- 
cunque  et  cum   omni   et   plena   libertate   et   utilitate 
habent  in  proprium  prepositus  ecclesie  kathedralis 
et  capitulum. 
Es  ist  offenkundig;  dass  der  Verfasser  des  Landbuches 
sich  hier  ganz  in  der  Nähe  der  Stadt  Brandenburg  bewegt. 
Zwar  das  ad  117  erwähnte  Langerwisch  liegt  bei  Saarmund 
in  der  Zauche,  also  ziemlich  fern  von  Brandenburg.    Aber 
Smertzik  (Schmerzke)  ist  noch  nicht  eine  Meile  von  Bran- 
denburg entfernt.     Nunmehr   bleibt   die   Beschreibung   des 
Landbuches  ganz  in  der  Nähe  von  Brandenburg.   Es  werden 
die  Salzzölle  in  Brandenburg,  6  Grundstücke  in  der  Altstadt 
Brandenburg,  die  Havelinsel  bei  der  Neustadt  Brandenbürg 
und  die  Seen  Lanke  und  Dunkersee  bei  Schmerzke,   dann 
die  Havelstrecke  von  der  brandenburger  Domkirche  bis  zum 
ehemaligen,  (schon  1375,  wie  es  scheint)  wüste  gewordenen 
Woltitz  oder  Bultitz,  und  dann  die  Mühle  in  Klinke  erwähnt. 
Dass  auch  Klinke  in  der  Nähe  der  beiden  Städte  Branden- 
burg oder  der  genannten  Orte   gelegen  hat,    geht  daraus 
hervor,   dass  es  mit  Schmerzke  und  den  an  Brandenburg 
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•  benachbarten  Orten  unter  derselben  Nummer  118  begriflfen 
wird.  Man  wird  es  deshalb  als  unwahrscheinlich  ansehen 
müssen,  dass  dieses  Klinke  etwa  in  der  Nähe  von  Wachow 
und  Klein -Bähnitz  (wo  noch  ein  Klinkgraben,  eine  Klink- 
brücke  und  eine  Klinkmühle  existiert)"®)  gelegen  habe,  denn 
die  genannten  Orte  liegen  beide  zwei  Meilen  von  Nauen 
entfernt.  Dass  das  hier  in  Rede  befindliche  molendinum  in 
Klink«  nicht  bei  Klein-Bähnitz  gelegen  haben  kann,  beweist 
auch  das  Landbuch  Carls  IV.  Denn  dasselbe  führt  bei  Bentz 
parva  (Klein-Bähnitz)  ad  No.  72  (ed.  Pidicin  S.  106)  an: 
Molendinum,  quod  vocatur  Klingmole  solvit  2  cho- 

ros  siliginis Uli  de  Rochow  haben!  totam  villam 

ab  antiquo  a  marchione. 
Also  die  Klingmühle  bei  Klein-Bähnitz  zinst  dem  Mark- 
grafen, das  ganze  Dorf,  vermuthlich  also  doch  auch  die  dort 
belegene  Klingmtihle  gehört  denen  von  Rochow,  die  den 
Besitz  seit  alter  Zeit  vom  Markgrafen  haben.  Das  hier  in 
Rede  befindliche  molendinum  in  Clinke  gehört  dagegen  dem 
Domstift  Brandenburg,  und  zwar,  wie  die  Note  118  ange- 
jRihrten  Stellen  beweisen,  bereits  seit  dem  12.  Jahrhundert. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  der  Ort  Klinke  bei  Branden- 
burg vom  Jahre  1173  bis  zum  Jahre  1375  verfolgen.  Das 
molendinum  in  Klinke,  dessen  Besitzer  das  brandenburger 
Domstift  war,  muss  nach  der  Beschreibung  in  Carls  IV. 
Landbuch  ein  ziemlich  ausgedehntes  Grundstück  gewesen 
sein,  zu  dem  Felder,  Gehölz,  Wiesen,  Brüche  und  Gewässer 
gehörten.  Es  enthält  daher  auch  keinen  Widerspruch,  wenn 
im  Jahre  1247  eine  Veräusserung  eines  Theiles  jenes  um- 
fassenden Grundstückes  an  Kloster  Lehnin  erfolgte.  Nach 
einem  aus  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  stammenden  Re- 
gister von  den  Besitzungen  des  Klosters  Lehnin  ist  im  Jahre 
1247  folgender  Erwerb  gemacht  worden: 
De  proprietate  ac  possessione,  quam  habuit  ec- 
clesia  Brandenb.  in  molendino  Clinke  et  merica 
eodem    molendino    contigua    monasterio   Lenynensi 

119)  Cf.  Fidicin,  die  Territorien  der  Mark  Brandenburg,  Bd.  XU. 
Westhavelland,  S.  27  f.  Na.  41. 
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coUata  Rutgerus  episcopns  Petrus  Prepositus  totumque 
capitulum  Brand.  A.  1247,  »2<^) 
Diese  fragmentarische  Notiz  wird  ihrem  Wortlaute  nach 
dahin  verstanden  werden  müssen,  dass  ein  Theil  jenes 
Besitzes  in  Klinke,  namentlich  eine  zur  Mühle  gehörende 
Heide  vom  Domstift  an  das  Kloster  Lehnin  übergegangen 
ist.    Die  Ausdrucks  weise: 

de  proprietate  ac  possessione         , 
scheint  diese  Auffassung  nahe  zu  legen.    Ebendasselbe  Ver- 
zeichniss  sagt  beim  Jahre  1249: 
De  decimis  Tornow,  Nedecim  (Netzem),  Kryle,  Cedelen- 
dorp,  Krummense,    Moseriz,   Goliz,    et   proprietatem 
Klinke,  Dreviz,  Somervelde,  Arnoldestorp ,  Tribustorp, 
Bredenwisch,  Rutgerus  episcopus  Brandenb.  de  consensu 
capituli  sui  dedit  ecclesiae  in  Lenin  anno  1249.^2^) 
Wir  besitzen  noch  das  Original  jener  Urkunde  von  1249, 
wo  es  heisst: 
Ruthgerus,  (dei)  gracia  Brandeburgensis  episcopus,  Omni- 
bus in  perpetuum   accedentibus salvis  juribus 

plebanorum  de  consensu  nostri  capituli  decimam  in  his 
villis  Tornowe,  Nedecim,  krile,  Oedelendorpe,  Crummense, 
.  Moserizt,  Goliz  et  proprietatem  clinke  Drewiz,  So- 
mervelde, Arnolsdorpe,  Tribusdorpe,  Bredenwlsc  cum 
mansis  dictis  villis  adjacentibus  et  ceteris  attinentiis  con- 
tradidimus  perpetuo  possidendam.  ^*^) 

Da  nun  im  Landbuche  von  1375  Klinke  im  Besitz  des 
brandenburger  Domstiftes  angegeben  wird,  nach  dem  leh- 
niner  Register  aus  dem  15.  Jahrhundert  aber  Klinke  seit 
1247  dem  Kloster  Lehnin  gehören  soll  (denn  man  muss  doch 
wol  annehmen,  dass  Klinke  noch  zur  Zeit,  wo  jenes  Register 
angefertigt  wurde,  dem  Kloster  gehört  hat),   so  ist  es  wol 

12Ö)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VlI.  S.  334  a.  E.  Die  Stelle  ist  auch 
gedruckt  bei  Itiedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  203,  No.  41,  der  aber  den  Za- 
Bammenhang  jenes  alten  Lehniner  Verzeichnisses  aus  einander  gerissen 
hat,  indem  er  die  einzelnen  Notizen  nach -den  Jahreszahlen  geordnet 
an  den  geeigneten  Stellen  seines  Werkes  einfügt  Einen  besseren  lieber- 
blick  gewährt  also  GercJcen, 

121)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VII.  S.  338. 

122)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  205,  No.  46  (1249). 
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das  Wahrscheinlichste,  jenen  lehniner  Besitz  nur  auf  einen 
Theil  von  Klinke,  und  zwar  auf  den  kleineren  (mit  einer 
Heide),  zu  beziehen,  den  grösseren  im  Landbuche  von  1375 
beschriebenen  aber  dem  Domstifte  in  Brandenburg  zuzu- 
weisen. Die  andere  Möglichkeit,  dass  Klinke  1247  an  Lehnin 
ganz  übergegangen  und  1375  bereits  an  das  Domstift  zurück- 
gekehrt sei,  findet  keine  hinlängliche  urkundliche  Bestätigung 
und  scheitert  sogar  an  dem  Umstände,  dass  eben  ein  Re- 
gister des  15.  Jahrhunderts  noch  den  Besitz  des  Klosters 
Lehnin  in  Klinke  erwähnt,  ohne,  was  doch  nahe  gelegen 
hätte,  die  Rückveräusserung  an  das  brandenburger  Capitel 
anzudeuten. 

Wenn  hienach  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  dafür 
spricht,  dass  das  dem  Domcapitel  in  Brandenburg  gehörige 
Klinke  die  Dingstätte  des  im  Richtsteig  Landrechts  erwähn- 
ten Landgerichtes  gewesen,  so  ist  die  bemerkenswerthe 
Thatsache  erwiesen,  dass  das  für  alle  Markeinsassen  beste- 
hende ordentliche  markgräfliche  Gericht  auf  patrimoniälem 
Grund  und  Boden  abgehalten  wurde.  Principiell  ist  diese 
Erscheinung  vollkommen  zulässig,  denn  das  Domcapitel 
konnte  sehr  wol  Eigenthum  und  andere  Befugnisse  an  jenem 
Grund  und  Boden  erlangen,  ohne  deshalb  die  Gerichtsherr- 
lichkeit des  Markgrafen  und  die  Abhaltung  seines  Gerichtes 
daselbst  auszuschliessen. 

Die  Klinke  bei  Brandenburg  war  vermuthlich  die  Land- 
gerichtsstätte fär  die  Zauche,  besonders  für  die  Vogtei  Bran- 
denburg.**^) Denn  wenn  auch  das  Landbuch  Carls  IV.  Klinke 
in  dem  vom  Havellande  handelnden  Theile  auffährt,  so  folgt 
daraus  die  verfassungsmässige  Zugehörigkeit  von  Klinke  zu 
diesem  Landestheile  nicht.  Unter  dem  Havollande  hat  das 
Landbnch  auch  andere,  offenbar  der  Zauche  oder  dem  Teltow 
angehörige  Orte  erwähnt  wie  Teltow,  Gyselbergsdorff,  Ru- 
loffstorp,  Stanstorp,  Schonow,  Stolp,  Heinrichstorff,  Spu- 
telendorff,  Neu -Langerwisch  u.  a. 

J3ie  übrigen  im  Richtsteig  Landrechts  erwähnten  Ding- 

133)  Yergl.  auch  Biedel  Mark  Brandenbarg.  IL  S.  550  und  oben 
Bd.  I.  8. 110. 
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Stätten  sind  mit  hinlänglicher  Genauigkeit  ennittelt.  Die 
Erepe  in  der  Altmark  ist  vermuthlich  ein  Eichenwald  in  der 
Nähe  von  Gross -Schwechten,  l\  Meile  von  Stendal.  Das 
Landgericht  zur  Linden  hatte  seine  Stätte  in  der  Nähe 
der  Dörfer  Gross-  und  Klein -Bierstedt  und  war  das  ordent- 
liche Gericht  der  Vogtei  Salzwedel.  Die  Stätte  des  Vogt- 
gerichtes zu  Tangermünde  scheint  vor  der  Brücke  des 
Schlosses  zu  Tangermünde  gewesen  zu  sein.^^) 

Eine  andere  Landgerichtsstätte  vermuthlich  für  die 
Priegnitz  hat  in  der  Nähe  von  Havelberg  bestanden,  wenig- 
stens wird  ein  ständiges  Landding  daselbst  urkundlich  be- 
zeugt.^^)  Dasselbe  war  offenbar  ein  markgräfliches,  kein 
patrimoniales  Landgericht,  denn  gerade  für  Hintersassen 
des  Stiftes  Havelberg  wird  die  Exemtion  vom  Landding 
gewährt. 

n.  Die  Zeit  des  Vogtgerichtes.  Der  Gegensatz 
des  ungebotenen  und  des  gebotenen  Gerichtes  zieht  sich 
durch  die  gesamte  deutsche  Gerichtsverfassung  hindurch. 
Das  erstere  wird  dreimal  im  Jahre  gehalten,  das  letztere 
häufiger  je  nach  Gelegenheit  und  Bedürfniss.  Es  ist  also 
von  Hause  aus  wahrscheinlich,  dass  auch  in  der  märkischen 
Gerichtsverfassung  eine  gleiche  Einrichtung  sich  finden  wird, 
und  zwar  gerade  bei  der  Abhaltung  des  Vogtgerichtes,  das 
als  die  historisch  bekanntere  Grundlage  der  ganzen  Gerichts- 
verfassung in  der  Mark  Brandenburg  anzusehen  ist.  Dennoch 
sind  eingehendere  und  zusammenhängendere  Nachrichten 
über  das  Vogtgericht  nicht  vorhanden  und  aus  wenigen  ge- 
legentlichen Andeutungen  muss  auf  die  Fristen,  in  denen  das 
Vogtgericht  gehalten  wurde,  ein  Schluss  gemacht  werden. 

124)  Of.  über  die  verschiedenen  GerichtBStätten  Homeyer  im  Bichtst. 
Landr.  S.  512  ^  Ueber  die  Dingstätte  vor  der  Brücke  des  SchloBses 
zu  Tancermünde  cf.  Bd.  I.  S.  106. 

125)  Gf.  Küstety  coli,  opusc.  bist.  Marcb.  illustr.  Bd.  II.  16.  und 
17.  Stück,  S.  118,  Urkunde  y.  1275:  quod  ejusdem  ville  cives  ad  voca- 
tionem  et  ad  mandatum  advocatorum  communia  civiUa  placita,  qtioe 
vulgo  dicuntur  Lantrtige  deberent  in  Havelberg  observare  et  quod  ab- 
sentibus  et  negligentibus  poenas  infiigere  meritas  et  condignas.  Yergl. 
auch  Oelrichs,  de  Botding  et  Lodding  judiciis  Germaniae  inprimis  Mar- 
cbiae  Brandenburgensis  (Frank£  1750)  S.  32,  §.  18,  und  Eiedel^  Mark 
Brandenb.  II.  S.  18,  Note  2. 


TBJSTIGKEIT   DES   VOÖTGERICHTS.     §,  35.  63 

Wenn  von  dem  patrimonialen  Landgericht  des  Klosters 
Leizkau  berichtet  wird,  dass  es  vom  Vogte  Evererus  dreimal 
im  Jahre  wie  es  Sitte  ist  (sicut  mos  est)  gehalten  werden 
soll  (cf.  oben  Note  113),  so -darf  man  annehmen,  dass  auch 
das  markgräfiiche  Vogtgericht  in  gleichen  Fristen  zusammen- 
trat Eben  jenes  leizkauische  Gericht  erscheint  aber  als 
ungebotenes,  weil  das  dreimalige  Halten  desselben  dem  Vogt 
vorgeschrieben  wird  und  überdies  der  Name  placitum 
generale  darauf  deutet,  dass  alle  Dingpflichtigen  sich  zu 
demselben  versammelten,  nicht  bloss  die  bei  den  einzelnen 
Streitigkeiten  betheiligten  Personen,  dass  mithin  eine  allge- 
meine Pflicht  in  jenen  drei  Dingen  zu  erscheinen  bestand 
und  also  ohne  persönliche  Ladung,  höchstens  auf  vorherige 
4-nkündigung  in  den  Gemeinden  erfolgen  musste.  Dass 
das  Vogtgericht  sich  dreimal  im  Jahre  versammelt,  bestätigt 
auch  eine  andere  in  Urkunden  mehrfach  bezeugte  Thatsache. 

Auf  denjenigen  Herrschaften,  die  ihre  eigene  Patrimo- 
nialjustiz  hatten,  wird  nämlich  häufig  das  echte  Ding  dreimal 
ifü  Jahre  nicht  an  einer  einzigen  Gerichtsstätte  für  alle  ding- 
.  pflichtigeu  Personen  gehalten.,  sondern  in  jedem  Dorfe  für 
sich,  zu  welchem  Zwecke  der  Vogt  von  Ort  zu  Ort  reist. 
Hervortretend  ist  diese  Erscheinung  in  Schlesien.  So  ver- 
9pricht  Heinrich,  Meister  des  Elisabethhospitals  im  Dorfe 
Kunzendorf,  dreimal  im  Jahre  das  Gericht  entweder  selbst 
oder  durch  einen  Stellvertreter  zu  halten.^^)  Es  war  des- 
halb eine  häufige  Pflicht  der  schlesischen  Dorfschulzen  dem 
zur  Abhaltung  des  ungebotenen  Vogtgerichtes  anwesenden 
Vogte  dreimal  im  Jahre  ein  Frühstück  zu  reichen.  Das  wird 
aus  dem  Jahre  1363  für  den  Schulzen  des  Dorfes  Sablat 
und  1358  für  den  des  Dorfes  Rosenthal  überliefert."')    Der 

126)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  ürk -Samml.  zur  Gesch.  Schlesiens, 
S.  388,  No.  40;  Volumus  etiam  ter  in  anno  personaliter  sive  per  nun- 
tium  nostrum  in  dicta  viUa  judicio  presidere  et  jure  Franconico  villa 
locetur. 

127)  Cf  Tzschoppe  und  Stenzel,  Urkunden -Samml.  S.  584,  No.  178 
(12.  Januar  1863):  Ipse  eciam  scultetus  ac  heredes  ac  successores  nos 
seu  officjales  nostros  nöstro  nomine  ter  in  anno,  cum  ad  judida  gene^ 
ralia  seu  suprema  procedemus,  in  expensis  competentibus  pro  prandio, 
quotieDB  ad  judi^ia.  prefat^  nqn  process^rimos  nos  aut  nostri  offilciales 
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Letztere  gehörte  der  Mark  Brandenburg  an,  und  noch  mehr- 
fach kommt  dieses  Ausrichten  von  Mahlzeiten  in  der  Mark' 
als  Pflicht  der  Dorfschulzen  vorJ^)  Es  ist  kaum  verkenn- 
bar, dass  diese  Leistung  eine  Hindeutung  auf  das  drei  Mal 
im  Jahre  zu  haltende  Vogtding  enthält.  In  den  vorher  er- 
wähnten Stellen  ist  zwar  nur  vom  patrimonialen  Land-  oder 
Vogtdinge  die  Rede,  aber  es  ist  kein  Grund  vorhanden  zu 
der  Annahme,  dass  es  bei  dem  markgräflichen  Vogtgerichte* 
sich  anders  verhalten  hat. 

Auch  das  westfälische  Gografen-  oder  Vogtgericht,  das 
dem  märkischen  Vogtgerichte  parallel  ist,  zeigt  jene  regel- 
mässigen drei  ungebotenen  Gerichtstage.  Nach  den  Rechten 
von  Medebach  vom  Jahre  1165  sollen  die  Einsassen  dreimal 
im  Jahre  sich  zum  Gerichte  des  Vogtes  einfinden,  wa«,  da 
es  als  allgemeine  Pflicht  ausgesprochen  wird,  auf  das  unge- 
botene Gericht  deutet.  ^*^)  Nach  dem  hervorder  Schöffen- 
buche von  1350  soll  der  Gograf  drei  echte  Vogtdinge  ab- 
halten, das  eine  Dienstag  nach  12  Nachten  nach  Christi 
Geburt,  das  andere  Dienstag  nach  San  et  Pusinnentag;  das' 
dritte  Dienstag  nach  Sanct  Dionysius  Tag  (vgl.  oben  Note  36 
und  37).  In  der  Gegend  von  Meissen  wurde  das  Vogtgericht 
dreimal  im  Jahre  gehalten.  ^^®) 

Eine  Ladung  der  einzelnen  Leute  zu  diesem  ungebotenen 
Dinge  scheint  auch  in  der  Mark  Brandenburg  nicht  stattge- 

nostro  nomine  solvere  et  dare  tenentur  uDum  fertonem  grossorum 
monete  et  numeri  supradicti,  temporibus  sempiternis.  —  L.  M.  Eiedel, 
Beiträge  Äum  deutschen  Rechte,  Bd.  T.  S.  94,  Note  2  und  Biedel,  C.  D. 
Br.  I.  XX.  S.  234,  No.  70:  et  debet  (der  Schulze  von  Rosenthal)  ma- 
gistrum  curie  in  Warin  cum  decenti  familia  uno  prandio  ter  in  anno 
quolibet  procurare,  cum  voluerit  in  Rosinthal  provincialibus  vel  magnis 
judiciis  presidere.  —  Ibid.  Note  4  (ürk.  von  1286) :  Item  prefatus  G^r- 
hardus  scultetus  et  sui  successores  tenebuntur  praeparare  unum  pran- 
dium  et  BusUci  duo  prandia  ter  in  anno,  quando  dominus  eorum  Judi- 
cium voluerit  praesidere.  —  Vergl.  noch  Schifordegher,  disput.  forenses 
bei  Seidel,  observationes  practic.  S.  25  und  38 ;  von  Kamptz,  Beitr&ge 
zum  meklenb.  Staats-  und  Privatrecht,  II.  S.  131,  137;  L,  M.  Biedel, 
Beiträge  zum  deutsehen  Recht,  I.  S.  112. 

128)  Vergl.  Wohlbrück,  Gesch.  des  Bisthums  Lebus,  I.  S.  222, 225. 

129)  Cf  Grimm,  Weisthümer  Bd.  111.  S.  75  (1165):  Debitores  estis 
ter  in  anno,  ut  servetis  colloquium  advocati,  ubi  i^se  querimonias,  quae 
ad  eum  spectant,  judicio  scabinorum  absque  insidiifi  juste  terminabit. 

130)  Cf.  Wbhlbrück,  Geschichte  von  Lebus.  I.  S.  856. 
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fiinden  zu  haben,  nur  eine  allgemeine  Verkündigung  erfolgte 
in  der  Regel  wol  unter  Glockengeläute.  In  Westfalen  wird 
geradezu  der  Glockenschlag  als  die  Form  der  Verkündigung 
des  ungebotenen  Gerichtes  bezeichnet,  im  Gegensatze  zum 
gebotenen  Gerichte,  wo  ausdrückliche  Ladung  der  einzelnen 
geforderten  Leute  erfolgt.^'^)  Auch  in  der  Mark  Branden- 
burg war  der  Glockenschlag  als  Zeichen  beginnender  Ge- 
richtssitzungen üblich.  In  dem  noch  ungedruckten  Urkunden- 
buche des  Hauptmanns  der  Altmark  Wilhelm  von  Pappenheim 
vom  Jahre  1483  0.  M.  21  heisst  es  Bl.  51 : 

Item  so  etwas  uff  der  Strassen  ader  sust  genamen  wirth, 
szo  balde  das  an  ymant  gelangt,   ein  gericht  zu  machen, 
an  die  glock  zu  slan  und   andere  in  dasz  gericht  zu 
vermanen  und  also  nacheylen. 
Die  Sachen,  welche  auf  diesen  ungebotenen  Gerichts- 
tagen zur  Verhandlung  kamen,  waren  wol  keine  anderen  als 
die  überhaupt  vor  das  Vogtgericht  gehörten.     Der  Unter- 
schied zwischen  ungebotenen  und  gebotenen  Dingen  bestand 
nicht  in  verschiedener  Competenz,  sondern  darin,  dass  der 
Gerichtstag  im  einen  Falle  allgemein  für  alle  Einsassen  ab- 
gehalten wurde,  im  anderen  Falle  nur  für  gewisse  an  einer 
speciellen  Streitsache  betheiligte  Personen. 


131)  Cf.  Grimm,  Weisthümer  III.  S.  75  (1580).  Gebrauch  des  Ge- 
richts ii^Medebach:  1.  die  elDgesessene  des  gaugerichts  in  Städten  und 
dörffern  sein  schuldig  und  herzigem  gebothss  pflicbtig  dem  klockenschlag 
oder  auff  richters  forderen  bey  der  sonnen  aus  und  heimb  einer  dem 
andern  sein  leib  und  guth  zu  retten  und  zu  beschuttzen  und  die  nach- 
folgen zu  leisten  verbanden.  —  Landgoding  zu  Wiedenbrugge  (1549) 
ibid.  S.  109:  darup  die  menne  bericht  geven  laten,  dat  se  bes  herto 
graven  Corde  to  Tekeneborch,  de  se  darto  gedrungen,  dem  klockenslage 
gefolget  bes  up  den  tygge  und  benfurder  itz  to  Bnede  vordan  gefordert 
worden;  und  gestaen  wolgemeldten  graven  Cordte  sodanen  klockenslach 
nicht  tno  hebben  ock  nbewerlde  syner  gnaden  vader  seliger  gedecht- 
nisse  nhagefolget  und  syn  ock  nicht  von  syner  gnaden  vader  seliger 
myt  den  klockenslage  beschwert  worden:  sunder  hebben  opentlick  by 
eren  eiden  bekandt,  dat  unse  gu.  f.  und  h.  van  Osenbrügge  ere  hege 
overicheidt  sy.  — -•  Ibid.  S.  36  (Vestenrecht  zu  Hagen  vom  Jahre  1513), 
No.  20:  Item  femer  wvsen  sy  noch  vor  recht,  wanner  op  einen  plich- 
tigen  dagh  dey  richtklocke  geluidet  is,  so  en  sali  geiner  den  andern 
an  dat  gericlite  hodden  laien  und  wanner  dat  man  ein  vestin^h  helt, 
so  sali  ein  ider  vestgenotc  den  dagh  gebodes  fry  syn  und  von  niemandt 
den  dagh  mit  recht  beschwert  werden.  ^ 

KÜBKS,  eEBICHTS-TBBFASSüiro.    II.  5 
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Der  Kreis  der  Personen,  welche  als  Dingpflichtige  zu 
dem  ungebotenen  Vogtgerichte  kommen  ijiussten,  konnte  zu- 
nächst solche  umfassen,  die  auf  rein  markgräflichem  Grund 
und  Boden  angesessen  waren  und  keiner  besonderen  patri- 
monialen  Herrschaft  angehörten.  Aber  auch  hintersässische 
Leute  erschienen  im  Vogtgerichte  in  allen  Sachen,  die  über  die 
Justiz  ihres  Gutsherrn  hinausgiengen.  Hatte  z.  B.  der  Guts- 
herr, was  sogar  die  Regel  war,  nur  die  Dorfgerichtsbarkeit 
im  Umfange  seiner  Patrimonialherrschaft  erworben,  so  muss- 
ten  seine  Hinlersassen  in  schwereren  Sachen  wie  wegen 
blutender  Körperverletzung,  oder  die  an  Hals  und  Hand 
giengen,  im  Vogtgerichte  erscheinen.  Aus  demselben  Grunde 
erscheinen  auch  städtische  Bürger  dann  vor  dem  Vogtge- 
richt, wenn  der  specielle  Rechtsfall  über  die  Competenz  des 
besonderen  Stadtgerichtes  hinauslag.  In  späteren  Zeiten  er- 
langte das  Stadtgericht  in  der  Regel  auch  eine  besondere 
Competenz  im  Blutbann  und  dann  war  nur  im  Falle  hand- 
hafter That  eine  Verpflichtung  städtischer  Bürger  vorhanden 
im  ländlichen  Vogtgerichte  zu  erscheinen.  Die  ältere  Zeit 
hat  städtische  Bürger  wol  zu  den  ordentlichen  Dingpflich- 
tigen des  Vogtgerichtes  gezählt.  Bin  lehrreiches  Beispiel 
bietet  hievon  die  Stadt  Kyritz.  Dieselbe'  wurde  durch  Pri- 
vilegium des  Herrn  von  Ploto  im  Jahre  1230  vom  Land- 
gerichte befreit,  aber  in  Ausdrücken,  die  beweisen,  dass  vor- 
her eine  allgemeine  Dingpflicht  der  Bürger  von  Kyritz  zu 
demselben  bestanden  haben  muss.  Es  heisst: 
ad  voluntatem  et  petitionem  dilectorum  burgen- 
sium  nostrorum  de  Kyritz  eis  benigne  concessimus, 
ut  ad  tria  placita,  que  fiunt  in  anno  et  vocabuntur  legi- 
tima,  de  jure  nullus  venire  debeat  nisi  citatus,  et 
vocatus  et  qui  aliquid  ibi  disponere  habet.  *^*) 

Oflfenbar  werden  die  Bürger  von'  der  Dingpflicht  zum 
üngebotenen  Dinge  entbunden  und  nur  für,  das  gebotene 
Ding   sollen   sie   auf  besondere  Ladung  erscheinen.     Dies 

132)  Cf.  L,  M.  Biedel,  Beiträge  zum  deutschen  Rechte,  I.  S.  74, 
Note  1  und  BuchhoUe,  Gesch.  der  Ghurmark  Brandenb.  II.  S.  62  des 
Urk.-Anhangs.    Behmavfh^  Gesch.  von  Anhalt,  YII.  S.  245. 
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Letztere  bezieht  sich  wol  auf  den  Fall,  wo  kyritzer  Bürger 
gegen  einen  Bauern  klagen  in  Sachen,  die  vor  das  Vogt- 
gericht gehören,  wo  sie  ferner  als  Zeugen  oder  betheiligte 
Personen  bei  einem  im  gebotenen  Vogtdinge  verhandelten 
Processe  erforderlich  sind. 

Die  Fristen  für  die  gebotenen  Gerichtstage  waren  prin* 
cipiell  wol  nicht  ganz  fest.  Eigentlich  lag  es  in  der  Idee 
des  gebotenen  Dinges,  dass  die  Gerichtssitzung  je  nach  Be- 
dürfniss  gehalten  werden  sollte.  Ein  gewisser  praktischer 
Gebrauch  hat  aber  gewiss  auch  hier  eine  Art  von  periodi- 
scher Wiederkehr  der  gebotenen  Dinge  eingeführt,  und  zwar 
in  Terminen  von  sechs  zu  sechs  Wochen.  Bestimmte  urkund- 
liche Zeugnisse  gibt  es  hierüber  für  die  Mark  Brandenburg 
nicht.  Das  Einzige,  woran  man  sich  halten  kann,  sind  die 
Angaben  des  Sachsenspiegels,  dass  der  Markgraf  bei  seiner 
Huld  über  sechs  Wochen  richte,'^*)  eine  Bestimmung,  die 
sicherlieh  nicht  auf  das  ungebotene  Ding  gehen  kann.  Fer- 
ner wird  vom  Gografengerichte  im  Sachsenspiegel  gesagt, 
dass  die  freien  Landsassen  ihres  Gografen  Ding  suchen  sollen 
über  sechs  Wochen.^^^)  Da  nun  nach  der  oben  gegebenen 
Erörterung'^®)  das  westfälische  Gografengericht  dem  märki- 
schen Vogtgerichte  im  Allgemeinen  analog  ist,  da  auch  das 
westfälische  Gografengericht  unzweifelhaft  das  echte  unger 
botene  Ding  dreimal  im  Jahre  hat,  so  kann  jenes  Gericht 
über  sechs  Wochen  nur  das  gebotene  ausgelegte  Ding  be-. 
deuten.  Dies  stimmt  mit  der  Stellung  der  freien  Landsassen 
überein.  Denn  wegen  mangelnden  freien  Grundbesitzes  konn- 
ten sie  im  echten  ungebotenen  Dinge  nicht  erscheinen.  Wenn 
sie  also  einmal  vor  dem  Gografen  zu  Recht  stehen  sollten, 
so  konnte  das  nur  im  gebotenen  Dinge  geschehen. 

HL  Die  Sitzung  des  Vogtgerichtes.  Um  die 
Formen,  in  denen  die  Thätigkeit  des  Vogtgerichts  sich  ent- 
faltete, klar  anzuschauen,  wird  es  nützlich  sein  den  Lauf 
einer  einzelnen  Gerichtssitzung  in  den  Hauptmomenten  zu 

124)  Ssp.  IIL  65,  §.  1.   Vergl.  Ed.  I.  S.  42. 
126)  Ssp.  I.  2,  §.  4.   Cf.  oben  Note  32. 
126)  Vergl.  oben  §.  33  ad  IV.  vor  Note  32, 

5* 
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verfolgen.  Für  das  ländliche  Vogtgericht  in  der  Mark  Bran- 
denburg sind  zwar  keine  speciellcn  Nachrichten  überliefert, 
aber  eine  Analogie  hat  hier  gewiss  mit  den  Formalitäten 
des  Stadtgerichts  stattgefunden,  von  denen  das  berliner 
Stadtbuch  uns  Nachricht  gibt.  Die  üeberlieferungen  dieses 
Rechtsbuches  sind  um  so  weniger  als  rein  locale  anzusehen, 
als  der  Zusammenhang  desselben  mit  dem  Sachsenspiegel, 
dem  Richsteig  Landrechts  und  anderen  Quellen  von  allge- 
meiner Bedeutung  fast  den  ganzen  dogmatischen  Inhalt  des- 
selben vorwiegend  als  eine  besondere  Zusammenfassung  des 
sächsischen  und  magdeburgischen  Rechtes  erscheinen  lässt. 
üeber  die  Sitzung  des  Gerichts  wird  nun  etwa  Folgendes 
angegeben.  ^^) 

Nachdem  beim  ungebotenen  Dinge  die  Menge  der  Ding- 
pflichtigen durch  Glockengeläute  zur  Stelle  berufen  worden 
ist,  eröffnet  der  Vogt  als  Vorsitzer  der  Schöffen  die  Sitzung 
in  feierlicher  Weise.     Er  sitzt   auf  einem  Stuhle  und  die 
Schöffen    besitzen   die  Bank  (vergl.  unten  Note  129).    Im 
westfälischen    Gografengerichte    musste    der   Fronbote   vor 
den  Gografen  einen  Tisch  mit  einem  Tuche  bedeckt  stellen. 
Die  Reliquien  sollen  darauf   stehen   und  ein  Schwert  zum 
Zeichen  des  Königsbannes  dabei  liegen  (vergl.  oben  Note  46). 
Der  Vogt  fragt:  ob  es  Dingezeit  sei?   Ist  dies  gefunden,  so 
fragt  er,  ob  er  das  Ding  hegen  möge?   Ist  auch  dies  von  den 
Schöffen  erkannt,^^^)  so  eröffnet  er  das  Gericht  mit  den  Worten: 
Ik  hege  hir  eyn  ding  von  godes,  der  heren  und  von  ge- 
richtes  wegen   (der  stad)  und  vorbide  alle,   dat  ik  von 
rechtes  wegen  vorbiden  sal;  ich  vorbide  alle  unrecht  und 
vororlove  alle  recht. 


127)  Cf  Berl.  Stadtb.  hei^Fidkin,  dipl.  bist  Beiträge  zur  Gesch. 
der  Stadt  Berlin.  I.  S.  85. 

128)  Fidicir^  dipl.  bist  Beitr.  zur  Gescb.  der  Stadt  Berlin,  I.  S.  85 
Alsns  hege  die  schulte  (Stadtschulze)  syn  ding:  he  vrage  des  irsten 
ordels:  ofte  id  ding  tyd  sy?  Wen  dat  is  gevunden,  so  vrage  he,  ofte 
he  dat  ding  möge  hegen?  Wen  dat  is  gedeiltt,  bo  hege  dat  ding  und 
spreke  etc.  —  Es  ist  zwar  nicht  angegeben,  wer  um  das  ürtbeil  in 
den  verschiedenen  Fragen  gefragt  wird  und  wer  es  findet;  aber  man 
wird  eben  die  Schöffen  als  die  gefragten  UrtheiJsfinder  ansehen  müssen, 
was  der  allgemeinen  Begel  entspricht. 
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Auf  die  weitere  Frage,  ob  er  von  Rechtswegen  dem  Dinge 
einen  Frieden  wirken  solle,  und  nachdem  auch  dies  gefunden 
worden  ist,  wirkt  er  den  Frieden  des  Gerichtes  mit  folgen- 
den Worten: 

Ik  werke  dessen  dinge  und  alle  den,  di  hirtu  deme  dinge 
syn  und  komme,  godes  der  heren  und  des  gerichtes  vrede; 
an  den  freden  syk  nymande  vorsume.*^^) 
Hierauf  folgt  die  Frage,  ob  er  richten  Aöge,  was  durch 
ürtheil  bejaht  wird.  Dann  wird  dem  Fronboten,  in  der 
Mark  also  dem  Bedellus  oder  Landreiter  geboten,  dass  er 
dem  Kläger  zur  Klage  und  dem  Schuldigen  zur  Antwort 
gebiete. 

Jetzt  folgen  der  Reihe  nach  die  Verhandlungen  in  den 
einzelnen  Klagesachen  und  gewiss  bunt  durch  einander  civile 
wie  criminelle  Streitigkeiten. 

Die  Verhandlungen  unter  den  Parteien  selbst  zu  erörtern 
ist  hier  nicht  der  Ort,  sondern  muss  in  das  dritte  Buch  ver- 
wiesen werden.  Der  Vogt  hatte  den  Vorsitz  in  der  Weise, 
dass  er  auf  die  Behauptungen  und  Fragen  der  Parteien  das 
ürtheil  der  Schöflfen  forderte  und  diese  es  fanden.  Während 
der  Sitzung  durfte  der  Vogt  auch  wol  die  Leitung  des  Ge- 
richtes einem  Andern  übergeben ;  so  wenigstens  schreibt  es 
eine  Nachricht  aus  dem  16.  Jahrhundert  vom  berliner  Noth- 
gericht  d.  i.  dem  Gericht  auf  handhafte  That  vor.'^)    Die 


129)  Noch  schöner  ist  die  Formel  des  Friedewirkens  in  dem  noch 
im  16.  Jahrhundert  in  Berlin  gehaltenen  Nothgedinge.  Sie  lautet:  So 
wirke  ich  uns  iie  einen  Frieden  von  unsers  lieben  Herrn  Gottes  wegen, 
von  wegen  unsers  gnedigsten  Herrn  des  Churfürsten  zu  Braudenburgk, 
auch  von  Gerichts  wegen.  Ich  wtirke  hie  einen  Frieden  dem  Richter 
auf  dem  Stuel,  den  Scheppert  auf  der  Bank  und  allen  denen  so  jetzt 
zugegen  sein  und  noch  zukünftig  werden  mögen;  auch  allen  denen,  so 
sich  heut  an  Gleicli  und  Becht  genügen  lassen.  So  aber  einer  wehr, 
der  diesen  Frieden  brechen  würde,  dem  soll  man  mit  fahren,  als 
wie  man  mit  einem  Friedensbrecher  pfleget  mitzufahren,  er  sei  Frau 
oder  Manu. 

130)  Cf.  Ftdicin,  dipl.  bist.  Beitr.  I.  S.  86  Anm.:  Ic\>  frag,  ob  der 
Bichter  aus  diesen  Nodt  gehegten  Diog  aufstundt  und  einen  anderen 
das  Gericht  befulg,  ob  es  auch  soll  Krafft  und  Macht  haben,  ob  der 
Eichter  selbst  Inn  eigener  Person  da  sesse,  oder  was  Recht  darumb  sey  ? 
(Der  Schepp  urtheilt  gleich,  wie  die  Frag  lautet,  «lachdem  es  mit  urteil 
und  Recht  verwart  ist^ 
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Sitzung  selbst  durfte  bis  zum  Nachmittag  währen,*^*)  einö 
Bestimmung,  die  wol  nur  bei  dem  Gerichte  auf  handhafte 
That  als  etwas  Besonderes  erschien,  weil  es  sich  hier  nur 
um  die  Entscheidung  eines  einzigen  Rechtsfalles  handelte. 
Im  ungebotenen  Dinge,  auf  das  sich  aus  mehrmonatlicher 
Frist  die  verschiedensten  wichtigen  Streitigkeiten  zusammen 
drängten,  wird  die  Ausdehnung  der  Sitzung  bis  zum  Nach- 
mittage in  der  Rfegel  unerlässlich  gewesen  sein,  selbgt  dann, 
wenn  das  ungebotene  Ding  mehrere  Tage  lang  hintereinander 
gehalten  wurde. 

Auf  dem  gebotenen  wie  auf  dem  ungebotenen  Dinge 
sind  wol  in  allen  geeigneten  Fällen  Versuche  zum  Vergleiche 
der  Parteien  gemacht  worden.  Die  Unternehmung  eines  sol- 
chen Versuches  stand  gewiss  in  der  freien  Willkür  des  ver- 
sitzenden Vogtes,  eine  Pflicht  dazu  hatte  er  als  Richter 
nicht.  Kam  es  zur  Verhandlung  des  Vergleiches,  so  mussten 
die  Parteien  hinausgehen;  man  scheint  den  Vergleich  im 
Dinge  selbst  während  des  Process Verfahrens  nicht  zugelassen 
zu  haben.  Eine  ungedruckte  Urkunde  von  1486  aus  dem 
ürtheilsbuche  des  Hauptmanns  der  Altmark  Wilhelm  von 
Pappenheim  sagt  darüber:  *^2) 

Twischen  Peter  Degener  unnd  Pynnow,  Fritze  Gagels 
man,  etliker  schullt  halven,  dar  umme  denne  Degener  den 
sul£ften  Pynnow  mit  twen  clagen  gefordert  unnd  die  drudde 
clage  hie  to  Tangermunde  vor  die  brugge  angestellt,  heflFt 
sick  Er  Wilhelm  der  saken  van  wegen  unnses  gnedigesten 
herren  undernamen  unde  die  parthe  uth  deme  gerichte 
geeschet  unde  twischen  sie  fruntlick  bespraken  unde 
bededinget,  alsz  hir  volget. 

131)  Cf.  Fidicin,  dipl.  bist.  Beitr.  I.  S.  86  Amn.:  Ich  frag,  ob  sich 
dies  Nodt-Geding  würde  verziehen  von  dem  Vormittag  bis  auf  den  Nach- 
mittag, ob  auch  Richter, und  Scheppen  mögen  noch  richten  wie  vor, 
oder  was  Recht  darumb  sey?  —  (Der  Schepp  urteilt  gleich  der  Frage, 
nachdem  is  iryt  Urteil  und  Recht  verwart  ist.) 

132)  Das  Pappenheim'sche  Urtbeilsbuch  befindet  sich  auf  dem  Geh. 
{Staatsarchive  C.  M.  21.  Die  ausgezogene  Urkunde  findet  sich  Bl.  94  verso. 
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§.36. 
Das  Versohwinden  des  Vogtgerichtes. 

Auch  das  Vogtgericht,  welches  sich  aus  dem  alten  Ge- 
richte des  Burggrafen  entwickelt  hatte,  ist  von  keinem 
dauernden  Bestände  gewesen.  Gerade  die  meisten  Nach- 
richten, welche  auf  unsere  Tage  gekommen  sind,  gehören 
einer  Zeit  an,  in  welcher  die  Verfassung  der  Vogteien  und 
besonders  der  Vogtgerichte  als  zersetzt  oder  wenigstens  er- 
schüttert angesehen  werden  muss.  Deutlich  zeigt  sich  dies 
an  dem  BeStande  der  Vogtfeisprengel,  welche  durch  fortge- 
setzte Exemtionen  eingeschränkt  wurden.  Von  der  wichtigen 
und  gewiss  angesehenen  Vogtei  Brandenburg  ist  seit  etwa 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  keine  sichere  Spur  mehr 
nachzuweisen.*^)  Die  Folge  von  der  Zersplitterung  der 
Vogtei  durch  patrimonialen  herrschaftlichen  Besitz  ist  auch 
die  Aufhobung  des  Vogtgerichtes.  Die  meisten  herrschaft- 
lichen Besitzer  haben  ihren  Grundbesitz  so  weit  ausgedehnt, 
dass  sie  nicht  bloss  besondere  patrimoniale  Dorfgerichte 
hatten,  sondern  auch  schwere  Criminalsachen  auf  ihren 
patrimonialen  Landgerichten  zur  Entscheidung  brachten. 
Die  oft  nicht  zusammenhängenden  Theile  der  alten  Vogtei 
blieben  zwar  noch  unter  der  Verwaltung  und  Jurisdiction 
des  Vogtes,  aber  ihr  Umfang  war  zu  geringfügig,  als  dass 
ein  besonderes  Vogtgericht  für  sie  erforderlich  gewesen 
wäre.  Die  ziemlich  allgemein  gegen  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts auftretende  Erscheinung  ist  daher,  dass  für  meh- 
rere Vogteien  oder  Vogteireste  ein  gemeinschaftliches  Ge- 
richt bestellt  wird,  das  eigentlich  ganz  die  Gompetenz  des 
früheren  Vogtgerichtes  hat,  aber,  da  es  nicht  mehr  einer 
einzigen  Vogtei  angehört,  den  Namen  des  Landgerichtes, 
führt.  Für  grössere,  mehrere  Vogteien  umfassende  Districte 
kommen  Landgerichte  vor,  wie  aus  verschiedenen  Andeutun- 
gen der  Quellen  zu  entnehmen  ist. 

133)  Vergl.  Bd.  I.  S.  110-113. 
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Aus  den  oben  gegebenen  Aufzählungen  über  das  Vor- 
kommen der  einzelnen  Landschöffen  lässt  sich  folgern,  dass 
schon  im  Jahre  1375  nicht  mehr  für  jede  Vogtei  Qin  beson- 
deres Vogtgericht  bestand.  In  der  Neumark  sind  nur  vier 
Landschöffen  erweislich;  im  Lande  Lebus  sechs ,  im  Lande 
Stemberg  fünf,  im  Teltow  sieben,  im  Barnim  acht,  im  Havel- 
lande  fünf,  in  der  Zauche  sechs,  in  der  ükermark  acht.  Man 
wird  annehmen  dürfen,  dass  es  auch  nur  für  die  genannten 
Landestheile  je  ein  Landgericht  gab.  Ist  das  richtig,  so 
umfasste  das  Landgericht  für  den  Teltow  die  Vogteien 
Trebbin  und  Köpenick,  das  im  Barnim  die  von  Biesenthal, 
Liebenwalde,  Oderberg,  Strausberg  und  Berlin.  Zu  dem 
Havellande  ressortierten  die  Vogteien  Rathenow,  Spandau, 
Pritzerbe  und  Kremmen.  Für  die  Mittelmark  scheint  es  im 
Jahre  1450  nur  ein  Landgericht  gegeben  zu  haben,  denn  das 
mittelmärkische  Schossregister  von  jenem  Jahre  weist  nur 
acht  Landschöffen  auf.  Auch  in  der  Altmark  existierte  wol 
nur  ein  Landgericht  vor  der  Brücke  zu  Tangermünde.  Denn 
niemals  wird  dort  ein  anderes  erwähnt.  Gerade  in  der  Alt- 
mark war  in  dem  15.  Jahrhundert  der  umfang  exemter  herr- 
schaftlicher Besitzungen  sehr  weit  vorgeschritten.  Bei  dem 
immerhin  ausgedehnten  und  gewiss  sehr  zersplitterten  Spren- 
gel dieses  Landgerichtes  vor  der  Brücke  zu  Tangerraünde 
war  eine  grössere  Anzahl  von  Bxecutivbeamten  erforderlich 
und  deshalb  werden  in  der  Altmark  stets  mehrere  Landreiter 
erwähnt.    (Vergl.  oben  die  Noten  101—107.) 

Je  mehr  auf  diese  Weise  die  alten  Vogtgerichte  ihrer 
Thätigkeit  beraubt  wurden,  um  so  mehr  fiengen  sie  in  der 
Gestalt  von  Landgerichten  eine  andere  Jurisdiction  zu  üben 
an,  die  zwar,  wie  es  scheint,  schon  von  Hause  aus  ihnen 
gegeben  war,  aber  erst  im  15.  Jahrhundert  eine  hervor- 
,  ragendere  Bedeutung  erhielt.  Schon  der  Sachsenspiegel 
deutet  an,  dass  man  sich  vom  Urtheil  des  Bauermeisters  an 
den  höheren  Richter  berufen  dürfe.**^)    Auf  die  Verhältnisse 

134)  Cf.  Ssp.  III.  86,  §.  1:  Svie  siner  gebure  gemene  aferet  oder 
grevet  oder  tünet,  wert  he  vor  dem  burmestere  gevrüget  oder  beklaget 
dar  umme,  he  mut  dar  umme  wedden  dre  scbüluge.    Weigeret  aver  he 
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der  Mark  Brandenburg  angewendet,  in  welcher  der  Mark- 
graf der  höchste  Richter  ist,  würde  also  der  Rechtszug  vom 
Dorfgericht  an  das  Landgericht  gehen.  Namentlich  gilt  dies 
von  dem  patrimonialen  Dorfgerichte,  das  auf  d;ese  Weise 
unter  die  Controle  des  markgräflichen  Vogtgerichtes  gestellt 
ist.  Es  scheint  nun,  dass  gerade  die  patrimonialen  Gerichte 
in  der  Gewährung  der  Justiz  gegen  Hintersassen  der  Herr- 
schaft sehr  saumselig  waren.  Die  Erscheinung,  dass  Kläger 
gegen  die  hintersässischen  Beklagten  vor  den  cpmpetenten 
Patrimonialgerichten  keine  schnelle  Rechtshilfe  erlangen 
konnten,  veranlasste  die  Kurfürsten  im  15.  Jahrhundert 
die  Landgerichte  mit  besonderer  Competenz  für  den  Fall 
der  Rechtsverweigerung  gerade  mit  Hinblick  auf  die  patri- 
monialen Dorfgerichte  auszustatten.  Zu  entnehmen  ist  dies 
schon  aus  der  Urkunde  des  Kurfürsten  Friedrich  H.  von 
1467  über  die  Bierziese,  wo  es  heisst: 
und  welk  erbare  man  over  dy  synen  richtten  wil  und 
richttet,  dar  over  schal  dye  lantrichtter  nicht  richtten.*^^) 
Durch  ein  offenbar  sehr  nahe  liegendes  und  dem  Zusammen- 
hange der  Urkunde  entsprechendes  argumentum  a  contrario 
ist  gesagt,  dass  wenn  die  Gutsherrschaft  über  ihre  Hinter- 
sassen nicht  richte,  d.  h.  wenn  sie  die  Justiz  verweigere,  so 
trete  die  Competenz  des  Landrichters  ein.  Geradezu  wird 
denn  auch  im  Jahre  1460  dem  Landgerichte  vor  der  Brücke 
zu  Tangermünde,  das  jeden  Mittwoch  gehalten  werden  soll, 
Competenz  über  alle  Fälle  der  Rechtsverweigerung  oder 
Rechtsverzögerung  gegeben.  Wenn  innerhalb  dreimal  vier- 
zehen  Tagen  dem  Kläger  vor  dem  zuständigen  Patrimonial- 
gerichte  nicht  Rechtes  geholfen  worden  ist,  soll  das  Land- 

rechtes  vor  den  burmestere  unde  wert,  he  beklaget  vor  dem  overen  rieh- 
tere,  he  mut  deme  richtere  wedden  uode  den  buren  büten  mit  drittich 
Schillingen  unde  ire  gemene  weder  laten. 

135)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  III.  I.  S.  440,  No.  310  (1467).  Die  Be- 
merkung bei  der  Urkunde:  ist  nicht  ausgangen,  bedeutet  zwar,  dass 
dieselbe  nicht  ausgefertigt  worden,  also  zu  practischer  Rechtskraft  nicht 
gediehen  sei.  Aber  dennoch  kann  man  die  Urkunde  als  ein  Zeugniss 
Über  die  bestehenden  Rechtsverhältnisse  und  besonders  also  über  das 
Verh&ltniss  der  Patrimonialjustiz  zum  Landgerichte  ansehen,  weil  sie 
offenbar  von  Hause  aus  in  der  Absicht  künftiger  Wirksamkeit  entworfen 
wurde. 
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gericht  in  der  Sache  erkennen J^^)  Daran,  dass  das  Land- 
gericht allwöchentlich  Sitzung  halten  soll,  erkennt  man,  dass 
Rechtsverweigerung  eben  kein  seltener  Fall  war.  Und  ge- 
rade die  patrimonialen  Gerichte  der  Gutsherren  werden  in 
diesem  Punkte  besonders  schuldig  gewesen  sein.  Denn  die 
Einrichtung  des  perleberger  Landgerichtes  im  Jahre  1546 
ist  gerade  auf  die  Remedur  der  Rechtsverzögerung  in  den 
patrimonialen  Gerichten  berechnet.  Hier  wird  vorgeschiie- 
ben:^^^)  Das  perleberger  Landgericht  solle  alle  vier  Wochen 
gehalten  werden  und  über  „Schuldsachen,  Er.bfälle,  Schmähe- 
klagen".  gegen  Bauern  auf  dem  Lande  competent  sein.  Der 
Kläger,  der  sich  an  das  Landgericht  wendet,  erhält  auf  sein 
Ansuchen  eine  Schrift  des  Landrichters  an  den  Erbherm 
des  Beklagten  des  Inhalts,  dass  der  Erbherr  dem  Kläger 
binnen  vier  Wochen  zu  seinem  Rechte  verhelfe,  widrigenfalls 
an  den  Beklagten  eine  Citation  des  Landgerichtes  ergehen 
werde.  Demgemäss  sollte,  wenn  die  Patrimonialjustiz  des 
Erbherrn   nicht   prompt   zu  Werke   gieng,    die  Vorladung 

136)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVI.  S.  89,  No.  109  (1460):  Wir 

bekennen das  ein  werntlicher  den  andern  umb  keyner  schuH 

noch  werntlicher  Sachen  willen  vor  geystlich  gericht  nicht  zyhen  noch 
pannen  sol  in  kein  weisze,  sundeim  was  eyner  czu  dem  andern  umb 
schult  oder  ander  werntlicher  Sachen  zu  sprechen  hat,  das  sol- er  erst 
suchen  vor  dem  werntlichen  gerichte,  da  der  antwortter  gesessen  oder 
dar  das  gut  Inn  gelegen  ist,  das  er  anspricht,  dar  sol  eym  iglichen 
rechts  geholffen  werden.  Wurde  aber  demselben  bynnen  dreyen  Vier- 
czehen  tagen  und  dreyen  tagen  rechts  nicht  geholffen,  so  haben  wir 
gemacht  und  gesaczt  und  bestetigt  ein  lanndgericht,  das  alle  Mitwochen 
sol  gesessen  und  gehalden  werden  vor  der  Bruch  des  Blosses  zu  Tanger- 
munde  vor  demselben  sol  dan  iglichen,  dem,  alse  oben  gerurt  ist,  recht 
verczogen  und  geweigert  wirt,  unverczogenlichs  rechts  geholffen  werden. 

137)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  1. 1.  S.  214,  No.  135  (1546):  Wan  ein  Parth 
bei  dem  Landrichter  umb  Citation  wider  einen  Pauern  ansucht,  soll  der 
Landrichter  am  iCrsten  dem  Cleger  eine  schrifft  an  des  beclagten  Erb- 
hern geben,  ine  ersuchen  und  bitten  dem  cleger  inner  vier  wochen 
wider  den  beclagten  zu  verhelffen,  damit  der  cleger  claglos  gemacht, 
mit  Verwarnung,  das  der  Landrichter  sunst  wurde  geburliche  ladung 
und  process  wider  den  beclagten  ergehen  lassen  und  für  solche  schrifft 
soll  der  cleger  dem  gerichtschreiber  zwelff  Pfennig  geben.  —  Wo  dan 
durch  ßolche  schrifft  bei  des  beclagten  Erbherrn  die  gerechtigkeit  oder 
hülffe  nicht  erhaltten  und  der  cleger  in  vier  wochen  nicht  zufrieden 
gestaldt  oder  der  beclagte  vermeintte  sich  zw  rechte  uff  zu  haltten,  soll 
der  Landrichter  alssdan  uff  weiter  ansuchen  des  clegers  den  beclagten 
für  das  nehist  landgerichte  durch  offene  citation  schrifftlichen  ver be- 
sehe! den.  ' 
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des   Landrichters   an    den   Beklagten    ergehen    und   lauten 
wie  folgt: 

Des  Durchlauchtigsten  Hochgebornen  Fürsten  und  Hern, 

Hern  Joachim  Marggraflfens  zw  Brandenburg  u.  s.  w 

meins  gnedigsten  hern  vorordentten  Landgerichts  in  der 
Prignitz  itziger  zeit  Landrichter,  Ich  N,  gebe  dir  N.  zw  N. 
zuerkennen,  das  mich  N.  angelangt,  das  dw  ime  mit  etli- 
chen schulde,  nemblich  N.  Rthlr.  für  bier,  gewand,  visch, 
fleisch  (und  was  es  sunst  wer)  vorhafft,  und  ob  ich  uflf 
^^in  ansuchen  wol  an  deinen  Erbhern  geschrieben,  dicK 
zur  billigkeit  zu  weisen,  ine  inner  vier  woclußn  clagloss 
zu  machen,  so  were  doch  solchs  nicht  gescheen  und  du 
bettest  dich  bishero  mit  der  bezalung  zur  ungebur  auflf- 
gehaltten,  darumb  er  mich  umb  vorbeschied  und  process 
wider  dich  angelangtt.  Demnach  bescheide  ich  dich  in 
craflft  Churfurstlicher  Landgerichtsordnung  hiemit  end- 
lichen peremtorie  uff  den  Dinstag  nach  N.tag  allhie  zw 
Perleberg  zw  früer  tag  zeit  uff  dem  Rathhause  vor  mir 
zu  erscheinen,  berurts  N.  clage  anzuhern,  darauff  zu  anth- 
wortten  ader  alle  behelff,  dadurch  dw  dich  der  Anthwort 
zuschutzen  vormeinest,  uff  einmahl  sampt  der  Anthwortt 
uff  die  hauptsache  bis  zW  beschliess  einzubringen  und 
Process  vermug  berurtter  Ordnung  auch  erkanthnus  und 
der  Sachen  in  allen  und  jeden  terminen  vermug  der  Ord- 
nung austrags  zu  gewarten.  Mit  Vorwarnung,  do  du  aussen- 
pleiben  wurdest,  das  ich  wider  dich  und  deine  guter  nach 
Inhalt  der  Ordnung  verf hären  werde,  darnach  du  dich  zu 
richten.  Urkunthlich  mit  meinem  pethschafft  besigelt. 
Auf  diese  Weise  tritt  die  Controle  der  Patrimonialge- 
richte  als  hauptsächlicher  Gegenstand  des  Landgerichtes 
hervor  und  in  der  That  findet  sich  auch,  dass  der  Hof-  und 
Landrichter  sich  in  die  patrimoniale  Justiz  der  von  Schulen- 
burg eingemischt  hat.^^^)   Die  Letzteren  beklagten  sich  zwar 

138)  Cf.  Miedel,  C.  D.  Br.  L  VI.  S.  320,  No.  492  (1642):  Weil  auch 
der  Hoff-  undt  Landtrichter  sich  zuweilen  unterstehet  die  Unterthanen 
für  dasB  hoff-  undt  Landtgerichte  nach  Tangermunde  zu  ziehen,  undt 
solches  wieder  derer  v.  d.  Sch(ulenburg)  hergebrachte  Privilegien  auch 
wieder  die  Ländtreverse  leufft,  die  jurisdictio  propter  denegatam  justi- 
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darüber  und  wollten  dergleichen  Einmischungen  nicht  aner- 
kennen, aber  gewiss  war  bei  vorgefallener  Rechtsverweige- 
rung der  controlierende  Hofrichter  nach  den  bestehenden 
Verordnungen  in  seinem  vollkommenen  Rechte. 

Aus  diesen  Vorschriften  wird  erkennbar,  dass  die  ur- 
sprüngliche Stellung  des  alten  Vogtgerichtes  thatsächlich 
völlig  umgewandelt  ist.  Dasselbe  sollte  das  ordentliche  Ge- 
richt erster  Instanz  für  alle  Markeinsassen  in  wichtigeren 
Rechtshändeln  sein.  Eine  Ausnahme  war  es,  wenn  die  Leute 
auf  gewissen  eximierten  Herrschaften  und  die  Einwolmer 
der  Städte  in  ihren  besonderen  Gerichten  erschienen.  All- 
mählich aber  ist  dieser  ursprüngliche  Ausnahmefall  zur  Regel 
geworden.  Sehr  viele  Herrschaften  hatten  die  Jurisdiction 
auch  in  wichtigeren  Streitigkeiten,  die  Zahl  der  Personen, 
die  vor  das  Vogtgericht  gehörten,  schwand  zusammen  und 
so  ist  es  geschehen,  dass  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
die  Landgerichte  als  Repräsentanten  des  alten  Vogtgerichtes, 
in 'ihrer  practischen  Thätigkeit  fast  nur  noch  auf  die  Con- 
trole  der  Patrimonialjustiz  angewiesen  waren.  Es  gab  auf 
dem  platten  Lande  nur  noch  wenig  Leute,  die  als  Hinter- 
sassen nicht  Patrimoni algerichten  selbst  im  Falle  des  Blut- 
bannes angehört  hätten,  und  ebensowenig  kamen  noch  Städte 
vor,  die  nicht  selbst  im  Blutbanne  über  ihre  Einwohner 
competent  gewesen  wären.  Hintersassen  allerdings,  deren 
Herrschaften  nicht  die  hohe .  Blutgerichtsbarkeit  und  die 
dieser  gleichstehende  Jurisdiction  erlangt  hatten,  gehörten 
in  erster  Instanz  in  allen  zur  causalen  Competenz  des  alten 
Vogtgerichts  gehörigen  Rechtsfällen  vor  das  Landgericht. 
Dies  wird  in  einer  interessanten,  noch  ungeflruckten  Urkunde 

ciam  auch  zu  Tangermunde  nicht  fundiret,  So  wirdt  derowegen  der 
izige  bestalte  Gesambtrichter  mit  allem  fleisse  darauf  acht  haben,  dass 
desBwegen  denen  von  d.  Seh.  und  ihren  unterthanen  nichts  praejudi* 
cierliches  müge  über  den  Halss  gezogen  werden,  sondern  wenn  er  er- 
faren  wirdt,  dass  der  hoff-  undt  Landtrichter  sich  dergleichen  unter- 
nehmen, auch  woll  gar  die  pfendung  wieder  die  Unterthanen  Verheugen 
wolte,  soll  Er  sich  alssdan  dawieder  gebürlich  legen,  dessentwegen  an 
den  Hoff-  undt  Landtrichter  schreiben  und,  wen  solches  nicht  helfen 
will,  sol  er  es  denen  v.  d.  Seh.  hinterpriugen,  die  dan  dessentwegen 
die  ihrigen  zu  schüzen  unde  an  gehörige  örter  zue  bringen  undt  umb 
geburliches  einsehen  zu  pitten  woll  wissen  wollen. 
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vom  Jahre  1487  bezeugt.'^^)    Mathias  von  Jagow  besass  das 
Dorf  Schwechteu,  dessen  Einwohner  als  Hintersassen  zu  den 

139)  Die  Urkunde  von  1487  aus  dem  Pappenheim'schen  ürtheils- 
buche  des  berliner  königl.  Geh.  Staatsarchives  (Bl.  102  das.)  lautet:  To 
weten,  dat  am  mandaghe  nha  Johannis  Baptiste  anno  domini  etc. 
LXXXVII  sin  vor  her  wilhelm  to  pappenheim  etc.  erfmarschalk  per- 
sonlich gekamen  de  dughtige  mathis  von  Jagow  mit  sampt  sinen  ermen 
luden  to  Sweghten  an  ein  deil  unde  Bartoldt  Malchow  am  anderen  deile 
aver  erringhe  unde  twiverdige  saken  halven,  Alszo  von  desz  wegen,  dat 
Bartoldt  Malchow  sick  beclagede,  dath  desz  gnanten  Matises  van  Jagow 
erme  lüde  to  Sweghten  em  darto  gebracht  hadden,  dat  he  hadde  moten 
geven  saven  tunnen  bferrsz.  Der  7  5  he  hadde  mothen  geven  darumme, 
dat  he  twe  stucken  holtes  gegeven  (soll  wol  heissen :  genommen)  hadde, 
de  em  einer  gnant  N.  croger  vorkoft  hadde,  szo  he  sede.  Darto  Mal- 
tisesz  von  Jagow  erme  lüde  antwerden,  dat  holdt  were  der  gemeine 
bore  gewesen  unde  night  crogersz.  Dar  umme  hadde  he  de  gnanten 
vif  tunnen  bersz  moten  geven  unde  were  nogh  gnade  gesehen;  wente 
na  aren  wilkare  hedde  he  dat  einem  echliken  boren  moten  verboten. 
Item  de  anderen  twe  tunnen  bersz  darumme,  dat  he  geseght  hadde, 
dat  em  etlik  gelt  genamen  were  worden  in  sinem  croghe,  dar  to  de 
gnanten  Matises  von  Jagow  erme  lüde  antwerden,  he  hedde  de  twe 
tunnen  barsz  moten  geven  darumme,  dat  he  unnutte  mit  worden  ge- 
wesen were  unde  hader  gemaket  hadde,  ok  nha  aren  wilkare  unde  night 
dar  umme,  szo  he  sede.  Item  von  deszwegen,  dat  sick  de  gnante  Mal- 
chow beclagede,  dat  he  van  den  sulven  Matises  von  Jaghow  ermen  luden 
schaden  genamen  in  sinem  karne  deszhalven,  dat  sy  em  den  acker  tor 
rechten  tidt  night  hadden  willen  helpen  hegen  lick  einem  anderen. 
Item  van  deszwegen,  dat  Bartoldt  Malchow  sick  beclagede,  dat  die 
gnanten  Matisesz  von  Jagow  erme  lüde  em  unhulde  gemaket  hadden 
jegen  Matisen  von  Jagow,  den  sinen  Juncker,  darumme  hie  von  Sweghten 
hadde  moten  then  mit  sinem  groten  schaden  an  sinem  gode.  Darto  Mal- 
tisesz  von  Jagow  erme  lüde  antwerden,  sy  hedden  em  neine  unhulde 
gemaket.  Hedde  he  unhulde  mit  sinen  Juncker  gehat,  de  hedde  he  sick 
sulven  gemaket  unde  Matisz  von  Jagow  antwerdede,  dat  he  desz  wol 
gefromet  was  gewesen,  dat  he  von  dar  quam  unde  hedde  ock  von  desz- 
wegen neincn  schaden  an  sinen  gude  genamen.  Darup  heft  de  hovetman 
von  wegen  myns  g.  h.,  möge  (d.  h.  Mühe)  kost  unde  ede  beider  parte, 
die  darut  entstan  muchten,  to  vormiden,  mit  beider  parte  wille  unde 
vulbort  in  fruntscap  twisken  sy  bededinget  unde  besproken  in  maten, 
wo  hirna  volget,  unde  also  dat  die  genannte  Matisesz  von  Jagow  erme 
lüde  dem  gnanten  Bartoldt  Malchow  nuv  up  Michaelis  negestkamende 
in  fruntscap  geven  schalen  unde  willen  dre  stendelske  mark  unde  die 
schalen  sy  bynnen  duszer  tidt  hir  to  Tangermunde  by  den  hovetman 
up  michahelis  negestkamende  unbekümmert  krigen.  Heft  aver  de  gnante 
Malchow  to  den  gnanten  Matises  von  Jagow  ermen  luden  wesz  to  spreken 
ander  saken  halven,  hir  baven  night  berurdt,  darumme  schal  he  szy 
hededingen  to  Sweghten  im  gerichte.  Mach  den  em  dar  night  behulpen 
werden,  izo  mag  he  syn  recht  fordern  hir  to  tangermunde  vor  de  brugge 
in  mynss  g.  h,  hof gerichte.  Dar  schalen  sy  em  rechtesz  pUgen,  Hebben 
aver  de  gnanten  Matises  von  Jagow  erme  lüde  to  den  gnanten  Malchow 
wesz  tospreJcen,  szo  magen  sy  em  darumme  bededingen  in  dem  gnanten 
tnynsz  g.  h.  lantgirichte,  desz  he  sick  vorwilkt  heft,  (Folgt  allge- 
meine Schlussolausel.) 
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Jagow'schen  Patrimonialgerichten  gehörten.  Einer  derselben 
Bartold  Malchow  hatte  viele  Zänkereien  mit  anderen  Bewoh- 
nern des  Dorfes  gehabt  und  dadurch  den  Gutsherrn  veran- 
lasst seine  Entfernung  von  der  Jagow'schen  Herrschaft  und 
besonders  aus  dem  Dorfe  Schwechten  zu  bewirken.  Der  auf 
diese  Weise  aus  der  Stellung  eines  Jagow'schen  Hintersassen 
ausgeschiedene  Bartold  Malchow  klagte  über  mehrfache  An- 
sprüche, die  er  gegen  die  Schwechtenschen  Einwohner  zu 
haben  glaubte.  Es  kam  darüber  zum  Vergleich  vor  dem 
Hauptmann  der  Altmark  Wilhelm  von  Pappenheim,  in  wel- 
chem für  fernere  Klagen,  die  die  Jagow'schen  Bauern  im  Dorfe 
Schwechten  gegen  ihn  zu  haben  behaupteten,  das  Landge- 
richt vor  der  Brücke  zu  Tangermünde  als  competentes  Forum 
angegeben. wird.  Es  soll  also  selbst  in  leichteren,  sonst  der 
Dorfgerichtsbarkeit  angehörigen  Streitfällen  vor  dem  Land- 
gericht geklagt  werden.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  Bar- 
told Malchow  wahrscheinlich  kein  festes  Domicil  hatte  und 
in  keinem  Dorfgerichte  ordnungsmässig  belangt  werden 
konnte.  Daraus  geht  also  hervor,  dass  das  Landgericht  über 
vagabundierende,  nicht  fest  angesessene  Personen  das  or- 
dentliche Forum  war. 

Der  allgemeine  Zustand  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
war,  dass  die  erst  instanzliche  Jurisdiction  in  leichteren  wie 
schwereren  Rechtshändeln  meistentheils  patrimonial  war, 
dass  die  markgräflichen  Landgerichte  die  Controle  in  Be- 
ziehung auf  die  Patrimonialjustiz  ausübten,  indem^  sie  im 
Falle  der  Rechtsverweigerung  oder  Rechtsverzögerung  Com-» 
petenz  hatten.  Dieses  Verhältniss,  dass  die  Patrimonial- 
justiz im  Allgemeinen  die  erste  Instanz  repräsentierte,  die 
landesherrlichen  Gerichte  nur  die  höheren  Instanzen  waren, 
blieb  bis  in  die  neuesten  Zeiten  bestehen,  bis  eine  allgemeine 
Aufhebung  der  Patrimonialgerichte  angeordnet  wurde. 
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l  37. 

Nebenbildungen  des  Vogtgerichtes,  besonders  vom  Lodding 

und  ßodding  in  der  Altmark. 

Es  gibt  eine  Reihe  von  Einrichtungen  in  der  Mark  Bran- 
denburg, die  sich  nicht  als  organische  Glieder  der  Gerichts- 
verfassung darstellen.  Ihr  historischer  'Ursprung  ist  ein 
besonderer,  ihre  Thätigkeit  ist  entweder  nur  eine  vorüber- 
gehende gewesen  oder  hat  mit  den  Aufgaben  der  Jurisdiction 
nur  in  einer  zufälligen  Verbindung  gestanden,  dennoch  aber 
ist  dem  Effecte  nach  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  der  Thä- 
tigkeit der  ordentlichen  märkischen  Landesgerichte  einge- 
treten. Dies  gilt  in  besonders  hohem  Grade  von  dem  sog. 
Lodding  und  Bodding  in  der  Altmark.  Trotz  aller  Verschie- 
denheit in  der  Entstehung  wie  in  dem  weiteren  Gange  der 
Entwickelung  hat  das  sog.  Lod-  und  Bodding  ähnlich  wie 
die  Land-  oder  Vogtgerichte  gewirkt,  so  dass  eine  Verglei- 
chung  mit  den  Letzteren  geboten  erscheint.  Was  im  Nach- 
folgenden über  das  Lod-  und  Bodding  gesagt  wird,  läuft 
allerdings  darauf  hinaus,  die  innere  Grundverschiedenheit 
des  alten  Vogtgerichts  vom  Lodding  und  Bodding  darzuthun, 
ja  sogar  es  wird  sich  zeigen,  dass  das  Lodding  eine  gänz- 
lich andere  geschichtliche  Wurzel  hat  als  das  Bodding.  Den- 
noch wird  durch  dieses  Resultat  die  systematisch^  Stellung 
und  AuflFassung  des  Lod-  und  Boddings  als  einer  Nebenbil- 
dung des  Vogtgerichtes  nicht  erschüttert,  denn  seine  Wirk- 
samkeit entsprach  in  den  Zeiten,  aus  denen  uns  die  meisten 
Nachrichten  über  dasselbe  überkommen  sind,  etwa  einem 
Landgerichte  nur  mit  Besonderheiten  in  der  Competenz  so- 
wol  rücksichtlich  der  Personen  wie  der  Sachen. 

Es  ist  bekannt,  dass  Albrecht  der  Bär  niederländische 
Colonisten  in  die  Mark  zog,  um  durch  ihren  Pleiss  dem 
Lande  einen  Aufschwung  zu  geben  und  das  in  der  Gegend 
von  Seehausen  und  Werben  wüste  liegende  Land  in  Cultur 
zu  nehmen.     Helmold  berichtet,"®)  dass  der  Mangel  an 

140)  Cf.  Helmold,  Chron.  Slavorum  I.  cap.  88  bei  LeibniUy  scriptores 
rer.  BrunsyicenB.  II.  S.  612:  In  tempore  illo  orientalem  Slaviam  tenebat 
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Einwohnern  Albreclit  den  Bären  vermocht  habe  Einwanderer 
aus  den  Niederlanden  in  sein  Gebiet  einzuladen.  Diese 
hätten  in  der  Gegend  von  Salzwedel  das  sog.  Balsamerland 
in  Besitz  genommen  und  seien  hier  zu  grossen  Wolstande 
gelangt.  Diese  Colonisten  waren  persönlich  freie  Leute  und 
es  ist  deshalb  wahrscheinlich,  dass  Albrecht  der  Bär  aie 
nicht  nur  durch  materiell  vortheilhafte  Bedingungen,  sondern 
auch  durch  eine  grössere  Selbständigkeit  in  ihren  öffentlichen 
Angelegenheiten  in  das  Land  zu  locken  gesucht  hat.  Fast 
alle  Ansiedelungen  niederländischer  Colonisten,  die  noch 
mehrfach  in  anderen  Gegenden  als  in  der  Mark  Branden- 
burg stattgefunden  haben,  zeigen  die  neuen  Einwanderer  in 
einer  abgeschlossenen  Stellung  den  übrigen  Landeseinwoh- 
nern gegenüber.  Sie  haben  ihre  besonderen  Gerichte  und 
Versammlungen,  sie  haben  oft  ihre  besonderen  Beamten 
und  stehen  in  einem  eigenthümlichen  Verhältnisse  zu  der 
Person  des  Landesherrn  selbst.  Eine  fast  überall  mit 
grösseren   oder  geringeren   Modalitäten   vorkommende   Er- 

Adelbertus  marchio,  cui  cognomen  ürsus,  qui  etiam,  propicio  sibi  Deo, 
amplissime  fortunatus  est  in  funiculo  sortis  suae.  Omnem  enim  terram 
Brizanorum,  Stoderanorum  multarumque  gentium  babitantiun^juxtaHave- 
lam  et  Albiam  misit  sub  jugum  et  infrenavit  rebelles  eorura.  Ad  ultimum 
deficientibus  sensim  Slavis,  misit  Trajectum  et  ad  loca  Rheno  contigua 
insuper  ad  eos,  qui  babitant  juxta  Oceanum  et  patiebantur  vim  maris, 
videlicet  Hollandos,  Selandos,  Flandros  et  adduxit  ex  eis  populum 
magnum  nimis  et  habitare  eos  fecit  in  urbibus  et  oppidis  Slavorum.  Et 
confortätus  est  vebemeuter  ad  introitum  advenarum  episcopatus  Bran- 
denburgensis  nee  non  Havelbergensis  eo,  quod  multiplicarentur  ecclesiae 
et  decimarum  succresceret  ingens  possessio.  Sed  et  australe  littus  Albiae 
ipso  tempore  colere  coeperunt  Hollandienses  advenae  ab  urbe  Saleveldele 
omnem  terram  palustrem  atque  campestrem  terram,  quae  dicitur  Bal- 
semerlande  et  Marscinerlande  civitates  et  oppida  multa  valde  usque  ad 
saltum  Bojemicum  possederunt  Hollandri.  Si  quidem  has  terras  Saxones 
olim  inhabitasse  feruntur,  tempore  scilicet  Ottonum,  ut  videri  potest  in 
antiquis  aggeribus,  qui  congesti  fuerant  super  ripas  Albiae  in  terra 
palustri  Balsamorum,  sed,  praevalentibus  postmodum  Slavis,  Saxones 
occisi  et  terra  a  Slavis  usque  ad  nostra  tempora  possessa  Nunc  vero, 
quia  Dominus  Duci  nostro  et  caeteris  Principibus  salutem  et  victoriam 
large  contribuit,  Slavi  usquequaque  protriti  atque  propulsi  sunt  et  yenerunt 
adducti  de  finibus  Oceani  populi  fortes  ac  innumerabiles  et  obtinuerunt 
terminos  Slavorum  et  aedificaverunt  civitates  et  ecclesias  et  increverunt 
divitiis  super  omnem  aestimati(&em.  Albertus  v.  Stade  ad  a.  1163. 
(Cf.  Schilter,  Script,  rer.  germ.  S.  290)  Pertz,  mon.  Script.  XVI.  S.  345: 
Albertus  marchio,  Slavis  expulsis,  terram  suam  ojjcupavit  Holleris,  Se- 
landris  et  Flamingis. 
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scbeinung  ist  das  Botding^  mit  dem  es  folgende  Bewand« 
niss  hat. 

Die  Nachrichten  über  das  altmärkische  Botding  und  das 
thatsächlich  damit  verbundene  Lodding  sind  sehr  spät  und 
confus.  Sie  zeigen,  wie  sich  weiter  uijten  ergeben  wird,  die 
Einrichtung  selbst  nicht  mehr  in  ihrem  wahren  Lichte,  mischen 
Dinge  verschiedenen  Ursprungs  zusammen  und  haben  Lücken, 
die  nur  durch  den  Verfall  späterer  Zeiten  erklärt  werden 
können.  Was  wir  über  das  altraärkische  Botding  und  Lod- 
ding besitzen,  ist  gar  als  eigentliches  Quellenzeugniss  nicht 
anzuerkennen,  es  sind  meist  dem  18.  Jahrhundert  angehörige 
Angaben  von  Schriftstellern,  die  das,  was  sie  von  den  da- 
mals noch  geltenden  oder  erst  kurz  vorher  untergegangenen 
Instituten  in  Erfahrung  gebracht  hatten,  zusammenstellten 
und.  auf  diese  Weise  zwar  in  manchem  Betracht  als  Zeugen 
für  das  fragliche  Rechtsverhältniss  angesehen  werden  müssen, 
aber  als  Zeugen,  die  am  Ende  seiner  ganzen  historischen 
Entwickelung  stehen.  Dies  ist  um  so  bedenklicher,  als  aus 
anderen  Andeutungen  älterer  Quellen  entnommen  werden 
muss,  dass  das  Botding  schon  in  den  ältesten  Zeiten  des 
12.  Jahrhunderts  existierte,  als  die  niederländische  Einwan- 
derung stattgefunden  hat.  Nur  Combinationen  mit  analogen 
Erscheinungen  in  anderen  Gegenden  können  die  Zweifel  der 
märkischen  üeberlieferung  beseitigen,  oder  ihre  Lücken  aus- 
füllen.   Was  von  dem  Botdinge  bekannt  ist,  ist  Folgendes: 

Die  niederländischen  Colonisten  haben  ihre  Sitze  in  der 
sog.  Wische  in  der  Altmark,  in  der  Gegend  von  Seehausen 
und  Werben.  In  Werben  pflegte  jährlich  einmal  ein  sog. 
Botding  gehalten  zu  werden,  das  am  Montag  oder  Dienstag 
nach  Mi<;haelis  begann  und  bis  Galli  dauerte,  also  etwa  vom 
Anfang  October  bis  zum  16.  desselben  Monats.  Der  Beginn 
des  Botdings  wird  durch  Glockengeläute  verkündet,  eine 
besondere  Ladung  der  einzelnen  Dingpflichtigen  findet  nicht 
statt,  sondern  nur'  eine  allgemeine  Verkündigung  erinnert  die 
Bevölkerung  im  Allgemeinen  an  ihre  Pflicht  zu  erscheinen. 
Zu  dem  Botding  in  Werben  mussten  die  Gemeinden  folgender 
Oerter  mit  ihren  Schulzen  sich  einfinden:  aus  der  Landreiterei^ 

KOBNS,  OBKIOBTS-VBETASSUNe.    D.  6 
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Arneburg:  Schwarzholz,  Eöckelitz^  Germerschlag,  Beverlake, 
Hof  zum  Theen,  Ober- Berge,  Nieder -Berge,  Röbel,  Elinte, 
Ober-  und  Nieder -Giesenschlag,  Berendorf,  Rengerschlage, 
Lüdeknmmer,  Mnntenack,  Paris,  Vorwerk  zum  Kloster  zum 
Heiligen  Grabe,  Werben,  Arenberg,  Schenkenhof  zu  Einfelde, 
Andreas  Goldbecks  Hof  zu  Böbel;  aus  der  Landreiterei  See- 
hauson:  Ober- und  Nieder -Wendemark,  Neukirchen,  Lichter- 
feld; Pfuhlhof  zu  Lichterfeld,  Redernhof  zu  Lichterfeld, 
Dobbrun,  der  Packebuschenhof,  der  Barsewischenhof,  Kal- 
berwisch, des  Propstes  zu  Crevese  Hof  in  Kalberwisch, 
Königsmark,  Wolterschlage,  Bethausen,  Blankensee,  Ferch- 
lipp,  Wultschenhof  zu  Wendenmark,  Wasmerschlage,  Dob- 
brunenhof  zu  Ferchlipp,  Hans  Albrechts  Hof  zu  Lichterfeld, 
der  Königsmarkenhof  zu  Lichterfeld,  Andreas  Goldbecks  Hof 
daselbst,  der  Schulemburgen  Hof  daselbst,  der  Betfelden  Hof 
daselbst,  der  Plötzen  Hof  daselbst,  der  Speckhof  daselbst, 
der  Amelungshof,  Barthel  Holländers  Hof  zu  Ferchlipp,  der 
Bindtorfen  Hof  zu  Ferchlipp,  der  Biszmarken  Hof  zu  Dob- 
brun, die  Horst  daselbst. 

Alle  in  den  genannten  Orten  angesessenen  Personen 
mussten  zum  Botdinge  erscheinen,  gleichviel  ob  sie  Hinter- 
sassen waren  oder  nicht,  ob  sie  zum  Adel  oder  zum  Bauern- 
stände gehörten.  Wer  am  Tage  des  Botdings  Morgens  JB  Uhr 
beim  Aufrufe  der  Personen,  der  durch  den  Protonotarius 
erfolgte,  nicht  zugegen  war,  verfiel  in  eine  Busse.  Dieselbe 
betrug  für  den  ausbleibenden  Richter  4  Thlr.  12  Gr.  (das 
grosse  Gewette),  für  jeden  anderen  Dingpflichtigen  12  Gr. 

Den  Vorsitz  fährte  im  18.  Jahrhundert  der  Hof-  und 
Landrichter,  der  die  Sitzung  in  folgender  Weise  eröfl&iete: 

Ich   frage    euch,    ob  es   sofort   am  Tage,    das  man  Sr. 

Kurfürstl.  Durchlaucht   von   Brandenburg   Gerichte   mag 

hegen? 
Der  älteste  Botdingpflichtige  von  Adel  oder  einer  aus  dem 
Rathe  von  Werben  antwortet: 

So  fern  Jemand  von  Sr.  Kurfürstl.  Durchlaucht  die  Macht 

hat,  ist  es  wol  so  weit  am  Tage,  dass  das  Gericht  ge- 

heget  werde. 
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Bichter  öder  Schulz  sagt: 

Dreimal  als  Recht  ist. 
Hofrichter: 

Ich  frage  eueh,  Richter  von ,  was  in  den  Gerichten 

müsse  geboten  und  verboten  werden? 
Schulz: 
Recht  gebieten  und  Unrecht  verbieten  und  dass  Keiner 
dem  Andern  ins  Wort  falle,  es  sei  dann  mit  Genehmhaltung 
des  Herrn  Richters. 
Hofrichter: 
Ich  gebiete  also  Recht  und  verbiete  Unrecht  und  soll  Nie- 
mand dem  Anderen  ins  Wort  fallen,  es  sei  denn  mit  Ge- 
nehmhaltung  des  Gerichts. 
Hierauf  las  der  Protonotarius  alle  Dingpflichtigen  vor  und 
fragte : 

Richter  von ist  etwas  geschehen? 

War  in  der  Gemeinde  des  Schulzen,  an  den  die  Frage  er- 
gieng,  nichts  geschehen,  so  antwortete  dieser:  Nein.  Wo 
etwas  geschehen  war,  da  hatte  der  Schulze  die  Pflicht  die 
Rüge  zu  thun.  Die  Rügepflicht  und  das  dann  folgende  Ver- 
fahren des  Botdings  erstreckte  sich  auf  leichtere  Delicto, 
wichtigere  wurden  zwar  zur  Sprache  gebracht,  aber  sofort 
dem  anwesenden  Fiscal  übergeben.  Nach  den  Strafklagen 
folgen  die  Civilsachen  (die  sogenannten  EinschuldiguDgo,n). 
Der  Gläubiger  deponiert  zwei  Groschen  und  erhebt  seine 
Klage  etwa  mit  den  Worten: 

Ich  schuldige  N.  N.  an  um  10  Thlr, 
Die  Natur  der  Schuld,  ob  sie  baar  war  oder  in  Naturalien 
bestand,  wurde  dabei  bemerkt.  Auf  die  Klage  erfolgte  Auf- 
ruf des  Schuldners,  dessen  Binwendungan  gehöht  und  bei 
einfacherer  Natur  des  Streitfalles  sofort  entschieden  oder 
bei  grösseren  Schwierigkeiten  durch  Verweisung  des  Urtheils 
an  das  nachfolgende  Lodding  erledigt  wurden.  War  der 
Schuldner  ausgeblieben,  so  fiel  er  in  die  kleine  Wette  von 
12  Gr.  Sachen,  welche  auf  dem  Botdinge  gerügt  wurden, 
waren:  Saumsal  in  Ausführung  oder  Ausbesserung  von  Wegen, 
Brücken  oder  sonst  öffentlichen  Werken,  Realinjurien  und 

6* 
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alle  Delicte  unter  dem  Namen  Brüche,  die  in  der  Zeit  vom 
Festam  nativitatis  Mariae  bis  zum  Montag  nach  Michaelis 
1)egangen  waren,  liquide  Schuldforderungen,  Grenzverrückung 
und  Grenzverwirrung,  endlich  Sachen,  die  ausdrücklich  dem 
Botdinge  zugewiesen  oder  vorbehalten  waren. 

Es  war  die  Wirkung  des  Botdings,  dass  alle  seit  der 
Ankündigung  desselben  vorgefallenen  Rechtshändel  nicht  an 
die  ordentlichen  Gerichte,  sondern  an  das  Botding  gelangten. 
Jene  Ankündigung  geschah  am  Feste  nativitatis  Mariae  d.  i. 
am  8.  September.  Alle  von  diesem  Tage  an  vorfallenden 
Delicte  wurden  auf  dem  Botdinge  verhandelt  und  nicht  vor 
dem  an  sich  competenten  Landesgerichte.  So  übte  das  Bot- 
ding von  dem  Momente  seiner  Ankündigung  bis  zu  seiner 
Abhaltung  eine  suspendierende  Wirkung  aufr  die  Thätigkeit 
der  ordentlichen  Gerichte  und  man  nannte  jenen  Zeitraum, 
auf  den  diese  suspendierende  Wirkung  sich  erstreckte,  das 
baden  Botding. 

Die  Urtheile,  welche  auf  dem  Botding  selbst  ergiengen, 
wurden  auf  dem  nachfolgenden  Lodding  vollstreckt.  Wurde 
das  ürtheil  selbst  schon  auf  das  Lodding  verwiesen,  so  er- 
folgte hier  nach  ebenfalls  summarischer  Verhandlung  ürtheil 
und  Execution.  War  die  Sache  zu  schwierig,  um  auch  hier 
zur  Entscheidung  gelangen  zu  können,  so  wurde  sie  dem 
Hofgericht  tibergeben.  Von  den  auf  dem  Botding  oder  Lod- 
ding ergangenen  ürtheilen  fand  eine  Appellation  an  den 
Laudeshauptmann  statt. 

Das  Botding  zu  Werben  war  mit  dem  Lodding  wesent- 
lich verbunden.  Das  Letztere  folgte  dem  Ersteren  in  einem 
Zwischenräume  von  vier  Wochen  und  wurde  ebenfalls  zu 
Werben  abgehalten.  Ausserdem  wird  noch  das  Lodding  zu 
Seehausen  erwähnt,  das  alljährlich  im  Frühjahre  gehalten 
wird.  Nach  der  einen  Angabe  war  dieses  ein  Lodding  ohne 
vorhergehendes  Botding,  nach  der  anderen  ein  Botding  ohne 
nachfolgendes   Lodding.  ^^^)     Welche   von    beiden   Angaben 

141)  Cf.  (Steinhart):  Ü€ber  die  Altmark,  ein  Beitrag  zur  Kunde  der 
Mark  Mark  Brandenburg  (Stendal  1800)«  S.  51,  und  Oelrtcha,  de  Botding 
et  Lodding  judicüs  Germaniae  imprimis  Marchiae  Brandenburgensis. 
Frankf.  a.  0. 1750.  S.  40,  •§.  21.    Vergl.  unten  bei  Note  161. 
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richtig  sei,  wird  erst,  nachdem  der  Begriff  des  Botdings 
aufgeklärt  worden,  mit  Sicherheit  entschieden  werden  kön- 
nen. Oelrichs  gibt  als  Dingpflichtige  zum  Seehausjenschen 
Boddinge  die  Richter  folgender  Oerter  an:  Seehausen  (die 
Einwohner  von  Seehausen  waren  aber  nicht  dingpflichtig), 
von  dem  Boyster,  von  Spikers  Hof,  von  Schulemburgs  Hof, 
Otto  Ganses  Hof,  Mollendorfs  Hof  zum  Boyster,  von  Ostorff, 
Heinrich  Wilden  Hof,  üngenaden  Hof,  von  Biesewege  Hof, 
Holtzhausen,  Schöneberge,  Cäpitels-Hof  zu  Arendsee,  von 
Wultzken  Hof  zu  Herzfelde,  Scharpelo,  Vielbom,  Vossen 
Hof,  der  Alvensleben  Hof,  Jacob  Barssen  Hof,  Propstes 
Hof  zu  Vielbom,  Sanct  Pancratii  Hof,  Jagowen  Hof  zu 
Vielbom,  Eis  Hof,  Jagowen  Hof  von  Lutken  Elsholtz,  Hof 
zum  Vielbom,  Rethfelden  Hof  zum  Vielbom,  Rothpfule, 
Griepers  Hof,  Jagowen  Hof  zu  Krüden  Hof,  von  der  Welle 
von  Krüden  Hof,  Holthausen,  Natewische,  Barsekens  Hof, 
Potberg,  Pachtland,  Viefhufen,  Mentzendorfs  Hof,  Grossen 
Gartze,  Lutken  Garze,  Oldendorf,  Jorge,  Lindenberge,  Hof 
zum  Grundel,  Goldenstorff,  Feld  Gasedow,  Kestorff,  Gott- 
berg und  in  dem  Busch  und  Aland,  Bersse  Hof,  zu  der  Hufe, 
Jageis  Hof  zu  Wegenitz  von  Losenrade  und  Steinfelde. 

Das  Verfahren  in  Seehausen  war  im  Ganzen  dem  auf 
dem  Botdinge  zu  Werben  sehr  ähnlich.     Die  Eröffnung  und 
äussere  Handhabe   erfolgte   in  folgender  Weise.     Es  wird 
gefragt: 
Ich  frage  euch,  Richter  ans  der  Stadt  Seehausen,  ob  es 
so  fern  am  Tage,  dass  man  S.  Kgl.  Majestät  in  Preussen 
und  Kurfürstl.  Durchlaucht.  Gerichte  mag  hegen? 
Richter  (der  Pensionarius  des  seehausenschen  Camps)  ant- 
wortet: 
So  fern  er  von  S.  Kgl.  Mäj.  und  von  dem  Herrn  Hof-. und 
Landrichter  des  Macht  habe,   so  sei  es  wol  so  weit  am 
Tage,  dass  das  Kgl.  Gericht  geheget  werde. 
Quaest.  H.    Ich  frage  euch,  Richter  von  Boyster,   wie  viel 

Mal  man  die  Gerichte  hegen  müsse? 
Richter  (Schulze  von  Boyster): 
Dreimal  als  ein  Recht  ist. 
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Quaest.  III.    Ich  frage  euch,  Eiehter  beim  Spieker  Hof,  was 

in  dem  Gerichte  müsse  verboten  und  geboten  werden? 
Richter:    Recht  thun  und  Unrecht  verbieten,  und  dass  kei- 
ner dem  andern  ins  Wort  falle  ohne  Genehmhaltung  des 
Richters. 
Nach  diesen  Eröffnungsreden   werden  die  Richter  der 
verschiedenen  Dörfer  verlesen  und  an  jeden  wird  die  Frage 
gerichtet,  ob  in  seinem  Dorfe  etwas  geschehen  sei.    Die  als- 
dann etwa  vom  Schulzen  gerügten  Delicto  wurden  sogleich 
verhandelt   und    abgeurtheilt.     Es   ist   nicht  bestimmt,    ob 
auch  Civilsachen  auf  dem  seehausenschen  Dinge  verhandelt 
wurden. 

Dies  sind  die  von  verschiedenen  Schriftstellern  des 
18.  Jahrhunderts  gegebenen  Nachrichten  über  den  damaligen 
Zustand  des  Botdings  und  Lodding?  zu  Werben  und  Sce- 
hausen.^*^)  Dass  die  Einrichtungen  selbst  von  hohem  Alter 
sind,  ist  schon  im  Allgemeinen  wahrscheinlich,  überdies 
aber  sprechen  ähnliche  Nachrichten  aus  anderen  Gegenden 
Deutschlands  dafür.  Die  nachfolgende  Untersuchung  wird 
sich  zunächst  mit  einigen  dem  altmärkischen  Botding  und 
LoddiDg  verwandten  Erscheinungen  beschäftigen  und  dann 
aus  der  Vergleichung  beider  den  historischen  Ursprung  des 
Institutes  zu  ermitteln  suchen. 

Die  Niederlassungen  von  Holländern  in  anderen  Ge- 
genden als  der  Altmark  zeigen  ähnliche  Einrichtungen  wie 
das  altraärkische  Botding.  Von  den  im  Bremischen  ange- 
siedelten Holländern  wird  überliefert,  dass  sie  ihre  eigenen 
Gerichte  hatten,  (Jass  sie  aber,  in  schwierigeren  Sachen  den 
Erzbischof  von  Bremen  als  ihren  obersten  Richter  aner- 
kannten^ den  sie  zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  in 
ihr  Gebiet  holten  und  hier  das  Urtheil  vernahmen.**^) 

142)  Die  vorhergehende  Darstellang  des  Bot-  und  Lodding  beruht 
hauptsächlich  auf  (Steinhart)  über  die  Altmark,  ein  Beitrag  zur  Kunde 
der  Mark  Brandenburg  (Stendal  1800),  S.  44—51.  Oelrichs,  de  Botding 
et  Lodding  judiciis  Germaniae  imprimis  Marchiae  Brandenburgensis. 
Frankf.  1750.  S.  34—41.  von  W ersehe,  über  die  niederländischen  Co- 
lonieen,  welche  im  nördlichen  Deutschland  im  12.  Jahrhundert  gestiftet 
worden.  Bd.  1.  (Hannover  1815).   S.  467—469. 

143)  Cf.  von  Wersebe,  niederländ.  Colonieen.  I.  S.  158,  Note  25  a: 
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Man  entnimmt  daraus,  dass  die  niederländischen  Golo- 
nisten  ein  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  von  dem  übrigen 
Gebiete  des  Erzbischofs  von  Bremen  abgeschlossenes  Tor- 
rain besassen  und  die  Handhabung  ihrer  Jurisdiction  inner- 
halb dieser  ihrer  engeren  und  besoiideren  Grenzen  begehren 
durften.  Es  wird  nicht  bloss  als  eine  thatsächliche,  sondern 
als  Rechtssitte  zu  betrachten  sein ,  dass  sie ,  wenn  sie  in 
ihren  Streitigkeiten  unter  einander  des  obersten  landesherr- 
lichen Richterspruches  bedurften,  den  Erzbischof  von  Bremen 
in  ihre  Grenzen  holten  und  denselben  während  seines  Auf- 
enthaltes daselbst  an  den  verfallenden  Gerichtskosten  und 
Sportein  zu  einem  Drittel  betheiligten.  Jenes  Eintreten  des 
Landesherrn  in  das  Gebiet  der  Colonisten  geschieht  hier 
nur  nicht  in  regelmässigen  Fristen,  nicht  ipso  jure,  sondern 
auf  Antrag  der  Colonisten  selbst  und  nur  zur  Handhabung 
der  Jurisdiction  in  oberster  Instanz  (si  placita  ipsi  definire 
nequirent),  nicht  in  reinen  Administrationsangelegenheiten 
oder  in  erster  Instanz.  Die  aus  diesem  Zeugniss  hervor- 
gehende selbständige  und  geschlossene  Stellung  der  Colo- 
nisten findet  sich  wieder  bei  den  in  Meklenburg  angesiedelten 
Leuten.  Dieselben  bewohnten  das  Land  Parchim.  Sie  hatten 
ihr  besonderes  Recht  und  Gerichtswesen.  Sie  waren  frei 
vom  meklenburgischen  Markdinge ,^^*)  das  v.  Wersebe  fär 

Jndicia  et  placita  secularis  legis  ne  ab  exia*aneis  praejudicium  pateren- 
tur,  ipsi,  ut  omnes  inter  se  rerum  dissensiones  definirentur,  de  singulis 
centnm  mansis  2  marcas  singulis  annis  se  persolvere  asseruerunt.  Ma- 
jorum  i)lacita  sive  judicia,  si  ipsi  inter  se  definire  nequirent,  ad  Episcopi 
audientiam  referrent  eumque  secum  ad  causam  definiendam  ducentes 
intbi,  guamdiu  morarentur,  de  suo  ipsimet  procurarent;  eo  tenore,  ut 
de  placitati  questu  duas  partes  haberent,  tertiam  vero  episcopo  prae- 
befent 

144)  Cf.  Meklenb.  Ürk.-Buch.  B.  I.  S.  311,  No.  319  (zwischen  1225 
und  1226):  Notum  facimus  (Borwinus),  quod  divina  favente  miseracione 
nostraque  sedula  promocione  terram  Parchim,  terram  inquam  desertam 
et  inviam,  terram  cultui  demonum  dedicatam  colonis  commisimus  christia- 
nis  ipsos  tam  de  longinquis  quam  de  yicinis  partibus  invitantes.  In  ipsa 
quoque  provincia  civitatem  construximus  jura  ei  et  judicia  prostantes, 
que  congrua,  commoda  et  ntilia  terre  ac  civitatis  ejusdem  cultoribus 
videbantm*.  —  8.  Item  datum  est  omnibus  in  terra  morantibus,  quod 
nuUum  ad  concilium,  quod  marcdinc  vocatur,  sunt  conpellendi^  similiter 
ad  jus  feodale,  quod  lenrecht  vocatur,  sunt  minime  conpellendi,  sed 
tantum  ad  jus,  quod  mannerecht  vulgo  sonat. 
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eine  allgemeine,  vom  Landesherrn  selbst  gehaltene  Landes- 
versammlung zur  Handhabung  des  obersten  Gerichts  hält. 
Trotz  der  noch  nicht  hinlänglich  aufgeklärten  Frage,  ob  das 
meklenburgische  Markding  die  Natur  des  alten  echten  Dinges 
oder  einer  ganz  allgemeinen  gesetzlichen  Versammlung  aller 
Landeseinwohner  hat,  ist  doch  so  viel  gewiss,  dass  es  vom 
Landesherrn  persönlich  gehalten  wurde.  Denn  der  Ausdruck 
der  angeführten  Stelle: 

concilium,  quod  marcding  vocatur 
deutet  auf  mehr  als  ein  einfaches  ungebotenes  Gericht.  In 
Braunschweig,  wo  das  Mark  ding  ebenfalls  vorkommt,  wird 
es  forense  placitum,  quod  vulgo  Maircthinc  vocatur  genannt. 
Es  wird  bezeichnet  als  eines  der  Rechte,  quae  jure  ducatus 
nos  contingunt,"^)  und  damit  scheint' der  Character  einer 
allgemeinen,  vom  Herzog,  oder  demjenigen,  der  die  Rechte 
desselben  besass,  zu  haltenden  Landesversammlung  hinläng- 
lich angedeutet  zu  sein.  Im  Jahre  1174  nennt  Heinrich  der 
Löwe  das  Markding  placita  nostra,^*^)  was  wol  auf  persön- 
liche Betheiligung  des  Herzogs  an  demselben  hinzudeuten 
scheint. 

Wenn  daher  die  niederländischen  Colonisten  in  Meklen- 
burg  von  dem  Markdinge  frei  sind,  wenn  nach  dem  Zusam- 
menhange der  Urkunde  (Note  144)  diese  Freiheit  vom  Mark- 
dinge als  Vergünstigung  erscheint  (verba:  quod  nuUum  ad 
concilium,  quod  marcdinc  vocatur,  sunt  compellendi),  so  ist 
es  wahrscheinlich,  dass  für  sie*  besonders  eine  allgemeine 
Versammlung  bestand,  in  der  der  Landesherr  gerade  so  wie 
im  placitum  generale  der  eingeborenen  Landeseinwohner  den 
Vorsitz  führte.  Auf  diese  Weise  wird  der  Gedanke  nahe 
gelegt,  dass  die  niederländischen  Ansiedler  in  der  Altmark 
schon  von  den  Zeiten  an,  wo  sie  unter  Albrecht  dem  Bären 
feste  Sitze  erlangten,   eine  besondere  Versammlung  in  dem 

145)  Cf.  de  Westphdlen,  monum.  inedita  IL  S.  2042—2044.  Die  dort 
angeführten  Urkunden  sind  aus  den  Jahren  1169,  1170,  1171. 

146)  Cf.  de  Westphalen,  monum.  ined.  II.  S.  2046:  Ceterum  hoc  ad- 
mittimus,  quod  tarnen  in  privilegiis  ante  datis  nullatenus  admitere  volu- 
mus,  ut  praedicti  coloni  ecclesiae  ad  placita  nostra,  quae  Marketinc 
VQcantur,  yenire  non  arceantur. 
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ihnen  zugewiesenen  Gebiete  gehalten  haben  und  dass  die- 
selbe den  Namen  des  Botdings  geführt  habe.  Deutlieh  tritt 
diese  im  Allgemeinen  wie  besonders  in  der  Jurisdiction 
exemte  Stellung  der  Colonisten  in  der  Gegend  von  Harburg 
hervor.  Dort  sollen  dieselben  nach  ihrem  eigenen  Rechte 
leben,  sie  sollen  ihren  eigenen  Richter  wählen,  keiner  der 
ordentlichen  Landesrichter  soll  Gewalt  über  sie  üben  und 
ihr  placitum  'soll  in  jedem  Jahre  vom  Landesherrn  selbst 
gehalten  werden.  ^*'^)  Was  liegt  hier  näher,  als  in  diesem 
placitum  ein  dem  altmärkischen  Botding  vollkommen  ent- 
sprechendes Institut  zu  erblicken?  Dieses  selbst  aber  ist 
wiederum  von  den  gewöhnlichen  ungebotenen  Gerichtstagen 
verschieden,  denn  es  soll  nur  einmal  gehalten  werden  im 
Jahre,  was  für  die  Handhabung  der  ordentlichen  Jurisdiction 
viel  zu  selten  war.  Es  müssen  daher  die  ordentlichen  Ge- 
richte von  diesem  placitum,  das  der  princeps  selber  hält, 
sehr  wol  unterschieden  werden.  Das  Letztere  ist  eigentlich 
gar  kein  ordentliches  und  ständiges  Glied  der  Gerichtsver- 
fassung, sondern  hat  von  Hause  aus  wol  mehr  politische 
Zwecke,  bei  denen  die  Erledigung  von  Rechtsstreitigkeiten 
mehr  als  Incidentpunkt  in  Betracht  kam.  In  späteren  Zeiten 
mag  der  politische  Character  jener  allgemeinen  Landesver- 
sammlungen geschwunden  sein  und  das  jurisdictionelle  Ele- 
ment derselben  grössere  Bedeutung  erlangt  haben.  So  kann 
es  im  Botding  der  Altmark  geschehen  sein,  so  auch  in  dem 
Botdinge  zu  Stade,  das  mit  dem  altmärkischen  Botdinge 
grosse  Aehnlichkeit  hat. 

Das  Botding  zu  Stade,  welches  bis  zum  Jahre  1703  be- 
standen, zählte  zu  seiner  Competenz:   Civilsachen  in  erster 

147)  Cf.  Pufendorf,  observ.  juris  universi  II.  Append.  No.  8  — 11. 
S.  4,  5  (ürk.  von  1296):  Terram  nostram  juxta  Horeborch  (Harburg) 
novelle  plantacionis  distributionis  fuuiculo  distributam ,  ut  homines  in- 
habitätores,  incole,  accole  seu  agricole  discernant  facienda  facere  et 
fugere  fugienda,  jure  seu  jurisdictione  libertavimus  secuturo  modulo 
talis  forme:  Quicunque  igitur  ad  terram  hujus  Lewenwordber  dictam 
spe  fortune  melioris  confluxerint,  arbitrio  proprio  judicem  eligent  causas 
eorum,  quae  ingruerint,  jucj^cantem  nee  advocatus  quidquam  juris  sibi, 
quicunque  pro  tempore  fuerit,  usurpabit.  Et  idem  judex  ab  incolia 
eligetur  et  ab  ipso  principe ^  si  placitum  fuerit,  annis  debet  sin- 
gmia  renovari.  Vergl.  auch  von  Weraebe,  niederl.  Colonieen  II  S.  1037, 
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Instanz,  Appellationen  von  den  Untergerichten  der  Eedinger, 
vom  alten  Lande  und  der  Einwohner  beim  Flusse  Oste,  ferner 
alle  Delicte,  die  seit  Verkündigung  des  Botdings  (also  im 
Zeitraum  des  sog.  baden  botding)  vorgekommen  sind,  Deich- 
sachen in  der  Appellationsinstanz,  endlich  erfolgte  das  Auf- 
gebot gestrandeter  und  verlorener  Sachen.  Durch  seine 
ausschliessliche  Gompetenz  für  die  während  des  baden  Bot- 
dings begangenen  Delicto  zeigt  sich  die  suspendierende  Kraft 
des  stadischen  Botdings  wie  bei  dem  altmärkischen,  was 
darauf  deutet,  dass  es  sich  bei  beiden  nicht  um  ein  ordent- 
liches ständiges  Gericht,  sondern  um  eine  ausserordentliche 
Versammlung  handelte,  die  wegen  ihrer  allgemeinen  politi- 
schen Bedeutung  auch  in  den  Gang  und  die  Thätigkeit  der 
ordentlichen  Gerichte  eingriff.  Bestätigend  tritt  der  Umstand 
hinzu,  dass  der  Landesherr  das  Botding  selbst  hält,  ein 
Umstand,  der  zwar  für  das  altmärkische  Botding  nicht  direct 
beglaubigt  ist,  der  aber  für  die  ältesten  Zeiten  bei  anderen 
ähnlichen  Versammlungen  aus  den  bisher  angeführten  Quellen- 
zeugnissen hervorgeht  und  noch  weitere  Bestätigung  selbst 
für  die  Mark  Brandenburg  erfahren  wird.  Im  Botdinge  zu 
Stade  präsidierte  in  späteren  Zeiten  ein  vom  Brzbischofe 
zu  Bremen  ernannter  Landdrost  und  der  Amtmann  von  Bre- 
mervörde. Vor  das  Botding  zu  Stade  gehörten  alle  Ein- 
wohner des  Erzbisthums,  selbst  Prälaten  und  Adel,  und  erst 
in  späteren  Zeiten  werden  die  letzteren  beiden  Klassen  vom 
Besuche  des  Botdings  eximiert,  ebenso  auch  die  Bewohner 
der  Stadt  Stade."®)  Also  in  Zeiten,  wo  bereits  der  Adel 
von  dem  Bauer-  und  Btirgerstande  geschieden  war  und  längst 
vor  besonderen  ordentlichen  Gerichten  (den  Hofgerichten) 
Recht  nahm,  vereinigte  er  sich  dennoch  mit  den  anderen 
beiden  Ständen  in  demselben  Botdinge.  Aehnliches  ist  beim 
altmärkischen  Botdinge  zu  bemerken.  Auf  die  Frage  d«s 
präsidierenden  Hof-  und  Landrichters,  ob  es  rechte  Dingzeit 
sei,  antwortet  der  älteste  Botdingpflichtige  vom  Adel.  Spä- 
ter waren  einige  besonders  angesehene  adeliche  Geschlechter 

148)  Cf.  Oelrichs,  de  Botding  et  Lodding  judiciis.  S.  29,  §.  16. 
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rom  Botdinge  eximiert  wordcD,  wie  die  Freiherren  von  Kan- 
nenberg und  Bülow,  die  Edlen  von  Roeder  in  Wolterschla 
und  Königsmark,  aber  gerade  diese  Exemtion  beweist, 
dass  das  Botding  seinem  Wesen  nach  auch  für  di^se  ange- 
sehenste Klasse  der  Landeseinwohner  bestimmt  war.  Ebenso 
vereinigen  sich  sowol  vor  dem  altmärkischen  wie  vor  dem 
stadischen  Botdinge  die  Bürger  von  Städten  und  die  Bevöl- 
kerung des  platten  Landes.  Im  Bptdinge  zu  Werben  erschien 
auch  der  Rath  der  Stadt  Werben,  ein  Mitglied  desselben 
musste,  wahrscheinlich  wenn  kein  Adelicher  zum  Botdinge 
erschienen  war,  auf  die  Bröflfhungsfragen  des  Hof-  und  Land- 
richters Antwort  geben.  ^^®)  Zum  Botdinge  in  Stade  haben 
die  Einwohner  der  Stadt  bis  zum  Jahre  1209,  wo  sie  eximiert 
worden  sind,  gehört.  ^^) 

Aus  der  bisherigen  Parallele  des  altmärkischen  Botdings 
mit  ähnlichen  Einrichtungen  bei  den  Colonisten  in  anderen 
Gegenden  hat  sich  als  der  wahrscheinlichste  Sinn  der  einer 
allgemeinen  Versammlung  aller  Ansiedler  zu  politischen  und 
jurisdictionellen  Zwecken  ergeben.  Die  sonst  vorkommende 
Bedeutung  des  Wortes  Botding  entspricht  diesem  aus  der 
Vcrgleichung  der  verschiedenen  Erscheinungen  hervorgehen- 
den Resultate  vollkommen.  Im  Jahre  1170  hielt  Markgraf 
Otto  ein  Botding  zu  Havelberg  mit  allen  seinen  ^Baronen 
und  hier  wurde  unter  anderen  die  Frage,  nach  welcher 
Stadt  die  Mark  ihren  Namen  haben  sollte,  entschieden.'") 

149)  Cf.  (Steinhart),  über  die  Altmark.  S.  49. 

150)  Cf.  Bothy  programma  de  diplomate  sive  privilegio  Ottonis  IV 
anno  1209  Stadensibus  irrogata;  Pufendoff,  observ.  jur.  universi  IL 
Append.  No.  4,  S.  152;  WaUich,  relatio  de  incendio  Stadano  S.  109: 
Addimus  praeterea  eisdem  burgensibus,  ut  a  bottingis  omnino  sint  liberi, 
ita  ut  eos  bottingis  nemo  considere  et  eos  ibi  jurisdictioni.  Stare  de 
cetero  possit  coarctare.  —  Bestätigungen  dieses  Privilegs  sind  ergangen 
1289  vom  Erzbischof  Hildebold  von  Bremen  und  1339  von  Ludwig  dem 
Baiern.    Cf.  Parerga  botdingica  §.  6  in  Parerga  gottingensia  lil.  S.  123. 

151)  Cf  Biedel,  CD.  Br.  1.  IX.  S.  2,  No.  1  (1170):  Accidit  autem, 
nt  prenominatas  Marchio  sedens  in  castrum  snum  Havelberg  ad  placi- 
tum,  quo4  vulgo  dicitur  Botting,  pro  tribunali  a  baronibus  suis  inqui- 
sivit,  quod  castrum  principatus  ejus  specialiter  principale  nomen  teneret, 
snrgens  quidem  nnus  de  primis  consilii  et  palacii  domini  Marchionis 
nomine  Borebardus  pro  omnibus  et  pre  omnnbus  circum  sedentibus  re- 
spondit :  pre  coeteris  castris  totius  Marchie  Brandenburg,  gloriosum  ejus 
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Als  Albrecht  der  Bär  den  Besitz  des  Herzogthums  in  Sachsen, 
auf  das  er  Anspruch  machte,  zu  erlangen  suchte,  begab  er 
sich  im  Jahre  1139  nach  Bremen  und  hielt  dort  in  Ausübung 
seiner  herzoglichen  Rechte  ein  Botding  ab.^^^)  Dasselbe  ist 
unzweifelhaft  ein  herzogliches  placitum  gewesen;  denn  die 
annales  Palidenses  sagen: 

quasi  dux  patriae  a  turbis  suscipiendus. 
ebenso  die  annales  Golonienses  maximi: 

ut  a  turbis  inibi  confluentibus  magnifice  quasi  dux  patriae 

susciperetur. 
Hiedurch  wird  der  fast  rein  politische  Zweck  einer  allge- 
meinen Landesversammlung  klar,  welche  den  Namen  eines 
Botdings  führt.  Es  iät  daher  nicht  unwahrscheinlich,  dass 
das  altmärkische  Botding  ^trotz  seiner  in  späteren  Zeiten 
viel  engeren  und  einseitigeren,  fast  nur  jurisdictionellen 
Thätigkeit  von  jenen  allgemeinen  Landesversammlungen  sei- 
nen Ursprung  herleitet. 

Bei  den  Friesen  kommt  das  Botding  in  einer  Weise 
vor,  die  die  deutliche  Verbindung  des  placitum  generale  und 
einer  gerichtlichen  Thätigkeit  aufzeigt.  Nach  dem  rüstringer 
Landrecht  brauchen  die  Friesen  Heerfahrt  zu  thun  und  Bot- 
ding zu  halten  nur  innerhalb  ihres  Gebietes,  nämlich  im 
Westen  bis  zu  dem  Fli,  im  Osten  bis  zur  Weser,  im  Norden 
bis  zu  des  Haflfes  Ufer  und  im  Süden  bis  zu  der  Wepi- 
ling.*^^)   Schon  die  Parallele  der  Heerfahrt  mit  dem  Botdinge 

nomen  est  et  famosumy  regdle  castrum^  camera  imperialis,  sedes  episco- 
palis.  Ea  propter,  deliberato  a  Marchione  et  primatibus  ejus  communi 
consilio,  civibus  Brandenburgensibus  liberam  emendi  et  vendendi  per 
omnem  terram  dicioni  nostre  subjectam  data  est  potestas  absque  teloneo. 

152)  Cf.  Zeitbuch  des  Elke  von  Kepgow  ed.  Massmann  ad  a.  1138 
S.  410,  auch  bei  Eccard^  corpus  histor.  medii  aevi  L  c.  1177:  Marc- 
greve  Albrecht  wände  do,  dat  he  dat  Hertochdom  vrilike  behalden  solde, 
unde  wolde  varen  to  den  Bolen,  dat  he  dat  Botding  dar  sete;  dat  wart 
ime  geweret  manlike  von  der  Eoninge  Kikezen  Helpe  unde  des  wenigen 
Hertogen  Heinrikes.  Cf.  Annales  Golonienses  maximi  bei  Fertz,  monum. 
scriptores  XVII.  S.  759  ad  a.  1139. 

153)  Küstringer  Landr.  bei  von  JRichthofen,  friea.  Eechtsquellen, 
S.  17,  No.  10:  Thit  is  thiu  tiande  liodkest,  thet  wi  Frisa  ne  thuron  nene 
hiriferd  fara  thruch  des  kininges  bon  ni  nen  bodthing  firor  sitta  tha 
wester  to  tha  Fli  und  aster  to  thereWisura,  suther  to  there  Wepilinge 
und  north  to  heves  overe.    Tha  weide  thi  kinig  Kerl  tha  liode  firor 
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deutet  an,  äass  ebenso  wie  jene  das  Aufgebot  aller  freien 
Leute  zu  kriegerischen  Zwecken  ist,  das  Botding  die  Ver- 
sammlung derselben  zu  friedlichen,  also  wol  politischen  und 
ähnlichen  Zwecken  sein  muss.  Wäre  mit  dem  Botding  nur 
das  ungebotene  Ding  gemeint,  so  wäre  es  wunderbar,  dass 
die  Dingstätte  desselben,  die  doch  immer  ganz  fest  stand, 
bei  den  Friesen  so  willkürlich  und  beweglich  gewesen  wäre, 
dass  sie  ausdrücklich  bestimmen  mussten,  dieselbe  solle 
nicht  ausserhalb  ihres  Gebietes  zwischen  dem  Meere  und 
der  Wepiling,  zwischen  dem  Fli  und  der  Weser  abgehalten 
werden.  Viel  besser  passt  eine  solche  Anordnung  auf  das 
placitum  generale,  das  ursprünglich  (wie  auch  die  angeführte 
Stelle  vorauszusetzen  scheint)  vom  Könige,  wo  es  ihm  be- 
liebte, angesetzt  werden  konnte.  Später  suchten  benach- 
barte Landesherren  bei  den  Priesen  gewisse  Rechte  der 
Landeshoheit  geltend  zu  machen.  Diese  ausserhalb  Pries- 
lands gebietenden  Landesherren  konnten  die  Neigung  spüren 
das  Botding  der  Priesen  mit  dem  placitum  generale  ihrer 
übrigen  Besitzungen  zu  verbinden,  und  gerade  solchem  Be- 
streben gegenüber  hat  die  Bestimmung  einen  Sinn,  dass  das 
friesische  Botding  nicht  ausserhalb  gewisser  Grenzen  ge- 
halten werden  solle.  In  den  friesischen  Landrechten  wird 
der  Landesherr  oder  derjenige,  welcher  solche  Rechte  zu 
erlangen  trachtet,  der  Graf  genannt.  Und  eben  der  Graf 
ist  es,  welcher  das  Botding  abhält.^^*)    Dasselbe  soll  alle 

leda ;  wester  tho  Sinkfalon  und  aster  to  Hiddisekre.  Nu  skiin  wi  Frisa 
halda  nsera  aldera  kest  and  kera  and  thera  kininga  ieva,  alsa  hit  as 
thi  kinig  Kerl  an  tha  fria  stole  bifel,  so  mugu  wi  behalda  use  lond  und 
uso  Kode  with  thet  hef  und  with  thene  northhiri,  ief  us  god  helpa  will. 
—  üeber einstimmen  das  Hunsingoer,  Emsigoer  und  Westerlauersche 
Landreeht. 

154)  Cf.  Bichthofen,  fries.  Rechtsquellen,  S.  390,  Zeile  8—22:  Von 
des  grewa  riucht.  §.  22.  Dit  is  riucht,  die  grewa'deer  hyr  da  ban  lath, 
dat  hi  des  fiarda  ieris  bodtingh  halda  moet,  also  fyr,  so  hi  wiL  Dat  is 
riucht,  als  hise  halda  wil,  dat  mase  keda  echil  iti^  aller  kfrkane  lyck 
di  prester  efter  Cristes  morne  eer  jeris  dey,  datse  die  grewa  halda  wil 
efter  sumeris  nacht  eer  lettera  ewennacht;  ende  als  die  grewa  bodtingh 
halda  wil,  dat  hi  schil  da  ban  op  ia  saun  wiken  da  schelten,  eer  mase 
halde  ende  neen  doem  to  delen  bihalva  om  needsecken,  hit  ne  si  datter 
een  hera  oen  dit  land  coemme,  iefta  dat  ma  een  wyf  an  nede  nym,  iefta 
man  in  sine  huse  slee,  so  moet  hi  deer  rida  ende  ban  leda. 
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vier  Jahre  nach  der  Willkür  des  Grafen  gehalten  werden, 
es  ist  also  sicher  von  dem  echten  ungebotenen  Dinge  ver- 
schieden. Es  wird  sieben  Wochen  vorher  verkündigt  nnd 
suspendiert  die  richterliche  CompetenE  der  ordentlichen  Be- 
amten, der  Schulzen,  während  dieser  Zeit.  Die  Heimlichkeit 
dieses  friesischen  Botdings  mit  dem  altmärkischen  liegt  zu 
Tage.  Auf  dem  friesischen  Botdinge,  das  der  Landesherr 
(der  Graf)  persönlich  abhält,  geben  die  Gerichtsschulzen  den 
Bann  in  die  Hand  des  Grafen  zurück,  von  dem  sie  ihn 
empfangen  haben.^^^) 

Hieraus  ist  zunächst  zu  folgern,  dass  die  Thätigkeit  des 
Grafen  auf  dem  Botdinge  auch  in  den  Amtskreis  der  Schulzen 
hinübergreift,  dass  er  also  auch  richterliche  Geschäfte  erle- 
digt. Das  Verfahren,  in  dem  dies  geschah,  scheint  indessen 
summarisch  gewesen  zu  sein,  denn  für  die  auf  dem  Botdinge 
selbst  nicht  erledigten  Sachen  soll  ein  besonderes  sog.  Fimel- 
tingh  abgehalten  werden.  In  jenen  richterlichen  Geschäften 
war  aber  der  Kreis  der  zum  Botdinge  gehörenden  Sachen 
nicht  beschlossen.  Denn  das  Botding  soll  eine  volle  Woche 
hindurch  vom  Montag  bis  wiederum  zum  Montag  gehalten 
werden,  aber  schon  am  Donnerstag  werden  die  richterlichen 
Sachen  geschlossen  und  was  bis  dahin  nicht  erledigt  wor- 
den, sollte  vor  ein  besonderes  sog.  Fimeltingh  gelangen. ^^) 

Wo  also  der  Name  des  Botdings  uns  entgegentritt,  ist 
es  das  Wahrscheinlichste,    dass  es   sich   um   ein  placitum 

155)  L.  c.  §  24 :  Dit  is  riucht,  dat  da  schelten  des  Monendeys  deer 
komma  ende  dis  tysdeys  ende  dis  konings  ban  op  ia  dagrewa,  al  deer 
hya  et  ontfinghen. 

156)  Die  Dauer  des  Botdings  ist  in  der  von  den  Schulzen  ergehen- 
den Ladung  zu  demselben  ausgedrückt.  Von  BicMhofen,  fries.  Rechts- 
quellen,  §.  23  (S.  390) :  Dit  is  riucht,  dat  da  schelten  keda  schellet  aller 
lyck  binna  sine  banne  des  monnendeys  toe  aller  doerna  lyck  sex  wiken, 
eer  mase  halde,  ende  aldus  keda:  Bodtingh  kede  ik  ioe  ur  sex  wikem 
aen  dis  selva  dei,  dis  monnende^rs  to  haldene  ende  dis  tysdeys,  dis 
wernsdeys,  dis  tongerdeys  dis  fredis,  dis  saterdeys  ende  dis  monendeys» 
Alle  dage  aegen  hyase  toe  bannen  bi  des  koninges  banne;  ende  also 
to  haldene  ende  to  lastan,  soe  hwa  soe  naet  ne  seekt,  die  schel  toienst 
dyn  schelta  mit  tuam  pondem  beta.  —  §.  25 :  Dit  is  riucht,  dat  di  grewa 
dine  tysdei  ende  den  wernsdey  ende  den  tonghersdey,  da  tre  dagen, 
also  riuehta  schil  da  lyoden,  als  ma  oen  dae  bannenda  bodtingh  deed, 
deer  ma  deer  naet  to  eynd  riuehta  mocht,  so  hetet  da  tre  daghen 
fimeltingh. 
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generale  handelt.  In  der  Mittelmark  kommt  ein  Botding  des 
Markgrafen  Otto  1170  vor,  Albrecht  der  Bär  hat  1139  ein 
herzogliches  Placitum  nnter  dem  Namen  des  Botdings  ge- 
halten, in  den  friesischen  Bechtsbüchern  erscheint  das  Bot- 
ding als  eine  ausserordentliche,  nur  alle  vier  Jahre  vom 
Landesherm  zu  haltende  Versammlung  —  was  ist  daher 
natürlicher,  als  auch  das  altmärkische  Botding  auf  gleiche 
historische  Wurzel  zurückzuführen?  Zwar  ist  demselben  in 
späteren  Zeiten,  aus  denen  allein  Nachrichten  über  das  Bo^ 
ding  zu  Werben  an  uns  gelangt  sind,  ein  rein  jurisdictioneller 
Oharacter  gegeben  worden,  aber  mancherlei  deutet  dennoch 
auf  die  ehemals  politische  Bedeutung  desselben.  Die  ein- 
malige Versammlung  im  Jahre,  die  noch  in  später  Zeit  er- 
kennbare Vermischung  der  Stände,  das  summarische  Ver- 
fahren, die  suspendierende  Kraft  des  baden  Botding  —  alles 
das  sind  Erscheinungen,  die  sich  nicht  mit  einem  ursprüng- 
lich gerichtlichen  Oharacter  der  Versammlung  vereinigen 
lassen.  Die  Sonderstellung,  welche  die  niederländischen  Co- 
lonisten  wie  tiberall  so  auch  in  der  Altmark  einnahmen, 
unterstützt  die  Annahme,  dass  auch  bei  ihnen  ein  besonderes 
placitum  generale  von  den  Markgrafen  gehalten  sein  wird. 

Was  bedeutet  aber  nun  das  Lodding  neben  dem  Bot- 
dinge? Auch  hier  bieten  die  friesischen  Rechtsbücher  für 
den  Namen  eine  Aehnlichkeit.  Das  Liodding  bei  den  Friesen 
ist  ein  Gericht,  welches  die  höchste  Oompetenz  über  Blut- 
bann hat  und  das  wol  dem  echten  ungebotenen  Dinge  an 
die  Seite  gesetzt  werden  kann.  Wer  sein  Besitzthum  vor 
Gericht  nicht  vertheidigt,  sondern  dreimal  in  drei  rechten 
Dingen  oder  in  drei  Liodthingen  als  contumax  ausbleibt, 
verliert  seinEigen.^")    Die  in  der  Stelle  erwähnten  Worte 

157)  Cf.  V,  BichtJiofen,  fries.  Rechtsquellen^  S.  41.  Rüstring.  Landr. 
§.  1:  Ijiit  is  thet  forme  londriucht  iillera  Fnsona,  thet  allera  monna 
nweck  an  sina  gade  bisitte  and  an  sina  haMin  umberavad,  hit  ne  se, 
thet  ma  hini  mith  tele  and  mith  rethe  and  mith  riuchta  thingathe 
ur  winne;  and  hi  thenne  werue  tlirira  riuchta  thingatha  ieftha  thriu 
Uoäthing  bi  urmode  and  dolstride  ursitte,  thcr  him  fon  des  kininges 
halvon  ebeden  si  to  bebbande  and  to  haldande  and  hi  na  bwedder  dwa 
nelle  red  ni  riucht  ne  dithinges  bidda;  sa  mot  hi  bebba  tha  onferd 
thi  ther  er  atana  on  spreck,  hit  ne  se,  thet  hi  thenne  biade  thera 
fiuwer  nedskininge  en,  ther  thi  fria  Frisa  fon  riuchta  hach  te  dwande. 
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Werne  thrira  riuchta  thingatha  sind  wol  als  gebotene  Dinge 
anzusehen,  im  Gegensatz  dazu  sind  die  drei  Liodthinge  un- 
gebotene Gerichte.  Das  Liodthing  ist  es,  vor  welches  Sachen 
an  Hals  und  Hand  gelangen  sollen.^'^)  Es  scheint  also  ein 
ordentliches  Gericht  zu  sein,  auf  welchem  nach  der  friesi- 
schen Verfassung  der  höchste  Blutbann  gehandhabt  wurde. 
Hienach  ergibt  sich  der  Unterschied  des  Botdinges  und 
des  Lioddinges.  Nur  das  Letztere  hat  als  echtes  und  unge- 
botenes Ding  verfassungsmässig  mit  Entscheidung  der  wich- 
tigeren Streitigkeiten  zu  thun.  Nur  in  ausserordentlicher 
Weise  greift  das  alle  vier  Jahre  vom  Landesherrn  gehaltene 
Botding  in  die  Competenz  des  ordentlichen  echten  Dinges 
hinüber  und  kann  zwar  in  diesem  Falle  vermöge  seiner 
höheren  Auctorität  als  allgemeine  Landesversammlung  jede 
Sache,  selbst  die  wichtigste,  seiner  Entscheidung  unterwerfen, 
aber  auf  der  anderen  Seite  muss  es  bei  dem  grossen  Zu- 
drang  vieler  und  wichtiger  Sachen  ein  sehr  kurzes,  in  Frist 
weniger  Tage  zu  beendigendes  Verfahren  zur  Anwendung 
bringen  und  deshalb  langwierigere  Verhandlungen  einem  be- 
sonderen Fimeldinge  überweisen.  Ja  es  ist  gar  nicht  einmal 
wahrscheinlich,  dass  es  vorwiegend  als  Aufgabe  des  Bot- 
dinges betrachtet  worden  wichtigere  Streitigkeiten  von  den 
gewöhnlichen  echten  Gerichten  zu  avocieren  und  zur  Ent- 
scheidung zu  bringen.  Das  hauptsächlichste  Motiv,  weshalb 
in  späteren  Zeiten  das  Botding  gehalten  sein  wird,  ist  die 
landesherrliche  Auctorität   von   Zeit   zu  Zeit   wiederum  in 

158)  Cf.  V.  Eichthofen,  fries.  Rechtsq.  S.  25,  Zeile  20  (Rüstring): 
Thit  is  thiu  sextinde  liodkest  an  thes  kininges  Kerles  ieft,  thet  alle 
Frisa  mngan  hiara  feitba  mith  tha  fia  capia.  Thruch  thet  skilun  hia 
wesa  fria  anna  Saxsona  merkon  uter  stock  und  uter  stupa  and  uter 
skera  and  uter  besma  and  uter  othera  pina.  Ac  wrthere  ur  wtrnnen  and  ur 
deld  anda  liodthinge  mith  riuchtere  tele  and  mith  asega  dorne  and  bi 
Tioda  londriuchte,  bi  skeltata  bonne  and  bi  keyseres  orlovi  iefta  sines 
weldiga  boda,  fon  falske  tha  fon  fade;  so  hach  ma  sine  ferra  hond  opa 
tha  thingstapule  of  to  slande  umbe  tha  twa  deda.  —  Das  liodthing  wird 
auch  genannt  liodwarf  und  von  diesem  Wird  ganz  allgemein  die  Com- 
petenz über  Blutbann  bezeugt.  Vergl.  Bichthofen,  fries.  Rechtsquellen, 
S.  425,  Z.  20.  §.  3  der  allg.  üesch.  des  westerl.  Frieslandes:  Dit  is  dat 
oder,  hueerso  een  man  syn  fria  hals  schil  biradia  mit  liode  landriucht 
ende  mit  des  koninghes  oerkennen,  so  schil  ma  him  an  da  lioedtoarve 
syn  fria  hala  to  dela,  äl  haet  hi  dae  oenspreek. 
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Erinnerung  zu  bringen.  Schon  die  bei  den  Friesen  geltende 
Periode  von  vier  zu  vier  Jahren  für  die  Wiederkehr  des 
Botdinges  beweist,  dass  es  kein  fühlbares  Geschäfts-  oder 
Verwaltungsinteresse  war,  welches  zur  Berufung  des  Bot- 
dinges Anlass  gab.  Aber  derjenige,  welcher  die  Staats- 
hoheitsrechte, sei  es  im  Namen  des  Königs,  sei  es  im  eige- 
nen Namen  übte,  der  die  Beamten  ernannte  und  mit  der 
Controle  ihrer  Amtsführung  betraut  war,  hatte  ein  Interesse 
persönlich  die  ihm  zustehenden  Rechte  zu  üben,  sich  als  den 
Inhaber  der  Landeshoheit  der  gesamten  Bevölkerung  darzu- 
stellen. Darum  berief  er  das  allgemeine  Botding,  darum, 
weil  es  von  seiner  höheren  Auctorität  ausgieng,  hatte  die 
Verkündigung  dieses  Botdinges  eine  suspendierende  Wirkung 
auf  die  Amtsgewalt  der  ordentlichen  Beamten  im  Lande. 
Wenn  also  Landesangelegenheiten  auf  dem  Botdinge  verhan- 
delt wurden, ,  so  geschah  es  hauptsächlich,  weil  der  Landes- 
herr an  ihnen  seine  Auctorität  auf  das  Neue  zeigen  wollte, 
nicht  weil  sie  selbst  ihrer  Natur  nach  etwa  keine  andere 
Form  der  Erledigung  hätten  finden  können.  Auf  diese  Er- 
ledigung war  es  überhaupt  nicht  abgesehen  und  daraus  er- 
klärt sich  das  summarische  Verfahren ,  die  Verweisung  der 
Sachen  bei  hervortretender  Schwierigkeit  an  andere'  Gerichte 
oder  Beamte  des  Landes.  Ganz  diesen  Oharacter  trägt  das 
altmärkische  Botding,  das,  wie  oben  gezeigt  worden,  die 
hauptsächlichsten  Kriterien  eines  ehemaligen  generale  pla- 
citum  selbst  noch  in  den  spätesten  Zeiten  an  sich  trägt. 

Ist  dieses  aber  richtig,  so  kann  es  nur  ein  Botding 
geben,  es  kann,  wie  in  der  Altmark,  höchstens  einmal  im 
Jahre  gehalten  worden  sein.  Der  ursprüngliche  Zustand, 
den  man  sich  in  der  Altmark  vorzustellen  hat,  wäre  der, 
dass  der  Landesherr  alljährlich  die  eingewanderten  nieder- 
ländischen Colonisten  um  sich  versammelte,  sich  ihnen  gegen- 
über, die  in  rechtlicher  Beziehung  eine  Sonderstellung  ein- 
nahmen, als  oberster  Herr  in  Erinnerung  brachte.  Später 
wuchsen  trotz  der  Eigenthümlichkeit  ihrer  Sitten  und  der 
Abweichungen  der  Verhältnisse  die  niederländischen  Colo- 
nisten mit  den  übrigen  Landesbewohnern  mehr  und  mehr 

KÜHM8,  GBBXOHTS-VXBPASSUNO.    H.  7 
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zusammen.  Verfassungsmässig  wurde  zwar  der  Unterschied 
noch  aufrecht  erhalten ,  aber  man  legte  auf  das  Botdii^, 
überhaupt  auf  die  Sonderstellung  der  Colonisten  geringeres 
Gewicht;  der  Markgraf  erschien  nicht  mehr  persönlich  zu 
dem  alljährlichen  Botdinge,  sondern  sandte  seinen  Hofrichter, 
der  ihn  ja  allen  eximierten  Personen  gegenüber,  also  auch 
den  ebenfalls  eximierten  Niederländern  gegenüber  (obwol 
eximiert  in  einem  anderen  Sinne  als  die  Ritterbürtigen)  ver- 
trat.**®) Diese  Vertretung  durch  den  Hofrichter  wurde  stän- 
dig, als  auch  die  Hofgerichte  ständig  wurden,  und  so  erklärt 
es  sich,  dass  das  Botding  in  der  Altmark  selbst  im  18.  Jahr- 
hundert vom  Hof-  und  Landrichter  gehalten  wurde.  Nicht 
sofern  er  Landrichter,  d.  i.  ein  dem  alten  Vogte  entsprechen- 
der Beamter  war,  sondern  als  Hofrichter,  als  Repräsentant 
des  Markgrafen  eximierten  Personen  gegenüber  stand  ihm 
die  Abhaltung  des  Botdinges  zu.  Einen  Anklang  daran  ent- 
hält noch  die  Eröffnungsrede  beim  Botdinge,  in  der  es 
heisst: 

Ich  frage  euch,  ob  es  sofort  am  Tage,  dass  man  Sr.  Kur- 
fürstl.  Durchlaucht  von  Brandenburg  Gerichte  mag 
hegen? 
Antwort: 

Sofern  Jemand  von  Sr.  Kurfürstl.  Durchlaucht 
die  Macht  hat,  ist  es  wol  soweit  am  Tage,  dass  das 
Gericht  geheget  werde. 
Die  Hinweisung  auf  ein  specielles  Mandat  des  Kurfürsten 
liegt  am  Tage  und  deufet  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit 
darauf,  dass  der  Markgraf  ehemals  jenes  Botding  persönlich 
abgehalten  hat. 

Je  mehr  die  Pflege  des  landesherrlichen  Botdinges  in 
Verfall  kam,  um  so  mehr  verschwand  auch  die  Bedeutung 
desselben  als  allgemeine  politische  Versammlung.  Es  sank 
mehr  und  mehr  zum  Gerichte  herab,  das  nur  noch  in  ver- 
einzelten Spuren  seine  ehemalige  umfassendere  Bedeutung 
erkennen  Hess.     Diese  Annäherung   des  Botdinges  an  ein 

159)  Vergl.  Bd.  I.  S.  202  ff. 
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gewöhnliches  Gericht  wurde  noch  durch  einen  anderen  äusse- 
ren Umstand  unterstützt.  An  sich  lag  es  in  der  Willkür  des 
Markgrafen,  wann  er  sein  Botding  halten  wollte.  Seine 
Rechte  machte  er  ja  auf  demselben  geltend,  er  musste  auch 
über  die  Zeit,  wann  er  es  thun  wollte,  die  Bestimmung  be- 
halten. In  der  Sache  selbst  empfahl  es  sich  wol  von  Hause 
aus  die  Zeit  so  zu  wählen,  dass  sie  in  die  Nähe  eines  der 
gewöhnlichen  echten  Dinge  fiel.  Denn  es  liess  sich  voraus- 
sehen, dass  manche  Sachen  auf  dem  Botdinge  nicht  würden 
erledigt  werden  können,  und  für  ihre  baldige  Entscheidung 
war  das  echte  Ding  ein  sehr  passendes  Mittel.  Bei  den 
Priesen,  wo  das  Botding  nur  alle  vier  Jahre  gehalten  wurde, 
diente  das  unmittelbar  nachfolgende  Fimelting  zu  jenem 
Zwecke.  In  der  Mark  wählte  man  das  Lodding,  d.  i.  das 
herkömmliche  echte  Ding  fär  die  Entscheidung  der  auf  dem 
Botdinge  nicht  zu  Ende  gekommenen  Streitigkeiten.  Das 
Interesse  zwei  Arten  von  Versammlungen  in  verhältniss- 
mässig  kurzem  Zeitraum  auf  einander  folgen  zu  lassen,  ist 
schon  in  verhältnissmässig  frühen  Zeiten  hervorgetreten. 
Man  wollte  die  einzelnen  Händel  nicht  so  weit  in  die  Länge 
ziehen.  Riedel  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  das 
alvenslebensche  Gericht  zu  Aulosen  viermal  gehalten  wurde, 
das  erste  Ding  im  Frühjahr,  das  zweite  vierzehn  Nächte 
darnach,  das  dritte  im  Herbst,  das  vierte  wiederum  vierzehn 
Nächte  darnach.  ^^) 

Nach  dieser  Auffassung  haben  das  altmärkische  Botding 
und  Lodding  keine  gemeinsame  historische  Wurzel.  Beide 
wurden  aber  einander  sehr  ähnlich,  seitdem  das  Botding 
seine  allgemeine  politische  Bedeutung  verlor  und  eben  auch 
nur  zur  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  und  gewöhn- 
lichen Verwaltungssachen  benutzt  wurde.  So  vermischte  sich 
der  Zweck  und  die  Thätigkeit  des  Botdings  und  des  bald 
darnach  gehaltenen  Loddings.  Das  letztere  erschien  nur  als 
eine  Versammlung  für  das  Schlussverfahren  in  den  auf  dem 
Botdinge  verhandelten  Sachen. 

160)  Cf.  Büdel,  Mark  Brandenb.  I.  S.  475;  S.  471,  Note  3. 
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Im  Laufe  der  Zeit  acheint  noch  eine  andere,  auf  ver- 
schiedene Weise  erklärbare  Veränderung  in  der  Handhabung 
des  Botdings  und  Loddings  eingetreten  zu  sein.  Es  ist 
wahrscheinlich,  dass  alle  niederländischen  Colonisten  nur 
ein  einziges  Lodding,  d.  i.  ein  einziges  echtes  Ding  gehabt 
haben.  Ob  dasselbe,  wie  die  Regel,  dreimal  im  Jahre  ge- 
halten worden  oder  in  anderen  Fristen,  muss  dahin  gestellt" 
bleiben.  Mit  steigender  Bevölkerung  wird  aber  auch  hier 
wie  in  den  übrigen  Theilen  der  Mark  ein  Bedürfniss  nach 
kleineren  Districten  hervorgetreten  sein.  So  schied  sich  das 
Lodding  zu  Seehausen  aus  von  dem  zu  Werben,  welches 
Letztere  wol  als  das  ältere  angesehen  werden  muss.  Die 
Wandelung,  welche  vor  sich  gegangen  ist,  wird  man  sich 
etwa  so  denken  müssen,  dass  ursprünglich  das  Botding  als 
generale  placitum  alle  niederländischen  Colonisten  ver- 
einigte, und  ebenso  das  vier  Wochen  darauf  i\achfolgende 
Lodding  zu  Werben.  Als  sich  nun,  vielleicht  schon  in  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  (denn  seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhun- 
derts spalteten  sich  die  Burggrafschaften  in  Vogteien),  das 
Gebiet  der  niederländischen  Colonisten  in  zwei  Districte 
zerlegte  und  somit  für  den  einen  ein  besonderes  Lodding 
zu  Werben ,  für  den  anderen  eines  zu  Seehausen  gehalten 
wurde,  kann  möglicherweise  das  Botding  seine  Bedeutung 
als  wirkliches  placitum  generale  noch  behalten  haben.  Es 
versammelten  sich  dann  also  auf  dem  Botdinge  zu  Werben 
auch  die  Einsassen  des  seehausenschen  Kreises.  Es  ist  aber 
unserer  Kenntniss  völlig  entzogen,  ob  das  nachfolgende 
werbensche  Lodding  auch  diejenigen  Sachen  begriff,  welche 
auf  dem  Botdinge  verhandelt  waren  und  Einwohner  des 
seehausenschen  Districtes  betrafen.  Der  spätere  Zustand 
zeigt  das  Botding  mit  dem  darauf  folgenden  Lodding  zu 
Werben  als  nur  für  den  District  Werben  thätig  und  die 
Einwohner  des  seehausenschen  Sprengeis  erscheinen  weder 
auf  dem  Botdinge  noch  auf  dem  Loddinge  von  Werben. 
Das  ist  aber  die  Zeit,  in  der  das  Botding  bereits  seine  Be- 
deutung als  placitum  generale  verloren  hat  und  nur  noch 
als  Districtsgericht  thätig  ist. 
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Significant  bleibt  aber  die,  allerdings  widersprechend 
überlieferte,  Nachricht,  dass  in  Seehausen  ein  Botding  mit 
darauf  folgendem  Lodding  nicht  abgehalten  worden  ist,  son- 
dern nur  eins  von  beiden.  Die  Schriftsteller  (Oelrichs 
und  Steinhart),  welche  die  verschiedene  begriflfliche  Natur 
des  Botdings  und  des  Loddings  nicht  gehörig  hervorheben, 
sprechen  sich  darüber  nur  ungenau  aus.  Oelrichs  meint, 
es  sei  ein  Botding  in  Seehausen  gehalten  worden  ohne  nach- 
folgendes Lodding,  Steinhart  will  umgekehrt,  ein  Lodding 
habe  stattgefunden,  aber  es  sei  kein  Botding  vorherge- 
gangen.^®^) Mir  däucht  es  wahrscheinlich,  dass  die  Ver- 
sammlung in  Seehausen  nur  ein  Lodding  ist.  Denn  der  Be- 
deutung eines  generale  placitum  oder  Botding  widerspricht 
es,  dass  dasselbe  für  einen  so  engen  Kreis,  wie  das  Gebiet 
der  niederländischen  Colonisten  überhaupt  ist,  an  verschie- 
denen Orten  und  Zeiten  für  verschiedene  noch  engere  Kreise 
gehalten  worden.  Dagegen  ist  es  wol  denkbar,  dass  als  das 
Botding  seiner  eigentlichen  allgemeinen  politischen  Bedeu- 
tung beraubt  worden  war,  ein  Lodding  für  einen  engeren 
Kreis  bestand  und  dasselbe  mit  einem  Botdinge  zu  verbinden 
kein  Bedürfniss  war.  Eigentlich  wäre  es  nicht  auffallend 
gewesen,  wenn  auch  zu  Werben  das  Botding  neben  dem 
Lodding  daselbst  verschwunden  wäre;  nur  Tradition  und 
feste  Sitte  haben  sein  Dasein  gefristet.  Aus  welchem  Grunde 
sollte  man  annehmen,  dass  in  Seehausen  ein  besonderes  Bot- 
ding gehalten  worden  wäre. 

Zum  Schluss  ist  noch  auf  die  Jurisdiction  des  werbener 
Botdings  in  Deichsachen  aufmerksam  zu  machen.  Bekannt- 
lich war  gerade  die  Errichtung  und  Aufrechterhaltung  von 
Deichen  eine  Hauptaufgabe  der  niederländischen  Colonisten 
in  der  Altmark.  Im  Jahre  1209  werden  Hintersassen  des 
Stiftes  Havelberg  von  den  havelbergischen  Patrimonialge- 
richten  mit  der  Massgabe  eximiert,  dass  sie  das  Botding 
besuchen,  das  Land  gegen  gemeinschaftliche  Feinde  schützen 
und  den  Damm  erhalten  soUen.*^^)   Von  anderen  Botdingen 

161)  Vergl.  oben  bei  Note  141. 

162)  Cf.  Eüdel,  C.  D.  Br.  I.  lü.  S-  90,  No.  12  (1209):   Schenkung 
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ist  die  Competenz  derselben  über  Deichsachen  bekannt.  Wir 
besitzen  noch  heute  eine  Urkunde  über  die  Aufrechterhaltung 
der  Deiche  in  der  Gegend  von  Werben  aus  dem  Jahre 
1436.^®^)  Das  Botding  von  Stade  war  über  Appellationen 
in  Deichsachen  competent.  ^^*) 

Das  Botding  und  Lodding  zu  Werben  und  Seehausen 
lag  in  dem  Sprengel  der  Vogtei  Arneburg.  Die  Vögte  von 
Arneburg  scheinen  aber  mit  der  Handhabung  des  Lod-  und 
Botdings  nichts  zu  thun  gehabt  zu  haben.  In  einer  Ver- 
pfändungsurkunde wenigstens  vom  Jahre  1418  über  die  Vogtei 
Arneburg  werden  den  Pfandinhabern  von  Bertensleven  zwar 
alle  Pertinenzen  des  Vogtamtes  und  des  Schlosses  zu  Arne- 
burg zugewendet,  aller  Nutzen,  alle  Rechte,  alle  dahin  ge- 
hörenden Zinse,  Gülten,  Zölle,  Aecker,  Wiesen,  Holz,  Heiden, 
Gewässer,  Fischereien  und  Weiden,  alles  Gericht  und  ün- 
gericht  ohne  Ausnahme  soll  ihnen  zustehen,  nur  die  Gefälle 
vom  Lehengericht  (Mannrecht),  vom  Botding  und  Lodding 
sollen  ausgenommen  sein  und  dem  Kurfürsten  zufallen.  ^^^) 
Man  wird  diese  Ausnahme  der  Lod-  und  Botdingsgefälle 
von  den  Einkünften  des  arneburger  Vogtamtes  kaum  als  eine 
nur  in  diesem  Falle  beliebte,  rein  willkürliche  Reservation 
der  Kurfürsten  auffassen  dürfen,  sondern  weil  das  Mann- 
gericht sowol  wie  das  Botding  und  Lodding  zu  der  eigent- 

von  8  in  der  Wische  belegenen  mansi:  Nihil  proprietatis,  nihil  beneficii, 
nihil  omnino  juris  in  eisdem  octo  mansis  et  eodem  quadrante  agrorum 
nobis  reservamus,  excepto  quod  ad  placitum,  quod  Botding  vocatur, 
veniant  et  patriam,  si  communis  necessitas  exegerit,  simul  cum  inhabi- 
tantibus  defendant  et  aggerem  suum  contra  alhis  fluminis  tmpetum 
conservent 

163)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  494,  No.  90  (1436). 

164)  Vergl.  Oelrichs,  de  jud.  Lodding  et  Botding,  S.  28,  Nöte  8: 
Ferner  wann  sich  jemand  durch  das  ürtheil  beschwert  befindet  welches 
in  dem  Teichgerichte  über  ihm  gefället  worden,  der  muss  davon  an 
oberwehntes  boetting- Gericht  in  Stade  appelliren,  welches  zugleich  das 
Ober -Deichgericht  genennet  wird. 

165)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  Yl.  S.  198,  No.  265  (1416):  darumb  so 
haben  wir  vor  uns,  unser  erben  und  Marggrafschaft  den  egenanten  und 
synen  erben  vor  die  obgnante  summe  geldes  daz  Slosz  und  vogty  zu 
Arneborg  mit  allen  nuczen,  rechten  und  czugehorendcn  czinsen^  gulde, 
zolle,  eckern,  wysse,  holcz,  heyden,  wassern,  vischereyen  und  weyden, 
gerichte  und  ungerichte,  nichtes  uszgenomen  den  mannrecht,  hodd^nding 
und  lodding,  ivaz  davon  gevellet,  daz  sol  uns  werden  etc. 
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liehen  Amtsthätigkeit  des  Vogtes  von  Arnebiirg  gar  nicht 
gehören,  so  sollen  auch  die  daraus  hervorgehenden  Gefälle 
nicht  zu  demselben  ressortieren,  obwol  die  betreffenden  Ge- 
richte selbst  in  dem  Vogteisprengel  liegen. 

Der  Untergang  des  Botdings  und  Loddings  erfolgte  in 
der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.^*®)  Das  Bewusstsein 
von  der  alten  eigentlichen  Bedeutung  des  Botdings  war  schon 
im  15.,  noch  mehr  aber  seit  dem  16.  Jahrhundert  verloren 
gegangen.  Man  erblickte  in  dem  Botding  und  Lodding  nichts 
als  ein  besonderes  privilegiertes  Forum  gewisser,  in  der  alt- 
märkischen Wische  angesessenen  Einwohner.  Dieselben  be- 
trachteten es  als  ihr  Vorrecht  im  Jahre  nur  einmal  zu  Ge- 
richt zu  erscheinen  und  hier  in  einem  kurzen  Verfahren  alle 
Rechtsstreitigkeiten  erledigt  zu  sehen.  In  einer  alten  deut- 
schen üebersetzung  der  lateinischen  Urkunde  von  1170 
(vgl.  oben  Note  151),  die  dem  16.  Jahrhundert  anzugehören 
scheint,  wird  gesagt,  dass  bis  zum  Jahre  1558  die  Bauern 
gewisser  Ortsdiaften  für  die  Bewachung  der  Deiche  das 
Recht  genossen  hätten  nur  vor  dem  Lodding  und  Botding 
zu  Recht  zu  stehen.^®')  Die  ordentliche  und  regelmässige 
Jurisdiction,  welche  ursprünglich  gewiss  in  Gestalt  des  Lod- 
dings neben  dem  Botdinge  vorgekommen  war,  ist  allmählich 
verschwunden  und  beide  Gerichte  sind  zu  einem  einzigen, 
nur  jährlich  einmal  zu  haltenden  Dinge  zusammengeschmolzen. 
Aber  auch  dieses  Ding  selbst  verfiel.  Es  versammelte  eine 
grosse  Anzahl  von  Personen,  die  keine  Rechtsstreitigkeiten 
zu  erledigen  hatten,  die  also,  nur  um  müssige  Zuschauer 
für  die  Händel  dritter  Personen  zu  sein,  unnützen  Aufwand 
von  Zeit  und  Geld  tragen  mussten.   Alle  Gerichtskosten  des 

166)  Vergl.  darüber  Oelrichs,  de  judicio  Botding  et  Lodding,  S.  38  ff. 
und  Götze  in  v,  Ledebur,  neues  allgemeines  Archiv  für  Geschichtskunde 
des  preuss.  Staates.  III.  S.  193  ff.  bes.  S.  203. 

167)  Cf.  Oelrichs,  de  jud.  Botding  et  Lodding,  S.  38:  Es  ist  noch 
zu  diesem  1558.  Jahre  in  etlichen  Oertern  der  alten  Mark  der  Gebrauch, 
dass  die  Bauern  derselben  Oerter  Tag  und  Nacht,  nach  dem  die  Wasser 
gross  und  klein  sind,  fleissig  acht  auf  die  Elbe  geben  müssen,  dass  die 
nicht  ausreisse,  dagegen  sind  sie  befreiet,  dass  sie  vor  keinen  andern 
Richter  denn  vor  dem  Botding  und  Lodding,  welches  des  Jahres  einmal 
geheget  wird,  gestehen  dürften. 
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Botdings  schienen  ausser  rechtem  Yerhältniss  zu  dem  prakti- 
sehen  Nutzen  des  Gerichtes  selbst  zu  stehen.^^^)   Nach  einem 
von  Götze  mitgetheilten  Berichte  des  Obergerichts  haben 
die  mit  Abhaltung   des  Botdings    und  Loddings   betrauten 
Qerichtspersonen  nur  sehr  geringe  Sportein  davongetragen 
trotz  der  ziemlich  grossen  Menschenmenge,  die  zu  dem  Dinge 
erschienen   war.     Das  Lagerbuch   der  Stadt  Werben  vom 
Jahre  1744  enthält  folgende  characteristische  Beschreibung 
des  Botdings  :^««) 
Jährlich  zweimal  wird  hier  Lod-  und  Bodding  gehalten,  im 
Herbst  Mittwoch  nach  Michaelis  und  Mittwoch  nach  Simon 
Judae  durch  ein  Mitglied  des  altmärkischen  Obergerichts. 
Dessen  Cognition  dauert  vom  8.  September  bis  28.  Octo- 
ber^'^)  und  müssen   an  jenen  beiden  Tagen  alle  Einge- 
sessene von  Stadt  und  Land,  Mann,  Frau,"^)  Knecht  und 
Magd  ohne  Citation  erscheinen  oder  12  Gr.  Strafe  geben. 
Es  kommen  dann  an  500  Personen  zusammen  und  werden, 
wie  es  heisst,  unnöthigerweise  von  der  Arbeit  abgehalten, 
wiewohl  selten  mehr  als  6  bis  8  Klagen  vorfallen.   In  See- 
hausen ist  es  eingegangen,  weil  da  gar  keine  Klagen  vor- 
gekommen, wodurch  diese  Stadt  der  Last  los  geworden. 
Werben  hat  beim  geheimen  Bath  auf  Abschaffung  ange- 
tragen;  es  werden  auch  gar  keine  exceptiones  litis  pen- 
dentis  und  primae  instantiae   angenommen,    sondern  die 
Jurisdiction  dieses  judicii  wird  de  facto  prorogiert,  um 
Sportein  zu  erheben.    Die  Strafen  aber  sind  ganz  exor- 
bitant ohne  Unterschied  der  Vergehen  und  ist  mancher 

168)  Vom  Jahre  1483  haben  wir  folgende  Rechnung  über  die  Kosten 
eines  Botdings  zu  Werben.  Cf.  Oelrichs,  1.  c.  S.  39 :  10  Schepel  Haver, 
den  Schepel  vor  4  Seh.  44  Bunth  How  und  Streewe  18  Schill,  vor  eine 
Tunne  Beer  und  3  Schill.  31  Maltit,  die  Maltit  vor  10  Pf;  12  Stoveken 
Wyn's,  Stope  vor  2  Schill.;  1  Schill,  vor  Kocken,  Appel  und  Beeren, 
3  Stoveken  Roppins  Beer,  dat  Stoveke  vor  10  Pf.  =  zusammen  3  Mark 
8  Schill.  4  Pf. 

169)  Cf.  Götze  bei  von  Ledebur,  neues  allgem.  Archiv  fOr  preuss. 
Gesch.  ni.  S.  203. 

170)  In  dieser  Fristbestimmung  scheint  das  baden  botding  mit  ein- 
gerechnet zu  sein. 

171)  Dass  Frauen  erscheinen,  ist  zwar  vom  alten  deutschen  Rechte 
abweichend,  kann  aber  im  18.  Jahrhundert  nicht  mehr  Wunder  nehmen. 


LANDFRIEDBNSaBRTOHTE.     §.  38.  105 

Einföliige  bei  diesem  tamultuarischen  Judicium  unverschul- 
det um  das  Seine  gebracht  worden. 
Mit  Bücksicht  auf  diese  gewiss  nicht  vereinzelten  Klagen 
ist  das  werbener  Botding  am  4.  Juni  1747  aufgehoben  wor- 
den. 1716  ist  die  Aufhebung  desselben  noch  nicht  erfolgt.*'''*) 
Denn  noch  in  eben  diesem  Jahre  erhielt  der  Baron  von  Put- 
litz,  der  ehemalige  Landrichter,  das  Präsidium  des  Botdings, 
das  er  bis  zu  seinem  Tode  übte.  Nach  ihm  Hess  das  Ober- 
gericht das  Botding  durch  zwei  seiner  Assessoren  verwalten. 
Auch  diese  klagten  über  die  Geringfügigkeit  ihrer  Sporteln, 
indem  der  judex  jährlich  einen  Thaler,  der  Assessor  acht- 
zehn Groschen  zöge.  Die  Mahlzeiten,  die  ihnen  gereicht 
worden,  seien  ebenfalls  sehr  ärmlich  gewesen /und  Wein 
hätten  sie  bei  denselben  nie  erhalten. 


g.  38. 
Landfriedensgerichte. 

'  Keine  Gerichtsverfassung  kann  so  wol  geordnet  sein, 
dass  sie  nicht  für  ausserordentliche  unvorhergesehene  Ver- 
hältnisse irgend  einen  Mangel  fühlbar  machen  sollte  und 
dass  mithin  oft  besondere  Einrichtungen  nothwendig  werden, 
welche  für  einen  speciellen  Missstand  ausschliesslich  von 
Nutzen  sein  sollen.  So  bilden  sich,  vielleicht  nur  vorüber- 
gehend, gewisse  eigenthümliche  Gerichte,  die  in  den  allge- 
meinen Rahmen  der  Gerichtsverfassung  nicht  eigentlich  hin- 
einpassen, die  aber  Geschäfte  und  Angelegenheiten  erledigen, 
die  von  den  ordentlichen  Landgerichten  entweder  gar  nicht 
oder  nur  ungenügend  besorgt  werden  können. 

Schon  im  ersten  Bande  (S.  9—20)  ist  von  der  allgemein 
in  der  Mark  verbreiteten  Neigung  die  Rede  gewesen,  dass 
man  durch  Gewalt  und  Selbsthilfe  sich  selbst  Recht  zu  ver- 
schaffen suchte.  Nicht  bloss  der  Adel  oder  diejenigen  Stände, 
welche  sich  auf  die  alten  freien  Geschlechter  zurückführten 

172)  Cf.  (Steinhart)   über   die   Altmark   bei  Küster,   coli,  opusc. 
16.  Stück,  a  59  £ 
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und  sich  das  Waffenrecht  derselben  zuschrieben,  brauchten 
jenes  Fehderecht,  sondern  in  gleicher  Weise  übten  dasselbe 
Bürger  und  Bauern.  Wo  überhaupt  Störungen  der  Rechts- 
ordnung durch  Gewalt  erlaubt  oder  wenigstens  gewöhnlich 
sind,  da  bildet  sich  leicht  auch  ohne  den  Fall  einer  eigent- 
lichen Fehde  Hang  zur  Räuberei  und  Wegelagerung.  Der 
Zustand  der  Mark  Brandenburg  hat  ebenso  sehr  durch 
Räuber,  Mordbrenner  und  dergleichen  wie  durch  die  Fehden 
der  Ritterbürtigen  gelitten.  Bei  Aufrechterhaltung  des  Land- 
friedens handelte  es  sich  also  ebenso  sehr  um  Verbot  der 
Wegelagerung  wie  der  Fehde  und  der  Begriff  der  Land- 
friedensbruchsachen  umfasste  jede  Störung  der  öffentlichen 
Ordnung  durch  Raub,  Diebstahl,  Brand,  Plünderung  und 
andere  Gewaltthat. 

Bei  Gelegenheit  des  im  Landbuche  Carls  IV.  vorkom- 
menden Judicium  injuriarum  und  des  lebuser  Femgerichts  ist 
hervorgehoben  worden,  das  sie  als  besondere  Landfriedens- 
gerichte zu  betrachten  seien,  deren  materielle  Competenz 
sich  auf  Landfriedensbrüche  im  weiteren  Sinne,  auf  violentiae 
einschränkte.  ^''^) 

Die  Erscheinung  von  Gerichten  mit  besonderer  Compe- 
tenz für  Landfriedensbrüche  ist  keine  vereinzelte  und  es  ist 
hier  die  Aufgabe  alle  zur  Aufrechterhaltung  des  Landfrie- 
dens in  der  Mark  Brandenburg  dienenden  jurisdictionellen 
Massregeln  zusammenzufassen. 

Mit  grosser  Zähigkeit  hieng  nicht  bloss  der  ritterliche 
Stand  an  dem  alten  Fehderecht,  sondern  auch  bei  den  Bauern 
kommen  bis  spät  in  das  15.  Jahrhundert  Spuren  der  alten 
Blutrache  vor.  Denn  man  wird  es  kaum  für  etwas  anderes 
als  für  einen  Fall  der  Blutrache  zu  halten  haben,  was  in 
dem  noch  ungedruckten  ürtheilsbuche  des  altmärkischen 
Landhauptmanns  Wilhelm  von  Pappenheim  berichtet  wird, 
dass,  als  die  hintersässischen  Bauern  des  Klosters  Neuen- 
dorf Arndt  Grabow,  Hans  Hildebrant  und  Lentze  Seehusen 
den  Sohn  eines  anderen  Bauern  Claus  Voss  getödtet  hatten. 

173)  Vergl.  Bd.  I.  S.  253  ff. 
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ein  anderer  Sohn  jenes  Claus  Voss  den  Sohn  des  Arndt 
Grabow  tödtete  und  zum  Wahrzeichen  der  Rache  die  Hand 
des  Getödteten  mit  sich  nahm.^'^'*)  Der  Vergleich ,  den  der 
Hauptmann  der  Altmark  über  jene  Sache  vornahm,  bezog 
sich  auf  Festsetzung  eines  Sühnegeldes  und  darauf,  dass  die 
Hand  des  in  der  Blutrache  getödteten  Sohnes  von  Arndt 
Grabow  zu  dem  Grabe  jenes  zurückgebracht  werden  sollte. 
In  Beziehung  auf  den  Gebrauch  des  Pehderechtes  über- 
liefert uns  eben  jenes  Urtheilsbuch  des  Hauptmanns  von 
Pappenheim  den  Fall,  dass  ein  quedlinburger  Bürger  wegen 
einer  in  der  Priegnitz  erlittenen  Beraubung  und  wegen  eines 
Todtschlages  dem  Markgrafen  von  Brandenburg  und  seinen 
Unterthanen  die  Fehde  erklärt  hat,  deren  friedliche  Aus- 
gleichung vor  dem  altmärkischen  Hauptmann  von  Pappen- 
heim in  Magdeburg  zu  Stande  kam.^^^) 

174)  Die  Vergleichsurkunde  über  diesen  Fall  der  Blutrache  befindet 
sich  auf  dem  berliner  Eönigl.  Staatsarchiv.  Copiarium  Brandenburgicum 
die  Altmark  betreffend,  Bl.  79  de  a.  1484.  Sie  lautet  im  wesentlichen 
Auszuge :. To  weten,  dat  die  Irgnanten  des  Closters  menne  (nämlich  die 
Mannen  des  Klosters  Neuendorf  Arnd  Grabow,  Hans  Hilldebrant  und 
Lentze  Seehusen)  deme  gnanten  Claus  Yosse  sinen  Sanen  scholen  vom 
levende  tom  dode  gebracht  hebbeu,  des  gelik  hefft  die  sulfte  Yoszs  sone- 
Arend  Grabows  sone  dodt  geslagen,  den  hee  denne  vorbotet,  sunder  die 
handt  nochtertidt  nicht  to  Grave  gebracht  hefft,  alszo  hebben  sick  die 
gnanten  des  Closters  Menne  derhalven  hochlick  entschuUdet  und  dat  by 
eren  eyden  in  willen  wcren  to  beholden,  dat  sie  sodan  dath  nicht  gedan 
hebben,  wo  denne  allen  unde  Nachdeme  sie  yo  Zu  den  dotslag  dar  by 
gewest  sint,  hefft  die  hovetmann  mit  den  hirna  gescreven  die  saken 
averwagen  unde  to  eyner  szune  gespraken,  darmit  sware  eyde  vor- 
bliven  muchten.  In  mathen  hir  volgende  unnd  alszo,  dat  die  obgemelten 
des  Closters  menne  scholen  dem  gnanten  Claus  Vossen  vor  sodan e  dat 
bereyden  und  geven  12  stend.  mark,  6  marck  upp  Michaelis  irstkamende 
und  6  upp  lichtmissen  Im  LXXXY,  doch  alszo  dat  Yosz  die  haut  Gra- 
bows sone  mit  des  gerichtes  vulbort  to  grave  bringe.  Ock  scholen 
Geverdt  von  Alvensleve  und  die  provest  von  Nigendorpp  mit  eren  Men- 
nen  und  hans  von  lintstede  mit  sinem  Manne  enen  dach  holden  to  lint- 
stede,  dar  denne  des  closters  menne  sodans  vosse  vorborgen  scholen 
sulk  gelt,  wo  it  bcspraken  ys  in  jaren  unnd  dagen  uttogeven.  Darmit 
scholen  alle  Saken  gericht  und  bygelecht  sin. 

175)  Aus  dem  Copiarium  Brandenburgicum,  die  Altmark  betreffend, 
der  berliner  Eönigl.  Staatsarchivs.  Urtheilsbuch  des  Hauptmanns  von 
Pappenheim,  Bl.  61:  Recess  etlike  borger  van  Quedelinborg  andrepen 
(1483  —  Magdeburg  am  Tage  Simonis  und  Judae).  Item  zu  wissen, 
nachdem  in  vergangenen  Zceitten  etliche  Burger  van  Quedelinburg  in 
der  pregnitz  by  dem  hohen  Kruge  beschedighet  unde  eyner  thot  ge- 
slagen worden  ist,  der  halben  eine  betedingk  zu  magdeburg  gesehen, 
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Dass  jener  Fall  der  Blutrache  ebenso  wenig  ein  seltener 
war  wie  der  der  Fehde,  geht  daraus  hervor,  dass  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Vergleichen,  deren  wirkliche  Verhandlung 
auf  einen  gewissen  künftigen  Termin  hinausgeschoben  wird, 
ziemlich  regelmässig  die  Parteien  auf  Selbsthilfe,  Fehde  und 
sonst  Beschwer  gegen  einander  während  der  Zwischenzeit 
Verzicht  thun.  Ein  Beispiel  ist  folgende  im  C.  M.  21  des 
berliner  Königl.  Staatsarchivs  Bl.  81  verso  befindliche  Ur- 
kunde vom  Jahre  1485: 

Der  polemanne  Gercke  Grotehover  unnd  Mathias  Mau- 
ritz (handell). 

To  wethenn,  dat  am  Manndag  na  vocem  Jocunditatis 
vor  Er  Wilhelm   Marschalk .  und  Ritter,   hovetmann   der 


dasz  die  tettere  den  Biirgeren  van  Qnedelinburg  umme  sulche  Iren  ge- 
namen  schaden  unnde  zu  widerstatunge  des  irmorten  mannes  hnnderth 
rinsche  gülden  uff  pingesten  Im  LXXXI  Jare  solden  geben  unnde  be- 
czalt  habenv  Solche  beczalunge  hot  sich  vast  Zeit  vorczogen  unnde 
also  nicht  gesehen  der  halben  ein  borgere  van  Quedelinborg,  einer  der 
beschetigeten,  Claus  Gzegenherg  gnant,  des  hochgebomen  fursten  unde 
kern  Johan  marggreven  tho  Brandenborch  unnde  seiner  underthan  finth 
worden  ist  v/nde  die  anderen  beschedigetten  Czu  Quedelinborch  habin  des 
gnanten  fursten  wnderthon  doselbst  Czu  Quedelinborch  mit  rechte  uffae- 
holden  unnde  ire  habe  bekummerth  unde  dasz  alszo  in  die  sache  der 
nicht  beczalinge  halbin  der  hunderth  gülden  fast  schade,  grosze  mühe 
entstenden  ist,  alszo  hot  die  Edele  her  Wilhelm  von  pappenheim,  Elfter, 
Erfmarschalk  des  hilgen  Bomeschen  rikes  und  hauptmann  in  der  olden 
marke  eins  teils  off  hewte  dinstag  Simonis  und  Jude  in  der  Stad  Czu 
magdeburg  betediget  bereth  unde  besprochenn  alszo,  dasz  alle  besprochen 
gebrechen  unnde  ernisz  in  der  Sache  irgangen  suUen  gudlich  obegethon 
und  beygelecht  sein  unnde  der  gnant  Gzegenberg  hot  dar  uf  alsz  balde 
vor  den  gnanten  amptleuten  die  fede  abegesagt  unnde  abegestalt  unnde 
szo  denne  die  gnanten  borgere  von  Qnedelinburg  etlich  gud  da  selbst 
Czu  Quedelinbnrg  mith  kummer  unnde  gerichte  haben  off  ^ehalten 
unnde  mit  rechte  wirdern  lossen,  also  hoch  sulch  gud  gewirderth  ist 
unnde  die  gnanten  borger  dor  vor  Ingenamen  haben,  Sal  man  an  den 
gnanten  hunderth  gülden  abenemen  unnde  den  jenen  widergeben,  den 
sulch  gekummerth  had  czu  gestanden  unde  szo  denne  Claus  Czegenberg 
auch  mynes  g.  hern  des  marggraven  underthonen  eynen  vor  aschers- 
lobin  4  pherde  genamen  unde  den  man  geslagen,  dasz  ir  villichte  davon 
mag  gestorben  sein,  dar  vor  sullen  13  reinsche  gülden  auch  von  den 
gnanthen  hunderth  gülden  czu  rugge  ghen  unnde  den  beschedigetten 
unde  tots  maus  sone  gegeben  werden  unde  szo  bleiben  noch  van  den 
hunderth  gülden  40  gülden,  die  haben  die  beschedigetten  bürgere  von 
Quedelinborg  doselbst  czu  Magdeburg  affgenomen  unde  vor  iren  schaden 
entfangen  unde  hirmith  sinth  alle  gebrechen,  die  in  der  Sachen  irgangen 
sinth,  wie  vorgeschreben  steith,  gudlich  durch  die  gnant  amptlewthe 
gerichtet  und  bejgelecht. 
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oldenmarcke,  gewest  sent  Simon  und  heine  poleman,  ge- 
brudere, und  Baxtolt  Smed  an  eynem,  Berke  Grotehovet, 
Claus  busz  und  Mathias  Mauritz  anders  deyles  der  man- 
slachtigen  sake  halven,  die   die  genante  Grotehovet  und 
Mathias  Mauritz  an  ladewich  Smed  begangen,  den  sie  vom 
levende  thom  dode  gebracht  hebben  und  darmit  man  die 
saken  recht  irfaren  möge,  wo  die  gnante  man  vom  levende 
thom  dode  gebracht  sy,  heflFfc  die  gnante  hovetman  sodan 
sake  gutlik  to  berowen  beth  up  Johannis  baptiste  irst- 
kamende   besproken,    doch   alszo    dat   die   gnanten 
beyde  deyle  und  alle,  die  des  to  donde  hebben, 
sich  jegen  einander  noch  mit  worden  edder  mit 
werken   verbalen    unnd    die    saken    allenthalben,   wo 
dat  dorch  den  hovetmann  besproken  ys,  fredelik  und  gud- 
lick  berowen  lathen,  vyr  (sie)  des  denne  die  vorbenomeden 
beyde  deyle  den  hovetmanne  an  Stad  m.  g.  hern  so  dans 
to  holldende  myt  hantgevender  truwe  also  gelavet  hebben 
u.  s.  w. 
Dass  die  Markgrafen  eine  so  reichliche  Quelle  von  Un- 
ruhen bemüht  waren  zu  unterdrücken,  versteht  sich  von  selbst 
und  weniger  an  dem  Willen  den  Landfrieden  zu  erhalten, 
als  an  der  Macht  der  guten  Ordnung  überall  Gehorsam  zu 
verschaffen,  hat  es  gemangelt.    Nicht  die  Mai*kgrafen  allein 
liessen  sich  die  Sorge  für  den  Landfrieden  angelegen  sein, 
auch  die  Städte  der  Mark  traten  in  ausgedehnten  Bündnissen 
mit  einander  in  Verbindung,  deren  hauptsächlichster  Zweck 
Sicherung  des  Verkehrs  und  des  Friedens  war. 

Sehr  verschieden  waren  indessen  die  Massregeln,  mit 
denen  man  den  Landfriedensbrechern  entgegen  zu  treten 
suchte,  und  ebenso  verschieden  die  Gerichte  und  Beamten, 
welche  man  gegen  solche  Vergehen  in  Bewegung  setzte.  Zu 
keiner  Zeit  hat  wol  in  Beziehung  auf  die  Wahl  der  Mass- 
regeln vollkommene  Uebereinstimmung  geherrscht,  hier  sollen 
die  hauptsächlichsten  aus  den  Quellen  hervorgehenden  zu- 
sammengestellt werden. 

Man  schrieb  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  strenge  und 
entschiedene  Polizeimassregeln  vor.    Auf  Vagabonden  und 
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fahrende  Leute  sollte  strenge  Obacht  gehalten  werden.  Nur 
bekannte  Personen  soll  man  bei  sich  aufnehmen  und  ihnen 
Geleite  geben.  Besonders  aufmerksam  soll  man  auf  banden- 
weise auftretende  Leute  sein.  Hat  ein  Landfriedensbruch 
stattgefunden,  so  soll  dem  Landeshauptmann  sofortige  An- 
zeige geschehen  und  dieser  im  Namen  des  Markgrafen  soll 
Hilfe  leisten  bei  Verfolgung  des  Landfriedensbrechers.  Die 
benachbarte  Bevölkerung  ist  bei  geschehenem  Landfriedens- 
bruche zur  Nacheile  verpflichtet  und  soll  für  die  dabei  ver- 
wundeten Leute  Sorge  tragen.  Auf  der  anderen  Seite  soll 
man  bei  der  Verfolgung  von  Verbrechern  vorsichtig  sein  und 
nicht  unnütz  das  Land  beschädigen.  Ist  ein  Landfriedens- 
brecher ergriflfen,  so  soll  mit  Glockengeläut  sofort  ein  Ge- 
richt zur  Entscheidung  des  Rechtsfalles  berufen  werden. 
Der  Ort  der  Ergreifung  ist  entscheidend  für  die  Zuständig- 
keit des  berufenen  Landfriedensgerichtes.  Eine  noch  unge- 
druckte Urkunde  von  1484  aus  dem  Copiarium  Brandenbur- 
gicum  die  Altmark  betreffend  (C.  M.  21)  Bl.  48  ff.  mag  hier 
in  den  entscheidenden  Stellen  Platz  finden: 

Deme  also  natjh  befilicheit  (sie)  sein  g.  euch  allen  und 
einem  iglichen  in  sunderheit  by  den  phlichten  und  eyden, 
damit  Ir  der  herschafft  und  seiner  g.  vorwant  seint,  und 
gebeut  euch  ernstlichen,  das  ir  bestellen  und  ufsehen  haben 
willet,  wo  hin  forder  in  seiner  g.  lant  uff  den  Strassen 
ader  susten  Zugriffe  ader  beschedigunge  geschieht  mit 
name  mort  und  brant,  durch  uszlendische  ader  die 
bynnen  landes  ouch  die  ander  fursten  syner  g.  frunde 
ader  die  oren  beschedigen ,  das  ir  von  stunt  und  ein 
Iglicher  in  sunderheit,  der  das  vornymet  ader  angeruffen 
wirt,  auf  seith  ein  gerucht  macht,  an  die  glocken  slan 
lat  und  den  euren  zu  thun  ernstlichen  befeiet  von  einem 
dorffe  zu  dem  anderen,  dasz  also  den  theteren  und  be- 
schedigeren  gevolgt  und  nach  geeilet  werde,  ouch  ander 
in  solche  folge,  wo  es  noth  sein  wert,  bey  oren  phlichten 
vormanet  und  anrufet  zcu  folgen,  da  mit  die  theter  nicht 
wag  komen. 

Es  will  ouch  sein  g.,   das  man  von  stunt,  wo  solch 
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gericht  gemacht  wirt,  das  dieselbigen,  sie  sein  in  slossen, 
hofen,  steten  oder  dorfferen  das  an  seumen  obir  dasz, 
das  sie  volgen  und  forder  gericht  machen,  sollen  an  seiner 
g.  hauptmann  der  oldenmarck  gelangen  lasszen  bey  vor- 
meydung  swarer  straff.     , 

Und  szo  man  alsz  den  die  thetere  umme  name  be- 
treten wirt,  sall^man  die  behalten,  in  gericht  füren,  mit 
in  handelen  und  handien  lasszen,  szo  vil  sich  gebort  unnd 
recht  ist  unde  den  beschedigeten  ire  habe  wiederzukeren. 

Wo  aber  die  theter  mit  der  name  ader  susten  ent- 
worden, sali  man  sich  erkunden,  wo  sie  hin  komen,  ent- 
halden  oder  gefordert  werden  und  von  stunt,  wo  esz  zu 
enden  steyt  mit  deme  ernst  dar  zu  thun,  wo  es  aber  zu 
swer  werde,  unseren  g.  h.  an  vortzyhen  zu  wissen  lassen, 
wil  s.  g.  dar  zu  thun,  darmit  solchs  nach  gestalt  der  sach 
gestrafft  und  gekeret  werde,  dar  yn  Ir  euch  vor  eynen 
man  ungescheyden  halden  willet,  will  sich  sein  g.  alsz 
eur  g.  h.  und  rugkhalter  von  euch  nicht  scheyden,  besun- 
dem  getrau  hilf,  rath  und  beystant  thun. 

Dabey  ist  seyner  g.  ernstlich  befeie,  das  man  sich  in 
solcher  Jacht  unnd  folg,  dar  alszo  gesehen,  sali  an  den 
orteren  der  lande  und  susten  bynnen  landes  vor  ufsatz 
unnd  vorhalden  vorsehen  und  getreulichen  vorwaren,  da 
mit  schade  der  lande  und  euer  aller  vorkomen  werde. 

Esz  will  auch  sein  g.  und  gebeut  euch  allen,  wo  man 
eynrosser,  hofeleut,  fustknecht  adir  ledige  gesellen,  die 
man  nicht  kennt,  ankomen  und  betreten  werde,  die  an- 
^unemhen  und  sich  an  die  zu  holden  bisz  an  s.  g.  adir 
s.  g.  houptmann  der  olden  mark,  sich  ires  wesens  zcu 
orkunden  unnd  zu  befragen,  wer  sie  seint. 

Damit  entphilt  sein  s.  f.  g.  euch  allen,  dasz  ir  hinforder 
nymant  jn  euren  slossen,  blaken  (?),  dorfferen,  hofen 
adir  in  den  Steten  enthalden,  hauszen,  hegen  ader  geleyt 
geben  sollet  und  den  euern  daz  zu  thun  ernstlichen  ge- 
bieten den  alleyn  den  ader  die,  darvor  jr  unnd  eyn  igli- 
eher  von  euch  gut  sein  und  antworden  will  und  wer 
dasz  anders  hilde,  zcu  dem  wil  sich  sein  gnade  halden 
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lassen  alsz  zu  dem  theter  und  yn  dar  umb  an  gnaden 
straffen. 

Onch  ab  ymands  sich  unnder  wegen  vorbände  in  den 
holtzem  in  oder  by  den  slossern,  hofen,  dorfferen,  kragen 
adir  in  den  Steten  ligen,  hilten,  tzerten  adir  ungewonliche 
Strassen  reyten  ader  die  forte  an  den  wasseren,  flissen 
lantweren  ader  wo  sie  snnsten  vormacht  ader  begriffen 
weren,  besieht  begriffen  ader  geseehn  werde,  wider  den 
nnd  die  sali  von  stunt  eyn  lantgerichte  machen,  yn 
nacheylen  sie  zu  oberfallen  und  anzunemen  bisz  an  sein 
oder  siner  gnaden  houptmann  in  der  alden  marken. 

Es  gebeut  auch  sein  gn.  euch  allen  ernstlichen,  wo 
ymands  von  euch   der   nachjacht  halbin  ader  susten  zu 
schaden  keme,  obirfallen  adir  dasz  sein  genomen  werde, 
edir  fede  in  sunderheit  brengete,  dasz  ir  alsdenn  alle  und 
Igliche  von  der  mannschaft  und  steten  den  oder  diesel- 
bigen  nicht  verlassen,  sunder  yn  by  phlichten  hilff,  rath 
unnd  mit  der  that  beystant  thun   unnd  zu  hilfe  komen 
sollet,  dasz  vorleth  sich  g.  zu  euch  gantz  zu  gesehen,  dar 
bey  unser  g.  herre  euch  getreulichen  schuttzen  unnd  hant- 
haben will. 
Auf  solchen  Bestrebungen  Unordnungen  im  Lande  zu 
unterdrücken,  beruht  schon  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
das  lebuser  Femgericht.    Es  war  keine  vereinzelte  Erschei- 
nung, sondern  in  allen  anderen  Theilen  der  Mark  Branden- 
burg haben  ähnliche  Einrichtungen  bestanden.   Der  Missstand 
war  allgemein,  es  ist  natürlich,  dass  auch  die  Mittel  der 
Abhilfe  allgemein  waren.    Die  Vorschriften  fär  die  Altmark, 
welche  vorstehend  mitgetheilt  worden  sind,  finden  sich  wie- 
derholt in  einem  Artikel,  den  der  Propst  zu  Berlin  und  der 
Propst  zu  Stendal  vorgebracht  haben.^^^)    Die  Betheiligung 
des  Probstes  von  Berlin  scheint  darauf  zu  deuten,  dass  ähn- 
liche Bestimmungen  auch  in  der  Mittelmark  noth  thaten. 

Die  Aufirechterhaltung  des  Landfriedens  scheint  man  als 
eine  so  allgemeine  Angelegenheit  angesehen  zu  haben,  dass 

176)  Cf.  das  Gopiarium  Brandenburgicum  des  Eönigl.  Staatsarchivs, 
die  Altmark  betreffend.  0.  M.  21.  Bl.  51. 
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man  über  Landfiiedeiisbrüche  auch  auf  den  Landtagen  ur- 
theilte.  Im  Jahre  1401  hatten  die  zum  Schutze  gegen  Land- 
Medensbrüche  verbündeten  Städte  der  Mittebnark  mehrere 
Landfriedensbrecher  vom  Adel  verhaftet  und  die  Angeschul- 
digten sollten  sich  vor  Mannen  und  Städten  vertheidigen."^) 
Die  Bündnisse  der  Städte  gegen  Land&iedensbruch 
waren  in  grösseren  oder  kleineren  Gruppen  wol  in  allen 
Theilen  der  Mark  anzutreffen.  Im  Jahre  1321  vereinigten 
sich  die  Städte  der  Altmark  Tangermünde,  Gardelegen, 
Osterburg,  Seehausen,  Werben  und  Arneburg  mit  der  Ritter- 
schaft der  Advocatie  Salzwedel  gegen  Land&iedensbrüohe, 
namentlich  gegen  gewaltsame  Selbsthilfe,  Baub,  Brand,  Ge- 
fangenschafb  und  sonst  Gewaltthat.  1323  wurde  in  der  Mittel- 
mark ein  ähnliches  Bündniss  geschlossen  zwischen  den  Städten 
Kyritz,  Altstadt  Brandenburg,  Neustadt  Brandenburg,  Eathe- 
now,  Eöpenik,  Bernau,  Eberswalde,  Landsberg,  Straussberg, 
Müncheberg,  Fürstenwalde,  Frankfurt,  Sommerfeld,  Gubyn, 
Beeskow,  Lukau,  Beliz,  Brietzen.  Der  Markgraf  Ludwig 
von  Brandenburg  vertrug  sich  etwa  um  das  Jalir  1330  mit 
dem  Herrn  von  Buppin,  Graf  Günther  von  Lindow,  über 
Verfolgung  von  Landfriedensbrechern  und  gab  jeder  Stadt 
in  seinem  Gebiete  Jurisdiction  über  ergriffene  Verbrecher. 
Endlich  wurde  noch  im  Jahre  1436  das  Bündniss  der  alt- 
märkischen Städte  gegen  die  westfälischen  Femgerichte  und 
Landfriedensbrecher  erneuert.  ^^®) 

177)  Cf.  GercJcen,  C.  D.  Br.  VI.  S.  584,  No.  148  (1401):  Wir  Jost 
von  Gotes  gnaden  Marjggraf  zu  Brandenburg  etc.  bekennen  und  thun 
kunt  ojBFenlichen  mit  diesem  briefe  Herren,  Graven,  Freyen,  Rittern, 
Knechten,  Mannen  und  Steten  unsern  lieben  Getreuen.  Als  unser  lieben 
getrewen,  die  Ratmanne  zu  Berlin  und  zu  Cöln  und  alle  andere  unser 
Stete  in  der  Newen  Marke  haben  gefangen  und  gerichtet  und  ezliche 
noch  gefangen  sein  unser  Manne  umb  mancherhande  Missetat,  die  die- 
selben haben  getan  an  uns  und  unserm  Lande,  das  wir  sie  haben  offen- 
liehen  geheissen  und  genzlichen  gewilkoret  und  beyolhen  zu  thunde 
und  die  noch  in  das  gefengniss  sein  ungerichtet,  die  suUen  sich  der 
Missetat  bulestigen  und  abnemen,  ob  sie  ktUmen,  künnen  sie  abir  nicht, 
so  sollen  sie  lyden,  was  Manne  und  Stete  erkennen,  das  sie  geboret 
zu  luden. 

178)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  73,  No.  99  (1321) :  XVI.  S.  6, 
No.  6  (1321h  XVII.  S.  481,  No.  36  (1330);  VI.  S.  403,  No.  7  (1321): 
ni.  S.  361,  No.  38  (1323);  IV.  S.  48,  No.  14  (1330?);  VI.  S.  120,  No.  68 
(1436). 
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Selbst  mit  auswärtigen  Mächten  giengen  die  Markgrafen 
von  Brandenburg  Landfriedenseinigungen  ein,  um  namentlich 
Räubereien  und  Gewaltthaten  an  den  Grenzen  zu  verhindern. 
Solche  auf  gegenseitige  Unterstützung  in  Aufrechthaltung 
des  Landfriedens  abzielende  Bündnisse  wurden  geschlossen 
mit  den  Grafen  von  Schwerin,  den  Fürsten  von  Rügen  und 
den  Herren  von  Meklenburg  1292,  mit  dem  Erzbischof  von 
Magdeburg  1318  und  1333,  mit  Pommern  und  Meklenburg 
1323,  1361,  1382,  1427,  1446,  mit  Sachsen  und  Meissen 
1423,  1441,  mit  Thüringen  1420,  mit  der  lüneburgischen 
Ritterschaft  1391,  mit  dem  deutschen  Orden  1429,  1443,  mit 
Polen  1514.*^») 

Das  wesentlich  Eigenthümliche  aller  dieser  Gerichte  ist 
ein  summarisches  Verfahren,  eine  dem  Stande  der  Ange- 
klagten entsprechende  Zusammensetzung  und  Vorschriften 
über  das  zu  Grunde  zu  legende  materielle  Recht. 

Die  Zusammensetzung  der  Landfriedensgerichte  ist  be* 
reits  für  die  rein  märkische  Jurisdiction  dieser  Art  beim 
Judicium  injuriarum  und  dem  lebuser  Femgericht  im  ersten 
Bande  S.  253,  256  flf.  erörtert  worden.  Bei  den  mit  benach- 
barten Ländern  geschlossenen  Landfriedenseinigungen  ist  in 
Beziehung  auf  die  Bildung  des  Landfriedensgerichtes  ein 
verschiedener  Weg  beschritten  worden.  Einmal  erklärte  man 
bei  vorgefallenen  Landfiriedensbrüchen  die  Gerichte  des  einen 
Landes  über  Angehörige  des  anderen  für  competent,  wenn 
diese  nur  auf  dem  Grund  und  Boden  des  ersteren  ergrijßfen 
waren.  So  ist  es  geschehen  in  der  Landfriedenseinigung 
mit  Pommern  und  Meklenburg  von  1361.*®^)    Also  an  den 

179)  Cf.  Biedely  C.  D.  Br.  ni.  III.  S.  5,  No.  4  (1292),  S.  23,  No.  22 
(1318);  GercJcen,  C.  D.  Br.  I.  S.  169,  No.  92  (1333);  Biedel,  C.  D.  Br.  I. 
XXni.  S.  20,  No.  24  (1323);  n.  II.  S.  435,  No.  1045  (1361):  Gercken, 
C.  D.  Br.  IV.  S.  402,  No.  217  (1382);  Biedel,  C.  D.  Br.  II.  in.  S.  477, 
No  1458  (1427);  IL  IV.  S.  354,  No.  1672  (1446);  IL  III.  S.447,  No.  1438 
(1423);  IL  IV.  S.  245,  No.  1627  (1441):  IL  III.  S.  375,  No.l386  (1420); 
ibid.  S.  111,  No.  1227  (1391);  Gercken,  0.  D.  Br.  V.  S.  315,  No.  172  (1443); 
VII.  S.  205,  No.  73  (1429);  V.  S.  318,  No.  174  (1514). 

180)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  H.  U.  S.  435  f.,  No.  1045  (1361):  Were 
dat  wye  und  use  man  edder  gesinde  edder  yennich  man  in  usen  Landen 
yennighen  mysdeder  vengen,  de  scal  se  antwerden  den  Tierren  edder  den 
ambachtluden  edder  den  Bteden,  in  wes  landen  se  scuttet  und  upge- 
holden  synt. 
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allgemeinen  Competenzverhältnissen  der  ordentlichen  Lan- 
desgerichte  wird  nichts  geändert,  die  besondere  Rücksicht 
auf  das  Bündniss  mit  einem  anderen  Staate  bewirkt  nur, 
dass  die  einheimischen  Gerichte  auch  über  diejenigen  aus- 
ländischen Landfriedensbrecher  competent  sind,  die  sie  auf 
inländischem  Grund  und  Boden  ergriffen  haben.  Auf  diese 
Weise  gelangte  der  Grundsatz  des  forum  deprehensionis  zu 
allgemeinerer  Geltung,  obwol  er  schon  im  altdeutschen 
Rechte  im  Falle  der  handhaften  That  im  Keime  vorhanden 
gewesen  ist.  Eine  besondere  ausdrückliche  Anwendung  des 
forum  deprehensionis  findet  sich  in  einem  Erlass  des  Her- 
zogs von  Pommern  vom  Jahre  1538.*^^) 

In  anderen  Fällen  wurden  internationale  Landfriedens- 
gerichte bestellt,  die  von  deputierten  Richtern  beider-  con- 
trahierenden  Staaten  gebildet  wurden.    In  dem  Landfrieden 
von  1382  zwischen  der  Mark  Brandenburg,  Pommern  und 
Meklenburg   gibt  Brandenburg   zum   Landfriedensvorstande 
einen  Ritter  oder  Knappen  und  einen  Bürger.    Eine  gleiche 
Anzahl  von  Richtern  wird  von  den  anderen  Theilen  gestellt. 
Die  Pflicht  derselben  wird  folgendermassen  beschrieben: 
Und  derselb  Hauptmann  und  euch  der  Ritter  oder  Knecht 
odir  Burgir,  die  da  so  nuwelichst  czu  benumet  und  ge- 
gebin  werdin,  alse  dicke  als  das  gesehnt,  suUen  sie  czu 

181}  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  II.  VI.  S.  460,  No.  2568  (1538):  Wo 
S.  L.  (des  Markgrafen  von  Brandenburg)  Amueate,  Diener  oder  Be- 
fehlighaber die  Strassenbeschädiffer  in  derselben  Verfolgung  oder  Nacheil 
in  unser  Land  und  Herzogtom  fliehen  würden,  dass  alsdann  S.  L.  Amt- 
leute, Diener  und  Befehlichhaber  denselbigen  Beschädigern  aus  der 
Marck  über  Unser  Grentzen  in  unser  Land  unnd  Gebiete  folgen  unnd 
dieselbigen  Beschädiger  in  den  selben  Unsem  Landen  sonder  Anrnffuns 
einiger  Gerichte  oder  derselben  Verwalter  niederwerffen,  fanden  und 
anziehen  mögen.  Jedoch  also  und  dermassen^  dass  sie  die  niederge- 
worffenen  oder  Gefangenen  in  die  nechaten  Gerichten  bringen  und  darin 
bleiben  lassen  sollen.  Würden  aber  die  märkischen  Gerichte  den  ort,  da 
die  thäter  niedergeworffen  näher  als  die  Unsem  Gerichte  seyn,  sollen 
die,  so  in  der  Nacheil  oder  der  Verfolgung  seyn^  Macht  haben  die  Ge- 
fangenen aus  Unseren  Landen  und  Gebieten  auch  in  die  Mark  Bran- 
denburg zu  faih/ren  und  derselben  gefänglich  enthalten  zu  lassen;  Jedoch 
mit  dem  Bescheide,  dass  auf  Unser  Erfordern  die  eingezogenen  oder 
ans  Unsern  Landen  geführt  zu  jeder  zeit,  wann  darum  Ansuchung  Me- 
than, in  Unser  Land  und  Gerichte  wiederum  sollen  gebracht  und  em- 
gestellt  und  in  denselben  Unsem  Gerichten  gerechtfertiget  werden. 


1:1$  GESOHICBTE  DER  GBBIOHTS-VBRFASSUNGk 

den  Heyligen  swerin  denselbin  Land  frid  truwelichen  vor 
ozu  wesinde  und  czu  vorstende  in  allir  matze,  als  hir  vor- 
geschriben  ist,  und  dieselben  Hauptleüthe,  Bittere  adir 
Knechte  odir  Burgere  sullen  czu  samene  komen  czu  Malchin 
des  nehesten  Montages  nach  eyner  iglicher  Quatertempere, 
als  vorgeschriben  ist  also  lange,  als  disselbe  Landfrid  wart, 
und  wenn  dieselbin  so  czu  samene  komen,  so  sullen  sie 
richten  nach  rechte  und  Geseze  des  LandMdes  und  nach 
ihrem  wissen  bie  ihren  Eiden,    die  sie  darczu  czi:^  den 
Heiligen  gesworin  habin  obir  Bowb,  Dwbte,  Mortbrant 
odir  obir  allerleye  Missetat   czu   alle  den,    die  unglich, 
gewalt,   unrecht  thun   und   sich  an  rechte   nicht  wollin 
lassen  gnugen.^®^) 
Der  mit  dem  deutschen  Orden  geschlossene  Landfrieden 
von  1443  zeigt  ein  Landfriedensgericht  von  fünf  Personen. 
Ueber  ein  Mitglied,  wol  den.  Vorsitzer,  sollen  beide  Landes- 
herren sich  verständigen,  ausserdem  soll  jeder  Theil  von 
seinen  Räthen  zwei  als  Beisitzer  senden.  ^®2*) 

Die  Weise,  wie  die  so  eingerichteten  Landfriedensge* 
richte  zusammentraten,  war  ebenfalls  eine  verschiedene.  Das 
Beispiel  des  lebuser  Femgerichts  zeigte,  dass  das  Landfrie- 
densgericht  nach  Gelegenheit  vorgefallener  Landfriedens- 
brüche  berufen  wurde  (pro  oportunitate  temporum;  vergl. 
Bd.  I.  S.  257).  Das  eben  erwähnte  internationale  Land- 
friedensgericht von  1382  für  die  Mark,  Pommern  und  Meklen- 
bürg  trat  vierteljährlich  zu  Malchin  zusammen  (czu  Malchin 
des  nehesten  Montages  nach  eyner  iglichen  Quatertempere), 
d.  h.  zu  Quatember  in  den  Fasten,  zu  Pfingsten,  zu  Michaelis 
und  in  der  Adventszeit.  In  dem  mit  Polen  geschlossenen 
Landfrieden  von  1514  fanden  zweimal  jährlich,  nämlich  am 
Montag  nach  Misericordia  domini  auf  polnischem  Gebiete  in 
der  Stadt  Myedzirzecz  und  dann  am  Montag  nach  dem  Feste 
Francisci  auf  märkischem  Grund  und  Boden  in  Driessen 
Sitzungen  eines  gemischten  Landfriedensgerichtes  statt.  Von 
märkischer  wie  von  polnischer  Seite  wurden  je  zwei  Richter, 

182)  Cf.  GercJcen,  C  D.  Br.  IV.  S.  402,  No.  217  (1382). 
182a)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  V.  S.  315,  No.  172  (1443). 
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ron  denen  einer  weltlich,  der  andere  geistlich  sein  musBte, 
abgeordnet.*^) 

Eben  dieser  polnische  Landfrieden  von  1514  hat  nooh 

die  E^enthümlichkeit,  dass  bei  Entscheidung  der  einzelnen 

fiechtsfälle    weder   märkisches    noch   polnisches   Recht   zu 

Grande  gelegt  werdeix  soll.    Es  heisst: 

Judices  prefati  non  judicabunt  nee  jndicare  debent  sub- 

ditos  Serenissimi  Principis  regis  Polonie  et  subditos  Illa- 

strissimi  Domini  Marchionis  hinc  inde  jnre  Begni  neque 

Jure  Imperii  yel  Domini  Marchionis^  sed  eqnitate  ra^ 

tionis  simpliciter  et  de  piano    et  qnicquid   per 

jadioes  deciernetur,   hoc  firmnm   et  ratnm   esse 

debet  nee  appellari  a  decreto  et  sententia  talium  Jndi- 

eum  poterit. 

In  dem  brandenbargisch-pommerisch-meklenbnrgischea 

Landfrieden  von  1382   wird   den  ^Richtern   aufgegeben   zu 

richten  ^nach  rechte  und  Geseze  des  Landfrides  und 

nach  ihrem  wissen   bie   ihren  Eiden'*  (vergl.  oben  bfei 

Note  182).     Im   polnischen  Landfrieden  von  1514  ist  die 

aequitas  rationis,   welche   statt  deutschen  oder  polnischen 

Rechtes  den  Entscheidungen  zu  Grunde  gelegt  werden  soll, 

wol  auf  römisches  Recht  zu  deuten.    Wenigstens  entspricht 

es  der  Auffassung  der  Zeit  das  römische  Recht  als  eine  Art 

von  Weltrecht  gerade  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  das 

speciell  nationale  oder  locale  Recht  von  der  Anwendbarkeit 

183)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  V.  S.  321,  No.  174  (1514):  Item  ne  partes 
graventur  superfluis  itineribus  et  expensis  utque  facilior  unicuique  ja- 
Bticia  rejddatur,  constitueruDt  prefati  jDomini  Consiliarii  et  Commissarii, 
quod  principes  utriusque  Domini  Serenissimi,  Pnnceps  et  Dominus 
Sex  Polonie  et  lUustrissimus  Princeps  Dominus  Marchio  Branden^ur- 
gensis  et  Eiector  Imperii,  constituere  et  deputare  debent  judices  ex 
utriusque  Dominus  binos  et  biuos,  de  Dominio  Begni  duos  et  de  Do- 
minio  Marchionis  duos,  unum  spiritualem  et  alterum  secularem,  qoi 
omnes  injurias  futuras^  actiones  et  causas  discernent  et  judicabunt  inter 

R  gni  subditos  Marchionatus  partibus  ex  altera S.  828:  Item 

judices  deputati  non  alio  tempore  judicare  debebunt  quam  bis  in 
anno,  semei  die  lune  post  Dominicam  Misericordia  Domini  in  oppido 
Myeazirzecz  in  dominus  Serinissimi  Regis  Polonie,  secundo  pro  die 
Lune  post  festum  Francisci  in  Dominio  Illustrissimi  marchionis  in  op' 
pido  Driessen,  quod  Poloni  Ossinia  appellant.  £t  si  in  illo  die  non 
poterint  propter  multitudinem  causarum  Judicium  finire,  quod  aliis  die- 
Dus  sequentibus  iUud  terminandi  et  continuandi  habebunt  facultatem. 
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aus  irgend  einem  Grunde  ausgeschlossen  war.  Bei  contrar 
hierenden  deutschen  Landesherren  war  ein  Rückgriff  auf 
römisches  Recht  nicht  erforderlich,  weil  wenigstens  in  den 
der  Mark  Brandenburg  benachbarten  Ländern  die  Grund- 
sätze des  sächsischen  und  für  die  Städte  die  des  magde- 
burgischen oder  lübischen  Rechtes  ein  gemeinsames  Band 
bildeten,  das  wenigstens  für  die  Entscheidung  von  Land- 
friedensbrüchen als  hinlänglich  angesehen  werden  konnte. 
Wenn  bei  diesen  internationalen  Landfriedensgerichten  prak- 
tische Unterschiede  in  den  von  den  verschiedenen  Geriehts- 
mitgliedem  angewendeten  Particularrechten  hervortraten,  so 
war  es  am  Ehesten  im  Verfahren,  im  Beweisrechte  der  Fall. 
Gerade  über  diesen  Punkt  pflegten  dann  aber  die  Land- 
friedensordnungen Bestimmungen  zu  treffen,  so  dass  jeder 
Zweifel  möglichst  ausgeschlossen  blieb. 

Das  Landfriedensgericht  erstreckte  seine  Competenz 
nicht  bloss  auf  den  Fall  der  handhaften  That,  wo  also  der 
Verbrecher  entweder  in  flagranti  ertappt  oder  auf  der  Flucht 
ergriffen  war,  sondern  auch  auf  die  Anklage  wegen  Land- 
friedensbruches. Im  ersten  Falle  entschied,  wie  schon  vor- 
her bemerkt  worden,  das  forum  deprehensionis,  im  zweiten 
bildete  das  forum  domicilii  des  Angeklagten  die  allgemeine 
Regel.  So  sagt  der  Landfriede  von  1361  zwischen  Branden- 
burg, Meklenburg  und  Pommern: 

Were  ock,  dat  wye  mysdeder  wyste,  de  scal  se  up  holden 
unde  vuren  se   in  dat  negeste  slod,    dat  dem  heren  to 

hored,  dar  me  sy  up  hoelde 

Vortmer  were,  dat  yennich  man  beteghen  edder  beruech- 
tiged  worde  umme  rof  edder  umme  ander  mysdad,  de  in 
dem  lantfrede  rurde,  den  scal  me  verboden  in  syn  hus, 
dar  he  wunaftich  is,  unde  in  de  negeste  stad,  de 
in  der  vogedie  lycht,  den  radmannen  witlick 
duen;  de  scal  tor  antwerde  komen,  .dar  me  en  vor- 
claghet  unnd  de  scal  dar  veyligh  wesen  vor  unrechter 
walt  unde  vor  penning  sculde. 

In  gleicher  Weise  lässt  auch  der  Landfriede  von  1514 
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mit  Polen  zwischen  dem  forum  delicti  commissi  und  dem 
forum  domicilii  des  Angeklagten  die  Wahl.  ^^) 

Da   bei  jedem   Rechtsstreite    nach   älterem  deutschen 
Rechte  die  Entscheidung  der  Sache  vom  Eide  einer  Partei 
abhängig  gemacht  zu  werden  pflegte,  so  fragte  es  sich  häufig, 
wer  von  beiden  Theilen  zum  Eide  zu  verstatten  sei,  ob  allein 
oder  mit  Eideshelfem  und  mit  wie  vielen.   Hierüber  konnten 
bei  internationalen  Landfriedensgerichten  verschiedene  par- 
ticularrechtliche   Beistimmungen    gelten.     Ziemlich  überein- 
stimmend wird  deshalb   in  den  verschiedenen  Landfrieden 
vorgeschrieben,  dass  die  zum  Eide  gelangende  Partei,  wenn 
sie  von  Adel  ist,  mit  zwei  Eideshelfern  (selbdritt),  wenn  vom 
Bürgerstande  mit  vier  (selbfünft),    wenn  vom  Bauerstande 
mit  sechs  Eideshelfern  (selbsiebent)  zu  schwören  habe.   Nach 
dem  Landfrieden  von  1361   hat  der  Kläger  den  im  Land- 
friedensbruche ergriffenen  Angeklagten,  wenn  beide  Theile 
von  Adel  sind  selbdritt,  wenn  Bürger  selbfünft,  wenn  Bauern 
selbsiebent  zu  überführen.^®^)    Schwierig  ist  die  Frage,  wel- 
ches die  Vertheidigung  gewesen  sei,  im  Falle  der  Beklagte 
nicht  ergriffen  wurde.     Es  heisst  nämlich  unmittelbar  nach 
der  in  Note  185  angefahrten  Stelle  weiter: 
Weret  aber  en  bedderve  man,  beklaghet  an  usen  landen 
umme  undad,  de  mach  sie  weren  sulf  twelfte  umbe- 
ruechten  bedderven  luden  user  man;  een  berüch- 
tiget  man,  de  scal  der  were  nicht  genyeten,  dat  witlik  is 
landen  unde  steden,  und  me  scal  een  wynnen,  als  hir  vor 
gescreven  is. 

Offenbar  wird  ein  Gegensatz  angenommen  zwischen  Räu- 
bern und  Missethätern  auf  der  einen  Seite  und  einem  be- 
klagten bederven  Manne  auf  der..anderen  Seite.  Vom  Räuber 

184)  Cf.  Gercfcen,  C.  D.  Br.  V.  S.  320,  No.  174  (1514):   Imprimis 

quod  subditi  utriusque  dominii pro  singulis  actionibus,  causis, 

iDJuriis  quibuscunque  recurrent  et  recurrere  debent  ad  principes  domi- 

nioram ,  in  quorum  territoriis  mjuriantwr,  vel  ipsi  rei  degunt, 

et  apud  eos  administracionem  justicie  petere. 

185)  Cf.  Riedel,  C  D.  Br.  II.  IL  S.  436,  No.  1045  (1361):  Were  ok, 
dat  welk  rover  odder  mysdeder  worde  upgeholden,  de  scal  me  wynnen 
alsuB:  de  gude  lüde  een  den  andern  sulf  drudde,  de  borget  sulf  vefte, 
de  bur  seif  sevende. 
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und  Missethäter  sagt  die  Urkunde  (vergl.  Note  185),  der 
Kläger  solle  ihn  selbdritt,  selbfünft,  selbsiebent  überwinden. 
In  der  Stelle  selbst  ist  der  Ausdruck  „upgeholden"  gebraucht. 
Der  volle  Begriff  der  handhaften  That,  welche  bekanntlich 
noch  erfordert;  dass  dieselbe  nicht  übernächtig  geworden, 
ist  damit  allerdings  nicht  ausgesprochen.  Dennoch  wird  wol 
an  den  Fall  der  handhaften  That  gedacht  sein^  oder  viel- 
mehr der  auf  der  Flucht  ergriffene  Landfriedensbrecher  wird 
trotz  der  vielleicht  vorhandenen  üebenlächtigkeit  so  behan- 
delt worden  sein,  als  wäre  er  in  handhafter  That  begriffion. 
Aus  den  zur  Anwendung  kommenden  Beweisregeln  muss 
man  das  schliessen.  Denn  der  Kläger  soll  den  ergriffenen 
Räuber  oder  Missethäter  mit  drei,  fünf  oder  sieben  Eiden 
überwinden.  Wäre  der  Räuber  oder  Missethäter  nicht  in 
handhafter  That,  oder  würde  nicht  als  in  solcher  befindlich 
behandelt;  so  müsste  er  nach  den  älteren  deutschen  Beweis- 
regeln zum  Bntredungseide  entweder  allein  oder  wenigstens 
mit  Eideshelfern  gelangen.  Statt  dessen  kommt  der  Kläger 
zum  Beweise. 

Ergibt  sich  hiemach  die  Regel;  dass  der  gemeine  Räuber 
oder  Missethäter  bei  handhaftem  Landfriedensbruche  mit 
drei;  fünf  oder  sieben  Eiden  überfuhrt  werde,  so  muss  in 
den  nachfolgenden  Worten : 

Weret  aver  en  bedderve  man 
von  dem  nämlichen  Falle  handhafter  That  die  Rede  sein, 
nur  dass  als  Beklagter  nicht  ein  Räuber;  sondern  ein  bed- 
derve maU;  d.  h.  ein  unbescholtener;  an  seinem  Rechte  voll- 
kommener Mann  gedacht  wird.  Dieser  soll  den  Vortheil 
haben;  trotzdem  dass  er  in  handhafter  That  befunden  wird, 
sich  mit  elf  Eideshelfem  losschwören  zu  können.  Auch  hier 
beweist  gerade  bei  dem  unbescholtenen  ritterlichen  Beklagten 
die  grosse  Anzahl  der  Bideshelfer;  dass  derselbe  nicht  ausser- 
halb  des  erschwerenden  Umstandes  der  handhaften  That  ge- 
dacht werden  darf.  Der  Unterschied  zwischen  dem  beschol- 
tenen  Landfriedensbrecher  und  dem  unbescholtenen  Ritter 
ist;  dass  jener,  wenn  er  ergriffen  wird,  der  Were  nicht  ge- 
niesst;  dieser  dagegen  zu  derselben  verstattet  wird. 
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Uebereinstimmadd  mit  diesem  Ergebnis»  sprediea  sich 
auch  andere  Landfrieden  aua.    Für  den  Eall  nicht  vorhan- 
dener oder  nicht  anzunehmender  handhafter  That  sagt  der 
Landfriede  von  1382:*««) 
Were  euch  sache,  das  ymant  beclagit  wurde  umb  missetat, 
dem  eyn  offenbar  geruchte  obirginge-  und  euch  obir  be- 
schinbarer  daet   nicht  verfolget  wer  adir  begriffen,  den 
sali  man  vorheischen  vor  den  Hauptmann  und  die  geswor'n 
uff  die  nehist  czeit,  als  sie  C25usamen  komen.    Dar  maöh 
sich  derselbe,  der  also  verclaget  ist,  der  schult  öieh 
abe  nemen,  ab  er  wil,  der  Ritter  adir  der  Kneeht 
sulb   Dritte,    der  Burger   sulb   fümpffe   und  der 
gepwer  sulb  siebende   mit  unvorsprochen  biddei'ven 
leuten  und  der  landfrid  soll  ym  gleite  geben  ab  und  czu, 
als  vorgeschi'eben  ist* 

Der  zu  Grunde  liegende  Fall  ist  offenbar  keine  hand- 
hafte That,  sondern  wo  ein  Landfriedensbrecher  durch  den 
Leumund  seiner  Unthat  beschuldigt  und  auf  das  Gerücht  hin 
zur  Anklage  gebracht  wird.  Hier  wird  er  selbdritt,  selb- 
fünft  oder  selbsiebent  zum  Unschuldseide  verstattet,  je  nach- 
dem er  dem  Ritter-,  Bürger-  oder  Bauerstande  angehört. 
Er  geniesst  also  der  Were,  die  er  bei  handhafter  That  gar 
nicht  erlangen  würde. 

Auf  der  anderen  Seite  spricht  ein  Landfriede  der  alt- 
märkischen Städte  vom  Jahre  1321  wiederum  von  der  händ- 
haften That,  wo  auch  wieder  ein  üeberwinden  durch  den 
Eid  des  Klägers  selbdritt,  selbfünft,  selbsiebent  vorgeschrie- 
ben wird.     Es  heisst  an  der  betreffenden  Stelle:*®') 

Si  quis  depi^'ehenderetur  ob  hos  nepharios  aliquos  ex- 
cessus  (Rapina,  Incendium,  captivitates  vel  aliae  violen- 
ciae)  acquiri  teneretur  et  debet  de  antiquo  nostro 
jure  nobis  a  nostris  dominis  marchionibus  mortuis  prae- 
stito  clare  memorie  cum  honestis  et  providis  viris,  ut  puta 

186)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  IV.  S.  407,  No.  217  (1382);  auch  bei 
Eiedel,  C,  D.'  Br.  IL  III  S.  83,  No.  1199. 

187)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XV.  S.  73,  74  (1821). 
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cum  tribus  militaribus  vel  quinque  burgensibus 
siye  Septem  yillanis  probis  et  irreprobatis. 
Die  dunklen  Worte:  acquiri  debet  heissen  soviel  als 
der  auf  dem  Friedensbrache   ergriffene  Beklagte   soll  mit 
drei,   fünf  oder   sieben   Eideshelfern   überwunden   werden. 
Denn  augenscheinlich  wird  auf  das  vom  Markgrafen  Otto 
herrührende  Recht  in  der  Urkunde  hingedeutet,  wonach  an 
Stelle  des  alten  gerichtlichen  Zweikampfes   gegen  Räuber 
ein  eidliches  Ueberwinden  selbdritt,  selbfünft,  selbsiebent 
je  nach  der  bekannten  Standesverschiedenheit  des  Klägers 
.eintreten  soll  und  wovdu  die  Glosse  zu  Ssp.  I.  63  Folgendes 
berichtet: 
Alsus  dath  kempen  sy  a%elecht  in  etliken  saken  und  in 
©tliken  nicht;  wan  wy  scholen  der  rechte  ave  legin  myden, 
war  wy  mögen.    Dat  yd  ever  up  seven  manne  tuch  ge- 
kommen is  de  kamp,    dat   sette  koning  Albert  wedder 
openbare  rovere.    Dit  heytet  dat  nye  recht  und  seggen 
ethlike,  Marggreve  gaff  yd,  des  en  is  nicht,  wan  Marg- 
greve  Otto  dy  rydt  yd  und  koning  Alber  dy  settet  yn  der 
settinge  de  beginnet:  Wy  Alber.  In  deme  rechten  gewinnet 
dy  ridder  enen  versprokene  man  seif  drüdde,  dy  borgere 
selff  vefte,  dy  gebur  selff  sevende, 
Qlosse  zu  Ssp.  I.  64: 
Dit  recht,  dat  hir  stat,  dat  is  verwandelth  met  deme  nyen 
rechte,  dat  koning  Alber  gaff;  dat  is,  dat  men  einen  misz- 
dedigen  man  schal  gewinnen  dy  ridder  mit  seif  drüdde, 
die  borgere  selff  vefte,  dy  buer  ßelff  sevende.   Alsus  ward 
yt  gewillkohrt  in  der  marke  von  Otto.    Na  deme  dat  dit 
gewillkoret  wart,  stat  denne  dit  recht  noch?  Ethlike  seggen, 
yt  sta  nicht.   Ick  segge  aver  dy,  desse  titulus  recht  stait 
noch  —  wan  dar  nene  bewysinge  noch  vorvestinge  sy,  so 
schal  men  dar  noch  thu  rechte  umme  vachten  —  under 
twen  bösen  is  dat  yd  mynste  böse,  dat  sy  vechten  und 
laten  ore  recht  up  gode. 

Es  kann  kaum  zweifelhaft  sein,  dass  in  der  Urkunde 
von  1321  mit  der  Hindeutung  auf  das  „antiquum  nostrum 
jus  a  nostris   domitiis   marcbionibus   clare   memorie  nobis 
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praestitum"  eben  dieses  von  der  Qlosse  so  genannt  »nye" 
Eecht  gemeint  ist.^^) 

Eines  besonderen  Nachweises  wird  es  kaum  bedürfen, 
dass  in  der  Herbeifühmng  des  Urtheils  und  in  YoUstreckung 
desselben  grosse  Strenge  gerade  auf  den  Landfriedensge- 
richten gewaltet  hat.  Bei  internationalen  Bündnissen  war 
es  hauptsächlich  auf  gegenseitige  Unterstützung  bei  Verfol- 
gung der  Verbrecher  abgesehen.  Verfestung  trat  bei  vor- 
handener Contumaz  des  Angeschuldigten  ein  und  bewirkte 
nunmehr  nicht  bloss  in  dem  einen  Sprengel  des  verfestenden 
Gerichts,  dass  Niemand  den  Verfesteten  bei  sich  aufnehmen, 
oder  Verkehr  mit  ihm  haben  durfte,  sondern  in  allen  Ge- 
richtssprengehi  der  in  einer  Landfriedenseinigung  begriffenen 
Städte  und  Länder.  Gerade  in  den  hieher  gehörigen  Stadt- 
bündnissen wird  hervorgehoben,  dass  Niemand  in  irgend 
einer  der  verbündeten  Städte  einen  in  irgend  einer  anderen 
verbündeten  Stadt  verfesteten  Angeklagten  herbergen,  spei- 
sen oder  sonst  beschützen  soU.^*^^) 

Zuweilen  waren  die  Landfriedensgerichte  mit  so  strenger      ~) 
Auctorität  bekleidet,  dass  Appellation  gegen  ihre  Sentenzen 
ausgeschlossen  war.    Der  polnische  Landfrieden  von  1514 
hebt  das,  wie  oben  (nach  Note  183)  gezeigt  worden,  ausdrück- 
lich hervor.    Dennoch  sollte  selbst  nach  diesem  Landfrieden 


188)  Eine  allgemeinere  Anwendung  dieses  Ueberschwörens  selbdritt, 
selbfünfc,  selbsiebent  hat  ein  Privileg  für  die  Stadt  Guben  vom  Jahre 
1315,  das  Markgraf  Johann  V.  (f  1317)  ertheilte:  quod  cunctos  suos 
aut  quoslibet  crimine  quocunque  infamatos  dampnabüi  inpeticione  vin- 
cere  possint  hoc  modo,  quemlibet  bone  indolis  existentis  cum  tribus 
persoiiis  ejusdem  conditionis,  civitatensem  vero  cum  quinque  personis 
atque  communem  cum  Septem  personis  talis  conditionis. 

189)  Als  Beispiel  diene  der  Landfriede  von  1323  zwischen  den 
Städten  der  Mittelmark  und  Lausitz:  Primum  est,  si  aliquis  malefactor 
ezcederet  in  aliqua  nostrarum  civitatum  prenominatarum ,  videlicet  per 
furtum,  spolium,  latrocinium  aut  per  iucendium  vel  capiendo  aliquem 
de  civibus  prenotatarum  civitatum,  ut  extorqueat  ab  eo  alicujus  pecunie 
quantitatem;  hie  debet  proscribi  juris  ordine  rationabiliter  ac  rite  ob- 
servato.  Postea  excessus  talis  aliis  civitatensibus  debet  literaliter  noti- 
ficari  et  sie  erit  proscriptus  aput  omnes  nostros  civitatenses  et  in  qua- 
cnuque  tunc  civitatum  deprehenderetur,  ibi  debet  ad  mortem  condemnari, 
secundam  quod  ejus  excessus  postulat  et  requirit,  ne  civitatenses  illi  in 
quorum  civitate  maleficium  peregit,  laboribus  fatigentur  et  ezpensis, 
Cf.  Eüdel,  C.  D.  Br.  I.  IIL  S.  361,  No.  38. 
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eine  Seo^enz  durch  Actenversendung  von  einem  der  beiden 
contrahierenden  Landesherrn  erbeten  werden  können.  Diede 
Versendung  der  Acten  soll  aber  nur  dann  eintreten;  wenn 
die  Richter  selbst  zu  keiner  Einigung  gelangen  können.  Da 
das  mit  Polen  vereinbarte  Landfi*iedensgericht  aus  fünf  Mit^ 
gliedern  bestand  und  unter  diesen  selbst  Majorität  entschied, 
so  scheint  nicht  die  Unmöglichkeit  eine  Sentenz  herbeizu- 
fuhren,  sondern  vielmehr  der  Beschluss  des  Geriohtes  selbst, 
^j^s  man  die  Sentenz  der  Landesherren  einholen  wolle,  die 
Voraussetzung  jenes  Bechtsmittels  gewesen  zu  sein.^^)  Auf 
diese  Weise  stellen  sich  in  der  Competenz,  im  Umkreise 
ihrer  richterlichen  Gewalt,  in  der  allgemeinen  Unanfecht^ 
barkeit  ihrer  Sentenz,  in  dem  sehnten  und  besonderen 
Verfahren  und  in  der  scharfen  Execuuon  die  Landfriedens- 
gerichte als  ausserordentliche  dar,  die  in  der  Gerichtsver- 
£aasung  des  Landes,  zwar  vorübergehend,  eine  sehr  hervor- 
ragende Sonderstellung  einnahmen. 


l  39. 
Das  patrimoniale  Landgericht. 

Auch  in  dem  verhältnissmässig  kleinen  Gebiete  der  Mark 
Brandenburg  war  die  Neigung  zu  besonderen  herrschaftlichen 
Besitzungen  in  demselben  Grade  vorhanden  wie  im  deutschen 
Reiche.  Eine  Decentralisation  der  Mark  wäre  auch  hier  zu 
befürchten  gewesen,  wenn  nicht  die  Gegenwart  des  Mark«- 
grafen  die  höhere  Befehlsgewalt  desselben  immer  noch  im 
rechten  Augenblick  wieder  in  Erinnerung  gebracht  hätte. 

Der  gewöhnliche*  Grundbesitz  des  ritterliclffen  Standes 
umfasste  zwar  kein  so  grosses  Areal,  dass  eine  besondere 
Gerichtsverfassung  auf  dem  Gebiete  desselben  hätte  gebildet 
werden  können.   Im  Allgemeinen  waren  nur  wenige  Dörfer  — 

190)  Cf  Gercken,  C.  D.  Br.  V.  S.  322,  No.  174  (1514):  Quibus  (sigülis) 
Bigillabuntur  cause,  que  remittentur  ad  ipsos  principee  vel  eorum  pre* 
fdctoB  generales  pro  sententia  ferenda,  dum  ipsi  judices  vel  major  pars 
in  nnam  sententiam  conyenire  non.possent. 
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und  oft  diese  kaum  —  in  den  Händen  eines  herrschaftlichen 
Besitzers«  Derselbe  mochte  allenfalls  die  Dorfgerichtsbarkeit 
handhaben,  den  Schulzen,  der  dieselbe  verwalten  sollte,  er- 
nennen und  die  Gefälle  beziehen,  aber  eine  höhere  der  Com- 
petenz  des  Yogtgerichts  entsprechende  Jurisdiction  hatte  er 
nicht  zu  üben.  Oft  freilich  geschah  es,  dass  einem  solchen 
herrschaftlichen  Besitzer  die  Ausübung  der  Blutgerichtsbar- 
keit übertragen  wurde.  Aber  daraus  folgt  noch  nicht,  dass 
ihm  die  Einrichtung  eines  ordentlichen  patrimonialen  Vogt- 
gerichtes mit  seinem  Vorsitzer  und  seinen  Schöffen  zuge- 
standen habe.  Er  mochte  die  wirkliche  Handhabung  des 
Blutbannes  den  ordentlichen  markgräflichen  Beamten  über- 
lassen und  sich  damit  begnügen  die  Gefälle  der  betreffenden 
Jurisdiction  an  Hals  und  Hand  zu  beziehen. 

Dennoch  aber  gab  es  einige  herrschaftliche  Besitzungen 
in  der  Mark  Brandenburg  von  so  ausgedehntem  und  zu- 
gleich zusammenhängendem  Umfange  ^  dass  die  Errichtung 
eines  patrimonialen  Landgerichtes,  das  für  die  Hintersassen 
der  betreffenden  Herrschaft  di^  höhere  Jurisdiction  des  Vogt- 
gerichtes übte,  möglich  wurde.  Das  Verhältniss  eines  sol- 
chen Landgerichtes  ist  dasselbe,  wie  das  eines  patrimonialen 
Dorfgerichtes.  Der  Markgraf  bleibt  oberster  Gerichtsherr, 
die  Sentenzen  des  Landgerichtes  ergehen  im  Namen  des 
Markgrafen,  das  Verfahren  desselben  ist  an  die  Vorschriften 
und  Oberaufsicht  des  Markgrafen  gebunden  und  keine  orga- 
nische Einrichtung  kann  im  Widerspruche  mit  den  allgemei- 
nen markgräflichen  Verordnungen  getroffen  werden.  Dagegen 
stehen  alle  Externa  dieser  Landgerichtsjurisdiction  dem 
Besitzer  der  betreffenden  Herrschaft  zu;  er  ernennt  die 
Richter  und  Beisitzer,  er  bezieht  die  Gefälle,  er  kann  die 
Tage  der  Gerichtssitzungen  vorschreiben,  nur  dass  er  auch 
hier  freilich  an  die  bestehende  Rechtssitte  gebunden  war 
und  zum  Beispiel  nicht  weniger  jährliche  ungebotene  Dinge 
anbefehlen  konnte,  als  das  Gewohnheitsrecht  zuliess.  Halb 
unter  der  administrativen  und  jurisdictionellen  Oonti*ole  des 
Markgrafen,  halb  getragen  von  der  festeji  und  in  den  wesent- 
lichsten Punkten  fast  unabänderlichen  Bechtssitte,  hat  das 
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patrimoniale  Landgericht  im  Ganzen  wenig  Differenzen  gegen- 
über der  gemeinen  märkischen  Gerichtsverfassung  aufzuwei* 
sen.  Mehr  das  finanzielle  Interesse,  dass  seine  Gefälle  in 
die  Tasche  eines  Privatherren  flössen,  und  das,  wenn  man 
will,  administrative,  dass  der  Ort  des  Gerichts  auf  patrimo- 
nialem  Grund  und  Boden  und  von  herrschaftlichen  (obschon 
im  Namen  des  Markgrafen  vereidigten)  Beamten  und  Bei- 
sitzern gehandhabt  wurde,  sind  der  Grund  für  die  Bildung 
dieser  Art  von  Patrimonialjustiz  geworden.  Denn  allerdings 
muss  man  nicht  glauben,  dass  nur  ein  besonderes  Privile- 
gium ,  das  dem  Bange,  der  Macht,  dem  Einflüsse  eines  be- 
sonderen  angesehenen  herrschaftlichen  Grundbesitzers  zu 
Theil  wurde,  der  innere  Rechtsgrund  für  die  Errichtung 
patrimonialer  Landgerichte  gewesen  ist.  Gewiss  war  es  eine 
Auszeichnung,  wenn  ein  Stift  oder  eine  ritterliche  Familie 
auch  ein  patrimoniales  Landgericht  auf  ihrem  Gebiete  üben 
konnte,  aber  nicht  bloss  um  dieser  Auszeichnung  willen, 
sondern  um  wirklich  einem  vorhandenen  Bedürfnisse  abzu- 
helfen, empfahl  es  sich  oft  die  Hintersassen  einer  Herrschaft 
von  dem  markgräflichen  Yogtgerichte  zu  befreien  und  dem 
näher  belegenen  patrimonialen  Landgerichte  zuzuweisen. 

Gerade  auf  grösseren  Herrschaften  konnte  es  leicht  ge- 
schehen, dass  der  ordentliche  feste  Sitz  des  markgräflichen 
Vogtgerichtes  sehr  entfernt  lag,  dass  die  dahin  citierten 
Parteien  nicht  leicht)  bekannte  Personen  fanden,  die  nach 
Gelegenheit  des  Falles  ihnen  als  Eideshelfer  zur  Seite  traten, 
sich  für  sie  verbürgten.  Vorsprechen  für  sie  wurden  und 
dergl.  mehr.  Aus  dem  eigenen  Heimathsdorfe  Freunde  mit- 
zubringen war  ebenfalls  misslich,  weil  die  Nachbaren  eben 
wegen  der  Länge  des  Weges,  der  Grösse  des  Zeitveiiustes 
Schwierigkeiten  machten  dergleichen  gerichtlichen  Beistand 
zu  leisten.  Auf  diese  Weise  erschien  es  billiger  auf  dem 
Gebiete  der  Herrschaft  und  nur  für  die  Hintersassen  der- 
selben ein  patrimoniales  Landgericht  zu  errichten,  wo  die 
Nächbaren  gleichzeitig  und  ohne  allzuviele  Unbequemlichkeit 
erscheinen  und  sich  gegenseitig  unterstützen  konnten. 

Mit  diesen  Worten  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass 
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die  Bildung  patrimonialer  Landgerichte  nur  auf  dieser  BüGk- 
sicht  die  Jurisdiction  fiir  die  Landeseinwohner  bequemer  zu 
machen,  beruht  habe.  Aber  eine  mitwirkende  Ursache  ist 
es  allerdings  gewesen.  Unzweifelhaft  hat  häufig  die  Sucht 
nach  Privilegien,  nach  Erweiterung  der  eigenen  Herrschaft 
und  des  eigenen  Einflusses  gerade  von  Seiten  der  herrschaft- 
lichen Besitzer  das  Streben  nach  Erlangung  von  Staats- 
hoheitsrechten, insbesondere  von  Jurisdiction  hervorgerufen« 
Sofern  ein  patrimoniales  Landgericht  die  Jurisdiction  der 
Herrschaft  gegen  die  Einmischung  markgräflicher  Eichter 
mehr  und  mehr  abschloss,  war  der  Besitz  eines  solchen 
Landgerichts  ein  willkommenes  Mittel  die  Selbständigkeit 
des  herrschaftlichen  Besitzes  zu  consolidieren.  Aber  den- 
noch fehlte  es  nicht  an  jenem  erörterten  Bedürfhisse,  wel- 
ches der  Bildung  patrimonialer  Landgerichte  vielleicht  nur 
als  adminiculier^ndes  Moment,  vielleicht  nur  als  Yorwand 
zum  Grunde  lag. 

Ausgesprochen  finden  sich  diese  Bücksichten  auf  das 
Interesse  der  Landeseingesessenen   in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1458,  in  welcher  der  Bischof  von  Lebus  bei  dem  Kur- 
fürsten wegen  vorhandener  Missstände  auf  die  Erlaubniss 
zu  einem  patrimonialen  Landgerichte  auf  seinen  Besitzungen 
anträgt.    Es  heisst:^»^ 
Wir  Pridrich  —  bekennen  — ,  das  für  uns  komen  ist  der 
Erwerdige  unnser  Ganczler  Bat  und  liber  gevatter  herre 
Fridrich  Bisschof  zu  Lubus  und  hat  uns  fiirbracht,  wye 
seyne  Arme  leute,  beider  und  bawem  seyner  kirchen  und 
im  zugehorende  über  solchs,  das  er  Idermann,  der  zu  den 
seynen  zu  sprechen  hetto,  gern  und  genug  rechtes  helflfen 
und^  dar  inn  den  gerichten,  da  iglicher  ingesessen  ist,  be- 
stellen wolt  in  wemtlichen  gerichten  in  unsem  landen  der 
Marg    zu  Brandenburg  rechtlich  ufiEgehalten,    behemmet, 
myt  rechts  getwang  gedranget,  das  etlich  sein  huffen  und 
dorflfer  wüste  worden  syn :  und  nemlich  die  Arme  leute,  dye 
dann  usz  Iren  Wonungen  nicht  bequemlich  borgen 

191)  Cf.  BiedeL  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  288,  No.  150  (1458).    Cf.  auch 
Wohibrüek,  Geschiebte  des  Bisthunis  Lebus.  11.  S.  162. 
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an  fremden  enden  mögen  gehaben,  zn  zeyten 
gespannet;  auch  Juden  in  ire  eygen  hnszer  ge- 
antwert  worden  nnd  domyt  zu  groszer  kost, 
mühe  und  arbeyt  und  unverwintlichen  schaden 
kernen  und  hat  uns  von  seyner  kirchen  und  seyner  we- 
gen demotiglich  angerufft  in  mit  seynen  armen  luten  gne- 
diglich  dorynnen  zu  versehen  und  Beliehen  schaden  seyner 
.  armen  lute  und  beswemusz  zuyorkomen.  Also  haben  wir 
solche  seyne  flissige  bete  angesehen  und  von  besunder 
gnade  und  seyner  willigen  dinst  wegen,  dl  er  uns  getan 
hat,  noch  tegUch  thut  und  seyn  Nachkomen  bischoffen  zu 
lubus  gefreyet  und  befiyhen  sy  myt  sunderlicher  unnser 
wissentschafft  In  Grafft  und  macht  diss  briffs,  das  seyn 
und  seyner  kyrchenn  armen  leute,  sye  sein  beider  oder 
gebawer,  furder  mer  von  keynen  werntlichen 
Richter  noch  gericht  In  unnseren  landen  ummb 
keynerley  sach  und  schullt  willen  uffgehalden, 
bekümmert,  noch  rechtlich  furgenohmen  wer- 
denn  sollen,  es  were  dann,  das  ymand  durch  des  willen 
solch  uffhaltung  geschee  in  den  gerichten,  do  seyn  arme 
lute  in  gesessen  sein,  rechts  versagt  oder  durch 
den  gnannten  bisschof  oder  seyne  Nachkomen 
rechtlich  hylff,  wenn  das  an  In  gefordert  wirt,  nicht 
myt  geteylet  oder  bestalt  wurde.  Darummb  wir 
allen  und  iglichen  werntlichen  richtem  und  scheffcn  in 
unnsem  landen,  die  nu  sein  und  czukünftig  werden,  ernst- 
lich gebiten  und  wollen  myt  dysem  briff,  das  yr  ober  des 
gnanten  Bischoffs  noch  seyner  kyrchen  armen  lute  in 
keyner  weysz  mer  richtet,  uffhalden  noch  nicht  bekomeren 
lasset,  weder  sye  noch  yr  gut,  ez  were  denn,  das  sye 
ymant  slugen  oder  an  deberey  gefunden  wurden, 
das  soll  hyrynn  uszgeslossen  seyn  und  mögen 
dorummb  uffgehalden  und  in  gericht  geczogen 
werden.  Sundern  sust  ummb  alle  ander  sach  sy  in  Ire 
gerichte,  dorynnen  iglicher  gesessen  ist,  weyset,  darjmnen 
eynen  idermanne  rechts  und  usz  richtung  geholfenn  sol 
werden,  alse  sich  des  der  gnannte  unnser  kanczler  für 
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sich  unnd  seyne  Nachkomen  genczlich  zu  tbun,  czu  helffen 
und  gericbts  hilff  za  bestellen  erboten  bat:  und  ob  ymant 
anders  darwider  tette,  sulcb  uffbaltung  und  bekomerung 
mer.  myt  in  furnebmen  wurde,  in  welcben  wernlilicben  ge- 
riebt in  unnsren  landen  das  gescbee,  dasz  vernicbten  wir 
.  und  macben  dasz  krafftlosz  mit  dysem  unnsrem  bryff,  so 
.  offte  und  dicke  des  not  gescbet. 

Obwol  in  der  Urkunde  von  einem  Landgericbte  nicbt 
speeiell  die  Bede  ist,  so  wird  docb  offenbar  eine  abgescblos- 
sene  und  auf  alle  Arten  von  Becbtsstreitigkeiten  sieb  er^ 
streckende  Jurisdiction  an  den  Biscbof  yon  Lebus  ertbeilt,  so 
dass  namentlicb  aucb  Blutbann  und,  was  sonst  einem  mark- 
^räflicben  Yogtgericbte  zugestanden  baben  würde,  darin  be- 
griffen sein  muss.  Ausgenommen  von  der  besonderen  Patri- 
monialjustiz  des  Biscbofs  von  Lebus  sollen  nur  sein  Dieberei 
und  Todtscbiag  im  Falle  der  handbaften  Tbat.  Die  in  sol- 
cben  Vergeben  betroffenen  biscböfiicben  Hintersassen  sollen 
in  demjenigen  markgräflicben  Gericbte,  wo  sie  ergriffen  wor- 
den; gericbtet  werden.  Als  Motiv  für  diese  Ausnahme  scbeint 
nur  die  Bücksiebt  auf  den  Land&ieden  obgewaltet  zu  baben, 
denn  gerade  bei  Landfriedensbrücben  war  es,  wie  oben  ge- 
zeigt worden,  berkömmlicb,  das  forum  deprebensionis  unbe- 
dingt eintreten  zu  lassen. 

Obwol  in  dieser  Urkunde  nur  sacbliebe  Gründe  für  die 
Ausdehnung  der  lebusiscben  Patrimonialjurisdiction  angeführt 
werden,  so  ist  docb  wol  nicbt  allein  di^se  Bücksiebt  auf  die 
Landeswolfabrt  und  die  Bequemlichkeit  der  Justiz  massge- 
beiMi  gewesen.  Es  lag  dem  Ehrgeize  der  geistlichen  wie 
der  weltlichen  Fürsten  zu  nahe  auf  ihren  herrschaftlichen 
Gebieten  die  höchste  wie  die  niedrigste  Jurisdiction  allein 
und  ohne  Einmischung  der  markgräflicben  Beamten  ausüben 
zu  dürfen,  als.  dass.  sie  nicht  selbst  dann,  wenn  sachliche 
Nothwend^gkeit  die  jurisdictionelle  Exemtion  des  Patrimo- 
nialgebietes  nicht  empfahl,  zu  dem  einen  oder  anderen  Ver- 
wände hätten  greifen  sollen.  Vielleicht  ist  in  ähnlichem  Be- 
streben auch  der  Bischof  von  Lebus  zu  kluger  Benutzung 
der  Umstände  veranlasst  worden,   indem  er  auf  sachliche 

KÜHK8,  OSRIOHTS-TBRFASBUNG.    n.  9 
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Rücksichten  gestützt  die  völlige  Abgeschlossenheit  der  patri- 
monialen.  Justiz  mehr  und  mehr  zu  vollenden  trachtete.  In 
der  angefahrten  Urkunde  wird  die  Einmischung  maAgräf- 
licher  Jurisdiction  in  zwei  Fällen  gestattet,  nämlich  im  Fall 
von  Diebstahl  und  Todtschlag,  wo  das  forum  deprehensionis 
eintreten  soll,  und  bei  Rechtsverweigei-ung  oder  Verzögerung 
von  Seiten  der  lebusischen  Patrimonialgerichte.  Schon  im 
Jahre  1465  macht  der  Bischof  von  Lebus  geltend,  bei  Dieb- 
stahl und  anderer  Missethat  auf  dem  lebusisch  herrschaft- 
lichen Gebiete  würden  die  Thäter  oft  in  die  Sprengel  an- 
derer (vielleicht  markgräflicher  oder  patrimonialer)  Gerichte 
verfolgt.  Dann  trete  nach  der  früher  aufgestellten  Regel 
die  Oompetenz  des  forum  deprehensionis  ein  und  dieser 
Umstand  bewirke,  dass  die  gehörige  Ueberföhrung  der  Uebel- 
thäter  in  einem  Forum,  wo  sie  zwar  ergriffen  seien,  aber 
wo  die  That  selbst  nicht  geschehen  sei,  oft  auf  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  stosse.  Deshalb  stellte  der  Bischof 
an  den  Kurfürsten  den  Antrag  im  Falle  von  Landfriedens- 
brücheu,  die  auf  bischöflich  lebusischem  Gebiete  begangen 
worden  seien,  selbst  wenn  die  Ergreifting  erst  in  einem  an- 
deren Forum  geschehen  sei,  doch  die  lebusischen  Gerichte 
für  competent  zu  erachten.  Es  soll  also  das  fortini  delicti 
commissi  dem  forum  deprehensionis  vorgehen,  eine  Bestim- 
mung, die  in  der  Sache  selbst  sich  allerdings  durch  manche 
Vortheile  in  der  Schnelligkeit  des  Verfahrens  und  der  Sicher- 
heit der  zu  fahrenden  Beweise  empfahl,  die  aber  wol  kaum 
vom  Bischöfe  so  bereitwillig  geltend  gemacht  worden  wäre, 
wenn  nicht  seine  eigene  Patrimonialjustiz  dadurch  einen 
besseren  Abschlusß  und  eine  Verstärkung  im  Inneren,  seine 
Kasse  eine  Bereicherung  durch  die  Sportein  und  Strafgelder 
gefunden  hätte.  —  Die  in  Rede  befindliche  Urkunde  vom 
Jahre  1465  lautet  im  Wesentlichen  :^**) 

Wir  Pridrich bekennen,  das  der  Erwirdig  in  got 

unnser  Canczler,  Rat  und  lieber  gevatter,  herr  Bischoff  zu 

ld2)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  296,  No.  19  (1465).  WohJbrüek. 
Gescbichte  des  Bisth.  Lebus,  II.  S.  296,  gibt  irrthümlich  aie  Jabreszahl 
1468  an. 
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.LobttB^  für  uns  komen  ist  und  gedagit  hat,  wie  es  in  sei- 
nem stift  imd  den  seinen  gar  zu  grosser  swereickeit,  kost, 

.  zernag,  miiliie,  arbeit  und  zu  zeyten  zu  manchfeldiglicher 
verseumnÜBZ  komet,  wen  sy  ir  beschediger  finden  und  dy 
im  uikd  dem  styft  und  des  stifts  undertan  args  gewarten 
sein  in  soliohen  geriehten,  als  sie  begriffen  fun- 
den,  berechtiget  und  zu  richtes  twange  bracht 
isoUea  werden,  dadurch  dann  straffung  solcher 
bodfer  lute  zu  mehrerer  malen  nach  bliben 
muszen,  hat  uns  mit  fleissiger  vbete  angeruffen  in,  sein 
nachkomen,  sein  kirche,  und  die  seinen  gnediglich  darin 
zu  yersehen.  Also  umb  bestes  der  selben  kirchen  und 
^r  seiilen  und  das  sulch  misseteter  und  böse  lutb  dester 
bequemer  und  notdurftichlidier  gestraft  mögen  werden 
naich  irem  rerdin&t,  als  billich  ist,  haben  wir  angesehen 
willige  flei^dsige  trewe  dinst,    die  uns  der  gnant  unnser 

.  Oandaler  lange  zeyt  her  getan  hat,  er  und  sein  nachkomen 
uzkd  die 'Seinen  uns  uisid  unnser  herschaft  furder  thun  sol* 
len  und  mögen ,  mid  liaben  Im  gegonnet  und  erlaubt, 
gönnen  und  erlewben  in  in  kraft  und  macht  dieszes  brieffs, 
also •  das  sie  furder  meher,  wo  sie  ir  beschediger, 
mortbrenner,  mörder  oder  andere  misseteter 
und  alle  die  jehene,  die  des  Stifts  und  der  kir- 
chen zu  lubus  undertbanen  arges  gewartende 
sein,  in  weleherley  geriehten  und  wo  sy  dy  fin- 
den, ai^f^isäen,  nehmen*,  dieselben  mit  sich  in  ir 
gewarsam  und  gericht  füren,  daselbst  nach  irem 
Tördinst  recht  richten,  thun  und  geen  lassen  an 
des  anderen  der,  die  solch  gericht  sein,  an- 
ruffen  und  dee  gerichts  verclagung,  dar  sie  inne 
begriffen  und  funden  werden,  und  sust  an  idermanns 
verhindrung,  gebiten  daruflf  allermeniglich  den  unnseren, 
dem  genannten  unnserem  Canczler  den  Bischof,  seinen 
nachkomen  und  den  seinen  solch  diesse  unnser  gegeben 
fryheyt  stete  vaste  und  unrerbrochlichen  zu  halden  bey 
uiinser  un^iiade  und  verfallung  der  pene  20  marck  silbers 
in  unser  kamer  zttyermeyden.    - 

9* 
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Alle  gegen  Hinterlassen  des  Bischofs  Ton  Lebus  .be- 
gangenen Landfriedensbrüche  sollen  nach  diesem  Priyileginm 
vor  dem  bischöflichen  Patrimonialgerichte  geriditet  werden, 
in  welchem  Forum  auch  die  Thäter  mögen  ergriffen  worden 
sein.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  war  yielleidit  eine 
parteiische  Strenge  bei  Bestrafung  der  LandMedensbrecher 
eintreten  zu  lassen.  Denn  ^das  bischöfliche  Qmoht  erscheint 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  als  das  forum  domicilii  des 
Klägers,  gewiss  doch  nur  um  möglichst  strengen  Rechts- 
schutz zu  gewähren. 

Die  Bildung  der  Patrimonialjustiz  in  dem  Umfaiige,  dass 
besondere  patrimoniale  Landgerichte  gebildet  wurden,  ist 
auf  verhältnissmässig  hohes  Alter  zurückzuführen.  Die  älteste 
Nachricht  von  einem  Vogtgericht  über  Blutbann  betrifft  das 
patrimoniale  Gericht  des  Klosters  Leizkau.  Schon  im  Jahre 
1 162  wurde  es  dreimal  im  Jahre  an  einer  festen  Dingstätte 
in  der  Nähe  des  Klosters  gehalten  und  vereinigte  alle  Hin- 
tersassen desselben  als  seine  DiDgpflichtigen.  Die  Sachen, 
welche  zur  Entscheidung  gelangten,  waren  selbst  schwere 
Capitalsachen,  die  betreffende  Urkunde  nennt  Tödtung,  Dieb- 
stahl, Hausfriedensbruch,  gewaltsame  Entfahrung,  blutende 
mit  Waffen  zugefügte  Körperverletzung  und  erhobenes  Ge- 
raffte. Die  Ernennung  des  init  Handhabung  dieser  Juris- 
diction betrauten  Beamten  soll  aber  ni<3ht  dem  Kloster  allein 
und  nach  eigenem  Ermessen  zustehen.  Der  Vogt  Evererus 
«oll  nach  der  bestehenden  Rechtssitte  dreimal  im  Jahre  jenes 
Gericht  auf  den  Besitzungen  des  Klosters  Leizkau  abhalten. 
Als  Mitvorsitzenden,  der  auf  die  gehörige  Handhabung 
der  Justiz  gegen  gehörig  Angeklagte  achte,  soll  er  einen 
von  den  Leuten  des  Klosters  wählen.  Ausserdem  soll  ihm 
ein  vom  Propste  des  Klosters  deputierter  Bote  zur  Seite 
sein,  der  ihm  mit  Rath  behilflich  sei,  sonst  des  Vogtes  rich- 
terliche Thätigkeit  nicht  störe  und  nur  bei  iötwa  vorfallenden 
Ungerechtigkeiten  desselben  dem  Propste  Meldung  thue.  Der 
Propst  soll  in  solchem  Falle  den  Vogt  von  seinen  Ueber- 
^iffen  abzuhalten  suchen,  widrigenfalls  dem  Markgrafen  als 
oberstem  Schirmvogte  Bericht  erstatten.     Geringere  als  die 
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Torbenanöten  schweren  Criminalsachen  sollen  vom  Nuncius 
des  Propstes  unter  Beirath  des  Letzteren  behandelt  und  in 
Frieden  geschlichtet  werden.  ^^) 

Das   Stift  Brandenburg  erhielt  schon  1238  das  Eecht 
alle  Rechtshändel  seiner  Hintersassen  durch  seinen  Propst 
oder   den   Stellvertreter   desselben   entscheiden   zu   lasseil. 
Blutbann  war  aber  dem  Patrimonialrichter  des  Stiftes  ent- 
zogen.   Auf  der  anderen  Seite  sollten  die  Hintersassen  des 
Stiftes  von  dem  Landdinge   befreit   sein.     Es  heisst  näm- 
lich in  der  Urkunde  von  1238   bei  Riedel,  C.  D.  Br.  L 
Vni.  S.  153,  No.  67  (1238): 
Tii  hominibus  et  bonis  ecclesie  nee  ipsi  mardiioiies  iiec 
advocati  nee  bedelli  ialiquid  juris  habebunt,  sedomASapei* 
pr^positum  fei  per  procuratorem  ejus  tractabuntür,  ni^i 
forsitan  f^erit   causa   sanguinis,   in  qua  ei  non 
w:  liceat  Judicium    excrcere,   tunc  liberum  erit  ei 
vocare,  quem,  voluerit  ad  Judicium  exequenduäi. 
Homines  ecelesiae  annonam,  quae  dicitur  Bodelkorn,  nul- 
.    lam  dabun-t  et  ad  placitujn  provinciale,  quod  di- 
citur Lantdinc,  nullatenus  venire  cogentur.    Et 
sie  renuntiaverunt  totaliter  advocatie  marchiönes. 

193)  Die  schon  mehrfach  benutzte  Urkunde,  von  1162  (vergl.  Bd.  I. 
'S:  147>  Note  272)  lautet  in  ihrem  Zusammenhange:  Statuimus  (Mark- 
graf Otto),  ut  id.em  Evererus  Fei  omnes  futuri  Buccessores  cy[us  per  nos 
et  nostros  heredes  substituendi  Advocati  ecclesie  in  monte  Sancte  Marie 
Liezeche  tribus  vicibus  per  annum^  sicut  mos  est,  Placitum  generälte 
habeant  super  montem  foris  Glaustrum  sab  Silva*  Si  vero  ipluvi^lis  aura 
bbstiterit  in  curia  fratrum  juxta  .ecclesiam  sancti  Petri  conveniant,  equi 
tarnen  in  villa  locentur.  Ipse  autem  judicaturus  assumat  sibi  non  quem- 
libet  suorum,  sed  de  &tmilia  ecclesie,  qni  placuerit,  qui  cum  eo  Judicio 
presldet  et  discutiendis  causis  et  adinveniendis  judiciis  collaboret  et 
justitiam  non  promoveat  nisi  in  rationabiliter  accusatos,  presentibus  ac- 
cusatoribus  et  accusatis.  Nuncius  vero  ecelesiae  a  preposito  destinatus 
advocato  consideat  et  judicantem  eum  in  nullo  impediat,  sed  si  necesse 
in  causa  constitutus  fuerit,  eis  in  verbo  et  consilio  libere  subveniät.  Qui 
si  advocatum  in^uste  viderit  incedere,  surgens  nunciet  preposito,  pre- 
positus  vero,  si  lUum  excedentem  compescere  nequiverit,  ad  nostram  i'd 
est  Summi  presentiam  advocati  omnia  deferat.  Dignum  quoque  duximüs 
annotare,  de  qualibus  habeat  judicare,  videlicet  de  homicidio,  furto,  si 
quis  inimico  in  domo  assultum  fuerit,  quod  nostri  Hussuoconge  dieunt, 
de  violento  raptu  feminarum,  quod  Noden  dicitur,  de  sanguinis  vi  armo- 
rom  effusione,  de  consueta  vulgi  conclamatione.  Cetera  miaora  Nuncius 
ecclesie  in  hoc  ipsum  destinatus  consilio  prepositi  tractet  et  in  pace 
componat. 
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Man  darf  daraus,  dass  dem  Propste  des  Stiftes  Brai^ 
denborg  die  Jurisdiotion  über  Blntbaim  entzogen  ist,  nieikt 
schliessen;  dass  die  Errichtung  eines  patrimonialen  Land- 
geriohteS;  das  allerdings  gerade  in  schweren  Oriminaisachen 
seine  besondere  Thätigkeit  fand,  auf  den  Besitzungen  Aes 
Stiftes  untersagt  gewesen  sei.  Bs  heisst  yielmefar  a.u8drüok- 
lich,  dass  zur  Handhabung  des .  Blntbannes  deü  Propst  hat- 
beirufen  könne,  wen  erwoUe,  Also  das  markgrÄflißhe  Vogt- 
gericht ist  nicht  im  ständigen  Beisit^e  desBlntbannes  über 
die  Hintersassen  des  Stiftes  Brandenburg.  Der  ^Ibsl  über 
den  Blutbann  berufene  Richter,  wer  er  auch  sei,  empfängt 
sein  Mandat  vom  3tifte  und  .muss  daher ^  -  w€»si  er  in  Thä- 
tigkeit tritt,  als  patrimo(niäler:.BißhterangeBdidn  werden. 
Die  auf  den  ersten  Ansoheia  sonderbare  BästimmiiBg  selbst, 
dass  nicht  der  Propst  oder  sein  ;stÄndjger  .Vertreitr»,  son- 
dern ein  von  diesem  berufener  b/esonderer  Vertiratieasniann 
die  peinliche  Jurisdiction  üben  solle, '.  hängt  wol  jmi  den  da- 
maligen Verhältnissen  der  Stifter  und  Erlöster. sallH^eiiSo&irm- 
Tögten  zusammen.  Im  13.  J,ahrhundert  suehtem.d&e  KKister 
und  Stifter  sich  ihrer  weltlichen  Schirmvögte,  in  deren  Hän- 
den wie  alle  weltlichen  Angelegenheiten  so  auch  die  welt- 
liche Jurisdiction  ruhete,  die  aber  durch  mancherlei  Be- 
drückungen und  Anmasaungen  mehr  zu  Feinden  als  Bie- 
schützem  der  kirchlichen  Anstalten  geworden  yaren,  zü 
entledigen  und  die  Schirmvogtei  entweder  selbst  zu  erlangen 
oder  auf  eine  ihnen  gefällige  Person  zu  übertragen.  In  der 
vorliegenden  Urkunde  verzichtet  der  Markgraf  auf  seine 
Schirmvogtei  über  Stift  Brandenburg.  Kraft  jener  Schirm- 
vogtei war  er  Bichter  in  weltlichen  Angelegenheiten  des 
Stiftes,  also  namentlich  über  die  Hintersassen  desselben. 
Selbst  wenn  er  also  entweder  in  Person  oder  durch  einen 
Stellvertreter  die  Jurisdiction  in  Blutbannssachen  über  die 
Leute  des  Stiftes  ausgeübt  hätte  (ein  Zustand,  der  vor  1238 
praktisch  war),  so  hätte  er  hier  als  Schirmvogt  ein  patri- 
moniales  Vogtgericht  gehandhabt,  das  als  ein  markgräfliches 
landesherrliches  nicht  hätte  angesehen  werden  dürfen.  Ganz 
in  Ähnlicher  Weise  ernannte  ja  der  Markgraf  nach  der  vorher 


PATSIMÖNULB   LANDGMBRIOHTB.     §.39.  135 

erdortertan  Urkunde  von  1 162  in  deiner  Eigenschaft  2^\&  Schim- 
.VQgt  de3  Klosters.  Lejzkau  den  Vogt  ^E^vereras  für  die  Uebung 
des  Blutbannes.  Dass  hier  ein  patrimoniales  Yogtgerioht 
vorlag,,  konnte  nach  dem  Umstitoden,  wie  jenes  Gericht  ge- 
halten werden  musste,  kaum  zweifelhaft .  sein«  Wenn  daher 
-d-er.Markguaf  jetzt  auf  seine  Sohirmvogtei  verzichtet,  wie 
,^e  Urkunde  g^onadezu  ausspricht  (verb:  Et  sie  renunciave- 
T^nt  totaliter  advocatfe  marchiones),  und  dem  Propwfce  ge- 
stattet zur  Handhabung  der  JBlutgeridttsbarkeit,  wen  er ' 
wolle,  herbeizuruf(^n,  so  »teilt  er  ihm  für  diese  die  Wahl 
4iefl .  Sohirw^ogtes  oder  eines  diesen  vertretenden  Richters 
&ei.  Wariiila  aber  nlur  für  den  Blutbann?  Wenn  in  ;anderen 
g^ingereik  gerkhtli^^hein  Geschäften,  die  sonst  dem  Schirm:' 
TOigte  s^lbat  zu&^oxi,  der  Propst  oder  diessen  ständiger  Ver- 
treter eintreten  darf,  warum,  soll  fer  iin  Blutbann  eines  jan- 
dereil  HiohteiüS  .bedür£din2  Eodlesia  n<m  sttit  sanguinem,  der 
Propst  :oder  deasjöa  geistlicher  Vertreter  durfte  die  weltliche 
ho^  .pei^iohe  Justiz  niidbA  selbst  übeuy  sondern  bedurfte 
ä^  w^tUchen  Armes. 

.  :  WeAB  IIa  Jahre  1184  ;der  Markgraf  Otto  dem  Jungfrauen- 
klqst^  Axondsee  eine  Beihe  von  Itöxfem  mit.  aller  justiüa, 
quae  spectat  ad  Marchiam  überträgt,  so  ist  darin  wol  auch 
die  Uebung  des  Blutbannes  durch  patrimoniale  Vögte  über 
die  Hintersassen  des  Klosters  in  jenen  Dörfern  einge- 
sehlossen.^®*) 

Kloster  Chorin  empfieng  bereits  im  Jahre  1258  eine 
patrimom'ale  Jurisdiction  über  höheres  und  niederes  Gericht, 
die  es  durch  eigene  Richter  ausüben  soUte.^®^)  Im  Jahre  1295 

194)  Cf.  Eiedel,  CD.  Br.  I.  XVH.  S.  1,  No.  1  (1184):  Die  Dörfer 
Kaojitz  und  die  an  den  See  angrenzenden  slawischen  Dörfer  werden 
an  das  Idoster  übertragen  cum  omni  advocatia  et  cum  omni  jnsticia 

Sim  spectat  ad  Marchiam.    unter  justitia  ist  wol  im  Allgemeinen  jede 
erechtsame  des  Markgrafen  zu  verstehen^  also  doch  auch  seine  Juris- 
dictionabefugniss. 

195)  €f.  Gerckm,  C.  D.  Br.  II.  S.  403,  No.  220  (1258):    Ut  autem 
predicti  fratres  Deo  tranquillius  et  devotius  famulentur,  vohimus ...... 

ut  poBsessiones  ipsorum.  quas  nunc  possident  vel  in  futurum  sunt  ex 
nostra  donatione  magninca  possessuri,  nostro  nostrorumqne  consenstt 
accedente,  seu  justa  emtione  siTe  etiam  ex  donatione  fidelium  obtinue- 
rint,  libera  sint  et  exemta  ab  omni  advopatia  et  judicio  seculari  nee 
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wird  dem  Kloster  Chorin  auch  die  Jurisdiction  aber  Blut- 
bann ausdrücklich  gewährt,  aber  bei  Handhabung  derselben 
soll  der  Schulze  von  Oderberg  mitwirken.*^)  Dei^selbe  soll, 
wie  die  Urkunde  ausdrücklich  hervorhebt,  das  Gericht  in 
schweren  Criminalsachen  vom  Abte  des  Klosters  Chorin 
empfangen  und  dadurch  wird,  trotzdem  die  Gefälle  des  Blut- 
bannes an  den  Markgrafen  fallen  sollen  (he  due  cause  ad 
usus  Dominorum  cedent),  die  Jurisdiction  als  eine  wesentli'ch 
patrimoniale  gekennzeichnet. 

Das  Kloster  Himmelstädt  empfängt  1300  das  Recht  über 
Landfriedensbrecher  (fares*  et  malefactores)  mit  seinen  Land- 
schöffen zu  urtheilenJ^"')  Aus  dem  Vorhandenst  hinteröäs- 
sischer  Landschöffen  darf  man  auf  die  Existenz  eines  patri- 
nionialen  Landgerichtes  schliessen,  dessen  Competenz  sieh 
auf  schwere  Criminalsachen  erstreckte. 

In  ähnlicher  Weise. ist  schon  im  Jahre  1282  dem  Kloster 
Arenswalde  die  Handhabung  seiner  Patrimonialjurisdiction 
durch  eigene  „ycouomi''  unter  Hinzuiziehüng  von  La/ndschöflen 
zugesichert  worden.^®®)  Die  hier  erwähnten  oeconomi  Sind 
wol  Hofineister  oder  ähnliche  wirthschaftUche  Beamte  und 
man  erfährt  also  aus  der  Stelle,  dieiss  auch  in  rein  häuslichen 

aliquis  advocatorum  nostrorunf,  scultetorum,  bedeUorum  aliquam  juris- 
dictionem  in  eisdem  audbat  usarpare ,  sed  ipsi  fratrea  per  se  auosque 
judices  8ua  judicia  exerceant  majora  et  minora. 

196)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  IL.  S.  436,  No.  239  (1295).    Auch  bei 
Biedel,  0.  D.  Br.  I.  XIII.  S.  227,  No.  34:    DonaDtes  (die  Markgrafen 
Otto  und  Conrad)  .......  jus  proprietatis  ville  supradicte  cum  omni 

jure  et  utilitatibus  ab  inde  perventuris,  hoc  excepto,  si  contigerit  in 
eadem  villa  homicidium,  vel  effusiones  sanguinis  perp^trari,  he  due 
cause  cedent  ad  usus  dominorum.  ScuUetus  tarnen  cwücUis  Oderberg 
talia  cum  consilio  domini  ablatis  chorinensis  jtidicabit,  a  quo  dictus 
scuUetus  hujusmodi  Judicium  recipere  tenetur  et  habere.  —  Yergl.  auch 
Wohlbrikik,  Geschichte  des  Bisthums  Lebus.  I.  S.  348. 

197)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  I.  S.  314,  No.  186  (1300):  Insupei*  etiam, 
ut  Schulten  dicti  claustri  Loci  coeli  fures  et  malefactores  secundum  sua 
puniant  demerita.  Item  ut  Schäbinos,  qui  vuigariter  Landschepen  dp- 
cuntur,  pro  ipsiua  eccksiae  juribus  defendendis  in  ipsa  äbbacia  vidsaim 
et  simul  instituant  et  sie  institutos  simul  conservent  —  VergL  auch  bei 
Eiedel,  C  D.  Br.  I.  XVIIl.  S.  372,  No  5.  Der  Kaiser  bestätigt  dies 
Privüeg  1301,  cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XIII.  S.  13,  No.  5. 

198)  Cf  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XVm.  S.2,  No.  1  (1282):  ConfirmamuB 
etiam  sepedictis  fratribus  advocatiam  hberam,  judicia  majora  et  minora 
per  8U08  yconomos  exercenda  et  scabinos,  qui  vuigariter  Lantsdkepen 
dicuntur,  abbatie  ß^inentes  perpetuaUter  ut  prim  habeant  et  conserver^. 
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Geschäften  des  Klosters  oder  der  Herrschaft  ftitgiereride 
Beamte  mit  der  Handhabung  der  Pata-imoniäljnstiz  betraut 
werden  konnten.  Eine  Analogie  hiezu  bietet  ein  Verhältnlss 
auf  den  Besitzungen  des  Bischofs  vön'Lebus.  Zu  denselben 
gehörte  das  Dorf  Rosenthal.  Dreimal  im  Jähre  soll  nun  der 
Schulze  von  Rosenthal  dem  bischöflichen  Hofmeister  in  Wa^M 
ein  Frühstück  gewähren ,  wenn  derselbe  kommt  im  Dotft 
Rosenthal  dem  grossen  oder  Landgericht  zu  präsidieren.^^) 
Es  bleibt  zweifelhaft,  ob  Rosenthal  die  feste  ständige  Diiig^ 
Stätte  des  patrimonialen  Landgerichtes  war  (dies  dünkt  mich 
das  Wahrscheinlichere  wegeh  de»  Nachdrucks,  der  auf  die 
Worte  prorrncialibus  vel  magriis  judiciis  praesidere  täUi}, 
oder  ob  etwa  im  Dorfe  Rosenthal  nur  för  die  BÄwohiftfr 
dieses  Ortes  das  Landgericht  gehalten  wurde.  'Es  koiihnt 
nämlich  auch  die  Birfrichtung  vor,  dass  das  patiimoniaÜ 
Landgericht  nicht  an  fester  Dingstätte  für  alle  Hintersassen 
der  Herrschaft,  sondern  in  jedem  Dorfe  fcu  gewissen  Tieiiklk 
von  einem  i'eisehden  richterlichen  Beamten  abgehalten  wor^ 
den.  In  Schlesien  ist  diese  Erscheinung  eine  2!^ii!ific& 
liäufige.  '  o 

Im  Jahre  1262  setzte  der  Meister  des  Blisabethhospitatt 
das  Dorf  Kunzendorf  nach  fränkischem  Rechte  aüd.'Bs  bta^ 
hält  sich  dabei  vor  dreimal  im  Jahre  zu  erscheinen  und  dem 
Gericht  vorzusitzen,*^)  einfe  Bestimmung,  die  unbedenklich 
nur  vom  Landgericht  über  Blutbann  verstanden  werden  ka^in^ 
Da  er  das  Gericht  aber  nur  im  Dorfe  halten  will,  so  wifd 
wol  für  das  Dorf  das  specielle,  die  höhere  Gompetefiz  des 
Landgerichts  umfassende  echte  Ding  gehalten. 

Das  Dorf  Thomaskirch  bei  Ohlau  wurde  im  Jahre  1234 
angesetzt  mit  der  Massgabe,  dass  bei  Erkennung  von  Todes- 
strafen der  Stadt-  und  der  Dorfschulze  zusammenwirken  äoU- 


199)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  234,  No.  70  (1358):   et  debet 

}der  Schulze  von  Rosenthal)  magistrum  curiae  in  Warin  cum  decenti 
ämüia  uno  prandio  ter  in  anno  quolibet  procurare,  cum  voluerit  in 
Boaentäl  provincialibus  vel  magnis  judiciis  presidere. 

200)  Cf  Teschoppe  und  Stenzel,  ürk. -Samml.  S.  328,  No.  40  (1252): 
Tolumus  etiam  ter  in  anno  personaliter  sive  per  nuntiwn  nostrum  in 
dicta  Villa  judicio  presidere  et  jure  Franconico  villa  locetur. 
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ten,^*^*)  worsMis  herYiQ^geht,  dass  der  schwerere  Blutbapi^ 
unter  gewissen  Modalitäten  für  das  Dorf  besonders  gehaud- 
habt  wurde. 

Vorher  ist  bemerkt  worden  (vergl.  oben  bei  Note  198), 
4^3  oft  weltliche  Hausbeauate  des  geistlichen  Stiftes  oder 
Klosters  mit  üebung  der  höheren. oder  niederen  Patrimonial- 
Jmsti^  beauftragt  wurden.  Zuweilen  scheinen  geradezu  geist- 
liehß  Personen  diesen  richterlichen  Functionen  vorgestanden 
Äu  haben.  Im  Jahre.  1477  erscheint,  als  patrimonialer  Vogt 
des  Kljpisiters  Ohprin  ein  Bruder  Herman,^^^)  ypn  dem  zwfir 
njjOht  bestimmt  überliefert^  ab^r  doph  an  sich  nicht,  unwahr- 
ar^ji^nlicbijst,  ^dass  ep  dasVqgtding  des  Klost^igi  verwf|.lt/^ 
]^p  P.^^n  bis  .in  d^s  l6,.,ffljirhlindert,.hi9.ein  tot  jjiich  ^^r 
Naffe  des  Vqgtdinge^  e?rfe?|lten,  .issfie  das  ßei^gieldiQSrKlpsters 
3Pffjfjph?TOg^eit  ÖQttes  irL.4ßr,|!teiUmark  ^be:^^ist.^.^^)  ..  ,  .. 
,  Upawmfdhaft  ers:oheinen  ßeistlic^  in.  ripl^terlich^fi 
Fn^qi^ofl^n  auf  den  Beflitzungßn  dßSfStiftesi.  ^ÄvclbeF&:  Aus 
dw  Jahre  1581  wird  bedchtpiiy  ^ss  diOt  Qanpniqi  .des  Qtifteg 
#lj|8^ch  aöf  den  DörferÄiUmhefreisep  iwid  die  sog,  Martipf; 
gerichte  abhalten,  welche  leichtere  Händel,  mit  Ausscblufli? 
der  girobein  @zces^e,  ohne  i  Weiteires.  aburtbeilen  konnten. 
Die  .gröberen  Yerbrephen  sollten  dagegen  voft:  den.  Dort 

201)  et  Tjgsebc^e.  md  Stenzel;  Ürk-Samml  .^  293,  No,  1^  (l^a^): 

Siuod  si  quisquam,  meritis  suis  exigentibas,  mortis  debet  subire  senten- 
ani,  in  ipsa  tilla,  presidente  6culteto  de  Olävd  ttna  cum  seuMeto  v4M, 
JHfiifial^üwr^ßide'm;  Bi  yero.fuerit  homo  alicujus  castellanivel  alterioB 
nobilis,  qui  propter  causam,  quam  cum  aliquo  Teutoiiicorum  ejusdem 
ville  häbtterit,  scalteto  a^tare  noluerit,  ut  utriqae  parti  ^fiat  Justicia,  vo- 
lumus,  ut  coram  duce,  si  prope  foerit^  vel  eoram  aliquo  castellaao,  quem 
pari  animo.elegerint,  finem  suis  litibus  imponant.  Idem  statuimus  de 
eO;  qui  mortis  meraerit  sentenciam,  st,  saha  justicia,  coram  scultetis, 
Mt  dictum  e$t,  cßusa  non  poterit  terminari. 

202)  Of.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIII.  S.  294,  No.  133  (1477):  Unter- 
schriften: Martins  keiner,  Kicolaus  Cantor,  Bruder  herman  voght. 

203)  Cf.  Btedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  114,  No.  124  (1617):  Welche 
acht  gülden  Jerlicher  Zinsse  von  sulcher  Wissewachs  ich  gerade  alle 
Jar  von  den  leuten ,  die  dieselben  Wiesen  von  mir  mieten ,  gedachtem 
Kloster  zu  gut  einzumahnen  und  alle  wege  uff  Martini  zum  voitdinge, 
BSC  ich  und  (umb)  die  Zeit  zu  Mantznow  halten  werde,  ausszurichten, 
zu  welchem  voitding,  das  ich  und  meyne  erben  alle  Jar  14  tage  zuvorn, 
wenn  dasselbig  umb  Martini  gehalten  soll  werden,  dem  vorweser  der 
Garthus  vorgnant  vorkundigen  wollen. 
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picholzeli  an  den  Domprop&t  selbst  beriohtet.  werden.«*^) 
DißBe  Juriediction  des  Dompropstes  in.  fweltlklleE  Sachen 
konnte  auob  yom  Deohant  an  Stell«  demselben  ^verwaltet 
werden.^) 

Von  weltlichen  Gheundbesltj&eirn  sind  biesionflerjs  die..Pa- 
n»ilien  von  Alven^steben  und  von  Scbulemburg  «w  Mnnen, 
wel^e  patrimoniale  Landgerichte  beaei9a^..bab.eo.  Dti^.  ron 
Alvansleben  liatten  im  Jahre  1497  melh^ro  Ltadgeiicbte. 
SUnes  wurde  gah^lt^n  zu  AUmeirschleTen  meriaaä  im  J!«llre. 
Pi^gpflipbtig  dazu  waren  alte  Hintersasse>i  des  d^n^oaiAl- 
y^nslßben  gehörigen;  Weiileirs  zu. Oalbe  und  des.Lmide^iSalz- 
^e^lj^l.  Ungiebiotene^j :  alle  .  jeue  Dingpfilohtig^n : .^r^fg^nde 
^richte. Faran  das  IVühjabmdlng^cam.B^'enstftg.iiÄQb  Ä^si- 
modiQ  got(i)t{  «Oüd.  da9  He^bst4tng.  am  Die»9tag'  ;äadb  ;den 
Slftitusend  J4ngfi?Men.  S>owq1  naob  dem  Firiiifailfilü^n  'wie 
lifMib  ^m  Hert:i9td$x^e<  faad.  in  ^inem  Zwidobdttr9««ne'  ron 
yier^zf^  T«^pn  mn  <Jemht  statt,  zu  deni  sacb  {nuf'jdi^fDorf- 
aQhuljSW  4^r  gemupnton  jäeb^ete  eiQ^ufindetn  iSksitteii.  .  Das 
^u^d^e  j^reaslebei^che  (9^emht  ivfuirde .  zy:  done^bw  /Z^en 
litt  )B$$ede  gebaltesu  Die  da«eu  gehörige :  D|i^pfliiel^tJgen, 
welche  aä^^tUch  auf  dem  Frthjahts-  u|k4  auf  äom  ^epbst- 
4bge >ersajl»e^n  ma9^ten^  waren  die.Mlton^r -an^d^  JSf^de. 
Pß»  vierzehn  Tage  nach  jedem,  d^r  beiden  ,Pingey^tat^fin- 
dende  Gedpht  v^sammelte  isbur  die  Schulden  der  :betn$ffen- 
idw  Qrtsobfiften.    Die  lehirreiche  UrfeuA^P  B«lb$tJauteth^^) 

SM)  CC.  MM6l  C.  D.  Br.  I.  HL  8. 179,  Na  82  (16SI);  So{.  hinfüro 
in  allen  und  jeden  des  Capittels  Dorffern  einmahl  im  Jahre,  als  jimb 
'IDfonysii  tag  anznftihen,  gerichte  gehalten  und  dahin  alle  klagen,  es  sey 
jamh  ßcholde  odier  andern  Bachen  willen  ausBerhaU^  den  großen  J^ioeeasen, 
welche  keinen  Veraue  leiden  können,  remittirt  und  verwiesen.  An  sol- 
chen gerichtstage  sol  eines  Jeden  klage  und  anthwort  nach  üotturft 
gekört  und  durch  die  anwesende  Capitularen  und  andcnre  Persohnen 
nach  billikeit  erörtert  und  entschieden  werden  —  Vorher  heisst  es. mit 
Beziehung  auf  die  groben  Excesse:  Was  aber  die  groben  eusserlichen 
gebrechen  und  misshandelungen  anlangt,  soll  es  mit  denselben  hej  vo- 
rigem gebrauch  als  dae  die  Zustundt  Durch  den  Schuliheisaen  oder 
beklagten  an  uns  kommen  und  bereicht  werden  sollen,  unverendert 
bleiben« 

205)  VergL  Biedel,  C  D.  Br.  I.  III.  S.  44,  48. 

206)  Cf.  Itüdel,  C.  D.  Br.  I.  XVH.  S.  190,  No.  216  (1497).  Vörgl. 
Mach  WoMbrnch,  Alvenalefaen  IL  S.  190. 
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Undt  mehr  sein  wier  nber  eins  kommen;  dasz  wier  undt 
unsere  Erben  unser  gerichte,  Nemlich  dasz  Voggedingk 
desz  Jahres  vier  mahl  wollen  hegenn  laszenn  zu  Alt- 
merschleven,  wie  es  von  Alters  gewonlich  gewest  ist,  Alsfc 

■i  nemlich  desz  Dinstags  nach  Quasimodogeniti  dasz  Erste, 
darzu  sollen  gehenn  alle  unsere  menner  im  Werder  zu 
Galve  ündt  im  Lande  zu  Saltzwedel  bie  bröke  ins  Gericht 
drey  Lübisch  Schilling,  negen  Pfennig  auff  einen  Sohil- 
'  Ungk.  Daz  ander  gericht  soll  sein  viertzehnn  Nacht  dar- 
nach; darzu  sollen  gehenn  alle  unser  Schnitzen  im  Werder 

-^  unnd  im  Lande  zu  Saltzwedell,  Alsz  auf  jedem  Dorffe  der 
rechte  schnitze  undtSbauern  als  eines  jeden  Parte  unset 
von  Alvenaleve,  wie  eben  berurdt,  ein  man  etc.  Dass  dritte 
Oeriobte  soll  sein  dejä  Dinst^gd  nach  4^r  SSIfftausendt 
•Junokfinwen  tage,  dar  auch  sollen  gehen  alld  unsere  nueli- 

i  ner  im  Werder  undt  im  lande  zu  saltzwedell,  wie  ^öben 

"'berurdt^  Dasz  vierte  sol  sein  vierlzehen  Tage  »dÄriiaoh, 
dartsn  sollen  gehen  ausz  jedem  Dot^ffe  der  Sehvätze  >tnit 
=drey0n  mennern,  wie  voAenomett,  undt  die  gerichte  sollen 
df z^en  die  Sehultzen  und  unsere  freyen  menner,  soviel  der 

•  von-notten  seindt,   die  solchs  am  besten  Erfarenn  seiü 

•  Bxm  dem  vorbenomten  Dorfifern  und  darzti  wollen  met 
'■'  voti  Alvensleven  einen  Vogt  schicken  und^inen  Schreibei*, 

•  die  da  stets  anfwartenn  sollenn;  der  Vogt  soll  uns«  ge- 
l    lofffte  und  Eidt  thuen,  tachdem  ehr  das  gerichte  mrtsitsen 

musz. 

Im  gleichen  wollen  wir  auch  vier  gerichte  halten,  alsz 
nemlichen  im  dorffe  zu  Estede.  Dasz  erste  soll  seinn 
desz  Montags  nach  Quasimodogeniti,  dasz  andere  soll  sein 
.  viertzehenn  tage  hernach,  dasz  dritte  soll  seinn  Möntages 
nach  der  Elff  tausendt  Junckfrawentage,  dasz  vierte 
viertzehenn  tage  darnach.  Dartzu  sollen  gehenn  zu 
tzweyen  gerichten  alle  unser  menner  an  der  Heiden  zu 
den  andern  zweyen  ausz  Jedem  Dorffe  der  rechte  Schnitze 
mit  dreyen  mennern,  ausz  jederm  parte  von  Alvensleve 
ein  mahn,  und  daz  gerichte  sollen  sitzen  die  Schultzen, 
die  solichs  erfahren  seindt ,  so  viel  zu  sollichem  gerichte 
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.  gehören^  der  unsz  gelofte  und  eidt  gethan  hadt  und  auoh 
der*  Schreiber  dabei  zu  sein,  wie  vorberurt  ist. 
Es  folgt  noch  die  Bestimnaung,  dass  wegen  Collieion 
des  Gerichtstages  mit  einem  Festtage  eine  Verschiebung  der 
Sitzung  auf  den  nächstfolgenden  Werktag  stattfinden  diufe, 
Das  Schulemburgisehe  Landgericht  befaad  sieh  im 
16.  Jahrhundert  in  folgendem  Zustand.  Dasselbe  wird  oach 
einer  Urkunde  von  1531  gehalten  dreimal  im  Jahre,  nämlich 
Ditostag  nach  Misericordia  Domini,  Dienstag  nach  Michaelis 
zu  Apenburg,  das  dritte  Dienstag  nach  heiligen,  drei  Kö- 
ijigen  zu  Betzendorf.  Nach  einer  späteren  Verordnung  von 
1572  wurden  nur  zwei  Gerichtstage  im  Jahre  gebalten,  Mon- 
tag nach  Gantate  und  Montag  nach  Michaelis.  Der  dritte 
.Gerichtstag  Montag  nach  Trium  Begum  soll  nur  im  Falle 
cSnes  Bedürfnisses,  worüber  die>von  Schulemburg  zu.  befin- 
den haben,  stattfinden.  Den  Voi'sitz  führen  die  yon  Sdiu- , 
lemburg,  mehr  indessen  den  gehörigen  Gang  der  Verhräd* 
langen  überwachend,  als  selbst  die  Leitung  derselben  über- 
nehmend. Vqn  den  Vettern  von  Schulemburg  soll  mindestens 
einer  in  der  Gerichtssitzung  anwesend  sein.  Für  die  eigönt- 
Jiche  Wahrnehmung  der  richterlichen  Geschäfte  soll  ein 
Richter  aus  Salzwedel  bestellt  werden,  der  für  jede  von 
ihm  abgehaltene  Gerichtssitzung  fänf  oder  sechs  Thaler 
empfangen  soll.  Schöffen  sollen  ihm  als  Beisitzer  zugeordhet 
sein,  nämlich  sechs  aus  Betzendorf,  zwei  aus  Apenburg, 
zwei  Dorfschulzen,  nämlich  jedesmal  von  denjenigen  beiden 
Dörfern,  wo  der  Kläger  und  der  Beklagte  ihren  Wohnsitz 
haben.  Die  Gesamtzahl  der  Landgerichtsschöffen  stellt  sich 
auf  zehn,  wobei  freilich  ein  praktisches  Bedenken  eintritt  in 
dem  Falle,  wo  H[>eide  Parteien  in  einem  Orte  wohnen  und 
somit  nur  der  Schulze  des  einen  Ortes  als  Beisitzer  berufen 
ist.  Eine  schon  weit  über  unsere  Periode  hinausliegende 
Reformation  dieser  schulemburgischen  Landgerichtsordnung 
erfolgte  im  Jahre  1644.  Das  Landgericht  führte  seit  dem 
Jahre  1597  den  Namen  eines  schulemburgischen  Gesamtge- 
richts, weil  es  von  den  verschiedenen  schulemburgischen 
Linien  gemeinschaftUch  bestellt  und  geübt  wurde.    Das  Ge- 
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ificht  hat  Bestand  gehabt  bis  zum  Jahre  1808.    Die  hieher 
gehörigen  urkundlichen  Zeugnisse  lauten: 

Betzendorfischer  Burgfrieden  vom  Jahre  1531.  *>') 
j  Wy  von  d.  Seh.  befinden  ock,  dat  unse  arme  lüde  mit 
.  '  geistüeken  imdt  weltlichen  gerichten  nnd  andern  errangen 

merklich  beschweret  werden.    Derwegdn  schollen  de  ge- 
'  melteii  beide  v.  d.  Seh.  atle  Jar  dreimal  gerichte  holden, 

also  dat  erbte  up  Dingestag  na  Misericordia  Domim  vmdA 
''  'da;t  ander  up  Dingstag  nach  MichaeUs;  de  be]rde  gerichte 

schollen  to  Apenborch  geholden  werden  und  dat  dirudde 
'■■  den  Dinstag  nach  der  hilligen  dreier  kdnigen;  dat  schal 
-    to  Betzendorp  geholden  werden  und  schollen  de  beiden 

V*  d.  Seh.  sulvest  beyde  edder  tom  weinigsten  einer  so 
V*  de^  ander  uth  merckligen  anligen  voxiiindert  werde,  aai 

dem  gerichte  sitten  nndt  solle  vier  uth  Betzendorp  undt 
" '  vier  uth  Apenborch  bej  sick  am  gerichte  sitten  hebben. 
fihdiatemburg.  Qerichtsordnting  vom  Jahre  1672.*'*) 

•  Es  sollen  jehrlich  jn  den  Gerichten  zw  Bctzendorff 

^  ttid  Apei^burgk  zween  Gerichtstage,  Als  zu  Betzendorff 

■  d^r  Eine  Montags  nach  Cantate,  der  ander  zu  Apenburgk 

Montags   nach  Michaelis   gehalten  werden.    Wurde  sich 

'    abir  befinden  Das  von  noten  sein  wolte  auch  den  drittel 

'    Gerichtstagk  zu  halten,  sol  den  Vettern,  so  anwesendt, 

'  heimgestalt  seyn  denselben  Montags  ha  Trinit.  Regum*^) 

'    anzustellen  und  zu  halten. 

Bei  den  Gerichtstagen  sollen  die  anwesenden  Vettern 

oder   zum  weinigsten  Einer   selbst   sitzen,   dÄrauflf  gute 

Aohttung  geben,  das  die  Gerichte  fein  ordeiitlidi  gehalteä, 

einem  Jeden,  was  pillich  und  Recht,  widerfaren  und  keiner 

wider  Recht  zuer  unpillicheit  beschwert  Verden-  muge.***^) 
Wann   dann   auch   von    nt)ten,    das   ein   sonderlicher 

Richter  auch  Beisitzer  und  Schöpflfen  zu  den  Geirichten 

207)  Cf.  Miedel,  C.  D.  Br.  I.  VI,  No.  446,*  S;268  (1531)  p.d  ao,  J7. 

208)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  303,  No.  486  (1572). 

*209)  „Trinit.  Regum"  hat  BiedeVs  Abdrück.  Es  soll  wol  heissen 
i\nnm  Eeg^m^  D^nn  in  der  Urkunde  ¥on  1531  wird  als  dHtto*  6ei*iebts- 
.tSÄ  der  Tag  der  heiligen  drei  Könige  bezeichnjet.  ^ 

"-  ^  2V0y  1W4  ist  bereits  der  schttlemburgiacb^  GeÄatntriclrtfe«  geöÄfant. 
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verordnet  werdenb,  als  haben  sich  die  Vettern  v.  d.  Seh. 
dahin  verglichen,  das  im  anfange  ein  bescheidener  maii 
etwan  aus  Salzwedel  zum  Richter  besteldt  wurde,  dem- 
selben muchte  man  eine  besoldung  ungefehrlich  vor  einen 
Gerichtstagk  zu  halten  fünf  oder  sechs  Thaler  von  den 
Gerichts  oder  andern  gemeinen  gefellen  vermachen,  dem- 
selben sollten  sechs  Schöpffen  aus  Betzendorflf,  zween  aus 
Apenburgk  und  zween  Schnitzen  von  den  Dorflfem  jedes 
Parts  Einer  zugeordnet  sein.*")  Dieser  Richter  unnd 
schöpffen  müssen  den  von  der  Seh.  auflF  die  gerichte  son- 
derlich beeidet  sein,  wie  man  sich  der  Form  des  Eides 
mit  einander  vergleichen  kann. 

Vor  diesen  Gerichtstagen  sollen  stehen  die  Einwohner 
beider   flecken   Betzendorflf   und   Apenburgk,    alle  Dorf- 
schafften,  auch  einzelne  Pauren,  so  zu  berurten  beiden 
heusem  geprauchet  werden  unnd  darüber  die  v.  d.  Seh, 
Ihren  Gerichts  Zwang  haben.     Damit  auch  im  Anfange 
menniglich  und  sonderlich,  so  diesen  Gerichtszwang  unter- 
worflfen,  sich  dieser  Gerichtstage  keiner  Unwissenheit  hal- 
ber zu  entschuldigen,  soll  In  den  benachparten  steden, 
auch  in  den  Dorflfem  soUichs  angeschlagen  und  von  den 
Cantzeln  abgekundiget  werden,  darnach  sich  menniglichen 
zu  richten. 
Zum  Schluss  seien  noch  erwähnt  das  Gericht  des  Klo- 
sters Ai*endiiee  und  das  Landgericht  des  Klosters  Lehnin. 
Das  Erstere  wurde  in  Gemeinschaft  mit  den  vonWarnstedt 
geübt  und  betraf  auch  Blutbann.   Der  Ort,  wo  dasselbe  ge- 
halten wurde,   war  das  Dorf  Rogelin.***)     Dass  auch  das 
Kloster  Lehnin  ein  patrimoniales  Landgericht  besass,  geht 
aus  der  schon   früher  erörterten  Urkunde  hervor,  in  der 
lehninische  Landschöflfen  erwähnt  werden.  *^^) 

Der  Begriflf  der  markgräflichen  Gerichtsherrlichkeit  bringt 

211)  Im  Ganzen  werden  also  zehn  Scfaöflfen  vorgeBchriebea.  die 
Urkunde  von  1531  verlangte  vier  aus  Betzendorf ,  vier  aus  Apenburg, 
also  zusammen  acht.  Mit  Unrecht  gibt  Biedel,  C*  D.  Bi;.  I.  VI.  S.  235 
8ecli9  Schöffen  als  Zahl  der  Beisitzer  an» 

212)  Vergl.  Eiedet,  C.  D.  Br.  I.  11.  S.  315,  No.  15  (1584). 

213)  Vergl.  oben  §.  34,  Note  62. 
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68  mit  sich;  dass  eine  Controle  über  die  Thätigkeit  der 
patrimonialen  Landgerichte  stattfinden  musste.  Dieselbe 
musste  um  so  nothwendiger  werden,  je  mehr  im  Laufe  der 
Zeit  die  Zahl  der  patrimonialen  Herrschaften  sich  gemehrt 
hatte  und  je  grösseres  Areal  allmählich  der  unmittelbaren 
y erwaltupg .  der  markgräfiichen  Beamten  entzogen  worden 
war.  Bin  auffallendes  Beispiel  führt  EiedeP**)  an.  In  der 
Stadt  Ehinow  trafen  fünf  verschiedene  Patrimonialgerichte 
zusammen;  nämlich  erstens  das  Stadtgericht  von  Bhinow; 
zweitens  daa  Patrimonialgericht  der  von  Hagenschen  Ritter- 
güter; drittens  das  Gesamtgericht  der  Dominien  im  Lande 
Ehinow;  viertens  das  von  der  Hagen -Hohennauensche  Pa- 
trimonialgericht über  die  Erbpachts- Mühlenbesitzungen  zu 
B|binow;. fünftens  das  Patrimonialgericht  der  beiden  Dominien 
30[ohennauen  über  das  jetzt  Mützlitzsche  Bürgergut  zu  Ehi- 
now. Die  causale  Competenz  gerieth  bei  so  vielen  zusam- 
mensto.es^nden  Gerichten  leicht  ins  Gedränge.  Nach  einem 
B^cesse  des.  17.  Jahrhunderts  war  sowol  das  Stadtgericht 
.l^ie  das  Gesamtgericht  der  Dominien  über  hohen  Blutbann 
Qonjpejfcent  und  im  einzelnen  Falle  entschied  Prävention. 
Andeutungen  haben  wir  nur  wenige  über  die  Weise,  in  wel- 
ker der  Markgraf  die  Patrimonialjurisdiqtion  beaufsichtigen 
Hess.  Es  ist  hier  auf  die  oben  g.  36  bei  Note  1 34  ff.  gege- 
iense  .Ausführung  zu  verweisen.  Es  geht  im  Allgemeinen 
<^»us  hervor,  dass  die  Controle  über  die  Pratrimonial- 
gerichte  eine  hervortretende  Function  der  Landgerichte  ge- 
worden war,  dass  sie  also. ebenso  den  patrimonialen  Land- 
gerichten wie  den  Dorfgerichten  gegenüber  geübt  wurde. 

Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  es  in  Schlesien  her- 
kömmlich war  die  Patrimonialrichter  dem  Landesherrn  für 
die  ordentliche  Handhabung  der  Justiz  yerantwortlich  zu 
machen.  Schon  im  Jahre  1228  kommt  es  vor,  dass  der 
patrimoniale  Schulze  für  unrechtes  Eichten  dem  Herzoge 
Rechenschaft  ablegen  soU.^^^)   Das  unrechte  Eichten;  bedeutet 

214)  C.  D.  Br.  I.  VH.  S.  15. 

215)  Vergl.  Tjusckome  und  Siemel,  Urk.-Samml.  S.  289,  No.  12  (1228): 
Graves  causas  nos  judicabimas  (der  Herzog),  scilicet  capitaks  per  nos 
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bei  dem  Schulzen,  der  ja  nur  die  Verkündigung,  nicht  das 
Finden  des  ürtheils  hat,  dass  er  Fehler  im  Verfahren,  viel- 
leicht Fälschung  des  gefundenen  Ürtheils.  sich  hatte  zu 
Schulden  kommen  lassen. 


XI.  CAPITEL. 

GESCHICHTE  DES   DORFGERICHTS. 


|.  40.  ^ 

Geschichtliche  Entstehung  des  Dorfgerichts. 

Wenn  man  die  Stellung  des  Dorfgerichtes  in  den  Zeiten 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  aus  denen  die  Ueberlieferungen 
der  Quellen  in  reichlicherem  Masse  zu  uns  gelangt  sind,  be^ 
trachtet,  so  erscheint  dasselbe  meistentheils  im  Besitze  von 
Patrimonialherren,  und  wenn  sich  nach  der  Erörterung  des 
vorigen  Paragraphen  schon  die  Zahl  der  patrimonialen  Land- 
gerichte als  eine  ziemlich  grosse  erweist,  so  ist  das  patri- 
moniale  Dorfgericht  im  Gegensatze  zu  den  im  markgräflichen 
Vogteiverbande  verbliebenen  völlig  die  regelmässige  Erschei- 
nung. Wie  dieser  Zustand  geworden  ist,  v/ird  in  den  Quellen 
nicht  direct  bezeugt  Eine  doppelte  Möglichkeit  bietet  sich 
dar.  Entweder  entstanden  patrimoniale  Dorfgerichte  schon 
gleichzeitig  mit  der  Bildung  der  märkischen  Verfassung,  oder 
dieselben  haben  sich  erst  entwickelt  durch  ein  allmählich 
hervortretendes  Ueberhandnehmen  von  Exemtionen  des  herr- 
schaftlichen Besitzes.    Es  handelt  sich  also  einfach  um  die 

vel  per  alium  baronera  nostrum.  Si  vero  inter  hominem  prediete  ville 
et  icter  hominem  villae  alterius  domini  altercacio  fuerit,  coram  nobis 
vel  coram  castellano,  in  cujus  castellatura  fuerit,  litigare  debebant. 
Aliaa,  appellationes  judicet  scultetus,  satisfaciens  conquerenttbua,  quofi 
ii  if^uste  Judicaverit,  coram  nöbis  respondeat 

WbMJßS,  eBUOHTS-yBBTASSUK«.    D.  10 
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Frage,  ob  die  Patriraonialjurisdiction  als  ein  von  den  ältesten 
Zeiten  der  Mark  an  bestehendes  ursprüngliches  Verhält- 
niss  anzusehen,  oder  ob  es  erst  später  von  der  reinen  un- 
eingeschränkt geltenden  Vogteiverfassung  durch  besondere 
Exemtion  losgelöst  worden  ist? 

Genauere  Einsicht  in  die  Geschichte  der  Colonisation 
indessen  lehrt,  dass  nur  die  Annahme  einer  ursprünglichen, 
schon  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Mark  vorhandenen  Patri- 
monialjurisdiction  geschichtliche  Wahrscheinlichkeit  für  sich 
hat.  Die  vorwiegend  kriegerische  Thätigkeit,  welche  die 
ältesten  Markgrafen  der  Mark  Brandenburg,  namentlich  auch 
noch  Albrecht  der  Bär,  entfalten  mussten,  nöfchigte  sie  auf 
Belohnung  ihrer  Vasallen  in  der  Weise  Bedacht  zu  nehmen, 
dass  dieselben  dauernd  an  das  Land  gefesselt  wurden,  bei 
dessen,  Eroberung  sie  mitgewirkt  hatten.  Nur  Gewährung 
von  grösseren  Besitzungen  konnte  eine  solche  Wirkung  aus- 
üben, zumal  wenn  sie  unter  Bedingungen  geschah,  die  die 
Ausübung  gewisser  Staatshoheitsrechte,  wie  Jurisdiction  und 
polizeiliche  Aufsicht,  dem  Besitzer  fiir  seine  Herrschaft  über- 
trug. Für  ausgezeichnetere  Krieger  im  Heere  des  Mark- 
grafen lässt  es  sich  daher  wol  denken,  dass  schon  bei  der 
ersten  Bevölkerung  der  Mark  Herrschaften  mit  deutschen 
oder  slawischen  Dörfern  und  der  dazu  gehörigen  Patrimo- 
nialjurisdiction  verliehen  wurden. 

Dennoch  ist  es  nicht  dieser  Grund,  der  ein  originäres 
Entstehen  der  Patrimonialjurisdiction  von  Hause  aus  wahr- 
scheinlich macht.  Die  Mark  musste  durch  Colonisation  be- 
völkert werden.  Schon  vor  ihrer  Eroberung  durch  die  Deut- 
schen waren  die  einzelnen  Länderstriche  wol  kaum  sehr 
dicht  bevölkert.  Nach  derselben  haben  Krieg  und  Flucht 
die  Eeihen  der  slawischen  wie  der  deutschen  Bewohner  ge- 
lichtet, weite  Strecken  lagen  wol  wüste,  Waldungen  mussten 
ausgerodet  werden,  um  dem  immerhin  kargen  Boden  Feld- 
früchte zu  entlocken.  Je  weniger  daher  das  Land  durch 
seine  Fruchtbarkeit  oder  Schönheit  fremde  Einwanderer  an- 
zog, um  so  mehr  musste  durch  \'ersprechungen  und  gewisse 
Gewährungen  an  Rechten  etwaigen  fremden  Colonisten  Lust 
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zur  Ansiedelung  gemacht  werden.  Albrecht  der  Bär  hat  den 
geschichtlich  erwiesenen  glücklichen  Versuch  zur  Herbei- 
ziehung niederländischer  Einwanderer  gemacht.  Wir  wissen 
nicht;  ob  Gleiches  zu  anderen  Zeiten  von  anderen  Mark- 
grafen unternommen  worden  ist.  Aber  bei  der  Vertheilung 
des  Grundes  und  Bodens  an  die  einzelnen  markgräflicheu 
Mannen  befolgte  man  ein  Verfahren,  das  dem  Streben  nach 
Colonisation  des  Lai^des  so  viel  als  möglich  Vorschub 
leistete. 

Man  gab  nämlich  wüste  Länderstrecken  an  einzelne 
Besitzer  mit  der  Auflage  Dörfer  auf  denselben  zu  erbauen 
und  Ansiedler  auf  denselben  anzusetzen.  War  die  Ueber- 
lassung  (was  wol  in  den  ältesten  Zeiten  der  Mark  Branden- 
burg die  Regel  bildete)  unentgeltlich  geschehen,  so  sollte 
der  Empfänger  die  einzelnen,  zu  den  Dörfern  gehörigen 
Hufen  ebenfalls  unentgeltlich  an  Colonisten  austhun  und 
eben  durch  diese  Aussicht  auf  Länderzuweisungen  andere 
Personen  zur  Niederlassung  in  der  Mark  bewegen.  War  da- 
gegen die  üeberlassung  entgeltlich,  also  in  der  Regel  durch 
Kauf  geschehen,  so  sollte  in  diesem  Falle  der  Grundbesitzer 
die  einzelnen  bäuerlichen  Hufen  weiter  verkaufen,  nunmehr 
aber  die  von  jenen  Hufen  zu  entrichtenden  bäuerlichen  Ab- 
gaben und  Dienste  selbst  einziehen,  auf  der  anderen  Seite 
jedoch  dem  Markgrafen  für  die  diesem  zufallenden,  für  das 
ganze  Areal  der  Herrschaft  berechneten  Steuern  nnd  Ab- 
gaben haften.  Besonders  belehrend  über  diese  Verhältnisse 
sind  die  Urkunden  über  die  Colonisation  der  Lausitz  und 
Schlesiens,  in  welchen  Ländern  unzweifelhaft  dieselbe  Weise 
beobachtet  wurde  wie  in  der  Mark  Brandenburg. 

Im  Jahre  1223  setzte  der  Bischof  Laurentius  von  Breslau 
mehrere  Dörfer  nach  deutschem  Rechte  in  der  Weise  in  der 
Gegend  von  Ujest  an,  dass  er  seinem  Vogte  Walter  An* 
Setzung  von  Dörfern  auftrug,  für  die  Mühe  der  Gründung 
und  der  administrativen  Leitung  aber  ihm  Zins  und  Zehent 
aus  jenen^  Dörfern  zusicherten^**)    Aus  der  Erwähnung  der 

216)  Cf.  Tzschojppe  und  Stenzel,  Ürk.-Samml.  (1223)  No.  7,  S,282: 
Nos  LanrentiuB,  mifieracione  divina  Wratislaviensis  episcopus,  notam 

10* 
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Leitung  der  neugebildeten  Orte  geht  hervor,  daas  dasDorf- 
schulzenamt  dem  Walter  mit  übertragen  war.  Ausdrüoklicäi 
wird  dies  auch  unter  Zusicherung  vpn  dem  vierten  Theile 
der  Gerichtsgefälle  ausgesprochen. 

Aehnliche  Gewährungen  des  Dorfschulzenamtes  lassen 
sich  aus  den  Jahren  1240,  1252,  1261,  1271,  1276,  1294, 
1308  erweisen.  217) 

Dass  auch  in  der  Mark  Brandenburg  ein  ähnliches  Ver- 
fahren beobachtet  wurde,  ist  aus  der  gerade  in  frühen  Zeitea 
auftretenden  Erscheinung  zu  entnehmen,  dass  ritterliche  Per- 
sonen als  Dorfschulzen  vorkommen.  So  war  i^ach  der  An- 
gabe Wohlbrück 's  in  Demnitz  ein  Edelmann  Matthias  von 
Ilow  im  Besitze  des  Dorfschulzenamtes,  obwol  derselbe  nicht 
Patrimonialricliter  des  Dorfes  selbst  war.^^®) 

In  Anders,  Schlesien  wie  es  war,  IL  S.  68  f.  wird 
eine  Urkunde  überliefert,  die  dem  Erbauer  eines  Dorfes  ge- 
wisses Mass  von  Grundbesitz  und  das  Schulzenamt  gewährt. 
Es  heisst: 

facimus  presentibus  et  faturis,  quod  ad  honorem  dei  et  utilitatem  ecclesie 
beati  Johannis  cum  communi  consensu  capituli  Wrattslaviensis  damas 
et  concedimus  et  presenti  pagina  confirmamus  Walthero,  advocato  nostro, 
in  Nyza  locare  Theutonicos  in  territorio  Sancti  Johannis  in  Vyasd  pro 
Bexto  manso,  ita  videlicet,  quod  de  quolibet  manso  solvatur  decima 
aonaatim  in  campo,  mense  episcopali  et  dimidius  ferto  argenti  in  pon- 
dere  Theutonicali  simiüter  annuatim  in  censu,  excepto  penitus  sexto 
manso,  cujus  decimam  et  censum  idem  Waltherus  cum  suis  heredibus 
in  perpetuum  libere  recipiet  et  quiete  pro  expensis  suis  et  Idboribtis  in 
fundacione  et  regimine  loci  jam  dicti  addito,  quod  ad  araturam  nostram 
sex  mansos  excipimus  in  divisione  mansorum  per  sortem,  more  Theu- 
tonico  recipiendos,  quorum  omnem  utilitatem  nobis  et  nostris  successo- 

ribus  perpetuo  reservamus Et  quoniam  tarn  in  judiciis  quam 

eciam  in  aliis  procuracionibus  enndem  Waltherum  cum  suis  heredibus 
in  prefato  loco  teuere  volumus  et  habere  procuratorem  et  solum  in  jure 
Theutonico  advocatum,  terciam  partem  judiciorum  eidem  cum  suis  here- 
dibus nomine  advocati  et  quartam  partem  nomine  sculteti  concedimus 
et  confirmamus. 

217)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Urk.-Samml.  No.  15,  S.  293  (1234); 
No.  20,  S.  802  (1240);  No.40,  S  327  (1252);  No.  55,  S.  360  (1261);  No.  64,' 
S.  383  (1271);  No.  67,  S.  390  (1276);  No.  94,  S.  425  (1294);  No.  109,  S.  483 
(1308).  Die  Urkunde  von  1261  lautet:  (nos)  —  dedisse  jure  teutonico 
villam  nostram  Butno  ad  locandum,  pro  cujus  locacione  ei  damus  here- 
ditario  jure  duos  mansos  liberos  Wlamingos  et  terdum  denarium  de 
judicio  et  molendihum  cum  taberna  et  macellas  carnium  et  panis. 

218)  Cf.  Wohlbrück,  Geschichte  von  Lebus,  I.  S.  212.  Vergl.  auch 
über  Colonißation  v,  Wersebe,  niederl.  Colonieen,  II.  S.  KXJJL. 
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QotfriduB  — Praepositus  — vendidimus  —  pro  villa  jure 
teutonioo  locanda  mansos  unum  et  viginti  et  locum 
pro  uno  horto  et  viginti  hortis  construendis  honesto  viro 
Sifeido,    qui  ejusdem  ville  locator  esse  debet  et  s  c al- 
te tus,   ad  cujus  scultetiam  pertinere  debent  predictoram 
mainsorum  tres,  quinque  horti  etc. 
Noch  im  Landbuche  von   1375   finden  sich  in  einigen 
Dörfern  Schulzen,  deren  ritterlicher  Stand  kaum  bezweifelt 
werden  kann.    In  Satzkorn  (Sotzker)  Herman  Bardelevc,  in 
Falkenhagen  ein  gewisser  Palckenhagen,  der  ein  Lehen  von 
12.  Hufen  vom  Markgrafen  hat,    in  Werbelow   ist  Schulze 
Hentze  de  Farmen.  —   Interessant  ist  das  Verhältniss  in 
Satzkom:«»») 
Sazkorn  sunt  32  mansi,  quorum  plebanus  unum  maüsum. 
Pritz  Bardeleve  5  mansos  ad  curiam  \ 

suam,  !  de  quibus  tenentnr  ad 

Hennich  Sazkorn  5  mansos  ad  cu-  (  servicium  yasallionatus. 

•  riam  suam,  ) 

Herman  ßardeleve  5  mansos  ad  cu-  \ 

riam  suam,  I  dicunt,  quod  non  tenen- 

Kope  Schoneveldt,    civis   in  Köln,  |       tur  ad  servicium. 
5  mansos,  ) 

Ernst  de  Ezin  &|  mansos  ad  curiam  j 

f  de  quibus  tenentur  ad 

suam,  /        ?.  1,.      <L  - 

_       ,     1,  .     - ,  i  servicium  vasallionatus. 

Jan  de  Ezm  5^  mansos,  ) 

Prefecturam  habet  Herman  Bardeleve. 

Offenbar  stossen  im  Dorfe  Satzkorn  mehrere  herrschaft- 
liche Besitzungen  an  einander.  Der  Gründer  des  Dorfes  ist 
vielleicht  ein  Vorfahr  des  Hennich  Satzkom.  Die  im  Dorfe 
belegenen  Hufen  der  beiden  Bardeleve,  Hennich  Satzkorns 
und  Ernst  von  Etzins  gehören  zu  grösseren  Besitzungen, 
zur  curia,  die  wol  der  herrschaftliche  Haupthof  gewesen  sein 
wird.  Aus  dem  Masse  des  Grundbesitzes  besonders  aus 
ihrer  theilweise  unbestrittenen  Lehenspflicht  gegen  den  Mark- 

219)  Cf.  Fidicin.  Landbuch  S.  94,  No.  2;  vergl.  über  Falkenhaffen 
ibid:  S.  95,  No.  9;  Werbelow  S.  145,  No.  39. 
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grafen  geht  der  ritterliche  Stand  der  Besitzer,  namentlich 
auch  des  mit  dem  Dorfschulzenamte  betrauten  Herman  Bar- 
deleve hervor.  « 

In  einem  doppelten  Verhältnisse  also  konnte  der  Grün- 
der eines  Dorfes  sich  befinden.  Entweder  war  er  Eigen- 
thümer  des  Grundes  und  Bodens,  auf  dem  er  Golonisten 
ansetzte,  oder  er  war  nur  unter  gewissen  persönlichen  Be- 
günstigungen mit  Herbeiführung  von  Golonisten  beauftragt- 
Im  letzten  Falle  that  er  die  einzelnen  Hufen  wol  ebenfalls 
unentgeltlich  an  die  einzelnen  Golonisten  aus.  Er  machte 
ihnen  aber  dabei  die  Auflage  gewisse  Abgaben  an  die  Kirche 
oder  an  den  Markgrafen  zu  entrichten.  Diese  nahm  er  als 
Dorfschulze  selbst  in  Empfang  und  lieferte  sie  an  den  Mark* 
grafen  ab.  War  er  dagegen  in  den  Besitz  der  Feldmark 
selbst  gelangt,  so  betrachtete  er  sich  als  Eigenthümer  des 
gesamten,  zur  weiteren  Dorfanlage  ihm  zugewiesenen  Grun- 
des und  Bodens.  Er  war  wahrscheinlich  in  der  Regel  zur 
Leistung  gewisser,  diesem  Grundbesitze  entsprechenden  Ab- 
gaben an  den  Markgrafen  verpflichtet  und  zog  die  von  den 
Golonisten  zu  leistenden  Abgaben  für  sich  ein.  Praktisch 
stellte  sich  das  Verhältniss  also  so  heraus,  dass,  wenn  er 
den  Grund  und  Boden  zu  Eigenthum  vom  Markgrafen  er- 
worben hatte,  er  für  einen  gewissen  Betrag  von  Steuern 
oder  Dienstabgaben  die  Haftung  und  insofern  ein  gewisses 
Risico  übernahm,  als  er  jenen  vollen  Betrag  zu  entrichten 
hatte,  selbst  wenn  er  keine  hinlängliche  Anzahl  von  Hinttjr- 
sassen,  die  entsprechende  Abgaben  an  ihn  entrichteten,  auf 
seinem  Gebiete  ansetzen  konnte.  Auf  der  anderen  Seite 
konnte  er  einen  Vortheil  gemessen ,  wenn  er  so  viele  Golo- 
nistenstellen  zu  Zinsrecht  austhat,  dass  die  Summe  jener 
Zinsen  den  Betrag,  für  den  der  Besitzer  der  Herrschaft  dem 
Markgrafen  gegenüber  einzustehen  hatte,  überstieg.  Auch 
der  Fall  ist  gewiss  nicht  selten,  dass  ein  solches  herrschaft- 
liches Gebiet  einem  einzelnen,  vielleicht  im  Kriege  ausge- 
zeichneten Vasallen  ohne  Entgelt  überlassen  wurde  und  er 
dann  Golonisten  anzusetzen  suchte,  die  ihm  ihre  Zinse  und 
Abgaben  entrichteten.    Die  einzige  Last,  die  der  Erwerber 
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der  Herrschaft  dann  übernahm,  war  die  Haftung  für  einen 
gewissen  Abgabenbetrag  dem  Markgrafen  gegenüber. 

Auf  diese  Weise  ijntstand  eine  Patrimonialherrschaft,  in 
der  der  Besitz  gewisser  Pereeptionen  und  der  Dorfgerichts- 
barkeit mit  den  aus  derselben  hervorgehenden  Gefällen  dem 
Erwerber  des  gesamten  Grundes  und  Bodens  zustand.  Wenn 
der  Gründer  eines  Dorfes  dagegen  nicht  Eigenthümer  des 
ganzen  herrschaftlichen  Areales  war,  so  erlangte  er  wol  ge- 
wissen, in  der  Regel  abgabefreien  Grundbesitz  und  gewisse 
ihm  besonders  zugewiesene  Pereeptionen,  namentlich  das 
Dorfschulzenamt  mit  dem  dritten  Pfennig  von  den  Gerichts- 
gefällen, aber  erschien  doch  nicht  als  Herr  des  ganzen  Dor- 
fes.   Er  war  Schulze  innerhalb  der  markgräflichen  Vogtei, 

Patrimoniale  und  der  markgräflichen  Vogtei  angehörige 
Dorfgerichte  sind  also  schon  von  den  ältesten  Zeiten  der 
Mark  an  neben  einander  erkennbar.  Selbst  dann,  wenn  das 
Dorf  von  Hause  aus  ein  Theil  der  markgräflichen  Vogtei 
war,  ist  das  Dorfschulzenamt  wol  beinahe  nie  in  Händen 
von  Besitzern  gewesen,  die  dasselbe  als  eigentliche  ange- 
stellte Beamte  im  Namen  des  Markgrafen  verwalteten,  son- 
dern stets  in  solchen,  die  die  Ausübung  desselben  als  Be- 
lohnung für  geleistete  Dienste  empfangen  und  auf  den  Genuss' 
gewisser  Amtsperceptionen  angewiesen  waren. 

Dieser  Umstand,  dass  bei  den  meisten  Dörfern  das 
Dorfschulzenamt  die  Belohnung  für  die  Gründung  des  Dorfes 
selbst  war,  erklärt  auch  die  Erscheinung,  dass  der  Dorf- 
schulze mit  Vermessung  der  einzelnen  zum  Dorfe  gehörigen 
Hufen  beauftragt  ist.  Quellenzeugnisse  dieser  Art  kommen 
mehrfach  vor. 

Im  Dorfe  Pagel  in  Schlesien,  das  nach  flämischem  Rechte 
angesetzt  war,  war  nach  einer  Urkunde  von  1259  der  Dorf- 
schulze mit  dem  Vogte  zur  Vermessung  der  einzelnen  Acker- 
stellen beauftragt.  ^^) 

220)  Cf.  i.  M.  Eiedeh  Beiträge  zum  deutschen  Rechte,  I.  S.  56, 
Note  9  (ürk.  von  1259):  Ex  relatu  vero  prefati  H  sculteti  (im  Dorfe 
Pogaloo),  qui  dictam  villam  singulis  terminis  cum  Frederico  advocato 
de  Stinau  mensuravit  et  limitavit,  cedent  nobis  20  et  dimidius  mansus 
censuales.    Vergl.  auch  ibid.  S.  126. 
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Der  Dorfschulze  zog  die  von  den  Dorfeinwohnetn  zu 
entrichtenden  Abgaben  ein  und  lieferte  sie  an  die  markgräf- 
liche Kammer  ab.  Bis  in  späte  Zeiten  ist  diese  Function 
des  Dorfschulzen  nachweisbar  ,^^0  ^^  erster  Ursprung  ist 
aber  gewiss  in  dem  Zusammenhange  des  Schulzenamtes  mit 
der  Gründung  der  Dörfer  zu  suchen.  Besonders  belehrend 
ist  ein  Vertrag  der  Markgrafen  Otto  und  Conrad  über  die 
Bede  vom  Jahre  1281. *^2)  Die  domini  bonorum,  d.  h,  die 
Patrimonialherren  sollen  die  Bede  an  den  Mourkgrafen  ab- 
liefern, weim  dieselben  nicht  gegenwärtig  sind,  so  soU.^s 
der  Schulz  thun.  Liefert  auch  dieser  die  Abgaben  nicht,  so 
soll  der  markgräfliche  Landreiter  (bedellus)  die  Beträge; ein-' 
treiben.  Unzweifelhaft  wird  hier  eine  Haftung  der  Patri- 
monialherren für  die  von  ihren  Hintersassen  jauf^ubringeiiden 
Bedebeträge  angenommen.  Denn  der  Bedellus  soll  im  Nicht: 
entrichtungsfalle  die  Pfändung  auf  dem  herrschaftlichen 
Grunde  und  Boden  vornehmen  können.  Eine  Verschiedea-' 
heit  des  patrimonialen  Dorfschulzen  vom  Patrimonialheirrn 
ist  allerdings  schon  erkennbar,  aber  es  werden  Herrschaften 
in  das  Auge  geCasst,  die  aus  mehreren  Dörfern  bcBteb^n, 
wo  es  sich  also  ohnehiju  verbot,  dass  der  Herr  in  jedem 
derselben  das  Schulzenamt  persönlich  ausübte. 

221)  Cf.  Bd.  I.  S.  198,  Note  296  uiid  Wohlbrück,  Gesch.  d.  Bisthumi 
Lebus,  L  S.  220. 

222)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  HI.  I.  S.  11,  No.  9  (1281  ?):  Huiuscemodi 
census  erit  sempiternus  nee  ipsum  conferre  possumus  aüt  debebimas 
alicui.  Dominus  vero  bonorum  debet  hunc  censum  presentare  nuncio 
nostro  et  si  dominus  ibidem  non  fuerit,  extunc  sculthetus  sive  villicus 
dictum  censum  tenebitur  presentare  terminis  prescriptis.  Qaod  si  nee 
per  dominum  bonorum ,  sculthetum  *seu  villicum  factum  fuerit,  bef[ellu|3i 
noster  licite  intrare  bona  eorum  poterit  ad  requirendum  et  extorquen- 
dum  predictum  censum  per  pignorum  captionem.  —  Das 'Datum  der 
Urkunde  ist  Cal.  Maj  1281.  Im  Text  wird  aber  erwähnt:  —  Q^uod  va- 
salli  nostri  dictam  terram  inbabitantes  in  die  heati  Michahelis  in  annis 
domini  1281  nobis  dederunt  de  manso  etc.  Die  Urkunde  selbst  muss 
also  nach  Michaelis  1281  ausgestellt  sein.  Ferner  heisst  es :  Postmodum 
in  die  beati  Michahelis  post  festum  pasche  jam  dictum  proximo  sub- 
sequente,  qui  terminus  extitit  tereie  emptionis  in  annis  1282.  Also 
auch  nach  Michahelis  1282  ist  die  Urkunde  geschrieben,  so  dass,  da  der 
1.  Mai  der  Tag  der  Ausstellung  sein  soll,  erst  das  Jahr  1283  als  das 
Jahr  der  Urkundenausfertigung  angesehen  werden  kann.  Riedel  hat 
die  Differenz  den  Zeitangaben  übersehen.  In  dem  Abdrucke  bei  Lenz, 
brandenb.  Urk.  I.  S.  104  wird  das  Jahr  1282  angegeben^  was  auch  nicht 
richtig  sein  kann. 
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In  der  schon  vorher  erwähnten  Urkunde  vom  Jahre  1259 
bei  AnBetsung  des  schlesischen  Dorfes  Pagel  nach  flämischem 
Rechte  wird  in  Beziehung  auf  die  Beitreibung  des  Zehenten 
dem  Schulzen,  der  auch  zugleich  Gründer  des  Dorfes  ist» 
die  Pflicht  auferlegt  den  Zehenten  auf  eigenem  Fuhrwerk 
ohne  Dienstleistungen  der  Bauern  an  denjenigen  aJ^zuführen, 
dem  er  zukommt.  ^*^)    . 

Eine  Reihe  von  Urkunden  bestätigt  die  Pflicht  zur 
Lieferung  der  Abgaben  an  den  Landesherm  oder  an  den 
Patrimonialherrn  auch  für  Schlesien.  ^*^) 

In  dieser  Anknüpfung  des  Dorfschulzenamtes  an  die 
eirste  Anlage  von  Dörfern  liegt  auch  der  Erklärungsgrund 
för  die  von  Hause  aus  auftretende  Eh*blichkeit  desselben. 
Das  patrimoniale  wie  das  der  markgräflichen  Yogtei  ange- 
höFige :  Dorfschulzenamt  war  in.  der  Regel  Bestandtheil  eines 
Bitter-  oder  Knappenlehnes  und  wurde  wol  selbst  im  Falle 
der  etitgeltlichen  Erwerbung  zu  Lehen^  nicht  zu  ganz  freiem 
Alüde  gegeben.  So  wie  die  Lehen  aber  erblich  waren,  so^ 
waren  es  auch  die  dazu  gehörigen  Schulzenämter.  Deshalb 
ist  die  ursprünglichere  eigentliche  Form  des  SchulzenAmtes 
die  des  Lehenschulzen.  Allmählich  nämlich  wuchsen  die^ 
einzelnen  Herrschaften  zu  solchem  Umfange  an,  dass  sie 
mehrere  Dörfer  umfassten  und  die  Verwaltung  des-  Schulzen- = 
amtes  in  jedem  Dörfe  besonderen  Personen  anvertraut-  wer- 
den musste.  Diese  Nothwendigkeit  der  Stellvertretung  fährte 
wol  zuerst  auf  den  Gebrauch  einer  nur  lebenslänglichen  oder 
selbst  auf  Jahre  beschränkten  Verleihung  des  Amtes.  In 
vielen  Orten  blieb  man  aber  bei  der  älteren  Sitte  dasDorf- 
schultseoamt  erblich  nach  Art  eines  Lehens  zum  dauernden: 

223)  Die  Stelle  (cf.  oben  No^e  220)  lautet:  Ad  hoc  autem,  ut  ipiaa 
Villa  melius  proliciat  in  locatione  et  cnltora,  damus  ei  a  festo  sancti 
Martini  proximo  venturo  tribus  annis  libertatein;  ex  tunc  solvet  pro 
qnolibet  manso  annuatim  fertonem  argenti  et  maldratam  annone  triplicis 
grani^  videlicet  duas  niensuras  tritici,  quinque  siliginis  et  quinqne  de' 
avena:  8i  vero  dicta  annonacesserit,  pro  decima  vobumus,  ut  deponatur 
in  Villa  ita^  q%u)d  eam  in  propria  vectwra  sine  Idbore  nostrorum  vüla" 
narum  deducat,  cui  cedeti 

224)  Gf.  L,  3f.  Biedd,  Beiträge  zum  deutschen  Recht,  I.  S.  155. 
Tzachoppe  und  Stenzel,  Ürk.-Samml.  S.  152,  Note  5  u.  S.  564,  No.  178: 
S.  339,  No.  48;  S.  323,  Nö.  35. 
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Besitze  einer  bestimmten  Familie  zu  machen.  In  sofern 
dieses  Lehen  meist  nicht  mehr  als  Bestandtheil  eines  Ritter- 
lehens, sondern  mit  allen  seinen  Perceptionen  und  Functio- 
nen als  ein  besonderes  Amtslehen  verliehen  wurde,  sank  es 
oft  wegen  der  statt  des  Bitterdienstes  zu  leistenden  bäuer- 
lichen Dienste  oder  Abgaben,  z.  B.  Fuhren  oder  Gewährung 
von  Herberge  und  Mahlzeiten,  in  die  EJasse  der  Bauerlehen. 

Die  Erinnerung  an  den  ehemaligen  ritterlichen  Oharacter 
der  am  Schulzenamte  haftenden  Lehenpflicht  deutet  in  spä- 
teren Zeiten  zuweilen  noch  die  Pflicht  der  Schulzen  zu  Reiter- 
diensten  an.  In  einer  Urkunde  fär  Kloster  Leuben  in  Schle- 
sien vom  Jahre  1178  sollen  die  Schulzen  der  Dörfer  zur 
gemeinsamen  Landesvertheidigung  Reiterdienste  thun.  ^^) 
Wo  hl  brück  hebt  bei  Aufzählung  der  Pflichten  eines  Dorf- 
schulzen hervor,  dass  er  dem  Herrn  des  Dorfes  ein  Lehen- 
pferd habe  halten  und  die  Lehenware  bezahlen  müssen, 
aber  später  zur  Zeit  des  Landbuches  von  1375  sei  jene 
Pflicht  zur  Stellung  eines  Lehenpferdes  in  eine  Geldabgabe 
verwandelt  worden.^ 

Der  spätere  Gebrauch  liess  den  Schulzen  nur  lebens- 
länglich oder  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  im  Besitze  des 
Amtes.  Diese  sog.  Setzschulzen  sind  aber  gegenüber  den 
Lehenschulzen  als  die  spätere  Erscheinung  anzusehen.  Selbst 
da,  wo  sich  längere  Zeit  Lehenschulzen  erhalten  hatten,  wer- 
den Setzschulzen  eingeführt.  Im  Jahre  1563  wurde  im  Dorfe 
Kenzlin  ein  gesetzter  Schulze  statt  eines  Lehenschulzen  ein- 
gesetzt.*^"^) 

Das  Amt  des  Dorfschulzen  selbst  erstreckt  sich  auf  die 
Leitung  des  Dorfgerichts  innerhalb  der  Bd.  I.  S.  156  ff.  er^ 
örterten  Competenz,  auf  die  Verwaltung  der  dörflichen  Orts- 
polizei   und   die   Rügepflicht    bei   den  Vogtgerichten   über 

225)  Cf.  L.  M,  Eiedel,  Beitr.  z.  deutschen  Rechte,  I.  S.  39:  Si  vero 
contieerit  hostüem  exercitum  terram  yelle  ingredi,  tunc  coloni  Abbatis 
de  villis  pedites ,  scuUeti  equites  ad  communem  terrae  defensümem  pny- 
cedere  tenebtmtur, 

226)  Cf.  Wohlbrück,  Gesch.  des  Bisth.  Lebus.  I.  S.  222,  223. 

237)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  461,  No.  21  (1563).  Vergl.  auch 
WoMbrück,  Gesch.  des  Bisthums  Lebus,  lil.  S.  163  und  L  S.  299,  372. 
L.  M.  Riedel^  Beiträge  zum  deutschen  Bechte,  I.  S.  64. 
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schwerere  Vergehen.  Was  die  Competenz  des  Dorfgerichtes 
betrifft,  so  ist  früher  im  ersten  Bande  ausgeführt  worden, 
dass  leichte  Polizeiübertretungen,  Körperverletzungen,  bei 
denen  kein  Blut  geflossen,  ist  (Blutrunst),  Streitigkeiten  über 
bäuerliches  G^rundeigenthum  und  persönliche  Givilansprüche 
den  Gegenstand  derselben  ausmachten.  Dass  namentlich 
die  blutrünstige  Körperverletzung,  aber  auch  nur  diese  zur 
eigentlichen  Gerichtsbarkeit  des  Dorfschulzen  gehörte,  geht 
aus  dem  Umstände  hervor,  dass  zu  den  Gerichtsgefällen  des 
Dorfschulzen,  an  denen  er  bekanntlich  den  dritten  Pfennig 
geniesst,  wol  die  Gefälle  von  Blutranst,.  niemals  aber  die 
von  schwereren  fliessenden  Wunden  gehören.*^) 

Nach  Teymlers  Stadtbuch  von  Frankfurt  von  1516  soll 
eine  Blutrunst  an  den  Richter  des  frankfurter  Kiezes  ge- 
büsst  werden.**^) 

Es  ist  im  ersten  Bande  S.  163  ff.  erörtert  worden,  dass 
in  dem  Sprachgebrauche  der  märkischen  Quellen  der  eben 
beschriebene  Umfang  des  Dorfgerichtes  mit  dem  Ausdrucke 
des  höchsten  und  niedersten  Gerichts,  des  supremnm  et  in- 
fimnm  Judicium  bezeichnet  werde.  Das  hauptsächlichste  Ar- 
gument, welches  für  diese  Annahme  verwendet  wurde,  war, 
dass  in  manchen  Stellen  die  Uebertragung  des  höchsten  und 
niedersten  Gerichts  und  des  Gerichts  an  Hals  und  Hand 
geschehe,  dass  es  also  eine  Tautologie  sein  würde,  wenn 
das  höchste  Gericht  den  schweren  Blutbann  bezeichne,  die 
Uebertragung  des  Gerichtes  an  Hals  und  Hand  noch  einmal 
daneben  zu  erwähnen.*^)  Ueberhaupt  schien  es  unwahr- 
scheinlich, dass  zu  dem  eigentlichen  Dorfgerichte  die  Juris- 
diction über  schweren  Blutbann  gehören  könnte,  denn  gerade 

228)  VergL  Womrück,  Gesch.  des  Bistk  Lebus,  Ilt.  S.  402,  557. 

229)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIK.  S.  393,  No.  617.  Von  den  kie- 
sernn.  Die  kiser  und  fischer,  die  hie  auf  dem  kiese  wonen  vor  dem 
lubuschen  thor  hynder  den  monchen  und  heist  ire  wonung  uf  dem  kiese 
und  habn  sunderlich  freibait  und  straff  under  sich  von  alders,  ane 
blutrunst  ffhoret  dem  richter.  —  Die  undeutliche  Stelle  sagt  wol:  die 
Bewohner  des  Kiezes  haben  besondere  Freiheiten  und  StraQurisdiction 
unter  einander,  ausgenommen  (ane)  die  Blutrunst,  welche  dem  Richter 
der  Stadt  oder  des  Kiezes  gehörte.  Yergl.  Zimmermann^  Entwickelung 
der  mark.  Städteverf.  I.  S.  66. 

230)  Gf.  Bd.  I.  S.  165  bei  Note  304. 
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diese  war  als  Inhalt  der  Vogtgerichtsbarkeit  erkannt  worden. 
Regelmässig  pflegen  nun  Yeräusserangen  des  Dorfes>  mit 
höchsten  und  niedersten  Gerichten  zu  geschehen,  bedeutete 
das  höchste  Ooricht  den  schweren  Blutbann,  so  müsste  man 
annehmen,  dass  der  eigentlichen  engeren  Oompetenz  des 
Dorfgerichtes  bei  der  Veräusserung  ausserordentlicher  Weise 
die  Jurisdiction  über  Sachen  an  Hals  und  Hand  binfzugefügt 
worden  sei,,  dass  also  etwa  der  Patrimonialherr  des  Dorfes 
auch  für  die  im  Dorfe  vorfallenden  schweren  peinlichen 
Verbrechen  habe  selbst  der  Richter  sein  dürfen.  Eine  solche 
ausserordentliche  Ausdehnung  der  Dorfgericfatsbarkeit  wenig- 
stens auf  patrimonialem  Grunde  und  Boden  wäre  alsdann 
die  gewöhnliche  Form  der  Veräusserung  gewesen,  aber  ge- 
rade eine  solche  ausserordentliche  Erweiterung  der  Gompe- ' 
tenz  des  Dorfgerichtes  wäre  nur  dann  anzunehmen,  weim 
die  Quellen  sie  ausdrücklich  bezeugten. 

Trotz  allen  diesen  Erwägungen  kann  nicht  geleugnet 
werden,  dass  der  Ausdruck  Judicium  supremum  in  allen  Län^ 
dern^  namentlich  auch  in  den  der  Mark  Brandenburg  benach- 
barten, den  hohen  Blutbänn  bezeiohiiet,  dass  es  also  immerhin« 
auffallend  bleibt,  dass  in  den  Urkunden  der  Mark  Branden- 
burg dieser  Ausdruck  anders  sollte  verstanden  sein.  Der 
vorher  geltend  gemachte  Grund,  dass  Judicium  supremum 
und  das  Gericht  an  Hals  und  Hand  an  demselben  Dorfe 
neben  einander  verliehen  werden,  ist  zwar  wahr,  aber  die 
in  solcher  Ausdrucksweise  etwa  liegende  Tautologie  nach 
der  Natur  der  deutschen  Quellen  keineswegs  unmöglich. 
Gkrade  zu  pleonastischen  Bezeichnungen  neigen  die  deut- 
schen Urkunden  in  nicht  geringem  Grade.  Aus  diesen  nach 
der  einen  wie  nach  der  anderen  Seite  Zweifel  erregenden 
Gründen  empfiehlt  es  sich  genauere  Untersuchung  über  die 
Bedeutung  des  supremum  Judicium  anzustellen.  Es  ist  dabei 
nicht  blos  auf  den  Sprachgebrauch  märkischer  Quellen  ein- 
zugehen, sondern  auch  auf  den  benachbarter  Länder. 

Zunächst  lässt  sich  ein  Fall  vom  Jahre  1300  anführen, 
in  welchem  einem  Dorfe  im  Weimarischen  die  Jurisdiction 
über  Blutbann  so  gewährt  wird;  dass  die  Einwohner  des 
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Dorfes  selbst  den  Richter,  der  an  Hals  und  Hand  richtet, 
wählen  sollen. ^^*)  Es  liegt  also  ein  Fall  vor,  wo  nicht  zu 
Gunsten  eines  einzelnen  Patrimonialherm,  sondern  zu  Gun- 
sten der  Dorfgemeinde  selbst  der  Blutbann  der  Dor^uris- 
diction  hinzugefügt  wird  und  dass  also  die  Dorfgerichtsbar- 
keit an  sich  diese  hochpeinliche  Gompeteuz  nidht  umfasst 
haben  kann. 

Auf  der  anderen  Seite  kommt  im  Jahre  1463  in  Sachsen 
JBine  Verschreibung  des  Dorfes  Cunzendorf  vor  an  den  Abt 
von  Sagan,  in  welcher  es  heisst,  dass  das  Dorf  dem  Er- 
werber überlassen  sein  solle: 
ohne  alle  Beschwerunge  mit  obersten  und  niedersten  Ge- 
richten ausgeschlossen  Todtschläge,  Hängen  und  das  den 
Hals  anlanget.  ^^0 
In  dieser  Stelle  kann  offenbar  der  Ausdruck:  oberstes  Ge- 
richt nicht  so  verstanden  werden,  dass  damit  nur  schwerer 
Blütbann  gemeint  ist.   Denn  es  wäre  ein  Widerspruch  höch- 
stes Gericht,  also  Blutbann  zu  verleihen  und  hinterher  Alles 
auszttschliessen,  was  den  Hals  angeht.    Nach  dieser  Stelle 
scheint  das  oberste  Gericht  also  eine  geringere  Jurisdiction 
zu  enthalten  als  schweren  Blutbann. 

Gerade  entgegengesetzten  Inhalt  hat  eine  andere  Ur- 
kunde von  1282,  die  sich  auf  die  Patrimonialjurisdiction  de&r 
Stiftes  Batzeburg  bezieht.  Hier  wird  dem  Stifte  das  minus 
Judicium  gegeben,  ^ 

quod  extendit   ad   livorem    et   sanguinem,    quod 
Bloot  et  Slawe  dicimus. 
Dagegen  behält  der  Bischof  sich  vor  das 


231)  Cf.  Klingner,  Sammlung  zum  Dorf-  und  Bauernrechte,  Bd.  III. 
8. 168,  No.  32  (1300).  Der  Graf  von  Orlamünde  und  Herr  zu  Weimar 
privilegiert  Schönwerda:  darnach  thuen  wier  Ihnen  die  Gnade»  als  sie 
von  alters  hero  haben  gehabt,  das  sie  das  Gerichte  daselbst  sollen 
haben  über  Hals  undt  über  Handt  im  Felde  undt  im  Dorffe  und  sollen 
einen  Schnltheisen  setzen  und  kiesen  nach  nnserm  willen  undt  wann 
sie  den  haben  gekobren,  der  soll  xor  uns  kommen  und  vor  unsere, 
iiheliche  Hansz-Fraa  Gatharina  und  soll  uns  geloben  undt  unser  Wirtin 
vorgenannt  getrew  xmd  gewehr  zu  sein,  dann  uns  undt  unser  Wirtin 
alleine. 

232)  Cf.  Klingv^r,  Samsil.  z\m  Dorf-  und  Bauemrecht,  lU.  S.  85. 
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majus  Judicium  colli  et  manus  super  homines  vestros  (des 
Stiftes).  «»3)  ' 
Eine  Vereinigung  so  widersprechender  Stellen  ist  nicht 
anders  möglich  als  durch  die  Annahme,  dass  Judicium  su- 
premum  einen  schwankenden  Sinn  hat.  In  einer  weiteren 
Bedeutung*  umfasst  es  alle  über  leichte  Polizeiübertretungen 
hinaus  liegende  Streitigkeiten,  also  ebenso  die  Körperver- 
letzungen zu  braun  und  blau  als  die  zu  Hals  und  Hand.*^^*) 
Der  schwere  Blutbann  bildet  danach  also  nur  einen  Thefl 
des  höchsten  Gerichts,  und  wenn  deshalb  in  der  vorer- 
wähnten Urkunde  vom  Jahre  1463  der  schwere  Blutbann 
von  dem  höchsten  Gerichte  ausgeschlossen  wird,  so  bleibt 
die  Gompetenz  zu  braun  und  blau  als  Inhalt  desselben  übrig. 
In  einem  engeren  Sinne  dagegen  ist  nur  der  schwere  Blut- 
bann supremum  oder  majus  Judicium  genannt.  Das  Gericht 
über  Blutrunst  fällt  dann  unter  den  Begriff  von  Judicium 
minus.  Davon  legt  die  andere  meklenburgische  Stelle  für 
Batzeburg  vom  Jahre  1282  Zeugniss  ab. 

Gerade  in  Meklenburg  scheint  der  Sprachgebrauch  das 
Judicium  majus  in  dem  engeren,  nur  Blutbann  umfassenden 
Sinne  gewöhnlich  gewesen  zu  sein.    Man  unterschied  hier 
nämlich  häufig  das  majus,  mediocre  et  minus  Judicium.    Das 
erste  ist  der  schwere  Blutbann,  das  zweite  betrifft  Blutrunst, 
das  dritte  leichte  andere  Frevel  und  Polizeicontraventionen. 
Stellen,  in  denen  das  Judicium  majus,  mediocre  oder  medium 
und  infimum  erwähnt  werden,  sind  mehrfach  nachweisbar. 
Als  im  Jahre  1362  das  Dorf  Grotenhargen  an  Kloster  Neu- 
münster geschenkt  wurde,  geschah  es: 
cum   Omnibus  et  singulis  adjacentiis,   utilitatibus  et  judi- 
ciis  majore,  mediocri   et  minori,  manus  et  colli 
ac  cum  omnium  causarum  congregationibus  et  excessuum 
correctionibus.  ^ 

233)  Cf.  de  Westphalen,  monum.  ined.  IL  S.  2203,  No.  71  (1282). 
233  a)  Cf.  Klingner,  Samml.  zum  Dorf-  und  Bauernreoht,  III.  S.  21, 

Note  33,  macht  darauf  aufmerksam,  dass  in  der  Pfalz  und  Franken 
der  Ausdruck  Obergericht  auch  die  leichtere  Grimimüjurisdiction  mit 
umfasst. 

234)  Gf.  de  Westphalen^  monum.  iued.  II.  S.  232,  No.  230. 
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Die  tautologische  Erwähnuug  des  Judicium  manus  et 
colli,  nachdem  vorher'  schon  das  Judicium  majus  benannt 
worden,  ist  bemerkcnswerth.  Denn  in  diesem  Zusammen- 
hange kann  Judicium  majus  kaum  etwas  anderes  bedeuten 
als  schweren  Blutbann,  Judicium  mediocre  Gericht  über  Blut- 
mnst,  Judicium  minus  geringere  Delicte. 

£ine  ähnliche  Dreitheilung  der  Jurisdiction  bezeugt 
Hallwachs  für  Baiern,  wo  das  Oericht  über  Blutbann  als 
fraissgericht,  die  mittlere  Jurisdiction  als  Strafe  zu  Haut 
und  Haar  bezeichnet,  die  niedere  Jurisdiction  auf  ganz 
leichte  Delicte  und  Civilsachen  bezogen  wird.*^^) 

In  Meklenburg  wird  zuweilen  statt  der  Dreitheilung  nur 
Judicium  majus  et  minus  Judicium  einander  gegenüber  gesetzt 
und  dem  minus  Judicium  eine  Oompetenz  bis  zu  60  Schil- 
lingen zugewiesen.    Bei  Schenkung  des  Dorfes  Warkstorp 
an  Kloster  Gismar  werden  Letzterem  mit  übertragen 
minora  judicia  usque   ad  solides  sexaginta,  de 
majoribus  vero  judiciis  videlicet  manus  et  colli 
terciam  partem.*^^) 
Aehnlicher  Sprachgebrauch  findet  sich  in  einer  Urkunde 
von  1358  über  eine  Schenkung  des  Dorfes  Retzecowe  an 
Kloster  Doberan.^^)    Offenbar  wird  hier  bei  der  hohen  Busse 
das  vorher  als  mediocre  oder  medium  bezeichnete  Judicium 
in  das  Judicium  minus  eingerechnet,  also  wol  namentlich  die 
Jurisdiction  über  Blutrunst,  die  in  der  Stelle  vom  Judicium 
majus  ausgeschlossen  ist.     In  der  vorher  erörterten  Stelle 
von  1463  (oben  bei  Note  232)  ist  also  Blutrunst  im  höch- 
sten Oerichte  enthalten,  in  der  gegenwärtigen  nicht. 

Zu  ähnlichen  Resultaten  führt  auch  das  magdeburgische 
Recht,  in  welchem  grosse  und  kleine  Busse  unterschieden 
und  zur  grossen  Busse  die  Zahlung  eines  Wergeides  ge- 
rechnet wird. 

235)  Vergl.  Hallwachs,  commentatio  de  centena  illimitata  sive  terri- 
toriali  (Frankf.  1746).  S.  12  f.  §.  5,  6,  S.  18.  §.  15. 

236)  Cf.  de  Westphalen,  monum.  ined.  IV.  S.  3435,  No.  l  (1282). 

.  237)  Cf.  de  Westph(üen,  monum.  ined.  IL  S.  1634,  No.  93  (1358):  cum 
pleno  judicio  m^/ort,  manus  scüicet  et  colli,  ac  minori  sexagintck  vide- 
licet solidorum  et  infra. 
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Im  königsberger  Codex  der  Wallenrodtsißheii  BiWibthek 
von  einer  Sammlang  von  magdeburger  Schöffenartheüen 
heisBt  es: 
Ein  artiekel  stehet  in  des  lanndes  hanntfeste  zum  Colmen: 
so  dem  also  ist,  das  wir  denselben  stedten  die  freiheit 
ewiglichen  han  gegeben,  das  ir  burger  kiesenn  in  den- 
selbenn  stedtenn  sunnderliohe  richter  jheriich,  die  nnnsem 
hau&e  unnd  der  gemeine  der  stedtenn  wegenn,  denselbenn 
richternn  habenn  wir  ewiglich  enntwichen  vonn  dem  dri1> 
tenn  teile  gerichts  bussen  vor  die  grosse  schuld  gerichtet, 
die  busse  der  minnderenn  missethat,  die  teglich  heist 
12  Pfennige,  und  darunnder  habe  wir  in  allenthalbenn 
gelihenn  alles,  was  der  richter  auf  dem  dinngstule  vorlest, 
von  4  Schillingen  und  darußder,  dasselbige  sie  auch  von 
unnsernnt  wegenn  erlossenn,  sonnder  von  den  gros- 
tenn  schuldenn  als  todtechlag,  blutrunst  derglei- 
chen sol  der  richter  ane  unser  bruder  samgunst  nicht 
'  erlassen.  ^^) 

Offenbar  wird  hier  Blutrunst  dem  Todtschlag  gleich- 
gesetzt und  zum  höchsten  Gerichte  gerechnet.  Nach  den 
magdeburger  Fragen  soll  der  Schultheiss  in  Dörfern  oder 
Städten,  wo  der  Barggraf  das  oberste  Gericht  bat,  von  den 
grössten  Bussen  ein  Drittel  und  die  Gefälle  des  niedersten 
Gerichts  erhalten.  Er  hat  folgeweise  als  höchsten  Bruch 
in  manchen  Fällen  das  Wergeid  von  18  Pfund,  das  Gewette 
von  8  Schillingen  dagegen,  das  ihm  zufällt,  gehört  zu  dem 
kleinen  Brüche.  2^«) 

Auch  im  magdeburgischen  Rechte  tritt  uns  also  die  Auf- 
fassung des    höchsten  Gerichtes   in  einem  weiteren  Sinne 

238)  Cf.  Behrendy  Magdeb.  Fragen,  S-  222  ad  I.  2.  27.  (Kw.  39.) 

239)  Cf.  Behrend,  Magdeb.  Fragen,  I.  2.  dist.  18  (S.  50);  Wo  em 
scboltis  richter  ist  bynnen  wigbilde  in  dorffern  adir  in  istetin,  do  der 
burggreve  das  obirste  gericbte  hat  unde  der  scholtis  das  nedirste  und 
den  dritten  pfenning  an  den  groBten  bmche,  der  scholtis  irwirbet  do 
czweyerley  bruche  von  rechte.  Syn  hogester  brach,  den  h^r  gewynnet 
in  eczlichen  Sachen,  das  ist  eyn  wergelt,  das  18  prant  genge  und  gebe 
ist  in  dem  gericbte.  So  gewynnet  her  in  eczlichin  Sachen  gewette;  eyn 
gewette  sint  8  Schillinge,  das  gehorit  czu  den  oleinen  brachen  und  nicht 
cza  dem  hogesten  bruche. 
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entgegen  und  es  fragt  sich,  welche  Bedeutung  man  diesem 
Ausdruck  in  der  Mark  Brandenburg  beigelegt  habe.  Dass 
der  Sprachgebrauch  in  dieser  Hinsicht  gerade  in  den  mär- 
kisd^en  Quellen  ein  durchweg  anderer  gewesen  sei  als  in 
denen  der  benachbarten  Gegenden,  ist  schon  oben  als  wenig 
wahrscheinlich  zurückgewiesen  worden.  Dass  femer  die  enge 
Bedeutung  des  Wortes,  wonach  sie  nur  den  schweren  Blut- 
bann bezeichnet,  in  der  Mark  die  vorwiegende  gewesen,  wird 
in  den  Urkunden  durch  nichts  bestätigt. 

Die  unzähligen  Veräusserungen  von  Dörfern  mit  der 
dazu  gehörigen  Gerichtsbarkeit  müssen  als  solche  angesehen 
werden,  die  der  Regel  nach  die  eigentliche  Dorfgerichtsbar- 
keit in  ihrem  hergebrachten  Umfange  nicht  erweitern.  Da 
aber  unzweifelhaft  in  den  Dörfern  schwerer  Blutbann  nicht 
geübt  wurde,  so  kann  man  keine  Erweiterung  der  dorfge- 
richtlichen Gompetenz  annehmen,  so  dass  etwa  bei  der 
Veräusserung  eines  Dorfes  mit  höchstem  und  niedrigstem 
Gerichte  der  schwere,  eigentlich  peinliche  Blutbann  mit  ein- 
begriffen gewesen  sei.  Der  Natur  der  Sache  nach  wird  man 
daher  eher  zu  der  anderen  Annahme  greifen,  dass  in  einem 
weiteren  Sinne  zum  höchsten  Gerichte  die  über  alle  leich- 
teren Frevel  hinausliegenden  Vergehen,  namentlich  die  blut- 
rünstige Körperverletzung  gehört,  dass  das  höchste  Gericht 
demnach  im  Allgemeinen  zwar  auch  das  schwere  Blutgericht 
bedeuten  kann,  dass  es  aber  in  Verbindung  mit  dem  Dorf- 
gerichte drese  Bedeutung  nicht  hat.  Darum  wird  es  in  man- 
chen Stellen  (cf.  oben  Note  230)  hervorgehoben,  dass  das 
höchste  und  niedrigste  Gericht  und  das  an  Hals  und  Hand 
übertragen  werden  solle,  um  das  ausserordentlicher  Weise 
zur  Dorfturisdiction  hinzutretende  Element  des  schweren 
Blutbannes  zu  bezeichnen.  Wenn  ein  solcher  Zusatz  sich 
aber  nicht  findet,  so  ist  anzunehmen,  dass  im  höchsten  Dorfr 
gericht  nur  eine  bis  zui*  Blutrunst  gehende  Competenz  ent- 
halten war.  In  sofern  wird  also  das  höchste  Gericht  prä- 
sumtiv wenigstens  bei  Dörfern  nicht  als  schweren  Blutbann 
umfassend  angesehen  werden  müssen. 

E's  iöt  üoch  übrig  die  bisher  erörterte  Entstehung  des 

KÖJINS,  GEBICHTS-VERPA88UK6.     II.  11 
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DorfgerichteB  im  Verhältniss  zu  den  Ueberliefferungen  des 
Sachsenspiegels  in  das  Auge  zu  fassen.  Als  natürKehe  Pa- 
rallele zum  märkischen  Dorfschulzen  stellt  sich  der  Bauer- 
meister dar.  Es  finden  sich  Andeutungen,  dass  das  Wort 
Schulze  imd  Bauermeister  als  gleichbedeutend  angesehen 
werden,  so  in  einer  Urkunde  des  Abtes  von  Ballenstedt  im 
Jahre  1  \59^*^)  Die  altmärkische  Glosse  zu  Ssp.  III.  64,  g.  11 
erklärt  den  Bauermeister  mit  dem  Schulzen  für  identisch.***) 
Kloster  Diesdorf  kaufte  im  Dorfe  Dancsen:  officium;'  quod 
vulgariter  dicitur  bnrameth  cum  curia  ad  hoc  offtcinm  per- 
tinente.***) 

Auch  die  einzelnen  Functionen  des  Schulzen  finden  sich 
im  Amte  des  Bauermeisters  wieder.  Bei  der  Anlegung  der 
niederländischen  Colonieen  in  der  Gegend  Tön  Meissen  er- 
hielt Bovo,  der  die  Cultur  der  Moore  im  Nieder -Vielande 
bewirkt  hatte,  das  Riehteramt  über  alle  rorf  ihm  gestifteteü 
€olonieen.*^^) 

Der  Bauermeister  hat  die  Leitung  der  Dorfgemeinde 
und  Verwaltung  der  Ortspolizei.***)  Die  Gerichtsbarkeit  des 
Bauer meisters  scheint  eine  geringere  zu  sein  als  die  des 
Dorfschulzen.  Er  richtet  über  Forderungen  und  fahrende 
Habe,  um  fatech  Mass  und  Wage,  um  falschen  Kauf***)  In 
Civilsachen  hat  er  vermuthlich  aber  nicht  bloss  Jurisdiction 
übet  Streitigkeiten  um  fahrende  Habe,  sondern  auch  um 
bäuerliches  Grundeigenthum.    Denn  auf  der  einen  Seite  ist 

240)  Cf.  von  Wersebe,  niederländ  Colon.  II.  S.  990,  Note  143:  duos 
autem  mansos  eorundem  incdhrwn  Magütro,  quem  Scultetum  appeümii, 
absque  decima  permisi. 

241)  Altm.  Glosse  zu  Ssjp.  III.  64,  §.  11:  Deme  hurmestere  weddet 
man  ses  penninge,  dat  is  deme  schulten  unde  ternim  dith  tho  Blicbten 

242)  Cf.  Gercken,  diplomätaria  veteris  Marchiae,  IL  S.  179,  No.  79 

243)  Vergl.  von  Wersebe,  niederl.  Colonieen  II   S.  1001. 

244)  Ssp.  II.  55:  Svat  so  de  buimester  schept  des  dorpes  vromen 
mit  wilkore  der  merren  menie  der  bure,  dat  ne  mach  de  minre  deü 
picht  wederreden.    Ssp.  III  64,  §.  11. 

245)  Ssp.  IL  13,  §.  2:  Timme  mer  penninge  unde  uinme  andere 
varende  have  raut  he  (der  Bauermeister)  wol  richten  vorbat.  §.  3.  Dit 
»elve  gerichte  gat  over  unrechte  male  unde  unrechte  wage  ovQr  val- 
Bchen  uop,  of  mah's  overviiDdich  wirt. 
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der  Baitiermeister  nicht  bloss  competeat,- wenn  Gemeindeland 
unrechtmässig  abgepflügt  ist,  sondern  jeder  Ansprach  um 
Bbrbe  soll  im  Dor%erichte,  also  doch  gewiss  vor  dem  Bauer- 
meSater  entschieden  werden.  ^^) 

In  Beziehung  auf  die  Criminaljurisdiction  scheint  der 
Bainermeister  des  Sachsenspiegels  eine  mehr  untergeordnete 
Stellung  als  der  märkische  Dorfschulze  eingenommen  zu 
haben.  In  Sachen,  welche  leichten  Diebstahl  oder  Schläge- 
ri^kn  bis  ztir  Blutrunst  betreffen,  soll  der  Bauermeister  nur 
im  Falle  der  händhaften  That  Richter  sein.^")  Die  eigent- 
liche Competenz  ütoer  diese  Art  Ton  Vergehen  scheint  also 
einenii*  anderen  Siebter  zugestanden  zu  haben.  Gerade  bei 
(i^r  blutrünstigen  Körperverletzung  wird  in  erster  Reihe  der 
Rifchter,:  dann  der  Fronbote  und  zuletzt  erst  der  Bauermeister 
gönaositj  vor  dem  die  Klage  erhöben  werde.  Es  scheint  da- 
mit angedeutet  zu  sein,  dass  der  Letztere  nur  uneigentlicher 
Weise  über  diese  Art  von  Streitigkeiten  competent  ist,  dass 
er  also  wol  nur  bei  handhafter  That  (versehe  dat)  zur  Ent* 
scheidang  berufen  wird. 

Im.  Gegensatz  hiezu  hat  der  märkische  Dorfschulze  die 
Gerichtsbarkeit  über  Blutrunst  als  ordentlicher  Richter,  also 
audi  im  Falle  der  nicht  handhaften  That. 

:    Die  vorher  angefahrte  Thatsache,  dass  dem  Dorfschulzen 

246)  Cf.  Ssp.  III.'  86,  §.  1 :  Svie  siner  gebare  gemene  aferet  oder 
grevet  oder  tünet^wird  he  vor  dem  burmestere  gevrüget  oder  beklaget 
aar  umme,  he  mut  dar  umme  wedden  dre  Schillinge.  Weigeret  aver  he 
irediteH  ror  den  buriiiestere  unde  wert  he  beklaget  vor  dem  overen  rich- 
tere,  he  mut  deme  richtere  wedden  unde  den  buren  hüten  mit  drittich 
ßchillingen  unde  i're  gemene  wedder  laten.  Ssp.  IIl.  79,  §.  2  (cf.  Bd.  I. 
S.  161,  Note  298).  Yergl.  auch  Stöbbe  in  Zeitschr.  für  deutsches  Becht. 
XV.  8.  116  ff: 

247)  Ssp,  II.  13,  §.  1 :  Nu  vernemet  um  ungerichte ,  welk  gerichte 
dar  orer  ga.  Den  diel  sal  man  hengen:  geschiet  aver  in  me  dorne  des 
däges  en  düve,  die  min  den  drier  Schillinge  wert  is,  dat  mut  de  bur- 
meister  wol  riMen  des  sehen  dages  to  hat  unde  to  hare  oder  mit  dren 
Schillingen  to  losene.  —  Ssp.  I.  68,  §.  2 :  Stc  aver  den  anderen  mit 
knOppelen  sleit,  so  dat  ime  die  siege  svellet,  oder  sve  den  anderen 
blütrunnich  maket  ane  vleischwunde,  klaget  he  dat  demc  richtere  oder 
deme  vronen  boden  oder  dem  burmeistore  unde  den  buren  unde  bewiset. 
he  dat  in  der  versehen  dat  unde  ne  kumt  jene  nicht  vore  binnen  sinen 
rechten  degedingen  sik  to  untredene  oder  to  beterende  na  rechte,  man 
Bai  ine  vervesten. 

11* 
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die  Gefälle  über  Blutrunst  ohne  EinschränkuDg  zustehen  (of. 
oben  bei  Note  228,  229),  macht  diese  Annahme  wahrgcbein* 
lieh.  Das  dem  märkischen  Dorfschdzenamte  verwandte  Amt 
in  Preussen  ist  laut  directen  urkundlichen  Zeugnisses  über 
Blutrunst  zuständig.  ^^^  *) 

Der  Bauermeister  ist  dem  Dorfschulzen  auch  darin  ähn- 
lich, dass  er  eine  Bügepflicht  auf  dem  über  Blutbann  com* 
Petenten  Gerichte  auszuüben  hat.  (Cf.  Ssp,  I.  2,  g.  4  und 
Bd.  I.  Seite  148  und  oben  §.  37,  Seite  82  fif.)  Das  Gewicht 
dieses  Arguments  verliert  allerdings  dadurch,  dass  die  von 
der  Rügepfiicht  des  Bauermeisters  handelnde  SteUe  des 
Sachsenspiegels  gerade  die  Thätigkeit  desselben  auf  dem 
Vogtdinge,  also,  wie  die  bisherigen  Erörterungen  gezeigt 
haben,  auf  dem  märkischen  Yogtdinge  im  Auge  hat.  Auf 
der  anderen  Seite  ergibt  sich  aber  daraus,  dass  diö  märki- 
schen Schulzen  auf  dem  Yogtgerichte  die  Bügepflicht  haben, 
dass  ferner  der  Sachsenspiegel  nach  seiner  Sprechweise  die 
Eügepflicht  auf  dem  Vogtdinge  dem  Bauermeister  zuweist^ 
die  unabweisliche  Folgerung,  dass  der  Bauermeister  des 
Sachsenspiegels  dem  märkischen  Dorfschulzen  analog  ist. 

Der  einzige  Punkt,  in  dem  das  Amt  des  Bauermeisters 
als  das  engere  erscheint,  ist  nur  die  oben  erörterte  Juris- 
diction über  Blutrunst,  die  demselben  nur  im  Falle  der  hand- 
haften That  zugestanden  zu  haben  scheint.  Man  hat,  weil 
der  märkische  Dorfschulze  hier  eine  ordentliche  regelmässige 
Jurisdiction  besitzt,  behauptet,  derselbe  vereinige  die  PuAc- 
tionen  des  Bauermeisters  mit  denen  des  S^hultheissen  und 
des  Gografen.^*^)     Einen  dem  Schultheissen   des  Sachseü- 

247  a)  Vergl.  i.  Jf.  Biedely  Beitr.  zum  deutschen  Rechte,  I.  S.  120, 
Kote  2  (Urk.  von  1316):  Wir  wollen  stete  halten  alsus  mit  dem«  ge- 
richte,  wo  Prüssen  ader  Polen,  die  under  uns  gesessen  sint,  ^ch  bei 
dem  gute  slan  ader  werren,  was  klage  adir  sacken  davon  komen,  die 
hörent  czu  richtene  den  brüdern,  es  komen  danne  also,.dasz  Praszen 
ader  Polen  mit  den  lüten  des  Dorfes  sich  werren,  swas  klage  davon 
komen,  die  gefallen  dem  Schulteis  zu  richtende.  —  Ebendas.  S.  143, 
Note  2,  von  1337:  Wy  vorlien  und  geben  den  vorgenanten  Prüsen  (den 
.Schulzen  des  Borfes)  und  eren  woren  erben  die  mynre  gerichte  als  hlut 
und  blo  und  den  glich  und  alis  daz  davon  gevellet  sunder  die  grossen 
gerichte  als  hant  und  hals,  behauunge  und  ander  dergleichen. 

24rf;  X.  M,  liiedel,  Beitr.  zum  deutschen  Recht  I.  ^'^d*  .^^ 
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Spiegels  entsprechenden  Beamten  gibt  es  in  der  Mark  Bran- 
denburg aUeTdings  nicht.  *^®*)  So  wenig  uns  auch  vom  Amte 
des  sächsischen  Schultheissen  tiberliefert  ist,  so  muss  der- 
selbe doQb  ein  ftir  den  ganzen  Bezirk  des  Grafengerichtes 
thätiger  Beamter  gewesen  zu  sein.  Es  ist  nicht  ausgemacht, 
ob  seine  Competenz  sich  auf  die  Biergelden  und  Pfleghaften 
einschränkt^.  Eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür, 
dass  auch  Freie  in  geringeren  Streitigkeiten,  die  nicht  an 
Hals  und  Hand  giengen  und  daher  wol  kaum  zum  Grafen, 
gerichte  gehörten,  vor  dem  Schultheissen  erschienen.  Na- 
mentlich gilt  das  von  Körperverletzungen  bis  zur  Blut- 
runst,  die  überhaupt  zu  häufig  vorkamen,  um  von  dem  Grafen 
im  echten  Dinge  aJUe  18  Wochen  entschieden  zu  werden. 
Zwar  sagt  Ssp.  I.  59,  g.  1,*^^)  dass  üngericht  gegen  SchöflFen- 
barfreie  nur  in  echter  Dingstatt  und  unter  Königsbann  ge- 
richtet werden  solle.  Unbedingt  ist  damit  aber  nicht  gesagt, 
dass  nur  der  Graf  und  kein  anderer  über  jedes  üngericht 
gegen  einen  Schöffenbarfreien  richten  dttrfe.  In  der  Stelle 
ist  nur  die  Rede  davon,  dass  im  Allgemeinen  jeder  Richter 
innerhalb  seines  Sprengeis  jede  Art  von  Civil-  und  Criminal- 
klagen  an  jedem  Orte  entscheiden  könne.  Nur  Streitigkeiten 
über  echtes  Eigen  und  üngericht  gegen  Schöffenbarfreie  soll 
an  echter  Dingstätte  zum  ürtheil  gelangen.  Nicht  also  von 
wem,  sondern  wo  gerichtet  werde,  ist  die  in  der  Stelle  er- 
örterte Frage.  Es  bleibt  also  oflFen,  ob  über  jedes  ünge- 
richt des  schöflPenbarfreien  Mannes,  selbst  über  geringere 
.Sachen  bis  zur  ßlutrunst  nur  der  Graf  persönlich  an  echter 
Dingstatt  richten  dürfe,  oder  ob  etwa  der  Schultheiss  in 
diesen  geringeren  Sachen  sein  Vertreter  sei.  Dass  der  Schult- 
heiss den  Grafen  vertreten  darf,  beweist  Ssp.  HI.  52,  g.  *d^^) 

348  a)  Das  sagt  die  Glosse  zu  Ssp.«II.  12  {Homeyer  S.  240  ad  §.  6): 
dat  hir  (in  der  Mark)  1.  nen  coninges  ban  un  is;  2.  nein  schepenbar 
vri  ambachte  ne  is;  3.  so  dane  sculdom  nicht  un  is  u.  s.  w. 

249)  Allerhande  klage  unde  al  ungerichte  mut  de  richtere  wol  richten 
binnen  sime  gerichte ,  svar  he  is ,  ane  of  man  up  egen  klaget  ader  up 
enen  scepenharen  vrien  man  ungerichte  claget.  Des  ne  mach  die  rich- 
tere nicht  richten  wan  to  echter  dingstat  unde  under  koninges  banne. 

250)  Wenne  klaget  man  over  den  richtere,  he  sal  antwerden  vor 
deme  scultheiten,  wen  die  scultheite  is  richter  siner  scult,  als  is  die 
palenzgreve  over  den  keiser  und  die  barchgreve  orer  den  marcgr^yeD. 
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für  Öen  Fall,  dass  der  Oraf  selbst  angeklagt  wird,  also  Partei 
iat.  Es  ist  nicht  unzulässig  anzunehmen,  dass  der  Schult- 
heiss  den  Grafen  auch  in  geringeren  CriiriinalfUllen  vertrat, 
die  aber  an  echter  Dingstätte  und  unter  Königabanü  gerichtet 
werden  mussten.  Wenn  es  der  Stellung  des  Schultheissen 
auf  der  einen  Seite  und  der  Würde  des  Grafen  auf  der  rin- 
deren Seite  nicht  widerstrebte  den  Ersteren  als-  Richter  tibel' 
den  Letzteren  anzuerkennen,  wie  sollte  es  der  Wtil^e  des 
Schöffenbarfreien  zuwider  gewesen  sein  in  geringeren  Sirei- 
tigkeiten  den '  Schultheissen  als  Stellvertreter  des  Grafen 
über  sich  zu  dulden? 

Nach  Ssp.  I.  67,  g.  1  '^*)  soll  ein  schöflFenbarfreier  Mann 
bei  der  Klage  um  Ungericht  dreimal  über  je  sechs  Wochen 
vorgeladen  werden  unter  Königsbann  und  zu  echter  Ding^ 
statt.  Daraus  ist  klar,  dass  derselbe  also  in  jedem  Criminal- 
falle  im  Grafengerichte  stehen  könne.  Weniger  wahrschein- 
lich ist  es,  dass  in  jedem  von  sechs  zu  sechs  Wochen  statt- 
findenden Termine  der  Graf  selbst  präsidiert  habe,  sondetti 
dass  er  sich  dabei  vielleicht  häufig  der  Vertretung  durch 
den  Schultheissen  bediente.  Wenn  im  ersten  oder  im  zwei- 
ten Termine  der  Angeklagte  erschien,  so  ist  eä  fraglich,  ob 
die  Entscheidung  seiner  Sache  in  dem  nur  alle  18  Wochen 
zu  haltenden  Gerichte  unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  selbst 
erfolgte.  Die  Möglichkeit  also  wird  man  gelten  lassen  köti- 
nen,  dass  namentlich  bei  geringeren  Griminalfällen  der  Sfehult- 
heiss  vielleicht  als  Vertreter  des  Grafen  erschienen  ist.  Allein 
selbst  wenn  dies  der  Fall  war,  übte  der  ^chultheiss  doch 
nicht  sein  ordentliches  ständiges  Richteramt,  das  ihm  über 
die  Biergelden  und  Pfleghaften  zustand.  Es  hieng  vom  Zu- 
fall ab,  ob  der  Graf  ihn  zu  seinem  Stellvertreter  in  Ange- 
legenheiten der  gräflichen  Jurisdiction  bestellte.  Zwei  Func- 
tionen müssen  im  Amte  des  Schultheissen  unterschiedefa 
werden,  erstens  sofern  er  Stellvertreter  des  Grafen  wai», 
zweitens  sofern  er  ständiger  Richter  neben  demselben  ^ar. 

251)  Klaget  man  uugerichte  over  enen  vrien  Bcepenbaren  man,  deme 
sal  man  degedin^en  dries,  immer  over  ses  weken  under  koninges  banne 
\mie  ta  echter  ding  etat. 
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Wenn  er  über'sch<Jffenbarfreie  Leule  um  Ungeidcht  richtet, 
«rspheint  der  Scliultheida,  selbst  wenn  man  zulassen  will, 
dass  er  bei  Fällen  bis  zur  Blutrunst  die  Vertretung  des 
Grafen  gehabt  hat,  nicht  in  seiner  ständigen  ordentlichen, 
sondern  nur  in  einer  zufälligen,  gelegentlich  ihm  anvertrauten 
Jurisdiction. 

Man  thut  daher.  Unrecht  dem  märkischen  Schullzeii, 
der  jeQe  Jurisdiction  über  Blutrunst  ordentlicher  Weise 
gefaiGibit  hart 9  die  Function  des  sächsischen  Schultheisscin  zu>- 
^U9pi?echen« ,  Es .  gibt  in  der  Mark  Brandenburg  keinen  Be- 
p.mten,  der  dem  Schultheissen  des  Sachsenspiegels  wesentlieh 
)^)2tspräcJiie,  .hß'Uptsächlicb  weil  in  der  Mark  der  Gegensatz 
ron  Sch0ffi^barfreiheit  und  persönlicher  Hörigkeit  nicht 
existierte.  In. der  Zeit,  wo  die.  Burggrafschaften  in  der 
M^rk  ßi*an4enburg  noch  bestanden,.: mag  der  Vogt  als  Yer- 
triQter  und  ständiger  Unterbeamter  des  Burggrafen:  eine;  ähn^ 
liehe  Stellung  wie .  der  Schultheiss  eingenommen  haben.  Ein 
(qnelienmässig^r  Beweis  lädst  sich  aber  dafür. nicht  im  Ent- 
foirnt^sten.  arbringen.  Mit  dein  Aufkommen  der  Vogteien 
kann  sehr  wol  die  Jurisdiction  über  leichtere  Körperver- 
letzung dem :  Dorfschulzen  überwiesen  worden  sein*         : .  . 

./Noch  weniger  ist  die  Meinung  L.  M.  Riedel's  zu  bü- 
rgen, dai^s  der  Dorfschulze,  in  der  Mark  und  in  Prenssen 
auch  die  Fuftctioten  des  Gografen  besessen  habe.  Er  selbst 
führt  keine  directeu  Beweise  für  seine  Behauptung  an  und 
die  oben  ^*  33  ad  IV.  Seite  21  flf.  gegebenen  Erörte-  , 
rungen  haben  zur  Genüge  ergeben,  dass  der  Gogräf  mit 
dem  märkischen  Vogt,  nicht  mit  dem  Dorfschulzen  in  Pa- 
rallele zu  setzei;!  ist. 

§.  41. 
Besetzung  und  Thätigkeit  des  Dorfgerlehtes. 

Dem  Schulzen,  welcher  nur  den  Vorsitz  im  Dorfgerichte 
führte,  standen  Dorfschöflfen  und  Beisitzer  zur  Seite.  Die 
Person  des  Schulzen  wurde  oft  von  der  Gemeinde  gewählt. 
Es  verstand  sich   dabei  wol  von  selbst,    dass  nur  in   der 
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Gemeinde  angesessene  Leute  gewählt  werden  konnten.  Ob 
das  Wahlrecht  der  Dorfgemeinde  ein  allgemeines  war,  wird 
in  keiner  Stelle  direct  bestätigt.  Der  Sachsenspiegel  gibt 
von  der  Wahl  des  Bauermeisters  nichts  an,  obwol  er  z.  B. 
selbst  den  belehnten  Gografen  als  einen  von  den  LäÄdleuten 
gewählten  Beamten  darstellt.^^*)  Einzelne  Spuren  einer  Wahl 
des  Dorfschulzen  finden  sich  indessen.  Den  voh  Schapelow 
wird  zugesichert,  dass  sie  als  Patrimonialherren  im  Dorfe 
Quilitz  bei  der  Wahl  des  Dorfschulzen  zugegen  sein  BoHen.^*^*) 
Eine  Vereinigung  s^wischen  dem  Wahlrechte  der  Gemeinde 
und  dem  Besetzungsrechte  des  Patrimonialherm  wird  hier 
allerdings  vorausgesetzt.  Aber  wenn  auch  das  Wahlrecht 
nicht  das  ausschliessliche  Prinzip  bildete,  so  scheint  es  doch 
in  vorwiegendem  Grade  massgebend  gewesen  zu  sein.  Die 
Wahl  soll  von  der  Gemeinde  geschehen  und  die  von  Soba- 
pelow  sollen  dabei  sein,  vielleicht  sie  bestätigen.  Die  Initia- 
tive ruht  in  diesem  Falle  anscheinend  bei  der  Gemeinide. 
Anders  gestaltete  sich  das  Yerhältniss  im  Jahre  1501  isi 
Dorfe  Blumenthal.  Hier  soll  die  eine  Hälfte  der  Schöffen 
von  der  Gemeinde,  die  andere  von  den  Besitzern  der  Dorf- 
mark  gewählt  werden.^^*)  Hier  ist  also  eine  Theilung  zwi- 
schen dem  Wahlrechte  der  Gemeinde  und  dem  Besetzungs- 
rechte dessen,  der  die  Jurisdiction  inne  hat,  eingetreten. 
Wie  die  Wahl  des  Dorfschulzen  geschah,  bleibt  zweifelhaft. 
In  einem  Lande,  das  wie  die  Mark  Brandenburg  in  der 
Weise  colonisiert  worden  ist,  wie  oben  g.  40  angegeben  woi^ 
den,  kann  es  nicht  für  wahrscheinlich  gehalten  werden,  das« 


252)  Cf.  Ssp.  I.  56.  Vergl.  indessen  über  die  "Wahl  der  Fronhof- 
beamten durch  die  Gemeinden  im  übrigen  Deutschland  G.  L.  v.  Maurer, 
Gesch.  der  Fronhöfe  etc.  Bd.  IV.  (Erlangen  1863)  S.  59—62. 

253)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  135,  No.  28  (1471):  Ock  efft 
das  noth  wurde  sin,  dat  mann  einen  richter  scholde  kyssen^  so  schalen 
dy  Schaplow  darby  sin  und  den  Richter  mit  bewillen.  Ock  eft  des  not 
wurde  sm  schepen  to  hysen,  dat  man  sie  ok  under  eren  luden  kyse. 

254)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XI.  S.  454,  No.  243  (1501):  Awch  sal 
durch  den  rath  das  gericht  zu  Blomental  furbas  mit  dem  Scheppenstuefe 
also  bestalt,  das  allewege  die  helffte  der  Schepenn  von  den  Innehahern 
der  selbigen  Margke  und  die  ander  helffte  awss  der  Gemeyne  geordent 
^ndt  gekoren  werden. 
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dieses  Wahlrecht  der  Dorfgemeind«  schon  ursprünglich  bcr 
standen  hat  Denn  war  an  dto  Gründer  ein^  Dorfes  das 
Eigenthum  der  ganzen  Feldniai^  gegeben  und  der  Genuss 
des  Schulzenamtes ;  so  stand  die  Ausübung  des  Lets&teren 
iem  so  geschafPenen  Gutsherrn  gewiss  ohne  alle  Einschrän- 
kung durch  die  Colonisten  zu  und  es  ist  nicht  denkbar,  wie 
das  Wahlrecht  der  Gemeinde  zur  Anwendung  hätte  kommen 
sollen.  Auch  we^rn  der  Gründer  des  Dorfes,  das  Eigenthum 
am  ganzen  Areale  nicht  erlangte ,  sondern  nur  den  Besits 
einiger '  Freihufen  und  den  Genuss  des  Schulzenamtes ,  so 
war  die  Ausübung  desselben  unzweifelhaft  dem  Gründer  der 
Dor%emeinde  zugewiesen.  So  lange  also  die  persönliche 
Ausübung  des  Dorfschulzenamtes  ron  den  Gründern  oder 
deren  Erben  geschah,  war  kein  Raum  für  die  Ausübung  des 
Wahlrechts*  Nur  dann  (das  ist  vielleicht  die  wahrschein- 
lichste Hypothese),  wenn  die  Ausübung  des  Amtes  einem 
Stellvertreter  aufgetragen  werden  sollte,  mochte  es  zulässig 
sein,  dass  die  Gemeinde  nicht  ohne  Einflnss  auf  dte  Person 
dieses  Stellvertreters  blieb.  Auf  grösseren  Patrimonialherr- 
schaften,  zu  denen  mehrere  Dörfer  gehörten,  wird  sich  ein 
solcher  Gebrauch  zuerst  gebildet  haben.  Der  Gutsherr 
könnte  hier  die  persönliche  Wahraehmung  der  ihm  zustehen- 
den Schulzenämter  nur  in  einem  oder  wenigen  Dörfern  aus- 
üben, in  den  übrigen  musste  er  sieh  vertreten  lassen.  Hier 
sollte  er  wöl  keinen  anderen  bestimmen,  als  den  die  Ge- 
meinde wählte.  Die  Setzschulzen  sind  es  also  wol  gewesen, 
bei  denen  das  Wahlrecht  der  Gemeinde  zuerst  zur  Gel- 
tung kam. 

Aber  auch  wo  der  Markgraf  im  Besitze  der  Dorfschulzen- 
ämter war,  also  in  Dörfern,  die  völlig  zur  morkgräflichen 
Vogtei  ressortierten,  bildete  sich  wol  schon  früh  ein  Sotz- 
scbulzenthum  mit  begleitendem  Wahlrechte  der  Gemeinde. 
In  diesem  Falle  hatte  gewiss  der  markgräfliche  Vogt  das 
Recht  den  Schulzen  in  sein  Amt  einzusetzen.  In  Lebus 
sollte  nach  einer  Urkunde  von  1253  der  Dorfschulze  vom 
Erzbischofe  von  Magdeburg  (der  damals  die  Rechte  des  Lan- 
desherrn über  Lebus  hatte)  oder  seinem  Vogte  die  Gerichts- 
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ge'wält  empfangea.***)  In!  der  Stelle  wird  sogar  den  Oemelii'- 
den  die  Gewährung  jener  Juriadiction  ohne  Entgelt  über- 
lasaen,  was  wol  bedeuten  doli,  dass  die  Lucra  des  Dorfge- 
riohtes  der  Gem^de  zufliessen.  Yielldicbt  ist  abet  aueh  ein 
Wahlrecht  der  Gemeinde  angedeutet,  das  nur  durch  ein 
'landesherrliche^  Bestätigungsrecht  eingeschränkt  wird.  Denn 
der  Ausdruck    ' 

ipsis  jurisekfotionem  illam  —  cotaicedemus 
nmfasst  eigentjioh  nicht  bloss  die  Beziehung  der  Gerichts- 
gefälle, sondern  auch  die  Bestimmung  der  Person  des  Bi(^- 
ters,  welche  von  der  Gemeinde  gewiss  nur  durch  Wahl  aus- 
geübt wurde.  Das  iand^herrMche  Bestäti^ngsrecht  ist  nHI* 
das  Leihen,  der  Gerichtsgewalt  und  hat  binäichtlich  dcfr 
Person  des  Schulzen  wol  mehr  ^die  ndgative  Bedeutung 
düreh  Verweigerung  jener  Bestätigung  oder  Gearichtaleihe 
einen  Missliebigen,  der  gewählt  worden  war,  zu  beseitigen, 
als  positiv  eine  bestimmte  Person  den  Gemeinden  selbst 
wider  ihi»en  Willen  aufeuzwingen. 

Wo  daher  die  Besetzung  eines  Gutsherrn  oder  des  Mark- 
grafen mit .  einem  Wahlrechte  der  Gemeinde  coneumört, 
müssen  beid^  über  die  Person  des  Schulzen  3i<}h  einigen. 
Ob  nun  die  Initiative  bei  der  Gemeinde  ist,  die  eibe  Anzahl 
von  PersoÄcn  durch  ihre  Wahl  vorschlägt,  damit  der  zur 
Besetzung  des  Amtes  Berechtigte  einen  von  diesen  bestätige, 
oder  ob  der  Letztere  Mehrere  nennt,  unter  denen  die  Ge- 
meinde Einen  wählt,  ist  in  d^n  Quälen  nicht  überliefert. 

Die  Dorfschöflfen  waren,  wie  die  vorher  bemerkte  Stelle 
Note  254  ergibt,  ebenfalls  von  der  Gemeinde  gewäbltCi  Dass 
eine  Theilung  zwischen  demjenigen,  dem  die  Dorfgerichts- 
ba^keit  zustand,  und  dem  Wahlrechte  der  Gemeinde  überall 
stattfamd,  kann  kaum  behauptet  werden.     Ebenso  möglich 

255)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  184,  No.  11  (1253):  Ita  quod 
in  Tillis,  quas  jam  edificaycrunt  et  edificabunt,  ibidem  nihil  juris  oliti- 
nebimus,  nisi  quod  eorum  villicif  qui  völgariter  judices  nominantur,  de 
nobis  vel,  si  presentes  non  siimus,  de  Advocato  nostro  in  lubus  juris- 
dictionem  recipiant  judicandi  et  statim  cum  villani  a  nobis  Tel  ab  Ad- 
Yocato  requirunt,  ipaia  juriadictionem  illam  sine  denariis  et  sine  GHJus- 
Itbei  exactione  muneris  concedemus.  Vergl.  auch  L.  M.  Riedel^  Beitr. 
zvM  deutschen  Kecbte.  i.  S.  86,  Note  2. 
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ist  es  auohy  dass  für  jode  einsetne  Pei'son  des  Schöffen  eis 
ZaäatmmenwirkeB  des  QemeiiidewflMrecfates.  uad  dies  Be«- 
setzangsberechtigten  stattfinden  musste. 

Die  Zahl  der  Dorfschöfftea  >scbeiDt  nicht  festgestanden 
an«  hab^,  sondern  l<>ea1  rersohieden  gewesen  zu*  sdn.  .  Nir* 
gebds  wird  uns  eise. feststehende  gleüohmässige  Anzahl  von 
Bohüffen^  die  zur  Besetzung  eines  Dorfg^ricbidä  erforderliob 
gewesen  sei^  überliefert.  £s  ist  wol  denkbaar,  dass  ingrösse»- 
mn  Oemeanden  eine  grössere  Zahl  von  Dorfsehöffen  existierte 
alsinikleineren.. 

IMe Angaben  über  die  Zahl  derDorfschöffen  sind  Schwab- 
kend  nnd  erscheinen  nie  in  grundsätzlicher  Allgemeinheit.  In 
einer  ndueren  ungedruckten  Geschichte  der  Stadt  Neu-Buppin 
ro»  Campe  (8. 195)  wird  die  Zahl  der  Dorfschöffen  auf  dr*i, 
2wei'.  oder  einen  angegeben,  je  nach  Verschiedenheit  der 
(Ftile.  Dass  ein  gewisses  Schwanken  zwischen : einem  und 
zwei  Schöffen  stattfand,  beweisen  einige  Urkunden.  Im  Jahre 
löOO  wird  über  die  Jurisdiction  im  Dorfe  QuIHtz,-  die  zwi- 
schen denen  von  Pfuel  und  denen  von  Bemfelde  streitig 
war^  festgesetzt,  dass  man,  so  oft  es  noth  sei,  von  den  bem- 
feldischen  Hintersassen  einen  oder  zwei  Leute  zu  Schöffen 
Waide. ^)  Bei  einer  dorfgerichtlichen  Auflassung,  wo  das 
Dorffeericht  als  voll  besetzt  wird  angesehen  werden  müssen, 
geschieht  der  Act  vor  dem  Dorfrichter  (gesetzten  Richter) 
und  zwei  in  der  Gemeinde  angesessenen  Bauern,  welche 
.Letzteren  man  wol  kaum  für  etwas  anderes  nehmen  kann 
als  für  Dorfschöffen,  «ö'') 

Im  Jahre  1458  legen  fünf  Schöffen  des  Dorfgerichtes 
zu  Trettin   von    einer   bestehenden   Mühlenpacht   Zeugniss 

266)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  315,  No.  180  (1500):  ünnd  fürder 
mher,  so  offt  es  noth  wirth  sein,  sal  man  einen  ad  dir  eweine  von  der 
Bernfelder  Uuthe  zu  der  Schepfen  hanclc  kyaen  vnd  setzen^  so  man  zwi- 
Bohen  In  soliche  befinden  mag,  die  darzu  dnchtig  und  genugsam  sein. 

257)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  47,  48,  No.  66  (1405):  und  hebben 
(die  Terättsserer  eines  Zinses)  en  dar  ein  rys  van  gheantwordet,  dar 
em  (dem  Pfarrer  von  Werben)  ein  recht  vrede  over  was  wracht,  dar 
Claws  von  dem  velde  to  der  tyd  ejn  ^hesat  richter  over  was  In  Jeghen- 
wardicheit  der  bure  in  deme  sehen  richte  beseten^  alte  olde  Wulff  und 
JUathiaa  mpckiles. 
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ab.^)  Im  Jahre  1469  erseheinen  als  Scböffen  in  demselben 
Dorfgerichte  vier  Personen ,  zum  Theil  dieselben  wie  1458^ 
zum  Theil  andere.  ^^*) 

Im  Qeriehte  zu  Beerendorf  werden  1470  bei  Auflassung 
einer  Rente  ein  Schulz  und  seohs  Disigpflichtige  ab  gegen^ 
wärtig  genannt.***^)  Es  wird  herroirg^hohen ,  dass  dem  Er- 
werber der  Bemte  Friede  darüber  gewirkt  sei,  also  ist  yr<A 
anzunehmen,  dass  mit  den  Dingpflichtigen  die  ordentlichen 
Dorfischöffen  gi^neint  sind.  Im  Anfange  der  Urkunde  wird 
überdies  ausgesprochen,  dass  der  Verkauf  v%>r  gehegeter 
Bank  geschehe,  wobei  an  die  ordentlioben  Dotfscbdffon  als 
Beisitzer  des  Bichtel'S  gedacht  werden  mnes. 

Aus  einer  dorfgerichtlichen  Auflassung  von  1438  im 
Dorfe  Schoeneberg  bei  Seehausen  kann  man  vier.  Dorf- 
schöffen als  bestehend  annebmen..  Es  werd^i  nämlich  un- 
terschieden der  Biehter.,  vier  Bauern  und  drei  Zeugen«^*) 

258)  Cf.  Biedd,  C  D.  Br,  I.  XX,  S.63,  No.64  (1458):  Vpr  aflef- 
mesniglichen,  dy  dissen  offen  brif  sehen  ader  hören  lezen  Thun  kunt, 
das  vor  uns  Ricbter  Barttolomeus,  beleent  richter  und  Michel  czetzenow, 
Claus  Witke^ .  GoTffe  ßlbr^cM^  Märten  hsamo,  patoel  poUemkt  geaw^m 
scheppen  des  dorffs  drettin  u.  s.  w. 

259)  Cf.  Biedel,  C.  Ü.  Br,  I.  XX.  S.  65,  Ko.  68  (1459):  Vor  allen 
den  dy  dessen  unsen  open  brief  sehen  hören  adder  lesen  Bekenne  wy 
hirnaclige&chreTen  Richter  und  Scheppen  des  dorps  Drettin  myjt  fulbert 
unsser  Erilierrn  Namen  genomet  ßartholomeus  richter,  unde  Märten 
losaow,  Märten  plutne,  peter  czetzenoWy  ckms  moricB,  8cheppen  des 
vorgnantin  dorpes  Drettin,  dat.  vor  wis  gekamen  is  ghmegether 
banck  etc. 

260)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  "VI.  S.  67,  No.  94  (1470):  Dy  erflfehe- 
namen  der  hunre  bubbarsschen  —  —  synt  ghewessen  jm.  reehte  tluo 
berendorp  jn  gheheghedem  dinghe  u.  s.  w.  (und  haben  eine  Rente  ver- 
kauft). —  Sodane  erscreven  —  Renthen  —  fi-itze  wulveswinkel  van  des 
Rades  wegen  und  Tideke  polcritze  eyn  gekarea  vorstender  —  v»n  des 
gadeshuses  weghen  To  eynem  rechten  erffkope  darsulyest  jm  richte  tho 
berendorppe  entfanghen  hebben  und  is  em  hofredet,  dar  don  tor  tyd 
peter  smardh  eyn  richter.  "was;  olde  mathias  kratx,  Hans  ghisen^  Claus 
konen,  Hans  kannenberch  und  heyne  plocze  dinkplichtighen* 

261)  Cf-  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S  863,  No.  32  (1428):  Wy  hebben 
in  desulve  halve  huve  landes  to  mehrerer  bowaringhe  upgegheven  ver 
den  Richter  unde  Bure  to  Valckenberghe  in  eneme  ghehegenden  dinge 
myt  enem  Ryse.  Richter  was  Heyne  Wacker  van  der  van  Schoeneberghe 
walt  weghen  unde  de  bure,  de  dar  aver  weren,  Henning  Kemerer,  Gherhe 
und  Hinrik  brudere  gheheyten  de  Valckenberghe,  Coppe  Valckenberghe 
oin  to  tüghen  Achim  Schoeneberghe,  Claues  Rore  und  Beteke  Valcken- 
berghe. 
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Man  kann  niefat  umhin  jene  Baaern  ähnlich  den  vorbemerkien 
Dingpfliohtigen  als  Schöffen  anzusehen. 

An  das  Amt  der:  zur  Verwaltung  des  Dorfgerichtes  be- 
rufenen .  Personen  waren  mancherlei  Pertinenzen  geknüpft. 
Der  Schulze  besass  entweder  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
Hufen,  oder  er  war  frei  von  gewissen  Abgaben.  E)s  wäre 
müssig  die  mannigfachen  in  den  Quellen  vorkommenden  Do- 
tierungen des  Schulzenamtes  augführlich  aufzuzählen.  Bei- 
spielsweise mögen  folgende  Angaben  genügen. 

Im  Dorfe  Lindow  besass  der  Schulze  eine  Freihufe  als 
Pertinenz  seines  Amtes.  *^^) 

Zum  Schulzengerichte  in  Grantzau  gehörte  eine  Wasser- 
mühlei*®^)  Im  Jahi'e  1514  erscheint  der  Dorfschulze  zu  Wolzig 
als  Besitzer  eines  Zeidlergerichtes.*^) 

Ganz  von  Abgaben  war  der  Dorfschulze'  nicht  frei*  . 

Nach  einem  lebusischen  Stiftsregister  vom  Jahre  1502 
gibt  der  Schulze  im  Dorfe  Zernickow  von  seinen  vier  Hufen 
einen  Bisohofszehnten  im  Betrage  von  40  Groschen.  Im  Dorfe 
Seefeld  soll  nach  einem  Stiftsregister  von  1400  der  Dorf- 
schulze acht  Hufen  haben  und  ein  Lehenpferd  halten,  auf 
das  er  40  Groschen  zahlt.  Der  Dorfschulae  von  MöUendorf 
bei  Beeskow  hatte  sechs  Freihufbn  als  Mannlehen.  ^^^) 

Nicht  selten  ist  eine  Kruggerechtigkeit  Pertinenz  des 
Dorfschulzenamtes ,  so  nach  dem  Landbuche  Carls  lY.  in 
Schönwalde  bei  Tangermünde,  ebenso  in  Sandfurt.  ^®^) 

Das  Dorfsohulzenamt  in  Schildow  umfa&ste  folgende 
Pertinenzen:- sechs  Hufen,  wovon  vier  abgabefrei,  von  den 
anderen  zwei  Hufen  werden  28  Pfennige  jährlich  als  Zins 
entrichtet.    Für  das  Lehenpferd  werden  neun  Groschen  ent- 

262)  Vergl.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  28,  No.  30  (1429). 
268)  Cf.  BiedeL  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  27. 

264)  Cf.  Biedel,  CD.  Br.  I.  XX.  S.  473,  No.  133  (1514):  Item  dieser 
Sefaaltze  (von  Woltzigk)  ist  Ziedler  Richter  und  weil  er  Ziedeler  Richter 
ist  und  bleibet,  so  hatt  er  freye  Zeidel  heyden,  darff  davon  nicht  zinsen, 
stehet  aber  zue  herrschaft  gefallen  Ihnen  zue  dulden  oder  einen  andern 
zue  setzen,  der  Ziedler  Richter  sein  magk. 

265)  Vergl.  Wohlbrück,  Gesch.  des  Bisth.  Lebus.  II.  S.  130, 131,  429. 

266)  Conf.  Landbuch  Carls  IV.  ed.  Fidicin  S.  240,  ^o.  265  Teiba-: 
Tabema  ibidem  pertinet  ad  prefeeturam,  S.  242  a.  E.  No.  270.  Vergl. 
auch  Tzackoppe  und  Stensel,  (Jrk.-Sai|iml.  S»  151,  Note  6.  ^ 
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liebtet.  Dem  Sobulzen  steht  freier  Bierausschank  zu  und  dii 
kleine  Fischerei  mit  einem  Kahne  auf  dem  See  Ldckenita.^ 

Eine  merkwürdige;  aber  gewiss  nidit  ganz  vereinzelte 
Abgabe  kommt  in  der  Gegend  von  Bernau  vor.  Hier  mussto 
der  Abdecker  an  die  Schulzen  der  zur  Stadt  gehörigen  Dörfet 
vier  Dutzend  Paare  lederne  Handschuhe  liefern  ,^^®)  wahi> 
soheinli^  wol;  weil  er  von  den  Dörfern  die  Felle  des  gQ* 
fallenen  Tiehes  holen  durfte. 

Der  Ort;  an  welchem  sich  das  Dorfgericht  versammieh^, 
stand  in  jeder  Gemeinde  gewiss  durch  die  Sitte  fest.  Be- 
sondere üeberlieferung  haben  wir  darüber  nicht.  Nur  füllt 
mal  wird  uns  berichtet;  dass  in  dem  zur  brandenburgtsehen 
Diöce'se  gehörigen  Dorfe  Brunow  im  Ober-Barninischen  Kreise 
bei  Freienwalde  eine  Versammlung  unter  Glockengeläuts  zur 
Aufnahme  eines  gerichtlichen  Verzichtes  berufen  ui^d  im 
8<bhülzeBh6fe  abgehalten  ist.^'') 

Die  Zeit;  wann  das  Dorfgericht  berufen  wurde;  war  wol 
nach  Gelegenheit  verschieden.  Unter  dem  Namen  Burding 
werden  gewisse  Versammlungen  im  Dorfe  berufen,  die  im 
dessen  keine  ausschliesslich  jurisdictionelle  Thätigkeit  ent^ 
wickelten.  Das  Burding  scheint  ähnlich  wie  in  den  Städten; 
wo  es  ebenfalls  vorkommt;  eine  allgemeine  Versammlung 
aller  Dorfbewohner  zur  Berathung  von  Gemeindeangelegen- 
heiten gewesen  zu  sein.  Das  echte,  dreimal  im  Jahre  abzur 
haltende  Ding;  welches  für  eine  über  die  Oompetenz  des 
Dorfgerichtes  hinaus  liegende  Gerichtsbarkeit  bestimmt  war, 
wurde  zuweilen  vom  Vogte  des  Markgrafen  oder  vom  Patrir 
motiialherrn  für  die  Bewohner  des  Dorfes  unmittelbar  und 
äussefaliesslich  gehalten;  worüber  vergl.  oben  §..35;  S.  63 
bei  Note  126. 

Die  Thätigkeit  des  Dorfgerichtes  bezog  sich  zunächst 

267)  Cf.  Biedel,  0.  D.  Br.  I.  X.  S.  341,  No,  248.  Vergleiche  auch 
i.  M,  Riedel,  dipl.  Beitr.  I.  S.  230. 

268)  Vergl.  L.  M.  Eiedel,  Beitr.  zum  deutschen  Rechte.  I.  S.  191; 
Note  15. 

268a)  Cf.  Bkdel,  C.  D.  Br.  II.  in.  S.  264,  No.  1373  (1420):  viri 
sehulieti  et  atti  villani  ad  ptUsum  campane  tunc  congregati.  Bei  dem 
Datum  der  Urkunde  heisst  es:  Acta  sunt  hec  m  viüa  Brunow  m  curia 
häbitiUionis  sehulieti  Brandenburg,  dioceseoß  etc. 
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aaf  die  streitige  Gerichtsbarkeit  dep  Dorfeinsasseu. '  Die 
causale  Competenz  desselben  ist  bereits  erörtert  worden 
Bd.  I.  Seite  159  flf.  und  Bd.  II.  §.  40,  Seite  154  ff.  Es  sind 
w^ige  Urkunden  von  Dorfgerichtsurtheilen  überliefert.  Die 
Hauptursache  davon  war  wol,  dass  alle  streitigen  Angelegen- 
beiten  mündlich  verhandelt  wurden. 

Das  Dorfgericht  urtheilte  über  Grenzfrevel  und  nach 
dem:  Sachsenspiegel  über  falsch  Massj  Erbe,  Gut  und  Geld- 
schuld. 2^) 

Oft  wurden  im  Dorfgeriehte  Vernehmungen  von  Zeugen 
vorgenommen.  ^'^^)  Das  Dorfgericht  selbst  legte  in  seiner 
Gesamtheit  Zeugniss  ab  über  Thatsachen,  die  in  seiner  Ge- 
genwairt  geschehen  waren.  2^*) 

Auch  Verträge  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  namentlich 
gerichtliche  Auflassungen  von  Grundstücken  geschalueh  im 
Dorfgericht.^^^)  Als  Symbol  wurde  dabei  einer  bekannten 
deutschen  Rechtssitte  entsprechend  das  Reis  oder  die  festuca 
eingewendet.  Zum  Gedächtniss  solcher  im  Dorfgerichte  ge- 
schehenen gerichtlichen  Auflassungen  musste  man  sich  ur- 
sprünglich auf  das  .Zeugniss  des^  Dorfgerichtes  verlassen. 
Bald  indessen  fand  man  es  noth wendig  besondere  Schöffen- 
bticher  anzulegen;  in  welche  die  einzelnen  Acte  freiwilliger 
Gerichtsbarkeit  eingetragen  wurden.  Nicht  bei  jedem  Dorf- 
gorichte  scheint  seit  dem  15.  Jahrhundert  ein  Schöffenbuch 
geführt  worden  zu  sein,*"^^)  sondern  mehrere  Dörfer  hatten 

'  '  2Ö&)  Cß  Bd:l.  S.  162,  NV)te  301;  Ssp.  If.  13,  §.  3  uüd  III.  79,  '§.  2. 
.  ,  ?7Ö)  Cf.  Bie^l,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.57  f.  No.  59  (1454).  Vergl.  auch 
WaMhrüch,  Geschichte  des  Bisthums  Lebus.  I.  S.  221. 

-  271)  Cf.  Medel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  63,  No.  64  (1458);  XXIL  S.  57, 
No.  112  (1351). 

'272)  Cf  M^del,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  72,  No.  105  (1324);  S.  92,  No;  137 
(1342);  VI.  'S.  47,  No.  66  (1405);  S.  67,  No.  94  (1470);  8.363,  No.  32 
(1428);  XV;  S.  302,  No:364  (1467).  Vergl.  auch  L.  M.  Eiedely  Beiträge 
mm  dentßchen  Recht.  I.  S»  127—131.  lieber  die  bei  den  einzelnen  Ver- 
gabungen an  den  Richter  und  die  Gemeinde  verfallenden  Abgaben  Orlof 
«inä  Winkop  vergl.  Biedel,  M.  Br.  IL  S.  541,  Note  3. 

273)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  8.  325,  No.  230  (1470)»  Vertrag 
über  den  Lehenbesitz  einer  wüsten  Eeldmark  zwischen  den  Gebrüdern 
Fahrenholtz  und  Kloster  Lehnin.  Dar  thu  hebben  wy  Äat  ok  ummo 
möto"  4ocheni886  unnde  bewarunge  wille  laten  schryven  yn  dat  Schepen- 
buck  der  dorpere. Schonerlinde j  Mollenbeke,  Closterfelde,  Wandelitze, 
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wol  eia  gemeinsames.  Die  einzelnen,  zur  Eintragung  gelan* 
genden  Vertrage  waren  sehr  verschiedener  Art,  Veröusse- 
rungen  von  Grandstücken,  Bestellungen  von  Servituten  und 
ßeallasten,  selbst  Erb  vertrage  und  testamentarische  Dispo* 
sitionen.^^*) 

Die  Thätigkeit  des  Dorfgerichtes  erstreckte  sich  eig^t* 
lieh  auf  alle  Dorfbewohner.  Eine  Ausnahme  musste  dann 
eintreten,  wenn  einzelne  Höfe  mit  ihren  Bewohnern  yon  der 
Dorfgerichtsbarkeit  ausgeschieden  und  etwa  als  besondere 
Zaungerichte  einem  anderen  Patrimonialherrn  zugewiesen 
waren.  Es  konnte  allerdings  geschehen,  dass  die  so  ezi- 
mierten  Gehöfte  ihren  besonderen  Richter  entweder  in  dem- 
selben Dorfe  hatten,  oder  vor  dem  Richter  eines  anderen 
Dorfes  zu  Recht  standen.  Häufig  War  dies  aber  wol  kaum 
der  Fall,  sondern  man  tibertrug  dem  gewöhnlichen  Dorfge- 
richte auch  die  Ausübung  der  Jurisdiction  über  die  exi" 
mierten  Höfe.  2^^) 

Einmal  kommt  aus  dem  Jahre  1388  allerdings  ein  Fall 
vor,. wo  ein  besonderer  Richter   mit  besonderen  Schöffen 
gerade  für  den  eximierten  Hof  bestellt  ^werden  soU.^^*)   Aus 
einer  TJrkunde  vom  Jahre  1396,  in  welcher  ein  Hof  im  Dorfe 
Rodensleven  an  die  Kalandsbruder  zum  heiligen  Geiste  in 
ßuppin  vergeben  wurde,  geht  hervor,  dass  der  Regel  nach 
dem  Dorfgeriohte  die  Austibung  der  Gerichtsbarkeit  selbst 
über  die  eximierten  Zäune  überlassen  worden  ist.    Die. Ur- 
kunde lautet  i^^*^) 
Resignaverunt  (famuli  de  Bellin)  ad  manus  discretorum 
virorum   fratrum  calendarum  Sti  Spiritus  in  nova  Ruppin 
unam  curiam  in  villa  Rodensleve,    quam  nunc  inhabitat 

Stoltenhagen  unde  Bostorp  uppe  dat  des  godeszhases  van  Lennyn 
6yghendam  deme  Clostere  nicht  entfernet  wert  offte  van  deme  Glostere 
kome.   Vergl.  auch  L.  M.  Biedel,  Beitr.  zum  deutschen  Rechte;  I.  -S.  140. 

274)  Vergl.  L.  M,  Biedel,  Beitr.  z,  deutschen  Rechte.  L  fc>.  133, 134. 

275)  Vergl.  Bd.  I.  ß.  169  bei  Note  307- 

276)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I  XXIII.  S.  124,  No,  175  (1388):  Wir 
leihen  und  reichen  den  hoff  mit  höchsten  und  niedristen  Gerichte  und 
das  sie  macht  haben  uf  dem  Sfilhin  Jwfe  zu  setein  Bichter  tmd  Schejpphin 
volkomlichen,  als  offte  in  des  not  wird  sein, 

277)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  311,  No.  27  (1396);  vergk  auch 
X.  M,  Biedel,  Beitr.  zum  deutscheu  Rechte.  L  S.  274,  No.  159. 
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Thydeke  Leyjst,  et  unum  mansum  Kberum,  quem  de  eorum 
liberis  mansis  acceperunt  et  eidem  curie  annexerunt.    Et 
nos  dictum  mansum  dicte  curie  annectimus  perpctue  man- 
surum  tanquam  ab  initio  ville  eidem  curie  annexus  fiiisset, 
cum  Omnibus  proventibua  ejusdem  curie  et  mansi  jam  dicti 
videlicet  cum  pacta,  censu,  precaria  cum  pullo  fumali,  de- 
cima  minuta  cum  omni  servitio  reali    et  personali  cum 
omni  jure  supremo  et  ymo  et  cum  omnibus  predicte 
curie  et  mansi  pertinencüs  tam  in  villa  quam  in  campis, 
videlicet  cum  agro,  areis,  lignis,  pratis,  pascuis,  cum  omni 
jure  et  libertate,  sicuti  prefati  de  beilin  hec  hacte- 
nus  a  nostris  progenitoribus  et  a  nobis  in  pheo- 
dum  tenuerunt,   Sic  quod  incola  ipsius  curie  ad 
nichil  aliud   preterquam  ad  jura  villana  et  ex- 
cessus  strate  teneatur. 
Offenbar  wird  in  der  Urkunde  die  Zaungerichtsbarkeit 
über  die  in  Rede  befindliche  Hufe,  die  mit  höchstem  und 
niederstem  Rechte  auf  die  Kalandsbrüder  von  Ruppin  über- 
geht, von  dem  Dorfgerichte   mit  verwaltet  und  dieser  Zu- 
stand erscheint  als  der  hergebrachte.    Die  Privilegien  des 
föximierten  Hofes  erscheinen  in  allen  übrigen  Beziehungen 
als  völlig  abgeschlossen,  nur  in  Hinsicht  der  Jurisdiction 
soll  der  Besitzer  des  Hofes  vor  dem  DorfgerichtQ  zu  Recht 
stehen.    Das  Schulzengericht  im  Dorfe  zu  Stechow  wurde 
verbunden  mit  dem  Zaungericht  an  Schumachers  Hof  da- 
selbst im  Jahre  1438  verliehen  an  Egerd  von  Stechow  un.d 
dabei  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  schon  der  Vater  des 
jetzigen  Erwerbers  Dorf-   und   Zaungericht   zusammen   be- 
sessen habe.^^®) 

Der  Inhaber  der  eximierten  Zaungerichtdbarkeit  hatte 
alsdann  nur  die  Gefälle  von  Streitigkeiten,  die  seinen  Hof 
betrafen. 

278)  Cf.  Biedel,  C  D.  Br.  I.  X.  S.  518.  No.  87  (1438):  Wir  frederich 
der  Junge  —  Bekennen  —-,  das  wir  —  verlihen  haben  mit  namen  in  dem 
dorffe  czu  Stechow  das  Schultzengericht  und  Siben  hüben  mit  allen 
rechte,  Item  Schumechers  hoff  mit  allem  rechte  und  dem  gerichte  bynnen 
zcunss,  alse  das  alles  des  gnanten  Eggerdes  Tater  seliger  von  uns  und 
der  Marggraveschafft  zcu  Brandborg  zcu  manlehne  Inne  gehabt,  be^ 
sessen,  gebrückt. 

XÜBKS,  QSBIOHTS-VBEVASSUKG.    U.  12 
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Die  BerofuBg  der  Dorfgemeinde  mit  allen  dingpflicbtigen 
Leuten  geschah  wol  unter  dem  Läuten  der  sg.  Baucrglocke 
oder  durch  Herumgehen  eines  besonders  geformten  Holzes 
oder  Knüppels.*^')  Aus  diesem  Grunde  war  vielleicht  der 
Stock  das  Symbol  der  Schulzengerichtsbarkeit  als  Zeichen 
der  Strafe  zu  Haut  und  Haar,  die  im  Dorfgerichte  die 
höchste^  war. 


'    §.  42. 
Das  patrimoniale  Dorfgericht. 

Es  sind  nur  einige  wenige  Eigenthümlichkeiten  derjeni- 
gen Dorfgerichte  zu  erörtern,  welche  sich  auf  herrschaftlichem 
Grunde  und  Boden  befanden.  Der  allgemeine  Character  der 
Dorfgerichtsbarkeit  wurde  auch  hier,  wie  bereits  gezeigt 
worden  ist,  gewahrt.  Aber  in  den  Einrichtungen  des  Dorf- 
gerichtes sind  zuweilen  einige  Besonderheiten  zu  bemerken. 

Der  patrimoniale  Grundherr  zeigt  sich  fast  immer  im 
Besitze  der  Gerichtsbarkeit  über  die  auf  seinem  Areale  an- 
gesessenen Leute.  Selbst  bei  Erwerbung  von  einzelnen 
Höfen,  die  vielleicht  entfernt  von  dem  Ganzen  der  Herr- 
schaft lagen,  wurde  die  Jurisdiction  über  diesen  Hof  dem 
Patrimonialherren  meist  mitübertragen  (vgl.  Bd.  I.  S.  168  f.). 
So  gibt  es  eine  pafrimoniale  Zaungerichtsbarkeit,  die  sich 
indessen  wol  nur  auf  das  von  Zäunen  umhegte  Gebiet  er- 
streckt, nicht  auf  den  sonst  zu  dem  Hofe  gehörigen  Acker; 
denn  in  der  Regel  wird  in  den  unzähligen  Stellen,  die  von 
übertragener  Zaungerichtsbarkeit  handeln,  nur  gesagt:  dat 
gerichte  binnen  tuns,  also  innerhalb  der  Zäune,  und  wenn 
auch  der  Acker  mit  eximiert  sein  sollte,  so  brauchte  man 
den  Ausdruck  buten  und  binnen  tuns.^®®)  Es  kam  aber  auch 
vor,    dass  ein  einzelnes  Feldgrundstück  vom  Dorfgerichte 

279)  Cf.  L.  M.  Biedel,  Beitr.  zum  deutsch.  Rechte  I.  S.  172,  Note  1. 
(Flecken-,  Dorf-  und  Ackerordnung  von  1702.)  Klingner ^  Samml.  zum 
Dorf-  und  Bauernrecht.  Leipzig  1749.  I.  S.  685,  Note  21.  Meinders, 
de  judiciis  centenariis.    Lemgo  1715.  S.  61. 

280)  Vgl.  auch  L.  M.  Biedel,  Beitr.  zum  deutschen  Recht  I.  S.  72. 
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eximiert  wurde.^^')  Im  Dorfe  konnten  mehrere  Höfe  verschiede- 
nen Patrimonialherren  jurisdictionell  zugehören,  ja  es  war  oft 
das  Dorf  in  zwei  Hälften,  deren  jede  verschiedenen  Patrimo- 
nialherren zustand,  geschieden.  Ein  Patrimonialgericht  über 
das  halbe  Dorf  wird  auch  wol  als  Halbgericht  bezeichnet.*®^) 
Von  dem  Dorfgerichte  selbst  wird  noch  das  Strassengericht 
unterschieden  d.  h.  die  Jurisdiction  über  die  auf  der  Dorf- 
gasse vorfallenden  Streitigkeiten.  Auch  dieses  konnte  einem 
einzelnem  Patrimonialherrn  zustehen.  Dasselbe  umfasste 
nicht  die  auf  der  Landstrasse,  selbst  in  unmittelbarer  Nähe 
des  Dorfes  vorfallenden  Händel.  Denn  es  wird  einmal,  wo 
die  Jurisdiction  des  Strassengerichts  sich  auch  auf  die  Land- 
strasse erstrecken  soll,  dieses  besonders  hervorgehoben.*^) 
Dieses  Strassengericht  scheint  also  unmittelbar  zum  Dorf- 
gerichte gehört,  gewissermassen  die  directe  Emanation  des- 
selben gewesen  zu  sein,  dergestalt  dass,  wenn  mehreren 
Patrimonialherren  in  demselben  Dorfe  Jurisdictionsbefugnisse 
zustanden,  derjenige  den  Dorfschulzen  ernennen  durfte,  der 
das  Strassengericht  besass.  Aus  älteren  Zeiten  findet  sich 
dafür  freilich  kein  Beweis.  Aber  im  18.  Jahrhundert  wurde 
bei  Abfassung  des  preussischen  allgemeinen  Landrechts  in 
einem  Monitum  zu  §.  47,  A.  L.  B.  H.  7  hervorgehoben,  dass 
bei  einer  Concurrenz  von  mehreren  Landgerichtsinhabem 
oder  Inhabern  von  Dorfantheilen,  derjenige  den  Schulzen  zu 
ernennen  habe,  welcher  die  Strassengerichte  hat.*^)  Ob 
diese  Begel  in  den  ältesten  Zeiten  stets  entscheidend  ge- 
wesen ist,  bleibt  zweifelhaft.  Wahrscheinlich  hat  häufig  eine 
vertragsmässige  Einigung  unter  den  Patrimonialherren  in 
dieser  Beziehung  stattgefunden. 

Auf  manchen  herrschaftlichen  Besitzungen  waren  in  Be- 
ziehung auf  die  Controle  des  Dorfgerichtes  und  seine  Stel- 
lung zum  patrimonialen  Landgericht  Besonderheiten  einge- 

281)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  74,  No.  105  (1517). 

282)  Vgl.  WohSbrikik,  geschichtliche  Nachrichten  von  den  v.  Alveiis- 
leben  IL  S.  211,  Note.    S.  251,  273,  Note. 

283)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  t  V.  S.  339,  No.  84.   (Das  Jahr  ist  un- 
bekannt) 

284)  Cf.  X.  üf.  Biedel^  Beitr.  zum  deutschen  Bechte  I.  S.  39,  Note  5. 

12* 
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führt,  die  erwähnt  zu  werden  verdienen.  Namentlich  gilt 
dies  von  den  Besitzungen  des  Stiftes  Havelberg.  Der  Haupt- 
grund für  die  Einführung  besonderer  Einrichtungen  war  die 
nachlässige  sorglose  Amtsführung  von  Seiten  der  Dorf- 
schulzen und  der  betreffenden  Gemeinden.  Eine- Urkunde 
vom  Jahre  1581  spricht  aus,  dass  nicht  alle  Excesse  und 
andere  Streitigkeiten  zur  Kenntniss  des  Gapitels  kämen  oder 
nicht  gehörig  erledigt  würden,  dass  ferner  aus  heimlichen 
und  ungenügenden  Vergleichen  der  Parteien  unter  einander 
mancher  Zank  und  Hader  auf  das  Neue  entstehe.  Zur  Ver- 
meidung solcher  Uebelstände  sollen  einige  Domcapitularen 
alljährlich  im  Herbst-Quatember  auf  den  Dörfern  des  Dom- 
stiftes Umreise  halten  und  in  Gegenwart  der  Schultheissen 
und  der  Bauergemeinde  die  etwa  schwebenden  Bechtshändel 
zu  vergleichen  oder  zu  entscheiden  suchen.  Leichtere  Sachen 
sollen  auf  diese  Weise  sogleich  erledigt  werden,  über  schwe- 
rere Excesse  und  wichtigere  Sachen  sollte  an  das  Gapltel 
Bericht  erstattet  werden.  Die  umreisenden  Oapitularen  sol- 
len überdies  nach  Beendigung  ihrer  Inspection  einen  Bericht 
geben  über  das  gesamte  Resultat  ihrei"  Reise,  wie  sie  es  in 
Kirchen,  Gotteshäusern  und  Dörfern  gefunden  haben.*®^)  In 
der  That  war  auch  Grund  vorhanden  für  die  gesteigerte 
Gonkole  über  die  patrimonialen  Dorfgerichte.  Aus  dem 
Jahre  1560  wird  bezeugt,  dass  in  einigen  Dörfern  wegen  zu 
nachlässiger  Führung  des  Dorfgerichtes  dasselbe  gänzlich 
aufgehoben  worden  und  alle  dörfliche  Justiz  unmittelbar  vom 
havelberger  Capitel  verwaltet  werden  sollte.^)  Ein  anderes 
Zettgniss  für  den  Verfall  der  dörflichen  Patrimonialgerichte 
ist  aus  der  früher  erörterten  Thätigkeit  des  Landgerichts 

285)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  178.  ad  VI.  179  (1581). 

286)  Cf.  Büdely  C.  D.  Br.  I.  HI.  S.  26  (1560):  Anno  domini  XV«  sexa- 
gesimo  Freitags  nach  Begum  ist  dem  Schultzen  Hans  Hertens,  Jacoff 
Yos  und  Hans  Ludeken  ihm  namen  aller  pauer  Einwohner  bevolen  and 
auferlegt.  Nachdem  die  pauer  verseumlich  jre  vruge  und  gericht  halten 
und  die  straffe  übel  gehrauchen,  das  nen  gericht  furder  soll  gehaltten 
auch  nen  straff  genommen,  sondern  die  Herrn  wollen  hey  die  gericht 
schielten  und  alkwech  von  den  wrugen  und  straffen  den  halben  teyl  vor 
sich  nemen. 


BTA2>T<SrBRI0HT.     §.  43.  Iglj 

Über  JustizverweigeruBg  und  Verzögerung  eu  entnehmen 
(TgL  oben  §.  36,  S.  72  bei  Note  134). 

Aehnliehe  Massregeln  zur  Controlierung  der  Patrimonial- 
justiz  zeigen  sich  auch  in  anderen  Ländern  ausserhalb  der 
Mark.  Nach  einem  Vertrage  zwischen  Kloster  Correy  und 
Stift  Cöln  vom  Jahre  1230  verspricht  das  Letztere  gehörige 
Justiz  contra  malefactores  zu  tiben.*®^) 

Im  üebrigen  wiederholen  sich  die  für  das  Dorfgericht 
geltenden  allgemeinen  Grundsätze  auch  für  die  patrimonialen 
Gerichte.  Gerade  aus  dem  Begriffe  der  Gerichtsherrlichkeit 
des  Markgrafen  folgt,  dass  die  patrimonialen  Dörfer  weder 
in  il^'er  Verfassung  noch  in  ihrem  Verfahren  von  den  allge- 
meinen Regeln  abweichen  durften.    (Vgl.  Bd.  L  8.  172  ff.) 


XII.  OA.PITEL- 

GESCHICHTE  DES  STADTGERICHTS. 


§.  43. 
Das  Stadtgericht  im  Zusammenhange  mit  dem  Vogtgericht. 

Es  ist  im  ersten  Bande  (S.  175  ff.)  nachzuweisen  ver-. 
sucht  worden,  dass  die  Städte,  selbst  nachdem  sie  mancher- 
lei Privilegien  erlangt  hatten,  doch  noch  in  der  Weise  als 
wesentliche  Theile  der  Vogtei  angesehen  werden  konnten, 
dass  ihre  Einwohner  vor  dem  Vogtgerichte  erschienen  und 
überhaupt  der  Amtsgewalt  des  Vogtes  in  allen  Sachen  unter- 
worfen waren,  die  von  dem  städtischen  Ortsvorstande,  dem 
Stadtschulzen,  nicht  erledigt  werden  durften.  Bei  vielen 
Städten  ist  vermuthlich  der  Gang   der  Entwickelung  der, 

287)  Cf.  Sf^iberte,  Frk.  3.  I.  S.  24Sf.,  No.  189  (1230)* 
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dass  sie  ursprünglich  als  Dörfer  der  Vogtei  angehörten, 
demnächst  mit  allerlei  Privilegien  ausgestattet  zu  Städten 
erhoben  wurden  und  zuletzt  eine  in  der  Weise  abgeschlossene 
Stellung  sowol  in  administrativer  wie  in  jurisdictioneller 
Beziehung  erhielten,  dass  sie  ihr  besonderes,  selbst  in  Blut- 
bannssachen competentes  Gericht  erlangten  und  die  städti- 
schen Bürger  daher  in  keiner  Angelegenheit  in  dem  Vogt- 
gerichte zu  erscheinen  brauchten.  Es  lässt  sich  aber  kaum  be- 
haupten, dass  diese  Entwickelung  in  allen  Städten  stattgefunden 
habe.  Später  gegen  Ende  des  13.  oder  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts gegründete  Städte  scheinen  häufig  sogleich  völlig 
von  der  Vogtei  eximiert  worden  zu  sein,  so  dass  unter  allen 
Privilegien,  die  sie  empfiengen,  sich  zugleich  auch  das  der 
gerichtlichen  Exemtion  befand.  Auch  der  Zeitpunkt,  in 
welchen  die  einzelnen  Städte  diese  gerichtliche  Exemtion 
von  der  Vogtei  erlangt  haben,  ist  daher  verschieden  und 
man  kann  deshalb  nicht  im  Allgemeinen  die  Zeit  der  Zu- 
sammengehörigkeit des  Stadtgerichtes  mit  dem  Vogtgericht 
als  eine  frühere  Periode,  die  Trennung  von  demselben  als 
eine  spätere  auffassen. 

Es  bleibt  also  nichts  übrig,  als  diejenigen  Städte,  de- 
ren Stadtgericht  der  Jurisdiction  des  Vogtes  untergeordnet 
war,  von  denen,  wo  sich  früher  oder  später  eine  Befreiung 
von  der  Amtsgewalt  des  Vogtes  zeigt,  zu 'unterscheiden. 

Man  hat  nicht  ohne  Wahrscheinlichkeit  die  Behauptung 
aufgestellt,  dass  die  im  12.  Jahrhundert  oder  früher  gegrün- 
deten Städte  anfänglich  der  Vogtei  untergeordnet  worden 
seien  und  erst  später  zu  jurisdictioneller  Selbständigkeit  ge- 
langten.^ Ein  unterstützendes  Moment  für  diese  Annahme 
kann  darin  erblickt  werden,  dass  in  den  ältesten  Zeiten  die 
Burggrafschaften  in  der  Mark  vorherrschend  waren  und 
gerade  um  die  Burgen,  welche  Hauptsitze  der  Burggraf- 
schaft waren,  sich  von  früh  an  Städte  bildeten.  Diese  wur- 
den ursprünglich  als  Theile  der  Burggrafschaft  angesehen 
und  standen  mit   dem  ländKchen   Gebiete   in   verfasSungs- 

288)  Cf.  L.  M.  Biedel,  Beiträge  zum  deutschen  Rechte  1.  S.  16. 
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massiger  Verbindung.  Die  städtischen  Einwohner  erschienen 
in  demselben  echten  Dinge  des  Burggrafen  neben  den  Be- 
wohnern des  platten  Landes.  Stendal,  das  1215  vom  Gericht 
des  Burggrafen  eximiert  wurde  und  seit  1151  städtische 
Privilegien  besass,  hat  bis  zu  dem  erst  genannten  Jahre  dem 
Sprengel  der  Burggrafschaft  angehört.*®^) 

Aber  auch  wenn  die  Stadt  sich  nicht  um  eine  Burg  ge- 
bildet hat,  sondern  ähnlich  wie  die  Dörfer  im  Wege  der 
Golonisation  gegründet  wurden,  ist  es  sowol  aus  allgemeinen 
Gründen  als  aus  urkundlichen  Andeutungen  wahrscheinlich, 
dass  der  Ortsvorstand  der  Stadt  dasselbe  verfassungsmässige 
Verhältniss  einnahm  wie  der  Dorfschulze.  Gerade  nämlich 
wie  bei  Dörfern  findet  sich  auch  bei  Städten,  dass  den 
Gründern  derselben  die  prefectura  der  Stadt  mit  gewissen 
Pertinenzen  übertragen  wird.  Es  wird  gar  kein  Unterschied 
der  prefectura  des  Stadtschulzen  von  der  prefectura  des 
Dorfschulzen  hervorgehoben.  Es  wäre  daher  willkürlich  das. 
Amt  des  Einen  anders  zu  denken  als  das  des  Anderen.  Als 
im  Jahre  1235  Prenzlau  gegründet  wurde  von  den  ritter- 
lichen Männern  Walter,  Jordan  und  dessen  Bruder,  von 
Willikin  und  Esikus,  Heinrich  und  Helya  und  Paul  von  Sten- 
dal, erhielt  der  erstgenannte  Walter  das  Schulzenamt,  alle 
genannten  Erbauer  der  Stadt  aber  sechzig  Hufen,  von  an- 
gelegten Mühlen  ein  Drittel  der  Einkünfte  und  ebenso  ein 
Drittel  von  allen  Grundabgaben  und  anderen  Einkünften.**^) 


Vgl.  Bd.  L  S.  96,  Note  101. 
290)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  87,  No.  1  (1235):  Cujus  civi- 
tatis promotionem  yiris  providis  et  discretis  Waltero,  qui  in  ea  prefectus 
erit,  Jordano  et  fratri.suo,  Willikino  cum  Esyko,  Henrico  cum  Hel^a 
et  Paulo  de  Stendal,  qui  a  nobis  hunc  locum  receperunt,  commisimus  in 
hone  modum.  A  festo  beati  Martini  per  tres  annos  de  manais,  quos  ci- 
vitati  acyecimud,  nichil  recipietur,  peracto  autem  triam  annorum  spacio^ 
de  quovis  manso  fertus  dimidius  solvi  debet.  Prefatis  autem  octo,  qui 
civitatem  edificandam  de  manu  nostra  susceperunt  in  feodo  octoginta 
mansos  contulimus.  Si  vero  molendina  edincata  fuerint,  duas  partes 
molendinorum  reddituum  dominus  terre  recipiet  et  terciam  partem^  qui 
expensas  dederint  ad  extruendum.  Quidquid  solvendum  est  de  areis  et 
de  aliis  emolumentis  dominus  duas  partes  et  memorati  octo  viri  terciam 
assument.  Vgl.  auch  über  die  Weise  der  Städtegründung  WohJbrüdCy 
Gesch.  V.  Lebus  I.  S.  186  ff.  Zimmermann,  Versuch  einer  historiscben 
EntWickelung  der  mark.  Städteverfassungen  (1837)  I.  S.  17  ff. 
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Die  Gründung  der  Stadt  Neu-Landsberg  im  Jahre  1257  ge* 
stjbah  durch  einen  gewissen  Albertus  de  Luge.  Demselben 
wird  zwar  nicht  ausdrücklich  das  Schulzenamt  übertragen 
und  noch  weniger  werden  die  Befugnisse  des  Letzteren  be- 
schrieben. Allein  neben  mancherlei  anderen  Pertinenzen 
wird  dem  Albertus  de  Luge  ein  Drittel  der  Gerichtsgeftlle 
zugewiesen  und  derselbe  auch  im  Laufe  des  Teictes  gerade- 
zu schultetus  genannt.*^*)  Die  Analogie  mit  dem  Dorfschul- 
zen sowol  in  dem  Masse  der  Amtspertinenzen  als  in  der 
allgemeinen  amtlichen  Stellung  ist  nicht  zu  verkennen. 

Die  Stellung  des  Stadtgerichts  wird  dann  genau  die- 
selbe gewesen  sein  wie  die  des  Dorfgerichts.  Eine  auf  leich- 
tere Delicte  eingeschränkte,  nicht  über  blutrünstige  Körper- 
verletzungen hinausreichende  Competenz  in  Criminalsachen, 
die  Jurisdiction  über  städtische  Grundstücke  und  persönliche 
Forderungen  in  Civilsacheü,  endlich  kleine  polizeilichen  Con- 
traventionen  werden  die  Thätigkeit  des  Stadtgerichts  aus- 
gemacht haben.  Schwerer  Blntbann  scheint  selbst  nach 
älterem  magdeburgischem  Stadtrechte,  das  gerade  in  den 
märkischen  Städtpn  herrschend  geworden  ist,  dem  Stadt- 
schulzen nicht  zugestanden  zu  haben.  Nach  dem  halleschen 
SchöfiFenrechte  von  1235,  das  auf  die  Stadt  Neumarkt  aus- 
gedehnt worden  ist,  heisst  es  §.  8: 

Praefectus  etiam  noster  omnes  causas  judicat  et  decidit, 
'  tribus  cauffis  exceptis,  scilicet  vi  illata,  quae  Not  di- 
citur,  et  vim  in  propriis  domibus  factam,  quae 
dicitur  Heimsuche  et  excepta  insidia,  quae  Lage 
dicitur,  quas  burckgravius  judicat  et  decidit. 

Offenbar  sind  diese  Vergehen  die  gewöhnlichsten  For- 

291)  Cf.  Itiedel,  C.  D.  Br.  I.  XVIII.  S.  369,  No.  1  (1257):  Proinde 
notum  esse  volumus  tarn  presentibus  quam  futuris  Christi  fidelibus  uni- 
versis,  quod  nos  fideli  nostro  Alberto  dicto  de  Luge  civitatem  nostram 
Landisberch  novam  liberam  construendi  in  hunc  modum  contulimus,  fa- 
cultatem,  videlicet  quod  pars  tertia  totius  census  tarn  de  areis  quam  de 

mälisis  Sit  ipsius  sicut  et  tertius  in  civitate  denariits  per  Judicium 

lisuper  quicquid  de  edificiis  in  ejusdem  civitatis  foro  construendis  du- 
fante  übertäte,  provenerit,  in  usus  civitatis  libere  totum  cedet  et,  eadem 
expleta,  nos  de  qüalibet  statione  duos  percipiemus  denarios  et  SchuUe- 
tui  unum Similiter  -in  molendinis  in  aqua  Cladowe  infra  civi- 
tatis terminos  et  agrorum  construendis  Schultetus  partem  tertiam  cbtinebit. 
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inen  der  an  Hals  und  Hand  gehenden  Jurisdiction  (vgl.  die 
Stelle  bei  Matthis,  jur.  Monatsschr.  XI.  S.  97 ,  auch  bei 
Tzschoppeund  Stenzel,  Urk.-Samml.  S.  295,  No.  16,  §.9), 
Dem  entsprechend  finden  sich  auch  mehrere  Andeutungen, 
dass  der  Yogt  des  ländlichen  Districts  mancherlei  Funetio*- 
nen  in  der  Stadt  vornimmt,  die  ihn  als  den  ordentlichen 
Richter  in  schwereren  Streitigkeiten,  namentlich  im  Blutbanne 
darstellen.  Oft  zeigt  sich  gerade  in  den  Urkunden,  doroh 
welche  eine  Stadt  selbständige  Jurisdiction  und  Freiheit  vdm 
Vogtgerichte  erhält,  manche  Spur,  dass  bis  zu  dem  Augen- 
blicke jener  städtischen  Exemtion  Unterordnung  des  Stadt- 
gerichts unter  das  Yogtgericht  stattgefunden  haben  muss« 

Eyritz  ist  im  Jahre  1237  eximiert  nnd  dabei  ausdrück- 
lich hervorgehoben  worden,  dass  die  Einwohner  der  Stadt 
nicht  vor  den  drei  echten  Dingen  zu  Recht  zu  stehen 
brauchten  ausser  auf  besondere  Ladung  oder  aus  eigenem 
Antrieb.^^)  Man  muss  unbedenklich  annehmen,  das  bis  zum 
Jahre  1237  die  Einwohner  von  Kyritz  in  das  Vogtding 
gehörten,  denn  selbst  bei  ihrer  Exemtion  werden  sie  nicht 
definitiv  und  absolut  davon  ausgeschlossen,  sondern  noch 
auf  besondere  Gitation  zu  demselben  als  Partei  oder  zu 
Acten  freiwilliger  Jurisdiction  hinzugelassen.  Jenes  echte 
Ding  kann  auch  füglich  nur  das  im  ländlichen  Yogteispiren- 
gel  gehaltene  sein,  denn  wenn  das  in  der  Stadt  und  nur  für 
die  Bewohner  derselben  gehaltene  echte  Ding  gemeint  wät'e, 
so  wäre  die  Entbindung  aller  städtischen  Einwohner  zu  je* 
nem  städtischen  echten  Dinge  zu  erscheinen,  gleichbedeutend 
mit  einer  völligen  Aufhebung  des  echten.  Dinges  gewesen. 
Gewiss  aber  hätte  man  sich  anders  als  geschehen  ausge«- 
drückt,  wenn  dieses  Letztere  die  Absicht  gewesen  wäre. 

292)  Cf.  Riedel  C.  D.  Br.  I.  I.  S.  347,  Note  und  HI.  8.  341,  No.  7 
(1237):  Innotescat  presentibus  quam  futuris,  quod  ego  Johannes  et  Ge* 
vehardns,  fratres  de  Plote,  ad  roluntatem  et  petitionem  dilectorum 
burgensium  nostrorum  de  Kyritz  eis  benigne  concesisimus ,  ut  ad  tria 
placita,  que  fiunt  in  anno  et  vocantur  kgitima,  de  jure  nuUu8  venire 
debeat  nisi  citatus  et  vocatus  et  aliquid  ibi  disponere  Habens  et  vadi- 
monia,  que  in  eisdem  tribus  placitis  fiunt^  quatuor  solidos  non  excedant, 
si  faerit  burgensis  ipsius  civitatis.  —  Vgl.  auch  L,  M,  Biedel,  Beiträge 
zum  deutschen  Rechte  I.  S.  81 ,  Note  1 ,  der  die  Urkunde  fälschlich  m 
das  Jahr  1280  setzt. 
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Deutlicher  wird  bei  der  im  Jahre  1344  erfolgten  Exem- 
tion der  Städte  Königsberg,  Soldin,  Arenswalde,  Friedebeirg 
und  Waidenberg  ausgesprochen,  dass  die  Bürger  derselben 
ausserhalb  ihrer  Stadtmauern  nicht  zu  Recht  zu  stehen 
brauchen.*^') 

Aehnlioh  mit  noch  entschiedenerer  Hinweisung  auf  den 
Vogt  des  ländlichen  Districts  ist  die  Fassung  des  Privilegs 
für  die  Stadt  Beeskow  vom  Jahre  1321,  wo  es  heisst: 
Presertim  volentes  nostram  predictam  civitatem  Besekowe 
ac  nostros  cives  predictos  gracia  prosequi  uberiori  et  fa- 
vore  dantes  e.isdem,  quod  coram  sculteto  de  im- 
petendis  quibuslibet  debent  et  non  coram  nostro 
advocato    secundum  juris    formam    respondere, 
quemadmodum  fecerunt  ab  antiquo.^) 
Die  Entwickelung  anderer,  der  Mark  benaehbarter  Län* 
der   zeigt   ähnliche  Erscheinungen.     Man  findet  auch  hier 
einen  Zusammenhang  des  Land-  und  Stadtgerichts,  der  auf 
eine  ursprüngliche  Unterordnung  des  einen  unter  das  andere 
deutet.    In  Westfalen  wird  deutlich  bezeugt,  dass  die  Stadt 
mit  ihren  Einwohnern  vor  dem  Qografengerichte  erschien, 
das   bekanntlich   dem   märkischen  Vogtgerichte   entspricht. 
Noch  im  Jahre  1549  heisst  es  im  Landgodinge  zu  Wieden- 
brügge:  dass  die  Verordneten  des  Domcapitels  der  Ritter- 
schaft und  des  Landes  Osnabrück  im  offenbaren  Goding  er- 
schienen,  von  Seiten  der  Stadt  insbesondere  der  Bürger- 
meister Hinrick  Storck,  und  der  ßathsherr  Johann  Stüvermann 
mit  ihren  Vorsprechen.*^*)    Wenn  auch  in  diesem  Falle  die 

293)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  206,  No.  57  (1344):  Quod  nos 
LudoTicus  etc.  discretis  viris  civitatum  nostrarum  Eonnigesberg,  Soldin, 
Arnswolde,  Fredeborg,  Woldenberg  ceterarumque  civitatum  nostrarum 
omnium  trans  Oderam  ubicunque  sitarum  nobis  pertinencium  civibus  et 
incolis  universis  .  .  .  talem  contulimus  et  presentibus  conferimus  gra- 
ciam  sinffularem,  quod  nullo  judicio  nee  aliquo  coram  judice  pro  aliqui- 
bu8  caswus  sive  causis  extra  muros  civitatis  proprie  debeant  qvtomodo- 
Übet  conveniri,  sed  coram  judicio  proprie  mansionis  respondere  sine  con- 
tradictione  tenebuntur. 

294)  VgL  Bd.  I.  S.  185,  Note  328. 

295)  Cf.  Grimm,  Weisthümer  III.  S.  107  (1549):  dat  vor  uns  er- 
schennen  sint  yn  eyn  openbaer  gemej/ne  landtgodinge  under  den  raet- 
huse  bynnnen  Wydenbrugge,  welch  noth  noethwendigen  vorgefallen 
orsachen  von  den  gewontlichen  plicbtdage  mideweken  na  pentecostes 
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Einwohner  der  Stadt  Osnabrück  nicht  als  erschienen  erwähnt 
sind ,  so  deutet  doch  das  gewiss  öfficielle  Ers^einen  d^s 
städtischen  Bürgermeisters  und  Ratfamanns  auf  ei»e  Betim- 
ligung  der  städtischen  Gemeinde  an  den  Gerichtstagen  dea 
ländlichen  Bezirks.  Uebrigens,  wenn  im  Laufe  der  Uricunde. 
nur  von  der  „burschop  und  den  carspelltiden  von  Gntersloe, 
Harssebrock,  Clairholte,  Langenberge,  St.  Veit,  Rehde  und 
Wydenbrügge"  die  Rede  ist,  welche  zu  dem  Landgodinge 
geheischt  und  gefordert  sei,  so  ist  noch  keineswegs  ausge- 
schlossen, dass  auch  die  Einwohnerschaft  der  Stadt  Osnar 
brück  mitgeladen  worden.  Denn  Bezeichnungen  wie  burscap, 
burding  kommen  auch  in  Städten  vor  zur  Bezeichnung  der 
Ortsbewohner,  was  mit  dem  sprachlichen  ursprünglichea 
Sinne  des  Wortes  bur  (Bauer,  Änbauer,  also  Einwohner) 
sehr  wol  übereinstimmt. 

Ein  interessantes  Bild  der  städtischen  Jurisdiction  in 
Westfalen  bietet  die  Stadt  Soest.  In  den  ältesten  soester 
Statuten  wird  jede  Sache  die  an  Hals  und  Hand  geht  in 
concurrier ender  Jurisdiction  dem  städtischen  Vogt  oder  dem 
Gografen  des  ländlichen  Bezirks  zugewiesen.^)  Es  liegt  in 
der  That  sehr  nahe  anzunehmen,  dass  ursprünglich  die  Ori- 
minaljurisdiction  über  Blutbannssachen  im  ländlichen  Go^ 
grafengerichte  allein,  und  nur  leichtere  Griminalsachenund 
alle  Civilsachen  im  städtischen  Gerichte  entschieden  wurden. 
Seibertz  wenigstens,  der  für  Westfalens  Rechtsverhältnisse 
wol  als  Auctorität  angesehen  werden  kann,  gibt  dem  Stadt- 
gericht ursprünglich  keine  schwere  Criminaljurisdiction,  son^ 


besz  üp  düssen  huitigen  dach  upgeschort  unde  vorstrecket  wart,  de 
werdigen  erntfesten  erbaren  und  vorsichtigen  verordenten  des  dhom- 
capitels,  rydderscbop,  Stadt  und  landtschop  des  Stifts  Osenbrügge,  als 
Heren  Herbordt  den  Baren,  dhomdeken,  Amelung  von  Varendorp,  pro- 
vest  tu  Quackenbruggen,  Brandt  de  Baer  landdrost,  Wilhelm  Staell, 
Herman  von  Amelunken,  drost  to  Wydnnbrfick,  Cordt  von  Enehem, 
Hinrik  Stork,  borgermeister  und  Johann  Stuvermann,  radherr  der  Stadt 
Osenbrugk  myt  eren  geheden  und  van  uns  gerichtlichen  togelatenen  voir- 
spraiken  Everhardten  Vuirbrock  rentbmeister  tho  Iburch  u.  s.  w. 

296)  Cf.  Seihertz,  ürk.  B.  v.  Westf.  I.  S.  51.  art.  25:  Omnis  eattsä 
infra  bannum  nostrum,  quam  vel  mors  punit  vel  detruncationem  membri 
meretur,  ad  Judicium  pertinet  advocati,  nisi  prius  fuerit  proclamtitHm 
ad  Judicium  rurensis  gogravii. 
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dem  weist  diese  dem.  Oogerichte  oder  je  nach  den  localen 
Verhältnissen  dem  Ereigerichte  zu.^)  Er  sieht  es  als  Aus- 
nahme oder  als  ein  Zeichen  späterer  städtischer  Entwicke- 
lang an,  wenn  dem  Stadtgerichte  in  schweren  Griminalsachen 
Biit  dem  Gogerichte  eine  concurrierende  oder  wol  gar  yor 
diesem  eine  ausschliessliche  Jurisdiction  eingeräumt  wird. 
Selbst  für  Soest  erscheint  nach  einer  Urkunde  von  etwa 
1:293  das  Gografengericht  im  Besitze  des  Blutbannes.^) 
Auch  in  der  Stadt  Werle  und  deren  einmeiligem  Umkreise 
hat  das  Gografengericht  Competenz.*^^) 

Erst  in,  einer  späteren  Zeit  erlangten  die  westfälischen 
Städte  die  Exemtion  vom  Gografengerichte.  Seit  dem  Be- 
gpm  des  14.  Jahrhunderts  treten  Erscheinungen  dieser  Art 
hervor^  So  wird  die  Stadt  Rüden  im  Jahre  1310  vom  Go- 
gerichte,  welches  bis  dahin  den  Blutbann  auch  für  die  städti- 
schen Einwohner  verwaltet  hatte,  eximiert.^)  Solche  Exem- 
tion bat  siöh  wol  nicht  immer  plötzlich  gebildet,  sondern  ist 
durch  Zwischenzustände  vermittelt  worden.  Man  wird  nicht 
irren^  wenn  man  sich  den  Gang  der  Entwickelung  etwa  so 
Torstdlt,  dass  ursprünglich  dem  Gografengerichte  die  aus- 
sdiliessliche  Gompetenz  in  Blutbannssachen  zustand,  später, 
wie  bereits  das  Beispiel  der  Stadt  Soest  beweist,  eine  Gon- 
currenz  des  Gogeriohts  mit  dem  Stadtgericht  in  der  schweren 

2^)  Cf.  Seiberte,  Landes-  und  Rechtsgeschichte  des  Herzogthums 
Westfalen  m.  S.  386  f. 

298)  Cf.  Seibertz,  Urk.  B.  f.  Westf.  I.  S.  625:  Item  Archiepiscopus 
hoc  jus  habet  in  8usa4;o,  quod  vicedux  Gogravius,  quia  Judicium  Gogra- 
vi<Uu8  in  opido  Susatenai  et  unum  miliare  circumquaque  est  Archiepis- 
copi  sive  ducis,  patest  ad  quatuor  hca  extra  opidum  ousatense  fere  ad 
unum  müiaare  videlicet  Hovestat,  ad  locom  dictum  Byrboym  et  in  Bor- 
gele et  ad  locum  dictum  HajB;edorn  per  gladium  et  Judicium  evocare  pro 
quocunque  excessu  vel  debitis  vel  injuriis  ad  querelam  cujuslibet  et  te- 
nentur  venire  et  equiparare  et  rendere  cuilibet  conquerenti  etc. 

299)  Cf.  SeibeHz,  ürk.  B.  I.  S.  627 :  Item  in  opido  Werle  Judicium 
est  Archiepiscopi  valens  annuatim  20  marcas  et  ultra,  quod  est  Judicium 
goaraviaiiuSf  quod  est  in  opido  et  extendit  se  extra  opidum  ad  umirn 
mtliare  et  extendit  se  supra  sex  parochias. 

300)  Cf.  Seibertz,  Urk.  B.  U.  S.  72,  ad  7  (1310):  Vort  mer  eyn  an- 
der recht  So  welic  man  eyn  borghere  tho  Rüden  ys ,  den  en  mach 
neyn  man  uffi  laden  myt  dem  sverde  tho  neyme  ghogerichte,  Wil  we 
eynen  borghere  sculdighen,  de  scal  eme  gulde  und  recht  don  vor  dem 
riehthe  tho  Buden,  dat  unses  heren  von  Colne  ys. 
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Jurisdiction  eintrat  und  zuletzt  die  Jurisdiotion  über  Blntr 
bann  dem  Stadtgerichte  allein  zugewiesen  wurde. 

In  ähnlicher  Weise  haben  sich  die  Zustände  in  Schle- 
sien entwickelt.  Die  Stadt  Löwenberg  ist  im  Jahre  1217 
auf  Geheiss  des  Herzogs  Heinrich  I.  von  Schlesien  gegrün- 
det worden.  Diese  Vögte  waren  Landvögte  und  eben  sie 
sollen  bei  Verfolgung  von  Landfriedensbrechern  die  Einwoh- 
ner der  Stadt  zur  Verfolgung  der  Schuldigen  aufbieten  dür- 
fen.^*^^)  Die  Unterordnung  der  Stadt  unter  den  läadlicheB 
District  der  Vogtei  geht  hieraus  deutlich  hervor.  In  der 
Stadt  Wydna  (Weidenau)  hält  der  Vogt  dreimal  im  Jahre 
das  echte  Ding  für  das  platte  Land.^^)  Nach  einem  Privi- 
legium für  Breslau  soll  der  Landvogt  ^  der  StadtgerichtB- 
gefälle  beziehen ;  ^  der  Stadtschulze.  Gf.  Seidel,  observ. 
practicae.  App.  S.  25: 
De  quibus  advocatus  provincialis  tollet  duas  tan- 
tum  partes,  advocatus  siquidem  hereditär  ins  tantum 
suam  partem  tertiam  tollet. 
Diese  letztere  Erscheinung,  dass  in  der  Stadt  das  Vogt- 
gericht auch  für  das  umgebende  platte  Land  geübt  wird, 
findet  sich  auch  in  der  Mark  Brandenburg.  Noch  zu  den 
Zeiten  der  Markgräfin  Agnes  entstand  ein  Streit  zwischen 
dieser  und  der  Stadt  Salzwedel,  worin  die  letztere  behauptete, 
dass  das  salzwedelsche  Stadtgericht  seine  Gompetetiz  auf 
den   ganzen  Umfang   der  ländlichen  Vogtei  Salzwedel  er- 

301)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Ürkunden-Samml.  S.  27t,  No.  4 
(1217):  gap  he  (Herzog  Heinrich)  Hern  Thomas  und  Hern  Hartlibe,  si- 

nen  Voyten,  Lewenberc  zu  besetzen  mit  Duischeme  Hechte. He 

gap  in  (den  Vögten)  ouch  daz  Recht,  waz  Not  si  an  trete  von  Dube, 
von  Koube,  von  Luiunge  (d.  i.  Lage,  insidiae),  von  Mortbrande,  ab  si  den 
nachvolgen  wolden  mit  Rechte,  aarzu  stillen  in  die  Burger  helfen  und 
si  in  herwider, 

302)  Cfc  Anders,  Schlesien  wie  es  war  I.  S.  335,  No.  4  (1291):  In 
villis  jam  dictis  (in  den  Dörfern  bei  Weidna)  jus  presidendi  judicio 
ter  in  anno,  quo  eciam  tempore  dictaram  sculteti  villarum  advocatam 
enndem  et  quemcunque  vices  ejus  gereutem  in  expensis  htudus  procura- 
bunt.  Jus  quoque  cohercendi  scultetos  ac  viUarum  rusticos  earundem, 
intrare  civitaiem  Wydna  provinciale  ad  Judicium  ter  in  anno;  Jus  in- 
Buper  super  h^omicidiis,  vulneribus  et  effudone  sanguinis  non  in  tüUs 
dictis  nee  per  scultetos  earum,  sed  per  ipsum  cint«ll8  sepedictum  judi- 
cem  jodicandi. 
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streckto.^  Wenn  dieser  Ansprach  auch  bestritten  wurde, 
so  war  er  doch  wol  in  einem  gewissen  Gebranch  in  soweit 
begründet,  dass  eine  solche  Verbindung  von  Stadtgericht 
nnd  Landgericht  nach  den  Rechtsanschanongen  jener  Zeit  als 
zulässig  erschien. 

Aehnliche  Verbindungen  von  Stadt-  und  Landgericht 
kommen  vor  in  Görlitz*^)  und  in  Schweidnitz.^)  Diese  Er- 
scheinung ist  zwar  eigentlich  als  das  umgekehrte  Verhältniss 
Ton  dem  ursprünglichen  anzusehen,  wo  die  Bürger  der  Stadt 
draussen  im  ländlichen  Vogtgerichte  zu  Recht  standen.  Aber 
immerhin  beweist  dieselbe  einen  fortdauernden  v^fassungs- 
mässigen  Zusammenhang  zwischen  Stadt  und  Land.  Li  Vog- 
teien^  wo  die  Stadt  so  sehr  an  Macht  und  Ansehen  wuchs, 
dass  der  umgebende  ländliche  Sprengel  geringe  erschien, 
konnte  es  leicht  geschehen,  dass  man  den  Sitz  des  Vogt- 
gerichts in  die  Stadt  selbst  verlegte.  Aber  dies  setzte  vor- 
aus, dass  man  die  Stadt,  selbst  nachdem  sie  selbständige 
Stadtjurisdiction  über  Blutbann  erlangt  hatte,  nicht  als  ein 
ausserhalb  der  Vogtei  belegenes  Gebiet  ansah.  Denn  ausser- 
halb der  Vogtei  konnte  man  wol  kaum  das  Vogtgericht  ab- 
halten. Selbst  völlige  Exemtion  der  städtischen  Jurisdiction 
hat  also  nicht  den  Sinn  den  Zusammenhang  zwischen  der 
Stadt  und  der  ländlichen  Vogtei  aufzuheben,  sondern  ihr  nur 
in  vielen,  namentlich  die  Gerichtsbarkeit  betreffenden  Bezie- 


,  C£.  Biedel,  C.  D.  Br.  m.  lU.  S.  94,  No.  76:  Item  ßpreken  se 
(die  Bürger  yon  Salzwedel)  dat  gerichte  ock  mede  an  hüten  soUwedel 
binnen  der  landwer  in  den  holten  wnde  uppe  der  herstraten,  so  veme 
de  vogedie  to  SoUwedel  kert,  und  willen  oanron  den  drudden  penning 
hebben,  alse  binnen  der  Stad  onde  willen,  dat  de  clagen  und  sahen, 
de  dar  sehen,  schöle  uppe  der  crucestrate  to  Soltwedel  richten  unde  na 
Stadrichte  unde  nicht  uppe  deme  lande  na  landrechte,  dat  ore  privilegia 
over  dat  nicht  inholden  unde  umme  des  willen  myn  frouve  dat  nicht  to 
en  leth.  —  YgL  auch  den  deutschen  Auszug  1.  c.  S.  95. 

304)  Cf:  Miedel,  C.  D.  Br.  n.  VI.  S.  106,  No.  2314  (1389):  (Wir) .  . . 
haben  mit  wolbedochtem  Mute  und  mit  Ratiie  unseres  getreuenn  Rathes 
derselben  unser  Stad  Görlitz  das  Landgerichte  und  Stadgerichte  do- 
seibist  hohe  und  nyeder  bevolen, 

305)  Cf.  Tzschoppe  und  Stengel,  IJrk.-SammL  S.  540,  N.  145  (133i6): 
£g  geschach  eine  Gzwiyunge  undir  dem  Eoufhuse  czwischen  den  Eouf- 
Inten  d^  nedirstem  ein  hiSp  unde  den  obirsten  andirthalb  um  die  vier 
BenkCi  do  man  inne  dinget  daz  Lantdink,  Statdink  und  JudendinL 
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hangen  eine  specielle  Verwaltung  und  ein  selbständigeres 
Regiment  zuzuwenden. 

In  der  That  haben  die  Vögte  des  ländlichen  Dietricts 
mehrfach  eine  Oontrole  über  die  Stadt  geübt.  Ausser  den 
in  dieser  Hinsicht  Bd.  I.  S.  186  angeführten  Thatsachen 
mag  noch  auf  die  Stadt  Wittstock  hingewiesen  werden,  die 
im  Jahre  1248  bereits  eine  selbständige,  durch  ihre  consules 
auszuübende  Gerichtsbarkeit  hatte,  aber  im  Falle  einer  nach- 
lässigen Verwaltung  der  Justiz  der  Aufsicht  und  Bemedur 
des  Markgrafen  oder  seines  Vogtes  unterworfen  war.*^)  Auch 
die  Thatsache  endlich  deutet  auf  den  stets  fortdauernden, 
nur  in  späterer  Zeit  nicht  so  stark  hervortretenden  Zusam- 
menhang, dass  bei  der  Wahl  von  Vögten  der  ländlichen 
Districte  nicht  bloss  die  ritterlichen  Mannen  der  Vogtei,  son- 
dern auch  die  Städte  einen  Einfluss  hatten.  (Vgl.  Bd.  I. 
S.  137,  Note  253.)  Denn  wenn  die  Stadt  zu  dem  Vogte  kein 
amtliches  Verhältniss  gehabt  hätte,  wenn  sie  der  Vogtei  nicht 
als  Theil  zugehört  hätte,  so  würde  eine  Mitwirkung  bei  der 
Wahl  des  Vogtes  ihr  wol  nicht  eingeräumt  worden  sein. 

Aus  diesen  allgemeinen  und  zersprengten  Spuren  lässt 
sich  allerdings  herleiten,  dass  in  manchen  Städten  das  Stadt- 
gericht dem  Vogtgericht  in  derselben  Weise  untergeordnet 
war  wie  das  Dorfgericht.  So  lange  die  Exemtion  des  Stadt- 
gerichtes von  der  Jurisdiction  des  Vogtes  nicht  ausgesprochen 
war,  d.  h.  so  lange  das  Stadtgericht  die  ordentlicher  Weise 
ursprünglich  dem  Vogtgerichte  zufallende  Competenz  in 
schweren  Criminalsachen  nicht  an  sich  gezogen  hatte,  besass 
die  Stadt  nur  unter  dem  Schulzen  ein  Gericht,  dessen  cau- 
sale  Zuständigkeit  der  des  Dorfgerichtes  völlig  entsprach. 
Diese  Periode  konnte  bei  der  einen  Stadt  länger  dauern  als 
bei  der  anderen.  Aber  man  wird  als  das  Wahrscheinlichste 
annehmen  dürfen,  dass  erst  mit  der  Erlangung  des  Blutbannes 

306)  Cf.  Zimmermann,  Vers,  eines  historischen  EntwurÜEi  der  mär- 
kischen Städteverfassungen  I.  S.  1248,  auch  BeJcmann,  Beschreibung  der 
Mark  Brandenburg  V.  2.  7.  S.  271:  Yolumus  etiam,  ut,  si  consules  op- 
pidi  (Wittstock)  in  correctione  iuris,  qnod  ad  eos  pertinet,  causa  odii, 
gratie  Tel  timoris  negligentes  fuerint,  per  nos  vel  nostruni  advocatum 
secundum  justiciam  terminetur. 
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die  Stadt  der  Unterordnung  unter  das  Vogtgericht  entzogen 
wurden.  Und  selbst  nachdem  das  geschehen  war,  schied 
die  Stadt  nicht  aus  aller  Zugehörigkeit  zur  Yogtei  aus. 

So  lange  das  Stadtgericht  unter  dem  Yogtgerichte  stand, 
gab  es  in  der  Stadt  nur  einen  Schulzen,  der  wol  in  ähn- 
licher Weise  wie  das  Dorfgericht  mit  beisitzenden  Rathman- 
nen  oder  Schöffen  die  Justiz  verwaltete.  Genaueres  lässt 
sich  über. die  Zusammensetzung  derselben  nicht  berichten, 
weil  eine  Unterscheidung,  ob  die  hieher  gehörigen  Nach- 
richten dieser  Zeit  der  jurisdictionellen  Unterordnung  der 
Stadt  unter  das  Vogtgericht  angehören  oder  nicht,  mit 
Sicherheit  nicht  möglich  ist. 


§.44. 
Das  von  der  Vogtei  eximierte  Stadtgericht. 

Die  JQxemtion  einer  Stadt  von  der  Yogtei  hat  zunächst 
nur  den  Sinn,  da3s*dieselbe  nicht  mehr  wesentlicher  Bestand- 
thdl  des  Yogteisprengels  ist  und  mithin  in  keiner  Sache 
unter  der  unmittelbaren  Jurisdiction  des  Yogtgerichtes  steht. 
Die  Stadt  empfängt  jetzt  ihren  besonderen  Beamten,  der 
über  die  Bürger  in  allen  den  Sachen  competent  ist,  die  vor- 
her devß  Yogtgerichte  zugestanden  haben.  An  sich  war  da- 
her, wie  auch  bereits  Bd.  I.  S.  193  ff.  hervorgehoben  worden 
ist,  der  Character  dieses  städtischen  Beamten  derselbe  wie 
der  des  Yogtes.  Er  stand  im  Namen  des  Markgrafen,  dem 
die  Jurisdiction  wie  überall,  so  auch  über  die  Städte  gehörte, 
er  war  diesem  Rechenschaft  schuldig  und  lieferte  an  ihn 
die  Gefälle  des  Stadtgerichtes  ab.  Die  Exemtion  der  Stadt 
von  der  Yogtei  bewirkt  also  darin  keine  Aenderung,  dass 
nach  wie  vor  die  städtische  Jurisdiction  eine  markgräf- 
liche war. 

Die  erste  und  natürlichste  Weise,  in  welcher  die  Justiz 
für  das  eximierte  städtische  Gebiet  ausgeübt  wurde,  war  wol 
die,  dass  neben  dem  Stadtschulzen,  der  schon  vor  der  Exem- 
tion bestanden  hatte,  ein  besonderer  städtischer  Yogt  einge- 
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führt  wurde.  Es  war  der  herkömmliche  Gegensatz  von  ho- 
her, den  Blutbann  betreflfender  Jurisdiction  und  von  niederer, 
die  nur  leichtere  Delicte  und  Contraventionen  anlangte,  im 
märkischen  wie  im  deutschen  Rechte  verbreitet.  Es  ist  also 
wahrscheinlich,  dass  man  auch  für  das  eximierte  städtische 
Gebiet  diesen  Gegensatz  fortbestehen  Hess.  Man  änderte 
an  der  bis  dabin  hergebrachten  Competenz  des  Stadtschul- 
zen für  niedere  Streitigkeiten  nichts  und  gab  dem  städti- 
schen Vogte  die  höhere  Jurisdiction,  namentlich  die  über 
Blutbann. 

Im  Allgemeinen  ist  das  Vorhandensein  eines  Stadtvogtes 
ein  Zeichen  von  der  bereits  erfolgten  Exemtion  einer  Stadt. 
Derselbe  hat  wohl  beinahe  immer  schwere  peinliche  Gerichts- 
barkeit gehabt.  Es  kann  allerdings  vorkommen,  dass  ein 
städtischer  Vogt  gerade  den  Blutbann  nicht  hat,  also,  obwol 
speciell  für  die  Stadt  bestellt,  doch  nur  niedere  Jurisdiction 
üben  darf.  So  war  es  in  der  schlesischen  Stadt  Fürsten- 
thal (Kunzenstadt),  die  1261  eximiert  wurde,  deren  beson- 
derer Stadtvogt  aber  keinen  Blutbann  besass.^^)  In  der 
Regel  wurde  aber  der  städtische  Vogt  mit  dem  Blutbanne 
bekleidet.  So  der  Stadtvogt  von  Medebach  in  Westfalen 
laut  einer  Urkunde  vom  Jahre  11 65, 3^^)  ferner  der  bei 
Gründung  von  Neustadt-Breslau  fiir  diese  ernannte  Stadtvogt 
Gerhard.^^)  In  der  Mark  Brandenburg  findet  sich  mehrfach 
der  Stadtvogt  neben  dem  Stadtschulzen.    Man  wird  kaum 

307)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Ürk.-Samml.  S.  344,  No.  51  (1261) 
nach  einer  Abschritt  von  1650:  Ferner  geben  Wier  auch  dem  Voigt 
fernere  und  mehr  Freyheit,  das  kein  Vogt  noch  Ambts- Verwalter  pder 
irkein  Richter  über  ihn  soll  gesazt  werden,  auszgenohmmen  unser  Becht 
und  Jurisdiction,  die  Wier  ünsz  in  groszen  Sachen  vorbehalten  haben 
wollen,  wann  sie  ihm  alzu  grosz  oder  wichtig  wehren.  —  Gewiss  sind 
unter  den  „grossen  Sachen"  Sachen  an  Hals  und  Hand  zu  verstehen. 

308)  Cf.  Seibertz,  ürk.  B.  I.  S.  73,  No.  55  (1165).  §,  2:  Quod  vero 
coram  Advocato  terminatur  sub  regis  banno  et  civium  testimonio  ratum 
habemus  ita,  ut  nee  archiepiscopus  nee  imperator  nee  aliquis  judex  dein- 
ceps  super  hoc  fatigetur.  —  §.4:  Quicquid  de  capitali  sententia  tror 
ctabitur,  ad  justiciam  advocati  pertinet 

309)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Ürk.-Samml.  S.  405,  No.  80  (1290) : 
Racione  siquidem  locacionis  ejusdem  Gerhardo  cidvocato  terdvm  dena- 
rium  de  judicio  et  ipsum  Judicium  in  maximis  et  gravibus  atque  mini- 
mis  causis  sicut  judex  hereditarius  Wratizlayiae  suum  tenet  omnibus 
que  aliis  justiciis. 
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umhin  können  dem  Stadtvogt  die  höhere;  dem  Stadtschulzen 
die  niedere  Jurisdiction  zuzuweisen.®^^)  Dass  der  städtische 
Vogt  die  höhere  Jurisdiction  neben  dem  städtischen  Schul- 
zen inne  hatte,  beweist  der  Umstand ,  dass  in  der  Stadt 
Salzwedel  Ritterbürtige,  die  eigentlich  vor  dem  Hofrichter 
zu  Recht  standen,  wegen  Excesse,  die  sie  auf  städtischem 
Gebiete  begangen  hatten,  in  den  ersten  beiden  Terminen 
vor  dem  Stadtschulzen  belangt  werden  konnten,  in  der  drit- 
ten entscheidenden  Klage  vor  dem  Vogte  der  Stadt  erschei- 
nen mussten.^^*)  Dass  hier  in  der  That  dem  städtischen 
Vogte  Jurisdiction  über  die  auf  städtischem  Gebiete  delin- 
quierenden  Ritter  gegeben  wird,  ist  daraus  zu  schliessen, 
dass  die  Bürger  von  Salzwedel  bereits  seit  dem  Jahre  1247 
im  Landgerichte,  von  dem  sie  eximiert  waren,  nicht  mehr 
zu  erscheinen  brauchten  und  einen  besonderen  Stadtvogt 
hatten  (vgl.  Bd.  I.  S.  178f.)  Auch  im  Jahre  1368  soll  der 
Vogt  von  Salzwedel  über  alle  Klagen,  die  in  der  Stadt 
Salzwedel  vorfallen,  richten,**^)  woraus  wol  hervorgeht,  dass 
er  ein  städtischer  Vogt  war. 

In  Frankfurt  a.  d.  O.  kommt  noch  1341  ein  städtischer 
Vogt  Albert  von  Blankenburg  vor  und  1354  ein  Stadtschulze 
Cuno  von  Prankfurt.^^^)  Man  wird  annehmen  können,  dass 
beide  Aemter  neben  einander  bestanden. 

Oft  geschah  es  auch,  dass  kein  besonderer  Stadtvogt 
zur  Verwaltung   der  höheren   Jurisdiction   ernannt  wurde, 

310)  Vgl.  Eiedel,  Mark  Brandenburg  II.  S.  509—516;  i.  M.  Biedd, 
Beiträge  zum  deutschen  Becbte  I.  S.  4. 

311)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  82,  No.  115  (1343).  Civitatibus 
Soltwedel  superadditus  est  unus  articulus  in  hunc  modum  videlieet; 
Weret  ock  dat  yemand  von  ridderen  oder  von  knapen,  dl  uns  dinstes 
pflichtig  weren,  breken  in  deme  gerichte  der  olden  unde  der  nyen  stad 
to  Saltwedel,  twe  clagen  sdl  rimten  die  schulte  der  siede  und  dridde 
clage  sdl  richten  unse  vogt,  die  danne  unse  vogt  is, 

312)  Cf.  Btedel  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  149,  No.  210  (1368):  daz  alle 
Sachen  und  gebruche,  die  gesehen  sin  oder  noch  gesehen  in  unser  Njren 
stat  zu  Soltwedel;  die  schal  unser  Void  darselbest  in  der  Nyen  stad  nch- 
ten  und  anders  nergent  nach  Ordeile,  daz  von  den  Ratmannen  in  der 
Nyen  stat  gefunden  wirt,  als  recht  ist. 

313)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XXIH.  S.  35,  N.  48  (1341)  (Albertus 
de  Blanldnburcb,  advocatus  frankenvordensis)  und  S.  66,  No.  96  (1854) 
(Cuno  scultetus  in  Frankenvord). 
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sondern  deiK^  Stadtschulzen,  der  vor  der  Exemtion  nur  die 
niedere  Gerichtsbarkeit  besass,  auch  der  Blutbann,  über- 
haupt die  Jurisdiction  des  Vogtgerichtes  übertragen  wurde. 
In  den  Ueberlieferungen  der  Quellen  ist  dieses  der  häufigere 
Fall.  Zuweilen  findet  sich,  dass  einem  Stadtvogte  die  ganze 
Juri3diction  überwiesen  wurde  und  dieser  mithin  der  einzige 
Justizbeamte  der  Stadt  war.  Bei  der  Exemtion  der  Stadt 
Gardelegen  im  Jahre  1241  wurde  derselben  nur  ein  Vogt  als 
Justizbeamter  gegeben.^**)  Im  Jahre  1247  wurde  der  Neu- 
stadt-Salzwedel bei  Uebertragung  des-  Rechtes  von  Altstadt- 
Salzwedel  ein  besonderer  Vogt  zur  Handhabung  der  Justiz 
gewährt,  der,  da  ein  niederer  Stadtschulze  nicht  neben  ihm 
erwähnt  wird,  auch  die  geringere  Jurisdiction  verwaltet  zu 
haben  scheint  (vgl.  Bd.  I.  S.  178). 

Die  Regel  ist  es  jedoch,  dass  der  Stadtschulze  die  ge- 
samte höhere  und  niedere  Rechtspflege  verwaltet.  In  Königs- 
wusterhausen erwarb  im  Jahre  1325  der  Rath  der  Stadt 
die  Besetzung  des  Stadtschulzenamtes,  welchem  die  höhere 
und  niedere  Jurisdiction  selbst  über  Excesse  oblag.^^^)  Aehn- 
lich  hatte  der  Lehenrichter  zu  Prenzlau  die  gesamte  Juris- 
diction zu  verwalten.^*^)    Ebenso  der  Erbrichter  in  Stendal, 

314)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  87,  No.  116  (1241):  Si  quis  vero 
contra  cives  predictos  quic4]LuanL  questionis  habuerit,  coram  admcato 
^usdem  civitatis  secundum  jura  et  consuetudines  civitatis  de  se  queru- 
lantibus  respondebunt. 

815)  Cf.  Mieäel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  394,  iN.  6  (1325):  nös  (die  Gra- 
fen von  Lindow)  cupimus  fore  notum,  quod  de  maturo  et  sano  consilio 
nostrorum  (consilianoram)  consulibus  et  civitati  nostrae  Wusterhausen 
contuümus  praefecturam  et  jurisdictionem  ejus  in  quaUhet  sententia  juris 
tarn  in  superiori  quam  in  basso,  quod  respieit  ad  praefecturam  cum  ob- 
ventionibus  excessuum  et  vadiationum,  ita  sane  quod  de  cetero  media  pars 
Bobis  et  media  pars  ipsis  debeat  devolvi.  Vgl.  auch  Campe,  Geschichte 
von  Neu-Ruppin  (ungedr.)  S.  127. 

316)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XXI.  S.  134,  No.  61  (1324):  Item  eisdem 
consulibus  ac  universitaü  judicem  feudalem  appropriamus,  qui  nostrorum 
civium  Civitatis  Primslaw  concivis  fore  debet  et  cum  eis  in  dicta  nostra 
civitate  commorari.  Eidem  judici  omnes  Causas  nee  non  singulas  dissen- 
siones  de  Alto  et  de  Basso  in  dicta  civitate  et  metis  ejus  cum  jure  se- 
culari  appropriamus  discutiendas,  unde  nobis,  nostris  heredibus  aut 
successoribus  rationem  faciet  cum  justitie  complemento  Volumus  etiam 
dictis  nostris  consulibus  et  burj^ensibus  appropriatum  habere,  quod  nullibi 
preterquam  in  metis  dicte  Civitatis  jure  subesse  debent,  nisi  de  openbus 
manufactis,  —  Vgl.  Zimmermann,  Städteverf.  I.  S.  168,  der  die  letzt- 
erwähnten opera  manufacta  für  handhafte  That  deutet. 

13* 


196  GESCHICHTE   DER   GERICHTS- VERFA86TJNG. 

laut  Urkunde  von  1282»")  und  der  Schulze  i»  Neu-Lands- 
berg.(vgL  oben  g.  43,  Note  291).  Endlich  der  Schulze  in 
Straussberg.»'®) 

Ob  in  einer  Stadt  ein  Vogt  neben  einem  Schulzen  stand, 
oder  allein  ein  Stadtvogt,  oder  allein  ein  Stadtschulze 
existierte,  ist  eine  Frage,  welche  nur  auf  die  Justizverwal» 
tung,  d.  h.  auf  die  Ausübung  des  städtischen  Richterarates 
sich  bezog.  In  keinem  wesentlichen  Zusammenhange  stand 
damit  die  Frage  nach  dem  Besetzungsrechte.  Jede  Form 
der  städtischen  Gerichtsverwaltung  liess  es  zu,  dass  der 
Markgraf  als  Gerichtsherr  des  ganzen  Landes  auch  in  dör 
Stadt  den  Gerichtsbeamten  ernannte  und  diie  eingehenden 
Gerichtsgefälle  sich  berechnen  liess.  So  lange  städtische 
Vögte  neben  den  Stadtschulzen  bestanden,  ist  dieses  Ver- 
hältniss  das  wahrscheinlichste.  Denn  das  Besetzungsrecht 
am  Amte  des  ländlichen  Vogtes  hat  der  Markgraf  stets  be- 
sessen, er  wird  es  also  auch  bei  dem  Stadtvogte  geltend 
gemacht  haben,  der  eine  Nachbildung  des  Brsteren  war.  In 
den  oben  Note  311 — 313  angefiihrten  Stellen  wird  der  Stadt- 
vogt als  „unser**  d.i.  des  Markgrafibn  Vogt . bezeichnet. 

Aber  auch  für  das  Stadtschulzenamt,  mochte  es  allein 
in  der  Stadt  stehen  oder  neben  dem  Stadtvogte,  war  es  sehr 
häufig  der  Markgraf,  dem  das  Besetzungsrecht  zustand.  Im 
Jahre  1343  hat  z.  B.  der  Markgraf  das  Stadtschulzenamt 
in  Stendal  (officium  scultetatus  ac  prefecturae)  an  Conrad 
Sasseken  und  Arnold  Vlasmenger  zu  gesamter  Hand  gelie- 
hen.^^^)  Im  Jahre  1345  gab  er  dasselbe  an  Franko  Böde- 
ker.^^^)  Es  geht  aus  diesen  auf  einander  folgenden  Belei- 
hungen hervor,  dasg  der  Markgraf  durch  Beleihung  oder 
Veräusserung  des  Amtes  sich  seines  Besetzungsrechtes  nicht 
begab,  sondern  dasselbe  bei  jeder  Gelegenheit  auf  das  Neue 
ausübte.  Noch  eine  sehr  grosse  Zahl ,  von  Veräusserungen 
liessen  sich  bis  spät  in  das  15.  Jahrhundert  anführen,  die 

317)  Cf.  Biedel,  C  D.  Br.  I.  XV.  S.  27,  No.  38  (1282). 

318)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  68,  No.  2  (1309).  Unterschrift: 
Johanne  sculteto  nostro. 

319)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  111,  No.  147  (1343). 

320)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XV.  S.  126,  No.  169  (1345). 
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alle  vom  Markgrafep  ausgiengen  und  deshalb  das  Recht  des* 
selben  zur  Besetzung  jener  Aemter  beweisen« 

Indessen  konnte  es  auch  vorkommen,  dass  der  Markgraf 
das  Besetzungsreoht  auf  einen  Anderen  übertrug,  In  diesem 
Falle  begab  er  sich  seines  unmittelbaren  Einflusses  auf  die 
Person,  welche  dem  Amte  vorstehen  sollte,  und  führte  ein 
ähnliohes  Verhältniss  ein  wie  in  den  Dörfern  von  Patri- 
mo»ialherrschaften.  Der  Erwerber  dieses  Besetzungsrechtes 
konnte  eine  Privatperson  sein.  Dann  wurde  die  Stadt  eine 
sg,  Mediatstadt.  Häufiger  und  wichtiger  ist  aber  der  Fall, 
wo  die  Stadt  selbst,  vertreten  durch  ihren  Rath,  vom  Mark« 
grafen  das  städtische  Richteramt  erwirbt.  Dies  geschieht 
immer  nicht  Bowol  in  dem  Siqine,  dass  die  Stadt  oder  der 
Rath  selbst  die  im  Amte  des  Stadtrichters  liegenden  Befug- 
nisse ausüben,  als  vielmehr,  dass.  er  die  Person  des  Rich- 
ters bestimmen  sollte.  Zwischen  den  vorher  bemerkten 
Veräusserungen  des  Richteramtes,  wonach  eine  bestimmte 
Person,  dasselbe  zu  Lehen  tragen  und  die  Pflichten  dessel- 
ben wahrnehmen  sollte,  und  dieser  Eirwerbung  des  Stadt- 
gerichtes durch  den  Rath  der  Stadt  selbst  findet  also  ein 
grosser  innerer  unterschied  statt. 

Im  Jahre  1431  wird  das  Stadtgericht  in  Havelberg  an 
den  Rath  der  Stadt  als  den  Vertreter  der  Gemeinde  für 
100  Mark  auf  Wiederkauf  übertragen.^^^)  Aehnliche  Beispiele 
bieten  Köpenick  im  Jahre  1409,  Osterburg  1390  u.  A.»^«)    ^ 

Mit  dem  Besetzungsrechte  fielen  dem  Erwerber  noch  die 
Gefälle  des  Gerichts  zu  derjenigen  Quote  zu,  die  vorher  dem 
Markgrafen  zugestanden  hatte.  Mit  Rücksicht  hierauf  konnte 
es  auch  geschehen,  dass  das  Stadtgericht  theilweise  an  den 
Rath  veräussert  wurde,  zum  Theil  beim  Markgrafen  verblieb. 
In  unzähligen  Fällen  ist  das  geschehen  (vgl.  Bd.  I.  S.  I94flf.). 
Das. obere  Gericht  wird  an  den  Rath  der  Stadt  übertragen 
und  das  niedere  dem  Markgrafen  vorbehalten,  oder  umge- 
kehrt.   Das  Besetzungsrecht  war  untheilbar  und  blieb  wol, 

321)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  l,  III.  S.  300,  No.  15  (1431). 

322)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  12,  No.  20  (1409),  XVI.  S.  335,' 
No.  35  (1390).  i 
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wenn  nichts  Ausdrückliches  darüber  festgestellt  war,  im 
Zweifel  dem  Markgrafen.  Theilweise  dagegen  konnten  er- 
worben werden  die  öefäUe  des  oberen  oder  des  niederen 
Gerichtes  und  auf  diese  eben  bezog  sich  jene  Veräusse- 
rung  von  Theilen  des  Richteramtes. 

Wenn  der  Rath  einer  Stadt  wirklich  das  Besetzungs- 
recht am  Amte  des  Stadtrichters  erlangt  hatte ;  trat  wol 
zuweilen  ein  Zweifel  über  die  Ausübung  des  Amtes  selbst 
ein.  Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  es  z.  B.  geschehen, 
dass  der  Rath  der  Stadt  das  Gericht  in  einem  Momente  er- 
warb, wo  ein  noch  vom  Markgrafen  bestellter  Richter  die 
Functionen  des  Amtes  ausübte.  Hier  war  der  Sinn  der 
Yeräusserung,  dass  nicht  etwa  der  Rath  den  Richter  sofort 
absetzen  und  selbst  die  Ausübung  des  Amtes  an  sich  neh- 
men konnte,  sondern  dass  er  erst  im  Falle  der  Erledigung 
eine  neue  Besetzung  vornehmen  durfte.  Zuweilen  scheint 
indessen  der  Rath  der  Stadt  die  Erwerbung  des  Stadtge- 
richtes so  aufgefasst  zu  haben,  dass  er  selbst ,  also  durch 
die  Rathmannen  und  den  Bürgermeister  das  Gericht  ver- 
waltete. Daraus  entstanden  alsdann  zwischen  dem  bestell- 
ten Richter  und  dem  Rathe  der  Stadt  Streitigkeiten.  So 
ist  in  Frankfurt  ein  heftiger  Streit  dadurch  hervorgerufen 
worden,  dass  im  Jahre  1318  der  Rath  der  Stadt  Frankfurt 
in  den  Besitz  eines  Landfriedensgerichtes  im  Lande  Lebus 
gelangte,  das  er  selbst  handhaben  durfte  (vgl.  Bd.  L  S.  258, 
Note  427).  Auf  diese  Weise  in  den  Stand  gesetzt  auch 
über  criminelle  schwere  Streitigkeiten  zu  richten,  dehnte  der 
Rath  seine  richterliche  Thätigkeit  wol  auch  auf  Fälle  aus, 
die  innerhalb  der  Stadt  vorgefallen  waren.  Im  Jahre  1429 
beschwert  sich  der  Kurfürst  im  Namen  des  belehnten  Rieh* 
ters  zu  Frankfurt  über  die  namentlich  das  oberste  Gericht 
anlangenden  üebergriflfe  des  Rathes.    Er  sagt:^^) 

3.  Thum  dridden  schuldige  wy  und  anspreken  dy  Bor- 
germeistere und  Ratmanne  unser  stat  Frankenford,  dat 
sy  sich  underwunden  hebben  und  noch  underwinden  des 

323)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  L  XXIIL  S.  Iö2f.,  No.  240  (1429). 
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oversten  Gerichtes  in  der  vorgenanten  Stat  Frankenfort; 
dat  doch  von  Bechts  wegen  unsere  Heren  und  vaders  höret 
10.   Dat   sy   bimsen    dem    Gerichte    tho   Frankenfort 
wedder   unser   und   unses   belebenden    Bichters 
Yulbord   gerichtet   hebben    und   richten    klagen 
unde  saken  twischenklegeren  und  antworderen, 
dy  binnen  dem  Gerichte  tho- Frankenfort  bese- 
ten  sin,  darmede  sy  das  gerichte  krenket  unde  die  ge- 
wede  des  Gerichtes  geminnert  hebben. 
Diese  willkürlichen  Jurisdictionsanmassungen  von  Sei- 
ten des  frankfurter  Bathes  dauerten  noch  im  Jahre  1467.^**) 
Es  war  eigentlich  Sache  der  inneren  Stadtverfassung   die 
bei  Ausübung  der  städtischen  Gerichtsbarkeit  fungierenden 
Personen  und  Körperschaften  zu  bestimmen,  ob  die  Bath- 
mannen   der  Stadt    oder  ein  besonderes  Schöffencollegium 
dazu  berufen  sein  sollte.    Aus  dieser  verfassungsmässigen 
Schwierigkeit  entsprangen  gewiss  sehr  häufig  Zweifel  und 
und  Streitigkeiten.    Aber  auch  die  Deutung  der  städtischen 
Privilegien,  ob  darin  dem  Bathe  der  Stadt  die  Ausübung 
des  Gerichtes  oder  nur  das  Besetzungsrecht  desselben  ein- 
geräumt war,  mochte  zweifelhaft  sein  und  konnte  zu  man- 
chen Zwistigkeiten  zwischen  dem  Bathe  und  dem  Bichter 
Anlass  geben. 

Mochten  die  Bechte  des  städtischen  Bathes  enger  oder 
weiter  verstanden  werden,  sofern  das  Besetzungsrecht  nur 
darin  enthalten  war,  so  war  in  jurisdictioneller  Hinsicht  ein 
ziemlich  ungestörtes  Selfgovernment  geschaffen.  Von  der 
Enthebung  aus  dem  ländlichen  Districte  beginnt  die  Ge- 
schichte des  Stadtgerichtes  und  sie  schliesst  in  den  meisten 
märkischen  Städten  damit  ab,  dass  der  Bath  der  Stadt  die 
Person  des  Bichters   bestimmt,   die   Gefälle  des  Gerichtes 

324)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  251,  No.  310  (1467):  wan  der 

gerichtschreiber  furgibt ,  wie  das  gericht  sere  geschwecht  sey 

worden  als  der  Richter  Bam  nicht  mehr  gericht  hob  und  die  gerechtic- 
keit  des  gerichts  sere  gemynnert  und  wo  das  gerichte  lenger  alse  und 
nicht  basz  verheget  wurde,  so  wurde  das  gericht  in  kurtz  gantz  vor- 
nicht  und  der  Bat  und  horger  wurden  (?)  des  gerichts  gerechtickeit  gante 
under  sieh  brechten  etc. 
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ganz  oder  theilweisc  bezieht  und  mithin  alle  Externa  der 
Jurisdiction  in  seiner  Hand  hat.  Die  allgemeine  Geriehts- 
herrlichkeit  des  Markgrafen  ist  damit  allerdings  nicht  auf- 
gehoben oder  auch  nur  eingeschräukt.  Die  Schöffen  sowol 
wie  der  Richter  schwören  ihren  Eid  dem  Markgrafen,  sie 
werden  entweder  von  ihm  gewählt  oder  wenigstens  be- 
stätigt.3») 

Ein  ähnliches  Streben  die  Selbständigkeit  des  Stadtge- 
richtes zu  steigern,  zeigt  sich  auch  in  Hinsicht  der  mate- 
riellen Competenz.  Ursprünglich  scheint  es  die  Gerichts- 
herrlichkeit des  Markgrafen  und  die  ehemalige  Zugehörigkeit 
der  Stadt  unter  die  Auctorität  des  Yogtgerichtes  mit  sich  ge- 
bracht zu  haben ,  dass  der  Vogt  eine  Controle  über  die 
Handhabung  des  Stadtgerichtes  ausübte.  Bald  finden  es 
manche  Städte  passend  sich  dieser  üeberwachung  ihrer 
Jurisdiction  zu  entziehen.  Es  sind  bereits  Bd.  I.  S.  186  die 
Beispiele  der  Stadt  Wriezen  und  Müncheberg  angegeben 
worden,  welche  die  Gegenwart  des  Vogtes  oder  eines  Boten 
desselben  in  ihren  Gerichtssitzungen  hatten  dulden  müssen, 
davon  aber  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  be- 
freit wurden. 

Ein  zweites  Ziel,  wohin  die  Städte  strebten,  war  Brian-* 
gung  völliger,  durch  keine  Ausnahmen  unterbrochener  Juris- 
diction über  alle  ihre  Einwohner.  Die  grosse  Masse  der 
städtischen  Bürger  musste  nach  dem  übereinstimmenden 
Zeugniss  fast  aller  städtischen  Exemtionsprivilegien  im  Falle 
einer  handhaften  That,  die  sie  ausserhalb  der  Stadtmauern 
begangen  hatten,  vor  dem  betreffenden  ländlichen  Gerichte 
zu  Recht  stehen.  Von  dieser  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründeten Vorschrift  konnte  eine  Ausnahme  füglich  nicht  zu- 
gelassen werden.  In  allen  anderen  Fällen  suchten  dagegen 
die  städtischen  Einwohner  zu  erlangen,  dass  sie,  wo  möglich, 
weder  als  Kläger  noch  als  Beklagte  ausserhalb  ihrer  Stadt- 
mauern in  foro  zu  erscheinen  brauchten. 

Die  Regel   des  Gerichtsstandes   schrieb  vor,  dass  der 

325)  Vgl.  Bd.  I.  S.  51  f. 
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der  Kläger  dem  Forum  seines  Beklagten  folgen,  sallte.  Die 
Städte  suchten  Privilegien  des  Inhaltes  zu  erlaiigen,.  dass 
sie  gegen  Schuldner,  denen  sie  ihre  Sachen  gelieben  oder 
zu  getreuer  Hand  getban,  nicht  im  forum  domieilii  dieser 
Schuldner,  sondern  in  der  eigenen  Stadt  klagen  durften^  wenn 
sie  den  Beklagten  in  ihrer  Stadt  betrafen.  So  schreibt  es 
ein  Privilegium  vom  Jahre  1338  für  die  Stadt  Freienwalde 
yQP  326^  Diese  Vorschrift  ist  hauptsächlich  auf  Bauern  be- 
reehnet,  die,  in  der  Stadt,  wo  ihre  Gläubiger  wohnten,  be- 
troffen wurden.  Einen  ähnlichen  Sinn  hat  schon  die  Ver- 
ordnung des  Stadtrechts  von  Neu-Salzwedel  vom  Jahre  1247 
(vgl.  Bd.  I.  S.  178),  wonach  Bauern,  die  nach  Salzwedel 
kommen,  im  Stadtgerichte  antworten  sollen  w^gen  aller  ge^ 
gen  sie  erhobenen  Ansprüche. 

In  dem  vorstehenden  Privilegium  von  Freienwalde  wer- 
den ausdrücklich  markgräfliche  Mannen  und  Beamte  ausge- 
nommen, sie  sollen  also  das  Recht  behalten  in  ihrem  forum 
domicilii  belangt  zu  werden.  Aber  auch  diesen  Personen- 
klassen gegenüber  suchten  die  Städte  die  Ausschliesslichkeit 
des  Stadtgerichts  in  allen  Angelegenheiten  der  städtischen 
Bürger  geltend  zu  machen.  Zunächst  galt  dies  von  allen 
Personen  ritterlichen  Standes,  die  in  der  Stadt  dauernden 
Wohnsitz  genommen  und  städtisches  Bürgerrecht  erlangt 
hatten.  Dieselben  wurden  den  städtischen  Lasten  unter- 
worfen und  als  cives  bezeichnet,  mithin  auch  in  jurisdictio- 
neller  Beziehung  wahrscheinlich  dem  städtischen  Gerichte 
unterworfen.^^^*)    In  der  Stadt  Salzwedel  sollen  laut  einem 

.  326)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XVni.  S.  111,  No.  22  (1338):  Item 
unaAimi  consensu  nostrorum  fratrum  et  patruorum  prescriptoram  nostro- 
que  prenarrate  civitati  nostrae  dedimus  et  nostris  civibus  constitutionem 
nanc  nove  prerogative  et  jurisdictionis ,  ut  quicunque  villanorum  terre 
uchtenhaghen,  kerkow,  wrienwaldis  et  zweryn  bona  prcdictorum  civium 
accomodaverit  et  si  termino  persolucionis  debito  hob  persolverit  et  in 
civitate  repertus  fuerit,  coram  nostro  prefecto  et  seahinis  antedicte  civi- 
tatis ad  Judicium  trahatur  satisfaciendo  debitis  pro  eisdem,  exceptis 
nostris  prefectis  et  vasallis.  —  Ebenso  in  Pritzwalk  durcl»  Urkunde  von 
von  1256.  Cf.  ibid.  III.  S.  343,  No.  9:  si  quis  civium  dicte  civitatis  ac- 
comodaverit bona  sua  homini  cuicunque,  debitor  tenetur  ipsi  respondere 
in  civitate,  exceptis  nostris  ministerialibuS)  militibus  atque  servis. 

326a)  Ueber  ritterliche  Personen,  die  Bürger  von  Städten  wurden, 
vgl.  unten  Note  503. 
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Privileg  Tom  Jahre  1301  jeder  Ritter  oder  Knappe  nnd  jede 
Wittwe  ei&es  solchen  den  städtischen  Sohoss  geben.^)  Nach 
dem  berliner  Stadtbach  war  zwar  der  Ritter-  nnd  P£affen- 
stand  zollfrei,  was  indessen  wol  mehr  auf  die  im  platten 
Lande  lebenden  Personen  als  anf  die  in  der  Stadt  wohnen- 
den zu  beziehen  ist.^^)  In  der  Stadt  wohnende  Ritter  sollen 
die  Bede  entrichten  und  der  Stadt  in  deren  Fehde  zu  Pferde 
dienen.***) 

Aber  auch  dann  sollen  ritterliehe  Leute  vor  dem  städti- 
schen Gerichte  als  Beklagte  zu  erscheinen  haben,  wenn  sie 
zwar  nicht  in  der  Stadt  wohnen,  aber  auf  dem  Gebiet  der- 
selben Gewaltthat  oder  Landfriedensbrüche  (Excesse)  rerübt 
haben.  Das  besondere  Forum  des  Ritterstandes  im  Hof- 
gerichte wird  also  ausgeschlossen.^ 

Gleich  den  ritterlichen  Personen  hatten  die  markgräf- 
lichen Beamten  ihren  eigentlichen  Gerichtsstand  vor  dem 
Hofgerichte.  Aber  auch  sie  sollen  der  städtischen  Gerichts- 
barkeit unterworfen  werden,  wenn  sie  in  der  Stadt  wohnen. 
In  Pritzwalk  stehen  die  landesherrlichen  Diener  unter  dem 
Stadtgericht  wenigstens  wegen  Delicts.'^^)  Aehnliches  findet 
sich  in  Tangermünde.^*)    In  Prenzlau  soll  der  üntervogt 

327)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  45,  No.  54  (1301):  statuimus 
firmitnr  observandam,  ut  onmis  miles  seu  aniii|;er  sive  eciam  vidna  mi- 
litaris,  qui  in  civitate  nostra  Saltwedele  mansionem  habere  decreverit, 
vigilias  et  exactionem  scbot  dictam  faciet  et  dabit  ^ro  hereditate  sua  et 
aliis  boniS)  que  in  ciTitate  habuerit,  eqne  aliis  nostris  bnrgensibus  in  ci- 
vitate habentibns  mansionem  etc.  —  Vgl.  Zimmermann,  mark.  Städte- 
verfassung I.  S.  48.    Gercken,  dipl.  veter.  Marchiae  Bd.  II.  S.  28,  29.* 

328)  Fidiein,  Beitr.  zur  GescA.  von  Berlin  I.  S.  99:  Item  papen  und 
ridder  und  or  gesinde,  die  scolen  wesen  toi  vrie  und  alle,  ai  dat  von 
d«r  faeren  gnaden  hebben  und  von  older  wonbeit.  Cf.  Ssp.  n.  27,  §.  2. 

329)  Fidmn,  Beitr.  zur  Geschichte  Berlins  m.  S.  51.  S.  208  Beg. 
No.  63.  Ibid.  IL  28  (1328),  No.  22:  Wi  willen  ok,  dat  jewelk  man,  he 
si  ridder^  knecht  oder  borger  scal  bede  nemin,  alse  si  die  herscop  nimt 
—  Das  bede  nemin  heisst  wol:  auf  sich  nehmen,  also  zur  Bede  beitra- 
gen, wenn  nicht j^eradezu  ein  Schreibfehler  statt  geven  anzunehmen  ist 
Vgl.  noch  über  Kitter  im  Dienste  der  Stadt  a.  a.  0.  I.  S.  179. 

330)  Vgl.  Bd.  I.  S.  250-  252  und  oben  §.  38  bei  Note  177  u.  bei  Note  189. 
381)  cf  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  378,  No.  71  (1348):  Ock  were, 

dtit  user  Diener  ennig  enen  redliken  broke  dede  in  enaige  Stadt  edder 
tho  Prizwalk,  den  scölen  se  (die  Borger  der  Stadt)  richtet. 

332)  Cf  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVI.  S.  13,  No.  17  (1348):  och  were, 
daz  unser  dinere  keyner  eynen  redelichen  broeh  tete  in  eyner  etat  odir 
in  der  etat  teu  Tangermunde,  den  sollen  si  richten  nach  der  stai  rechte. 
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und  Landricliter  welcher  über  die  Ritter  und  Knappen  Rich- 
ter ist,  in  Prenzlau  seinen  Wohnsitz  nehmen  und  dem  Stadt- 
gerichte unterworfen  sein.'**) 

In  dieser  Weise  suchten  die  Städte  die  Abgeschlossen- 
heit ihrer  Jurisdiction  so  vollständig  wie  möglich  zu  machen. 
Das  Streben  derselben  gieng   in  dieser  Hinsicht  so  weit, 
dass  man  die  Bürger  eidlich  verpflichtete  nur   vor  ihrem 
Stadtgerichte  und  nirgend  anders  Recht  zu  nehmen  und  es 
wurde  in  der  Stadt  Brandenburg  einem   Büi^er  sehr  zum 
Vorwurfe  gemacht   diesen  Eid   gebrochen   zu  haben.     Die 
Stelle  lautet: 8»*) 
Und  alss  die  aus  der  olden  Statt  Brandemburg  Fritzen 
Diricken  beschuldigt  haben,  er  hab  gesworen  jn  auf- 
nemen   seiner   borgerschafft   sich    zu  Brandem- 
borg  jn  der  Statt  Brandenburgisches  Rechtens 
gnugen    zulassen,    des    er   dann   vergessen   und 
wider  sein   gelobde    und  eyde  sy   hieher  gefor- 
dert t  hett. 
Man  sieht  aus  dem  Bisherigen,  dass  die  Freiheit  und 
Selbständigkeit    des  Stadtgerichtes  eine    sehr  verschiedene 
war.   Es  findet  sich  häufig,  dass  die  Städte  auf  ihrem  Markte, 
vor  ihrem  Rathhause  oder  an  sonst  einem  geeigneten  Platze 
Bilder  aufrichteten,  die  einen  geharnischten  Mann  mit  erho- 
benen Schwerte  darstellend  ein  Symbol  städtischer  Freiheit 
zu  sein  scheinen.    Diese  sg.  Rolandssäulen  kommen  gerade 
in  der  Mark  Brandenburg  häufig  vor  und  es  wird  denselben 
daher  an  diesem  Orte  einige  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  sein. 

333)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XXI.  S.  261,  No.  219  (1426).  und  alss 
unsers  Herren  und  Vaders  ünder  Voi^  und  Landrichter  nich  wenig 
dartho  orsake  gegewen,  in  deme  er  missbruket  siene  Fryheit  und  dat 
he  Unsere  Hern  und  Vaderss  Dener  was.  So  hebben  wy  und  unsere 
Rähte  vor  cot  angesehen,  dat  he  den  Bathmännem  hinfttro  mit  Borger 
Eid  sali  gehorsamnen ,  und  offte  heapracken  wurde ,  sich  vor  de  Bath- 
männer  oder  eren  Schulten,  so  ofte  he  geladen  werth,  stellen  Und  scholen 
henforth  aHle  ündervögde  und  Landrichter  der  Stadt  Prentzlow  tho 
mehren  Ansehn  der  Bathmänner  Borger  sien  und  ock  dhon  der  Borger 
Aufflagen,  so  se  vom  Rechts  wegen  Unserm  Herrn  und  Yader  und  den 
Bahtmännern  tho  dohnde  schuldig  sien,  sondern  he  schal  glick  dem  Aver- 
landvoigte  sitten  und  4at  Recht  holden  und  geven,  ock  die  Broecke,  so 
des  gescnehn  und  fallen,  flietig  insamlen. 

334)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  1.  IX.  S.  229,  No.  299  (1483). 
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ürknndUobe  Nachrichten  über  die  Rolandssäule  smd  bei- 
nahe gar  nicht  vorhanden.  Die  venigen,  die  wir  haben,  sind 
späten  Ursprungs,  unklaren  und  wenig  glaubwürdigen  Inhalts. 
Sie  zeigen,  dass  man  selbst  in  den  Zeiten  der  Bliithe  der 
Städtefreiheit  über  den  Sinn  der  Rolandssäule  im  Unklaren 
war.  Die  noch  erhaltenen  Rolandssäulen  selbst  sind  so  yert 
schiedenen  Alters,  mit  so  verschiedenen  Attributen  ausge- 
stattet, dass  es  unmöglich  sein  dürfte  die  ursprüngliche  wirk- 
liche Bedeutung  derselben  festzustellen.  Man  muss  sich 
davor  hüten  in  den  Rolandssäulen  mehr  und  Bestimmteres 
zu  erblicken  als  direct  nachweisbar  ist.  Zöpfl  hat  in  neue- 
ster Zeit  diesem  Gegenstande  die  eingehendsten  und  um- 
fassendsten Studien  gewidmet.^^^)  Seine  dankenswerthe  Zu- 
sammenstellung des  zersprengten  ui^d  schwer  zugänglichen 
Materials  erleichtert  den  üeberblick  über  die  Lage  der 
quellenmässigen  Ueberlieferung. 

An  gegenwärtiger  Stelle  handelt  es  sich  eigentlich  nur 
um  die  märkischen  Rolandssäulen  und  die  ausserhalb  der 
M^k  Brandenburg  vorkommendem  Stadtbilder  werdet»  nur, 
sofern  sie  zur  ^  Aufklärung  der  Sache  wesentlich  beitragen, 
in  Betracht  gezogen  werden. 

In  der  Mark  Brandenburg  kommen  Rolandasäulea  vor 
in  Ziesar,  Stendal,  Salzwedel,  Gardelegen,  Böhmetizien,  Bran- 
denburg, Berlin,  Finsterwalde,  Nitzow,  Perleberg,  Anger- 
münde, Potzlow,  Prenzlau,  Zehden  in  disr  Neumark,  Königs- 
berg in  der  Neumark.  ^^®)  Es  sind  drei  Thatsäcben,  aus 
denen  die  practiache  Bedeutung  des  Rolands  hervorgeifat. 

Erstens.  Rolandssäulen  kommen  nicht  bloss  in  Städten, 
sondern  auch  in  Dörfern  oder  Flecken  vor.  Im  Dojfe  We- 
del im  Schauenburgischen  gab  es  einen  Roland  als  Zeichen 
eines  jährlich  dort  zu  haltenden  Ochsenmarktes.^^*^)  Im  Dorfe 


Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  Bd.  III.  (Xjeipsig 
und  Heidelberg  1861.)    Die  Rnlandssäule. 

336)  Vergl.  Zöpfl,  Rulandasäule  S.  265,  268,  271,  272,  278,  282, 284, 
285,  286,  287,  289,  290,  291. 

337)  Cf.  Westphalen,  monum.  ined.  rcr.  cimbr.  III.  S.  2078.  Stappm" 
heck,  in  mark.  Forschungen  IV.  S.  127,  129.  Brinkmomn,  aus  dem  deut- 
schen RechtBleben  (Kiel,  1862)  S.  265fi^ 
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Böhmenzien  in  der  Altmark  (westlich  von  Wittenberg),  das 
zwar  früher  eine  Stadt  gewesen  sein  soll,  existiert  noch 
jetzt  ein  Rolandsberg.  Jahrmärkte  sind  in  Böhmenzien  noch 
1650  gehalten  worden.®^®)  Das  Dorf  Potzlow  in  der  üker- 
mark,  südlich  von  Prenzlau,  südöstlich  von  Boizenburg,  im 
Amte  Gramzow,  im  Kreise  Templin  belegen,  hatte  einen 
Roland.^^*)  Dass  Potzlow  als  oppidum  im  Landbuche  Carls IV. 
erwähnt  wird,^^^)  beweist  noch  nicht,  dass  es  eine  wirkliche 
Stadt  (civitas)  mit  den  einem  städtischen  Gemeinwesen  eigen- 
thümlichen  Einrichtungen  gewesen.  Die  Beschreibung,  welche 
eben  jenes  Landbuch  von  dem  Orte  gibt,  beweist,  dass  vor- 
wiegend Ackerbau  in  demselben  betrieben  wurde.  Von  je- 
der Hufe  wird  Zehent  gezahlt,  das  Nonnenkloster  zu  See- 
hausen hat  16  Hufen  der  Feldmark  in  Cultur  (sanctimoniales 
habent  16  mansos  cum  omni  proprietate  ad  curiam  sub 
cultur a).  Ausserdem  werden  noch  Zins-  und  Zehentberech- 
tigungen verschiedener  Personen  angeführt.  Alle  diese  Ab- 
gaben haben  eine  ländliche  Natur  und  von  den  städtischen 
Lasten  wird  gar  nichts  erwähnt.  Der  Zweck  des  Landbuchs, 
wie  auch  sein  Name  beweist,  ist  überhaupt  nicht  eigentlich 
städtische  Gemeinden  zu  beschreiben.  Alle  hervorragenden 
Städte  werden  in  dem  Ortsregister  des  Landbuches  über- 
gangen. Trotz  der  Bezeichnung  oppidum  ist  daher  nicht 
gesagt;  dass  Potzlow  eine  Stadt  im  juristischen  Sinne  des 
Wortes  gewesen.  Es  mochte  eine  Marktgerechtigkeit  haben 
und  darum  von  den  gewöhnlichen  Dörfern  sich  unterschei- 
den. Wenn  daher  Potzlow  eine  Rolandssäule  besessen  hat, 
so  scheint  dies  ein  Beweis  zu  sein,  dass  dieses  Symbol  spe- 
ciäsch  städtischen  Gemeinschaften  nicht  ausschliesslich  zu- 
kommt. Noch  in  späteren  Zeiten  ist  an  die  Rolandssäule 
von  den  Einwohnern  von  Potzlow  der  Glaube  geknüpft  wor- 
den, dass  dieselbe  ein  Zeichen  ihrer  Freiheit  vom  Zehent, 
ein  Glaube ,   der  zur  Zeit  des  Landbuches  von  1375  jeden- 


Cf.  von  Ledebur,  Archiv  für  die  Geschichtskunde  des  preussi- 
schen  Staates  II.  S.  349.    Stappenbeck,  in  m&rk.  Forsch.  IV.  S.  127. 

339)  Gf.  Grundmann,  Versuch  einer  ukermärk.  Adelshistorie  S.  134. 
ZCjpfl,  Rulandssäule  S.  290. 

340)  Ct.  Landb.  Carls  IV.  ed.  Tidicin,  S.  161,  No.  1X3. 
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falls  keine  Wahrheit  war,  weil  dieses  gerade  sehr  viele  Ze- 
hentr  and  Zinsverpflichtungen  in  Potzlow  anführt. 

Die  zweite  Thatsache  auf  welche  für  die  Characteri- 
sierung  der  Bolandssäulen  hingewiesen  werden  darf,  ist, 
dass  die  Privilegien  sehr  verschieden  sein  können,  welche 
durch  den  Roland  dargestellt  werden.  Es  lässt  sich  kein 
bestimmtes  stadtisches  Privilegium  nachweisen,  das  als  die 
wesentliche  Voraussetzung  für  die  Errichtung  einer  Bolands- 
Säule  betrachtet  werden  müsste.  Auch  Zöpfl  deutet  darauf 
hin,  dass  die  Rolandssäule  sowol  ein  Jurisdictionsprivilegium, 
als  auch  ein  Marktprivilegium  oder  endlich  eine  Exemtion 
der  Stadt  als  Theil  eines  Immunitätsgebietes  oder  auch  als 
selbständiges  Gebiet  bezeichnen,  dass  sogar  auch  die 
Reichsunmittelbarkeit  einer  Stadt  gegenüber  einem  umge* 
benden,  landesherrlichen  Gebiete  im  Roland  ihren  symboli* 
sehen  Ausdruck  finden  kann.^0  ^^^  wichtigsten  Thatsachen 
sind  folgende: 

In  Stendal  steht  der  Roland  vor  dem  Rathhause.   Eben 
dort  war  auch  die  Dingstätte  des  Stadtgerichts,  wie  eine 
allerdings  neuere  Tafel  vor  dem  Rathhause  beweist: 
Hast  Du  Gericht,  so  richte  recht, 
Gott  ist  der  Herr  und  du  der  Knecht.  ^^*) 
Es  wird  auch  von  späteren  Schriftstellern  bezeugt,  dass  vor 
dem  Roland  mancherlei  peinliche  Strafen  wie  Pranger  und 
Hinrichtung  voUsti-eckt  worden  seien.^**)   Ebenso  sollen  auch 
in  Prenzlau  auf  einem  vor  dem  Roland  eingelassenen  Steine 
Enthauptungen  vollzogen  worden  sein.^**) 

Die  Beziehung  des  Rolands  auf  ein  Marktprivilegium 
wird  dadurch  nahe  gelegt,  dass  derselbe  sich  fast  in  allen 
Städten  auf  dem  Markte  befindet.    Sonst  ist  für  die  Mark 

341)  Vgl.  Zöpfl,  Rulandssäule  §.  16—20,  S.  60-80. 

341a)  Der  Spruch  ist  Sprichwort.  Vgl.  Fritz  Beuter ,  Olle  Kamellen 
V.  üt  mine  ßtromtid  Th.  III.  (Wismar  und  Ludwigslust  1864)  8. 172. 

342)  Cf.  Beckmann,  historische  Beschreibung  der  Kur  und  Mark 
Brandenburg  IL  col.  142,  143  und  Weihe ,  Sagen  der  Stadt  Stendal  in 
der  Altmark  (1840.  Tangerm)  IL  S.  141,  151  f. 

343)  Gf.  Beckmann  y  Beschreibung  der  Mark  Brandenburg  Bd.  L 
Th.  IL  col.  449—451  und  Spangenberg,  Beitr.  zu  den  deutsch.  Rechts- 
alterth.  S.  19,  Nq-  25,  (Dreyer  jwriipr.  pictur.) 
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Brandenburg  ein  besonderes  Argument  zur  Unterstützung 
dieser  Annahme  nicht  aufzufinden.  Bei  dei^  Rolanden  von 
Wedel  und  ron  Bramstedt  im  Holsteinischen  wird  indessen 
von  den  Landesherren  im  17,  Jahrhundert  die  Erneuerung 
des  umgestürzten  Rolandes  mit  ausdrücklicher  Hinweisung 
darauf  angeordnet,  dass  vor  den  Rolandssäulen  Streitigkeiten 
über  Marktkäufe  entschieden,  ja  dass  diese  Käufe  selbst  vor 
denselben  geschlossen  werden  sollten.  ^^■) 

Ueber  die  Bedeutung  des  Rolands  als  Zeichen  der 
Exemtion  von  der  Gewalt  der  ordentlichen  Reichsbeamten 
zu  Ounsten  eines  Bischofs,  eines  Landesherren  oder  der 
Stadt  selbst  oder  als  Zeichen,  dass  eine  Stadt  von  dem  um- 
gebenden landesherrlichen  Gebiete  eximiert  und  reichsun- 
mittelbar geworden  war,  ergeben  die  historischen  Quellen 
der  Mark  Brandenburg  nichts.  Es  mag  darüber  auf  Zöpfls 
Ausführungen  verwiesen  werden.^^*)  In  der  Mark  Branden- 
burg hat  die  Exemtion  einer  Stadt  nie  den  Sinn  einer  Be- 
freiuDg  von  der  märkgräflichen  Gewalt  gehabt,  sondern  nur 
den  der  administrativen  Exemtion  von  der  Gewalt  der  den 
Landesdistricten  vorstehenden  Yögte.  Zum  Zeichen  dieser 
städtischen  Sonder-  oder  Selbstregierung  mögen  vieUeicbt 
meistentheils  die  Rolande  in  der  Mark  Brandenburg  errichtet 
worden  sein. 

Wenn  auch  nach  den  angeführten  Thatsachen  der  Sinn 
der  Rolande  sehr  vieldeutig  ist,  so  scheinen  dieselben,  we- 
nigstens nach  der  Auffassung  des  Volkes,  doch  stets  auf  die 
städtischen  Freiheiten  und  Privilegien  bezogen  worden  zu 
sein.  Die  Hamburger  stürzten  1375,  als  sie  unter  die  lan- 
desherrliche Gewalt  der  Grafen  von  Holstein  gelangen  soll- 
ten, ihren  Roland  um,  den  sie  angeblich  oder  vermeintlich 
zum  Zeichen  ihrer  Reichsunmittelbarkeit  errichtet  hatten.^*) 
Die  Quellen,  welche  diese  Thatsache  überliefern,  sind  aller- 
dings spät.  Mag  man  gerechte  Zweifel  daran  haben,  dass 
der  Roland  gerade  nur  zum  Zeichen  der  Reichsunmittelbar- 

343  a)  Gf.  Zöpfi,  Rulandssänle  S.  201,  207. 

344)  Rolandssäule  8.  67  ff. 

345)  Zopfl,  Bulandssäuk  S.  191,  Note  1. 
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keit  errichtet  worden  sei,  so  ist  es  doch  nicht  unwahrschein- 
lich, dass  man  im  13.  Jahrhundert  den  Roland,  der  im  Allge- 
meinen jedenfalls  ein  Zeichen  städtischer  Privilegien  war, 
gerade  in  dieser  Beziehung  zur  Reichsunmittelbarkeit  au%e- 
fasst  und  im  Volksglauben  festgehalten  hat.  Es  hat  daher 
an  sich  nichts  Unwahrscheinliches,  dass  man  ein  Sinnbild 
umstürzte,  das,  wenn  auch  nicht  in  Wahrheit,  doch  nach  der 
damaligen  Auffassung  des  Volkes  ein  Zeichen  der  Freiheit 
von  landesherrlicher  Gewalt  war.  Man  darf  daraus  folgern, 
dass  die  Gerechtsame  der  Stadt  durch  den  Roland  repräsen- 
tiert wurden,  mochten  dieselben  nun  umfassend  oder  engbe- 
grenzt, bedeutsam  oder  geringfügig  sein. 

Aus  diesen  bisher  erörterten  drei  Griterien  setzt  sich 
also  die  Bedeutung  des  Rolands  zusammen.  Er  ist  ein 
Zeichen  von  Privilegien,  selbst  wenn  es  sich  nicht  um  eine 
Stadt  im  eigentlichen  juristischen  Sinne  handelt.  Er  ist  ein 
Sinnbild  sehr  verschiedener  Privilegien.  Er  wird  umgestürzt 
bei  einer  Verletzung  eines  von  den  Privilegien,  als  deren 
Symbol  der  Roland  galt. 

Demnach  ist  es  kaum  zu  vermeiden  den  Roland  als 
allgemeines,  wenn  man  will  abstractes,  Symbol  anzuseheiL 
Schon  der  gewiss  auf  den  sagenhaften  Helden  und  Ver- 
wandten Carls  des  Grossen  zu  deutende  Name  beweist  die 
Allgemeinheit  und  innere  Unklarheit  der  Vorstellungen,  die 
man  mit  der  Rolandssäule  verband,  Zöpfl  meint  zwar,^^) 
dass  der  Roland  in  seiner  ursprünglichen,  nur  später  ver- 
fälschten oder  missverstandenen  Bedeutung  den  Kaiser 
Otto  IL  habe  darstellen  sollen,  der  in  den  Chroniken  der 
rothe  König  genannt  werde,  weil  er  durch  Organisation 
der  Gerichtsverfassung  und  vielleicht  auch  durch  Ertheilung 
von  vielen  Jurisdictionsprivilegien  hervorragende  Verdienste 
erworben  habe  und  gerade  das  Wort  roth  auf  die  Gerichts- 
barkeit Bezug  habe,  wie  die  Ausdrücke  lehren:  rothe  Erde, 
rothes  Buch,  rothe  Brücke  u.  dgl.  Dem  entsprechend  sei 
der  Name  des  Rolandes  aufzulösen  in  rothes  Land,  rothen 

M6)  Cf.  BulandsBäule  S.  15  ff.,  S.  116  ff. 
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Landessäule.  (Butland;  Ruland.)  —  Schon  an  sich  ist  es 
unwahrscheinlich,  dass  eine  Person  wie  Otto  IL  ursprüng- 
lich durch  den  Boland  soll  dargestellt  sein  und  dass  die 
«bildliche  Darstellung  selbst  nicht  den  Namen  jener  Person, 
sondern  den  abstracten  des  rothen  Landes  getragen.  Und 
nun  gar  rothes  Land,  da  doch  die  überwiegend  meisten 
Rolande  in  Städten  vorkommen  und  man  schwerlich  das  Ge- 
biet einer  mit  Blutgerichtsbarkeit  ausgestatteten  Stadt 
schlechthin  als  rothes  Land  ohne  irgend  eine  Andeutung 
von  der  Existenz  einer  Stadt  bezeichnet  haben  würde.  End- 
lich hat  man  nach  Lage  der  geschichtlichen  üeberlieferungen 
kein  Recht  die  Entstehung  der  Rolande  in  so  frühe  Zeiten 
zu  setzen  wie  die  Ottos  ü.  Einige  späte  Stellen  z.  B.  die 
Chronik  vor  dem  sächsischen  Weichbilde  ^*')  ei'wähnen  zwar, 
dass  Otto  der  Rothe  der  Stadt  Magdeburg  Weichbildrecht 
gegeben,  aber  ob  Otto's  II.  Verdienste  in  Beziehung  auf  die 
Jurisdiction  hervortretender  als  die  seiner  Vorgänger  oder 
Nachfolger  waren,  bleibt  zweifelhaft.  Aber  selbst  wenn 
Otto  IL  wirklich  oder  der  Sage  nach  bedeutende  Verdienste 
um  die  Entstehung  städtischer  Jurisdiction  gehabt  hätte,  so 
ist  noch  kein  Grund  vorhanden  den  Roland  als  Zeichen 
dieser  Thätigkeit  anzusehen.  Keine  sichere  Nachricht  von 
den  ältesten  Rolanden  reicht  über  das  14.  Jahrhundert  zu- 
rück. Mit  welchem  Rechte  bringt  man  eine  erst  so  spät  be- 
glaubigte Tbatsache  mit  einem  Kaiser  des  10.  Jahrhunderts 
in  Verbindung?  Zwar  soll  der  Roland  zu  Bremen  der  Sage 
nach  schon  zu  Carls  des  Grossen  Zeit  errichtet  sein,  aber 
selbst  die  Nachricht,  dass  er  schon  Uli  errichtet  worden 
sei,  ist  kaum  glaubwürdig,  weil  das  betreffende  Privilegium 
datiert  v.  2.  idus  Maji,  Moguntiae  unecht  ist,  da  der  Kaiser 

347)  Cf.  Chronik  de  temp.  creationis  mundi  und  sächs.  Weichbildr. 
ed.  V,  Daniels  n.  v.  Gruben  S.  38  lin.  13:  Noch  ym  so  wart  zu  koninge 

Sekoren  koning  Otto  der  rote  des  grossen  koning  Otten  son.  Der  was 
ar  an  negen  jar  nnde  was  der  drie  und  achzigste  von  Augasto.  Bi 
^ses  keisers  geziten  begande  man  den  alden  thum  zu  Meideborg  allir- 
erst  zu  buwinde.  Her  gap  ouch  den  thumherren  kanoniken  recht  unde 
gab  den  atatherren  wichbitäe  recht  nach  konina  Karha  rechte  unde  nach 
der  gaten  knechte  willekor  zu  Sachsen  in  deme  lande  mit  ires  selbis 
willekor  nach  der  wisesten  rate. 

X0HMf,  »RIGHTS'TSBPASSCIXG.    U.  14 
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Heinrich  V.  im  Mai  1111  nicht  in  Mainz  war.^)  Auch 
wenn  man  mit  Jacob  Grimm ^•)  annimmt,  dass  ein  Privile- 
gium von  Heinrich  V.  an  Bremen  ertheilt  sei  ähnlichen  In- 
halts wie  das  uns  überlieferte  unechte,  so  ist  immer  noch' 
nicht  bewiesen,  dass  in  jenem  ebenfalls  die  Errichtung  eines 
Rolandes  für  Bremen  müsse  erlaubt  worden  sein. 

Der  hamburger  Roland  soll  zwar  schon  im  Jahre  1264 
als  vorhanden  bezeugt  werden.^^)  Allein  die  im  liber  acto- 
rum  resignationum  vorfindlichen  Worte  resignatio  facta 
contra  Rol  an  dum.  stammen  nicht  aus  dem  Originale,  wo 
sie  fehlen,  sondern  aus  einer  späteren  Abschrift.^^0  I^ie 
älteste  Nachricht  vom  hamburger  Roland  soll  in  dem  jetzt 
verbrannten  liber  actorum  coram  consulibus  in  resignatione 
hereditatum  s.  Petri  ab  a.  1342 — 1350  enthalten  gewesen 
sein,  wo  ein  Geschäft  von  1342  bezeichnet  wird  als  ge- 
schlossen juxta  Rolandum. .  Aus  den  Jahren  1375,  1376, 
1381  werden  nach  dem  Zeugnisse  Lappenbergs  Ausgaben 
in  den  Stadtbüchern  erwähnt  für  einen  weissen  Anstrich  der 
Rolandssäule. 

Keine  einzige  glaubwürdige  Urkunde  bezöugt  die  beson- 
dere Erlaubniss  eine  Rolandssäule  errichten  zu  dürfen.  So 
viele  Stadtprivilegien  wir  besitzen,  nirgends  wird  eines  Ro- 
landes Erwähnung  gethan.  Es  scheint  also  nicht,  dass  gleich 
bei  Ertheilung  eines  Privilegiums  es  als  ein  Vorrecht,  auch 
nur  als  ein  stillschweigend  verstandenes  Vorrecht  angesehen 
wurde  einen  Roland  errichten  zu  dürfen.  Erst  eine  spätere 
Sitte  führte  solche  hölzernen  oder  steinernen  Sinnbilder  von 
Rechten  ein,  die  vielleicht  seit  langer  Zeit  erworben  waren. 
Vermuthungen  über  die  Zeit  und  Umstände  zu  hegen,  welche 
jenen  Gebrauch  zur  Entstehung  brachten,  ist  jetzt  kaum 
möglich.    Vielleicht  waren  jene  Zeiten,  in  denen  die  Städte 

348)  Cf.  Lappenberg,  die  Geschichtsquellen  des  Erzstiftes  und  der 
Stadt  Bremen  (Bremen  1841)  S.  59,  Note  7. 

349)  Jahrbücher  für  wissenschaftl.  Kritik  1841.  No.  101,  col.  803,  805. 

350)  Cf.  Lappenberg,  hamb.  Rechtsalterthümer  (Hamburg  1845)  Einl. 
S.  VI.  Im  liber  actorum  coram  consulibus  in  resignatione  hereditatum 
S.  Petri  ab  a.  1248—1273  wird  ad  a.  1264  notirt  resignatio  facta  contra 
Bolandum 

351)  Cf.  Zöpfl,  Rulandssäule  S.  195  f. 
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sich  ihrer  Kraft  und  Vorrechte  bewusst  wurden  und  diese 
in  Bündnissen  unter  einander  oder  mit  Rittern  durch  Selbst- 
hilfe und  Fehde  aufrecht  zu  erhalten  suchten,  geeignet  den 
Gedanken  zu  erzeugen  einen  gewappneten  Mann  (denn  einen 
solchen  stellen  die  älteren  Rolande  durchweg  dar)  mit  er- 
hobenem Schwerte  als  Zeichen  der  Vertheidigung  städtischer 
Freiheiten  aufzustellen.  Nicht  sowol  ein  bestimmtes  einzel- 
nes städtisches  Recht,  sondern  die  Gesamtheit  der  Rechte, 
die  eine  bestimmte  Stadt  besass,  mochten  ihrer  viele  oder 
wenige  sein,  sollten  durch  den  Roland  angedeutet  werden. 
In  dem  Schwerte  des  Rolandes  eine  ausschliessliche  Bezie- 
hung auf  die  Blutgerichtsbarkeit  zu  erblicken,  ist  durch  kein 
urkundliches  Zeugniss  gerechtfertigt.  Dagegen  erscheint  es 
als  eine  ebenso  natürliche  und  mit  dem  Gharacter  der  Zeit 
harmonierende  Deutung  das  Schwert  wie  die  gewappnete 
Kleidung  überhaupt  auf  Selbsthilfe  und  Fehde  zu  beziehen. 
*In  einem  gewissen  Sinne  kann  man  sagen,  dass  der 
Roland  das  Weichbildrecht  der  Stadt  bedeute.  Nur  muss 
Einspruch  dagegen  erhoben  werden,  dass  dies  die  einzige 
und  nothwendige  Beziehung  des  Rolandes  sei.  Der  Roland 
findet  sich  an  Orten,  die  ein  besonderes  ausgebildetes  Weich- 
bildrecht gar  Tiicht  besassen,  z.  B.  bei  kleinen  Orten  wie 
Wedel  in  Holstein  oder  Potzlow  in  der  ükermark.  Es  ist 
daher  auch  für  die  sprachliche  Deutung  des  Wortes  Weich- 
bild kaum  richtig  die  zweite  Silbe  des  Wortes  (Bild)  gerade 
auf  die  Rolandsbilder  als  die  symbolisch  körperliche  Er- 
scheinung des  Stadtrechtes  zu  beziehen.  ^^^*)    Es  gibt  auf  der 

361a)  lieber  den  Sinn  des  Wortes  Weichbild  findet  sich  bei  Seibertz 
eine  beachtenswerthe  Meinun'g.  (Landes-  und  Rechts^eschichte  West- 
falens IL  8. 168  f.)  Wich  =  Ort,  Stadt  •^--  bild  von  Belt,  em  umschlossener 
Baum.  Belt  die  Meerenge  bei  den  dänischen  Inseln,  das  baltische  Meer, 
die  Ostsee  ist  ein  ringamschlossenes  Gewässer.  Daher  bild  ein  um- 
BchloBsener,  umhegter  Raum.  Weichbild  —  der  umhegte  Raum  der 
Stadt,  Stadtgebiet.  Ausser  den  von  Seibertz  gegebenen  Verweisungen 
auf  Wachler  Glossar  vox:  Weichbild,  Belt  lässt  sich  zur  sprachlichen 
Stutze  Folgendes  anföhren.  Friesisch  heisst  biletta,  impedire,  prohibere: 
Westerwolder  Landr.  §.  12  (Richthofen,  Rechtsqaellen  S.  273,  Z.  24): 
Ock  sal  die  richter  niemant  besetten  of  heletten,  he  sy  lantvluchtich,  he 
enhebbe  syn  guet  up  syn  wagen  off  up  syn  rugge ;  wolde  he  die  besäte 
niet  achten,  soe  mach  hem  die  richter  an  tasten.  Vgl.  auch  Epkema, 
woordenboek  op  de  gedichten  van  G.  Japicx  (Leeuwarden  1824)  S.  33. 

14* 
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anderen  Seite  angesehene  Städte  mit  sehr  entwickeltem 
Weichbildrechte,  die  niemals  einen  Roland  gehabt  zu  haben 
scheinen,  z.B.  Lübeck ,  Nürnberg,  Augsburg,  Strassburg. 
Weder  setzt  der  Roland  ein  bestehendes  und  entwickeltes 
Weichbildrecht,  noch  das  Weichbildrecht  einen  Roland  noth- 
wendig  voraus. 

Der  Name  des  Rolands  endlich  wird  kaum  anderswoher 
als  aus  dem  Namen  jenes  sagenhaften  Helden  der  carolin- 
gischen  Zeit  herzuleiten  sein.  Die  Statue  soll  natürlich  wol 
ein  Bildniss  desselben  sein,  aber  auf  der  anderen  Seite  ist 
aus  dem  Namen  Roland  keineswegs  zu  schliessen,  dass  jene 
Stein-  oder  Holzbilder  zur  Zeit  Carls  des  Grossen  existiert 
haben.  Die  späteren  Zeiten  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
verbanden  mit  dem  Worte  Roland  den  Begriff  des  Unge- 
heuren, des  Riesenhaften. 

In  einem  Verse  des  Grodefridus  Viterbiensis ,  der  1191 
starb,  heisst  es  von  einem  hohen  Berge :  Mons  ibi  staf  magnus, 
qui  dicitur  esse  Rulandus.  Auf  dem  höchsten  Thurme  von 
Gent  hängt  eine  Glocke,  die  der  Roland  heisst  und  11,000  Pfd. 
wiegen  soll  und  von  der  ein  Vers  besagt: 

Roland,  Roland,  als  ich  klappe  dann  ist  Brand, 
als  ich  luye,  dann  ist  Oorlog  in  Planderland.'**) 
In  der  That  sind  die  Rolandsbilder  alle  von  so  colossalör 
Grösse,  dass  dieser  Umstand  schon  hindert  sie  als  Portrait- 
statuen  einer  bestimmten  historischen  Person  anzusehen.  Die 
Länge  der  Rolande  beträgt  zischen  7  und  17  Fuss.    Der 

Versuch  eines  bremisch-niedersächsischen  Wörterbuches  m.  8. 19.  Auf 
einen  Ort  angewendet  ergibt  sich  der  Begriff  locus  impeditas,  prohibi- 
tus  d.  h.  ein  geschützter,  umhegter  Ort  Dazu  stimmt  friesisch  üld  das 
Haus  (ein  schützend  umschlossener  Baum).  Das  o  für  e  erkl&rt  sich 
aus  der  Analogie  von  jova  für  jeva  (dare),  jof,  of  für  jef,  if  (si).  Aus 
beletten  ist  wol  geworden  dänisch  belt,  belte,  altnord.  belti,  althochd. 
palz.  Das  was  einen  Gegenstand  umgibt,  einschliesst,  ein  Gürtel.  Dann 
aber  auch  das,  was  eingeschlossen  wird.  Meer  von  Land  eingeschlossen, 
Meerenge,  Belt,  mare  balticum  ein  eingeschlossenes  (Binnen)  Meer, 
Grimm,  nhd.  Wörterbuch  neigt  dazu,  baltisches  Meer  mit  litth.  baltas 
(albus)  in  Zusammenhang  zu  bringen ,  daher  Baltia  (Plinius,  4,  13)  das 
weisse  glänzende  Land.  Das  Wort  Weichbild  auf  fries.  biletta  zurück- 
zuführen, findet  eine  Unterstützung  in  der  häufig  vorkommenden  Form 
ificbelete, 

352)  Cf.  de  Westplialen,  monum.  ined.  rer.  germ.  IIL  8.  2067. 
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Lexicograph  Henisius  hat  unter  dem  Worte  Bild  in  seinem 
thesaurus  linguae  germanicae  die  Erklärung  gegeben: 

Ein  grob  Bildniss  ein  Ruland,  so  drey  oder  mehrmalen 

so  gross  als  ein  menschlich  Statur. 
Es  ist  daher  sehr  wol  auch  nach  der  Erscheinung  der  Ro- 
landsbilder denkbar,  dass  sie  durch  ihre  riesenhafte  Grösse 
an  jenen  alten  Helden  erinnern  sollten. 

In  Beziehung  auf  die  städtische  Gerichtsverfassung  er- 
gibt sich  also ,  dass  der  Boland  kein  Ausdruck  des  beson- 
deren Jurisdictionsprivilegs  zu  sein  braucht,  dass  in  dem- 
selben aber,  sofern  die  Stadt  ein  besonderes  eximiertes 
Gericht  besass,  neben  den  übrigen  Rechten  so  auch  dieses 
S3rmbolisch  dargestellt  werden  konnte.  Auch  wird  man  zu- 
geben können,  dass  vielleicht  ein  späterer  Glaube  an  man- 
chen Orten  die  Beziehung  des  Rolands  gerade  auf  die  Stadt- 
jurisdiction,  welche  im  Kreise  der  städtischen  Rechte  das 
glänzendste  war,  vorzugsweise  festgehalten  haben  mag. 


g.  45. 
Zusammensetzung  und  Thatigkeit  des  Stadtgerichts. 

Der  erste  Beamte  des  Stadtgerichts  war  der  Stadt- 
schulze. Die  Besetzung  dieses  Amtes  stand  in  der  Regel 
bei  dem  Rathe  der  Stadt,  wenigstens  seit  den  Zeiten,  wo 
besondere  stadtische  Vögte,  die  ursprünglich  allerdings  als 
vom  Markgrafen  ernannte  Beamte  erscheinen,  aufgehört  ha- 
haben  zu  existieren.  In  Arneburg  wird  im  Jahre  1486  der 
Stadtrichter  vom  Rathe  und  aus  dem  Schosse  des  Rathes 
gewählt.  ^^^)  Jedenfalls  musste  der  zum  Stadtschulzen  Ge- 
wählte wohl  ein  städtischer  Bürger  sein.  Selbst  wenn  der 
Landesherr  den  Stadtschulzen  ernannte,  musste  er  seine 
Wahl  aus  der  Zahl  der  städtischen  Bürger  treffen.  Das 
Beispiel  von  Soest  in  Westfalen  kann  uns  hierüber  beleh- 

•  353)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  223,  No.  292  (1486):  dat  die 
Ersamen  Raet  to  Arneborg,  sso  sick  jm  radt  vorenderen,  scheiden  se 
ein  under  sick  u4h  dem  Bad  than  richter  erwelen  etc. 


214  GESCHICHTE   DEB   aEBICHTS-VCRFASSUNO. 

ren.^^^)    Der  Eid  des  Stadtschulzen  lautete  nach  dem  Zeug- 
niss  des  berliner  Stadtbuches  folgendermassen :  ^*^) 
Tu  dem  Schultenambachte,  dar  ich  tu  gesettet  hjn  von 
den  hern,   dar  wil  ik  deme  Rade  und  Borgern  horsam 
wesen  und  wil  richten  nach  rechte,  als  ick  dar  best  wed 
und  wil  dat  nicht  laten  dorch  gifft,  dorch  gafe,  dorch  had 
oder  dorch  lyve  wille. 
Ausser   dem  Vorsitze   im  Stadtgerichte   lagen    dem  Stadt- 
schulzen wol  noch  andere  administrative  oder  polizeiliche 
Geschäfte  ob.     Der  Richter  wird  gerufen,   wenn  eine  ver- 
dächtige Person  zur  Nachtzeit,  nachdem  die  Nachtwäqhter 
auf  der  Strasse  sind,    ohne  Licht  betroffen  wird.     Er  hat 
einen  Antheil  von  den  Strafgeldern  wegen  baupolizeilicher 
Contraventionen.    Wer  in  seinem  Hause  Feuer  ausbrechen 
lässt  und  es  binnen  drei  Tage  nicht  löscht,  muss  eine  Strafe 
geben,  von  der  zwei  Drittel  dem  Stadtrichter  zufallen.^^) 

Schon  im  ersten  Bande  (S.  298)  sind  einige  Beispiele 
von  den  Pertinenzen  gegeben  worden,  mit  Aenen  das  Amt 
eines  Stadtschulzen  ausgestattet  war.    Zur  Vollständigkeit 

354)  Cf.  Seibertz,  ürk.  Buch  I.  S.  483,  No.  396  (1281):  Ceterum 
manifestum  Judicium  ejusdem  advocatie,  quo  comes  Arnsbergensis  Tel 
advocatus  ejus  judicare  consuevit,  manebit  apud  judicem  nostrum  Su- 
saciensem,  quem  nos  vel  successores  nostri  ex  opidanis  susaciensibus 
ibidem  pro  tempore  statuemus. 

355)  Histor.  dipl.  Beitr.  zur  Gesch.  der  Stadt  Berlin  ed.  Fidicin  I.  S.  3. 

356)  Diese  Bestimmungen  sind  für  Salzwedel  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1278  vorgeschrieben.  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  15,  No.  18 
(1278):  Item  si,  de  quo  suspicio  habetur,  sine  lumine  inventns  fuerit  in 
plateis,  postquam  egressi  sunt  Tigiles  ad  observaudas  vigilias  civitatis, 
debet  licite  usque  ad  presentiam  judicis  detineri.  —  Item  si  quis  edificia 
sua  poBuit  illicite  vel  injuste,  talis  a  Consulibus  moneatur,  u:  ea  corriget 
et  reedificet  recto  modo.  Quodsi  non  fecerit  infra  quindenam  continuam, 
tria  talenta  vadiabit,  quorum  duo  cedent  judici  et  uniun  Civitati,  et  si 
nee  tunc  edificia  sua  debite  posuerit,  Judici  et  Consulibus  postmodum 
per  quindenam  singulam  predicto  ordine  vadiabit,  donec  edificia  sua 
directe  posita  a  Consulibus  dinoscantur.  Item  si  aliquo  in  loco  ignis 
civitati  formidabilis  vel  nocivus  fuerit  inventus  et  si  hujus  loci  possessor 
monitus  a  consulibus  et  jussus  ignem  infra  triduum  non  annullat,  tria 
talenta  dabit,  Judici  duo.  Civitati  vero  unum.  Item  si  secundo  monitus 
igniculum  idem  infra  triauum  non  annichilaverit,  amittet  sex  talenta,  ex 
bis  Judex  quatuor  accipiet,  Civitas  vero  duo.  Si  autem  is  de  igne  tertio 
monitus  infra  triduum  Consules  non  exaudit,  dare  tenebitur  triginta  tat 
lenta  denariorum,  e  quibus  viginti  talenta  debentur  Judici,  decem  vero 
Civitati. 
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mögen  hier  noch  einzelne  urkundlich  erwiesene  Fälle,  deren 
Zahl  sich  leicht  vermehren  Hesse,  Platz  finden. 

In  Nauen  gehörte  ausser  den  Gerichtssporteln  zum 
Schulzengerichte:  ein  Schilling  von  dem  Münzmeister  zu 
Brandenburg,  6  Schilling  jährlich  aus  der  Eämmerei  der 
Stadt,  4  Schilling  Weidegeld  von  jedem  Einwohner  der  Stadt, 
8  Schilling  von  jedem  Premden.^^^) 

In  Neu -Landsberg  standen  dem  Gründer  un^  ersten 
Schulzen  der  Stadt  Albertus  de  Luge  zu:  ein  Drittel  des 
Zinses  von  Bauplätzen  und  Hufen,  ein  Drittel  der  Gerichts- 
gefälle, ein  Drittel  Zins  von  jedem  nach  den  ersten  zehn 
Freijahren  gebauten  Hause ,  ein  Drittel  vom  Mühlenzins. 
Ausserdem  erhielt  der  Schulze  64  Hufen  zu  Lehen,  von  de- 
nen indessen  nicht  gewiss  ist,  ob  sie  zu  seinem  Schulzen- 
amte als  Pertinenz  gehörten,  oder  ihm  ausserordentlicher 
Weise  übertragen  waren.'^) 

In  Königsberg  in  der  Neumark  standen  von  einzelnen 
Gerichtshandlungen  dem  Stadtschulzen  folgende  Vortheile 
zu:  Drei  berlinische  Pfennige  für  das  Friedewirken  an  einem 
Grundstücke;  drei  Schillinge  brandenburgischer  Pfennige  an 
Gewette  im  gehegten  Dinge;  sechs  brandenburgische  Pfen- 
nige von  dem  Gewette  ausserhalb  des  gehegten  Dinges;  drei 
brandenburgische  Pfennige  für  eine  Pfändung;  für  die  erste 
Klage  nimmt  der  Richter  nichts;  für  die  zweite  drei  berliner 
Pfennige;  ebenso  für  die  dritte  Klage;  von  dem,  den  er  zur 
Anlegung  eines  Pfandes  auctorisiert,  erhält  er  sechs  berli- 
nische Pfennige  und  vom  Gerüchte  den  dritten  Pfennig.^^®) 

In  den  Genuss  dieser  Amtspertinenzen  gelangte  der 
Stadtschulze  in  der  Begel  wol  auf  Lebenslänge,  zuweilen 
indessen  auch  vererblich.  Wie  man  bei  Dörfern  den  Unter- 
schied von  Lehenschulzen  und  Setzschulzen  kennt,  so  auch 
bei  Stadtschulzeu.  Wenn  eine  Vererblichkeit  des  Stadt- 
schulzenamtes galt,  so  konnte  es  leicht  geschehen,  dass  eine 
überlebende  Wittwe  oder  unmündige  Kinder  in  den  Besitz 

357)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  295. 

358)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVni.  S.  369,  No.  1  (1257). 

359)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  401,  No.  312  (1471). 
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des  Schnlzenamtes  gelangten  und  dann  also  eine  stellvertre- 
tende Verwaltung  eintreten  musste.  Im  Jahre  1439  hat  der 
frankfurter  Richter  Peter  Bamme  seiner  Frau  ausdrücklich 
ein  Leibgedinge  an  den  Pertinenzen  seines  Amtes  bestellt, 
was  auch  die  markgräfliche  Bestätigung  gefunden  hat^)  In 
Drossen  soll  im  Jahre  1353  die  Wittwe  des  Richters  da- 
selbst Heinrichs  von  Magdeburg  Vormund  über  ihre  Söhne 
sein  oder  den  Vormund  für  dieselben  ernennen,  der  auch 
zur  Verwaltung  des  Gerichtes  zu  Drossen  befugt  sein  soll.*"**) 

Neben  dem  Schulzen  stehen  die  Schöffen  der  Stadt 
Ursprünglich  scheint  der  Rath  der  Stadt  ipso  jure  Schöffen- 
collegium  gewesen  zu  sein.  Es  gab  also  keine  anderen  Schöf- 
fen als  die  Personen,  welche  im  Rathe  sassen.  Schöffe  im 
Gerichte  der  Stadt  zu  sein  war  eine  vereinzelte  Function 
des  Rathmannes. 

In  der  Stadt  Wittstock  sollen  die  consules  oppidi  Recht 
sprechen  und  nur  wenn  diese  nachlässig  oder  parteiisch 
geurtheilt  haben,  soll  die  Entscheidung  des  Markgrafen  oder 
seines  Vogtes  angerufen  werden.^**) 

360)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I  XXIII.  S.  211,  No.  258  (1439):  Wir 
frederich  der  junge  —  bekexmen  — ,  das  für  uns  kommen  ist  nnnser 
richter  und  über  getruwer  Peter  Bamme,  Kichter  in  unser  stat  francken- 
forde,  und  uns  fleissiglichen  gebeten  hatt,  Barbaran,  seiner  Elichen 
hussfrowen,  disse  himachgesclu'eben  guter,  jerUchen  zcinse  und  Rente, 
so  die  denn  zcu  unnsern  gerichte  gehören,  zcu  einem  rechten  leipgedinge, 
mit  namen  den  hubenzcinss,  die  grosse  mole,  die  Beckermole  mit  den 
tichen  und  mit  allen  zcinsen  und  gerechtickeiten  an  körne  und  an  mele, 
so  die  denn  czu  dem  obgnanten  unserm  gerichte  zcu  franckenforde  ge- 
hören: sulche  seine  fleissige  bete  wir  angesehen  und  der  obgenanten 
Barbaran,  seiner  Elichen  hussfrowen,  disse  obgnanten  jerlichen  zcinse 
und  Rente  zcu  einem  rechten  lipgedinge  gnedeclich  Terlihen  haben. 

361)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  140,  No.  27  (1353):  wir  Lu- 
dewig —  geben  —  mit  diesem  briefe  der  ersamen  frawen,  frawen  6er- 
drud,  heinrichs  von  meydeburg  wytiwen,  gance  macht  und  volle  gewalt, 
daz  sie  henses  und  Clauses  von  meydeburg,  irer  beider  sune,  Vormünder 
wesen  sol  oder  wem  si  daz  von  iren  frunden  bevilhet  oder  darzu  kyeset, 
also  daz  sie  oder  dieselben,  den  sie  daz  bevilhet,  der  si  eyner  oder  mer, 
von  unseres  geheizzes  und  gebotes  wegin  die  vorgenant  ir  beyde  stlne 
vorsprechen  und  vorantwerten  sullen  und  mügen  ires  rechtes  und  irs 
gutes,  auch  von  des  gerichtes  wegen  unser  stat  zu  Droeeen  in  allen 
sacJien  und  an  aller  stat,  war  yn  des  not  tut,  getrewlichen  und  daz  vor- 
stan,  alz  ir  vormunder  zu  recht  sullen  und  mugen,  als  lange  biz  sie  zu 
sulchem  alder  und  zu  den  jaren  kumen,  daz  sie  selber  mündig  werden 
und  des  vortmer  nicht  bedurffen. 

362)  Cf.  Bekmann,  Beschreibung  der  Mark  Brandenbarg  Y.  2,  7, 
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Einer  vermuthlich  späteren  Stufe  der  Entwiokelang  ge- 
hört es  an;  wenn  zwar  besondere  Personen  für  das  Schöffen- 
amt bestimmt  werden,  diese  aber  daneben  auch  im  Rathe 
der  Stadt  Sitz  und  Stimme  haben.  Auf  diese  Weise  war 
freilich  nicht  jeder  Rathmann  Schöffe,  wol  aber  jeder  Schöffe 
Rathmann.  Die  Functionen  des  einen  Amtes  konnten  mit 
denen  des  anderen  collidieren  und  vermuthlich  war  es  eine 
Quelle  Yon  Streitigkeiten,  dass  dieselben  Personen  zweien 
verschiedenen  Körperschaften  angehörten.  Eine  Urkunde 
vom  Jahre  1426  legt  deutlich  Zeugniss  hiefür  ab.  In  Prenz- 
lau  nämlich  war  über  die  Handhabung  der  städtischen  Ju- 
stiz grosser  Streit  entstanden,  der  endlich  durch  gänzliche 
Trennung  des  SchöffencoUegiums  vom  Rathe  der  Stadt  been- 
digt wurde.^^^)  Das  entgegengesetzte  Beispiel  zeigt  uns  im 
Jahre  1589  die  Stadt  Neu-Ruppin.  Hier  wird  in  einer  Ge- 
richtsordnung vom  Kurfürsten  Johann  Georg  hervorgehoben, 
dass  die  Gerichte  in  Ruppin  bereits  seit  mehreren  Jahren 
sehr  wenig  Gefälle  eingetragen  haben.  Der  Richter  und  die 
Schöffen,  die  sich  bei  ihrem  sehr  geschmälerten  Einkommen 
in  grosser  Armuth  befänden,  hatten  um  Erhöhung  ihres  Ein- 
kommens oder  um  Entbindung  von  ihren  Amtspflichten  ge- 
beten. Den  Grund  der  geringen  Einträglichkeit  des  Stadt- 
gerichtes findet  der  Kurfürst  in  vielen  Streitigkeiten  um  die 
Jurisdiction,  die  zwischen  dem  Rath  und  den  Schöffen  statt- 
gefunden und  wol  die  Unterdrückung  mancher  Processe  ver- 
anlasst hatten,  deren  Gefalle  den  Justizpersonen  hätten  zu 
zu  Gute  kommen  können.   Deshalb  ordnet  er  zur  Vermeidung 

S.  271  (1248).  Volumus  etiam,  ut  si  Consules  oppidi  in  correctione  ju- 
ris, quod  ad  eos  pertinet,  causa  odii,  gratie  vel  timoris  negligentes 
fuerint,  per  dos  vel  adyocatum  nostrum  secundum  Justjitiam  terminetur. 
Vgl.  Wohlbrück,  Gesch.  von  Lebus  III.  S.  51. 

363)  Cf.  Eiedel,  C  D.  Br.  I.  XXI.  S.  262,  No.  220  (1426):  Wir  ha- 
ben  auch  angesehen  uod  betrachtet  solch  grosz  Czwitracht  und  schelung, 
die  czwischen  uusern  purgern  in  unszer  obgeschrieben  statt  als  von  des 
Eates  und  der  Schöffen  wegen  bisz  her  gewesen  ist ;  auf  daz  nu  furder 
solch  czwitracht  und  schelung  ab  und  genczlichen  hingelegt  sey,  setzen 
gebieten  und  wollen  wir  obgnanter  Marsgrave  Johanns,  das  der  Ratt 
und  die  schepffen  genczlichen  von  einander  geteilt  seien,  Also  das  die 
do  Maimann  kein  schepffen  und  dy^  die  do  schepffen ,  kein  Batmann 
sein  und  die  schepffen  alleczeit  ir  gancz  und  vulczsd  nach  rechtes  ausz- 
weisung  besitzen  und  haben  sullen  one  geverde. 
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solcher  Streitigkeiten  an,  dass  künftig  Bath  und  Sohöffencol- 
leginm  vereinigt  sein  sollen.^)  Der  Grund,  den  der  Kurfürst 
angibt;  dürfte  kaum  stichhaltig  sein.  Denn  da  die  Schöffen 
und  der  Stadtrichter  nach  ihrer  eigenen  Angabe  grossen 
Mangel  litteU;  so  haben  sie  gewiss  jeden  Bechtsfall,  der  ihnen 
Sportein  einbringen  konnte,  zu  ihrer  Cognition  gezogen. 

Nach  einer  Urkunde  vom  Jahre  1354  ist  die  Wahl  der 
Bathleute  und  Schöffen  in  Straussberg  so  angeordnet,  dass 
man  kaum  zweifeln  kann,  Bathleute  und  Schöffen  seien  die- 
selben Personen  gewesen.*®*)  Den  Schöffen  von  Straussberg 
wird  in  der  Urkunde  ähnlich  wie  denen  von  Brandenburg 
das  Becht  Bechtsbelehrungen  als  städtischer  Oberhof  zu  er- 
theilen,  gegeben. 

Aus  der  ursprünglichen  Verbindung  der  Functionen  als 
Bathmann  und  als  Schöffe  gieng  der  allgemeine  Zug  der 
städtischen  Bechtsentwickelung  über  zur  Trennung  des 
Schöffencollegiums  von  dem  der  Bathmannen.  Ein  Zusam- 
menhang mochte  insofern  noch  oft  bestehen  bleiben,  als  man 
die  ältesten  und  angesehensten  Bathmannen  zu  Schöffen  zu 
wählen  pflegte,  oder  dass  man  auch  wol  die  Schöffen  nur 
aus  der  Anzahl  der  Bathmannen,  wenn  auch  ohne  Bücksicht 
auf  das  Alter,  wählte.  Aber  das  Amt  des  Schöffen  war  ein 
völlig  getrenntes  von  dem  des  Bathmannes,  höchstens  blieb 
die  Stellung  als  Bathmann  der  Titel  für  die  Wählbarkeit 
zum  Schöffen. 

Den  Grund  für  diese  Entwickelnng  bildete  nicht  bloss 
die  schon  oben  erwähnte  Thatsache  mannigfacher  Compe- 
tenz-  oder  Interessenconflicte  zwischen  Schöffen  und  Bath, 
sondern  wol  auch  namentlich  die  sich  im  Allgemeinen  stei- 
gernde Anzahl  von  Bechtsstreitigkeiten  in  den  Städten.  Um 
den  Anforderungen  zu  genügen,  konnte  eine  Cumulation  des 

364)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  8.  380,  No.  108  (1589). 

365)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  7\  No.  12  (1354):  das  sie  (die 
Bflrger  zu  Straussberg)  ratlute  und  scheppnen  kiesen  sollen  undir  in 
selber,  das  sie  ir  ratrecht  und  schepphenrecht  in  und  allen  den,  die  is. 
von  in  gern  mnd  eischen,  sollen  behalden,  was  sie  teilen  vor  eyn  recht 
das  recht  ist  nach  brandenborgischem  Rechte,  das  sie  des  von  ons  ona 
von  allen  lothen  ungestrafet  sollen  sin. 
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Schöffenamtes  mit  dem  des  Rathmannes  nicht  mehr  zage- 
lassen  werden.  Ueberdies  aber  war  auoh  in  der  That  ein 
Gonflict  der  Amtspflichten  sehr  leicht  mc^glich,  wenn  nämlich 
der  Bath  als  Vertreter  der  städtischen  Gemeinde  klagend 
g6gen  einen  städtischen  Bürger  auftrat.  In  diesem  Falle 
waren  die  Schöffen,  welche  zugleich  im  Rathe  sassen,  Richter 
und  Partei  in  einer  Person. 

Als  die  Trennung  des  SchöffencoUegiums  von  dem  Rathe 
erfolgte,  blieb  wol  insofern  eine  Erinnerung  an  den. früheren 
Zustand  bestehen,  dass  die  ältesten  Mitglieder  des  Rathes 
zu  Schöffen  gewählt  wurden.  Daraus  erklärt  sich,  dass  in 
vielen  Urkunden  die  Schöffen  (scabini)  vor  dem  Rathe,  (con- 
sules)  einen  Vorrang  in  der  Reihenfolge  der  Unterschriften 
haben;  eine  Thatsachiö,  die  insofern  dem  allgemeinen  Ver- 
hältnisse des  Rathes  zu  den  Schöffen  widerspricht,  als  der 
Rath  die  ältere  Einrichtung  ist  und  demselben  die  allgemeine 
Lenkung  der  Stadtangelegenheiten  zufällt,  die  Schöffen  als 
besonderes  Collegium  nicht  nur  jünger  sind,  sondern  auch 
nur  eine  eingeschränktere  jurisdictionelle  Thätigkeit  entfal- 
ten. Nichtsdestoweniger  ist  der  Vorzug  der  scabini  vor  den 
consules  in  der  Reihe  der  Unterschriften  mehrfach  urkund- 
lich bezeugt.  So  in  Pritzwalk  1303,  in  Stendal  1338  und 
1272.»««)    In  Stendal  haben  offenbar  das  SchöffencoUegiam 

366)  Cf.  Biedeh  C.  D.  Br.  I.  ü.  S.  10,  III.  S.  350  (1303),  V.  S.  88, 
No.  131  (1338):  Licet  nuper  mandaverimas  auctoritate  nostra  ordinaria 
Scabinis,  consuUbus  et  magistris  unionum.  —  Nachher  werden  aller- 
dings die  Namen  in  folgender  Reihenfolge  genannt:  predicti  vero  con- 
siUes  videlicet  nicholaus  guntheri,  Johannes  buch,  hinricus  bucholte, 
gherardus  noppow,  rodolfus  de  bismarke,  Wynardus  de  schade,  role 
werneri,  gh^so  de  schade  morans  apud  senntam,  arnoldus  Tlasmegher 
filius  Eononis,  ebelingbus  apud  fratres,  hogerus  ac  thydericus  Kruse, 
nunc  regentes,  ^hotscalcus  de  Jerichow,  arnoldus  vlasmeyher,  conradus 
hvdde  de  scabinis  nunc  regentes.  —  Die  stendaler  Urkunde  von  1272  bei 
Riedel,  C.  D.  Br.  I.  V  S  40,  No.  38  (1272):  Unterschriften,  Hinter  den 
Geistlichen:  Domino  Johanne  de  buc  advocato  Tangermunde,  Johanne 
filio  Gerdangi,  Gunrado  de  Sänne,  Bodengero,  wecellino  filio  Gisilberti, 
Johanne  de  Bockenze,  Jacobo  Sclavo,  Arnoldo  flasmengero,  Engelberto 
filio  Nicolai,  scabinis,  Wecellino  filio  Gisilberti,  Johanne  de  Bockenze, 
Arnoldo  flasmengero,  Johanne  de  Thuriz  juniore,  Gunrado  hiddone, 
Gk>dino  de  Slndene,  Gerdango  filio  Johannis,  ooUone,  Benzone,  bernardo 
de  Gardelege,  Gisekino  filio  Nicolai,  Johanne  de  Jerichov  Consulibus  et 
aliis  quam  pluribus  fide  dignis. 
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und  der  Bath  der  Stadt  in  einem  gewissen  Zusammenhange 
mit  einander  gestanden.    Denn  in  der  erwähnten  Urkunde 
vom  Jahre  1272  werden  unter  den  voranstehenden  scabini 
genannt:  Wecellinus  filius  Gisilberti,  Johannes  de  Bockenze 
und  Arnoldus  Flasmengerus.    Ebendieselben  Personen  tre- 
ten in  derselben  Reihenfolge  an  der  Spitze  der  Unterschrif- 
ten der  Consules  auf  und  daraus  geht  hervor,  dass  die  ge- 
nannten drei  Schöffen  die  ältesten  Bathmannen  der  Stadt 
Stendal  waren.    Bestätigend  tritt  die  stendaler  Urkunde  von 
1338  hinzu ;  wo  Arnold  Ylasmegher  sowol  unter  den  Con- 
sules regentes  wie  unter  den  Scabini  nunc  regentes  erwähnt 
wird.    Femer  werden  in  einer  Urkunde  von  1293  als  sten- 
dalische Schöffen  erwähnt:    Godescalcus  de  Jerchowe,  Wil- 
helmus  de  Mossun,  Gherdingus  Scadewachten,  Johannes  Hey- 
sonis,   Ghiseko  de  Scadewachten,    Gherardus  Flasmenger, 
Th.  Noppowe.    Am  Schluss  der  Urkunde  werdei^  eben  jene 
Schöffen,  deren  Namen  allerdings  fast  alle  wiederkehren,  als 
scabini  Gonsulesque  bezeichnet,  was  doch  wol  soviel  heissen 
soll,  dass  sie  Schöffen  und  Bathmannen  zugleich  sind.    Es 
heisst  nämlich,  nachdem  die  voranstehenden  Unterschriften 
der  Geistlichen  angegeben  worden  sind: 
Et  scabini  superius  nominati  Gonsulesque  videlicet:  Ghode* 
scalcus  de  Jerchowe,  Wilhelmus  de  Mossun,  Jor- 
danus Plasmenger,  Johannes  Heysonis,  Ghiso  de  Sca- 
dewachten, Godo  denekini,  Th.  de  Wegeleve,  Zabellus 
sutor,  Arnoldus  de  borch,  Hinricus  de  Borken,  Hinricus 
de  Ossemor,  Th.  de  Sluden  et  plures.^^) 
In  einer  Prenzlauer  Urkunde  von  1287  folgen  auf  ein- 
ander, nachdem  zuerst  ritterliche  Personen  erwähnt  worden: 
Johannes  de  Fahrenholtze  advocatus  Potzenwalkensis,  Hen- 
ricus  Venator   advocatus  Levinwoldensis ,   Anno  advocatus 
stolpensis,  Johannes  et  Betekinus,  prefate  Civitatis  (Prenz- 
lau)  Scülteti, ^®^ *)  Conradus  vinitor,  et  Henricus  Bu- 

367)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  54,  No.  67  (1293). 

367a)  Es  werden  zwei  Schulzen  von  Prenzlau  erwähnt;  das  deutet 
wol  nur  auf  einen  Mitbesitz  zweier  Personen  an  demselben  Scholzen- 
amte,  nicht  auf  mehrere  Aemter  der  Stadt  mit  etwa  verschiedener 
Gompetenz. 
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fus,  Henricus  de  Lughen,  Rudolphus  deSceninge, 
Gerengerus  et  Cohradus  de  Stagno,  Scabini,  Jo- 
hannes Paber,  Theodorus  pellifex,  Albertus  Brun- 
schwich,  Henricus  de  Juterwitz,  Johannes  deNien- 
dorp,  Nicolaus  de  Dybe  tunc  temporis  consules  et 
quamplures  alii  fide  digni.^^) 

Die  völlige  Trennung  beider  Körperschaften  von  ein- 
ander scheint  in  Prenzlau  indessen  erst  1426  erfolgt  zu  sein, 
wie  aus  der  oben  Note  363  angegebenen  Urkunde  her- 
vorgeht. 

Die  Zahl  der  Schöffen  wird  in  den  verschiedenen  Städ- 
ten verschieden  angegeben.  Gewöhnlich  belief  sich  dieselbe 
auf  sieben.  Campe  gibt  in  seiner  ungedruckten  Geschichte 
von  Neu-Ruppin  S.  122  folgende  Schöffen  als  im  Jahre  1398 
vorhanden  an:  Nicolaus  Grinnefeld,  Henning Palendorp,  Nico- 
laus Botzgen^  Dietrieh  Rostuscher,  Nicolaus  Schluwen,  Kon- 
rad Glowen,  Henning  Bertekow.  Im  Jahre  1429  werden 
sieben  Männer  als  beschworene  Schöffen  der  Stadt  Prank- 
furt bezeichnet  und  in  dieser  Eigenschaft  wegen  eines  An- 
spruches beklagt;  ^**^)  Das  berliner  Stadtbuch  berichtet,  dass 
in  Berlin  vier,  in  Köln  drei  zu  Schöffen  fär  das  gemein- 
schaftliche, an  der.  langen  Brücke  zu  haltende  Gericht  ge- 
wählt werden  sollen!  ^^^)  Mit  grösserer  Allgemeinheit  spricht 
das  berlixier  Stadtbuch  an  einer  anderen  Stelle  aus,  dass 
in  allen  Städten  ein  Gericht  sei,  in  welchem  der  Richter 
mit  den  Urtheilen  der  sieben  Schöffen  richtet.  ^^0    Man  wird, 

368)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  L  XXI.  S.  97,  No.  11  (1287).     . 

369)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  195,  No.  240  ad  no.  14  (1429): 
Vorder  schuldige  jy  und  anspreken  Peter  Dehnen^  Merten  Winse,  Paul 
Oroten,  Hinrick  Jaosenfelde,  Jacob  Schulten,  Hinrick  Berenfelae  und 
Leacheorande,  beschwaren  Scheppen  im  Gerichte  to  Franckenforde. 

370)  Cf.  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  ed.  Fidicin  S.  50:  Och  sal  men 
kjsen  ay  scheinen  4  tu  Berlin  und  3  tu  Eolen,  alse  von  older  is  ge- 
weset,  und  sal  jo  dat  gerichte  suken  up  der  (brugge). 

371)  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  90:  In  allen  Steden  is 
gerichte,  dar  di  richter  mit  ordelen  richtet,  di  de  soven  schepen  von 

sich  geven.  —  — Item  soven  schepen  sollen  syn,  nicht  mer  noch 

myn,  nach  den  soven  dagen  in  der  weke,  in  den  man  tu  allen  tydea 
richten  scal  u.  s.  w.  (folgt  eine  lange  Begründung,  warum  die  Zahl  der 
Schöffen  gerade  sieben  sein  müsste). 
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hierauf  gestützt,  die  Zahl  von  sieben  Schöffen  als  die  in 
der  Mark  vorwiegende  Erscheinung  ansehen  dürfen. 

Diese  Zahl  der  Schöffen  hat  sich  in  Frankfurt  bis  in 
4as  16.  Jahrhundert  erhalten.*''') 

Die  Wahl  zum  Schöffen  übte  wol  gewöhnlich  der  Rath 
der  Stadt  aus.  So  wenigstens  geschah  es  in  Alt-Landsberg 
im  Jahre  1511.^^*)  In  Spandau  dagegen  wird  die  Wahl  der 
Schöffen  von  der  ganzen  Bürgerschaft  zusammen  mit  dem 
Rathe  der  Stadt  vorgenommen.*^*)  ^Auch  in  Berlin  existirte 
wegen  des  mit  Köln  gemeinsamen  Stadtregimentes  und  Ge- 
richtes die  sinnreiche  und  gewiss  für  das  einträchtige  Zu- 
sammenwirken der  Gerichtsbeisitzer  nützliche  Massregel;  dass 
die  Bürger  von  Oöln  die  vier  für  Berlin  zu  ernennenden 
Schöffen,  die  Bürger  von  Berlin  aber  die  drei  von  Cöln  zu 
stellenden  Schöffen  wählten.*'^) 

Es  findet  sich  indessen  auch  eine  Schöffenzahl  von  sechs 
Personen.  So  in  Prenzlau  in  der  oben  bei  Note  368  erwähnten 
Urkunde.  Indessen  werden  schon  1282  in  Prenzlau  sieben 
Schöffen  neben  den  beiden  Schultheissen  erwähnt;  nämlich: 
(Johannes- et  Betheko  sculteti  dicte  civitatis)  Hinricus  Ruf- 
fus,  Gerhardus  deBismarcke,  Gonradus  vinitor,  Scade- 
love,  Henricus  de  Lughe,  Rudolfus  de  Scheninge,  Gerenge- 
rus,  scabini. 

Von  diesen  ist  in  der  Urkunde  von  1287  nicht  erwähnt 
Gerhardus  de  Bismarcke,  und  statt  des  Schöffen  Scadelove 

372)  Auctariom  notitiae  UniversitatiB  Frankfurt  S.  3.  (Axungiae 
descriptio  urbis  Franckphord:  Judicia  a,  Septem  viris  judici  aasistenttbus 
feruntar. 

373)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  217,  No.  13  (1511)  ad  12: 
Zum  Zwolfften  das  der  Badt  die  gerickt  ordentlich  bestelle  mit  ver- 
stendigem  Bichter  und  schoppfen  und  das  man  vederman  dem  Armen 
als  dem  Reichen  onvertzogenuichs  rechten  verhelne. 

374)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XI.  S.  19,  N.  26  (13Ö9)/  fidelibus  ac 
dificretis  nostris  consulibus  universisque  ciwbus  in  Spandcm  talem  über- 
tatim  donayimns,  quod  quibuslibet  tribus  annis  elapsis  et  completis 
novos  scabinos  et  proprio  eorum  arbitrio  eligere  possunt  unanimi  et 
consensu, 

375)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  8.  70  (1307):  Sunder 
umme  ^e  schepen  is  dat  ock  so  geschikket,  dat  in  beiden  steden  soven 
sehepen  werden  gekoren;  alse  vir  in  di  stad  tu  Berlin  und  dri  von 
Eolen  und  von  den  borgern  to  Eolen  di  vire  tu  Berlin  gekoren  werden 
und  von  den  von  Berlin  weder  di  dry  schepeü  tu  Eolen  werden  gekoren. 
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wird  1287  ein  Schöffe  Gonradns  de  Stagno  genannt.  Es 
scheint  daher,  da  für  Prenzlau  die  Siebenzahl  der  Schöffen 
verbürgt  ist,  dass  es  1287  nur  in  einem  Zufalle ,  vielleicht 
in  einer  augenblicklichen  Yacanz  einer  Schöffenstelle  seinen 
Grund  hat,  wenn  nur  sechs  Schöffen  genannt  werden.^**) 

In  Stendal  werden  in  der  oben  Note  366  angeführten 
Urkunde  von  1272  acht  Schöffen  erwähnt,  was  auch  wol 
mehr  auf  einem  Zufall  als  auf  einer  verfassungsmässigen 
Abweichung  beruht. 

Wenn  jedoch  das  Schöffencollegium  zu  voller  Selbstän- 
digkeit erwachsen  war,  so  erfolgte  die  Wahl  neuer  Schöffen 
durch  Cooptation.  Dieses  Verhältniss  muss  als  die  Begel 
in  der  Mark  angesehen  werden. 

Cooptation  der  Schöffen  findet  sich  in  Tangermünde  1490, 
in  Gardelegen  1505,  in  Straussberg  1577,  in  Stendal  1345 
und  1490,  in  Osterburg  1536,  in  Prankfurt  1424.3'«) 

Der  Wahlaot  selbst  wird  uns  in  einigen  wenigen  ür» 
künden  genauer  beschrieben.  In  einer  brandenburgischen 
Urkunde  aus  dem  15.  Jahrhundert  heisst  es: 3'") 
Wan  me  in  dar  olde  Stad  Brandenborg  Er  schepen  kysen 
wil,  so  schall  dy  richter  In  ghegenwordich  unser  gnedigen 
heren  des  Marggraffen  und  der  anderen  schepen,  dy  dar 
denne  noch  syn,  eyn  dingh  hegen. 

375  a)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  95,  No.  9  (1282). 

376)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  86,  No.  91  (1490):  Alsewenn 
id  sich  also  begifft,  dat  ettlike  van  unsen  schepen  unser  vorgenanten  Stadt 
versterven  und  die  ffnante  unnse  Schepen  eynen  andern  oder  mehr  Sehepenn 
kyesenn  wülen,  So  schallen  die  gnante  unnse  Schepen  wnd  ore  nakonien 
kyasen,  wo  vaken  des  not  unnd  behoff  is,  ingebarenn  besetenn  Borger  byn- 
nen  der  gnanten  unnser  Stadt  wonhafftig  und  wie  also  von  on  to  eynem 
Schepenn  gekorenn  und  to  der  Schepenn  Bancke  na  orm  olden  her- 
kommen geeyschet  und  verbadt  werd,  die  schal  sich  des  nicht  weigern 
noch  uthslan,  Besnndem  hie  schal  sich  to  der  Schepenn  Bancke  holden 
und  swerenn  in  maten  die  andern n  unnse  Schepenn  vorgedhan  hebben. 
—  Cf.  für  Gardelegen  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  157,  No.  220  (1505).  - 
Wenn  Fohlmann  in  seiner  Geschichte  der  Stadt  TangermUnde  (Stendal 
1829)  S.  199.  11  Schöffen  erwähnt,  so  ist  er  den  quellenmässigen  Be-  . 
weis  dafür  schuldig  geblieben.  —  Für  Straussberg  cf.  Biedel^  C.  D.  Br. 
I.  XII.  S.  135,  No.  97  (1577);  für  Stendal  ibid.  XV.  S.  125,  No.  168 
(1345),  XVI.  S.  118,  N.  144  (1490);  für  Osterburg  XVI.  S.  381,  No.  100 
ad  3;  für  Frankfurt  XXITL  S.  177,  No.  37  (1424). 

377)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  252,  No.  330  (15.  Jh.) 
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So  spveke  dcnne  dy  Richter:  Ik  vrage  dy  umme  eyn 
Recht  etc. 

Wan  dat  dingh  geheget  yS;  so  spreke  eyn:  Her  Rieh- 
ter^  ik  bidde  juw  van  myns  gnedigen  Heren  des  Mar^ 
greffen  wegen  nmme  eynen  man,  dy  syn  wort  spreke. 

So  spreckt  dy  Richter:  Ik  guns  dy  wol. 

So  spreck:  Gunne  gy  my,  dat  ik  dat  von  syner  Gnade 
wegen  spreken  mute? 

So  spreckt  dy  Richter:  Ick  guns  dy  wol. 

So  sprek:  Live  Herre,  ere  Richter,  ik  bidde  juw,  dat 
gy  vragen  mynes  Heren  schepen  umme  eyn  Recht,  synt 
dat  hyr  mynes  Herren  virschar  der  schepen  bancke  nicht 
vulkomen  ys  an  den  talle  der  schepen,  offt  myn  gnedige 
here  icht  kysen  möge  bedderve  lüde,  dar  med  he  synen 
tal  und  vier  schar  der  schepen  vorfulle,  oder  wat  Recht 
sy?  dat  vint  man. 

So  vrage  he  vort  an:  Her  Richter,  wil  gy  vort  boren 
mynes  gnedigen  heren  wort? 

So  spreckt  der  Richter:  So  bidde  ick  juw,  dat  gy  van 
mynes  gnedigen  heren  etc.  wegen  den  schepen  vragen 
umme  eyn  recht:  offt  myn  gnediger  herre  köre  unde 
eyschen  lyte  dy  genne,  dy  syne  gnade  dar  tu  hebben 
wolde,  offt  id  sik  ennig  man  von  rechtis  wegen  weygeren 
möge,  oder  wat  Recht  sy?  So  vint  man:  Sy  mögen  sik 
des  nicht  weygeren. 

So  vrage  vort  an :  Her  Richter,  ik  bidde  juw,  dat  gy 
vragen  mynes  heren  schepen  umme  eyn  Recht;  synt  dem 
male,  dat  mynen  gnedigen  heren  ys  gefunden  vor  recht, 
dat  sik  des  nymant  wegeren  schole.  Offt  sik  nu  darboven 
ymant  yegen  mynen  gnedigen  heren  sette  met  unhorsam, 
offt  dy  mynen  gnedigen  heren,  icht  darumme  wedden  scho- 
len,  oder  wat  Recht  sy?  so  vint  man:  sy  scholen  dardmme 
wedden. 

So  vrage  vort  an:  Her  Richter,  ik  bidde  juw,  dat  gy 
vragen  van  myns  heren  schepen  umme  eyn  Recht,  offt 
ennich  man  in  desseme  dage  mynen  gnedigen  heren  mer 
wedden  moghe  wan  drye?  dat  vint  man:   hy  dorve  dar 
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inne  nicht  wedden  wan  drye.  —  Wat  nu  dat  gewedde  syn 
schole  80  vint  man:  dat  hogeste  Gewedde  (LX.  Solidi). 

So  vrage  deme  Richter  vort:  Her  Richter,  ik  bidde 
juw,  dat  gy  vragen  mynes  heren  schcpen  umme  eyn  Recht. 
Offt  nu  mank  den  *erleken  luden,  dy  hir  rayn  gnedige  here 
kysen  wert,  ennich  were,  dy  sik  nicht  twingen  laten  wolde 
noch  met  wedde  noch  met  bute,  oflft  den  myn  gnedige  here 
umme  synes  ünhorsams  wille  icht  vorwisen  moghe  uth 
diesser  Stad  und  uth  syne  lande,  oder  wat  Recht  sy?  So 
vynt  man:  man  schole  sy  vorwysen. 

So  eysschet  man  sy  tu  der  bancke:  Peter,  Clawes  und 

hanse  unde  heren  wort   spreker   by   name   in- 

schrifft,  dat  hy  sy  denne  dar  tu  eysche  und 

enne  sweren. 
Aus  dieser  Darstellung  geht  schon  hervor,  dass  die  Wahl 
sowol  wie  die  Bestallung  der  Schöffen  im  Namen  des  Mark- 
grafen erfolgt.  In  diesem  Sinne  kann  man  die  städtischen 
Schöffen  ebenso  wie  die  Landschöffen  (vergl.  oben  g.  34  hin- 
ter Note  73)  als  markgräfliche  Beamte  ansehen.  Denn  trotz 
des  von  den  Städten  häufig  erlangten  Besetzungs-  und  Sportel- 
rechtes  wurden  die  Stadtschöffen  im  Namen  des  Markgrafen 
vereidet.  Es  stimmt  hiemit  nur  überein,  wenn  der  Rath  von 
Berlin  dem  Kurfürsten  die  gewählten  Schöffen  präsentiert 
und  dieser  sie  bestätigt.  ^^®) 

Derjenige,  auf  welchen  die  Wahl  fiel,  durfte  dieselbe 
nicht  ablehnen.     Der  vorstehend  beschriebene  Wablact  in 

378)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  213,  No  70  (um  1442).  Dar- 
nach nach  gots  gebart  yiertzehenhundert  Jar  unde  im  tzwey  und  yiertzig- 
sten  Jare  am  SonnabeDde  Sand  Egidientaffe  sein  Borgermestere  und 
Ratmann  beider  Stete  Berlin  und  Colen  in  die  Cantzlei  vor  mynen  gnc- 
digen  Heren  Marggraffen  friderichen  den  Eidern  komen,  haben  die 
Schepfen  dem  genanten  mynem  gnedigen  Heren  geantwert,  als  sie  zum 
richte  gehören,  daselbst  haben  die  Schepffen  myns  Heren  gnaden  by 
Iren  Eiden  geredt  und  gelobt,  die  Schepfenn  stete  von  myns  genanten 
gnedigen  Heren  und  der  Herschaft  wegen  getruwelich  zu  Yorsteen,  als 
sich  das  dorch  recht  gebort.  Daruff  hat  sy  myns  Heren  ^nade  bestet- 
Uget  und  die  hancJc  heissen  hesiUzen,  so  lange  ah  geborhch  ist,  doch 
hat  myns  heren  gnade  dem  Rate  zugestatet,  das  sie  die  Schepffen  kysen 
mögen,  wenn  des  nod  geschieht,  doch  das  se  von  der  Herschafft  ader 
von  irem  richtet  aUetzyt  angenommen  und  bestetigett  werden  und  auch 
das  die  Schepffen  der  herschafft  behegelich  sin, 
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Brandenburg  (oben  bei  Note  377)  ergibt,  dasa  dem  Wider- 
spenstigen die  höchste  Busse  von  sechzig  Schillingen,  even- 
tuell Verweisung  aus  der  Stadt  und  aus  dem  Lande  ange- 
droht wird.  In  ähnlicher  Weise  wurde  im  Jahre  1490  in 
Tangermünde  neben  der  Verweisung  aus  der  Stadt  eine 
BussQ  von  40  Schock  Groschen  brandenb.  vorgeschrieben, 
die  zur  einen  Hälfte  dem  Markgrafen,  zur  anderen  dem~ 
SchöflFencoUegium  der  Stadt  zufiel.  *''*) 

Der  Eid   des  neugewählten  Schöflfen  lautete  nach  der 
oben  (bei  Note  377)  angeführten  brandenburgischen  Urkunde: 

Tu  der  banke  der  virschar,  dar  ik  tu  gekoren  bin 

vlitich  tu  sin  by  nachte  und  by  dage  und  wil  recht  spre- 

ken  in  den  lave  godes  und  umme meynen  Nut  wille 

den  heren  alse  den  knechte,  den  Riken  alse  den  armen, 
den  elenden  alse  den  frunden,  den  gasten  alse  den  werde 
und  wil  diess  nicht  laten  umme  Liff,  umme  Lede,  umme 
mageschapp,  umme  veyde  oder  umme  neyner  hande  vurchte 
Wille,  dat  em  god  also  helpe  und  syne  hilgen. 
Das  berliner  Stadtbuch  gibt  im  Wesentlichen  übereinstim- 
mend Folgendes  an:'*^) 
Tu   der  schepen  bank,  dar  gi  von  der  heren,  von  der 
Radmanne  und  der  Stede  und  von  gerichtes  wegen  sint 
tu  gekoren,  dar  wil  gi  recht  an  don  an  ordel  tu  wyndene 
und  tu  gevene  na  juwer  cumpan  rade.    Wete  gi  des  ordels 
nicht,   gi  willen  darumme  vragen  met  rechtriken  luden, 
di  juwe  des  beduden.    Wes  sy  juwe  leren,  dat  recht  sy, 
dat  wil  gi  vort  deilen  dem  armen  alse  den  riken  deme 
frunden  alse  den  fremden.    Aver  gebreke  juwe  ordel  und 
recht,  so  wil  gi  dat  halen  in  dy  rechtrike  stad  tu  Bran- 
denborch   na  juwer  cumpen  rade.     Wes  juwe  dar  wert 
vor  recht  gesproken,  dat  Wil  gi  helen,  bed'  gi  weder  komen 
in  juwer  bank. 
Der  Hang  der  Deutschen  jede  Gelegenheit  zu  Festlich- 
keiten zu  benutzen,   zeigt  sich   auch  bei  der  Schöffenwahl. 
Es  wird  wie  ein  Rechtssatz  ausgesprochen,  dass  der  neu- 

379)  Cf.  von  Raumer,  C.  D.  Br.  11.  S.  86,  N.  91  (1490). 

380)  Cf.  Fidtcin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  3. 
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eintretende  Schöffe  eine  sog.  Schöffenkost  (eine  Mahlzeit) 
für  seine  übrigen  CoUegen  auszurichten  habe.  Allgemein 
schreibt  diese  Pflicht  für  alle  Städte  der  Mark  Brandenburg 
der  Eurfnrst  Joachim  in  einer  Verordnung  für  die  städtische 
Polizei  vom  Jahre  1515  vor.  Die  Richter  und  Schöffen  sol- 
len ordentlich  und  fleissig  Gericht  halten  und  tüchtige  Schöf- 
fen wählen,  die  neugewählten  sollen  nach  altem  Gebrauche 
bei  ihrem  Eintritte  eine  Mahlzeit  geben.*®*)  Speciell  ordnet 
dasselbe  die  Schöffenordnung  für  die  Stadt  Osterbnrg  vom 
Jahre  1586  an.*»«) 

Die  Pflichten,  die  der  gewählte  Schöffe  übernahm,  er- 
geben sich  bereits  aus  den  vorher  angeführten  Eidesformeln. 
Die  pünktliche  und  gerechte,  keinem  Parteiinteresse  Baum 
gebende  Ausübung  seines  ürtheileramtes  bildete  d«n  wesent- 
lichen Inhalt  der  Verpflichtungen.  Sofern,  wie  sich  unten 
zeigen  wird,  dem  Schöffencollegium  die  Handhabung  frei- 
williger Jurisdiction,  die  Führung  von  Büchern,  welche  öf- 
fentlichen Glauben  hatten,  oblag,  war  auch  in  dieser  Hin- 
sicht strenge  Redlichkeit  und  Genauigkeit  die  Pflicht  des 
Stadtschöffen. 

Auf  der  anderen  Seite  standen  dem  Stadtschöffen  ge- 
wisse Rechte  zu,  welche  materielle  Vortbeile  boten.  Sie 
waren,  wie  die  mehrfach  überlieferten  Sportelordnungen  be- 
weisen, an  den  GerichtsgeftQlen  mit  gewissen  Quoten,  die 
aber  in  den  vorhandenen  Städten  verschieden  waren,  be- 
theiligt. Schon  die  oben  Note  364  angeführte  Urkunde  von 
1589  enthält  eine  Klage  der  ruppiner  Stadtschöffen,  dass  sie 
wegen  der  geringen  Anzahl  von  Streitigkeiten  sich  in  grosser 
Armuth  befänden.     Sie  beweist  also,  dass  ein  grosser  Theil 


381)  Cf.  Mylius,  C.  C.  March.  Thl.  VI.  Nachlese  S.  2  und  Fidicin, 
Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  III.  S.  398,  ad  reg.  615. 

382)  Cf.  von  Baumer,  C.  D  Br.  II.  S.  297,  No.  81  (1536):  Item 
wan  die  nigen  gekareu  Scbeppen  der  bancken  beedet  und  de  tydt  obres 
levendes  dartbo  vorplicbtet,  motb  ein  iglicber  nige  gekarner  den  andern 
Bcbeppen,  ock  dem  olden  und  Bittende  Rade  mit  obren  froweu  eine  ehr- 
like  scbeppen  kost  dbon  und  utbrichten,  ist  bynnen  Osterborch  10,  20, 
30,  40,  50,  60  Jar  ock  baven  minscben  gedenckenn  so  geholden,  wert 
auch  UBYorruckt  nicht  anders  geholden  gegenwardiglich. 

15* 
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des  Amtseinkommens  von  dem  Bezüge  gewisser  Gerichts- 
gefälle abhieng.^®) 

Ausser  den  Gefällen  standen  den  Schöffen  gewisse  Perti- 
nenzen  in  Grundstücken  oder  Renten  zu.  Die  Einrichtung 
scheint  indessen  hier  eine  andere  gewesen  zu  sein  als  bei 
den  Landschöffen  des  Vogtgerichtes.  Bei  den  Letzteren 
nämlich  hatte  jeder  Schöffe  einen  bestimmten  Grundbesitz, 
den  er  als  Pertinenz  seines  Schöffenamtes  betrachtete,  er 
genoss  von  denselben  gewisse  Freiheiten  von  Abgaben;  in 
späterer  Zeit  traten  an  die  Stelle  dieser  Naturalbezüge  Geld- 
renten. (Vergl.  oben  §.  34  a  bis  96).  Jeder  einzelne  Schöffe 
hat  also  einen  bestimmten  Bezug  von  Amtspertinenzen  für 
seine  Person.  In  der  Stadt  dagegen  scheinen  die  Schöffen 
gerade  in  Bezug  auf  die  Amtspertinenzen  als  Corporation 
organisiert  gewesen  zu  sein.  Nirgends  wird  erwähnt,  dass 
einem  einzelnen  Schöffen  auf  Grund  meines  Amtes  ein  ge- 
wisses Mass  von  Perceptionen  zugestanden  habe.  Dagegen 
erscheinen  sehr  häufig  die  Schöffen  als  Corporation  im  Be- 
sitze von  Pertinenzen.  Sie  besitzen  Grundstücke,  sie  be- 
ziehen Renten,  sie  erscheinen  als  freies  und  selbst  begüter- 
tes Vermögenssubject,  sie  stiften  Altäre,  Kirchen  oder  Ca- 
pellen  auf  ihre  Kosten  und  statten  dieselben  mit  Renten  oder 
Grundbesitz  aus.  Sie  schliessen  Rentenkäufe  oder  nehmen 
Schenkungen  vor.  Beispiele  dieser  Art  lassen  sich  sehr 
reichlich  auffinden,  hier  mögen  folgende  genügen.  Im  Jahre 
1293  conferieren  die  sieben  Schöffen  von  Stendal  eine  Rente 
von   einem    frustum    aus    einem  Hause  zu  Stendal.  ^^)     In 

383)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  380,  No.  103  (1589):  Do  sich 
aber  die  leuffte  itzo  sorglicher,  geschwinder  und  selzamer  anlassen,  auch 
die  gerichte  daselhst  ein  zeithero  weinig  getragen,  wie  es  dan  die 
Rechnungen  von  etzlichen  jähren  ausweisen;  Darumb  sich  auch  unser 
voriger  und  jetzigen  bestellte  richter  sampt  seinen  zugeordenten  Schöf- 
fen dessen  Teegen  uns  zum  hohesten  beschweret  undt  berichtet^  das  ihrer 
ettzliche  darüber  in  grosser  armut  undt  ungelegenheit  gerathen  auch 
solches  teglich  gewertig  sein  müssen  undt  derentwegen  umb  besserung 
ihrer  Unterhaltung  oder  erlassung  ihres  ambts  gepeten  und  angehalten. 

384)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  V.  S.  54,  N.  67  (1293/:  Sextum  vero 
frustum  scabini  stendalienses  videlicet  Godescalcus  de  Jerchowe,  WiU 
helmus  de  Mossun,  Gherdingus  Scadewachten,  Johannes  Heysoniß,  Ghi- 
seko  de  Scadewachten,  Gherardus  Flasmenger,  Th.  Noppowe  pro  octo 
talentis  in  quadam  domo  in  obstabulo  pararunt. 
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Neu-Ruppin  erwerben  die  SchöflTen  im  Jahre  1459  ein  Pfand- 
reebt  an  Zollhebungen  des  Grafen  Albrecht  von  Lindow.^*) 
Die  Schöffen  von  Seehausen  bestätigen,  als  Patrone  des 
Gertraudhospitales  dort  die  Veräusserung  eines  Schuld- 
briefes.^^) Den  Schöffen  zu  Werben  wird  im  Jahte  1474 
«ine  Rente  von  drei  Pfund  stendalisch  an  einem  Hofe  mit 
Zubehör  bestellt,  s»') 

Indem  die  Schöffen  der  Stadt  so  offenkundig  als  Ver- 
mögenssubject  erscheinen,  müssen  sie  die  aus  diesem  Ver- 
mögen hervorgehenden  Einkünfte  in  einer  dem  Sinne  und 
Zwecke  des  SchöffencoUegiums  entsprechenden  Weise  ver- 
wendet haben.  Ausser  den  aus  der  Wahrnehmung  der  Amts- 
pflichten hervorgehenden  officiellen  Ausgaben  kam  gewiss 
ein  nicht  unbedeutender  Ueberschuss  von  Renten  unter  den 
Schöffen  selbst  zur  Vertheilung.  Das  Vermögen  selbst  war 
wol  aus  den  Gefällen  des  Gerichtes  zusammengebracht  wor- 
den, so  dass  von  den  Gefällen  selbst  nichts  direct  den  ein- 
zelnen Schöffen  zugewendet  wurde. 

Die  Dauer  des  Schöffenamtes  war  verschieden  sowol  in 
den  verschiedenen  Städten  wie  in  den  verschiedenen  Zeiten 

385)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  339,  No.  58  (1459):  Wy  Albrecht 
von  gots  gnaden  greve  van  Lyndow  und  herre  to  Ruppm  Bekennen,  — 
dat  wy  deme  werdigen  hern  Hinrik  Gotschalk  wanhafftig  in  unser  Stadt 
Nien  Euppin  und  den  Schepen  darsulves  recht  und  redliken  to  eynem 
wedderkope  in  unsem  tolle  bynnen  der  Stadt  Nien  Ruppin  alle  jar  up 
Eunte  Michaelis  dage  drutticli  Schillinge  penninge  berlinsch  gelt  up  to 
barende  vorkoft  hebben  vor  thwintich  gude  Rinsche  gülden,  die  uns  die 
vorgnante  herrn  hinrick  an  reden  gelde  an  einem  vulkomen  summen 
wol  to  danke  vornuget  und  bctalt  hefft. 

386)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.386,  No.  74  (1512):  Wy  Scbeppen 
der  Stadt  Seehusen  bekennen,  dat  wy  alse  averste  Vorstendere  des 
Hospitals  S.  Gertruden  vor  Sehusen  belegen  mit  guden  willen  und  wol- 
bedachten  müde  gegtlnnet,  erlovet  und  gestadet  hebben dem  vor- 
sichtigen Diderick  Quadfaseln  und  Vincencio  Bolten  use  tor  tidt  Vor- 
stenderen  dessulven  Hospitals  van  uns  gesettet  und  gekaren,  dat  se 
enen  brief  von  seliger  Fritzen  Mollendorp  to  bogen  Görne  aver '  synen 
Hoif  darsülvest  vor  sick  un  syne  erven  int  Jahr  1456  seligen  Em  Hin- 
rik Sumendorpe  vorsigelt  und  3  Marck  Stend.  järlicke  Renthe  vor  ne- 
gentich  rinsche  gülden  verkoft. 

387;  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  426,  No.  47  (1474).  Eine  be- 
merkenswerthe  Thatsache  erwähnt  Campe  in  seiner  ungedruckten  Ge- 
schichte von  Neu-Ruppin  S.  150,  dass  im  Jahre  1490  die  Schöffen,  so 
lange  sie  im  Amte  waren,  nur  180  Pfund,  nachher  aber  300  Pfund 
Schoss  geben  mussten. 
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Spandau  zeigt  nach  der  oben  Note  374  angeführten  Urkunde 
von  1309  eine  Amtsdaaer  toq  drei  Jahren.  Gewöhnlicher, 
obschon  vielleicht  jüngeren  Ursprungs,  ist  die  Wahl  der 
Schöffen  auf  Lebenszeit  In  Stendal  findet  sich  diese  im 
Jahre  1345.^^^)  Nach  einer  Urkunde  von  1351  unterschied 
man  aber  in  Stendal  ewige  d.  i.  lebenslängliche  Schöffen 
(die  to  langer  tid  gekoren  sint)  und  solche  die  in  jedem 
Jahre  neu  gewählt,  vom  Bichter  neu  bestätigt  und  in  ihr 
Amt  eingewiesen  werden  müssen.  ^^^)  Diese  Unterscheidung 
hängt  wol  mit  der  Verfassung  des  Bathes  in  Stendal  zu- 
sammen. Jüngere  Mitglieder  desselben  wurden  nur  auf  ein 
Jahr  bestellt.  Aeltere  Mitglieder  dagegen,  die  gewissermassen 
nach  einer  längeren  Probezeit  sich  bewährt  hatten,  blieben 
lebenslänglich  in  ihrem  Amte.  Da  in  Stendal  das  Schöffen- 
amt beim  Rathe  bleiben  sollte,  so  wurden  auch  hier  lebens- 
längliche und  zeitliche  Schöffen  unterschieden. 

In  Berlin  werden  die  Schöffen  nach  einer  Urkunde  von 
1307  ebenso  wie  in  Spandau  nur  auf  drei  Jahre  gewählt.*'®) 
In  Gardelegen  kommt  eine   Bestimmung  vor,  die  das 
Amt  der  Schöffen  als  ein  vererbliches  darzustellen  den  An- 
schein gewährt.     Es  heisst  nämlich  in  einer  Urkunde  von 
1505:  »91) 
(Wir  —  befrejren)  sy  (die  Schöffen),  das  die  Schepffen, 
so  ytzt  sjtzen,   unnd  yr  nachkommen  zw  ewigen 

388)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XV.  S.  125,  No  168  (1345):  Vortmer 
Bcolen  ok  de  sceppen  by  orem  köre  hlyven  und  dy  höre  sceppen,  die  wy 
in  unserem  richte  stediget  hebben,  de  sccd  nyemand  af  setten,  dy  wile 
sy  leben,  de  acoln  bliven  hy  dem  scependom,  ah  se  uns  hehben  geswom 
und  de  sc^pen,  de  noch  tokoren  werden,  de  wil  wy  stedigen  met  willen. 

389)  Cf.  Eiedel,  D.  D.  Br.  I  XV.  S.  140,  No.  185  (1351):  Ok  be- 
kenne wi,  dat  (wi)  use  getruwe  borgrre  tu  Stendal  begnadet  hebben  dar 
mede,  dat  der  Schepen  banck  ewiglik  bi  dem  Rade  bliven  schol  unnd 
die  RatmanDe,  die  tu  dem  jare  tu  dem  Rade  gekoren  worden,  schollen 
alle  jar,  wen  sie  gekoren  sin,  tu  der  Schepenbanck  und  tu  SchepenrecJUe 
sweren  und  die  sullen  wi  ok  in  allem  rechte  beholden  glik  Schepen,  di 
tu  langer  tit  gekoren  sin  und  gesworen  hebben.  Und  die  belebende 
Richter  in  user  Stad  tu  Stendal  schol  alle  jar  wan  sie  gekoren  werden, 
sie  up  ere  Schepenbanck  stedighen  und  setten,  dal  jar  over  tu  bliven. 

390)  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  70  (1307):  Aver  die 
vorgenanten  schepen  bi  unde  in  deme  ambachte  vorder  nicht  wen  dri 
Jare  scolen  heheraen  ofte  bliven. 

391)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  157,  No.  220  (1505). 
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zeytten  von  unnsern  wegen  vollen  gewalt   und  macht 
haben  sollen,  so  eyn  oder  mehr  usz  der  Schepffen  banck 
bey  jnen  vorsterben  oder  aber  alters,  kranckheit  oder  an- 
derer   redlic^ier    unvormuglichkeyt   halben    sich    abbitten 
worden,  das-sy  uff  jr  pflicht  unnd  eyde,  so  sye  uns  und 
zw  dem  gerichte  gesworn,  von  iren  mitburgern  ander  red- 
lich und  vorstendig  personen  an  ir  stadt  kysen  und  welen 
mögen. 
Wenn  es  indessen  auch  in  der  Urkunde  Ijeisst,  dass  die 
gegenwärtigen  Schöffen   und  ihre  Nachkommen  zu  ewigen 
Zeiten  in  der  Schöffenbank  sitzen  sollen,  so  ist  damit  doch 
nur  lebenslängliche  Dauer  des  Schöffenamtes  gemeint,  denn 
der  Ausdruck:   Nachkommen  bedeutet  nicht  die  Erben, 
sondern  die  Nachfolger  im  Amte.    Auch  dass  die  Schöffen, 
zu  ewigen  Zeiten  im  Amte  sein  sollen,  ist  nicht  buchstäblich 
zu  verstehen.    Denn  gleich  nachher  wird  in  der  Urkunde 
für  die  mit  Tode  abgehenden  oder  wegen  irgend  welcher 
Hinderuugsgründe  austretenden  Schöffen  die  Wahl  im  Wege 
der  Cooptation  vorgeschrieben.    Von  einem  Eintreten  des 
Erben  an  Stelle  eiiÄs  ausgeschiedenen  Schöffen  ist  keine 
entfernte  Andeutung  in  der  Urkunde  zu  erblicken. 

Ausser  dem  Stadtschulzen  und  den  Stadtschöffen  gehört 
zu  einem  gehörig  besetzten  Stadtgerichte  der  Stadtschreiber, 
Es  finden  sich  nur  wenige  Nachrichten  von  ihm,  obwol  er 
wol  kaum  in  irgend  einer  erheblicheren  Stadt  der  Mark 
Brandenburg  gefehlt  haben  wird.  Zu  der  Stadtjurisdiction 
speciell  hat  wol  der  Stadtschreiber  in  keiner  ausschliess- 
lichen Beziehung  gestanden.  Er  war  Schreiber  des  Rathes 
und  so  lange  die  Rathmannen  zugleich  als  Schöffen  thätig 
waren,  hat  er  auch  wol  in  den  Gerichtssitzungen  das  Schreib- 
wesen besorgt.  Später,  als  sich  die  beiden  Körperschaften 
von  einander  trennten,  blieb  der  Stadtschreiber  bei  beiden 
in  Thätigkeit.  Daraus  geht  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit 
hervor,  dass  das  Amt  des  Schreibers  kein  wesentliches  für 
die  Besetzung  des  Stadtgerichtes  war.  Man  kann  deshalb 
den  Stadtschreiber  nicht  als  eine  Haupt-,  sondern  nur  als 
Nebenperson  des  Gerichtes  ansehen. . 
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Id  Berlin  wurde  nach  einem  Zeugniss  vom  Jahre  1442 
der  Stadtachreiber  vom  Markgrafen  angestellt.  •**)  Es  wird 
dem  Markgrafen  dabei  ein  freies  Absetzungsrecht  eingeräumt, 
das  den  administrativen  Character  des  Schreiberamtes  deut- 
lich an  den  Tag  legt.  Gleichwol  wird  der '  Stadtschreiber 
in  unmittelbare  Beziehung  zu  den  Schöffen  gebracht;  denn 
er  soll  seinen  Platz  auf  der  Schöffenbank  haben.  In  Berlin 
war  es  zwischen  dem  Bathe  von  Berlin  und  Cöln  streitig 
geworden,  ob  der  cölner  oder  der  berliner  Stadtschreiber 
auf  der  Schöffenbank  sitzen  solle.  Eine  Beschwerde  des 
berliner  Rathes  um  das  Jahr  1442  gibt  über  diesen  Punkt 
Zeugniss. '**) 

Auf  die  bei  den  Gerichtsgeschäften  vorkommenden  schrift- 
lichen Ausfertigungen  schränkte  sich  aber  die  Thätigkeit  des 
Stadtschreibers  nicht  ein.  Der  Stadtschreiber  hat  das  in 
Frankfurt  zu  Kauf  kommende  Tuch  zu  besichtigen,  er  führte 
ein  Register  von  allen  zur  Stadt  gehörigen  zinspflichtigen 
Gütern  und  besorgte  die  Correspondenz  des  Rathes,  fertigte 
Urkunden  aller  Art  aus.'**) 

Zum  Stadtschreiber  wurden  dem  Hechte  nach  keine  be- 
sonderen Erfordernisse  aufgestellt.  In  Frankfurt  wird  im 
Jahre  1423  vorgeschrieben,  dass  der  Stadtschreiber  kein 
Geistlicher  sein  soUe,^^^)  ein  Beweis,  dass  man  vorher  gerade 
geistliche  Personen  zu  diesem  Amte  zu  erwählen  pflegte. 
Bemerkenswerth  ist,    dass  im  Jahre  1357  in  der  Altstadt 


392)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  213,  No.  70  (1442).  Item  die 
Herrschafft  hat  alletzyt  macht  gerichtess  schribere  zu  setzen  und  zu  ent- 
settzen,  wie  iren  gnaden  das  beqweme  ist 

393)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gösch.  Berlins  II.  S.  180,  No.  135  (1442!?]). 
Vortmehr  geve  wy  en  schuld,  das  sy  ören  schriver  satten  in  der  schep- 
pen  bank  wedder  unsen  willen  by  unsen  Richttre,  dat  doch  von  older 
ny  ist  gewesen.  Bidde  wy  iuwen  gnaden  in  dem  Hechte  tho  erkennen, 
nadem  dat  gerichte  unsze  isz,  offte  nicht  unser  Richter  schriver  in  der 
scheppen  bank  sitten  schal  alsz  vor  von  older  gewest  ist. 

394)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gösch.  Berlins  L  8.  47,  Note  1  und  WohU 
brück,  Geschichte  von  Lebus  III.  S.  67. 

395)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  T.  XXIII.  S.  164,  No.  226  (1423):  Item 
von  des  Statschreibers  wegen  sprechen  wir  und  dunkt  uns  auch  gute 
und  redlich  sein ,  das  der  Kate  und  die  stat  franckfurt  -einen  leyen  zu 
einen  statschreiber  haben  suUen. 
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Salzwedel  ein  Priester  Johann  von  Buch  dem  Amte  eines 
Stadtschreibers  vorsteht.  ^^^*) 

Die  Einkünfte  des  Stadtschreibers  bestanden  wol  nur 
aus  Gefällen  an  den  einzelnen  Rechtsgeschäften,  die  er  in 
schriftlicher  Form-  aufsetzte.  Beispielsweise  mag  von  dem 
Stadtschreiber  in  Prankfurt  angeführt  werden,  dass  er  sie- 
ben Schock  Groschen  auf  St.  Martini  Tag,  drei  Schillinge 
zum  Wintergewand,  im  folgenden  Jahr  drei  Schock  zum 
Sommergewand  erhielt,  ferner  vom  Zollkasten  fünfzehn  Gro- 
schen auf  Martini  und  fünfzehn  Groschen  auf  Walpurgis.*^) 
Andere  Angaben  über  das  Einkommen  des  Stadtschreibers 
finden  sich  bei  Wohlbrück,  Gesch.  v.  Lebus  III.  S.  67  f 
Vgl.  auch  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  47. 

Stadtschreiber  kommen  schon  im  13.  Jahrhundert  vor. 
So  in  Prenzlau  im  Jahre  1283  den  Stadtschreiber  Hanne- 
mannus  et  Meineke  socius  ejus.  Darnach  scheint  es  schon 
in  frühen  Zeiten  mehrere  Stadtschreiber  beim  Rathe  gege- 
ben zu  haben.  **^) 

In  einem  cölnischen  Stadtbuche  befindet  sich  unter  der 
üeberschrift:   Juramentum  notarii  et  servorum  eine  Bides- 


395a)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  113,  No.  159  (1357):  Ego 
Johamies  de  buch,  Sacerdos^  scriptor  dominorum  consulum  antique  civi- 
tatis Soltwedel  etc.  —  Ob  dieser  Johann  von  Buch  mit  dem  betannten 
Yerfasser  des  Richtsteigs,  der  in  der  Mark  Brandenburg  iudex  gene- 
ralis des  Markgrafen  war,  identisch  ist  (vgl.  Homeyer,  Eicntst.  Landr. 
S.  34  ff.),  ist  nicht  unzweifelhaft,  aber  auch  nicht  unmöglich.  Auf  der 
einen  Seite  nimmt  es  Wunder,  dass  ein  so  ausgezeichneter  und  ange- 
sehener lilann  wie  der  Ritter  und  Hauptmann  Johann  von  Buch  in  der 
verhältüissmässig  bescheidenen  Stellung  eines  Stadtschreiber  von  Alt- 
Salzwedel  erscheint.  Auf  der  anderen  Seite  scheint  eben  jener  berühmte 
Johann  von  Buch  gegen  das  Ende  seines  Lebens  in  bedräogte  Umstände 
gorathen  zu  sein  (Cf.  Homeyer,  1.  c.  S.  36),  so  dass  er  vielleicht  Priester 
wurde,  um  in  der  Kirche  einen  Schutz  und  eine  gewisse  Hilfe  zu  finden. 
Dass  er  daneben  das  Amt  eines  Stadtschreibers  annahm,  würde  so  un- 
erklärlich nicht  sein.  Die  vorstehend  angedeutete  Urkunde  enthält  ein 
Versprechen  Johanns  von  Buch  ein  Haus  in  der  Altstadt-Salzwedel,  das 
er  aus  besonderer  Gunst  des  städtischen  Rathes  mit  seinem  Gelde  er- 
worben, nicht  weiter  „ex  jure  civitatis"  zu  veräussern.  Es  scheint  also, 
dass  dem  Johann  von  Buch  ausnahmsweise  ein  der  Stadtgemeinde  ge- 
höriges Haus  verkauft  worden  mit  der  Auflage  dasselbe  nicht  weiter  zu 
veräusseru,  damit  es  an  die  Stadt  wieder  zurückfallen  könne. 

396)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  175,  No  226.  ad  XXIX.  (1425). 

397)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  95,  No.  9  (1282)  a.  E. 
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formel,  die  man  wol  als  eine  eben  auch  fiir  den  Stadtschrei- 
ber (notarius)  passende  ansehen  darf.    Sie  lautet  :*^^.) 
Tu  deme  dinste,  dar  ik  tu  entphan  bin,  dar  wil  ik  deme 
Bade  unde  desser'  Stad  Golen  Recht  an  dun,  getrnwe  und 
ghewer  syn  unde  wil  melden,  wat  ik  derfare,  wat  weder 
dem  Bade  ys  unde  der  Stadt  Colen  thu  Schaden  kommet, 
und  swyghen,  wes  ik  derfare  von  deme  Bade,  dat  ik  swy- 
ghen  schal;  und  wyl  des  nicht  lathen  durch  frund  odder 
dorch  magheschap  wylle,  dorch  fruchte  noch  dorch  lyve, 
dorch  gift  oder  dorch  gafe  wylle;  dat  my  god  helpe  und 
sine  hilighen. 
Endlich  ist  für  die  Executive  des  Stadtgerichts  zu  er- 
wähnen der  Büttel,  der  etwa  dieselbe  Stellung  einnimmt  wie 
der  Fronbote  beim  sächsischen  Landgericht  oder  der  Land- 
reiter beim  Vogtgericht.    Von  der  Thätigkeit  des  Büttels 
speciell  wird  kaum  etwas  überliefert.    Der  Eid  des  Büttels 
lautete  nach  dem  berliner  Stadtbucho  folgendermassen :  ^^^) 
Tu  deme  dinste,   dar  du  emphange  bist,   dar  wil  tu  tru- 
weliken  in  dynen  unde  horsam  sin  den  Batmanen  und  den 
Borgeren  und  wil  ernstliken  dy  gefangen  angrepen 

und  wil  dat  nicht  laten  noch  dorch und  die 

fangen  beiden  und  slote  trewelik  bewaren,  als 
my  god  helpe  und  syne  hilgen. 
Danach  war  Ergreifung  und  Bewahrung  der  Gefangenen  die 
Aufgabe  des  Büttels.  Aber  ausserdem  lag  ihm  wol  die  Be- 
sorgung der  gerichtlichen  Ladungen  ob;  denn  Teymlers 
Stadtbuch  von  Prankfurt  vom  Jahre  1516  erwähnt,  dass  der 
Büttel  vierteljährlich  von  jedem  Bürger  einen  Pfennig  er- 
halte, wovon  indessen  die  sieben  Sc}iöffen  und  sechs  „Burge- 
meister"  (Rathmannen)  befreit  sind.  Dafür  soll  er  die  Bür- 
ger zu  Gericht  laden.  Er  vollstreckt  ferner  Pfändungen  so- 
wol  auf  Antrag  von  Bürgern  wie  von  Fremden  und  erhebt 
dafür  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  eine  höhere  oder 


Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  4,  Note  2.    Eine  im 
Wesentlichen  übereinstimmende  Eidesformel  des  Schöffenschreibers,  der 
allerdings  beim  Schöffencollegicim  ausschliesslich  thätig  gewesen  zu  sein 
seheint,  findet  sich  Btedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  245,  No.  318  (1492). 
399)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  4- 
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geringere  Abgabe.  Es  wird  als  älteres,  aber  nunmehr  (im 
Jahre  1516)  abgeändertes  Recht  bezeichnet,  dass  er  die  Ge- 
fangenen habe  bewahren  und  für  die  Vollstreckung  gericht- 
licher Strafen  einen  Knecht  halten  müssen.  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Büttel  auch  rein  polizeiliche  oder  administra- 
tive Pflichten.  Er  controliert  auf  dem  Markte  das  rechte 
Mass,  er  soll  den  Salzmarkt  fegen,  er  soll  die  Zahltermine 
für  Schass  und  Gartenzins  ausrufen,  bei  Feuersgefahr  sor- 
gen, dass  Wasser  vor  die  Thüren  der  Einwohner  gesetzt 
werde,  oder  was  ihm  sonst  vom  Bathe  geheissen  wird,  aus- 
führen. Auch  das  Ausrufen  von  Häusern,  die  verkauft  wer- 
den sollen,  liegt  ihm  ob.*^) 

Es  geht  also  auch  hieraus  hervor,  dass  der  Büttel  kein 
wesentliches  Gerichtsamt  hat  und  mit  dem  alten  sächsischen 
Fronboten  nicht  unbedingt  in  Parallele  gesetzt  werden  kann. 
Denn  der  letztere  erscheint  nur  in  gerichtlichen  Handlungen. 
Er  wird  vom  Richter  und  den  SchöflFen  vereidigt,  er  ladet 
zu  Gerichtstagen,  vollstreckt  gerichtliche  ürtheile  und  be- 
wahrt die  Gerichtsgefangenen.  ^®*) 

Die  zusammenwirkende  Thätigkeit  der  bisher  erörterten 
Gerichtspersonen  war  in  folgender  Weise  geordnet. 

Der  Ort,  an  welchem  die  Gerichtssitzungen  stattfanden, 
war  vor  dem  Rathhause  in  der  sog.  Laube.  Zuweilen  ge- 
schah die  Abhaltung  des  Gerichtstages  auch  vor  der  Rolands- 
säule. In  Frankfurt  wird  als  Ort  des  Gerichtes  die  sog. 
Bank  bezeichnet.*^*)    In  Altstadt  Salzwedel  ist  der  Gerichts- 

400)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  421  No.  417  S.  380  von 
dem  buttel :  der  (buttel)  hat  vor  alders  die  gefangen  bewartt  und  dohyn- 
den  JD  dem  gemeinen  hause  gewonet.  Derselbige  buttel  hat  auch  müssen 
eynen  knecht  halden,  der  die  leute  gericht  hat.  Dis  alles  wi  vormeld 
ist  gar  abgethan,  aber,  wie  hirnäch  volget,  ist  noch  seyn  Ion  eyn  iglicher 
besessener  borger,  gibt  jm  alle  virtel  jar  eyn  pfennig.  Die  siben  smepfen 
und  sechs  borgermeisters  synt  des  von  alders  befreyet  gewesen.  Hirvor 
sol  er  widerumb  di  borger  zu  rechte  verbotn,  wen  es  jn  not  ist.  Lest 
eyn  borger  einen  fremden  besetzen,  so  sol  jm  eyn  borger  von  der  per- 
son  geben  tzwene  pfennig,  aber  eyn  frembder  gibt  jm  vir  pfennig;  ist 
es  vor  dem  thor,  so  gibt  ein  borger  vir  pfennig,  eyn  gast  eyn  groschen. 
(Es  folgen  dann  die  Pflichten  des  Büttels  über  Mass  und  Marktcontrole, 
Ausrufen  der  Abgaben  u.  dergl.) 

401)  Vergl.  Ssp.  III.  56.  §.  1.  2.  T.  Gl.  §.  1. 

402)  Cf.  Woh&rüch,  Gesch.  v.  Lebus  HI.  S.  44. 
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ort  die  Laube  bei  der  Kreuzbrücke.  ^)  In  Berlin  soÜ  das 
den  beiden  Städten  Berlin  und  Cöln  gemeinschaftliche  Ge- 
richt auf  dem  Rathhause  bei  der  langen  Brücke,  also  auf 
der  Grenze  von  Berlin  und  Cöln  gehalten  werden.*^)  In  Wer- 
ben wurde  das  Gericht  vor  dem  Robeischen  Thore  gehalten.^^) 

Die  Fristen,  in  denen  das  Stadtgericht  abgehalten  wird, 
sind  ziemlich  kurz.  Der  städtische  Verkehr,  namentlich  wo 
erheblichere  Märkte  abgehalten  wurden,  war  zu  lebhaft,  um 
so  lange  Fristen  föi'  die  einzelnen  Gerichtstage,  wie  das 
sächsische  Recht  sie  vorschrieb,  aufrecht  erhalten  zu  können. 
In  den  Städten  findet  sich  keine  Spur  von  dem  ordentlichen 
echten,  dreimal  im  Jahre  stattfindenden  Dinge.  Seitdem  die 
Stadt  aus  dem  Jurisdictionsbezirke  des  ländlichen  Vogtes 
ausgeschieden  war,  scheint  jene  alte  Sitte  gänzlich  ver- 
schwunden zu  sein.  Auch  die  sechswöchentliche  Frist,  in  der 
der  Vogt  sein  gebotenes  Gericht  abzuhalten  pflegte,  erschien 
für  den  Gang  der  städtischen  Rechtsstreitigkeiten  zu  lang. 

In  Berlin  soll  alle  vierzehn  Tage  Gericht  gehalten  wer- 
den.*®*) Aehnlich  verhielt  es  sich  nach  den  Angaben  von 
Campe  in  Neu-Ruppin.*®^) 

403)  Cf.  Miedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  12,  No.  17  (1273):  Item  omnis. 
cui  judicia  in  antiqua  civitate  Saltwedelensi  commissa  fuerint  et  qui 
judicio  presidebit  super  aliqüo  burgensi  ejusdem  civitatis  judicaturus 
hie  veniet  ante  löbium  juxta  locum,  qui  cruce  brücke  dicitur,  ibique, 
non  alibi  judicabitur.  Vgl.  auch  den  deutschen  Text  BiedeL  1.  c.  S.  16. 
No.  19.  ad  10. 

404)  Cf.  GercJcen,  C.  D.  Br.  V.  S.  115,  No.  78  (1432):  Vpp  dem 
sulven  radhuse  hu  der  langen  hruggen  scholen  richtere  unde  schepen 
heyder  stede  dingk  hegen.  Nach  einer  Urkunde  von  1367  soll  der  Ueber- 
treter  in  Berlin  und  Cöln  auf  der  Brücke  gerichtet  werden:  (in  ponte 
ab  utriusque  civitatis  consulibus):  cf.  Küster,  altes  und  neues  Berlin 
IV.  S.  190. 

405)  Cf.  Bekmann,  Beschreib,  der  Mark  Brandenburg  II.  V.  B.  1. 
Cap.  8.  Sp.  30.  Vergl.  noch  die  Laube  in  Neu-Ruppin,  Bied»;!,  C.  D. 
Br.  I.  IV.  S.  203.  S.  297,  No.  17  (1362):  Quicunque  et  quotiens  persona 
ydonea  ghildam  quamcunque  vult  adipisci  producent  ad  lobium,  ibi 
consules  ei  concedunt  opus,  recepta  caucione  pro  eo,  quod  cedit  civitati. 
—  ibid  S.  286.  No.  6  (1321) :  alle  jar  desse  twelf  punt  thu  ghevende  von 
der  Lovene  oder  von  deme  Rathuse  in  der  renthe  oder  orborde  der 
plycht  der  stad  etc. 

406)  Cf.  Gercken,  in  der  Note  404  angeführten  Stelle,  wo  es  dann 
weiter  heisst:  (Richter  und  Schöffen  sollen)  richten  tu  allen  virteyn 
(nachten,  dagen?),  wan  des  tyd  is. 

407)  Campe,  (ungedr.)  Gesch.  v.  Neu-Ruppin  S.  114. 
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In  der  Altstadt  und  Neustadt  Salzwedel  war  das  Ge- 
richt gemeinschaftlich.  Dasselbe  sollt  an  dem  sechsten  Tage 
in  dem  einen,  am  nächsten  sechsten  Tage  in  dem  anderen 
Orte  gehalten  werden.'*^®)  In  jeder  der  beiden  Städte  fand 
also  alle  zwölf  Tage  ein  Gerichtstag  statt. 

In  Stendal  betrug  die  Frist  je  vierzehn  Nächte  nach 
einer  Urkunde  vom  Jahre  1345.*^^) 

Diese  zwölf-  oder  vierzehntägige  Frist  scheint  indessen 
nur  für  die  Erledigung  wichtigerer  und  nicht  besonders  eili- 
ger Sachen  massgebend  gewesen  zu  sein.  Nach  dem  Zeug- 
nisse des  berliner  Stadtbuches  soll  das  Gericht,  wie  bereits 
bemerkt,  alle  vierzehn  Tage  Mittwochs  gehalten  werden. 
Gleich  darauf  wird  aber  hinzugesetzt,  dass  schlichte  Klagen 
Sonnabends  und  Montags  gerichtet  werden  sollen.  *^®)  Unter 
schlichten  Klagen  wird  man  hier  wol  dem  Sprachgebrauch 
des  magdeburgischen  Rechtes  entsprechend  Klagen,  bei  de- 
nen der  Kläger  ohne  Berufung  auf  Beweis  mit  Gezeugen  auf- 
getreten ist,  zu  verstehen  haben.  ^^^)  Die  zu  den  schlichten 
Klagen  gehörigen  Sachen  können  civile  wie  criminale  Natur 
haben. 

Mochte  der  Dingtag  alle  vierzÄn  oder  zwölf  Tage  oder 

408)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  54,  No.  70  (1315):  utraque 
civitas  suuin  habebit  consilium  speciale,  sed  unas  erit  judex,  qui  una 
sexta  feria  in  una  civitate,  altera  in  dvitate  altera  judicabit. 

409)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  125,  No.  168  (1345):  Ok  scal 
men  alle  virtemnacht  ding  hebben  in  der  stad  und  die  sceppenbank,  de 
sal  met  dem  richter  (al.  schulten)  und  met  dem  rechten  sceppen  tallc 
vull  na  rechte  beseten  sie,  et  en  wer,  dat  en  dat  not  beneme. 

410)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Geschichte  Berlins  I.  S.  49 :  Vortmer  sal 
wesen  eyn   dingedag  tu  allen  virteyn  nachten,  wen  man  dingen  mach 

des  middewekes  up  der  [brugge] dar  sal  richter  unde  schepen 

gan  und  dar  richten  von  beiden  steden  wegen,  wcme  des  nod  is  und 
begeren.  —  Ebendas.  S.  50:  Och  sal  men  alle  slichte  Magen  und  horger" 
recht  alle  weTceling  des  sonndbendes  und  des  mondages  richten  wi  des 
bederf  up  demeselven  huse.  Vergl.  auch  Wohlbrück,  Geschichte  von 
Lebus  Iir.  S.  44. 

411)  Cf.  Magdeb.  Fr.  ed.  Behrend  IL  10.  dist.  1:  noch  dem  mole, 
das  h.  r  siecht  zcu  mir  geclagit  hat  sunder  geczuge.  III.  1.  dist.  7: 
nach  dem  mole,  das  der  beclayte  man  in  hanthafftiger  tat  nicht  ge- 
griffen ist und  mit  slecMer  clage  sunder  geczug 

ansprochen  ist.  III.  7.  dist.  2:  Worde  aber  unime  sulche  sache  init 
siechte  r  clage  sunder  geriifte  ymand  beclaget  vor  wertlichem  gcrichte^ 
des  wird  her  unschuldig  mit  synis  eynis  haut. 
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Wöchentlich  zweimal  gehalten  werden,  in  jedem  Falle  hat 
man  in  demselben  ein  gebotenes  Ding,  kein  ungebotenes  zu 
erblicken.  Im  berliner  Stadtbuche  (Note  410)  wird  es  so- 
wol  bei  dem  vierzehnnächtigen  wie  bei  dem  wöchentlich 
zweimal  gehaltenen  Dinge  hervorgehoben,  dass  der  Richter 
richten  solle,  dem  der  es  begehrt.  Es  erscheinen  also  nur 
diejenigen  Personen,  welche  zu  den  verhandelten  Sachen  als 
Parteien  oder  Zeugen  in  Beziehung  stehen,  eine  allgemeine 
Dingpflicht  existiert  nicht. 

Das  Präsidium  und  die  äussere  Leitung  des  Stadtge- 
richtes hatte  der  Stadtschulze.  Er  hatte  die  Sitzungen  zu 
berufen,  in  diesen  selbst  die  Leitung  zu  übernehmen.  War 
der  Stadtschulze  verhindert,  so  war  wol,  was  mehrfach  vor- 
kam, wenn  mehrere  Personen  im  Besitze  des  Amtes  waren, 
der  mitbeliehene  Besitzer  der  Vertreter  des  Schulzen. 

Im  Nothfalle  trat  wol  der  älteste  Schöffe  für  den  Schul- 
zen ein.*^*) 

Die  Schöffen  waren  verpflichtet  dem  Gebote  des  Stadt- 
richters Folge  zu  leisten.  Widersetzten  sie  sich,  so  btissten 
sie  ihr  Amt  ein  und  erlitten  die  Strafe,  welche  in  der  durch 
ihre  Schuld  unerledigt  bleibenden  Sache  verhängt  worden 
wäre.     So  in  Frankfurt  nach  einer  Urkunde  von  1429.*^*) 

Wenn  zur  Sitzung  geladen  wurde,  so  wurde  die  Glocke 
dabei  geläutet.    Dies  ist  zu  entnehmen  aus  einem  merkwür- 

412)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  260,  No.  219  (1426):  Der 
StadtschuUe,  so  von  den  Kathmännern  tho  Lehne  geit  und  von  em  ge- 
settet  wert,  schall  ehrenthalben  macht  hebben  der  börger  schuldener, 
so  &e  frombd  sint,  met  Hand  anleggen  umb  syn  gebonr  anthoholden 
und  darvor  kenen  nich  tho  vorschonen  unde  schall  an  spne  Staat  de 
oldeate  Schepe,  so  he  darumb  gebeden  wert,  glickes  reehtens  der  Stadt 
und  der  Bürger  halben  hebben. 

413)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  L  XXIH.  S.  195,  No.  240.  ad  14  (1429): 
Vorder  schuldige  wy  und  anspreken  (folgen  7  Namen  den  Schöffen  cf. 
Note  369)  beschwaren  Scheppen  im  gericnte  to  Frankenforde ,  dat  sy 
vaken  und  manichmal  von  dem  belebenden  Richter  tho  der  scheppen- 
banck  geheischet  und  gebeden  sin,  dat  sy  sich  doch  gewegert  hebben 
und  hebben  tho  der  banck  nicht  wollen  komen,  darvon  vele  ungerichtes 
blewen  is;  und  setten  dat  up  recht;  na  dem  die  genanden  thu  der  schep- 
penbank  gesworen  hebben  und,  dartho  geheischet,  nicht  ghekomen  und 
recht  tho  dylen  gewegert  hebben,  offt  sy  nicht  meinedig  und  forder  tho 
dem  scheppenampte  unduchtig  syn  sutlen  und  ok  nadem  sy  ungericht 
gewegert  hebben  tho  richten,  ob  sy  nicht  dy  sulve  bute  liden  sullen, 
die  dat  ungerichte  gedan  hadden,  edder  was  darumme  recht  sy. 
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digen  und  für  die  Zeiten  des  14.  Jahrhunderts  characteri- 
stischeu  Processe,  der  sich  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
ereignet  hat.  Man  hatte  in  Neu-Ruppin  schon  seit  längerer 
Zeit  mehrfache  Diebstähle  bemerkt,  deren  Thäter  man  nicht 
entdecken  konnte.  Der  Richter  und  die  Schöffen  ordneten 
eine  allgemeine  Haussuchung  an.  Bei  dem  Priester  Jacob 
Schildeke  fand  man  viele  goldene  und  silberne  Sachen,  die 
öich  als  gestohlenes  Gut  herausstellten.  Man  warf  den 
Priester  trotz  seines  geistlichen  Standes  in  das  Gefängniss 
und  —  „nachdem  gedachter  Jacobus  des  folgenden  Tages 
öffentlich  bekannt  hatte,  dass  er  nicht  allein  gemeine  Dieb- 
stäle,  sondern  auch  vielfaltigen  Kirchenraub  begangen  habe, 
ist  er  auf  Befehl  des  Grafen  Ulrich  von  Lindow,  des  Rich- 
ters und  der  Schöffen  hingerichtet  worden."  Man  berief  hie- 
bei  mit  der  Glocke  die  Bürgerschaft,  erwählte  durch  das 
Löös  zwei  Bürger,  Köppekin  Konnyngesbergen  und  Henning 
Kelber,  die  den  Angeschuldigten  am  Galgen  hiengen.*^^) 
•  Aus  dem  Falle  geht  auch  hervor,  dass  die  Vollstrekung 
eines  Todesurtheils  nach  dem  Loose  Bürgern  der  Stadt  auf- 
erlegt werden  konnte. 

üeber  den  ordentlichen  Gang  einer  Gerichtssitzung  sind 
genauere  Nachrichten  uns  nicht  überliefert. 

Der  Richter  kann  die  Schöffen  jeden  Augenblick  zum 
Finden  eines  Urtheils  auffordern  und  sie  müssen  ihm  willig 
Folge  leisten.  Wenn  aber  ein  anderer  das  Urtheil  der 
Schöffen  zu  einer  anderen  Zeit,  als  den  Gerichtssitzungen 
erbittet,  so  muss  er  dafür  10  Schilling  brandenburgischer 
Münze  entrichten.**^) 

414)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  204. 

415)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  175,  No.  26  (1451):  Weres  • 
auch  Sache ,  das  ymandes  der  scheffen  darselbs  behofede  buthen  gehege- 
den  dinge  orteyl  zu  sprechen  ^  der  sol  geben  den  scheffen  10  Schillinge 
Pfenninge  brandenburger  muntze.  Weres  auch  sache,  das  der  richtet 
der  scheffen  wat  zu  behovede,  so  sollen  sie  gewilliglichen  darzu  geen. 
Die  Stelle  ist  nicht  ganz  klar.  Der  Genitiv  der  scheffen  hängt  wol 
von  behofede  ab,  so  dass  gesagt  ist:  Wer  der  Schöffen  zu  einem  Ur- 
theil ausser  gehegtem  Dinge  bedarf  u.  s.  w.  Die  noch  ungedruckten 
magdeburger  Schöffensprüche  für  Stendal  haben  II.  5  (1334) :  Sve  rechtes 
vi'aghet  von  den  scepen  buten  heychden  dinghe,  he  sy  borgher  oder 
gast,  de  sai  gheven  van  jewelkme  stucke  twelf  scillinghe  to  berichtende, 
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Bei  drängender  Noth,  wo  man  den  ordentlichen 'Stadt- 
richter nicht  rechtzeitig  herbeiholen  kann,  soll  nach  der  An- 
gäbe des  berliner  Stadtbuches  jeder  Bürger  der  Stadt  be- 
fugt sein  die  Rolle  des  Richters  zu  übernehmen,^*^)  Obwol 
hiebei  nicht  erwähnt  wird,  dass  der  als  Richter  fungierende 
Btirger  der  Stadt  von  den  gegenwärtig  versammelten  Bür- 
gern gewählt  werden  soll,  wird  man  nach  Analogie  des  ge^ 
korcnen  Gogreven  (Ssp.  I.  55.  g.  1.  sind  I.  56)  eine  solche 
Wahl  auch  im  berliner  Stadtbuche  als  stillschweigend  vor- 
ausgesetzt annehmen  müssen. 

Dem  Geist  des  Mittelalters  entspricht  es,  dass  trotz  der 
vielen  Vorschriften  über  die  Handhabung  des  Stadtgerichtes 
an  willkürlichen  Ausschreitungen  weder  von  Seiten  der  Par- 
teien noch  der  Richter,  Mangel  war.  Der  oben  bei  Note  414 
erwähnte  Fall  zeigt,  wie  sehr  man  sich  darauf  verstand,  selbst 
bei  nicht  vorhandener  Competenz  in  den  Formen  von  Ur- 
theil  und  Recht  sich  Genugthuung  zu  verschaffen.  Es  ist 
nicht  zweifelhaft,  dass  ein  Cleriker  selbst  wegen  schwerer, 
Verbrechen  von  einem  weltlichen  Gerichte  nicht  gerichtet 
werden  konnte.  Dennoch  nehmen  weder  der  regierende  Graf 
Ulrich  von  Lindow,  noch  der  Richter,  die  Schöffen  und  Rath- 
mannen  Anstand  nach  kurzem  Verfahren  die  Hinrichtung 
des  Verbrechers  mit  ihrer  Auctorität  zu  unterstützen. 

In  Städten,  wo  zwei  Stadtgemeinden  dicht  neben  ein- 
ander existierten,  wie  in  Berlin  und  Cöln,  war  stets  eine 
reiche  Quelle  von  Widersetzlichkeiten  und  Misshelligkeiten 
vorhanden.  Als  für  Berlin  und  Cöln  ein  gemeinschaftliches 
Stadtgericht  eingeführt  wurde,  fand  der  berliner  Richter 
Widerstand  die  Justiz  über  einen  cölner  Bürger  zu  üben.*^"^) 

de  beholden  de  sccpen  allcyne.  Mer  de  penninghe  metiglie  we  use 
borgheren  ane  recht  mit  gudeme  willen  uppe  verteyn  penninffhe  unde 
svenme  eyn  gevraghet  recht  spreken  oder  lesen  scal,  dar  en  scal  neyman 
over  wesen,  wenne  de  scepen  alleyne  unde  de  personen,  de  man  scal 
berichten. 

416)  Fidictn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  50:  Weret  ock,  dat  eyne 
deme  anderen  schuldigen  wolde,  dat  were  borger,  gast  oder  gebur  und 
des  richters  so  schire  nicht  machten  gehebben,  so  aal  eyn  borger  deme 
andern  richten  wente  an  den  richter,  also  dat  vor  von  older  is  gewest. 

417)  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  ü.  S.  179,  No.  125  (um  1442) 
ad  IX.:  Vortmehr  geve  wy  em  schuld,  dat  sy  uns  infal  gedahn  hßbben 
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Auf  der- anderen.  Seite  klagt  der  Markgraf  1428  über  die 
frivole  Justiz  in  Frankfurt ,  wo  ein  armer  Mann  Laurentz 
ohne  Urtheil  und  Recht  hingerichtet  worden  ist.^*®) 

In  der  Handhabung  der  streitigen  Justiz  war  die  Thätig- 
keit  der  Schöffen  nicht  beschlossen.  Sie  erscheinen  auch 
sehr  häufig  bei  Acten  freiwilliger  Jurisdiction.  In  Stendal 
findet  1345  die  Uebergabe  eines  ganzen  Vermögens  vor 
Richter  und  Schöffen  statt.^^^)  Sehr  häufig  geschahen  Auf- 
lassungen von  unbeweglichen  Gütern  vor  dem  Schöffencol- 
legium.*^)  Die  Thatsache,  dass  viele  Verträge  und  andere 
Rechtsgeschäfte  vor  dem  Stadtgerichte,  also  vor  den  Schöffen 
geschahen;  ist  zu  bekannt,  um  hier  noch  besonders  unter 
Beweis  gestellt  zu  werden.  Ebenso  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  die  Schöffen  ein  Schöffen«  oder  Stadtbueh  führ- 
ten, in  welches  sie  die  in  ihrer  Gegenwart  geschlossenen 
Geschäfte  eintrugen.  Die  Führung  eines  Schöffenbuches  ist 
beglaubigt  für  Brandenburg,**^)  wo  auch  noch  ein  von  Rich- 
ter und  Schöffen  zu  führendes  Zinsbuch  erwähnt  wird.***) 
Ein  Stadtgerichtsbuch  wird  genannt  in  Neu-Landsberg,  fer- 
ner ein  Schöffenbuch  in  Soldin,  in  Prenzlau,  Seehausen  und 
Frankfurt.*^)  Das  Sohöffenbuch  stand  entsprechend  dem 
Principe  der  Publicität  jedem  Einwohner  der  Stadt  zur  Ein- 

an  unseren  gerichten,  indem  alsz  Jacob  Colin  Andreas  Simon  gewundet 
hadde  einer  kampferwunde  up  ör  Kuterhofe,  der  sy  unsen  richter  nUt 
gewalt  verboden  över  dy  sacke  tho  richten;  alsz  wy  doch  dat  gerichte 
over  beider  stedte  bebben.  Bidde  wy  iuwe  Gnaden  in  deme  rechte  to 
erkennen,  offfco  sie  uns  die  gewalt  nicht  wandelen  scholen. 

418)  Cf-  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IV.  S.  134,  No.  158  (1428) 
und  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  194.  ad  9.  No.  240. 

419)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  121,  No.  162  (1345). 

420)  Cf.  z.  B.  Büdel,  C.  D.  Br  I.  XVÜI.  S.  512,  No.  99  (1511). 

421)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  83,  No.  130  (1405):  (Zinsen  eines 
Altares)  sollen  von  den  guAeren,  wy  in  der  Schepenhucke  voryeschreffen 
sein,  gemanet  werdenn. 

422)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  102,  No.  151.  ad  4. 

423)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVHI.  8.  433,  No.  89  (1511),  ibid 
S.  512  ad  16;  XIX.  S.  268,  No.  146  (1377);  XXI.  S.  234,  No.  186  (14Ö0); 
XXIII.  ß.  168,  No.  229  (1425).  von  Ledebur,  allgem.  Archiv  der  preuss. 
Geschichtskünde  Bd.  XIII.  S.  169.  WoMhrück,  Gesch.  v.  Lebus  HI.  &  45. 
In  den  noch  ungedruckten  magdeburger  Schöffensprfichen  far  Stendal 
heisst  es  U.  1.  (v.  1334):  Wat  gift  men  deit  in  gehechdem  dinge,  de 
scal  men  screven  in  der  scepen  buch 
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sieht  offen.^^)    Die  Oeffaung  des  Schöffenbuches  geschah  ent- 
weder in  Gegenwart  des  Richters  und  zweier  Schöffen  oder 
im  gehegten  Dinge.    Der  Stadt  Görlitz  ist  im  Jahre   1321 
ein  Privilegium  für  die  Errichtung  eines  Stadtbuches  ertheilt 
worden.    Es  werden  die  Geschäfte,  welche  eingetragen  wer- 
den sollen  und  dürfen,    aufgezählt,    die  öffentliche  Glaub- 
würdigkeit der  Eintragungen  in  das  Buch  wird  garantiert 
und  über  die  Aufbewahrung  oder  Oeffnung  desselben  vor- 
gesehrieben: 
ut  über  seu  quaternus  idem  sub  sera  et  diligenti  custodia 
consulum  ibidem  clausus  et  signatus  ejusdem  civitatis  nostre 
et  advocati  hereditarii,  qui  pro  tempore  fuerit,  sigillis  dili- 
gentius  reservetur  et  quod  ad  inscribendum  aut  ezscri- 
bendum  causas  quascunque,  ut  prehabitum  est,  non  alias 
aperiatur  nee  legatur  nisi  in  judicio  bannito,  ad- 
vocatis  et  scabinis  civitatis  presentibus,  et  quod  per  con- 
sules  civitatis  ibidem  idem  liber  opportunis  temporibas 
presentetur  similiter  et  servetur.**^) 

Die  Uebung  des  richterlichen  Berufes  brachte  es  mit 
sieh,  dass  den  Schöffen  besondere  Redlichkeit  und  Genauig- 
keit in  ihrer  Amtsführung  zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Dai> 
aus  gieng  hervor,  dass  man  unter  den  Einwohnern  der  Stadt 
zu  dem  CoUegium  der  Schöffen  grösseres  Vertrauen  hatte 
als  zu  irgend  einer  anderen  Behörde.  Besonders  vertrauens- 
würdige Sachen  stellte  man  daher  sehr  gern  unter  die  Auf- 
sicht der  Schöffen,  oder  legte  sogar  ihre  Verwaltung  in  die 

424)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVIII.  S.  432,  No.  89  (1511):  und  so 
ymant  wurd  nott  sein  eu  seiner  gerechtigkeitt ,  hunsehaft  oder  anders 
atiss  dem  gericktsbuch  eu  wissen,  das  soll  der  gerichtschreiber  in  hey- 
wesen  uff  das  wenigste  des  richters,  zweyer  scJioppen  und  sunst  durch 
nymandt  gesucht  und  angetzeigt,  aucJi  uff  des  Begere  abschrifft  gegeben 
werden.  —  Verbot  das  Schöffenbuch  in  die  Wohnung  der  einzelnen 
Schöffen  zu  tragen,  cf.  Biedeh  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  407,  No.  417  (1516). 

425)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  ürk.  Samml.  S.  503,  No.  124  (1321). 
Welche  Sorge  man  trug  das  Schöffenbuch  um  seiner  Glaubwürdigkeit 
willen  stets  leserlich  zu  erhalten,  beweist,  dass  gelöschte  Insoriptionen 
schon  im  Jahre  1528  nicht  durchstrichen,  sondern  nur  unterstrichen 
wurden.  Bl.  79  der  Acten  des  brandenb.  Schöffenstuhles  Bd.  I.  heisst 
es  in  einer  ruppiner  Sache  der  verwittweten  Peter  Ludeke  contra  An- 
dreas Blcks,  dass  eine  eingetragene  geschuldete  Beute  unterliniiert 
unnd  gedelget  sei. 
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Hand  derselben.  Daher  kam  es,  dass  Geschäfte,  die  weder 
zur  streitigen  noch  zur  freiwilligen  Jurisdiction  in  irgend 
einer  Beziehung  standen,  dem  SchöflfencoUegium  übergeben 
wurden.  Wir  finden  die  Schöffen  als  Verwalter  eines  Sti- 
pendiums für  Studierende  der  Theologie,  welches  ein  Bür- 
ger in  Pritzwalk   im   Jahre    1478   gestiftet  hatte."^)     Die 

Schöffen  von  Osterburg  stehen  dem  Vormundschaftswesen 
vor.*27) 

Die  Schöffen  führten  ein  besonderes  Siegel,  das  ihren 
amtlichen  Ausfertigungen  beigedrückt  zu  werden  pflegte.  ^^^  *) 

Zum  Schluss  sei  noch  der  Sitte  gedacht,  dass  die  Schöf- 
fen bei  ihren  amÜichen  regelmässigen  Zusammenkünften  ein 
gemeinschaftliches  Mahl  einzunehmen  pflegten,  dessen  Aus- 
richtung jedesmal  Einem  von  ihnen  nach  einem  gewissen 
Turnus  oblag.  Der,  welcher  die  LaS-t  zu  tragen  hatte,  musste 
Salz  und  Roggenbrot,  Vollbier,  Essig,  Speck,  Holz  und 
Kohlen  aus  seinen  Mitteln  geben,  alle  übrigen  Erfordernisse 
des  Mahles  erhielt  er  aus  der  Schöffenkasse  nach  einer  ge- 
wissen Taxe  ersetzt.*^^)  Man  erkennt  an  der  Genauigkeit, 
mit  der  auf  die  einzelnen  Details  dieser  Tischangelegenheit 
eingegangen  wird,  dass  die  Schöffen  sehr  wol  das  utile  cum 
dulci  zu  vereinigen  wussten. 


426)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  U.  S.  44,  No.  35  (1478). 

427)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  297,  No.  81  (1536). 
427a)  Cf.  Budemann,  altmärkische  Sammlung  S.  96. 

428)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  245,  No.  318  (1497):  In  wes 
huss  die  koste  is,  dy  schal  to  vorne  gheven:  solt  unde  ruggen  broth, 
fullebyr,  ettzick,  speck,  holt  unde  kalen,  wes  hee  forder  kopt,  dat  sali 
men  em  bethalen.  Wan  eher  man  ghensse  spisset,  sso  sali  man  dy 
ganss  botalen  vor  twe  gr.,  vor  brandenborg,  byer  4  gr.,  Wan  eher  man 
spiset  caphanen ,  schal  men  gheven  vor  eynen  juweligen  20  d.  und  vor 
ein  hueil  8  d.  Item  up  osteren  schal  men  dye  eyerkessen  ock  nicht 
bothalen,  lichte  schall  die  werth  ock  gheven,  des  gelicken  botter  und 
kessen  nha  der  maltidt.  Wannher  man  frische  hamel  spisset,  so  bo- 
holdet  dy  werdt  dat  talch  darvan.  —  Der  unter  anderen  erwähnte  Eier- 
k&se  ist  ein  noch  heute  übliches,  sehr  wohlschmeckendes  Gericht.  Es 
besteht  in  Sahne  und  Eiern,  die  man  über  heissem  Feuer  durch  einander 
rührt  und  so  das  Gerinnen  der  Sahne  bewirkt.  Man  ]ässt,  wenn  der 
Käse  fest  wird ,  die  Molken  durch  ein  Seihtuch  ablaufen.  Zuthaten  wie 
feine  Corinthen  und  Orange  erhöhen  das  Arrhoma  der  Speise. 

16* 
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§.  46. 
Die  Jurisdiction  des  Rathes  neben  dem  Stadtgericht. 

Der  Stadtschulze  mit  seinen  Schöffen  war  nicht  das 
einzige  Organ  der  Jurisdiction  in  der  Stadt.  Sei  es,  dass 
aus  den  Zeiten  her,  wo  das  CoUegium  der  Eathmannen  zu- 
gleich die  Schöffenbank  besetzte,  ein  Rest  von  Jurisdiction 
ftir  die  Bathmannen  sich  erhalten  hat,  sei  es,  dass  selbst  in 
den  Zeiten,  wo  ein  besonderes  SchöffencoUegium  constituiert 
wurde,  gewisse  Streitigkeiten  von  mehr  administrativer  oder 
polizeilicher  Natur  nicht  für  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit 
der  Schöffen  geeignet  erachienen,  jedenfalls  findet  sich  in 
verschiedenen  Städten  der  Mark  Brandenburg,  dass  neben 
den  Schöffen  der  Rath  der  Stadt  in  gewissen  Sachen 
die  richterliche  Entscheidung  hat.  Die  Erscheinung  ist  so 
allgemein,  dass  sie  als  durch  die  ganze  Mark  verbreitet  an- 
gesehen werden  muss,  obwol  sich  nicht  von  jeder  einzelnen 
Stadt  der  urkundliche  Nachweis  solcher  Rathsjurisdiction 
führen  lässt. 

Die  Natur  der  dem  Rathe  zustehenden  Streitigkeiten 
ist  allerdings  eine  vorwiegend  administrative  oder  polizeiliche. 

Der  Rath  als  vorgesetzte  Behörde  aller  in  Diensten  der 
Stadt  stehenden  Personen  hat  Streitigkeiten  dieser  Personen 
unter  einander  zu  entscheiden.  Die  Stadtknechte  in  Neu- 
Angermünde,  wenn  sie  Excesse  begehen,  sollen  nach  einer 
Urkunde  von  1482  vom  Rathe  der  Stadt  gerichtet  werden.*^®) 
Indessen  scheint  es  zweifelhaft,  ob  dieser  Zustand  überall  und 
von  Anfang  an  gegolten  habe.  In  Prankfurt  wenigstens  wird 
im  Jahre  1467  darüber  geklagt,  dass  bei  Verwundungen  der 

429)  Cf.  von  Baumer,  C.  D,  Br.  H.  S.  177,  No.  111  (um  1482):  So 
der  Rate  tzu  Newen  angermunde  dy  Wacht  uff  und  under  den  Thoren 
und  Mawern,  bestellen,  was  uberfarunge  von  den  wechtern  under  sich  das 
nicht  kampiwer  wunden,  lemnus  noch  mit  gerucht  gescheen  weren,  soi 
der  Bäte  macht  haben  solchs  tzu  straffen  nach  gebumus  tzu  hanthabung 
der  wach-  und  hutung  under  den  thoren :  wurden  aber  dy  wechter  ausser- 
halben  in  Imandts  an  denselben  enden  begreiffen,  dy  gewaltsam  thetten, 
die  nicht  wechter  weren,  soll  der  amptmann  daselbst  von  syner  gnaden 
wegen  tzu  straffen  haben. 
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Städtknechte  die  Messer  und  sonst  angewendete  Instrumente 
nicht  mehr  dem  Richter  übergeben  wurden.^^)  IndesseA 
erscheint  es  nicht  als  unwahrscheinlich  nach  der  Form,  in 
der  jene  Beschwerde  auftritt,  dass  in  Frankfurt  wegen^et- 
waiger  Verwundungen  oder  Excesse,  die  die  Stadtknechte 
bei  Gelegenheit  des  Dienstes  der  Stadt  verübten,  vielleicht 
die  Cognition  des  Bathes  und  nicht  des  Richters  zulässig 
war.  Denn,  was  hervorgehoben  wird,  ist,  dass  die  Stadt- 
knechte, welche  nicht  in  Angelegenheiten  der  Stadt,  also 
nicht  kraft  ihres  Amtes,  sondern  in  ihren  Privatstreitigkei- 
ten von  ihren  Waflfen  Gebrauch  gemacht  haben,  die  Messer 
an  den  Richter  der  Stadt  abliefern  sollten,  mithin  der  Cog- 
nition des  Stadtrichters  sich  unterwerfen  müssten.  Per  argu- 
mentum a  contrario  darf  man  daraus  folgern,  dass,  wenn 
der  Gebrauch  der  Waflfen  in  üebung  des  städtischen  Amtes 
erfolgt  sei,  die  Cognition  gar  nicht  dem  Richter,  sondern 
dem  Rathe^der  Stadt  zugestanden  habe. 

Der  Rath  hat  unzweifelhaft  die  Polizei  über  den  bür- 
gerlichen Verkehr.  Deshalb  fällt  ihm  die  Aufsicht  über 
rechtes  Mass  und  Gewicht  zu,  Streitigkeiten  darüber  gehören 
vor  die  Rathmannen.  In  Stendal  haben  die  consules  schon 
im  Jahre  1272  die  Marktjurisdiction.***)  Im  Jahre  1427  hat 
der  Rath  in  Beeskow  Jurisdiction  über  falsch  Mass.  Hier 
war  gerade  zwischen  den  Herren  von  ßieberstein,  als  den 
Inhabern  des  obersten  und  niedersten  Gerichtes,  und  dem 
Rathe  der  Stadt  ein  Streit  über  die  Jurisdiction  in  Betreflf 
falschen  Masses  entstanden.  Die  magdeburger  Schöflfen, 
welche  angerufen  worden  waren,  entschieden  den  Streit  aber 
zu  Gunsten  der  Stadt.*^*)    Aehnliche  Beispiele  finden  sich 

430)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  L  XXni.  S.  251,  No.  310  (1467):  Wen 
die '  Stadtknecht  zuvor  Ir  messer  gezogen  haben  In  Iren  Sachen  die 
Stadt  nicht  antreffende,  so  muszten  sie  die  messer  einem  Richter  geben. 
Das  ist  algereit  abe,  als  ich  bericht  bin.    Was  wirt  farder  gescheen? 

431)  Cf.  Lmz,  brandenbnrg.  Urkunden  S.  892,  No.  347  (1272):  Si 
qnis  autem  ausu  temerario  seductus  dictum  forum  seu  libertatem  ejus 
infnn|felre  ant  impedire  presumserit,  contra  talem  conmUB  prefate  civi- 
tatis judices  esse  debent  cum  nostra  plenaria  voluntate. 

432)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  396,  No.  69  (1427):  Wer  byn- 
^en  euwir  etat  mit  unrechtir  wage,  unrechter  masse  unde  valschim 
spisekouffe  befunden  wert,  das  gebort  euch  Rathmannen  zu  richten  unde 
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1511  in  der  Stadt  Landsbei^  an  der  Warthe  und  im  Jahre 
1509  in  Prankfurt.*») 

Mit  der  Aufsicht  des  Bathes  über  Handel  und  Wandel 
häügt  es  oft  zusammen,  dass  auch  das  Innungswesen  der 
besonderen  richterlichen  Entscheidung  des  Rathes  unterwör* 
fen  wird.  Ueberdies  waren  im  Rathe  die  sog.  Viergewerke, 
d.  h.  die  am  Stadtregimente  betheiligten  Zünfte,  vertreten, 
so  dass  alle  das  Innungswesen  betreffenden  Streitigkeiten 
gerade  hier  eine  besonders  einsichtige  und  angemessene  Be- 
urtheilung  finden  mochten.  Innungswesen  und  Marktwesen 
stehen  in  so  enger  Wechselbeziehung  zu  einander,  dass  oft 
das  eine  vom  anderen  nicht  geschieden  werden  konnte  und 
es  daher  gut  war  beide  Arten  von  Streitigkeiten  vor  der- 
selben Behörde  zu  vereinigen.  In  Frankfurt  a.  O.  sollen  alle 
Streitigkeiten  über  die  Schlächterscharren  vor  dem  Bath  erle- 
digt werden.*^*)  In  der  Stadt  Ruppin  wird  im  Jahre  1393  allge- 
mein die  Gompetenz  des  Rathes  in  Innungssachen  bezeugt.^ 

Aus  dem  Gesichtspunkte  der  öffentiichen  Ordnung 
scheint  man  auch  alle  Streitigkeiten  betrachtet  zu  haben, 
welche  besonders  leicht  zu  Störungen  der  Ruhe  und  des 
Friedens  auf  der  Strasse  und  in  den  Häusern  fähren  konn- 
ten. Injurien  also  und  selbst  Yerläumdung  sind  an  sich 
zwar  Verletzungen  des  Rechtes  auf  persönliche  Achtung  und 
Ehre  und  haben  daher  ihrer  inneren  Natur  nach  denselben 

zu  straffen  nach  wigbilde  recht  unde  euwir  herre  and  sin  gerichte  habin 
darobir  kein  gerichte  adder  strafifung  zu  thun. 

433)  C.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  216,  No.  13.  ad  8  (1511); 
S.  234,  No.  22  (1509). 

484)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXm.  S.  9,  No.  10  und  auch  bei 
Zimmermann,  bist  Entw.  der  mark.  Städte  Bd.  II.  (1838  Berlin)  S.  131, 132 
Urk.  V.  1808 :  NuUus  cui  camificum  pretactorum  super  macellum  alicujus 
aut  pro  debitis  vel  quibuscunque  alüs  causis  querimoaiam  coram  pre- 
fectis  sive  quoconque  alio  judice  depönat,  eo  quod  taies  causas  volumtts 
coram  nobis  (i.  e.  vor  den  consules)  diffiniri,  quod  toto  jure  in  bis  ma- 
cellis  firoi  volumus,  quo  usi  sumus  a  primeva  plantacione  civitatis,  quamvis 
presens  Privilegium  nostris  camifieibus  per  nos  de  quadam  speciali  gratia 
Sit  indultum. 

436)  Cf.  L.  M,  Riedel,  Beitr.  z.  deutsch.  Kecht  I.  S.  339,  No.  219 
(1393)  auch  bei  Biedeh  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  307,  No.  23:  Ockscolen  sye 
(die  ßcroderinnung  in  Neu-Ruppin)  alle  ore  rechUcheit  suken  tot  äem 
Bad  in  unser  staa;  war  en  dar  brok  wert,  also  scolen  sye  dat  siken, 
dar  sye  dat  vaa  rechtes  wegen  suken  scullen. 
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Anspruch  vor  dem  ordentlicfaeu  Stadtgerichte  entschieden 
zn  werden^  wie  jede  andere  Bechtsverletzang,  aber  dennoch 
sind  sie  eher  geeignet  die  öffentliche  Rohe  zu  stören  und 
fallen  deshalb  als  einfache  Buhestörungen  unter  die  Cognition 
des  Bathes,  der  die  öffentliche  Ordnung  in  der  Stadt  zu 
überwachen  hat.  Nach  einer  Ordnung  der  Stadt  Strass*» 
bürg  vom  Jahre  1515  sollen  der  Bath,  der  Bichter  und  die 
Schöffen  in  Strassburg  alle  Zauberei  und  Scheltworte  von 
Weibern  entscheiden.^^)  Gerade  dass  die  Injurien  von 
Weibern  vor  denen  anderer  Personen  noch  besonders  her* 
vorgehoben  werden,  beweist,  dass  man  Injurien  im  Auge 
hat,  welche  wie  unter  Weibern  leicht  zu  einem  öffentlichen 
Scandale  fähren.  Bemerkenswerth  ist  hiebei  femer,  dass  der 
Bath  mit  Bichter  und  Schöffen  urtheilen  soll.  In  Berlin  da- 
gegen richten  nach  dem  Zeugniss  des  berliner  Stadtbuches 
die  Bathmannen  über  Verleumdungen  all  ei  n.^^'') 

Die  bei  Note  436  angeführte  Stelle  zeigt,  dass  der  Bath 
auch  Zauberei  vor  sein  Forum  zieht,  vermuthlich  weil  sie 
ein  gewöhnliches  Mittel  betrügerischer  Marktschreier  war 
dem  Publicum  Geld  abzulocken.  In  den  jener  Stelle  un- 
mittelbar vorhergehenden  Worten  wird  auch  Gotteslästerung 
dem  Bathe  überwiesen,^^®)  denn  auch  sie  stellt  sich  dar  als 
eine  Uebertretung  der  öffentlichen  kirchlichen  Ordnung. 

Ehebruch  dagegen,  Unzucht  und  unsittlicher  Wandel  be- 
trifft die  Sittenpolizei,  die  ebenfalls  in  den  Händen  des 
Bathes  geruht  zu  haben  scheint.  Verordnungen  gerade  über 
diese  Verletzungen  der  äusseren  kirchlichen  und  sittlichen 
Zucht  und  üeberweisung   solöher  üebertretungen   an   den 

436)  Cf.  von  Banmer,  C.  D.  Br.  ü.  S.  222,  No.  15  (1515):  Dess- 
gleichen  ob  sich  Zcewberey  oder  seheltwort  von  weitem  oder  ander  per- 
sonen  hegeben,  sollen  der  Bath,  Bichter  und  Schepffen  nach  billigkeit 
dorinn  sehen  und  die  in  straff  nhemen,  damit  andern  ein  beispiel  nhe- 
men  das  zu  vormeiden. 

437)  Fidiciny  Beitr.  zur  Geschichte  Berlins  I.  S.  46:  Wy  redet  up 
berve  lüde,  id  sy  frouwe  oder  man,  und  der  wört  mach  vortbringen, 
den  segffer  willen  dy  Badmanne  richten  na  den  worten,  so  sy  gan  an 
Itfj  an  eren  unde  an  gude, 

488)  Cf.  Note  436.  Vor  der  dort  auseezogeiien  Stelle  heisst  es:  Es 
soll  auch  der  Rath  mit  Ernst  doran  sein,  damit  gotis  lesterung  und  öffent- 
liche sunde  und  schände  des  Ehebruchs  unnd  ander  Untugend  verbleibenn 
möge,  und  ob  das  von  ymand  ubergangenn  worde,  zur  biUigheit  straffenn. 
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Bath  der  Stadt  kommen  hervortretend  erst  seit  der  Ver- 
breitung der  Reformation  .in  der  Mark  Brandenburg  vor.  In 
den  katholischen  Zeiten  hat  wol  hauptsächlich  der  bisdiöfliche 
OfBcial  oder  ein  anderes  geistliches  Gericht  die  kirchlichen  und 
sittlichen  Vergehungen  gestraft.  Gerade  die  Demoralisation 
des  katholischen  Glerus  in  fleischlicher  Hinsicht  hatte  der 
Lehre  der  Reformation  die  Wege  geebnet.  Man  Hess  es  daher 
nach  der  Reception  der  reformierten  Lehre  in  der  Mark  sich 
sehr  angelegen  sein  insbesondere  den  sittlichen  Wandel  der 
Geistlichen  einer  Gontrole  zu  unterwerfen,  und  der  Rath 
war  es,  welcher  dieselbe  üben  soUte.^^) 

Nicht  auf  diese  Polizeijurisdiction  im  engeren  oder 
weiteren  Sinne,  die  der  Rath  hat,  wird  es  zu  beziehen  sein, 
wenn  im  Jahre  1292  in  Königsberg  in  der  Neumark  den 
Consules  die  besondere  Jurisdiction  über  alle  in  der  Stadt 
vorfallenden  Excesse  gegeben  wird.'*^^)  Dies  beruht  auf  der 
Exemtion  der  Stadt  von  der  umgebenden  ländlichen  Vogtei 
und  hier  wurde  den  Consules  die  städtische  Jurisdiction 
gaiiz  in  die  Hand  gelegt,  da  ein  besonderes  SchöfiEencollegium 
neben  ihnen  im  Jahre  1292  wol  noch  nicht  bestanden  hat 

Wenn  in  der  bisher  erörterten  Gerichtsbarkeit  des  Ra- 
thes  eine  Beschränkung  der  Schöffeujustiz  zu  erblicken  ist, 
so  reicht  der  Rath  als  administrative  Behörde  und  beson- 
ders sofern  ihm  die  Repräsentation  der  Stadt  nach  aussen 
hin  zufällt,  der  Jurisdiction  des  Schöffencollegiums  auch  in 
mancher  Hinsicht  hilfreiche  Hand.  In  zweifelhaften  Fällen 
erbitten  die  Schöffen  die  Auskunft  des  städtischen  Rathes.^^0 

439)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  372,  No.  98  (Kuppln  1541): 
Auch  sollen  pfarrer,  prediger,  Oaplan  und  alle  geisüiche  personen  keine 
unzuchtige  oder  vordechtige  Weibspersonen  bei  sich  haben  oder  halten, 
wie  Ine  auch  das  geistliche  recht  bei  vorlust  Irer  ambt  und  lehen  vor- 
peut,  dorauf  der  Erbar  Bath  vormog  kurfürstlichen  hefeKls  sonderlich 
acht  haben  und  sehen  lassen.  Es  soll  auch  der  rath  sonst  uff  den  ehe- 
brach  und  unzuchtigk  leben  in  der  Stadt  lassen  acht  haben  und  solchs 
laster  auch  vormog  der  recht  straffen, 

440)  Cf.  Kehrberg  y  historisch  -  chronologischer  Abriss  der  Stadt 
Königsberg  in  der  Neumark  (Berlin  1724)  S.  44,  §.  12  (ürk.  von  1292): 
Ita  quod,  si  quis  excessus  fuerit  perpetratus,  ipsum  Consules  judicäbunt 
sive  hie  fuerit  in  mactis  sive  in  aliis  neque  nostri  officiales  ipsum  ali- 
quatenus  judicäbunt. 

441)  Vgl.  WohlbrücTc,  Gesch.  v.  Lebus  III.  S.  44. 
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Namentlich  aber  geschah  es  bei  dem  Erheben  von  Brbschaf- 
ten,  die  einem  Stadtbürger  an  einem  anderen  Orte  zugefallen 
waren,  wo  der  Rath  um  seine  Vermittelung  zur  Geltend- 
machung des  Brbanspruches  angegangen  wurde.  Auch  bei 
dem.  Einziehen  erbloser  Güter  in  der  Stadt  selbst,  welche 
zu  einem  Theile  dem  Stadtgerichte  zufielen,  wurde  die  Hilfe 
des  Rathes  in  Anspruch  genommen.^**) 

Endlich  wurden  manche  Geschäfte  vor  den  Rathmannen 
ebenso  geschlossen  wie  vor  den  Schcjffen.  Die  gerichtliche 
Auflassung  scheint  in  den  Zeiten,  wo  der  Rath  der  Stadt 
die  gesamte  streitige  Jurisdiction'  als  einzige  Behörde  ver- 
waltete, auch  vor  den  Rathmannen  mit  voller  Wirkung  ge- 
schehen 2$u  sein.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  der 
Rath  auch  nach  Ausscheidung  eines  besonderen  Schöffen- 
collegiums  die  Vornahme  von  Acten  freiwilliger  Jurisdiction 
mit  den  Schöffen  entweder  concurrierte,  oder  vielleicht  aus- 
schliesslich im  Besitze  derselben  verblieb.  Der  genaue 
Nachweis  hiefür  lässt  sich  wegen  Mangels  an  Nachrichten 
nicht  immer  führen,  aber  das  Beispiel  der  Stadt  Stendal 
beweist,  dass  ein  Stadtschöfifenbuch  neben  einem  Buch  der 
Rathmannen  existiert  hat,  und  es  werden  hier  die  Kosten 
festgesetzt,  die  auf  Anrufen  der  Partei  für  das  Vorlesen  von 
Eintragungen  in  das  eine  oder  andere  der  beiden  Bücher 
entrichtet  werden  sollen.^*^)  Das  sg.  perleberger  rothe  Buch 
von  1480  besteht  meistentheils  aus  Rentenkäufen,  Erbver- 
trägen oder  Erbtheilungen,  die  in  Form  der  gerichtlichen 
Auflassung  vorgenommen  wurden.  Ueberall  sind  die  Rath- 
mannen als  diejenige  Behörde  bezeichnet,  vor  welcher  der, 
betreffende  Reehtsact  zu  Stande  gekommen.  Ob  daneben 
in  Perleberg  ein  besonderes  Schöffenbuch  existiert  hat,  ist 
urkundlich  nicht  erwiesen. 


442)  Ein  Fall  von  1538  in  Brandenburgs  vgl.  bei  Biedel,  0.  D.  Br.  I. 
IX.  S.  277,  No.  373  (1538). 

443)  Gf.  die  ungednickten  magdeb.  Schöffen  Sprüche  für  Stendal 
{Homeyer,  Rechtsbücner  No.  29)  IL  3:  Sve  lesen  let  der  scepen  buk  in 
ghehechdem  dinge,  de  gyft  von  jewelkme  stucke  verteyn  penninghe. 
II.  4:  Aver  die  ratmanne  nemen  van  jewelkme  stucke,  dat  se  leßea  la* 
ten  in  erme  büke  verteyn  pennynghe. 
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§.47. 
Die  Jurisdiction  der  Innungen. 

Im  vorstehenden  Paragraphen  ist  bemerkt  worden,  dass 
der  Rath  der  Stadt,  sofern  er  die  Ordnung  des  Verkehrs 
zu  überwachen  hatte,  auch  über  die  Innungen  Aufsicht  und' 
Jurisdiction  übte  (vgl.  g.  46  bei  Note  434).  Dennoch  lag 
es  gerade  in  der  Oonsequenz  des  Innungswesens,  soviel  wie 
möglich,  in  eigenen  Angelegenheiten  Autonomie  und  selb- 
ständige Gerichtsbarkeit  zu  erhalten.  Es  ist  ein  Zug  der 
gesamten  deutschen  Rechtsauffassung,  dass  man  nur  von 
Standesgenossen  Urtheil  und  Recht  empfangen  wollte.  Auch 
die  Innungsmitglieder  sahen  sich  unter  einander  als  Standes- 
genossen an,  fast  allgemein  in  den  Innungsstatuten  wird  die 
eheliche  freie,  nicht  wendische  Geburt  der  neu  eintretenden 
Mitglieder  geprüft.  In  allerdings  willkürlicher  Selbstüberhe- 
bung erachtet  sich  die  eine  Innung  für  besser  und  höher 
als  die  andere  und  sieht  die  Ehen  ihrer  Mitglieder  mit  de- 
nen einer  anderen  nicht  als  ebenbürtig  an.^**)  Dass  man 
Streitigkeiten  der  Innungsmitglieder  unter  einander  daher 
am  Liebsten  den  erwählten  Meistern  und  dem  Vorstand  der 
Innung  zur  Entscheidung  übergab ,  war  nach  solcher  An- 
schauung durchaus  natürlich. 

In  der  That  finden  sich  die  Innungen  meistentheils  in 
dem  Besitz  von  Jurisdiction  über  ihre  Mitglieder.  Das  Ver- 
hältniss  zum  Stadtgericht  oder  zu  der  mehr  polizeilichen 
Gerichtsbarkeit  des  städtischen  Rathes  gestaltete  sich  so, 
dass  die  Innung  auf  innere  Streitigkeiten  ihrer  Mitglieder 
unter  einander  angewiesen  war,  Streitigkeiten  dagegen  mit 
Personen  ausserhalb  der  Innung  je  nach  ihrer  Natur  dem 
Stadtgerichte  oder  dem  Rathe  zustanden. 

War  die  Sache  also  von  criminalrechtlicher  Natur,  so 
war  das  ordentliche  Stadtgericht  competent.    In  Havelberg 

444)  Cf.  Bd.  I.  S.  90  bei  Note  91,  wo  die  Ehe  des  Sohnes  eines 
Schneidets  mit  der  Tochter  eines  Leinewebers  als  nnebenbürtig  tinge- 
sehen  wird. 


JURISDICTION  DER  INNÜNGBK.    §.  47.  261 

wird  im  Jahre  1563  ausdrücklich  angeordnet,  dass  bei 
handhafter  That,  wenn  ein  gütlicher  Vergleich  durch  die 
Innungsmeister  nicht  zu  Stande  gebracht  werden  könne, 
das  ordentliche  Forum  entscheiden  solle.*^)  Es  ist  bei 
solchen  Rechtshändeln  mit  Personen  ausserhalb  der  Innung 
mcht  immer  eine  röllige  Uebereinstimmung  darüber,  ob 
das  SchöflFencolIegium  oder  der  Rath'  die  Jurisdiction  zu 
üben  habe.  Zuweilen  scheint  es  auch,  dass  beide  Körpei*» 
Schäften  mit  einander  concurrieren,  sei  es  dass  die  Prae* 
rention  im  einzelnen  Falle  die  Competenz  bestimme,  sei  es^ 
dass  beide  zusammenwirkend  die  Entscheidung  herbeiftthren. 
In  der  eben  angeführten  havelberger  Verordnung  von  1563 
wird  die  Klage  gegen  Pftischer,  also  gegen  Personen,  die 
ohne  zur  Innung  zu  gehören,  den  Gewerbebetrieb  unbefugter 
Weise  ausüben,  dem  ordentlichen  Stadtgerichte  zugewiesen.***) 
Geradezu  wird  das  Erkenntniss  über  Pfuscher  dem  judex  ei- 
ritatis  zugewiesen  in  Perleberg  im  Jahre  1345.**''')  In  den 
Statuten  der  Schrödergilde   in  Neu-Ruppin  wird  umgekehrt 

445)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  326,  No.  34  (1563):  Wurde  aber 
Ihmandts  unter  ihnen  mit  handthafftiger  taatt  angegriffen  oder  verwun- 
dett,  das  der  liebe  Gott  gnediglich  abwende,  nnd  so  die  Altmeisters  und 
gemeine  gildebrudere  nicht  vortragen  konnten,  sol  ein  Jeder  seina^^- 
bnerliche  Obrigkeitt  besuchen  und  klagen  und  aus  dem  gerichte  nicht 
lauffen. 

446)  Cf.  Note  445:  Wo  aber  ledise  Gesellen  und  Störer  befunden, 
sollen  die  guldemeister  desselben  handtwercks  in  oben  gedachter  unser 
Stadt  Havelber^k  vermuge  unnsersPrivilegii  an  einem  Jeden  ortt,  do  solche 
storer  die  Obngkeilt  und  gerichte  ansprechen,  solche  storer  mit  ihrem 
furnehmen  ahtzuweissen,  domitt  die  pfandung  verbleiben  muge.  Wo  aber 
die  Obrigkeitt  und  gerichte  nichts  thun  wollen ,  etc.  Die  SteUe  kann 
nur  dahin  verstanden  werden,  dass  die  Pfuscher  wenn  sie  sich  gericht- 
lich der  Pfändung  und  Oonfiscation  ihres  Handwerkszeuges  widersetzen, 
die  beklagten  Gildenmeister  zwar  vor  diesem  Gerichte  der  Stadt  sich 
einzulassen,  aber  um  gerichtliche  Hilfe  zur  Pfändung  und  um  Abweisung» 
der  Gegner  zu  bitten  haben.  Wird  jene  Hilfe  verweigert,  so  sollen  im 
Nachfolgenden  die  Gildenmeister  mit  Beistand  des  Landreiters  oder  des 
Bathes  zum  Handwerksaustreiben  schreiten.  Implicite  ist  also  in  jenen 
Bestimmungen  die  Gompetenz  des  ordentlichen  Gerichtes  bei  Streitig- 
keiten gegen  Pfnscher  anerkannt. 

447)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  I.  S.  144,  No:  S9  (1345):  Si  vero  quis- 
piam  pannos  incideret  vel  venderet  in  occulto,  qui  posset  ydonee  publice 
non  convinci,  de  quo  jam  suspicio  foret  hujus  facti,  hie  ooram  judice 
dicte  civitatis  debebit  conveniri,  qui  se  de  suspicione  tale  per  jurftmen^ 
tum  poterit  excusare.  Sed  si  non  fecerit,  extunc  tenebitur  pena  triam) 
talentorum  modo,  quo  premittitur  condempnari.  .  "  • 
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der  Anspruch  gegen  ein  Mitglied  der  Innung  wegen  schleoli- 
ter  Waare  oder  üntersdilagung  von  Tuch  vor  das  Forum 
gewiesen,  wo  man  von  Recht  klagen  soll,^®)  d.  h.  vor  das 
ordentliche  Stadtgericht.  Denn  vor  den  Innungsmeistem 
soll  nur  ein  Sühneversuch  stattfinden. 

In  dem  Privilegium  für  die  Wollenweber  von  Perleberg 
vom  Jahre  1459  wird  die  Jurisdiction  in  Klagen  wegen 
Anfertigung  verbotenen  Mischgewebes  aus  Wolle  un'd  Lin- 
nen dem  Stadtgerichte  und  dem  Bathe  in  die  Hand  gelegt. 
Das  ist  isa  entnehmen  aus  der  Bestimmung,  dass  die  ver- 
wirkte Strafe  zu  einem  Theile  an  den  Rath  und  das  Stadt- 
gericht fallen  soll  und  die  Beitreibung  der  Strafe  dem  Bathe 
und  dem  Stadtgericht  auferlegt  wird.^^^)  D^r  Fall  beweist» 
dass  die  polizeiliche  Aufsicht  des  Bathes  über  den  Verkehr 
auch  die  üeberwachung  der  Güte  der  Waare  zur  Folge 
hatte.  Trotzdem  es  sich  bei  Prüfung  des  zum  Verkaufe  ge- 
brachten Gewandes  um  technische  Untersuchung  handelte, 
eine  Sache,  die  im  Allgemeinen  den  Innungsmeistern  obzu* 
liegen  pflegt,  so  ist  die  Competenz  des  städtischen  Bathes 
doch  in  sofern  gerechtfertigt,  als  das  Publicum  gegen  un- 
echte verfälschte  Waare  geschützt  werden  soll.  Es  sind 
also  gerade  Beziehungen  zu  den  Personen  ausserhalb  der 
Innung,  nämlich  zu  den  Gonsumenten,  welche  bei  diesem 
Gompetenzgrunde  des  Bathes  und  des  Stadtgerichtes  iA  das 
Auge  gefasst  worden  sind.    Es  handelt  sich  auch  hier  um 

448)  Cf.  L,  M,  Riedel,  Beitr.  zum  deutschen  Rechte  I.  S.  839,  No.  219 
(1393):  Ouk  weret  wyf  eder  man,  dy  clageden  aver  Scroder  eder  Scherer, 
dy  eres  wandes  nicht  vul  en  funden,  dy  scolen  dat  anrichten  den  mey- 
Stern,  dy  scolen  dat  averlegge  unde  averkysen  by  eren  sworenen  eden. 
Isset,  dat  sye  8i^  under  eynander  untsetten  med  gunate,  war  des  nicht 
en  iSj  also  clage  eyn  jewelk,  war  he  dat  van  rechtes  clagen  scal. 

449)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  L  III.  S.  457,  No.  197  (1459):  Wy  wollen 
ok,  dat  nymand  oyeral  in  unnser  stad  Perleberg  wercken  edder  maken 
schall  duk  effte  gewand  van  linen  und  wullen  tosamen,  sunndern  allene 
van  wollen  und  warden  wy  daran  in  der  mollen  edder  süss  ander  wegen 
befanden,  de  also  duk  effte  gewand  von  linen  und  wollen  makede,  de 
scholl  verfallen  sin  teyne  schock  merckische  grossen,  viffe  schock  an 
uns  (den  Markgrafen),  twe  an  den  Bad  und  dat  gerichte  und  dry  an  dy 
wullenweyer,  dar  en  ok  Bad  und  gerichte  sodanne  upthomanen  und  in 
nnnse  camer  to. schicken,  wanne  sy  geeschet  werden  to  schullen  sin  be- 
hulppen. 
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äussere  Innungsiurisdiotion ,  gerade  so  wie  im  Falle  einer 
Klage  gegen  Pfuscher.  Wie  man  sich  das  Yerhältniss  voll 
ßath  und  Stadtgericht  in  dem  beregten  Falle  vorzustellen 
hat,  bleibt  zweifelhaft.  Yermuthlich  wol  so,  dass  Anzeige^ 
polizeiliche  Gontrole,  Ermittelung  der  Gontravenienten,  Er^ 
greifung  der  verbotenen  Waare  dem  Rathe,  der  eigentiiche 
Rechtsspruch  dagegen  dem  Stadtgerichte,  also  dem  Schöffcn- 
coUegium  zustand.  Ein  gemeinschaftliches  Rechtsverfahren 
von  Rath  und  Schöffen  ist  wohl  nicht  zu  vermuthen.  Eine 
ähnliche  Strafvorschrift  wegen  falscher  Wollenwaare  schreibt 
der  berliner  Rath  im  Jahi*e  1295  vor,  ohne  indessen  anzu- 
geben wer  über  die  Contravenienten  Richter  sein  solle.  ^^*) 

Nach  dem  bisher  Entwickelten  kann  man  sagen,  dass 
der  Rath  nur  die  äussere  Innungsjurisdiction  besitzt,  d.  h. 
das  Erkenntniss  in  den  Rechtsbeziehungen  der  Mitglieder 
der  Innung  zu  Personen  ausserhalb  derselben  und  zu  dem 
Publicum  im  Allgemeinen.  Die  innere  Innungsjurisdiction 
steht  dagegen  in  der  Regel  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
dem  Innungsvorstande  zu.  Streitigkeiten  unter  Mitgliedern 
der  Innung  werden  in  den  Quellen  mehrfach  den  Innungs- 
vorständen zugewiesen,  und  zwar  nicht  bloss  in  Sachen,  die 
den  Gewerbebetrieb  angehen,  sondern  auch  rein  persönüehe 
Angelegenheiten  wie  Injurien,  Körperverletzungen  u.  dgl. 

Schon  im  Jahre  1239  wird  dem  Vorstande  der  Schuster- 
innung zu  Perleberg  Jurisdiction  bei  allen  Körperverletzun- 
gen unter  Innungsgenossen,  die  kein  Gerüfte  oder  fliessende 
Wunden  zur  Folge  haben,  die  Ooinpetenz  zugeschrieben.^^) 
Sehr  entschieden  wird  die  ausschliessliche  Jurisdiction  des 
Vorstandes  der  Fischerinnung  zu  Havelberg  gegenüber  dem 
Bathe  hervorgehoben  in  einem  Privilegium  von  1431.*^^) 

449a)  Cf.  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  II.  S.  8,  No.  7  (1295)  g.  R 
450)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br,  I.  I.  S.  123,  No.  2  (1239):  Item  ßi  iöter 
prefatoB  sutores  rancor  aut  discordia  matuo  faerit  exorta,  utpote  in  suis 
confraternitatibus  vel  in  servis  conducticiis  quocumque  tempore  vel  loco, 
sine  proclamatione  vulgari  vel  sanguinis  effusione  ipsis  coram  eorum 
mägietro  componere  liceat,  advocato  nostro  penitus  hinc  remoto.  Ju* 
dicium  V£ro  predicti  e&rum  magistri  decem  aolidos  non  excedet. 

461)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  300,  No.  14  (1431):  Weret  ock; 
datt  eine  den  ander&  mlBSbandekke  mit  Woi^t^  und  mitt  wereken  oder, 
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Auf  dieser  aüascbliesslichen  Jurisdiction  der  Lnuung  in 
Angelegenheiten  ihrer  Mitglieder  unter  einander  legte  man 
ein  so  grosses  Gewicht,  dass  zuweilen  sich  zwei  Gilden  un* 
ter  einander  gerade  mit  Beziehung  auf  diese  Jurisdiction 
verbanden.  Das  ist  in  Pritzwalk  zwischen  der  Gewand- 
maeher-  und  der  Wollenweberinnung  im  Jahre  1350  gesche- 
hen und  es  wurde  verabredet,  dass  die  Wollenweber  in 
ihi^n  Streitigkeiten  sich  den  Vorstand  der  Gewandmacher- 
Innung  gefallen  lassen  woUten.^^^) 

Ausdrücklich  wird  daher  auch  der  richterlichen  Thätig- 
keit  der  Gildenmeister  Erwähnung  gethan  in  der  Willkür 
der  Fischer  zu  Tangermünde  vom  Jahre  1467  u.  £,  indem 
vorgeschrieben  wird,  dass  wenn  die  Gildenmeister  etwas  zu 
richten  oder  zu  thun  hätten,  niemand  zu  ihnen  gehen  solle, 
er  sei  denn  dazu  gefordert.^^^)  Dass  übrigens  auch  Streitig* 
keiten,  die  den  Gewerbebetrieb  der  Genossen  betrafen,  vor 
dem  Vorstande  ihre  Erledigung  fanden,  versteht  sich  eigent- 
lich von  selbst.  Die  Wurstmachergenossen  haben  in  Berlin 
die  Skitscheidung  bei  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der 
Fleischpreise.***) 

Die  eigentlich  vollberechtigten  Iimungen  waren  die  sg^ 
Viergewerke,  nämlich  Enochenhauer  (Schlächter),  Schuh- 
macher, Wollenweber  und  Bäcker.  Sie  waren  im  vollstän- 
digsten Genüsse  der  Privilegien,  die  man  von  Seiten  des 
Landesherren  oder  des  städtischen  Bathes  dem  zunftmässigen 

(Im  watterUe  mate  dat  were,  ihn  der  Cumpanie,  so  dat  dar  eine  Wunde 
worde  gewarcht,  dar  man  von  Kechte  aver  richten  muste  und  den 
richte  anlangende  were,  dat  schollen  die  vorstender  der  kumpanie  rich- 
ten, so  sie  dat  under  sicke  in  wanheyt  y  under  sick  gehatt  hebben  und 
nocl*  hebben,  sonder  des  rades  tmd  richters  hulpe, 

•452)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IL  S.  28,  No.  10  (1350):  Wert  och  dät 
en  volve  breke,  de  broke  is  dre  Schillinge,  de  schun  half  vallen  an  de 
idrantmaker  und  half  an  de  volv^  unde  de  volve,  de  schun  neme  ere 
recht  suken  an  uns,  —  Man  muss  die  letaten  Worte  wol  dahin  verste- 
hen: die  Wollenweber  sollen  ihr  Becht  nirgends  suchen  „ane  an  uns^, 
d.  i«  ausser  bei  uns  (den  Gewandmaehern). 

453)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  1  XVI.  S.  99,  No.  122  (1467  f.):  Item 
effte  ghuldenmestersz  hadden  wat  tho  richten  edder  tho  maken,  dar 
schal  nymant  tho  em  in  gan,  edder  he  werth  dar  tho  geesscheghet,  by 
eyner  halve  tunne  bersz. 

454)  Cf,  Fi^Mn,  Beiö:.  zur  Geschichte  Berlins  IV.  S.  12,  No.  11  (1331). 
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Crewerbebetriebe  glaubte  zu  Theil  werden  lassen  zu  dürfen. 
Schon  die  rorstehenden  Beispiele  zeigen  indessen,  dass  jene 
selbständige  innere  Innungsjurisdiction  auch  anderen  Gte- 
werbsgenossen  wie  Fischern,  Schneidern  u.  a.  zu  Theil  ge- 
worden ist.  Aber  auch  hiebei  blieb  die  Entwickelung  nicht 
stehen.  Der  in  der  Innung  sich  zeigende  Geist  der  Asso* 
ciation  griff  weiter  um  sich,  man  vereinigte  sich  auch  zu 
religiösen  and  mildthätigen  Zwecken  in  Form  der  Innung, 
indem  man  z.  B.  die  in  der  Mark  Brandenburg  sehr  verbrei- 
teten Ealandsgilden  bildete,  ja  selbst  mehr  dem  Vergnügen 
als  dem  Bedürfnisse  dienende  Vereinigungen  wie  die  Bchützen- 
^Iden  kamen  zur  Existenz.  Auch  diesen  Innungen,  denen 
jede  besondere  Beziehung  zum  Gewerbebetriebe  und  zur  sg. 
bürgerlichen  Nahrung  fehlte,  scheinen  in  inneren  Angelegen- 
heiten eine  besondere  Gildenjustiz  geübt  zu  haben.  Im  Jahre 
1424  soll  in  Beeskow  jede  nicht  blutrünstige  Körperver- 
letzung unter  den  Mitgliedern  der  Schützengilde  unter  den 
Genossen  gerichtet  werden,  und  nicht  vom  Stadtrichter**^) 
Der  Vorsteher  der  berliner  Ealandsgilde  übt  mit  fünf  jähr- 
lich gewählten  Männern  die  Jurisdiction  innerhalb  der  Gilde 
über  alle  Irrungen  aus.^) 

Im  einzelnen  Falle  konnte  es  immerhin  zweifelhaft  wer- 
den, was  der  inneren,  was  der  äusseren  Jurisdiction  zuzu- 
weisen sei.  An  Conflicten  zwischen  den  im  einen  oder  an- 
deren Falle  an  der  Jurisdiction  betheiligten  Körperschaften 
wird  es  auch  nicht  gefehlt  haben.  Dass  nioht  jeder  Streit 
zwischen  Innungsgenossen  der  ausschliesslichen  Gompetenz 
des  Gildenvorstandes  zugehören  konnte,  lag  wöl  in  der 
Natur  der  Sache.  Schon  der  Umstand,  dass  alle  Blutrunst 
und  darüber  hinaus  liegende  Verletzungen  der  Gildenjuris- 
diction  entzogen  sein  sollten,  dass  ferner  keine  Strafe'  über 
ein  bestimmtes  Mass  hinaus  (Perleberg  hat  1239  10  Solidi 
als  Grenze)  von  den  Innungsmeistern  verhängt  werden  soll, 

45Ö)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  386,  No.  62  (1424):  8B0  sie 
sich  jn  Uneinigkeit  raufften  addir  schlugen,  das  nicht  blutrunst  were, 
das  sollin  si  undir  en  richten,  nicht  vor  dem  richter  czu  geen. 

456)  Cf.  Küster,  Altes  ond  neue)»  BerUu  II.  S.  445. 
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deutet  auf  die  causale  Gompetenzeinschränkung  der  betref- 
fenden Gerichtsbarkeit.  Aber  nicht  einmal  jede  irgendwo 
und  irgendwann  von  einem  Mitgliede  der  Innung  dem  ande- 
ren zugefügte  Rechtsverletzung  kann  vor  den  Vorstand  der 
Gilde  gehört  haben.  Es  wäre  ein  höchst  befremdlicher  Zu- 
stand, hätte  jeder  Civilstreit,  jede  criminalo  Anklage  unter 
Parteien,  die  beide  der  Innung  angehörten,  dem  Riehterspruch 
des  Cor porations Vorstandes  unterliegen  müssen.  Zwei  Mei- 
ster derselben  Gilde  gerathen  in  einen  Grenzstreit,  soll  der 
Gildeny  erstand  diesen  dinglichen,  Grundbesitz  anrühren- 
den Streit  entscheiden?  Soll  jeder  Darlehensanspruch,  soll 
jede  Obligation ,  wenn  Gläubiger  und  Schuldner  derselben 
Gewerbsgenossenschaft  angehören,  vor  dem  Vorstände  der 
Genossenschaft  zum  Austrage  gelangen?  Man  müsste  als- 
dann Zweifel  h^en,  was  für  Streitfälle  vor  das  ordentliche 
Stadtgericht  gehörten.  Bei  der  Verbreitung  des  Gilden- 
wesens war  es  eher  eine  Seltenheit  als  die  Regel,  dass  Je- 
mand einer  Innung  nicht  angehörte. 

In  den  Quellen  findet  sich  hie  und  da  die  Andeutung, 
dass  nur  solche  Streitigkeiten  der  Innungsgenossen  vor  dem 
Vorstande  der  Corporation  ihre  Erledigung  finden  sollten, 
die  bei  Gelegenheit  ihrer  gildenmässigen  Zusammenkünfte 
entstanden  waren,  oder  die  sich  auf  die  Thätigkeit  der  ein- 
zelnen Genossen  in  ihrem  Gewerbebetriebe  bezogen.  So 
wenigstens  ist  es  wol  aufzufassen,  wenn  die  Schöffen  von 
Neu-Ruppin  im  Jahre  1579  über  Einmischung  des  Rathes  in 
innere  Innungsstreitigkeiten  Klage  fähren.  Sie  heben  es  ge- 
flissentlich hervor,  dass  der  Rath  sich  über  dasjenige  Ge- 
richt anmässe,  was  in  Gildenversammlungen  begangen 
werde.  ^^'')  So  schwierig  es  sein  mochte  eine  feste  Grenze 
zwischen  Innungsjustiz  und  Stadtjustiz  zu  ziehen,  so  lag  es 
in  der  Nothwendigkelt,  dass  der  Grund  des  Streites  in  der 
Thätigkeit,  in  dem  Zwecke  der  Innung  liegen  musste,  wenn 
die  Competenz  des  Innungsvorstandes  begründet  sein  sollte. 

Zum  Schluss  sei  noch  die  Frage  berührt,  ob  die  be- 

457)  Cf.  Mieäel,  C.  D.  Br.  L  IV.  S.  205. 
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sondere  Jurisdiction  der  Innung  wenigstens  in  inneren  An- 
gelegenheiten ursprünglich  schon  von  den  ältesten  Zeiten 
existiert  habe,  oder  ob  sie  erst  in  späteren  Zeiten  durch 
besondere  Verleihung  erlangt  worden  sei.  Allgemein  wird 
sich  darüber  kaum  etwas  festsetzen  lassen,  sondern  je  nach 
Verschiedenheit  der  Entwickelung  in  den  einzelnen  Städten 
die  jurisdictionelle  Selbständigkeit  der  Innung  bald  in  einen 
früheren,  bald  in  einen  späteren  Moment  fallen,  bald 
von  Hause  aus  bei  Gründung  der  Innung  gewährt,  bald 
erst  hinterher  erlangt  worden  sein.  In  Wittstock  zeigt  sich 
noch  im  Jahre  1373,  dass  der  Rath  der  Stadt  das  Gilden- 
recht  und  Jurisdiction  über  alle  Gewerke  der  Stadt  hat.  Er 
erlangt  darüber  ein  bestätigendes  ürtheil  der  magdebur- 
ger  Schöffen.  ^^)  Auf  der  anderen  Seite  hat  die  Schuster- 
innung zu  Perleberg  bereits  im  Jahre  1239  selbständige 
Innjingsjurisdiction.     (Vergl.  oben  Note  450). 


§.  48. 
Die    Wroh. 

Die  Wroh  ist  eine  Verbindung  von  Ackerbürgern  in  den 
Städten,  die  auf  Erhaltung  einer  gehörigen  Feldpolizei  und 
auf  Sicherung  der  Grenzen  der  Peldgrundstücke  gerichtet 
ist.  Auch  die  Wroh  also  beruht*  auf  dem  Grundgedanken 
der  Innung,  nur  hat  sie  die  Eigenthümlichkeit,  dass  nicht 
ein  gemeinschaftlicher  Gewerbebetrieb,  sondern  die  gemein- 
schaftlichen Interessen  des  Ackerbaues  das  Fundament  für 
die  Herstellung  einer  Verbindung  geworden  sind.  In  den 
Städten  der  Mark  Brandenburg  (denn  gerade  hier  begegnet 
die  Wroh  sehr  häufig)  war  der  Trieb  zu  Einigungen  und  zu 

458)  Cf.  Biedel y  C.  D.  Br.  I.  I.  S.  410,  No.  1  (1373):  Wie  dun  ju 
witlich,  dat  wie  Ratmanne  tu  wistock  hebben  gehat  dat  gulde  reckt  in 
der  staii  tu  wistock  und  noch  hebben  over  alle  werken  und  gülden,  als 
wie  dat  bewisen  mögen  met  der  stad  hantvestinghe  und.unsen  briven. 
—  Die  Schöffen  erkennen:  Hebbe  gie  die  bryve  und  die  bewysinghe 
von  juwen  heren,  dat  gie  in  der  gulde  richten  mögen,  wat  gie  dan  ge- 
ruhtet hebben  in  der  gulde  na  utwysinghe  der  gulde  bryve,  dar  scal 
dat  hy  hlyven. 

KÜHK8,  GBRICHTS-YSRFASSUlie.     U.  17 
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autonomischer  Ordnung  der  besonderen  Angelegenheiten  so 
stark,  dass  gerade  diejenigen,  wQlche  eigentlich  keine  bürger- 
liche Nahrung  betrieben,  sondern  nach  Art  ländlicher  Be- 
wohner lebten,  sich  gleich  den  übrigen  städtischen  Bürgern 
zu  einer  Verbindung  unter  einander  zusammenschlössen. 

Der  Name  der  Wroh  oder,  wie  er  in  den  Urkunden 
oft  geschrieben  wird,  wruge  kommt  her  von  wrügen,  rügen. 
Die  Wroh  entfaltet  gerade  eine  polizeiliche  Jurisdiction  und 
kann  füglich  als  ein  Feldrügegericht  bezeichnet  werden. 

Der  Ursprung  des  Institutes  ist  gewiss  älter  als  seine 
urkundliche  Beweisbarkeit.  Es  liegt  gerade  in  so  engen 
Kreisen,  wie  die  Innungen  sind,  nahe,  dass  von  Hause  aus 
der  mündlichen  Vereinbarung  und  Ueberlieferung  Vieles  über- 
lassen war,  und  erst  spät  folgte  die  schriftliche  Aufzeich- 
nung nach.  Die  urkundlichen  Zeugnisse  über  die  Wroh  ge- 
hören der  in  diesem  Werke  zur  Darstellung  gelangenden 
Periode  nicht  an,  sondern  sind  erst  im  16.  oder  nachfolgenden 
Jahrhundert  entstanden.  Das  Wichtige,  das  sich  aus  ihnen 
für  unseren  Zweck  der  Gerichtsverfassung  ergibt,  ist  Fol- 
gendes : 

Von  dem  Dasein  der  Wroh  finden  sich  Spuren  in  den 
Städten  Berlin,  Neu-Ruppin,  Gransee,  Friesack,  Bernau  und 
Trebbin.  Gewiss  ist  die  Zahl  dieser  Städte  grösser,  viel- 
leicht darf  die  Wroh  als  eine  allgemeine  Erscheinung  in  den 
märkischen  Städten  angesehen  werden. 

An  der  Spitze  der  Wroh  befand  sich  ein  Vorstand,  der  sich 
aus  mehreren  Wrohherren  oder  Wrohmannen  zusammensetzte. 
In  Bernau  gab  es  bis  in  die  neuesten  Zeiten  vier  Wroh- 
herren, in  Berlin  sollten  jährlich  zwei  Wrohherren  gewählt 
werden.  Jeder  bernauer  Wrohherr  hatte  eine  kleine  Perti- 
nenz  seines  Amtes,  nämlich  für  ein  Schwein  freie  Mast.^*) 
In  Berlin  hat  jeder  von  den  jährlich  gewählten  Wrohherren 
die  Pflicht  das  angetragene  Amt  anzunehmen.*^) 

Die  Aufgabe  der  Wroh  besteht  in  einer  regelmässigen 

469)  Cf.  Biedel  in  von  Ledebur.  allg.  Archiv  für  preussische  Ge- 
Bcbichte  XIII.  S.  210. 

460)  Gf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IT.  S.  864,  No.  264  (1624). 
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Besichtigung  der  Aeoker,  ELandhabung  der  Feldpolizei  und 
Aburtheilung  aller  etwa  bekannt  werdenden  Contraventiooen. 
Auch  allgemeine  Einrichtungen,  die  das  Ackerwesen  fördern, 
die  Regulierung  der  Ernten,  Gewährung  von  Wegen  und 
dergl.  lagen  wol  der  Wroh  ob.  ^  Einen  ziemlich  vollständigen 
Einblick  in  die  Thätigkeit  und  Aufgabe  der  Wroh  geben 
die  Innungsartikel  der  Ackergilde  zu  Neu-Buppin  von  1739, 
welche  offenbar  mit  der  Wroh  identisch  ist. 

•  Jeder  neue  eintretende  Ackersmann  zahlt  ein  Eintritts- 
geld, für  den  Hufenschlag  1  Thlr.  an  die  Gilde,  und  ^in 
Pfund  Wachs  an  die  Kirche  (§.  1  der  Innungsartikel),  für  die 
Beiländer  12  Gr.  an  die  Gilde  und  1  Pfund  Wachs  an  die 
Kirche.  Der  von  der  Gilde  angestellte  Pfänder  (Feldhüter) 
hat  für  jeden  auf  den  Feldern  angerichteten  Schaden  die 
Pfändung  vorzunehmen  (g.  7).  Hüten,  von  Vieh  zwischen 
dem  Korne  wird  verboten  (g.  8).  Ungehorsam  und  Injurien 
bei  der  Pfändung  werden  mit  einer  Geldstrafe  von  der  Gilde, 
Thätlichkeiten  dabei  aber  werden  vom  Bathe  der  Stadt  be- 
straft (gg.  9,  10).  Niemand  soll  an  Sonn-  oder  Feiertagen 
sein  Vieh  besonders  hüten  lassen,  sondern  er  muss  es  dem 
Gemeindehirten  vortreiben  (gg.  11,  12).  Die  für  die  Hütung 
dienenden  Brachfelder  sollen  nicht  zur  Unzeit  umgepflügt 
werden  (g.  15).  Der  Beginn  der  Ernte  wird  durch  Beschluss 
der  GildegenoBsen  bestimmt,  ebenso  die  Höhe  des  Lohnes 
an  die  Erntearbeiter  (der  Mäher  beim  Roggen  4  Gr.  pro 
Tag,  bei  Gerste-  und  Grasmähen  3  Gr.)  (g.  16).  Ein  glei- 
cher Beschluss  bestimmt  die  Zeit  fär  die  Aussaat  der  Gerste 
(g.  18).  Hütung  oder  Tüdern  von  Vieh  des  Nachts  zwischen 
den  Mandeln  in  der  Erntezeit  wird  bei  Strafe  untersagt  (g.  20). 
Die  Weise  der  Kornlese  wird  von  der  Innung  geordnet  (g.  21) 
Personen,  die  nicht  in  der  Ackerinnung  sind,  sollen  keinen 
Acker  bebauen  dürfen,  weil  sie  sich  der  Gildenpolizei  nicht 
unterworfen  haben  (g.  22).  Beiländer  sollen  von  den  Haupt- 
hufen nicht  durch  Veräusserung  abgetrennt  werden  (g.  25).***) 
In  ähnlicher  Weise  waren  die  Gärten  der  Auctorität  der  Gilde 
unterworfen  und  in  Neu-Ruppin  wurde  für  die  Beaufsichti- 

461)  Cl.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  IV.  S.  229—283. 
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gung  derselben  bis  zum  Jahre  1594  ein  Gartenheger  ge- 
halten.*«») 

Die  ständige  Leitung  der  Innungsangelegenheiten  lag  in 
den  Händen  eines  Innungsvorstandes,  der  sich  aus  den  Wroh- 
herren  zusammensetzte.  Derselbe  hielt  in  Bernau  und  Ber- 
lin seine  Sitzungen  alle  Sonntage  nach  der  Kirche  um  12 
Uhr  Mittags.  Bei  denselben  mussten  wol  alle  Mitglieder 
der  Ackerinnuüg  zugegen  sein,  denn  es  wird  -für  jeden  Aus- 
bleibenden in  der  berliner  Wrohordnung  von  1624  eine  Strafe 
von  2  Groschen  vorgeschrieben.*'^) 

Die  Wroh  wird  gehalten  während  des  Sommers.  In 
Berlin  beginnt  sie  zu  Walpurgis  und  dauert  bis  Bartholomaei, 
in  Neu-Ruppin  beginnt  sie  Ostern  und  endigt  Galli.*^*) 

Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  dieser  Innungsjurisdiction, 
dass  sie  auch  über  solche  Personen  sich  erstreckt,  die  nicht 
zur  Innung  gehören.  Bei  Pfändungen,  bei  Feldfreveln  aller 
Art  werden  meistentheils  wol  gerade  Personen  betroflfen, 
die  ausserhalb  der  Ackergilde  stehen,  nichts  destoweniger 
aber  der  Bestrafung  durch  die  Wroh  unterliegen. 

In  den  regelmässigen  Sitzungen  der  Wroh  sorgte  man 
auch  für  eine  allgemeine  Besichtigung  der  Felder.  Zu  die- 
sem Zwecke  fanden  allgemeine  Versammlungen  statt,  welche 
einen  feierlichen  Umzug  hielten,  bei  denen  indessen  auch 
der  Lust  und  dem  Vergnügen  ein  grosser  Spielraum  einge- 
räumt worden  zu  sein  scheint.  In  einer  Wrohordnung  von 
Friesack  vom  Jahre  1616  wird  über  das  unnütze  unmässige 
Trinken  bei  dergleichen  Gelegenheiten  Klage  geführt.*^) 

462)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  J.  IV.  S.  233. 

463)  Cf.  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IV.  S.  366  ad  6.  Eine 
ähnliche  Bestimmung  in  Neu-Ruppin  cf.  Biedel,  C  D,  Br.  I.  IV.  S.  230  §.  4. 

464)  Cf.  Fidtcin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IV.  S.  366,  §.  7.  Biedel, 
C.  D.  Br.  I..IV.  S.  230,  S.  5. 

465)  üeber  die  Besichtigung  der  Aecker  vergl.  Fididn^  Beitr.  zur 
Gesch.  Berlins  IV.  S.  364,  No.  264  ad  4  (1624),  cf.  über  Friesack  Biedel, 
C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  77,  No.  28  (1616):  Alss  auch  die  von  Bredow  be- 
richtet worden,  das  die  Ackersleute  selbst  zu  Sommers  Zeiten  und  son- 
sten  ganz  unnötige  sesoffe  undt  Zehrunge  treiben  sollen,  wen  sie  nur 
etwa  im  felde  die  gehege  oder  sonst  etwas  besichtigett  undt  die  andern 
alle  mit  einander  dazu  zwingen  wollen ,  wen  sie  nicht  mit  hinausz  ge- 
wesen, was  sie  versoffen  mit  zu  bezhalen,  worüber  denn  offte  zu  sechs 
oder  mehr  Thonncn  Bier  ausgesoffen  worden  seyn.  —  Folgt  die  Bestim- 
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Der  Aüctorität  der  Wroh  war  nicht  bloss  jedes  Mit- 
glied derselben  für  seine  Person  verhaftet,  sondern  auch 
die  Knechte  desselben  und  in  der  berliner  Wrohordnung 
von  1624  wird  allen  Ackerleuten,  Meiern,  Knechten  und 
Jungen  die  Anzeige  etwaiger  Contraventionen  zur  Pflicht 
gemacht,  auch  der  Müssiggang  soll  gestraft  werden.'*®^) 


GESCHICHTE  DBS  HOPGBRICHTS. 


§.49. 
Die  allgemeinen  Hofrichter  in  der  Marie. 

Die  geschichtliche  Entstehung  und  verfassungsmässige 
Gestaltung  des  Hofgerichtes  ist  im  ersten  Bande  g.  19  ziem- 
lich ausführlich  gezeigt.  Die  Bildung  dieses  Gerichtes  beruht 
auf  der  Entstehung  des  ritterlichen  Standes,  der  gegenüber 
den  übrigen  Landeseingesessenen  gerichtliche  Exemtion  er- 
langte. Ursprünglich  an  den  Hof  und  die  persönlich  vom 
Markgrafen  zu  handhabende  Jurisdiction  gewiesen,  zeigte 
sich  bald  bei  der  Ausbreitung  der  Mark  Brandenburg  und 
bei  der  stets  steigenden  Ausdehnung  des  ritterlichen  Stan- 
des, dass  die  Bechtsstreitigkeiten  der  ritterlichen  Personen 
nicht  mehr  für  das  ganze  Land  von  einer  Stätte  aus,  dem 
markgräflichen  Hofe,  entschieden  werden  konnten,  der  Mark- 
graf entsandte  reisende  Hofrichter,  die  die  betreffenden  An- 
gelegenheiten an  seiner  Stelle  erledigten.    Auch  diese  Ein- 

munff,  dass  nicht  mehr  die  Wrohgenossen,  sondern  nur  die  beiden  Eöhr- 
BchuLzen  die  Besichtigung  vornehmen  sollen  und  dabei  6  Sgr.  nehmen 
und  vertrinken  dürfen. 

466)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IV.  S.  366,  No.  274  ad  9 
und  11. 
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TichtuDg  erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  ungenügend.  Man 
Bchritt  zu  der  Einführung  von  Districtshofrichtem ,  die  ge- 
ringere, namentlich  persönlich  obligatorische  Ansprüche  gegen 
ritterliche  Personen  entschieden.  Ungetheilt  blieb  nur  die 
den  Lehenbesitz  des  Ritterstandes  anlangende  Jurisdiction^ 
welche  wenigstens  bis  zum  Ende  des  14.  Jahrhunderts  von 
Tangermünde  aus  für  die  ganze  Mark  verwaltet  wurde.  Seit 
dieser  Zeit  zerspaltete  sich  auch  das  Lehenhofgericht  in 
mehrere  provinzielle,  so  dass  in  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  ein  altmärkisches,  mittelmärkisches,  neumärki- 
sches und  vielleicht  auch  ein  ukermärkisches  Lehenhofgericht 
unterschieden  werden  können.' 

Man  erkennt  eine  von  Stufe  zu  Stufe  sich  fortbewegende 
geschichtliche  Entwickelung.  Von  der  persönlichen  Hand- 
habung der  Hofjurisdiction  schreitet  der  Markgraf  zu  einer 
willkürlichen  Vertretung  durch  allgemeine  reisende  Hofrich- 
ter, er  geht  dann  über  zur  Ernennung  von  ständigen,  aut 
einen  bestimmten  District  angewiesenen  Hofrichtern,  er  or- 
ganisiert daneben  ein  einziges  Lehenhofgericht  in  Tanger- 
münde, dessen  Vorsitz  entweder  der  Markgraf  selbst  oder, 
was  später  die  Regel  wird,  ein  ständiger  Hofrichter  fiihrt, 
er  zertheilt  endlich  auch  dieses  einzige  Lehenbofgeriobt  in 
mehrere  provinziale  Lehenhofgerichte.  Als  dieses  Letztere 
geschehen  war,  zogen  die  nunmehr  besonderen  pit)vinzialen 
Lehenhofgerichte  vermuthlich  die  ehedem  eingeführten,  nur 
für  obligatorische  Streitigkeiten  competenten  Districtshofrich- 
ter  an  sich,  so  dass  fortan  in  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  von  demselben  OoUegium  des  provinziellen 
Hofgerichtes  alle  Jurisdiction  sowol  die  dßn  Lehenbesitz 
der  Ritter  als  persönliche  Ansprüche  gögen  dieselben  an- 
langende, geübt  wui*de. 

Qegenstand  der  nachfolgenden  Entwickelung  wird  es 
sein  die  Besetzung  und  die  Thätigkeit  dieser  Hofgerichte  zu 
zeigen.  Es  wird  dabei  ein  Unterschied  zu  machen  sein 
zwischen  dem  Lehenhofgerichte  und  den  Districtshofrichtem, 
denn  die  materielle   Competenz  beider  ist  erst  gegen  den 
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SchluBS  der  hier  zur  Darstellung  gelangenden  Periode  in 
den  Provinzialhofgerichten  vereinigt  worden. 

Bei  der  Besetzung  des  Hofgerichtes  war  die  Person 
des  Hofrichters  die  wichtigste.  Da  die  Gerichtsbarkeit  des- 
selben sich  ursprünglich  auf  ritterliche  Personen  bezog,  so 
war  auch  der  Hofrichter  wol  stets  dem  ritterlichen  Stande 
angehörig.  Dieses  Erforderniss  wird  in  gleicher  Weise  vor- 
handen gewesen  sein  sowol  bei  dem  allgemeinen  Hofrichter 
wie  bei  dem  Districtshofrichter. 

In  Betreff  der  allgemeinen  Hofrichter  sind  bereits  im 
ersten  Bande  (S.  203)  einige  Andeutungen  über  die  Personen 
derjenigen  Hofrichter  gemacht  worden,  denen  die  Vertretung 
des  Markgrafen  in  der  Jurisdiction  ohne  alle  Einschränkung 
auf  einen  localen  Sprengel  oblag.  Die  Nachrichten  der 
Quellen  sind  hier  so  überaus  dürftig,  dass  man  Mühe  hat 
überhaupt  nur  die  Existenz  von  allgemeinen,  fär  das  ganze 
Land  competenten  Hofrichtem  nachzuweisen.  Es  wird  uns 
in  Unterschriften  eine  Anzahl  von  Hofrichtern  überliefert, 
aber  man  weiss  nicht,  in  welcher  Function  dieselben  auf- 
treten und  ob  sie  an  einen  besonderen  Sprengel  gebunden 
gewesen  sind,  oder  nicht.  Man  wird  sich  daran  halten  müs- 
sen, dass  die  allgemeinen  Hofrichter,  von  einzelnen  Ausnah- 
men abgesehen,  wol  älteren  Ursprungs  sind  als  die  auf  Di- 
stricte  angewiesenen  und  dass  daher,  wenn  sonst  eine 
specielle  Beziehung  auf  einen  localen  District  nicht  zu  er- 
kennen ist,  die  älteren  Hofrichter  des  14.  Jahrhunderts  als 
allgemeine  praesumiert  werden  können. 

Im  Jahre  1335  wird  in  einer  zu  Frankfurt  ausgestellten 
Urkunde  in  den  Unterschriften  ein  gewisser  Henningus  de 
Buch  curie  nostre  judex  erwähnt.  *^''^)  Der  Name  Henning 
bedeutet  ein  Hähnlein.*^®)  Dem  Namen  nach  kann  daher 
Henning  von  Buch  nicht  identisch  sein  mit  Johann  von  Buch, 
der  bereits  im  Jahre  1335  als  Hofrichter  erwähnt  wird.  Ein 
Henning  von  Buch,  der  mit  dem  gegenwärtig  in  Bede  be- 
findlichen sehr  wol  identisch  sein  kann,  findet  sich  auch  im 

•  467)  Cf.  BiedeL  C.  D.  Br.  I.  XXm.  S.  28,  No.  37  (1335) 
468)  Cf.  /.  Gnmm,  deutsche  Gramm.  III.  S.  683. 
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Jahre  1313  in  einer  zu  Königsberg  vom  Markgrafen  Walde- 
mar  ausgestellten  Urkunde.*®^)  Die  Identität  beider  Hen- 
ning von  Buch  wird  dadurch  unterstützt^  dass  beide  Urkun- 
den in  der  Neumark  ausgestellt  sind,  mithin  den  Aufenthalt 
des  Henning  von  Buch  in  der  Neumark  bezeugen.  Ob  dar- 
um Henning  von  Buch  gerade  nur  Hofrichter  für  die  Neu- 
mark war,  ist  nicht  ohne  Weiteres  anzunehmen.  .  Der  allge- 
meine Zusatz  vielmehr:  judex  curiae  nostrae  deutet  eher 
darauf,  dass  er  sich  im  persönlichen  Gefolge  des  Markgrafen 
befand,  also  diesen  in  richterlichen  Geschäften  überall  und 
ohne  besondere  Einschränkung  auf  einen  bestimmten  Landes- 
theil vertrat. 

Seit  dem  Jahre  1335  erscheint  Johann  von  Buch  als 
Hofrichter,  und  zwar  wird  er  geradezu  als  gemeiner  (meiner) 
Hofrichter  bezeichnet.  (Vergl.  Bd.  I.  S.  203.  a.  E.  f.).  Die 
besonderen  urkundlichen  Nachrichten  ergeben  über  Johann 
von  Buch  Folgendes: 

Im  Jahre  1336,  Donnerstag  vor  Mitfasten  (7.  März),  be- 
zeugt Johann  von  Buch  als  gemeiner  Hofrichter  zu  Branden- 
burg und  unter  Anhängung  des  Siegels  des  Hofgerichtes  zu 
Brandenburg,  dass  vier  bei  dem  Dorfe  Cetzenow  belegene 
Mühlen  der  Besitzer  Henneke  Rike  und  Wolfram,  Herman 
Wale,  Clawus  Vlademunt  frei  von  Abgaben  sind  und  na- 
mentlich frei  von  den  Ansprüchen  der  von  Lossow.*'^)  Die 
Beisitzer,  welche  bei  diesem  Acte  erwähnt  werden,  sind-: 

469)  Cf.  Gerdcen,  dipl.  veteris  Marchiae  II.  S.  584  (de  dato  Königs- 
berg 31.  October). 

470)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  208,  No.  43  (1336) :  Hir  umme 
wi  Her  Jan  von  bück,  eyn  ridder  und  eyn  meine  richter  des  hoves  tu 
brandenborch  des  edelen  vorsten  marcgreven  Lodewighes  van  Branden- 
borcb.  —  Am  Schluss  der  Urkunde :  Over  desse  dedinghe,  dar  desse  vor 
bescreven  ding  ghededinget  unde  gerichtet  worden,  is  ghewesen  her 
ghewert  van  hortenvelde,  die  dar  is  di  hogeste  mester  des  ordens  suncte 
johannis,  her  Thyterick  van  cvckow,  di  tu  den  tiden  eyn  voghet 
was  des  marcgreven  von  brander&orch ,  tmde  her  jan  van  beline,  di  tu 
den  tiden  des  vorbenumeden  marcgreven  hovemester  was,  her  hentze  von 
erodieren,  riddere,  sparre,  di  tu  livenwolde  hadde  voghet  ghewesen,  ziwe 
van  buch,  di  tu  den  tiden  user  vrouwen  der  marcgr&omnen  kamermester  . 
was,  heyneke  van  griben  und  arnol  randow,  knechte,  unde  laurencius 
beyer  unde  bethe  wale,  di  tu  den  tiden  rathmanne  weren  in  der  stad 
tu  vranckenvorde,  und  hannes  beyer,  borghere  und  andere  gkuder  lüde 
ghenuch,  den  och  wo!  tu  lovende  is.    Alle  desse  ding,  alse  hir  vorbe- 


Rathmannen  in  Frankfurt, 
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Gerbert   von  Bortenfeldc,    Hochmeister   des  Jolianniter- 
Ordens, 

Dietrich  von  Gyckow,  markgräflicher  Vogt, 

Jan  von  Belline,  marfcgräflicher  Hofmeister, 

Hentze  von  Crocheren,  Ritter, 

Sparre,  Vogt  zu  Liebenwalde, 

Ziwe  von  Buch,  Kainmermeister  der  Markgräfin, 

Heinecke  von  Griben,      j    ^ 

Arnold  Randow,  \       ^^^^  ^' 

Laurencius  Beyer, 

Bethe  Wale, 

Hannes  Beyer,  Bürger 
und  andere  gute  glaubwürdige  Leute.  Diese  Besetzung  des 
Hofgerichtes  verdient  genauere  Betrachtung.  Man  erkennt 
aus  ihr,  dass  die  Personen  dem  Orte,  wo  der  Rechtsact 
stattfand,  als  ansässige  Personeji  nicht  angehörten.  Der 
Vogt  von  Liebenwalde  Sp^re  hatte  offenkundig  einen  ande- 
ren Amtskreis  als  Prankfurt,  wenn  er  sich  also  in  Prank-i 
fürt  befand,  so  wird  er  im  markgräflichen  Göfolge  dorthin 
gekommen  sein.  Gleiches  steht  zu  vermuthen  von  dem  Hof- 
meister Johann  von  Bellin  und  von  Ziwe  von  Buch,  dem 
Eammermeister  der  auf  die  Altmark  als  auf  ihr  Leibgedinge 
verwiesenen    Markgräfin   Agnes,    der    Wittwe    Waidemars. 

Bcreven  steyt,  dt  worden  ghedeäinget  tu  vr<mckenwrde  in  Hannes  heyers 

huse,  uses  werdes Unde  tu  eyner  betughnisse  desser  vorgesproken 

ding,  so  hebbe  wi  her  jan  van  buch,  di  vorbenumede  rldder,  dessen 
brif  laten  vesten  mitter  anheninghe  des  ingheaeghelea  des  hovenchtes  to 
brandenborch  etc,  Vergl.  dieselbe  Urkunde  eingerückt  in  die  Bestäti- 
gungsurkunden von  1483  bei  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  282,  No.  348. 
Statt  der  Beisitzers  Amol  Randow  wird  hier  die  wahrscheinlichere  Les- 
art gebracht  Arnolt  Bando.  Die  Bando's  sind  ein  altmärkisches  ritter- 
liches Geschlecht,  das  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  vorkommt.  Vgl. 
beispielsweise  Fridericus  de  Bandov  Urk.  v.  1275  cf.  Biedel,  C.  D.  Br. 
I.  III.  S.  345,  No.  12.  Fritz  Bandow,  Vogt  des  Erzbischofs  von  Magde- 
burg in  Jerichow,  Sandow  und  Friderichsdorp  im  Jahre  1367  cf.  Biedel, 
C.  D.  Br.  I.  XXIV.  &  378,  No.  80.  Der  vorerwähnte  Arnolt  Bando 
kommt  als  Arnold  von  Randow  als  erzbischöflich  magdeburgischer 
Vogt  zu  Flaue  vor  1367  bei  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIV.  S.  379,  No.  81. 
Bandowe^  bischoflich  havelbergischer  Vogt  zu  Wittstock  1424  cf. 
Biedel,  C.  D.  Br.  ü-  IV.  S.  50,  51,  No.  1496.  Das  Stammdorf  Bandow 
liegt  in  der  Altmark.  cf.  Biedel  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  320,  No.  492^  ad  2. 
(1642). 
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Denn  beide  Aemter  fesselten  die  Person  an^  die  unmittel- 
bai-e  Umgebung  des  Markgrafen  resp.  der  Markgräfin.  Es 
geht  aus  dieser  Beobachtung  hervor,  dass  der  Hofrichter, 
wenn  er  Gericht  abhielt,  seine  Beisitzer  nicht  etwa  aus- 
schliesslich aus  den  an  dem  betreffenden  Orte  angesessenen 
Mannen  nahm,  sondern  aus  dem  Gefolge  des  Markgrafen. 

Neben  den  ritterlichen  Personen  werden  aber  als  Zeu- 
gen des  Rechtsactes  zwei  Rathmänner  von  Prankfurt  Lau- 
rencius  Beyer  und  Bethe  Wale  erwähnt,  femer  ein  Bürger 
Hannes  Beyer,  in  dessen  Hause  der  Hofrichter  Johann  von 
Buch  Wohnung  genommen  hatte.  Ob  diese  der  Stadt  Prank- 
furt angehörigen  Beisitzer  ritterliche  Personen  waren,  bleibt 
zweifelhaft  Der  umstand  allein,  dass  sie  als  Rathmänner 
oder  Büi^er  in  der  Stadt  Prankfurt  wohnten  und  an  der 
stadtischen  Verfassung  Theil  nahmen,  schliesst  ihren  rit- 
terlichen Stand  nicht  aus.  Denn  Adliche  wurden  oft  als 
Bürger  in  die  Stadt  aufgenommen  und  allen  städtischen 
Rechten  und  Pflichten  unterworfen.  (Vergl.  oben  §.  43  bei 
Note  327).  Auch  wird  am  Schluss  nach  Erwähnung  der 
städtischen  Beisitzer  hinzugefligt,  dass  noch  andere  gute 
Leute  gegenwärtig  gewesen  sind.  Unter  guten  Leuten 
verstehen  die  Quellen  aber  häufig  in  einem  prägnanten  Sinne 
ritterliche  Personen. 

Die  Zahl  der  Beisitzer  betrug  in  dem  vorliegenden  Falle, 
elf.  Die  Antragsteller  scheinen  dem  bäuerlichen  Stande  an- 
gehört zu  haben,  sie  sind  Mühlenbesitzer  bei  dem  Dorfe 
Getzenow.  Dass  sie  mit  ihrem  Antrage  sich  an  das  Hof- 
gericht gewendet  haben,  hat  seinen  Grund  in  den  Gegnern, 
den  Herren  von  Lossow,  gegen  deren  Ansprüche  dauernde 
rechtliche  Sicherheit  geschaffen  werden  soÜ.  Man  erkennt 
an  diesem  Rechtsfalle^,  dass  auch  nicht  ritterliche  Parteien 
wenigstens  als  Kläger  vor  dem  Hofgerichte  erscheinen  können. 

Der  Ort  des  Hofgerichtes  war  im  Hause  des  frankfur- 
ter Bürgers  Hans  Beyer.  Denn  eine  ordentliche  Sitzung  des 
Hofgerichtes  war  es,  die  Johann  von  Buch  abhielt.  Es  wird 
in  der  Urkunde  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  diese  „Be- 
dinge gethedinget"  worden  seien  vor  den  benannten  Zeugen. 
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Die  Ausfertigung  der  Urkunde  erfolgt  unter  Anhängung  des 
Hofgerichtssiegels. 

Im  Jahre  1339  hält  eben  derselbe  Johann  von  Buch 
ein  ordentliches  Hofgericht  zu  Spandau  ab.  Es  handelte 
sich  dabei  um  einen  Anspruch  des  Abtes  Lehnin  gegen  die 
Brüder  von  der  Groben  wegen  einer  Wiese.  Die  Urkunde, 
die  eine  genauere  Erörterung  verdient,  lautet  im  Zusammen- 
hange:*^*) ^ 
Nos  Johannis  dictus  de  Buch,  Miles,  dominus  in  Garze- 
dow,  Judex  generalis  curie  IDustris  principis  nostri 
domini  Ludevici  Marchionis  Brandeburgensis ,  cunctorum 
noticie,  quorum  interest  aut  quibus  nosse  fuerit  oportunum, 
presentibus  declaramus  testificantes,  quod  in  nostra  con- 
stituti  presencia  venerabilis  pater  dominus  Herman- 
nus,  abbas  in  Lenyn,  parte  ex  una  nee  non  Eoppekinus 
et  Kilian  fratres  dicti  de  Groben  ex  parte  Hellingi  de 
Gelt  et  suorum  parte  ex  altera  in  opido  Spandowe 
qnestione  mota  super  possession^e  cujusdam  prati  a 
partibus,  quod  vulgo  Golyn  dicitur,  allegatis  hinc  et  inde, 
que  videbantur  utrobique  l-acionabiliter  alleganda.  Nos 
controversias  et  dissenciones  pro  tone  juris  ordine 
cupientes  resecare  ac  in  unitatera  Salutifere  pacis  refor- 
mare>  laborante^  tocius  litigii  materiam  ex  arbitrio  in 
nos  facto  de  consilio  consiliariorum  ac  vasallorum  domini 
nostri  Marchionis  predicti  terminavimus  isto  fine^  videlicet 
quod  predictum  pratum  Golyn  predicto  domino  Hermanno 
abbati  ac  suo  monasterio  Lenynensi  juris  ordine,  ma- 
tura  deliberacione  prehabita  jam  dictorum  va- 
sallorum, adjudicata  existit  et  ascripta.  Nos  vero 
auctoritate  judiciaria  predictum  dominum  abbatem  nomine 
sni  monasteiii  Lenynensis  in  possessionem  oorpor^lem  pre- 
dicti prati  Golyn  jam  missum  servavimus  et  servamus  fir- 
mantes  ei  pacem  ex  parte  nostri  domini  marchionis  pre- 
dicti perpetuis  temporibus  bonis  in  eisdem  duraturam.  In 
presencia  venerabilis  patris  domini  Ludovici  brand.  Eccle-. 

471)  Cf,  meäd,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  244.  No.  129  (1339). 
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sie  Episcopi,  Theodorici  prepositi  ibidem,  Hotö- 
nis*''^)  plebani  in  antiqua  Brandenburg,  Johannig 
de  Gatersleve,    Hinrici  de  Alvensleve  militum. 
Testes  alii  hujus  facti  sunt:    miles  dictus  Husener, 
Marquardus    dominus  Luterpech    advocatus    in 
Brandenburg,  dominus  p'repositus  Bernowensis 
Gherwinus,Bverwinus  prothonotarius  curie  mar- 
chionis  pluresque  alii  fide(Üngni.    Acta  sunt  hec  anno 
domini  1339  et  finaliter  terminata  in  opido  Nau- 
Wen  die  quatuor  coronatorum  nostrorum  beatorum.    In 
cujus  facti  testimonium  sigillum  judiciale  domini 
marchionis   presentibus   est  appensum.     Et  ego 
Lodewicus  de  Sundis  clericus  Swerinensis  diocesis  publi- 
cus  auctoritate  Imp.  notarius  herum  placitorum  termina- 
cioni  interfui. 
Es  kann  in  der  Urkunde  Zweifel  erregen,  ob  es  sich 
hier  wirklich  um  ein  ordentliches  Hofgericht  und  nicht  viel- 
mehr um  ein  bloss  sohiedsrichterliches  Urtheil  handelt,  wenn 
es  heisst: 
tocius   litigii  materiam  ex  arbitrio  in   nos  facto  de 
consilio  consiliariorum  ac  rasallorum  domini  nostri  mar- 
chionis predicti  terminavimus  etc. 
Man  darf  aber  wol  kaum  den  Ausdruck  arbitrium  mit  Schied- 
spruch übersetzen  und  darin  die  Andeutung  eines  compro- 
missarischen  Verfahrens   finden.     Offenbar  urtheilt  Johann 
von  Buch-  nicht   allein,  sondern  unter  Zuziehung  von  Bei- 
sitzern; das  drücken  aus  die  Worte: 

de  consilio  consiliariorum  et  vasallor\im; 
er  verfahrt   bei  JEntscheidung  des  Falles  nach  dem  juris 
ordo,  der  verkündete  Beschluss  ist  erfolgt 
juris  ordine  matura  deliberacione  prehabita  jam  dictorum 
vasallorum. 
Eine  natüi*lichere,  dem  Zusammenhange  entsprechende  Deu- 
tung der  beregten  Stelle  geht  dahin,  dass  der  Hofrichter 
den  Beschluss  der  Beisitzer,  wie  er  von  den  einzelnen  bei- 

472)  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  III.  S.  229  Note  hat  in  seinem 
ebenfaUs  nach  dem  Original  genommenen  Abdrucke:  Hatonis. 
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sitzenden  Räthen  und  Vasallen  durch  Majorität  festgestellt 
war,  verkündigt.  Das  „arbitrium  in  nos  factum"  ist  das 
von  den  Beisitzern  gefundene  ürtheil,  vorher  ist  eine  „raa- 
tura  deliberacio"  gegangen,  in  welcher  jeder  Beisitzer  sein 
ürtheil  gegeben  hat  und  das  ist  das  consiKum  consiliariorum 
ac  vasallorum. 

Nimmt  man  demnach  eine  ordentliche  Sitzung  des  Hof- 
gerichtes an,  so  ist  auf  die  Beisitzer,  welche  neben  dem 
Hofrichter  fungieren.  Gewicht  zu  legen.  Nachdem  das  ge- 
fällte ürtheil  angegeben  ist,  werden  die  Zeugen,  in  deren 
Gegenwart  der  Act  ausgefertigt  ist,  aufgefiihrt.  Es  sind: 
der  Bischof  Ludwig  von  Brandenburg,  Theodoricus,  Propst 
in  Brandenburg,  Hoto  (Hato)  Pfarrer  in  Alt -Brandenburg, 
Johann  von  Gatersleben,  Heinrich  von  Alvensleben,  Ritter. 
Mit  dem  Uebergange:  testes  alii  hujus  facti  sunt,  werden 
aufgefiihrt:  der  Ritter  Husener,  Marquard  Herr  von  Luter- 
pech,  Vogt  in  Brandenburg,  der  bernauer  Propst.  Gerwinus, 
Bverwein  markgräflicher  Hofschreiber.  Es  werden  also  ge- 
wissermassen  zwei  Abtheilungen  unter  den  Zeugen  gemacht. 
Von  den  ersten  sechs  wird  gesagt,  dass  in  eorum  präsentia 
der  Act  vorgenommen  sei,  die  anderen  vier  werden  als 
testes  alii  von  jenen  ersten  geflissentlich  gesondert.  Zur 
Erklärung  dieses  ümstandes  ist  Gewicht  darauf  zu  legen, 
dass  die  Klage  in  Gegenwart  des  Hofrichters  erhoben  wor- 
den ist  in  Spandau,  dass  aber  der  Schluss  des  Actes  in 
Nauen  erfolgt  ist.*'^)  Die  ganze  in  Rede  stehende  Urkunde 
ist  aber  nur  eine  Ausfertigung  darüber,  dass  dem  Abte  von 
Lehnin  das  streitige  Grundstück  zugesprochen  sei.  Nicht 
das  ürtheil  selbst  mit  Reden  und  Öegenreden  und  mit  der 
schliesslichen  Entscheidung  wird  angegeben,  sondern  die 
Beurkundung  desselben  und  die  darauf  folgende  Besitzein- 
weisung des  Klägers.  Man  wird  also  annehmen  können,  dass 
das  ürtheil  in  Spandau  erfolgt  war,  die  Besitzeintreisung 
und  das  Priedewirken  aber  in  Nauen.     Wenn   daher  unter 

473)  Verba:  quod  in  nostra  constituti  presencia in  opido 

Spandowe  questione  mota  etc.  Ferner:  Acta  sunt  hec  anno  domini  1339 
et  finaliter  terminata  in  opido  Nauwen. 
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den  Zeugen  der  Urkunden  zwei  Categorieen  unterschteden 
werden,  so  ist  es  nicht  unwahrscheinlich  dies  gerade  auf 
den  Umstand  zurückzufuhren,  dass  der  Act  selbst  an  dem 
einen  Orte  begonnen  und  an  dem  anderen  geendigt  hat.  Die 
zuerst  benannten  sechs  Zeugen  waren  demnach  vermutblicb 
Beisitzer  bei  dem  Urtheil  des  Hofgerichtes  und  zugleich 
Zeugen  der  in  Nauen  erfolgenden  Einweisung  in  den  Besitz, 
die  zuletzt  genannten  vier  waren  keine  Beisitzer  des  Ge- 
richtes, sondern  nur  Zeugen  der  Einweisung.  Auch  die  Letz- 
teren  haben  die  Fähigkeit  Beisitzer  im  Hofgerichte  zu  sein, 
gehabt,  aber  actuell  waren  sie  bei  diesem  Urtheil  des  Hof- 
gerichtes wol  nicht  betheiligt. 

Ist  dieses  richtig,  so  hat  man  in  der  ersten  Gategorie 
der  Zeugen  in  der  gegenwärtigen  Urkunde  nicht  die  volle 
Zahl  der  bei  dem  Urtheil  hinzugezogenen  ordentlichen  Bei- 
sitzer zu  erblicken.  Die  Angaben  über  die  Zahl  der  Bei- 
sitzer sind  ausserordentlich  abweichend,  ja  aus  einer  weiter 
unten  zu  erörternden  Urkunde  geht  hervor,  dass  man  eine 
feste  Anzahl  von  Beisitzern  für  das  Hofgericht  überhaupt 
nicht  für  wesentlich  gehalten  zu  haben  scheint.  Es  ist  be- 
merkenswerth,  dass  auch  Geistliche  im  weltlichen  Hofgerichte 
als  Beisitzer  auftreten  können.  Man  scheint  so  darauf  be- 
dacht gewesen  zu  sein  Standesgenossen  der  streitenden  Par- 
teien zu  Beisitzern  zu  wählen,  dass  hier,  wo  ein  Geistlicher 
Kläger  war,  auch  Geistliche  in  das  Gericht  aufgenommen 
wurden.  Dieselben  müssen  also  den  ritterlichen  Personen 
ebenbürtig  gewesen  sein. 

Andere  urkundliche  Zeugnisse  von  der  hofrichterlichen 
Thätigkeit  Johanns  von  Buch  finden  sich  nicht.  Es  lässt 
sich  auch  nicht  feststellen,  wie  lange  er  das  Amt  des  Hof- 
richters bekleidete.  Ob  er  es  ist,  der  im  Jahre  1356  als 
Priester  und  Stadtschreiber  von  Salzwedel  bezeichnet  wird, 
ist  oben  g.  46  Note  395  a  erörtert  worden. 

Der  Zeit  nach  schliesst  sich  an  Johann  von  Buch  am 
Nächsten  an  Gerke  WolflF.  Im  Jahre  1341  kommt  derselbe 
vor  in  einer  Unterschrift,  wo  er  als  judex  curie  illustris 
Ludewioi     marchionis      brandenburgensis      bezeichnet 
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wird.*'''*)  Die  Allgemeinheit  der  Bezeichnung  deutet  darauf, 
dass  auch  Gerke  Wolf  keinen  besonderen  Amtsdistnet  hatte^ 
sondern  ein  allgemeiner  Hofrichter  war.  Er  erscheint  hißi 
sogar  ausserhalb  der  Mark  Brandenburg,  nämlich  in  Boskild 
bei  dem  Verkaufe  d^s  Herzogthums  Esthland  an  den  Hoch- 
meister deutschen  Ordens,  den  der  dänische  König  Wolde- 
mar  vornahm,  um  seine  Schwester  für  den  Markgrafen  Lud- 
wig von  Brandenburg  auszusteuern.  Es  ist  also  ein  Beweis, 
dass  selbst  auswärtige  staatsmännische  Sendungen  dem  Hof- 
richter aufgetragen  werden  konnten. 

1344  findet  sich  unter  den  Unterschriften  einer  Urkunde: 
Gerhardus  Wulf,  curie  nostrae  judex  generalis. 
Gleich  darauf  1346  neben  Johann  von  Buch,  der  mir  als 
Edelmann  bezeichnet  wird:  Gercke  Wolff  hoverichter,  dessen 
Identität  mit  dem  vorbenannten  Gerhard  WoMF  kaum  zweifel- 
haft sein  dürfte.*'''^)  Denn  in  der  Urkunde  von  1341  wird 
derselbe  ebenfalls  Gerekinus  Wolff  genannt.  Ebenderselbe 
Gerhai'd  oder  Gerke  Wolff  kommt  noch  vor  in  Urkunden 
von  1344  und  1345  in  Kyritz  und  Perleberg.^*'®)  Dass  Ger- 
hard Wolff  aus  ritterlichem  Stande  war,  beweist  eine  Ur- 
kunde von  1345,  wo  er  in  der  Reihe  der  „strenui  miKtes" 
aufgeführt  wird/*'') 

Der  einzige  Act  von  Gerhard  Wolff  in  seiner  Eigen- 
schaft als  HoMchter  rührt  aus  dem  Jahre  1345  her,  wo  er 
auf  den  Antrag  des  Canonicus  von  Stendal  Conrad  von 
Osterne  über  die  Weise  den  Feldzehnten  zu  entrichten  ein 
Weisthum  ertheilt,  wenn  der  Zehentherr  in  Abholung  des- 
selben säumig  sei.*''^) 

474)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  U.  JL  S.  154,  No.  772  (1341). 

475)  Ct.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  90,  No.  126  (1344);  S.  92,  No. 
129  (1346). 

476)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  L  S.  373, 374,  No.  17, 18  (1344);  S.  144, 
No.  40  (1845). 

477)  Cf .  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  87,  No.  130  (1338). 

478)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  94,  No.  142  (1345):  Ich  ghereke 
wulfF,  hoverichter  des  edelen  vorsten  marchgreve  lodewighes  tu  Branden- 
burch,  bekenne  in  dessem  geghenwordighei^  hrieve,  dat  vor  me  is  ghe- 
komen  dl  erbar  man  her  cunrad  von  osterne,  canonek  tu  Stendal  und 
begherd  enes  rechtes  von  sienes  capittels  weghen  vor  mines  heran  Rade 
des  marchgreyen  in  desser  weis,  af  eyn  man  wire  plichtich  kornteyden 
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Die  Urkunde  ist  nachlässig  ausgestellt,  denn  der  Ort, 
wo  der  Act  vorgenommen  worden,  fehlt.  Der  Tag  der  Aus- 
stellung wird  auf  Sonnabend  nach  St.  Jacobstag  1346  also 
auf  den  29.  Juli  1346  angegeben.  Die  Beisitzer,  welche  er- 
wähnt werden  und  die  bei  dem  im  ordentlichen  Gerichte  er- 
theilten  Weisthume  mit  thätig  gewesen  sein  müssen,  sind: 
der  edle  Mann  Graf  Günther  von  Schwarzburg,  Johann  von 
Buch,  Albrecht  von  WulflFsteyn,  Marquard  Luterbach  und 
andere  Mannen.  Die  Zahl  der  'genannten  Beisitzer  beläuft 
sich  also  auf  vier. 

Bemerkenswerth  ist,  dass  Johann  von  Buch  als  Bei- 
sitzer des  Hofgerichtes  bezeichnet  wird,  also  wol  kaum 
noch  Hofrichter  gewesen  sein  kann. 

Demnächst  erscheint  Henning  Veitberg  im  Amte  eines 
allgemeinen  Hofrichters.  Schon  1344  wird  er  als  Hofrich- 
ter erwähnt,*^®*)  also  zu  einer  Zeit,  wo  auch  Gerhard  Wolflf 
allgemeiner  Hofrichter  war.  Dieser  Umstand  beweist,  dass 
mehrere  allgemeine  Hofrichter  neben  einander  bestehen  konn- 
ten. Der  Drang  der  Geschäfte  war  wol  so  gross,  dass  je- 
der derselben  in  verschiedenen  Landesgegenden  Verwandt 
wurde. 

Im  Jahre  1352  präsidiert  Henning  Veitberg  einem 
Mannengericht,  welches  dem  Jacob"  Boytin  die  Hälfte  des 
Städtchens  Schleppe  und  anderen  Grundbesitz  zuerkennt.'*^^) 

thu  gevene,  wo  sich  di  bewaren  scholde,  dat  hi  is  ane  schaden  bleve. 
Des  wart  em  ghevunden  und  ghegheven  vor  eyn  recht  ut  minea  heren 
Bade  met  vuTbort  ander  mines  heren  man,  die  dar  gheghenwerdtch  we- 
ren  älsus  —  Folgt  die  Weisung,  dass  der  Zehentpflichtige  den  Zehent 
dem  Zehentherrn  ankündigen  solle;  wenn  dieser  ihn  dann  nicht  hole, 
so  dürfe  er  an  dessen  Stelle  ihn  abzahlen  und  auf  dem  Felde  stehen 
lassen,  ohne  für  den  Schaden  verantwortlich  zu  sein,  der  nachher  dar- 
an eintrete.  Zum  Schluss  heisst  es:  Hir  is  over  ghewesen  die  edele 
man  greve  ghunter  von  Swarczburch,  her  jan  von  buch,  her  albrecht 
von  Wulfsteyn,  Marquart  Luterbach  und  andere  mines  heren  manne  vele. 

478a)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  L  XIX.  S.  14,  No.  21  (1344)  ünterschr.: 
Henning  veltberg,  unse  hoverichter, 

479)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  II.  II.  S.  344,  No.  967  (1352):  Der  Mark- 
graf Ludwig  bekennt,  quod  strenui  viri  Henningi  veltbera,  curie  nostre 
judicis,  fidelis  nostri  dilecti,  presencia,  justo  juris  oraine  prehabito, 
strenuo  viro  Jacobo  boytyn  juxta  ritam  diffinicionem  et  juris  formam 
vasallorum  nostrorum  sunt  judicata  bona  singula  infra  scripta  (es  fol^ 
die  Aufzählung  der  dem  Jacob  Boitin  zugesprochenen  Orte).    Quc  qui- 


ALLGEMEINE   HOFRIGHTER   IN   DER  MARK.     §«  49.  273 

Das  ürtheil  ist  offenbar  ein  lehenrechtliches,  denn  der  Mark- 
graf als  Lehensherr  leiht  die  in  Bede  stehenden  Besitzungen 
dem  Jacob  Boytin  zur  gesamten  Hand  und  bestätigt  den 
Besitz  der  Grundstücke  justo  pheodi  titulo.  Die  Zahl  der 
aus  den  Unterschriften  hervorgehenden  Beisitzer  des  Man- 
nengerichts  ist  sechs.  Nämlich  zwei  Grafen  von  Schwarz- 
burg, der  Herr  von  Kottbus,  der  Herr  von  Lochen,  Heinr, 
von  üchtenhagen  und  Otto  Morner.  Die  Urkunde  beweist, 
dass  die  allgemeinen  Hofrichter  auf  ihren  Reisen  auch  Le- 
hensachen erledigten.  Grundsätzlich  scheint  ihnen  also  in 
ihrer  hofrichterlichen  Thätigkeit  keine  causale  Competenz- 
schranke  gezogen  zu  sein. 

Eine  ähnliche  lehnrechtliche  Entscheidung  von  Henning 
Veitberg  findet  sich  aus  demselben  Jahre  1352,  wo  an  die 
von  Bepkpw,  von  Angern,  von  Sparen  ein  Theil  der  Stadt 
Arenswalde  und  andere  Güter  und  Einkünfte  zageaprochen 
werden.*®^) 

Henning  Veitberg  mit  einem  Mannengericht  in  Berlin 
erledigt  im  Jahre  1362  den  Streit  der  Wittwe  Michels  von 
Slaberstorp  gegen  Betke  Velkener,  Bürger  in  Spandau,  we- 
gen eines  Leibgedinges.^^^)    Die  Urkunde  ist  zunächst  von 

dem  bona  ipsi  Jacobo  et  Heinzoni  boytin ,  patruis  et  heredibus^  manu 
conjtmcta,  et  in  sölidum  contulimus  et  conferimus  per  presentes  m  omni 
modo,  forma  et  condicione,  prout  memorato  Jacobo  (läjy'dicata  sunt 
juxta  debitam  juris  formam  vasdilorum,  ut  premittitur,  perpetuis  tempo- 
ribus  pacifice  et  quiete  a  nobis  justo  pheodi  titulo  possidenda.  —  Pre- 
sentibus:  ambobus  comitibus  Swartzburg,  Kothbus,  Llochen,  Hen.  de 
üchtenhagen  et  Ottone  Morner.  —  Dieselbe  Urkunde  ist  Biedel,  C.  D. 
Br.  II.  VI.  S.  86,  No.  330  und  bei  Klöden,  Waldemar  Bd.  IV.  S.  396 
und  S.  119. 

480)  Cf.  Klöden,  Woldemar  IV.  S.  140.  Als  Zeuge  wird  Henning 
Veltiberg,  judex  curiae  nostrae  noch  in  demselben  Jahre  1352  erwähnt 
in  Gardelegen  cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  35,  No.  63  (1352). 

481)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  324,  No.  32  (1362):  Wy  Hen- 
nigh  Veitberg,  eyn  hoverichter  des  Hochgeborn  vorsten  hem  Ludewighes 
Marggrave  tu  Brandenborch  und  tu  Lusitz,  bekennen  openbar  allen 
luden  in  dessem  brif,  dat  vor  uns  in  ghericMe  tu  olden  Berlin  Michils 
wif  von  Slaberstorp ,  den  god  ghenade ,  an  eyne  half  und  Betke  Velke- 
nern,  Borger  tu  Spandow,  an  dy  ander  half  umme  dat  gud,  dat  dar 
leyt  in  deme  dorpe  tu  Duratz,  dat  dar  lopt  up  drv  winspel  roggen  ane 
vif  schejpel.  Dat  dy  vorbenumde  vrowe  andedingede  vor  or  lifghedinghe. 
Des  heft  Betke  Velkener  dat  gud  vorantworden  und  irvolget  vor  ghe- 
richte  myt  alleme  rechte  und  dy  vorbenumde  vrowe  nedervellich  wart 
vor  gherichte  und  sy  des  gentzlick  vorteth  und  uplyt  myt  vinger  und 
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WieWigkoit  wegen  der  mit  einander  streitenden  Parteien. 
Die  Wittwe  des  von  Slaberstorp  gehört  dem  Stande  der 
Bitter  an.  Ob  ein  Gleiches  von  dem  Beklagten  Betke  Yel^ 
kener  anzunehmen  ist,  bleibt  zweifelhaft.  Dass  er  Bürger 
zu  l^andau  ist,  steht  seiner  ritterlichen  Qualität  nicht  im 
Wege.  Als  Bürger  in  Spandau  würde  er  gewiss  darauf  ber 
standen  haben  nur  in  Spandau  belangt  zu  werden.  Er 
musste  also  seine  Eigenschaft  als  städtischer  Bürger  hei 
Seite  setzen,  wenn  er  in  Berlin  vor  einem  Hofgerichte  er- 
schien. Auch  als  forum  rei  sitae  kam  Berlin  nicht  in  Be- 
tracht, denn  die  streitigen  Besitzungen  befanden  sich  im 
Dorfe  Duraz,  dem  heutigen  Dyroz,  stdsüdöstlich  voBiNmuen 
belegen.  Es  bleibt  nur  die  Frage,  ob  der  havellänäische 
Districtshofrichter,  der- schon  seit  1366  in  der. Person  ßru*-' 
nings  ton  Hakenberg  bestellt  worden  war  (vergl.  Bd.  I. 
S.  207  bei  Note  363),  den  Streit  zu  entscheiden  hatte  oder 
der  allgemeine  Hofrichter.  Die  Districtshofrichter  hatte» 
aber  nur  Oompetenz  über  obligatorische  Streitigkeiten  jgegen 
Ritterbü^tige  (vgl.  Bd.  I.  S.  210,  213f.),  im  vorliegenden  Falles 
wo  es  sich  um  dingliche  Grundstreitigkeiten  handelte,  war 
also  der  allgemeine  Hofrichter,  der  sich  damals  wol  gerade 
in  Berlin  aufhielt,  die  einzige  competente  Person,  an  die 
man  zur  Entscheidung  des  Processes  sich  wenden  konnte. 

Der  zweite  Punkt  in  der  Urkunde  von  1362,  der  zum 
Nachdenken  Anlass  gibt,  ist  die  Zahl  der  Beisitzer.  Es 
werden  in  den  Unterschriften  zehn  Personen  erwähnt;  näm- 
lich :  Johann  von  Selchow,  Tilo  Brugghe,  Hennig  von  Scho- 
nenvelde,  Hans  Velf,  Kirsten  Du8eken,  Meletz  von  Brytzick, 
Oopken  Dypense,  Rulof  Kraz,  Claws  Ronnebom,  Vrankö 
Buthenick.     Hinterher  wird  aber  ausdrücklich  bemerkt: 


myt  tunghe  vor  gherichte  myt  guden  willen,  also  dat  sy  engene  an- 
sprake  wolde  mer  daran  hebben.  Des  heb  wy  Betkene  Velkener  vorbat 
oarup  eynen  vreden  upghewracht,  also  alz  myns  hem  man  vunäen  heb- 
ben  vor  eyn  recht  ■'■  Dy  tuch  desser  dyng  sint  Jan  von  Selchow,  Tylo 
Brugghe;  Hennig  von  Schoncnvelde,  Hans  Velf,  Kirsten  Duseken,  Meletz 
von  Brytzick,  Copken  Dypense,  RulofF  Kraz,  Claws  Ronnebom,  Vranke 
ßüthenik  unde  vele  anaer  guder  lüde,  dy  ordel  und  recht  ut  und  in 
ghedragen  hebben. 
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und   yele   andere  gade  lüde  dy  ordel  und  recht  ut 

und  in  ghedragen  hebben. 
Der  Ausdruck  ^^gude  lude^^  lässt  kaum  einen  Zweifel,  dass 
sämtliche  genannte  Beisitzer  des  Hofgerichtes  ritterlichen 
Standes  gewesen  sind.  Wenn  aber  noch  ausser  den  mit 
Namen  aufgeführten  Beisitzern  noch  viele  andere  Leute,  das 
Urtheil  ein-  und  ausgetragen  haben,  also  bei  dem  Finden 
des  ürtheils  betheiligt  gewesen  sind,  so  ist  die  Zahl  der 
ordentlichen  das  ürtheil  findenden  Personen  mit  jenen  ge- 
nannten zehn  nicht  nur  nicht  beschlossen,  sondern  dieselbe 
sobeint  überhaupt  nicht  festzustehen.  Eine  unbestimmt 
grosse  Anaahl  wird  beim  Finden  des  ürtheils  hinzugezogen 
und  damit  stimmt  auch  die  in  dem  Bisherigen  bereits  her* 
vorgetretene  grosse  Verschiedenheit  in  der  Anzahl  der  Bei- 
sitzer trberein.  Bald  vier,  bald  sechs,  bald  zehn,  bald  elf 
lassen  sich  als  Beisitzer  bei  den  einzelnen  Acten  des  Hof* 
gericktes  erkennen. 

Henning  Veitberg  kommt  noch  im  Jahre  1352  als  Hof- 
richter vor.*®*) 

In  mehreren  Unterschriften  kommt  der  Hofrichter  Jo- 
hann von  Rochow  vor  in  den  Jahren  1355,  1356,  1357  und 
1359,  ohne  dass  sonst  von  der  speciell  hofrichterlichen  Thä- 
tigkeit  desselben  Nachricht  gegeben  würde.*^)  In  den  Unter- 
schriften wird  nur  kurz  seine  Eigenschaft  als  Hofrichter  an- 
gegeben, nicht  aber,  ob  er  Districts-,  oder  ob  er  allgemeiner 
Hofrichter  war.  Dennoch  wird  man  ihn  mit  grösserer  Wahr- 
scheinlichkeit als  einen  allgemeinen  Hofricbter  ansehen  dür- 
fen, weil  die  Urkunden,  unter  denen  seine  Unterschrift  er- 
scheint, von  den  verschiedensten  Orten  der  Mark  Brandenburg 
datiert  sind.  Er  kommt  nämlich  vor  in  Frankfurt,  in  Treuen- 
briezen,   Frenzlau,  Sandow,  Königsberg.    Darüber,   dass  er 

482)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  35,  No.  53  (1352). 

483)  Vergl.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XXÜI.  S.  81,  No.  116  (1355).  IX. 
S.  376,  No.  32  (1356).  XXI.  S.  179,  No.  120  (1357).  HI.  S.  291,  No.  5 
(1359).  XIX.  S.  237,  No.  104  (1359).  In  einer  Urkunde  von  1356  (bei 
Gerchen,  C.  D.  Br.  VI.  S.  535,  No.  126  und  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  127, 
No.  15)  erscheint  der  Hofrichter  Hans  von  Rochow  äIs  Einweiser  in  den 
Zoll  zu  Spandau  für  die  Stadt  Berlin,  die  deshalb  vor  dem  Markgrafen 
Klage  erhoben  hatte. 

18* 
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markgräflicher  Ho&ichter  gewesen,  könnte  nur  die  sando wische 
Urkunde  vom  Jahre  1359  Zweifel  erregen.  Denn  diese^  im 
Namen  des  Bischofs  von  Havelberg  ausgestellt^  erwähüt  un* 
ter  den  Untersohriften  Hans  von  Rochow  uns«  hoverichter, 
was  man  eigentlich  auf  das  redende  Subject  d.  i.  auf  dem 
Bischof  von  Havelberg  beziehen  müsste.  Aber  schon  Bie- 
del hebt  in  der  Note  zu  jener  Urkunde*^)  mit  Becht  hervor, 
dass  ein  Fassungsfehler  vorzuliegen  scheine,  der  übriget^  nicht 
ganz  unerklärlich  ist,  weil  der  Markgraf  Ludwig  von  Bran- 
denburg in  der  Urkunde  als  handelndes  Subject  erscheint. 

Der  nächstfolgende  HoCrichter  scheint  der  ebenfalls  nur 
flüchtig  erwähnte  Johann  von  Vastenburg  oder  Rastenburg 
zu  sein.  Nur  in  zwei  Urkunden  vom  Jahre  1368,  die  eine 
zu  Berlin  am  6.  September,  die  andere  zu  Salzwedel  am 
13.  September  ausgestellt.^®'^)  Die  in  so  kurzer  Zeit  auf 
einander  an  so  verschiedenen  Orten  unter  dem  Zeugniss 
desselben  Mannes  ausgestellten  Urkunden  beweisen,  dass  er 
an  keinen  District  gebunden,  sondern  ein  allgemeiner  Hofrich- 
ter war.  Dass  Vastenburg  und  Rastenburg  nur  denselben 
Mann  bedeuten,  geht  aus  dem  bei  beiden  Angaben  gleichen 
Vornamen  Johann  zur  Genüge  hervor. 

Schon  im  Jahre  1369  findet  sich  als  Hofrichter  Otto 
Morner.  So  häufig  derselbe  in  den  Urkunden  erwähnt  wird, 
so  ist  doch  kein  eigentlicher  hofrichterlicher  Act  von  ihm 
erweisbar.  Aus  den  verschiedenen  Ausstellungsorten  der 
Urkunden,  in  denen  er  als  Zeuge  mit  Angabe  seines  hof- 
richterlichen Amtes  vorkommt,  ist  zu  entnehmen,  dass  er 
kein  Districtshofrichter,  sondern  ein  allgemeiner  war.  Er 
kommt  vor  als  Zeuge  1369  in  Berlin:  am  13.  Januar,  am 
27.  Februar,  am  14.  April  und  am  24.  Juni;*^)  im  Jahre  1370 

484)  Cf.  BiedeL  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  291,  No.  5,  Anm. 

485)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIH.  8. 104,  No.  149;  S.  343  No.  94. 
Die  frankfurter  Urkunde  führt  das  Datum  am  mittewociien  vor  unser 
yrowen  taghe,  als  sie  geborn  wart.  Das  festum  nativitatis  beatae  vir- 
ginis  fiel  aber  im  Jahre  1368  auf  Freitag  den  8.  September,  also  fällt 
der  Mittwoch  vorher  auf  den  6.  September.  Biedel  gibt  unrichtig  das 
Datum  des  !•  Septembers  an. 

486)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  VIII.  S.  288,  No.  277  (1369  -  am  a  tage 
Epiphaniae  Domini  —  Berlin)  XXI.  S.  43,  No.  65  (1369  —  Berlin  —  fcna 
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er  schdnter  wiederum  in  Berlin  am  26.  Juni;  in  Soldin 
am  15.  April  1371;  in  Frenz  lau  am  15.  Februar  1372; 
in  Tangermünde:  am  27.  März  1373  und  am  19.  April 
e.  a.^^^)  Wenn  Otto  Morner  im  Jahre  1369  und  selbst  im 
Jahre  1370  constant  in  Berlin  auftritt ,  so  ist  daraus  noch 
nicht  herzuleiten,  dass  er  Districtshofrichter  für  Berlin  var. 
Er  wird  niemals  als  Hofrichter  eines  besonderen  Bezirkes 
bezeichnet,  sondern  allgemein  als  „unser  Hofrichter".  Bei 
dem  in  den  Jahren  1371,  1372  und  1373  hervortretenden 
Wandern  des  Hofrichters  ist  also  anzunehmen,  dass  er  über- 
haupt allgemeiner  Hofrichter  war. 

Im  Jahre  1376  wird  von  dem  Hofrichter  Otto  Morritz, 
der  sich  einen  Hofrichter  „in  der  Marke",  also  einen  all- 
gemeinen nennt,  bezeugt,  dass  er  ein  Grerioht  in  einer  Sache 
der  Rathmannen  zu  Königsberg  gegen  einen  Bürger  zu  Sol- 
din Heinrich  Grunenberg  gehalten  habe.^  Als  Beisitzer 
des  Gerichtes  werden  vier  Personen  genannt:  der  Archidiacon 

tercia  proxima  post  dominicam,  qua  cantatar  Reminiscere  miseracionum 
d.  i.  der  27.  (nicht,  wie  Büdel  hat,  der  26.)  Februar  und  VIII.  S.  290, 
No.  279  (1369  —  Berlin  —  feria  sexta  ante  dominicam,  qua  cantatur 
Miserico5rdk  dömini);  XII.  S.  503,  No.  27  (1369  —  Berlin  —  St.  Johannes 
Baptistentag,  als  er  geboren  wart). 

487)  Cf.  Biedel,  G.  D.  Br.  I.  XII.  S.  505,  No.  30  (1370  —  Berlin  — 
die  beatorum  Johannis  et  Pauli);  ibid  S.  303,  No.  32  (1371  —  Soldin  — 
feria  tercia  post  quasimodogeniti)  und  XVII.  S.  79,  No.  66  (1371  — 
Soldin  —  Dinstag  vor  dem  Sonntag,  als  man  singet  Misericordias  do* 
mini,  d.  i.  der  15.  April,  also  derselbe  Tag  wie  die  Bezeichntttlg  der 
vorher  angeführten  Urkunde  feria  tercia  post  Quasimodogeniti);  XXI. 
S.  198,  No.  143  (1372  —  Prenzlau  —  Dominica,  qua  cantatur  Invocavit); 
I.  S.  304,  No.  14  (1373  —  Tangermünde  —  Sontag  zu  Mitfasten,  den 
man  nennet  Laetare);  X.  S.  129,  No.  17  (1373  —  Tangermünde  —  am 
Dinstag  in  den  Oster  heiligen  Tagen). 

488)  Of.  Miedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  263,  No.  141  (1376):  Ich  Otto 
Morritz,  Hoverichter  in  der  Ma/rke  des  kochgeboren  vorsten  mf/nes  hem^ 
her  Segesmund  ma/rggraven  tu  BrandenJborgh,  bekenne  um  die  twidracht, 
dj  dieKatman  tu  Koningsberg  und  Hynric  grunenberg,  borger  tu  den 
soldin,  gehat  hebben  um  die  Stede  penninghe  to  Koningsberg  alzo  unt- 
scheiden  bebbe,  so  dat  dy  Ratmann  tu  Koningsberg  der  stede  penninghe 
syn  recht  geworden  und  vredelich  besitten  scholen,  so  dat  fainric  grünen* 
berg  und  syn  erve  dy  Ratman  tu  Koningsberg  nicht  mehr  an  dedinghen 
scholen  um  dy  vorgesproken  stede  penninghe.  Dar  na  sint  si  komen  an 
beyden  siden  und  hebben  my  van  gerichtes  wegen  gedanket  gudes  ge- 
richtes.  Dar  over  sin  gewesen  erbare  lüde  her  Ärnt  von  den  Game, 
arcMdiaken  tu  ZeUin,  und  mynes  heren  man  Sander  Sak,  Andreas  Wuh 
koiD,  Tideke  ElzhoU,  und  vü  mer  erbar  lüde,  vel  erber  lüde. 
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ZU  ZelHn  Arnt  von  den  Game,  die  Mannen  Sander  Sak, 
Andreas  Wulkow,  Tideke  Elzholt;  mit  dem  Zusatz  ^  dass 
noch  viele  ehrbare  Leute  zugegen  gewesen  seien.  Die  Zahl 
der  Beisitzer  ist  auch  hier  keine  fest  geschlossene. 

Dass  das  Hofgericht  über  zwei  städtische  Parteien  richtet, 
darf  nicht  Wunder  nehmen.  Kläger  ist  der  soldiner  Bürger 
Heinrich  Grunenberg  wegen  des  Stättegeldes  in  Königsberg, 
das  er  als  ihm  zustehende  Hebung  anspricht.  Da  es  eine 
Gemeindelast  war,  so  hatten  die  Bathmannen  von  Königs« 
berg  dasselbe  erhoben  und  einbehalten.  Er  klagt  deshalb 
gegen  die  königsberger  Rathmannen,  diese  aber  hatten  als 
Corporation  ihren  Gerichtsstand  nicht  vor  dem  Stadtgericht, 
sondern  vor  dem  Hofgerichte,  was  sich  weiter  unten  noch 
genauer  steigen  wird. 

Hennig  von  Orummensee  erscheint  als  allgemeiner  Hof- 
richter in  der  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1391  bei  -einem 
Vergleiche  zwischen  dem  Bathe  von  Bernau  und  dem  dor- 
tigen Richter  daselbst.*^®*)  Dass  er  ein  allgemeiner  Hof- 
richter der  Mark  ist,  ergibt  sich  aus  der  allgemeinen  Angabe 
als  „Hofrichter  des  Fürsten  Herrn  Jobst,  Markgrafen",  üeber 
die  Besetzung  des  Hofgerichtes  ist  aus  dieser  Urkunde  nichts 

488a)  Cf.  Riedel,  C.  J).  Br.  I.  XU.  S.  166,  No.  19  (1391):  Ick  Henig 
von  GrumeDsehe,  Ho  verlebter  des  hochgeboren  forsten  Hern  Jostes 
markgreven  imd  heren  tu  Mehren,  bekenne  und  betuge  in  dessen  Bryve, 
dat  sodase  schelinge,  alz  is  gewest  tuschln  den  Eadmannen  tu  olden 
Bernowe  und  Mewese  tymmennanne,  borger  uAd  richter  darsulvens,  be- 
richtet sin  gentzliken  und  deger,  nimmer  mehr  einghir  staken  oder  sake 
dar  ave  tu  rurende  odir  tu  denkende  an  beiden  syden  eingene  wyes 
in  allir  mate,  alz  dat  hir  na  gescreven  steit,  dat  di  vorgenante  Mewea 
tymmermann  scole  und  wille  sy  und  ore  borger  gemeynUken  laten  und 
beholden  by  aller  older  gewonheit  und  rechte,  dar  sy  dar  van  olden 
tyden  syne  fQtfaren  schulten  tu  Bernowe  by  beholden  und  gelaten  h eb- 
ben, wente  her  tu  em  alz  dat  he  scole  und  wllle  nemen  virteln  wontike 
j^nlghe  van  slnen  püchtlgern  vor  einem  schlUink  und  pennlge,  als  die 
Badmanne  hebbin  genomen  und  noch  nemen  von  oren  schulden  und 
gudern,  di  der  atat  varplichtlg  stirt,  ouk  an  andern 'tubehoringcn  des 
gericbts,  dat  sy  an  worttynse,  dat  sy  an  Gardentynöe,  oder  war  men  dat 
mer  anders  waran  genumen  möge,  dat  tu  dem  erbenumeden  gerlehte  tu 
Bernowe  llgge  und  gebore  ane  alle  gebreke.  Des  tu  orkoade  hebbe  Ik 
myn  Ingesegcl  laten  hangen  an  dessen  briff.,  dl  gegeven  is  tu  Bernow, 
Nach  Crlsti  gebord  druttein  hundert  jar  daorna  in  deme  ein  und  negen- 
tlgesten  des  sundages  na  deme  oversten.  Hie  over  slnt  gewest  d[esse 
bescheide  lüde:  Heyne  tymmerman^  Wilke  BlankenborsI ,  borger  tu  Ber- 
now, und  ok  mer  bedderver  lüde,  dy  wol  tugis  werdkh  sint. 
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ZU  entnehmen,  weil  ein  ordentliches  Ding  gar  nicht  gehegt, 
sondern  nur  ein  gütlicher  Vergleich  unter  den  Parteien  vor 
dem  Hofrichter  geschlossen  worden  ist. 

Im  15.  Jahrhundert  scheinen  die  allgemeinen  Hofrichter 
zu  verschwinden  und  den  Districtshofrichtern  Platz  zu  ma- 
chen. Ob  sie  ganz  verschwunden  sind,  lässt  sich  mit  völ- 
liger Gewissheit  nieht. sagen.  Es  kommen  noch  einige  Hof- 
richter vor,  die  schlechthin  als  „unse  Ho\^erichter"  besjeiohnet 
werden,  dennoch  lässt  sich  nicht  unbedingt  annehme^n,  daa^ 
sie  keinen  District  gehabt  hätten.  Das  WahyscheinKch^re 
ist  vidmehr,  daas  auch  sie  für,  einen  bes^fcimmten  SprejDgeJ 
ediigesetzt  waren,  weil  sie  an  Orten  vorkommen,  die  fiiglijc^ 
demselben  Districte  angehören  konnten.  •  ,:     ..: 

So  erscheint  im  Jahre  .1416  Hans  Bariut  ,9X&  B^ofr 
ricbter,  dem  die  Einweisung  in  Lehengüter  obliig,  welqte 
der  Markgraf  seinem  Schreiber  Ortel  von  Czemen  übertragCin 
hatte.^8^)  .'  '  .,       .. 

In  ahnlicher  Weise  wie  Hans.Barfot  tritt  der  Hofirioh- 
ter  Achim  Hake  auf.  Im  Jahre  1433  »oll  er  aufBefebl  die^ 
Markgrafen  einen  apandjauer  Bürger  Peter  Michel  in.  ger 
wisse  ländliche  Lohengüter,  einweisen;  dieselben  liegen  in 
der  Nähe  von  Nauen  bei  den  .Dörfern  Etiaiti  und  Marked^» 
Die  Urkunde  selbst  ist  von  Spandau  datierti*^)  14S7  i$t 
Achim  Hake  Zeuge  bei  einem  Urtheil  des  MarkgKafen. Fried- 
rich, das  dieser  in  Berlin  fällte.'*?^  Im  Jahre  1446  erh4Üt 
Achim  Hake  von  dem  Markgrafen  ein  Lehen.  Er:  musssicb 
im  Gefolge  des  Markgrafen  befunden  haben.  Die  Urkunde 
ist  von  Prenzlau  datiert.*^^)  Diese  letzte  Urkunde  spricht 
noch  am  Entschiedensten  dafür,  dass  Achim  Hake  kein 
Districtshofrichter  gewesen.  Derselbe  ist  gewiss '  ebenfalls 
in  Prenzlau  anwesend  gewesen.  Er  erscheint  also  in  Span- 
dau, Berlin  und  Prenzlau,  Orte,  die  wol  kaum  einem^  einzel- 
nen Districte  eines  Hofrichters  angehört  haben. 

489)  Cf.  JRiedel,  C.  D.  Br.  1.  X.'s.  495,  Np.  59  (1416).    Verbai  tn- 
wyaer  utt  Harns  Barfut  h(^erichtef. 

490)  Cf.  medel,  C.  D.  Br.  L  XI.  a  89,. No.  127  (1433),    • 

491)  Cf.  Itieäel,  C.  D.  Br.  I.  XI.  S.  342,  No.  73  (14a7>    . 

492)  Cf.  Miedel,  C.  D.  Br.  I.  VII.  S.  369,  No.  98  (1440. 
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g.  50. 
Von  den  Distriotshofrichtern  und  ihrer  Thatigkeit. 

1.   Das  DistriotsliofgeTicIit  in  der  Altmark. 

Der  älteste  Hofrichter,  von  dem  überhaupt  Zengniss 
gegeben  wird,  ist  Alverich  von  Kerkow,  der  im  Jahre  1247 
bei  Oründung  der  Neustadt -Salzwedel  als  Richter  in  allen 
Streitigkeiten  von  salzwedeler  Bürgern  mit  Bittern  genannt 
wird  (vergl.  Bd.  I.  S.  205  Note  348).  Er  wird  zwar  nur  als 
Richter  der  salzwedelschen  Bürger  bezeichnet,  aber  wafar«- 
scheinlich  hat  er  seine  Amtsthätigkeit  weiter  erstreckt.  Es 
wäre  sonderbar  gewesen  allein  für  die  Klagen  sakwedelscher 
Bürger  gegen  ritterliche  Personen  einen  besonderen  Hof- 
richter einzusetzen.  Gewiss  waren  auch  die  Bürger  anderer 
Städte,  wenn  sie  Ansprüche  gegen  Mitglieder  des  Ritter- 
standes durchzusetzen  hatten,  befugt  vor  den  Hofrichter 
Akerich  von  Kerkow  zu  treten.  Blickt  man  auf  die  Ent- 
Wickelung  dieser  Verhältnisse  im  folgenden  Jahrhundert,  so 
erscheint  die  Annahme  natürlich,  dass  schon  Alverich  von 
Kerkow  Hofriohter  für  die  Altmark  war,  dass  also  vor  ihm 
alle  Streitigkeiten  von  Bürgern  gegen  Ritter  zur  Entschei- 
dung gelangten  und  dass  er  mithin  schon  im  Jahre  1247 
eine  Stellung  einnahm,  wie  sie  in  anderen  Landesthei- 
len  erst  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  zur  Ausbildung  ge- 
langte. 

Mochte  immerhin  in  der  Urkunde  von  1247  Alverich 
von  Kerkow  nur  für  die  acht  ei-sten  Preijahre  der  Neustadt- 
Salzwedel  eingesetzt  sein,  sein  Amt  war  wahrscheinlich  ein 
dauerndes  und  verschwand  nicht  wieder  mit  dem  Ablauf  jener 
acht  Jahre.  Aehnlich  wie  Alverich  von  Kerkow  über  die 
Klagen  von  Büi^ern  gegen  Ritter  zu  Gericht  sitzen  soll, 
wird  im  Jahre  1324  in  der  Stadt  Stendal  von  einem  beson- 
deren Landrichter  Zengniss  gegeben,  der  in  Klagen  von 
stendaler  Bürgern  gegen  Ritter  oder  Knappen  competent 
ist  (vergl.  Bd.  I.  S.  207  bei  Note  348a  und  S.  212  Note  360). 
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Es  steht  nichts  im  Wege  diesen  Landrichter  in  der  näm- 
lichen amtlichen  Stellung  zu  denken  wie  ehedem  Alverich 
von  Kerkov.  Auch  des  in  Stendal  erwähnten  Landrichters 
amtliche  Thätigkeit  ist  wol  ebensowenig  auf  Stendal  einge- 
schränkt wie  die  Thätigkeit  Alverichs  von  Kerkow  auf  Neu- 
stadt-Salzwedel. Geradezu  wird  auch  im  Jahre  1343  den 
Einwohnern  der  Stadt  Stendal  die  Einsetzung  eines  Hof- 
richters zugesichert,  „de  beseten  si  in  der  olden  Marcke" 
und  der  alle  vierzehn  Nächte  in  Stendal  einreiten  soll  über 
Ritter  und  Knappen  zu  richten  um  Schuld  (vergl.  .Bd.  I. 
S.  207  Note  249).  Indem  der  Wohnsitz  des  Hofrichters  „in 
der  alten  Mark"  bezeichnet  wird,  ist  auf  der  einen  Seite 
ausgesprochen,  dass  es  sich  nicht  um  einen  für  Stendal  allein 
thätigen,  localen  Hofrichter  handelt,  was  übrigens  auch  da- 
durch beseitigt  wird,  dass  der  Hofrichter  in  Stendal  einrei* 
ten  soll,  mithin  dort  selbst  seinen  Sitz  gewiss  nicht  hat;  aijf 
der  anderen  Seite  aber  wird  seine  dauernde  Thätigkeit  auf 
die  ganze  Altmark  eingeschränkt.  Nichts  liegt  näher  als 
hier  an  den  in  späteren  Zeiten  unausgesetzt  auftretenden 
altmärkischen  Hofrichter  zu  denken,  der  in  Tangermünde 
seinen  Sitz  hatte,  vor  dem  Schlosse  in  Tangermünde  sein 
Gericht  hielt  und  zugleich  das  Lebenhofgericht  für  die  ganze 
Mafk  verwaltete. 

In  Alverich  von  Kerkow  ist  gewissennassen  der  histo- 
rische Anfang  der  altmärkischen  Districtshofrichter  zu  er- 
blicken. Darum  darf  man  nicht  annehmen,  dass  die  Districts- 
hofrichter überhaupt  in  allen  Theilen  der  Mark  Brandenburg 
älteren  Ursprunges  seien  als  die  allgemeinen  Hofrichter. 
Zwar  der  Bd.  I.  S.  206  angeführte  Grund,  dass  Alverich 
von  Kerkow  nur  auf  8  Jahre  als  Hofrichter  bestellt  worden 
sei,  also  nur  provisorisch,  gewissermassen  versuchsweise  ein- 
geführt worden  sei,  muss  zurückgenommen  werden.  Denn 
wenn  es  auch  in  der  salzwedeler  Urkunde  von  1247  heisst: 

Guius  libertatis  tempore  durante  ipsi  civitati  simi- 

liter  indulsimus  etc. 
und  mit  diesen  Worten  die  Geriohtebarkeit  des  Hofrichters 
für  Salzwedel  allerdings  auf  acht  Freijahre   eingeschränkt 
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wird,  so  ist  doch  in  der  Urkonde  selbst  Bchon  dier. liiere 
Fortdauer  jenes  hofricbterlichen  Amtea  cuagedeutc^t  .yv-Qrdj^nk 
Qanz  allgemeia  heisst  es  am  Schlüsse: 
Quod  si  ipfium  Alvericum  de  seculo  decedere  contigerit, 
in  successore  hujus  judicii  ipsi  civitatlprovide- 
bimus,  prout  nobis  et  ipsi  civitati  videbimus  expodire. 
Es  wäre  möglich,  aber  es  ist  kaum  wahrseheinlich^  dasa  hier 
nur  an  den  innerhalb  jener  acht  Preijahre  erfolgenden  Tod 
Alrerichs  von  Kerkow  gedacht  wäre.    Jedenfalls  wird  .die 
Amtanachfolge  des  von  Kerkow  auf  unbestimmte  Dauer,  als» 
über  jene  acht  Jahre  hinaus  in  Aussicht  gestellt.  •      . 

'Wennschon  hienach  die  Oontinuität  des  hofrichterUcben 
Amteis  von  der  Zeit  Alvericha  von  Kerkow  bis  zu  den  Be* 
Btimmungen  in  den  stendaler  Urkunden  von  1324  und  1343 
kaum  in  Zweifel  gezogen  werden  kann,  so  ist  damit  für  den 
historischen  Ursprung  der  Districtshofrichter  in  den  übrigen 
Lyandeatheilen  ausserhalb  dicr  Altmark  noch  nichts  bewiesenj 
Die  Altmark  war.  das  älteste  Stammland  der  Mark  Brandenr 
bürg,  der  Hofrichter  war  zugleich,  der  oberste  Hofiricbter 
für  die  ganze  Mark,  denn  er  wurde  der  Yorsitzer  deä.Lehetir 
ho^erichtes  zu  Tangermünde,  das  bekanntlich  übenr  alle  Le* 
ben  betreffende  Sachen  im.  ganzen  Lande,  competent  war. 
Bei  der  Einfährung  des  altmärkischen  Hofricbters.  lag  wol 
kaum  die  bewusste  Idee  zum  Grunde  die  ganze  Mark  Bran- 
denburg in  besondere  Diistricte  einzutheilen  und  jedem  dei> 
selben  ftir  eine  gewisse.  Jurisdiction  einen  besondieren  •  Hof- 
richter vorzusetzen.  Ein  ständiger  Hofrichter  zur  diaoernden 
Yertretung  des  Markgrafen  sollte  Alverich  von  Kerkow  sein, 
fin  einlein  Gegensatz  zu  aUgeateinen  Hofrichtern  hat  man.  im 
Jahre  1247  nicht  fäglich  denken  können.  Weder  aus  der 
.salzwedeler  Urkunde  von  1247  noch  aus  den.  stendaler  von 
1324  und  1343  ist  mit  Gewissheit  zu  entnehmenv  dass«  de 
jure  alle  a^ntlichen  Functionen  des  Hofnchters^  der  in  Sidz- 
wedel  und  Stendal  richten  sollte,  auf  die  Altmärk  einge- 
schränkt gewesen  seien.  Nicht  dass  er  ein  Diatricts- 
Hofrichter  sei,  und  zwar  nur  ftir  die  Altmark,  sondern  dass 
9t  ein  dauernder  Hofrichter  sei,  war  der  Gedanke,  der  wol  bei 
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UebertraguBg  des  Amtes  an  Alverich  Kerkow  vorsohwebte. 
Im  14.  Jahrhundert  erst  bildete  sich  die  Idee  des  Distrkts- 
hofriehters  aus  und  jetzt  erst,  wie  die  stendaler.  Urkunde 
von  1343  beweist,  legte  man  Gewicht  darauf  die  Thätigkeit 
des  'Hofrichters,  wenigstens  soweit  sie  Nichtlehensachen  be- 
traf, auf  die  Altmark  einzuschränken.  Nur  einen  yorläufer 
der  späteren  Districtshofrichter  kann  man  Alverich  von  Eer- 
kow  nennen.  Einen  allgemeinen  Hofrichter  kann  man  ihn 
nicht  nennen,  weil  nirgends  hervortritt,  dass  er  amtlich  in 
jedem  Theüe  der  Mark  auch  ausserhalb  der  AMmark  als 
Hofrichter  auftreten  durfte.  Einen  Districtshofriohter  kann 
man  ihn  aber  ebenfalls  nicht  nennen,  weil  er  vermuthlich 
schon  seit  1247  in  Lehenssachen  für  die  ganze  Mark  com- 
petent  war.  Embryonisch  trägt  dieser  Ho&ichter  hoob  heidd  ' 
Formen  des  hofrichterlichen  Amtes  in  sich,  oder,  uto  es 
weniger  paradox  auszudrücken,  der  Gegensatz  von  allge* 
meinen  und  Districtshofrichtern  gehört  einer  späteren .  Zeit 
an,  man  fasst  Alverich  von  Kerkow  ebenäo  unrichtig  auf, 
wenn  man  ihn  ausschliesslich  unter  die  eine,  wie  wenn  man 
ihn  unter  die  andere  Categorie  bringt. 

Zum  Schluss  wolle  man  nicht  vergessen,  dass  die  aU* 
gemeine  Bntwickelung  des  Amtes  des  Hofrichters  unbejgreif- 
lieh  wird,  wenn  man,  gestützt  auf  das  Beispiel  Alverichs 
von  Kerkow,  eine  bewusste  und  conöequente  Einführung  von 
Districtshofrichtern  im  ganzen  Lande  bereits  im  13.  Jahr- 
hundert statuiert.  Wäre  dieser  Zustand  der  frühere,  so 
hätten  die  allgemeinen  reisenden  Hofrichter  kaum!  einen 
Sinn.  Denn  waren  einmal  im  ganzen  Lande  hofrichterüehe 
Districte  vorhanden,  so  konnte  sich  in  ihnen  füglich  die  gan^e 
vor  den  Hofrichter  gehörige  Jurisdiction  sammeln  und. ab- 
schliessen.  Die  Lehenjurisdiction  blieb  in  Tangermünde,  all6 
übrige  hofgerichtliche  Justiz  hatte  der  Districtshofrichter  n^ 
was  blieb  für  den  allgemeinen  Hofrichter?  Umgekehrt  da- 
gegen findet  die  Entwickelung  naturgemässen  Zusammeniiang 
und  zeigt  einen  Portschritt  vom  Unvollkommenen  zum  VoH- 
kommneren.  Im  13.  Jahrhundert  ein  Hofrichter,  weder  klar 
als  allgemeiner,   noch  klar  als  Districtshofrichter  gedacht, 
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mit  dauet*iidem  Sitze  in  der  Altmark^  vermuthliek  in  Tanger- 
münde. Im  14.  Jahrhundert  dehnt  sich  das  Land  aus,  das 
Bedürfniss  zu  mehrfacher  Vertretung  des  Markgrafen  durch 
Hofrichter  wächst.  Statt  des  einen  Hofricbters,  der  an 
einem  Orte  blieb,  werden  HoMchter  ernannt;  die  im  Lande 
überall  umherreisen  und  jede  zur  hofrichterlichen  Jurisdiction 
gehörige  Sache  entscheiden.  Das  sind  die  allgemeinen  Hof- 
richter. Bald  genügen  auch  sie  nicht,  man  ernennt  für  ein- 
zelne LandestheilC;  deren  jeder  indessen  mehrere  Yogteien 
umfasst,  Di^trictshofrichter,  die  die  kleineren  Sachen  rich- 
ten, namentliche  Klagen  gegen  Bitter  wegen  debita.  Da- 
neben noch  die  allgemeinen  reisenden  Hofrichter  für  die 
wichtigeren  Sachen.  Die  Lehenjurisdiction  blieb  ungetheilt 
*und  ständig  bei  dem  Hofgericht  in  Tangermünde. 

Endlich  geschah  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  der 
letzte  Schritt.  Man  zertheilte  auch  das  eine  ständige  Lehen- 
hofgericht in  Tangermünde,  vereinigte  die  Lehenjustiz  und 
die  dingliche  über  Bitterbürtige  mit  der  persönlichen  der 
Distriotshofrichter,  errichtete  in  den  verschiedenen  Landes- 
theilen  ständige  Districtshofgerichte,  die  nun  die  allgemeinen 
Hofrichter  vollkommen  überflüssig  machen  und  gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  die  ganze  Justiz  über  die  Bitterbürti- 
gen  und  die  jurisdictionell  ihnen  gleichstehenden  Personen 
übten.  Die  Entwickeluhg  beginnt  mit  einem  einzigen  stän- 
digen  Höfrichter  in  der  Altmark,  sie  schliesst  mit  ständigen 
provinziellen  Hofgerichten. 

Die  altmärkischen  Distriotshofrichter  verbanden,  wie 
schon  vorher  bemerkt  worden,  insofern  den  Character  eines 
allgemeinen  Hofrichters  für  das  ganze  Land  mit  ihren  Func- 
tionen für  die  Altmark,  als  sie  in  Lehensachen,  für  die  ganze 
Mark  competent  waren.  So  wenig  von  den  Personen  der 
altmärkischen  Hofrichter  überliefert  wird,  fast  immer  er- 
scheinen sie  bei  einem  Bechtsact  der  nicht  die  Altmark, 
sondern  einen  anderen  Landestheil  betrifft.  Im  Jahre  1390 
entschied  der  altmärkische  Hofrichter  Friedrich  Dequede 
den  Streit  zwischen  den  von  Alvensleben  und  den  von  Carp- 
zow   um   das  Dorf  Schmollen,   welches   in   der  Nähe  von 
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Brandenburg  belegen  war>®^)  Beisitzer  waren  bei  diesem 
Lehenhofgerichte  sieben  genannte  Personen  und  „andere  bie- 
dere Leute  genug''.  Die  namentlich  bezeichneten  Personen 
sind:  Bernhard,  Meister  des  Johanniterordens  in  Sach- 
sen, Pusske,  Hauptmann  in  Tangermimde/  Rudolf  zu 
Krumstorf,  Heinrich  Koket,  Johann  Borstell,  Ort- 
wein Probst  zu  Berlin,  Henning  Ringerschlag.  Die 
Zusammensetzung  des  Gerichtshofes  beweist,  dass  die  Per- 
sonen der  Beisitzer  aus  der  Lehensmannschaft  des  Mark- 
grafen mit  völliger  Freiheit  gebildet  und  dass  nicht  etwa 
bloss  die  Ritterschaft  der  Altmark  zum  Lehengerichtshof  in 
Tangermünde  hinzugezogen  wurde.  Es  stehen  der  Meister 
des  Johanniterordens  Bernhard,  der  der  Altmark  speoieU 
nicht  angehörte,  und  der  Propst  Ortwein  zu  Berlini  neben 
dem  Hauptmann  von  Tangermünde  Pusske.  Dass  eine  geist- 
liche Person  wie  dej  Propst  von  Berlin  bei  dem  Lehenhof- 
gerichte hinzugezogen  wurde,  hat  einen  Vorgang  in  dem 
Streite  des  Abtes  von  Lehnin  gegen  die  Herren  von  Qi*ö- 
ben  vom  Jahre  1339  (vergl.  oben  g.  48  bei  Note  471),  wo 
drei  geistliche  Personen  hinzugezogen  wurden.    Im  vorlie- 

498)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  70,  No.  110;  XVÜ.  S.  89,  No.  80 
(1390):  Ich  Friedrich  Deqwede,  Hoffrichter  zu  Tangermimde  etc.  bekenne 
öffentlich  mit  diesem  offenen  Briefe  vor  allen,  die  ihn  sehen  oder  hören 
lesen,  dass  vor  mir  sein  gewesen  im  gerichte  die  gestrengen  Herr  Lu- 
dolf  und  Friderich  Gebrüdere  die  von  Alvensleben,  als  ihnen  mein 
Herr  der  Marggraf  selber  den  Kechtstag  geleget  und  sie  beschieden 
hat  als  umb  das  Dorf  zu  Schmollen.  Das  vollführen  die  von  Alvens- 
leben an  ihrem  Eechtc,  also  dass  meines  Herren  Männer  ihnen  das 
Gut  mit  rechten  ürtheüen  und  mit  Bechte  zusprachen,  also  dass  Ur- 
thel  über  Urthel  darüber  gegangen  sein,  dass  das  vorgenante  Gut  den 
vorgenanten  von  Alvensleben  mit  allem  Rechte  zugesprochen  ward  vor 
gehegeter  Bänke  und  denen  Carpzowen  abe,  dass  aie  vorgenante  Garp- 
zowen  des  vorgenanten  Gutes  unrecht  vor  Gerichte  geworden  sein. 
Darnach  erwarben  die  vorgenante  von  Alvensleben  mit  ürthel  und  mit 
Rechte,  dass  ich  ihnen  über  dasselbige  Gut  einen  Frieden  gewirket  habe 
in  gehegeter  Bänke,  als  dass  mines  Herren  Männer  mit  ürthel  gespro- 
chen haben  und  getheilet.  Darüber  sind  gewesen  die  würdigen  Herren : 
Bernhard  Meister  in  Sachsen  St.  Johannis  Ordens,  der  edle  Pusske 
Hauptmann  zu  Tangermünde,  Her  Budolf  zu  Krumstorf,  Her  Heinrick 
Koket,  Johann  Boi'stelly  Herr  Ortwein  Probst  zu  Berlin,  Henning  Bin- 
gerschlage  und  ander  bieder  Leute  genug.  Des  zu  Urkunde  habe  ich 
das  Gerichts  -  Insicgel  zu  Tangermünde  an  diesen  Brief  lassen  hangen. 
Gegeben  nach  des  heiligen  Christi  Geburt  1390  an  St.  Andreae  Abend 
des  Apostels. 
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genden  Falle  ist  nur  insofern  ein  Unterschied  zu  bemerkeü, 
als  nicht  wie  dort  eine  geistliche  Partei  gegen  eine  weit» 
liehe,  sondern  zwei  weltliche  Parteien  unter  einander  streiten. 

Da  unter  den  Beisitzern  der  Hauptmann  zu  Tanger- 
münde Pusske  erwähnt  wird,  so  ist  klar,  dass  das  Amt  des 
altmärkischen  Hofrichters  von  dem  des  Hauptmannes  ver» 
schieden  ist. 

In  der  Urkunde  werden  die  Beisitzer  als  Mannen  be- 
zeichnet und  das  dontet  darauf,  dass  die  Sache  selbst  einen 
Lehenbesitz  betraf  und  dass  nicht  etwa  ein  Act  der  mark- 
gräflichen Kammer  als  obersten  Gerichtes  in  Alodialsachen 
vorlag.  Gleichwol  stellt  sich  dieses  Urtheil  des  Lehen- 
gerichtshofes  zu  Tangermünde  als  Urtheil  einer  höheren  In- 
stanz dar.  Die  Urkunde  hebt  hervor,  dass  zu  Gunsten  der 
von  Alrensleben  nunmehr  „Urtheil  über  Urtheil"  ergangen 
sei.  Demnach  erscheint  der  Lehengerichtshof  zu  Tanger- 
fliände  als  oberstes  Lehensgericht.  Sehr  wol  stimmt  da- 
mit überein,  däss  die  allgemeinen  Hofrichter  mehrfach  in 
Streitigkeiten  über  Lehen  Entscheidungen  getroffen  haben. 
Henning  Veitberg  erscheint  im  Jahre  1352  zweimal  als  Vor^ 
sitzender  eines  Lehengerichtes  (vergl.  oben  §.  49  Note  479, 
480).  Das  Lehenhofgericht  von  Tangermünde  war  wol  im- 
mer im  Stande  als  höhere  Instanz  das  vorhergehende  Ur- 
theil eines  solchen  allgemeinen  Hofrichters  zu  reformieren. 

In  der  in  Rede  stehenden  Urkunde  -wird  endlich  ausge- 
sprochen, dass  den  Siegern  Gebrüdern  von  Alvensleben  ein 
Friede  gewirkt  sei.  Die  Urkunde  ist  zu  Tangermünde  aus- 
gestellt, wo  das  Urtheil  gefällt  worden  ist.  Das  streitige 
Dorf  Schmollen  befindet  sich  in  der  Nähe  von  Brandenburg 
am  plaueschen  See.  Eine  wirkliche  Besitzeinweisung  kann 
also  mit  dem  Friedewirken  nicht  gemeint  sein.  Nur  die 
rechtliche  Unanfechtbarkeit  der  den  von  Alvensleben  zuge- 
sprochenen Befugnisse  kann  mit  dem  gewirkten  Frieden  er- 
klärt worden  sein.  ^ 

Der  Nachfolger  Friedrich  Dequede's  im  Amte  des  Hof- 
richters zu  Tangermünde  scheint  Cuno  von  Cokede  gewesen 
zu  sein.    Derselbe  tritt  in  einem  grossen  Streite  mit  der 
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Stadt  Prarikftirt  im  Jahre  1429  auf,  in  welchem  gerade  die 
Competenz  des  tangermünder  Hofgerichteö  erörtert  wird. 
Die  betreffenden  tJAunden,  die  wegen  ihreöi  grossen  Um- 
fange» hier  öicht  wiedergegeben  werdeb  können,*^)  ergaben 
Folgendes:  Markgraf  Johann  hatte  bei  dem  Gerichte  vor 
der 'Brücke  zu  Tangermtinde  unter  dem  Vorsitze  des  Cuno 
Toii  Cokede,  der  als  judex  generalis  per  antiquam 
Marchiam  Brandenburgensem  oder  höverichter»  der 
ald^n  marke  bezeichnet  wird,  eine  Klage  gegen  die  Stadt 
Frankfui-t  wegen  Gewalt  mit  Gerüfte  und  auch  andere  Kla- 
gen atArin^en  lassen.  Cuno  von  Öokede  hat  den  Rath  der 
Stadt  zu  seiner  Verantwortung  citieren  lassen,  dieser  aber 
bestritt  die  Ooitipetenz  des  altfiaärkischen  Hofgeriöhtes,  be- 
hswipteie  nur  vor  dem  frankfurter  Stadtgericht  verpflichtet 
ZU'  sein  ^ü  Recht  zu  stehen,  und  appellierte  an  den  Kur- 
fürsten selbst  über  die  Zulässigkeit  seines  Incompeteiüzeiii- 
wandes.  Diese  Appellation  war  unterzeichnet  worden  von 
dem  Bürgermeister  von  Frankfurt  und  den  Rathmannen, 
nämKch:  Httfas  Grunenberg,  Hans  Zeteler,  Mertfn  Wyns, 
Petsoh  Briandenburgh,  Hans  Dobrin,  Cone  Schulte,  Hans 
Wesemeyster,  Hinrik  Belkow,  Nidcil  Yesir,  Nickel  Legenitz, 
Hans  Hakeman,  Peter  Pressil,  Peter  Dene,  Hans  Oterwasch, 
Hans  Petersdorff,  Heinrich  Hasenfelde,  Pawel  Grosze,  Ditt- 
rieh  Lunenborgh,  Hans  Messow,  Dittrichi  Marcgrefe,  Hein- 
rich Kauwel,  Zomerfeld,  Jurge  Kruger.  Der  Rath  von  Frank- 
furt beruft  sich  darauf,  dass  er  nach  einem  alten  Privilegium 
Markgrafs  Waldemar  vom  Jahre  1317  vor  keinem  anderen 
als  dem  Stadtgerichte  zu  Recht  zu  stehen  brauche.  Die 
betreffende  Stelle  jenes  Privilegiums  lautet: 
ipsos  eciam  cives  ad  nullu;n  Judicium  provin- 
ciale  extra  civitatem  predictam  trahi  volumus, 
sed  omnes  cause  contra  ipsos  movende  in  ipsa  civitate 
coram  suo  judice  et  scabinis  ac  aliis  personis,  quo- 
rum  interest,  debent  de  cetero  agitari. 
Dieses  Privilegium  sei  von  allen  nachfolgenden  Markgrafen, 

494)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIH.  S.  185-191,  No.  236,  237,  238 
(1429). 
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namentlich  auch  vom  Enrförsten  Friedrich  im  Jahre  1415 
bestätigt  worden. 

Die  üeberreichung  der  Appellationsschrift  geschah  durch 
einen  gewissen  Mauricius  Küster  in  der  Wohnung  des  Hot- 
richters Cuno  Yon  Gokede  und  in  Gegenwart  des  den  Ueber- 
reichungs-  und  Interpositionsact  protocollierenden  Notars 
Johannes  Sprossel  de  Ulssen.  Bei  der  Uebergabe  der  Be« 
rufiing  an  den  höheren  Richter  erklärte  Guno  von  Gokede, 
nachdem  er  Eenntniss  von  dem  Inhalte  derselben  erhalten 
hatte,  die  beklagte  Partei  möge  nur  im  nächsten  Termine 
erscheinen,  er  werde  ,Juxta  dictamen  seu  diffinicionem  va- 
sallorum'^  erkennen;  er  verlangte  also,  dass  die  beklagte 
Stadt  ihren  Incompetenzeinwand  im  nächsten  Termine  in 
foro  geltend  machen,  einstweilen  aber  dem  ergangenen  La- 
dungsbefehle  Folge  leisten  solle.  Die  Stadt  Frankftirt  gieng 
hierauf  wie  es  scheint,  nicht  ein. 

Aber  auch  der  angerufene  Kurfürst  selbst  hat  wol  mit 
seinen  Bäthen  kein  Urtheil  in  der  Sache  ergehen  lassen, 
wenigstens  ist  keine  Urkunde  dieser  Art  überliefert.  Statt 
dessen  findet  sich  ein  Urtheil  der  magdeburgischen  Schöffen, 
das  den  Bechtsausführnngen  der  beklagten  Stadt  überall 
beitritt,  den  Hofrichter  Guno  von  Gokede  einer  ungehörigen 
Ueberschreitung  seiner  Gompetenz  für  schuldig  befindet  und 
ihn  deshalb  zum  Ersatz  des  Schadens  und  zu  einer  Busse 
verurtheilt. 

Was  den  fraglichen  Streitfall  selbst  anlangt,  so  ist  es 
zunächst  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  Guno  von  Gokede 
als  Vorsitzender  des  Hofgerichtes  in  Tangermünde  die  La- 
dung an  die  Stadt  Frankfurt  hat  ergehen  lassen.  In  den 
Urkunden  selbst  zwar  wird  dasselbe  mehrfach  als  Landge- 
richt vor  der  Brücke  zu  Tangermünde  bezeichnet  und  es 
ist  anderweitig  bekannt,  dass  der  Vogt  von  Tangermünde 
das  Landgericht  für  die  ihm  untergebenen  Vogteien  eben- 
dort  abgehalten  hat,  aber  der  Hofrichter  der  Altmark,  der 
die  Ladung  offenbar  eben  in  dieser  seiner  amtlichen  Bigenschaft 
erlassen  hatte,  kann  nur  als  Praeses  eines  Hofgerichtes 
gedacht  werden.    Er  sagt  ferner,  dass  er  in  der  vorliegen- 
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den  Sache  jiixta  dictamen  et  diffiDicionem  v-asallorum  do- 
mini  (des  Markgrafen)  urtheilen  wolle,  dass  er  die  Appell 
lationsscbrift  der  beklagten  Stadt  wolle:  vasallis  domini 
sui  tradere  et  exhibere  legendas;  das  urtheilende  Gericht 
ist  also  unzweifelhaft  mit  ritterlichen  Mannen  besetzt,  also 
ein  Hofgericht.  .- 

Die  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  ist  keine  Lehen- 
sache, es  handelt  sich  um  einen  Criminalfall,  denn  die  Klage 
wird  mit  Gerüfte  erhoben  wegen  Gewalt.  Ob  die  anderen 
Klagepunkte  ebenfalls  crimineller  Natur  waren,  ist  in  den 
Urkunden  nicht  ausgesprochen,  aber  wahrscheinlich.  Jeden- 
falls liegt  die  auffallende  Thatsache  vor,  dass  das  Hofge- 
richt zu  Tangermünde  in  einer  Sache,  die  keinen  Lehensfall 
betrifft,  sich  Corapetenz  zuschreibt  über  eine  Partei,  welche 
ausserhalb  der  Altmark  ihren  Wohnsitz  hat.  Eine  Ungehörigkeit 
schlechthin  kann  das  nicht  gewesen  sein,  denn  die  beklagte 
Stadt  Frankfurt,  welche  ein  dringendes  Interesse  hatte  die 
Unrechtmässigkeit  der  von  Cuno  von  Cokede  erlassenen 
Ladung  von  allen  Seiten  darzustellen,  deutet  in  ihren  Ver- 
theidigungsschriften  mit  keinem  Worte  an,  dass  Cuno  von 
Cokede  nur  für  die  Altmark  competent  sei  und  dass 
die  gegenwärtige  Sache,  welche  keine  Lehen  betreffe, 
vor  das  Lehenhofgericht  von  Tangermünde  nicht  gehöre. 
Formell  und  an  sich  rauss  es  zulässig  gewesen  sein,  dass 
das  Hofgericht  in  Tangermünde  in  Criminalsachen  auch  ge- 
gen ausserhalb  der  Altmark  ansässige  Parteien  richterlich 
einschritt.  Die  Erklärung  scheint  auf  folgende  Weise  ge- 
sucht werden  zu  müssen. 

Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  waren  die  allgemeinen 
reisenden  Hofrichter  noch  in  Uebung.  Auch  auf  die  Neu- 
mark, zu  der  Frankfurt  an  der  Oder  gehört,  dehnten  die- 
selben ihre  Thätigkeit  aus.  Johann  von  Buch  hielt  einen 
Hofgerichtstag  im  Jahre  1335  in  Frankfurt  ab  (vergl.  oben 
§.  49  bei  Note  470).  Im  Jahre  1352  scheint  Henning  Veit- 
berg in  Soldin  einen  Gerichtstag  gehalten  zu  haben,  worin 
er  dem  Jacob^Boytin  die  Hälfte  des  Städtchens  Sloppe  zu- 
spricht (cf.  oben  §.  49  bei  Note  479).    Wahrscheinlich  ist 
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auth  im  Jahre  1375  das  Urtheil  des  allgemeinen  Hofiichters 
Otto  Morritz  in  Betreff  des  Stättegeldes  in  Königsberg  in 
eben  dieser  Stadt  erfolgt.  Es  ist  oben  bemerkt  worden, 
dass  die  allgemeinen  Hofrichter  im  15.  Jahrhundert  anfangen 
zu  verschwinden.  Insbesondere  ist  flir  die  Neumark  die 
Thätigkeit  eines  allgemeinen  Hofrichters  seit  dem  Jahre  1375 
nicht  mehr  zu  erweisen.  Dagegen  findet  sich  folgende  cha- 
racteristische  Thatsache. 

Im  Jahre  1388  War  ein  Streit  zu  entscheiden  zwischen 
Borkhart  Borcke  und  dem  Abte  des  Klosters  Marienwalde 
wegen  eines  Hofes  zu  Hystorf  (heute  Hitzdorf)  und  zwanzig 
dazugehörigen  Hufen.  Der  Kläger  erhob  seinen  Anspruch 
Tor  dem  Mannengericht  und  dieses  setzte  mit  Zustimmung 
beider  Theile  einen  Termin  zu  Arnswalde  an.  Wer  erscheint 
nun  als  Vorsitzer  dieses  Mannengerichtes?  Kein  Hofrichter 
weder  ein  allgemeiner  noch  etwa  fär  einen  District  beson- 
ders bestehender,  sondern  der  Vogt  über  Oder  Arndt  von 
der  Oste,  also  der  Landhauptmann.*^^)  Es  kommt  in  diesem 
Falle  weniger  darauf  an,  ob  das  Mannengericht  über  die 
streitenden  Parteien  competent  war,  sondern  darauf,  wie 
dieses  Mannengericht  selbst  organisiert  gewesen  ist.    Einen 

495)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  481,  No.  55  (1388):  Vor  allen 
Christen  Leuten,  die  diesen  brief  sehen  oder  hören 'lesen,  bekenne  ich 
Arndt  van  der  Oste  Vogt  d-er  MarJce  diesett  der  Oder,  das  Borkhardt 
Borcke  ist  vor  mir  gewesen  zw  Arnswaldt  und  ansprach  zwanzig  hufen 
za  Hystorfif  und  den  Hoff  doselbst,  die  dem  Gotshause  zu  Marienwalde 
angehören.  Des  legte  ich  nach  meins  Herrn  Manne  rauh  meinem  Herrn 
dem  abbte  von  Marienwalde  von  des  Gottshauses  wegen  und  Borkhardt 
Boreken  wacÄ  jrer  beider  wylköre  einen  Rechtstagk  an  Sanct  Jacobstage 
nechst  zw  kommende  zw  Amswald  zw  haltende.  An  demselben  tage 
und  uff  der  vorbenanten  Stette  wart  der  Abbat  von  des  Gottshauses 
wegen  Marienwalde  aller  Zuspräche  gerecht,  die  Burkhardt  Borcke  vor- 
genant zw  den  hufen  und  hofe  zu  Hystorff  hatte,  und  wart  gantz  geendet 
und  gelendet  vor  meines  herren  Mannrechte  in  der  kegenwartigkeit 
Borkardes  vorbenanth.  Die  urthele  in  dem  Rechte  brachten  ihm  mei- 
nes herren  Man  als  Henning  Kerstel,  Hans  von  Wedel  zu  Norinberg 
wonhafftig,  Günther  von  Cratzenigk,  Junge  Hans  von  Brederlo,  Hein- 
rich von  Goltze  Kerstian  Blumigke  und  andere  viel  meins  heren  Manne, 
die  darüber  whoren  Ghiese  Blankensehee,  Ulrich  Zolniss,  Schiltberch 
und  Meydeborch  Rathmanne  zu  Arnswolde  und  viel  mehr  Erbarer  und 
Bederbener  Leute,  beide  meins  herren  Manne  und  Bürgere ,  die  alle 
über  dem  Rechte  waren.  Zw  grosser  Bekenthnisse  und  Urkunde  dieser 
ding  habe  ich  arndt  von  der  Oste  vorgenant  mein  Ingesiegel  mit  willen 
an  diesen  brieff  lassen  hengen. 
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ständigen  Hofrichter  für  die  Neumark  scheint  es  im  Jahre 
1388  nicht  gegeben  zu  haben.  Es  kommt  zwar  schon  ein 
Judicium  vasallatus  für  das  Land  Friedoberg  in  der  Neu- 
mark im  Jahre  1338  vor  (vergl.  Bd.  I.  S.  207  bei  Nöte  350, 
351).  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  ein  für  persönliche 
Ansprüche  gegen  Ritterbürtige  competenter  Districtshofrioh- 
ter  im  Jahre  1388  bestanden  hat,  1384  wird  wenigstens  ein 
Hofrichter  Wilkin  Glitzer  als  Praeses  des  Judicium  vasal- 
latur  für  Friedeberg  erwähnt.  Aber  im  vorliegenden*  Falle 
handelte  es  sich  um  dingliche  Ansprüche,  die  wol  eigentlich 
nur  dem  allgemeinen  Hofrichter  zur  Entscheidung  zustanden. 
Einen  analogen  Fall  bietet  das  Havelland.  Seit  13Ö6  be- 
sass  dieses  einen  Districtshofrichter  Bruning  von  Hakenberg 
(Bd.  I.  S.  207  bei  Note  353);  im  Jahre  1362  wurde  gleich- 
wol  ein  um  Grundbesitz  geführter  Streit  zwischen  der  Wittwe 
des  von  Slaberstorf  und  dem  in*  Spandau  wohnenden  Betke 
Velkener  vor  dem  allgemeinen  Hofrichter  Henning  Veitberg 
in  Berlin  zum  Austrag  gebracht  (vergl.  oben  §.  49  bei  Note 
481).  Es  ist  daher  keine  unnatürliche  Annahme,  dass  auch 
in  dem  Streite  zwischen  Burkhardt  Börcke  und  dem  Abte 
von  Marien walde  der  Districtshofrichter,  selbst  wenn  für 
jene  Gegend  von  Arenswalde  ein  solcher  bestand,  nfcht 
competent  gewesen  sein  würde  wegen  der  Grundbesitz  be- 
treffenden Natur  des  Anspruches.  Wenn  statt  eines  allge- 
meinen Hofrichters  der  Landhauptmann  Arnt  von  der  Oste 
den  Vorsitz  führt,  so  scheint  dies  darauf  zu  deuten,  dass 
allgemeine  reisende  Hofrichter  in  jener  Zeit  schon  nicht 
mehr  recht  in  üebung  waren. 

Im  15.  Jahrhundert  blieben  nun  die  reisenden  Hofrich- 
ter ganz  aus.  Provinzielle  Hofgerichte,  welche  für  jede 
Art  von  Streitigkeiten  gegen  Ritterbürtige  competent  waren, 
existierten  noch  nicht.  In  diesem  Uebergangsstadium  ge- 
schah es  wol,  dass  man  das  ständige  Hofgericht  zu  Tanger- 
münde mit  einer  Competenz  für  alle  selbst  nicht  lehenrecht- 
lichen Frocesse  gegen  den  Ritterstand  oder  die  ihnen  gleich- 
stehenden Personen  ausrüstete.  So  war  es  im  Jahre  1429 
möglich,  dass  das  Hofgericht  der  Altmark  sich  eine  Competenz 
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Über  die  Stadt  Frankfurt  zuschrieb,  die  es  nicht  gehabt  ha- 
ben würde,  wenn  die  reisenden  Hofrichter  noch  in  leben- 
diger üebung  gewesen  wären,  oder  wenn  die  ständigen  pro- 
vinziellen Hofgerichte  bereits  wären  so  eingerichtet  worden, 
wie  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  Bestand 
gehabt  haben. 

Im  Jahre  1433  wird  Ck^us  Borenfeld  in  dem  Besitze 
des  raarkgräflichen  Hofgerichtes  in  Prankfurt  bestätigt.*^) 
Es  werden  dabei  alle  Zubehörungen,  die  von  Alters  zum 
Hofgericht  gehört  haben,  erwähnt  und  das  deutet  darauf, 
dass  das  frankfurter  Hofgericht  nicht  erst  im  Jahre  1433 
eingeführt  ist,  sondern,  obwol  es  vorher  in  den  Quellen  nicht 
erwähnt  wird,  schon  seit  langer  Zeit  bestand.  Jedenfalls 
muss  dieses  im  Jahre  1433  dem  Claus  Borenfelde  übertra- 
gene Hofgericht  von  Frankfurt  bereits  im  Jahre  1429  be- 
standen haben.  Es  muss  ein  in  der  Sache  liegender  Grund 
vorhanden  gewesen  sein,  der  den  Markgrafen  abhielt  seine 
Klagen  vor  dem  frankfurter  Hofgericht  anzubringen*  Dieser 
wird  nur  in  der  jenem  frankfurter  Hofgericht  fehlenden  Gom- 
petenz  gelegen  haben;  das  frankfurter  Hofgericht  war  wol 
nur  ein  Districtshofgericht  für  persönliche  Ansprüche  gegen 
Bitter. 

Man  könnte  zur  Erklärung  der  fraglichen  Thatsache 
noch  einen  anderen  Grund  finden  wollen  in  dem  Umstände, 
dass  nach  dem  Ausdrucke  der  Urkunde  der  Markgraf  seine 
Klage  wegen  Gewalt  „mit  Gerüchte"  erhoben  habe.  Man 
könnte  daraus  herleiten  wollen,  dass  eine  handhafte  That 
vorliege,  dass  das  zur  Klage  gebrachte  Verbrechen  im  Ge- 
biete der  Stadt  Tangermünde  vorgenommen  worden  und  die 
Competenz  des  tangermünder  Hofgerichtes  daraus  herzulei- 
ten sei.    Allein  bei  einer  wirklichen  handbaften  That  wird 

496)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  200,  No.  245  (1433):  Das 
wir  dem  erbarn  unserm  lieben  getrewen  Glawsen  Borenfelden  zu  Waryn 
wonhafftig,  unser  hoffgerichte  zu  Franckenvorde  mit  allen  und  iglichen 
gerechticfceiten  und  zugeliorung  als  dan  von  alder  darczu  gehöret  hat, 
entvolhen  haben.  Auch  im  Jahre  1431  wird  in  dem  Processe  des  Hein- 
rich Wynning  gegen  Kunze  von  Hohendorff  der  Beweis  des  Klägers 
im  Hofgerichte  zu  Frankfurt  geführt  cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VIT.  S.  226, 
No.  89,  auch  bei  Büdel,  C.  D«  B.  I.  XX.  S.  266,  No.  112. 
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der  Beklagte  orgriflfen;  wie  geschähe  es  also,  dass  der  Hof- 
richter den  Rath  der  Stadt  vorlüde,  wie  geschähe  es,  dass 
dieser  als  Beklagter  sich  der  Gestellung  weigerte?  Die  hand- 
hafte That  verträgt  ferner  keine  Cumulierung  mit  anderen 
nicht  handhafter  That  entspringenden  Processen  und  den- 
noch findet  eine  solche  Verbindung  der  Klage  mit  Gerüchte 
wegen  Gewalt  mit  anderen  unbenannten  Klagen  statt. 

Je  weniger  nach  der  bisherigen  Darstellung  die  Com- 
petenz  des  tangermünder  Hofgerichts  über  die  Stadt  Prank- 
furt allgemein  und  schlechthin  in  Zweifel  gezogen  werden 
kann,  um  so  mehr  fragt  es  sich,  welcher  specielle  Grund 
dem  Incompetenzeinwande  der  beklagten  Stadt  zu  Grunde 
gelegen  habe?  Sie  selbst  beruft  sich  auf  ein  Privilegium 
des  Markgrafen  Waldemar  von  1317.  Die  schon  oben  an- 
geführte Stelle*^)  lautet  aber: 

ipsoB  cives  ad  nuUum   Judicium  provinciale  extra  civi- 

tatem  tralii  volumus. 
Den  Bürgern  der  Stadt  wird  ihr  ausschliesslicher  Gerichts- 
stand vor  dem  Stadtgerichte  zugesichert,  daraus  folgt  noch 
nicht,  dass  die  Stadt  selbst  als  Gemeinde,  vertreten  durch 
ihren  Rath,  ebenfalls  nur  im  Stadtgerichte  solle  belangt  wer- 
den können,  es  kann  daher  im  vorliegenden  Falle  daraus 
keineswegs  die  Incompetenz  jedes  ausserhalb  der  Stadt  be- 
legenen Hof-  oder  Landgerichtes,  insbesondere  nicht  die 
des  Hofgerichtes  zu  Tangermünde  hei^eleitet  werden. 

üeber  den  Gerichtsstand  der  Städte  als  Corporationen 
lassen  sich  zwei  verschiedene  Principien  in  den  urkundlichen 
üeberlieferungen  unterscheiden.  Im  Jahre  1344  wurde  den 
Städten  der  Neumark  Königsberg,  Soldin,  Arenswalde,  Priede- 
berg,  Woldenberg  und  allen  märkischen  Städten  jenseits  der 
Oder  das  Privilegium  ertheilt,  dass  ihre  Bürger  nur  vor  dem 
Stadtgerichte  belangt  werden,  dass  aber  Uebertretungen  der 
consules  civitatum  d.  h.  des  Raths  vor  dem  Hofrichter 
entschieden   werden    sollen.  *^^)     Wenn   hier   zwischen    den 

497)  Sie  ist  auch  gedruckt  bei  Biedel,  C.  B.  Br.  I.  XXUI.  S.  14, 
No.  17  (1317). 

498)  Cf.  jRiedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S,  206,  No.  57  (1344):  Quodiio» 
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Stmtigkeiten  gegen  cives  und  den  gegen  consules  ein  gehr 
deutücher  Unterschied  gemacht  wird,  00  beweist  das,  dass 
man  die  consaleff,  indem  man  sie  dem  Hofgerichte  zuwies, 
nicht  als  Privatleute,  nicht  als  gewöhnliche  Bürger  auffasste, 
sondern  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  als  Vorstand  der 
Stadtgemeinde.  Es  werden  also  gerade  solche  üebertre- 
tungen  einzelner  consules  civitatis  gemeint  sein,  die  sie  in 
ihrer  amtlichen  Eigenschaft  vornahmen.  Gerade  also  wenn 
der  Rath  der  Stadt  eine  Verfügung  traf,  die  die  Ruhe  und 
den  Frieden  des  Landes  störte,  so  gehörte  der  Streitfall 
vor  ein  Hofgericht. 

Frankfurt  lag  nun  aber  nicht  jenseit  der  Oder,  sondern 
gehörte  zum  Lande  Lebus.  Jenes  Privilegium  von  1344 
kann  also  auf  Frankfurt  nicht  bezogen  werden. 

Das  entgegengesetzte  Princip,  wonach  die  Stadt  als 
Gemeinde  und  besonders  die  Rathmannen  als  ihr  Vorstand 
selbst  von  jeder  Ladung  vor  das  Hofgericht  befreit  sein 
sollen,  zeigt  die  Stadt  Alt-Landsberg  in  ihrem  Privilegium 
von  1355.*^)  Es  bleibt  zweifelhaft,  welcher  von  beiden 
Grundsätzen  im  Jahre  1429  auf  die  Stadt  Frankfurt  Anwen- 
dung fand.  Speciell  für  dieselbe  ist  keiner,  von  beiden  zu 
erweisen  und  welcher  die  Regel  bildete,  ungewiss.    Es  ist 

Ludovicus  —  discretis  viris  civitatum  nostrarum  Konnigesberg ,  Soldin, 
Arnswolde,  Fredeborg,  Woldenberg  ceterarumque  civitatum  nostrarum 
omnium  trans  oderam  ubicumque  sitarum  nobis  pertinencium  civibus  et 
incolis  universis,  fidelibus  nostris  dilectis,  talem  contulimus  et  presen- 
tibus  conferimns  graciam  singularem,  quod  nullo  jndicio  nee  aliquo  co- 
ram  judice  pro  aliquibus  casibus  sive  causis  ^xtra  muros  civitatis  pro- 
prie  debeant  quomodolibet  conveniri,  sed  coram  judicio  proprie  mansionis 
respondere  sine  contradictione  tenebuntur.  Addicientes,  si  aliquos  vel 
quemquam  predictarum  (xmsulum  civitatum  excedere  contingerit,  hii  co- 
ram judice  curie  nostre  astare  judicio  debebunt  responsuri  et  satisfacturi 
super  singulis  questionum  materiis  actoribus  vel  agenti.  Auch  abgedruckt 
bei  Gereken,  C  D.  B.  IIL  S.  239,  No.  139  (1344).  Vergl.  Biedel,  Mark 
Brandenburg  II.  S.  525.    Vergl.  noch  unten  bei  Note  504. 

499)  Cf.  Klöden,  Waldemar  IV.  S.237,  417,  No.  91  (1355):  Dat  sie  (die 
Bathmannen  und  Bürger  von  Alt- Landsberg)  keyn  man  schal  utladen 
vor  keyn  lantdink  noch  vor  keyn  Hoverecht  scholen  sie  keynen  man  tu 
rechte  an,  vor  keynen  richtere,  wo  man  sie  beschuldigen  wil,  in  steden 
ader  in  Dorpern.  Dar  umme  gebiede  wj  allen  unsen  ambachtluden, 
Voygden  und  richtern  in  steden  und  in  dorpern,  dat  nymant  over  sie 
schal  richten,  eft  sie  yment  wolle  bekümmeren  oder  beclagen,  sonder 
ip  ore  Stadt  scholen  sie  recht  geven  und  nem^n  vor  oren  behenden  richter. 
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später  während  des  15.  Jahrhunderts  von  Frankfurt  kein 
Rechtsfall  überliefert,  wo  die  Stadt  vor  dem  Hofgerichte, 
sei  es  dem  zu  Tangermünde,  sei  es  vor  einem  anderen  Hof- 
gerichte erschienen  wäre. 

Die  altmärkischen  Städte  haben  vor  dem  Hofgerichte 
in  Tangermünde  zu  Recht  gestanden.  Im  Jahre  1429  er- 
liess  der  Markgraf  dem  Rathe  und  der  Gewandschneiderinnung 
der  Neustadt-Salzwedel  die  „Brüche,  pen  und  Gewedde", 
wozu  das  Hofgericht  zu  Tangermünde,  sie  verurtheilt  hatte.^) 

Im  Jahre  1436  wird  des .  Hofgerichtes  in  der  Altmark 
Erwähnung  gethan  in  der  Urkunde  des  Markgrafen,  worin 
eine  Reihe  altmärkischer  Geschlechter  von  der .  Auctoritäi 
des  Hofgeriehts  eximiert  wird  und  seinen  besonderen  Ge- 
richtsstand vor  dem  Kurfürsten  erhält.^^) 

Spätere  Fälle,  in  denen  Rechtshandlungen  des  Hofge- 
richtes zu  Tangerinünde  erwähnt  werden,  liegen  in  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  und  lassen  dasselbe  nur  als 
provinzielles  Hofgericht  erscheinen,  von  dem  weiter  unten 
g.  51  gehandelt  werden  wird. 

Noch  im  Jahre  1441  wird  Ortel  von  Czemen  als  judex 
curie  nostre  in  veteri  Marchia  erwähnt.^^)  Die  Ur- 
kunde ist  datiert  von  Berlin. 

Der  altmärkische  Hofrichter  vereinigte  allen  Ueberlieferun- 
gen  zufolge,  die  bisher  erörtert  worden  sind,  in  mehr  als  einer 
Beziehung  die  Functionen  eines  allgemeinen  mit  denen  eines 
Districtshofrichters.  Er  ist  zunächst  auf  die  Streitigkeiten 
des  ritterlichen  Standes  in  der  Altmark  angewiesen.  Die 
Städte  Salzwedel  und  Stendal  werden  besonders  erwähnt, 
deren  Bürger  in  ihren  Ansprüchen  gegen  Ritter  vor  dem 
altraärkischen  Hofrichter  Recht  nehmen  sollen.  Zugleich 
war  der  altmärkische  Hofrichter,  der  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  als  ein  im  Districte  nmherrei- 
sender  erscheint  —  denn  er  soll  nach  der  Urkunde  von  1344 

500)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VIL  S.  314,  No.  170  (1429). 

501)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXII.  S.  486,  No.  2  (1436).  Vgl.  auch 
dieses  Werkes  Bd.  I.  S.  224,  Note  377. 

502)  tf.  Eüdel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  274,  No.  181  (1441).  Oi^tel  voft 
C«einen  war  wol  früher  Vogt  vgi.  Bd.  I.  S.  158  bei  Note  295. 
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alle  vierzehn  Tage  in  Stendal  einreiten  —  dessen  Sitz  aber 
später,  noch  vor  Ablauf  des  14.  Jahrhunderts  fest  in  Tanger- 
mtinde  gewesen  zu  sein  scheint,  als  Vorsitzer  des  für  die 
ganze  Mark  Brandenburg  zu  haltenden  obersten  Lehenhof- 
gerichtes. In  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts,  in  der 
Zeit,  wo  die  allgemeinen  Hofrichter  der  Mark  ausser  üebung 
kamen  und  besondere  Provinzialhofgerichte  für  die  gesamte 
Jurisdiction  über  Adel  und  markgräfliches  Hofgesinde  noch 
nicht  gebildet  worden  waren,  hat  der  altmärkisclie  Höfrichter 
zu  Tangermünde,  wie  der  frankfurter  Fall  von  1429  beweist, 
auch  andere  als  Lehensjurisdiction ,  nämlich  insbesondere 
Criminaljurisdiction  über  die  ganze  Mark  Brandenburg  für 
Städte  besessen,  die  als  Corporationen  den  Ritterbürtigen 
gleichstanden.  In  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
ist  das  altmärkische  Hofgericht  zu  Tangermünde  nur  noch 
in  einer  auf  die  Altmark  bezüglichen  Thätigkeit  zu  erkennen. 
Es  scheint  von  einem  in  Lehen-  wie  anderen  Sachen  für  die 
ganze  Mark  competenten  ständigen  Gerichtshof  zu  einem 
Provinzialhofgerichte  herabgesunken  zu  sein.  Dieser  üeber- 
gang  hängt  mit  der  Einführung  von  Provinzialhofgerichten 
in  allen  Landestheilen  der  Mark  Brandenburg  zusammen  und 
wird  weiter  unten  (§.51)  seine  besondere  Erörterung  finden. 

2.  Das  Districtshofgericlit  im  Lande  Friedeberg. 

Dass  Districtshofrichter  im  Lande  Priedeberg  existiert 
haben,  ist  zweifellos,  aber  auch  nicht  mehr  als  diese  Existenz 
ist  von  ihnen  zu  erweisen.  Im  Jahre  1338  wird  ein  discre- 
tus  vir  Ludkinus,  Bürger  in  der  Stadt  Priedeberg  mit  dem 
Judicium  provinciale  beliehen  (vcrgl.  Bd.  I.  S.  207,  Note  350). 
Der  Ausdruck  Judicium  provinciale  ist  nur  die  üebersetzung 
von:  Landgericht,  womit  einem  sehr  verbreiteten  Sprach- 
gebrauch unserer  Quellen  gemäss  ein  Hofgericht  bezeichnet 
wird.  Dass  dies  auch  im  vorliegenden  Falle  wahr  ist,  be- 
weist eine  Urkunde  von  1384,  wo  der  Amtsnachfolger  jenes 
Ludkinus,  Wilkinus  Glitzer,  als  Inhaber  des  Judicium  va- 
sallatus  districtus  Predeberg  bezeichnet  wird   (Vgl. 
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Bd.  I.  S.  207,  Note  351),  womit  das  Mannen-  oder  Hofgericlit 
deutlich  genug  angedeutet  ist.  An  dem  ritterlichen  Stande 
des  ersterwähnten  Ludkinus,  wird  man  trotz  seiner  Eigen- 
schaft als  Bürger  von  Stadt  Friedeberg  und  wie  sogar  die 
Urkunde  von  1384  angibt,  als  scultetus  der  Stadt  nicht  ge- 
zweifelt werden  können.  Denn  es  geschah  häufig,  dass 
ritterliche  Personen  in  die  Bürgerschaft  einer  Stadt  aufge- 
nommen wurden.^^^) 

Aus  der  Ausdrucksweise  der  Urkunde  von  1384  scheint 
sogar  hervorzugehen,  dass  jener  Ludkinus  gleichzeitig  Stadt- 
schulze von  Friedeberg  und  Hofrichter  im  umliegenden  Lande 
war,  eine  Cumuliernng  des  hofrichterlichen  Amtes  mit  ande- 
ren Aemtern,  die  nicht  vereinzelt  dasteht.  Noch  im  Jahre 
1485  findet  sich  Peter  ßrackow,  der  Hofrichter  von  Berlin, 
im  gleichzeitigen  Besitze  des  untersten  Stadtgerichtes  in 
Müncheberg.^*)  Gerade  in  dieser  Verbindung  des  Amtes  des 
Hofrichters  mit  dem  des  Stadtrichters  ist  vielleicht  der  Grund 
für  die  oben  bei  Note  498  erwähnte  Bestimmung  zu  finden, 
dass  alle  jenseit  der  Oder  ansässigen  städtischen  Bathmannen 
vor  dem  Hofrichter  ihren  Gerichtsstand  haben.  Eine  De- 
müthigung  war  fär  den  Unabhängigkoitssinn  der  Städte  in 
jener  Anordnung  nicht  zu  erblicken,  wenn  der  Hofrichter 
der  Stadtrichter  selbst  war. 

Das  Land  Friedeberg  findet  sich  seit  1378  mit  dem 
Lande  Arenswalde  zu  einer  einzigen  Vogtei  (Driesen)  ver- 
bunden (vergl.  Bd.  L  S.  131  f.).  Ob  diese  Ve'rbindung  auf 
den  Sprengel  des  Districtshofgerichts  für  Land  Friedeberg 
Einfluss  geübt  hat,  muss  dahin  gestellt  bleiben. 

3.  Das  BistrictBliofgeriolit  des  Landes  Stolpe. 
Ebenfalls  aus  nur  sehr  wenigen  Spuren  zu  erkennen  ist 
das  Hofgericht  für  Stolpe.    Nach  der  chronologischen  Folge 

503)  Vergl.  §.  54  bei  Note  326  a.  NicolauB  von  Bismarck  heisst 
Btrenuus  vir,  civitatis  Stendal  civis  fidelis.  Cf.  de  Ludewig^  rel.  mannscr. 
VIL  S.  140  und  S.  72.  Gercken.  dipl.  veteris  Marchiae  II.  S.  28,  29. 
Aehnliches  zeigt  von  den  von  Pninzing,  Ebner,  Holzschuber  Getier, 
Gesch.  der  Burggrafen  v.  Nürnberg  S.  705. 

504)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br,  L  XX.  S.  165,  No.  60  (1486);  auch  abge- 
druckt bei  Gercken,  IV   S.  616,  No.  312. 
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seiner  Beglaubigung  steht  es  im  Alter  dem  Hofgerichte  von 
Priedeberg  am  Nächsten.  Zwei  Acte,  unter  einander  sogar 
im  Zusammenhange  stehend^  werden  aus  dem  Jahre  1348 
von  dem  Hofrichter  Henning  von  Berne  bezeugt.  Derselbe 
führt  den  Titel:  illustris  principis  domini  Ludovici  Marchio- 
nis  brandenburgensis  judex  delegatus  militum  ac  mi- 
litarium  terre  stolpensis.  Er  bezeugt  in  einer  zwar  nicht 
dem  Tage  nach  datierten,  aber  jedenfalls  vor  Prohnleich- 
nam  (19.  Juni)  des  Jahres  1348  ausgestellten  Urkunde,  dass 
ein  gewisser  frommer  Bruder  Heinrich  von  Luzseloy  der 
nächste  Erbe  eines  verstorbenen  Priesters  Heinrieh  Skilline 
sei  und  dass  ein  näher  verwandter  Bruder  oder  Bruderssohn 
des  Erblassers  nicht  vorhanden  sei.  In  einer  infra  octavam 
corporis  Christi  1348  (also  zwischen  dem  19.  und  26.  Juni) 
ergangenen  Urkunden  modificiert  Henning  von  Berne  sein 
früher  Zeugniss  dahin,  dass  er  nur  glaube,  der  verstorbene 
Priester  Schillinc  habe  keinen  Bruder  gehabt,  dass  er  Be- 
stimmtes darüber  nicht  behaupten  wolle.  ^^)  Das  Zeugniss 
ist  unzweifelhaft  nur  ein  privates,  in  seiner  Eigenschaft  als 
Hofrichter  bezeugt  Henning  von  Bern  die  fragliche  That- 
sache  nicht.     Er  erbietet  sich  am  Schluss  dasselbe  mit  sei- 


505)  Cf.  BMel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  435,  No.  358  (1348):  Pruden- 
tibus  viris  et  discretis  magistris  consulum  ceterisque  consnlibus  in  Eon- 
nigesberge  Henningus  de  Berne  ülustris  principis  domini  ludowici 
Marchionis  brandenburgensis  judex  ddegatus  mtlitum  et  militarium 
terre  stolpensis  honoris  obsequii  assidue  quantum  valet  incrementum 
Supplicavit  nobis  notus  ac  religiosus  dominus  hinricus  de  Luzse- 
loy de  ordine  fratrum  minorum  de  genealo3ra  mihi  nota  cnjusdam  so- 
cerdotis  Hinrici  dicti  skilline  fideliter  expediri  progeniem  prefati  sacer- 
dotis  mihi  totaliter  notam,  intuitu  perlustravi  sciens  et  inveniens  non 
esse  fratrem  carnalem  nee  fuisse  in  recta  linea  consanguinitatis  nee 
filium  fratris  heredem  sacerdotis  predicti  propinqoiorem  ac  heredem  ad 
bona  temporalia  predicti  sacerdotis  memoratum  dominum  Hinricum  de 
Luzseloy  profiteor  et  una  mecum  umis  civis  civitatis  angermundensis 
fidedi^nus  Wilhelmus  Svertveger  in  hiis  scriptis.  Ob  reeordationem 
justicie  paratus  sum  cum  mea  parentela  firmare  juramento.  In  quorum 
evidentiam  sigiUum  nostrum  presentibns  doximus  apponendum.  —  In  der 
Urkunde,  ausgestellt  infra  octavam  corporis  Christi  1348,  heisst  es 
dagegen  corrigierend:  nunc  apud  me  melius  perscrutatus  et  ab  aliis 
informatuB  niehil  ultimate  assero,  nisi  qnod  opinor,  quod  ille  sacerdos 
dictus  schillinc  nuUum  habuerit  fratrem,  sed  quod,  cum  sit  veritatis 
absolute,  nescio  nee  volo  modo  quocanque  asserere.  Datum  angermundis 
meo  sub  sigillo. 
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nem  und  seiner  Familie  Eide  zu  bekräftigen,  er  hängt  nieht 
das  Gerichtssiegel,  sondern  nur  sein  persönliches  (meum 
sigillum)  an,  er  spricht  davon,  dass  nur  ihm  persönlich  die 
Familie  des  Erblassers  wie  die  des  Erben  bekannt  sei ,  eine 
amtliche  Kenntniss  von  jenen  Angelegenheiten  wird  nirgends 
angedeutet. 

Demnach   liegt   ein  Act  des  Hofgerichtes  von   Stolpe 
nicht  vor. 


4.  Das  Districtshofgericlit  im  Havellande. 

Dasselbe  ist  im  Jahre  1356  mit  Bruning  von  Haken- 
berch  (vergl.  Bd.  I.  S.  207,  Note  353)  besetzt  gewesen.    Die 
Urkunde  legt  von  dem  Streite  Ludwigs  des  Römers  mit  den 
Fürsten  von  Anhalt  Zeugniss  ab.     OflFenbar  hatten  die  Gra- 
fen Albrecht  II.  und  Waldemar  von  Anhalt  (Zerbst-Dessauer 
Linie)   einen  Hofrichter  für  das  Havelland  ernannt.    Denn 
es  heisst  nachdem  Ludwig  der  Römer  seinen  eigenen  Rich- 
ter in  der  Person  Brunings  von  Hakenberg  ernannt  hat: 
dat  si  alle  (nämlich  die  Mannen,  Ritter,  Knechte  und  sonst 
besessene  Leute  im  Havellande)  vor  em  (Brun.  v.  Haken- 
berch)  scholen  recht  geven  und  nemen  und  nicht  vor 
deme  richtere,  die  gesät  is  von  unsen  liven  ohei- 
men    greven  Albrechte    und  Woldemar  von  An- 
halt tu  Brandenborch.    Wie  et  aver  doc  duet,  die  schal 
jegen  unse  hulde  dun.^^*) 
Er    verbietet   es   also  die  Auctorität  des  Hofrichters,    der 
von  den  anhaltischen  Fürsten  eingesetzt  war,  anzuerkennen. 
Bemerkenswerth   ist,    dass    der  Districtshofrichter  des 
Havellandes  seinen  Sitz  in  Brandenburg  haben  soll,  ähnlich 
wie    der   altmärkische    Districtshofrichter    zu  Tangermünde 
Gericht  hielt.     Wie  auch  dieser  Letztere  in  Stendal  einrei- 
ten  musste,  um  die  Streitigkeiten  von  Bürgern  gegen  Ritter- 
bürtige  zu  entscheiden,  mithin  in  seinem  Districte  umher- 
reiste, so  wird  auch  der  havelländische  Hofrichter  im  Lande, 

505  a)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  Vn.  S.  319,  No.  25  (1856). 
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namentlich  in  den  Städten  von  einer  zur  anderen  sich  be- 
geben haben.  Die  Bd.  I.  S.  211  ff.  erörterte  Stelle  des  Land- 
buches Karls  IV.  von  1375  vom  Judicium  advocatorum  spricht 
für  ein  solches  Umherreisen  der  Districtshofrichter. 


5.  Das  Districtshofgericht  in  der  ükermark. 

Das  Dasein  von  besonderen  Hofrichtern  für  die  Üker- 
mark ist  nicht  zweifelhaft.  Aber  nicht  von  jedem  derselben 
ist  gewiss,  ob  er  gerade  für  die  Ükermark  Hofrichter  war. 

In  einer  einzigen  Urkunde,  nämlich  vom  Jahre  1365, 
wird  ein  Hofrichter  Gumprecht  von  Aldenhusen  unter  den 
Unterschriften  der  Zeugen  erwähnt.  ^^)  Die  Urkunde  be- 
trifft einen  Verkauf  von  Burg,  Stadt  und  Land  Boizenburg 
an  den  Markgrafen,  also  eine  ukermärkische  Angelegenheit. 
Die  Möglichkeit,  dass  der  erwähnte  von  Aldenhusen  ein  all- 
gemeiner Hofrichter  war,  ist  allerdings  nicht  ausgeschlossen. 
Der  neben  ihm  erwähnte  Nickel  von  Ertmersdorff  oder  Ert- 
mersdorp  wird  in  einer  anderen  Urkunde  desselben  Jahres 
1365  als  Vogt  in  der  Priegnitz  bezeichnet.^^^'^)  Datiert  ist 
die  Urkunde:  zu  den  Breten,  d.  i.  von  dem  jetzt  ver- 
fallenen markgräfliclien  Schlosse  Breten  in  der  Nähe  des 
Orimnitzsees  etwa  in  der  Mitte  zwischen  Biesenthal  und 
Boizenburg. 

Im  Jahre  1378  erscheint  an  der  Spitze  des  Mannenge- 
richtes  zu  Prenzlau  Achim  Schernekow.  Derselbe  nennt 
sich  zwar  Richter  im  Ukerlande,  muss  aber  als  Hofrichter 
angesehen  werden,  weil  er  bei  der  Bekundung  eines  Leib- 
gedinges, das  von  Frau  Henning  Hogenwarden  verpfändet 
wird,  markgräfliche  Mannen  zu  Beisitzern  seines  gehegten 
Dinges  hat.**)    Das  fragliche  Leibgodinge  scheint  an  einem 

506)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIII.  S.  331,  No.  38  (1365) :  Gumprecht 
van  Aldenhusen  unser  hovericfater,  Ritter  Nickel  von  Ertmanstorif  un- 
ser Vogt. 

507)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  164,  No.  215  (1365).  Gercken, 
diplomatar.  vet.  Marchiae  I.  S.  151,  No.  59  (1365). 

508)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIII.  S.  334,  No.  4  (1378):  Wy  Achim 
Schernekow,  ein  Bichter  in  der  üker  des  £delen  Vorsten  Markgrave 
Zhegemundes  von  Brandeborg,  bekennen  in  iinnsen  opänen  Brive,  dat 
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Yoni  Markgrafen  herrührenden  Lehen  zu  bestehen.  Denn«  es 
wird  gesagt,  die  Verpfändung  des  Leibgedinges  solle  un- 
schädlich sein, 

minem  (des  markgräflichen  Hofrichters)  Herrn  an  siner 

Bechticheit. 
Damit  kann  nur  gemeint  sein,  dass  der  etwa  eintretende 
Heimfall  des  Lehens  an  den  Markgrafen  auch  das  jetzt  ver- 
pfändete Leibgedinge  erlöschen  mache.  Der  Fall  ist  inso- 
fern von  Wichtigkeit,  als  der  Districtshofrichter  einen  Act 
freiwilliger  Gerichtsbarkeit  über  ein  Lehngut  vornimmt.  Ob- 
wol  also  nach  dem  Landbuche  von  1375  die  Lehengerichts- 
barkeit an  das  Hofgericht  zu  Tangermünde  gehört  (vergl. 
Bd.  L  S.  211),  so  ist  dies  doch  nur  auf  die  streitige  Juris- 
diction über  Lehen  zu  beschränken.  Acte  freiwilliger  Ge- 
richtsbarkeit standen  dem  Districtshofrichter  zu.  Dieselben 
kamen  wol  auch  zu  häufig  vor,  als  dass  es  rathsam  gewe- 
sen wäre  stets  den  allgemeinen  reisenden  Hofrichter  abzu- 
warten, oder  sich  zu  dem  Hofgerichte  in  Tangermünde  zu 
begeben. 

Im  Jahre  1405  war  Thitze  von  Gloyen  Mannrichter 
des  Ukerlandes.  Er  entscheidet  Sinen  Prozess  des  Bathes 
der  Stadt  Prenzlau  gegen  Ludeke  Gratz  wegen  einer  Be- 
ranfoung,  die  der  Letztere  an  Prenzlauer  Bürgern  verübt 
hatte.*^^)    Der  Anspruch  auf  Ersatz  für  den  Schaden  und 

vor  uns  ü  gewesen  imme  gehegeden  Dinghe  Henning  Hogenwarden  Wrowe 
und  heft  vorsatzt  al  ere  Lifgedingh«,  dat  zi  heft  gehat  in  dem  Dorpe 
ta  Blingow  von  Guelen  weghene,  Egharde  Melmedcer  und  siner  Wro- 
wen  Margarethen  unde  sinen  Erven  iszlecke  Stücke  vor  sesz  Marck 
Sulvers  unde  di  Settinghe,  di  scal  unschedelecke  sin  minem  Herrn  an 
siner  Bechticheit  Wolde  Hogenwarden  Wrowe  dat  Gud  weder  kopeD, 
80  Bcholde  Eghart  oder  sin  Wründt  alle  di  Renthe  thuvoren  upgheboret 
hebben  und  si  scall  dama  thu  den  neghesten  Winachten  vor  iszleck 
Stucke  sesz  rede  Maa-cke  Sulvers  geven  up  eine  Stand.  Dar  siot  ge- 
genwardig  gewesen  Claws  Bouii*  ere  Bruder,  unde  Henning  Hoppe  unde 
ock  vele  mer  unses  Heren  Man,  di  Thuges  werdich  sint 

509)  Cf.  Rudel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  289,  No.  193  (1405):  Ick  Thitee 
von  Gloyen,  Mannrichter  in  deme  Uckerlande  van  des  dorcblüchtigsten 
Forsten  wegen  Hern  Jostes  Marggraven  to  Brandenborg  und  Hern  tu 
Merhen  bekenne  und  betuge  apenbabr  in  deszeme  Brive  vor  allen 
denghenen,  dar  hi  vorkompt,  dat  vor  mins  Heren  Gerichte  und  v«r  mi 
sint  gewesen  di  ersamen  wisen  Lude,  Eatheman  der  Stad  Premslaw  van 
der  ganzen  Stadt  wegen  und  hebben  met  allen  Becbten  und  met  rech- 
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Strafe  belief  sich  auf  hundert  Mark  Silber  und  zu  ihrer 
Befriedigung  wurden  die  Kläger  auf  den  Besitz  des  den 
Beklagten  gehörigen  Gutes  pfandweise  eingewiesen.  Die 
Klage  ist  keine  Klage  um  dingliche  Ansprüche  an  einem 
Lehengttt,  sondern  auf  eine  bestimmte  persönliche  Forderung 
gerichtet.  Der  Districtshofrichter  des  Ukerlandes  überschritt 
also  seine  Gompetenz  nicht,  die  nach  dem  Ausdrucke  des 
Landbuchs  Karls  IV.  auf  debita  eingeschränkt  war  (vergl. 
Bd.  I.  S.  211  ff.),  wenn  er  vor  seinem  Mannengerichte  diesen 
Bechtsfall  zur  Entscheidung  brachte.  Die  Einweisung  in  das 
Lehen  war  nur  ein  Theil  des  Executionsverfahrens,  nicht 
Gegenstand  des  Processes  selbst. 

Die  Beisitzer  des  ukermärkischen  Districtshofrichters 
sind  wiederum  nicht  in  einer  bestimmten  Zahl  angegeben. 
Er  heisst  am  Schlüsse  der  Urkunde: 

unde  mer  mins  Hern  Man. 
Genannt  sind:    Otto  von  Holtzendorp,   Asmusz    Stegellitz 
Gurt  Dunker,  Hartmann  Winterfeldt,  Eghard  von  Sydow, 
Diderik  von  Holtzendorp. 

Ausser  den  bisher  aufgezählten  fünf  Hofgerichten  kom- 
men andere  in  den  QueUen  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhun- 
derts nicht  vor.  Dass  deren  mehrere  gewesen  sind,  ist  nicht 
unwahrscheinlich;  muss  aber  dahin  gestellt  bleiben.  Man 
würde  indessen  irren,  wenn  man  für  jeden  Theil  der  Mark 

ten  Ordellen  utgeklaset  und  vorvolget  uppe  Ludeke  Gratz  und  nppe 
sin  Gut,  wor  he  dat  nett  in  mins  Hern  des  Marggraven  Lande  und  uppe 
dat  {^ud,  dat  om  angestorwen  is  yan  sinem  Yeddern  Bertram  Cratze,  wor 
dat  18  in  mins  Hern  Lande  hundert  Marg  brandeborgesches  Sulvers 
dorch  des  willen,  dat  di  stUve  Ludecke  Cratze  die  van  Premslav  gero- 
wet  heft,  also  sie  enes  Hern  Man  sint,  und  mögen  dat  Gut  panden  met 
mines  Hern  Knechte  und  met  ören  Borgern  also  yaken,  alse  em  des  Not 
is,  unde  mögen  sik  des  Gutes  underwinden  und  geniten,  war  si  konen 
und  mngen,  also  lange,  wente  dat  si  di  hundert  Mark  Sulvers  und  wat 
em  vor  or  recht  kostet,  gentzliken  und  alle  von  Penninghe  tu  Penninghe 
und  wente  tu  deme  letzten  Penninghe  al  upgeboret  hebben  von  Jaren 
tu  Jaren,  von  Thide  tu  Thiden,  alse  sie  des  Gutes  geniten  konen  uod 
mögen,  dat  sulve  Gut  panden  und  des  geniten  wenne  und  wor  si  ko- 
nen, Bunder  allen  Birke  und  sint  di  ersten  Gleger.  Over  deszem  Rechte 
fint  ffewesen  die  erliken  Lüde  Otto  von  Holtzendorp,  Asmusz  von 
Stegellitze,  Gurt  Dunker,  Hartmann  Winterfeldt,  Eghart  von  Sydow, 
Diderik  von  Holtzendorp  und  mer  mines  Hern  Man,  die  laven  und  Eren 
werdich  sint 
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Brandenburg  neben  den  allgemeinen  Hofrichtern  besondere 
Districtshofrichter  als  bestehend  sich  dächte.  (Vergl.  dar- 
über Bd.  L  S.  208). 

Aus  allen  Fällen,  die  eine  Rechtshandlung  des  Districts- 
hofgeriohtes  enthalten,  ergibt  sich,  dass  keine  streitige  Juris- 
diction über  Leh^ngüter  des  ritterlichen  Standes  vor  den- 
selben erledigt  wurden,  sondern  nur  persönliche  Ansprüche. 
Freiwillige  Gerichtsbarkeit  über  Rechte  an  Lehengütem 
scheint  dagegen  auch  den  Disf»*ictshofrichtern  zugestanden 
zu  haben. 

§.  51. 
Das  Lehengerichi 

Im  vorigen  Paragraphen  ist  gezeigt  worden,  dass  die 
Lehenjurisdiction    von   den    ältesten   Zeiten   her   mit    dem 
Districtshofgerichte  der  Altmark  verbunden  war.    Unter  der 
Lehenjurisdiction  darf  man  aber  nicht  im  Sinne  des  sächsi- 
schen Lehenrechtes  die  Entscheidung  der  eigentlichen  causae 
feudales  verstehen,  wo  nur  die  durch  den  Lehensnexus  un- 
ter einander  verbundenen  Personen  Parteien  sind.     Diese 
strenge  Lehenjurisdiction  fand  auch  in  der  Mark  statt;  we- 
nigstens werden  gelegentlich  vereinzelte  Fälle  angeführt,  in 
denen  der  Lehensherr  mit  seinen  Mannen  und  dann  erst  in 
höherer  Instanz  das  markgräfliche  Hofgericht  eintritt.    Ein 
deutlicher,  obwol  später  Beweis  ist  enthalten  in  einer  Ur- 
kunde von  1522,  in  der  anerkannt  wird,  dass  die  Meseritze 
Afterlehensmannen  der  von  Borcke  sind  und  vor  diesen,  als 
ihren  Lehensherren,  ihren  Lehengerichtsstand  haben  sollen. 
Es  heisst: 
die  genante  Mesericz  sollen  auch  vor  den  Bercken  obge- 
melt  Irer  afifterlehen  halb  zw  recht  steen,  durch  das  Inen 
die  ßorcken  das  Lehengericht  in  unseres  gnedigen  hern 
Churfursten  zu  Brandemburg  lehengutter  mit  ebenburttigen 
mannen,  wie  sich  geburt,  bestellen,  inen  die  appellationen 
an  landesfursten  als  aflFterlehen  vorbehalten.^^**) 
510)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVUI.  S.  209,  No.  153  (1522). 
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Es  handelte  sich  iu  diesem  Falle,  wie  auch  die  Urkunde 
andeutet;  um  markgrääiche  Lehen  in  dem  Besitz  der  yon 
Borck,  die  von  diesen  zu  Afterlehen  an  die  Mesericz  aus* 
gothan  worden  waren.  Es  war  überhaupt  wol  die  gewöhn- 
lichste Erscheinung  in  der  Mark,  dass  alle  ritterbürtige  Per- 
sonen dircct  oder  indirect  Vasallen  des  Markgrafen  waren. 
Denn  rein  alodiales  Eigenthum  ist  in  der  Mark  ausserordent- 
lich selten  und  Verleihungen  solchen  Grundbesitzes  zu  Lehen 
wol  kaum  erweislich  (vei^l.-Bd.  L  S.  263  flf.).  Daraua  erklärt 
es  sich,  dass  der  Rechtszug  von  dem  Lehengericht  des  Le- 
hensherrn an  den  Markgrafen  und  namentlich  wol  an  das 
markgräfliche  Hofgericht  nur  die  Berufung  an  den  Ober- 
lehensherrn darstellt.  Wenn  es  daher  in  der  angeführten 
Urkunde  heisst,  die  Appellation  solle  vorbehalten  sein  an 
den  Landesfürsten,  so  kommt  der  Markgraf  nicht  sowol 
als  Landesherr,  sondern  als  Lehensherr  in  Betracht. 

Die  Besetzung  des  Privatlehengerichts  scheint  nur  mit 
ebenbürtigen  Mannen,  nicht  mit  Mannen  desselben  Lehens* 
herren  geschehen  zu  sein. 

Es  finden  sich  noch  einzelne  andere  Andeutungen,  dass 
jeder  Lehensmann  zunächst  vor  dem  Mannengerichte  seines 
besonderen  Lehensherren  habe  zu  Recht  stehen  müssen.    In 
einer  Einigung  zwischen  der  Mark  Brandenburg  und  Böh- 
men von  1473  heisst  es: 
Was  lehen  antrifft,  die  sollen  berecht  werden  vor  dem 
Lehenherren,  dannen  sie  zu  lehen  ruren.^^^) 
Noch  deutlicher  sagt  ein  Vertrag  zwischen  dem  Kurfürsten 
von  Cöln  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  und  dem  von  Bran- 
denburg vom  Jahre  1487: 
unnd  soll  umb  eigenn  unnd  erb  jn  den  gerichtenn,  do  die- 
selben gtttter  gelegen  sind,  gerichtet  und  gaistlich  Sache 
vor  gaistligenn  gerichtenn  ausgetragenn  und,  was  lehen 
berurt,  für  den  Ichnherrn,  von  dem  es  rurt,  und 
sein    lehenmann    gewiesenn   unnd  ausgetragenn 
wer  denn,  alles  ongeverlich,^^^) 

.     511)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  IL  V.  S.  236,  No.  1955  (1473). 
512)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br,  n.  V.  S.  448  No.  2147  (1487). 
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Wenn  es  demnach  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass  die 
Vasallen  in  eigentlichen  Lehensachen  zunächst  vor  ihrem 
unmittelbaren  Lehenherren  Recht  zu  nehmen  haben,  so  er- 
gibt sich  das  richtige  Yerständniss  für  die  Nachricht  des 
Landbuches,  dass  das  Judicium  curiae  das  allein  competente 
in  der  ganzen  Mark  sei  über  questiones  feudorum  (vgl. 
Bd.  I.  S.  211).  Die  Jurisdiction  über  eigentliche  causae  feu- 
dales kann  nicht  gemeint  sein,  denn  wo  bliebe  dann  die  be- 
sondere Lehenjurisdiction  der  Privatlehenherren?  Es  gibt 
aber  viele  Streitigkeiten,  welche  Lehengrundstücke  betreffen, 
die  sich  als  causae  alodiales  darstellen,  wie  Yindication  eines 
Lehengutes  von  Dritten,  Nichtvasallen  u.  dergl.  Das  ist  eine 
quaestio  pheudi,  und  hier  ist  das  Judicium  curiae,  das  Hof- 
gericht in  Tangermünde  competent.  Entsprechend  ist  auch 
die  Angabe  des  berliner  Stadtbuches: 
wen  tu  Angermunde  plach  von  older  der  heren  kamer  tu 
wesen,  dar  man  ordel  up  schalt  und  ok  alsus  recht  halede 
umme  lehn  und  lehnerve. 
Also  Alles,  was  Lehngut  (lenerve)  betrifft,  gehört  vor  das 
Hofgericht  in  Tangermünde.  Es  ist  demnach  mehr  die 
Alodialjurisdiction  über  Lehngüter  als  die  eigentliche  Lehen- 
jurisdiction, welche  dem  Hofgericht  zusteht.  Auch  in  eigent- 
lichen causae  feudales  konnte  der  Streit  an  das  Hofgericht 
in  Tangermünde  kommen,  sofern  nämlich  der  Markgraf  ober- 
ster Lehensherr  war,  aber  gerade  diese  Jurisdiction  war  ge- 
wiss nicht  die  einzige  des  Judicium  curiae  in  Tangermünde. 


§.  52. 
Die  Provinzialhofgeriohte. 

Um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  vollzieht  sich  der 
eigenthümliche  Process  der  festen  Scheidung  der  gesamten, 
in  den  Hofgerichten  geübten  Jurisdiction  in  besondere,  für 
grössere « landschaftliche  Sprengel  competente  Hofgerichte. 
Ziemlich  kraus  und  willkürlich  stellt  sich  der  bisher  ent- 
wickelte Zustand  dar,  in  practischer  Hinsicht  muss  er  man- 
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cherlei  Unzukömmlichkeiten  gehabt  haben.  Für  die  obliga- 
torischen Streitigkeiten  bestanden  in  vielen  Landestheilea 
(ob  in  allen,  ist  fraglich)  Districtshofrichter,  für  die  übrigen 
dingliche  Rechte  an  Grundstücken  betreffenden  Processe  be- 
stand als  ordentliches  Forum  nur  das  altmärkischje  Hofge- 
richt zu  Tangermünde  und  daneben,  wenn  der  Streit  eine 
eigentliche  causa  feudalis  war,  das  Mannengericht  des  Le- 
hensherren, Es  erschien  gewiss  nicht  bequem  die  Streitig- 
keiten der  ritterlichen  Personen  je  nach  ihrer  materiellen 
Natur  verschiedenen  Gerichten  zuzuweisen,  der  steigende 
Verkehr  verlangte,  dais  alle  Processe  des  ritterlichen  Stan- 
des in  demselben  Gerichte  erledigt  werden  konnten.  Dieses 
eine  Gericht  sollte  nicht  in  der  Feme  liegen,  es  sollte  für 
jede  Partei  leicht  zu  erreichen  sein  und  so  bot. sich  im  An- 
schluss  an  'die  vorher  gegangene  Entwickelung  der  Gedanke 
als  der  natürlichste  dar  die  Jurisdiction  des  Districtshof- 
richters  materiell  über  alle  ^Streitigkeiten  gegen  Bitter  in 
Lehensachen  wie  in  Nichtlehensachen  zu  erweitern,  den  Sitz 
derselben  für  ihren  Bezirk  ständig  zu  machen  und,  wie  wol 
anzunehmen  ist,  die  Eintheilung  der  ganzen  Mark  in  solche 
grössere  Hofgerichtsdistricte  consequeni  durchzuführen.  So 
erklärt  es  sich,  dass  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts eine  Reihe  von  festen  ständigen  Districtshofgerich- 
ten  erscheint,  die  zum  Unterschiede  von  den  älteren  Di- 
strictshofrichtem  und  wegen  ihrer  ausgedehnteren  Bezirke 
Provinzialhofgerichte  genannt  werden  können. 

Der  Erweis  für  diese  eben  angedeutete  Entwickelung 
ist  nicht  in  stringenter  Weise  zu  erbringen.  Die  Thatsachen, 
welche  man  für  die  Hypothese  anfahren  kann,  sind  folgende. 

Es  ist  oben  g.  ÖO  bei  Note  505  a  bemerkt  worden,  dass 
der  Districtshofrichter  des  Havellandes  seinen  Sitz  in  Bran- 
denburg hatte.  Brandenburg  selbst  gehörte  nicht  zum  Havel- 
lande, sondern  zur  Zauche.  Ob  der  Sprengel  jenes  Hof- 
richters Bruning  von  Hakenberg  auf  das  Havelland  einge- 
schränkt war,  ist  nach  der  Lage  des  Sitzes  desselben  zu 
Brandenburg  fast  nicht  anzunehmen.  Auch  die  Fassung  der 
Urkunde  drängt  nicht  zu  der  Annalime,  Bruning  von  Haken- 
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berg  sei  nur  für  das  HaveUand  competent  gewesen.  Denn 
es  wird  iü  der  Urkunde  gesagt^  die  im  Havellande  besesse- 
nen Leute  sollten  vor  Bruning  von.  Hakenberg  Recht  neh- 
men. Dieser  soll  also  über  sie  Richter  sein,  dass  er  aber 
nur  über  die  havelländische  Ritterschaft  competent  sei,  iat 
mit  keiiiem  Worte  angedeutet.  Schon  im  Jahre  1328  kommt 
^s  vor,  dass  berliner  Bürger  gegea  ritterliche  Personen  we- 
gen Schulden  vor  dem  Landrichter  klagen  soUen.*^^)  Das 
Wort  Landrichter,  wenn  es  wie  hier  überhaupt  auf  das  Hof- 
gericht zu  beziehen  ist,  bedeutet  aber  immer  nur  den  Districts- 
hofrichtfer,  niemals  den  allgemeinen-  Welcher  Districtshof- 
riohter  wird  nun  wol  der  nächste  für  die  berliner  Bürger 
gewesen  sein?  Sollte  nicht  schon  im  Jahre  1328  mjt  jenem 
Landrichter  der  zu  Brandenburg  sitzende  Hofrichter  gemeinit 
sein?  Wäre  diese  Vermutbung  richtig,  so  würde  Bruaing 
von  Hakenberg  nicht  bloss  im  Havellande,  sondern  auch 
auf  dem  linken  Ufer  der  Havel  im  Barnim,  zu  dem  Berlin 
gehörte,  vielleicht  auch  in  der  Zauche  als  Hofri<diter  fun- 
giert haben. 

So  angesehen,  erweitert  sich  der  District  des  Hofiich- 
ters  zu  Brandenburg  zum  grösseren  Theile  der  Mittelmark, 
"rielleicht  umfasste  er  die  Mittelmark  ganz.  So .  wie  es  also 
einen  IKstrictshofrichter  in  der  Altmark  gab,  würde  man  im 
14.  Jahrhundert  einen  Districtshofrichter  der  Mittelmark  an- 
zunehmen haben. 

Um  das  Jahr  1450  findet  sich  eine  Bestätigung  dieser 
Auffassung.    Der  Kurfürst  beleiht  Ptol  von  Coneratorff  mit 
dem  Hofgerichte  in  Berlin  und  erwähnt  dabei: 
So  haben  wir  im  unnser  oberste  Hoffgerichte  in  unn- 
s er en  Landen  der  Nu  wenMargke  zu  Brandenborg, 
das. wir  itzund  her  kein  Coln  vor  un-ser  Slos  ge- 
legt haben,  geliehen.^") 
Eis  wird  also  das  Hofgericht  der  neuen  Mark  (d.  i.  nach 
dem   damaligen  Sprachgebrauch   der  Mittelmark)   erwähnt. 

513)  Yergl  Bd.  L  S.  250,  Note  415.  Cf.  Fidicin,  dipl.  Beiträge  zur 
Oesch.  Berlins  II.  S.  28,  No.  22  (1323). 

514)  Yergl.  Bd.  I.  Ä  234  bei  Knie  888. 

20* 
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Der  Sitz  dieses  Hofgeriohtes  ist  Brandenburg  und  somit  auf 
das  Hofgericht  hingewiesen,  das  schon  im  Jahre  1356  zu 
Brandenburg  gehalten  worden  ist. 

Einer  Erklärung  bedarf  noch  der  Name  des  obersten 
Hofgerichtes.  Dies  hängt  zusammen  mit  der  Jurisdiction, 
die  der  Markgraf  als  oberster  Instanzrichter  des  Landes  in 
seiner  Kammer  übte.  Diese  Kammer  des  Markgrafen  be- 
fand sich  von  Alters  her  nach  dem  Zeugnisse  des  Bicht- 
steiges  zu  Tangermünde.^^^)  Das  berliner  Stadtbuch  dage- 
gen erwähnt: 
Tu  landrechte  und  tu  borgerrechte  vint  man  tu  Branden- 
burch,  dat  nu  is  di  hogeste  dingestat,  dat  hir  vormals 
was  tu  der  Klinke  bi  Brandenborch.***) 
Oleich  darauf  wird  noch  der  im  Bichtsteig  erwähnten  Kam- 
mer zu  Tangermünde  (Angermünde  up  der  Elve)  gedacht. 
Deutlich  ist  also  die  Meinung  des  Verfassers  des  berliner 
Stadtbttches  erkennbar,  dass  der  Sitz  der  Kammer  von 
Tangermünde  nach  Brandenburg  verlegt  worden  ist.  Man 
kann  auch  an  den  Worten: 

Brandenburch,  dat  nu  is  di  hogeste  dingestat,  dat  hir 
vormals  was  tu  der  Klinke  bi  Brandenborch 
keinen  Anstoss  nehmen.  Es  scheint  danach  zwar,  dass  das 
alte  Landgericht  zur  Klinke  bei  Brandenburg  in  die  Stadt 
Brandenburg  selbst  verlegt  worden,  mithin  Brandenburg  zur 
höchsten  Dingstatt  geworden  sei,  nicht  weil  die  Kammer  von 
Tangermünde  dorthin  gelangte,  sondern  weil  das  ehemalige 
Landgericht  zur  Klinke  jetzt  in  der  Stadt  gehalten  wurde. 

515)  Gf.  Richtst.  Landr.  ed.  Homeyer,  cap.  50  §.  3. 

516)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  zur  Gesch.  Berlins  I.  S.  164.  Unmittelbar 
nach  der  im  Texte  ausgezogenen  Stelle  heisst  es  weiter:  Wen  eyner 
quam  tu  der  Klinke,  vant  man  dar  dan  noch  unrecht^  so  schalt  man 
aver  dat  ordel,  alse  hir  yorsteit  geschreven.  Sodan  wisede  mau  eynen 
tu  Creppin  in  der  olden  marcke,  von  Crep^in  wiset  man  einen  tu  der 
Linden.  Schalt  man  dan  noch  aldar,  so  oidde  he  der  boden  und  tye 
sich,  dar  he  sich  tu  rechte  t$rn  scole,  alse  vor  is  geleret.  So  dan  vant 
man  vor  recht  und  wiseden  tu  der  allerhogeBten  dingestat,  dat  was  in 
der  heren  kamer  tu  Aneermttnde  up  der  Elve.  Dar  wendet  sich  das 
recht  und  nemmet  ende  dar  eynes  isliken  ricbters  bode  und  koste ;  wen 
tu  Angermünde  plach  von  olaer  der  heren  kamer  tu  wesen.  dar  man 
ordel  up  schalt  und  ok  alsus  recht  halede  umme  lehn  una  lehnerve, 
dat  makede,  dat  di  stat  locht  tuschen  der  olden  und  nyen  marke  in. 
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Der  Zusammenhang  der  Stelle  des  berliner  Stadtbuches  wi- 
derlegt eine  solche  Annahme  entschieden.  Nach  der  Dar- 
stellung, die  das  berliner  Stadtbuch  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  Bichtsteige  Land'rechtes  gibt,  nimmt  die  Klinke  bei 
Brandenburg  unter  den  Berufungsgerichten,  an  die  das  Ur- 
theilschelten  ergeht,  den  untersten  Platz  ein.  Denn  der 
Bechtszug  soll  sich  wenden  von  der  Klinke  zur  Krepe,  von 
der  Krepe  zur  Linde,  von  der  Linde  an  die  Kammer  zu 
Tangermünde.  Es  ist  also  unmöglich,  dass  Brandenburg 
deshalb  die  höchste  Drngstätte  genannt  werde,  weil  das 
Landgericht  zur  Klinke  dahin  verlegt  worden  sei.  Nur  da- 
durch, dass  die  ehemals  höchste  Dingstätte  zu  Tangermünde 
an  einen  anderen  Ort  übergieng,  konnte  dieser  nunmehr  zur 
höchsten  Dingstätte  emporsteigen.  Wenn  also  Brandenburg 
als  solche  bezeichnet  wird,  so  ist  es  an  die  Stelle  von  Tan- 
germünde getreten. 

Das  mittelmärkische  Hofgericht  befand  sich  demnach  in 
Brandenburg  mit  der  Kammer  des  Markgrafen  ebenso  ver- 
eint wie  ehedem  das  altmärkische  Hofgericht  in  Tangermünde. 
Diese  Verbindung  gibt  einen  Grund  das  Hofgericht  in  Bran- 
denbui^  als  oberstes  Hofgericht  zu  bezeichnen.  Seit  dem 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  befindet  sich  ein  altmärkisches 
Hofgericht  neben  dem  der  Mittelmark. 

Diese  Verlegung  der  markgräflichen  Kammer  von  Tan- 
germünde nach  Brandenburg  war  aber,  wie  es  scheint,  keine 
dauernde,  die  Verbindung  derselben  mit  dem  mittelmärkischen 
Hofgerichte  keine  verfassungsmässige.  Als  Grundsatz  führt 
das  berliner  Stadtbuch  an: 

Nu  aver  locht  eyn  herre  syn  kamerrecht,  war  he 

wiP") 
Im  Gegensatz  zur  alten  Kammer  zu  Tangermünde,  welche 
ständig  war,  deren  Ständigkeit  einen  Grundsatz  der  märki- 
schen Gerichtsverfassung  bildete,  ist  jetzt  die  Kammer  be- 
weglich geworden.  Der  Markgraf  kann  seinen  obersten  In- 
stanzgerichtshof legen,    wohin   er  will,    zur  Zeit,    wo   das 

517)  Ct.  Fidian^  Beltr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  164 
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berliner  Stadtbuch  verfasst  wurde,  legte  er  ihn  nach  Bran- 
denburg. Darum  konnte  Brandenburg  in  jenem  Stadtbuche  als 
die  höchste  Dingstatt  bezeichnet  werden,  aber  es  heisst  <iortt 

Brandenborch,  dat  nu  is  die  hogeste  dingestatt. 
Dass  es  dauernd  die  höchste  Dingstatt  sei,  ist  damit  noch 
nicht  ausgesprochen. 

Wenn  demnach  die  Verbindung  der  markgräflichen  Kam- 
mer mit  dem  mittelmärkischen  Hofgericht  nur  eine  vorüber- 
gehende war,  so  liegt  noch  kein  Grund  vor  das  Letztere  in 
irgend  einem  Sinne  in  seiner  Competenz  erweitert  zu  den- 
ken.   Der  Hofrichter  zu  Brandenburg  hatte  "wol  in  Lehe»- 
sachen  keine  Competenz,   sondern  urtheilte  bloss  in  obliga- 
torischen Streitigkeiten  gegen  ritterbürtige  Personen.    Das 
berliner  Stadtbuch  sagt  auch: 
tu   landrechte   und   tu   borgerrechte  vint  man  tu 
Brandenborch,  dat  nu  is  di  hogeste  dingestatt; 
lehenrechtliche  Prozesse  werden  also  nicht  in  Brandenburg 
entschieden,  sondern  in  Tangermünde, 
wen  tu  Angermünde  plach  von  older  der  heren  kamer  tu 
wesen,  dar  man  ördel  up   schalt  und  ok  alsus  recht 
halede  umme  lehn  und  lehnerve. 
So  lange  Tangermünde  der  allgemeine,    Streitigkeiten  um 
Lehenbesitz  entscheidende  Gierichtshof  war,  kann  das  mittel- 
märkische Hofgericht   keine   andere   Stellung  eingenommen 
haben  als  die  der  alten  Districtshofrichter. 

Gegen  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  scheint  jene  Ver- 
bindung der  Kammer  mit  dem  mtttelmärkischen  Hofgerichlie 
eine  dauernde  und  verfassungsmässige  geworden  zu  sein.  Dies 
ist  zli  schliessen  aus  dem  Ausdrucke  der  Urkunde  um  1450: 
„unser  oberste  Hofgerichte"  der  Neuen  Mark  zu  Branden- 
burg. Es  ist  bekannt,  dass  1448  die  Residenz  der  Mark- 
grafen nach  Cöln  an  der  Spree  verlegt  wurde.  Mit  ihr 
wanderte  auch  das  Hofgericht  von  Brandenburg  nach  Cöln. 
Welcher  Grund  zu  dieser  Verlegung  des  mittelmärkischen 
'Hofgerichtes  wäre  vorhanden  gewesen,  wenn  nicht  die  nun- 
mehr wesentliche  Verbindung  zwischen  der  Kammer  und 
jenem  Hofgerichte.  »    . 
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Seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erscheint  das  mitttd- 
märkische  Hofgericht  in  Berlin  in  einer  Thätigkeit,  welche 
zeigt,  dass  sowol  obligatorische  wie  Lehengut  betreffende 
Jurisdiction  hier  geübt  wurde,  ja  dass  das  Hofgericht  als 
der  zuständige  Gerichtshof  über  den  Adel  in  allen  Streitig- 
keiten desselben  galt. 

Der  erste  in  Berlin  wohnende  Hofrichter  ist  Peter  von 
der  Groben,  dem  der  Kurfürst  im  Jahre  1450  gewisse  He- 
bungen im  Dorfe  Falkenburg  zu  rechtem  Mannlehen  leiht.^^^) 

Im  Jahre  1451  geriethen  die  Städte  Köpenick  mit  den 
Einwohnern  des  Kietzes  daselbst  wegen  der  Fischerei  in 
Streit.  Sie  klagten  vor  dem  Kurfürsten  und  seinen  Käthen, 
der  sie  indessen  an  das  Hofgericht  verwies,  an  dessen  Spitze 
damals  bereits  Paul  von  ConerstorflF  stand.^^^)  Dieser  brachte 
einen  Vergleich  zwischen  den  streitenden  Theilen  zu  Stande. 
Der  Fall  wurde  nur  in  der  Beweisinstanz  an  das  berliner 
Hofgericht  gewiesen,  wie  aus  den  Worten  folgt,  der  Mark^ 
graf  habe  jeden  von  beiden  Theilen  an  das  Hofgericht  ge- 
wiesen: 
mit  siner  bewisunge  dar  mede  im  rechte  tu  ful- 
komen. 
Die  Parteiverhandlung  muss  also  vor  den  Rätheu  des  Kur- 
fürsten geschwebt  haben.  Die  Sache  scheint  dingliche  Rechte 
oder  Regalitätsnutzung  zu  betreflfen,  geht  jedenfalls  über  rein 
obligatorische  Ansprüche  hinaus.    Das  berliner  Hofgericht 

518)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XI.  S.  373,  No.  120  (1450):  unser  hofe- 
richter  und  lieber  getruwer  Peter  von  ^cr  Groben ,  in  unser  Stad  Ber- 
lin wonhafftig. 

519)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  28,  No.  35  (1451):  Ik  Pawel 
von  Conrestorpp,  des  Irluchten  hochgeboren  fursten  und  hern  Fridrikes, 

Marggraven  to  Brändenburch,  u.  s.  w hoverichter  to  Coln 

an  der  Spre^en,  bekenne  in  dessem  mynen  open  brive.  So  dann  dl 
Rade  und  Inwaner  der  Stad  Copenig  und  den  kitzem  darsulwes  ja 
twidracht  komen  weren  van  vischeri«  und  waters  wegen,  die  Clodenick 
genant,  damp  myns  heren  gnade  sie  an  heyden  siden  vor  dat  hoverichte 
gewiset  hadde,  eynem  jeweliken  deyl  mit  siner  bewisunge  dar  mede  im 
rechte  tu  fulkomen  etc.  Als  hebbe  ik  gnante  Pawel  umme  deswillen, 
dat  ßulke  feide  und  fnrder  muge  mochte  nachbliven,  my  yn  di  saken 
und  fruntliken  dedinge  gesettet  und  beide  parthien  nach  erer  beidet 
willen,  wethen  und  vulborth  in  solker  weise  verscheiden,  alse  hir  na 
geschreven  steit. 
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erscheint  hier  also  in  einer  Thätigkeit,  welche  die  Compe- 
tenz  der  alten  Districtshofrichter  überschreitet,  auf  der  an- 
deren Seite  aber  in  sehr  engen  Beziehungen  zur  Jurisdiction 
der  kurfürstlichen  Räthe  steht.  Dem  Hofgerichte  wird  die 
Erledigung  des  Beweisverfahrens  in  einer  vor  den  kurfürst- 
lichen Käthen  schwebenden  Sache  zugewiesen  und  dies  wirft 
ein  Licht  auf  die  Art  der  Verbindung,  in  der  das  Hofgericht 
zur  kurfürstlichen  Kammer  stand.  Dasselbe  scheint  der 
letzteren  allerlei  Hilfe  geleistet  zu  haben  für  die  einzelnen 
richterlichen  Handlungen.  Die  Arbeit  der  kurfürstlichen 
Käthe  war  wol  zu  gross,  als  dass  sie  das  gesamte  Beweis- 
verfahren über  die  Parteibehauptungen  selbst  hätten  erle- 
ledigen können,  sie  mussten  sich  wol  auf  die  Entscheidung 
der  Kechtsfrage  selbst  beschränken  und  wiesen  den  Beweis 
dem  Hofgerichte  zu. 

An  demselben  Tage  wie  die  eben  erörterte  Urkunde, 
nämlich  am  Dienstag  nach  Bartolomei  1451  kam  ein  ähnlicher 
Beweistermin  in  Sachen  der  Gebrüder  Golitz  gegen  die  Stadt 
Wriezen  in  Quilitz  zur  Erledigung.**®)  Der  Rath  von  Wrietzen 

520)  Cf.  RiedeJ,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  447,  No.  48  (1451):  Ich  Pawel 
wm  Ckmrestorff  des  Irluchtigen  hochgebomen  fursten  und  hern  Friede- 
richs Marggra?en  zu  Brandborg  etc.  hoverichter  bekenne  in  crafft  disses 
briefs,  dass  vor  mich  in  Gerichte  alhier  zu  Cola  gekommen  sind  des 
negaten  rechidagea  nach  sant  Bartholomäustag  die  erbarn  und  ersamen 
also  Friederich  und  sein  bruder,  die  Golitze  genannt,  wonhafftig  zu 
Qwilicz  an  eynem  und  Borgermeister  und  Ratmann  von  allen  Inwonern 
wegen  der  Stadt  Writzen,  an  der  Oder  gelegen,  an  dem  andern  teile 
von  tzwe;^tracht  und  schelunge  wegen,  nemlich  des  tzolles  zu  Qwilicz, 
so  das  die  Golitze  die  von  der  Writzen  besweret  und  angelangen  had- 
den  umb  zo],  den  sie  zu  Qwilic^  geben  solden,  des  die  von  der  Wrietzen 
sich  zu  czoffen  sie  weren  darselbst  zu  Qwilicz  zol  fryhe  und  hedden 
auch  von  alders  dar  ny t  geczoUet,  und  weren  des  beide  parteien  vor  den 
ergnanten  mf/nen  gnedigen  hern  gekommen  im  rechten  zu  verscheiden, 
daruff  myn  gfiediger  fiere  mit  seinen  reten  vor  recht  gesprochen  hat  e 
in  bülieher  weis:  (folgt  über  die  Zollfreiheit  Verstattung  der  Beklagten 
zum  Eide :  ein  Bürgermeister  mit  zwei  Rathleuten  und  ein  Bürgermeister 
mit  sechs  unbetheiligten  .frommen  Leuten)  und  seine  Gnade  hatte  vort 
beide  partheien  zu  gewin  und  verlust  des  rechten  vor  hofegericht  ge- 
weiset: des  wereo  die  von  der  Wrietzen  uff  solchen  vorgeschriebenen 
rechtdach,  als  nemlichen  des  nechsten  Dinstags  nach  sanct  Bartholo- 
mäustae  mit  volstendigen  volgern  und  tzugen,  als  das  myn  gnädiger  her 
vor  recht  ussgesprochen  hadde,  in  kegenwertickeitt  irer  widderpartes  als 
nemlichen  friedrieben  und  sein  bruder,  die  Golitze  genannt,  und  solche 
czuge  getzeiget  und  namhaftig  gemacht  widder  solche  czugen  die  Go- 
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erhob  gegen  den  Anspruch  der  Kläger  den  Einwand  der 
Zollfreiheit.  Der  Kurfürst  hatte  mit  seinen  Räthen  ^,in  bil- 
liger Weise"  d.  h.  wol  als  Schiedsrichter  auf  Beweis  durch 
Eid  des  beklagten  Bathes  der  Stadt  selbsiebent  erkannt^ 
der  vor  dem  berliner  Hofgericht  geführt  werden  sollte.  Die 
Kläger  nehmen  den  Eid,  zu  welchem  die  Beklagten  bereit 
sind,  för  geschworen,  mithin  den  Beweis  fär  geführt  an,  was 
vom  Hofrichter  Paul  von  Conerstorflf  unter  Anhängung  des 
hofgerichtlichen  Insiegejs  beurkundet  wird.  Auch  hier  er- 
scheint das  Hofgericht  in  einer  Hilfsthätigkeit  für  den  Kur- 
fürsten. Die  Sache  selbst  war  offenbar  keine  Lehen  betref- 
fende Angelegenheit.  Denn  wenn  es  auch  dahin  gestellt 
bleiben  mag,  ob  die  Gebrüder  Qolitz  an  der  Zollgerechtig- 
keit im  Dorfe  Quilitz  ein  Lehen  hatten,  so  war  der  Anspruch 
auf  die  einzelnen  Zollleistungen  immer  nur  ein  rein  persön- 
licher. Ein  Streit  um  Lehenbesitz ^  lag  gar  nicht  vor;  ein 
solcher  würde  enthalten  haben  müssen,  ob  dem  angeblich 
Zollberechtigten  ein  Lehen  an  den  fraglichen  Perceptionen 
geliehen  sei. 

Aus  der  Urkunde  geht  übrigens  hervor,  dass  das  ber- 
liner Hofgericht  an  regelmässig  wiederkehrenden  Gerichts- 
tagen gehalten  wurde.  Denn  es  heisst:  der  Termin  sei 
abgehalten  worden  an  dem  nächsten  Bechtstage  nach  Bar* 
tolomaei.    Es  müssen  also  feste  Bechtstage  existiert  haben. 

Paul  von  Conerstorf  wird  noch  in  den  Jahren  1464  als 
Hofrichter  in  Berlin  erwähnt.  Die  Städte  Berlin,  Cöln, 
Frankfurt  hatten  im  Jahre  1468  einen  Process  gegen  die 
von  üchtenhagen  wegen  ihrer  Zollfreiheit  in  Preienwalde  er- 
hoben.   Im  Jahre  1464  verweist  der  Kurfürst,  der  mit  sei- 

litzen  nicht  zu  seggen  wüsten  und  och  die  zu  liesen  in  kegenwertigkeit 
vele  mins  gnedigen  hern  mannen  und  borgern  biss  zu  ussstreken  der 
finger.  Thun  beten  etliche  myns  hern  manne,  die  darumme  stunden, 
und  ich  die  Golitzen,  das  sy  den  von  der  Wrietzen  die  eide  mochten 
zugeben,  nachdem  sie  da  stunden  und  weren  der  oberbottig,  dem  denn 
die  Golitzen  also  thaten  und  den  genannten  von  der  Wrietzen  die  eide 
vortrügen,  damit  sie  danns  fulkomen  sein  ires  rechten,  in  massen  ob 
sie  die  geschworen  hatten.  Und  das  diss  also  geschehen  ist,  des  habe 
ich  vorgenannter  Pawel  von  Conrestorff  des  hofegerichtes  Insiegel  an 
dissen  brieff  hengen  lassen,  der  gegeben  ist  za  Berlin  am  Dinstag  nach 
lunt  Bartolomliustage  1451. 
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nen  Käthen  in  der  Sache  erkennt,  die  Parteien  vor  das 
Hofgericht,  wo  die  von  Uchtenhagen  ihre  Zollberechtigung 
selbsiebent  darthan  sollen.  Der  Hofrichter  Paul  von  Co- 
nerstorp  setzt  auch  einen  Termin  für  diesen  Beweis  an,  die 
Beklagten  bleiben  aber  trotz  gehöriger  Insinuierung  der  Vor- 
ladung aus  und  der  Hofrichter  verweist  nunmehr  die  Kla- 
ger auf  deren  Anfrage  an  den  Kurfürsten  zur  definitiven 
Entscheidung.  Diese  erfolgt  im  März  1465  im  Allgemeinen 
zu  Gunsten  der  klagenclßn  Städte.^*^) 

1448  befand  sich  die  Wohnung  des  Hofrichters  in  Ber- 
lin, und  zwar  im  Rathhause  an  der  langen  Brücke.  1514 
wurde  das  Haus  baufällig  und  der  Hofrichter  musste  nun 
ein    andere  Dienstwohnung  erhalten.^*^) 

Ein  prägnantes  Licht  auf  den  Umfang  der  Oompetenz 
des  Hofgerichtes  wirft  eine  Urkunde  vom  Jahre  1517,  in 
welcher  es  sich  um  Peststellung  gewisser  Rechtsgebränche 
bei  Succession  in  Schulzengerichte  und  Preihufen  handelt. 
Das  um  Ertheilung  eines  Weisthums  ersuchte  Kammergericht 
verwies  die  Sache  an  das  Hofgericht  zu  Berlin  mit  dem 
Auftrage,  die  Aeltesten  vom  Adel,  welche 

hieher  gein  Berlin  vor  hoffjgericht  zu  steen  verpflichtet, 
über  die  beregten  Rechtsverhältnisse  zu  befragen.^*^)  Das 
Hofgerieht  wird  hier  so  allgemein  und  uneingeschränkt  als 
das  ordentliche  Gericht  des  Adels  bezeichnet,  dass  man  es 
in  allen  Streitigkeiten  desselben  jRär  competent  erachten  muss. 
Der  Geschäftskreis  des  Hofgerichtes  zu  Berlin  als  mittel- 
märkischen Hofgerichtes  umfasst  also  persönliche  und  ding- 
liche Ansprüche  gegen  den  Adel,  sowol  solche,  welche  Alo- 
dial-,  wie  welche  Lehenbesitz  betreffen.  Die  Erweiterung 
der  Competenz  dieses  Hofgerichtes  gegenüber  den  alten 
Districtshofrichtern  ist  augenfällig. 

521)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  II.  S.  244  No.  15^(1468); 
Küster,  altes  und  neues  Berlin  IV.  S.  181,  182;  Mylnt,%  C.  C.  Marcbic. 
VI.  I.  S.  7.  1473  erscheint  als  Hofnchter  in  Berlin  Ruloff  Wilmerstorff. 
Gercken,  C.  D.  Br.  VIII.  S.  502,  No.  59  (1473). 

522)  Cf.  Fidtcin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  41  Note;  Wohlbrück, 
Gesch.  V.  Lebus  II.  S.  182;  Voss.  Zeitung  v.  18.  November  1865,  Sitz. 
Ber.  des  Vereins  f.  d.  Gesch.  Berlins,  Vortr.  v.  Fidicin. 

523)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  211,  No.  7  (1517). 
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Nach  der  Entwickelitng  des  mittelmärkischen  Hofgerich- 
tes zu  Berlin  blieb  das  altmärkische  Hofgericht  in 
Tangermtinde  bestehen.  Seine  Corapetenz'  schränkte  dich 
jedoch  nunmehr  auf  die  Altmark  ein.  Was  ron  seiner  Thä- 
tigkeit  überliefert  wird,  ist  Folgendes. 

In  den  Jahren  1485  bis  1488  erscheint  mehrfach  als 
Hofrichter  in  Tangermünde  Clirt  Sutemyn.  Derselbe  ist 
1486  Zeuge  bei  Vergleich  eines  Streites  der  vor  dem  Hof- 
gerichte entschieden  worden  war.  In  demselben  Jahre  klagt 
Curt  Sutemyn  vor  dem  Hofgerichte  selbst  gegen  Hfins  Py- 
werling.^2*)  Curt  Sutemyn  war  von  ritterlichem  Geschleehte, 
denn  im  Jahre  1472  wird  bei  Gelegenheit  eines  Streitöfe  der 
von  Alvensleben  mit  den  Rossow  ein  gewisser  Heinrich 
Sutemyn  als  eigener  belehnter  Mann  der  von  Alvensleben 
bezeichnet.^2^)  Damit  steht  auch  nicht  im  Widerspruch,  dass 
die  Sutemyns  Bürger  in  Tangermünde  gewesen  sind.^)  • 

Der  Nachfolger  des  Hofrichters  Curt  Sutemyn  'ist  H-ans 
Griper  1503.^^') 

Dass  das  Hofgericht  zu  Tangermündö  über  die  Per- 
sonen ritterlichen  Standes  competent  war,  leuchtet  nach  den 

524:)  Ungedr.  Urk.  B.  des  altmärk.  Saupinanns  vqd  Pappenheim 
Bl.  91:  Di  twiverdigen  Sakenn  twischenn  Curdt  unndt  Sutemyn  geved- 
deren  an  eynem  unnd  bans  Pywerlingk  am  anderen  deyle  etlicker  olden 
Schallt  halven,  die  die  gnante  Curdt  Sutemyn  von  wegen  sines  brodßren 
Mnderen  mit  deme  haverichte  uthgedageth  hefft,  ys  dorch  deu  edelen  unnd 
gestrengen  Er  Wilhelm  Marschalk   e'tc.   Ritter  hovetmann   der  olden 

marcke frundlik  bedinget  und  b«spraken  etc.    (1486)  Ebds. 

unter  der  vorhergehenden  Urkunde  über  einen  Streit  zwischen  Herten 
Brunckow  und  den  Osterholten  heisst  es :  Gurd  Sutemyn  Imvefickter.  — 
VergL  auch.  Gereken,  diplomatar.  vet.  March.  I.  S.  131. 

525)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVII.  S.  148,  No.  164  (1472),  auch  ab- 
gedruckt bei  GercJcen,  diplomatar.  vet.  March.  II.  S.  516  f. 

526)  Heyne  Sutemynne  und  Kone  Sutemynue  kommen  als  Bürger 
von  Tangermünde  vor  cf.  Biedel,  C.  D.  Br:  I.  VI.  S.  197,  No.  263. 
Küster,  tangerm.  Denkwürdigk.  S.  170.  Vcrgl.  auch  Entgelt,  Chronicon 
oder  kurze  einfeltige  Verzeichnus,  Magdeb.  157Ö  Bog.  X.  Bl.  1,  wo  eia 
Einspenniger  Sutemyn  wegen  ritterlicher  Auszeichnung  in  den  Kämpfen 
der  ersten  Hohenzollern  auf  dem  Schlachtfelde  „sonderlich  begabt"  wird. 
Cf.  Klödm,  Quitzows  IV.  S.  303  und  326. 

527)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXV.  S.  470,  No.  392  (1503):  darumb 
und-  auch  von  sonder  gnade  wegen  (wir)  Im  (Hans  Griper)  tmser  Hoff- 

.  ßerickt  ztu  Tanger mimdi,  in  masen  Gurt  Sut&myn  seliger  da»  bisher  inne- 
gehabt, die  Zeit  seines  lebendes  verschrieben  haben,  verschreiben  im 
solch  unser  Hoffgericbt  etc. 


316  aESCHICHTE  DER  GBRICHTS-VEKFASSÜNG. 

bishorigen  historischen  Erörterungen  von  selbst  ein.  Auch 
dass  Stallte  als  Corporatiönen  in  demselben  als  Parteien 
auftraten,  ist  selbstverständlich.  Aber  auch  hintersässische 
Gemeinden  von  herrschaftlichen  Besitzungen  erscheinen  vor 
dem  Hofgerichte  in  Tangermünde.  Besonders  lehrreich  ist 
darüber  eine  noch  ungedruckte  Urkunde  von  1487  des  Pap- 
penheimschen  Urkunaenbuches  (vergl.  oben  §.  36  Note  139). 
Es  handelt  sich  dai*in  bekanntUch  um  Klagen,  die  eiin  von 
dem  Gute  des  Herrn  Mathis  von  Jagow  weggezogener  Hinter- 
sasse Bartold  Malchow  gegen  die  Bauern  der  hintersässischen 
Gemeinde  Schwechten  zu  erheben  hatte.  Wegen  derselben 
soll  er  klagen  vor  dem  Hofgerichte  des  Markgrafen  vor  der 
Brücke  zu  Tangermünde.  Der  Fall  wird  kaum  so  zu  verste- 
hen sein,  dass  Bartold  Malchow  die  einzelnen  Bauern  des 
Dorfes  Schwechten  belangen  wollte;  denn  diese  würden  wol 
nur  vor  dem  Dorfgerichte  von  Schwechten  zu  Recht  gestan- 
den haben.  Sehr  wol  dagegen  konnte  eine  Dorfgemeinde 
im  Hofgerichte  ihr  Forum  haben,  ebenso  wie  die  Gemeinde 
einer  Stadt.  Dass  in  dem  vorliegenden  Falle  das  Hofge- 
richt für  die  Ansprüche  gegen  die  Gemeinde  Schwechten 
nur  ein  forum  prorogatum  sei,  dass  also  daraus  kein  Schluss 
auf  den  ordentlichen  Gerichtsstand  von  hintersässischen  Dorf- 
gemeinden zu  machen  sei,* ist  ebenfalls  nicht  anzunehmen. 
Denn  wenn  zwei  Parteien  so  wie  hier  die  Dorfgemeinde 
Schwechten  und  der  Bauer  Malchow  einander  gegenüber- 
stehen und  durch  Uebereinkommen  auf  ein  bestimmtes  Fo- 
rum prorogieren  wollen,  so  werden  sie  fiir  ihre  gegenseitigen 
Ansprüche  dasselbe  Gericht  wählen.  Statt  dessen  wird  aus- 
bedungen, der  Bauer  Malchow  solle  gegen  die  Gemeinde 
Schwechten  im  Hofgerichte  klagen,  die  Gemeinde  Schwech- 
ten dagegen  gegen  Malchow  im  Landgerichte  zu  Tanger- 
münde. Bei  einem  so  deutlichen  Gegensatze  des  Hofge- 
richtes und  des  Landgerichtes,  deren  jedes  je  nach  Ver- 
schiedenheit des  Falles  unter  denselben  Parteien  competent 
sein  soll,  ist  der  Sinn  einer  Prorogation  nicht  recht  ein- 
zusehen, welche  die  Ansprüche  der  einen  Partei  vor  dieses, 
die  Gegenansprüche  der  anderen  Partei  vor  jenes  Gericht  weist. 
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Besondere  Spuren  von  der  Thätigkeit  des  tangermünder 
Hofgerichtes  finden  sich  sonst  nicht. 

Ausser  dem  altmärkischen  und  dem  mittelmärkischen 
Hofgerichte  findet  sich  ein  Hofgericht  im  Lande  Lebus. 
Wohlbrück**®)  wenigstens  nennt  als  Hofrichter  in  der 
Vogtei  und  dem  Lande  Lebus  Nickel  Suckaw  im  Jahre  1456, 
ohne  eine  Urkunde  för  seine  Behauptung  anzugeben. 

Ebendaselbst  erwähnt  er  gleichfalls  ohne  urkundliche 
Unterstützung  einen  Hofrichter  im  Lande  Sternberg  im  Jahre 
1476.  Den  Namen  des  Hofrichters  nennt  er  nicht.  Im  16. 
Jahrhundert  bezeichnet  er  als  Hofrichter  im  Lande  Stern- 
berg einen  gewissen  Hans  Lossow.^^)  Oenaueres  ist  über 
die  Hofgerichte  im  Lande  Lebus  und  Stemberg  nicht  zu 
sagen. 

Endlich  wird  in  ziemlich  bemerkenswerther  Thätigkeit 
erwähnt  das  Hofgericht  zu  Bärwalde.  Im  Jahre  1471 
erscheint  sogar  der  Markgraf  selbst  als  Partei  vor  Guno 
Sydow;  Hofrichter  in  Bärwalde,  und  wird  von  diesem 
mit  dem  Rathe  von  Königsberg,  besonders  dem  Bürger  Hans 
Stubbe  verglichen.^  Die  Sache  selbst  war  eine  Criminal- 
sache  wegen  Todtschlages.  Dass  dieselbe  vor  das  Hofge- 
richt zu  Bärwalde  gelangte,  war  wol  darin  begründet,  dass 
der  Anspruch  sich  nicht  auf  den  angeschuldigten  Bürger 
von  Königsberg  Hans  Stubbe  beschränkte,  sondern  auch 
gegen  den  Rath  der  Stadt  gerichtet  war,  der  als  Corpo- 
ration vor  dem  Hofgerichte  seinen  Gerichtsstand  hatte. 

Im  Jahre  1479  erhob  das  SchöffencoUegium  von  Königs- 
berg gegen  den  ritterlichen  Mann  (erbare  man)  Beteke  Wer- 

628)  Gesch.  v.  Lebus  IL  S.  243. 

529)  Gesch.  v.  Lebus  III.  S.  476. 

530)  Cf.  EUdel,  C.  D.  Br.  L  XIX.  S.  400,  No.311  (1471):  Bekenne 
igk  Kune  Sydow  mynes  gnedigen  heren  hovericUer  uffte  fnanrichter 

to  Berenwolae So  myn  gnediger  here  Marggrave  Frederic  et- 

like  clagen  unde  recht  tho  Hans  Stubben  borger  tho  Koningesberge,  ge- 
fordert hadde  laten  unde  de  verveste  betenget  van  semelker  mort  hal- 
ven  eyns  mannes  Bodeker  gnant,  Dat  ik  alle  de  saken  von  gerichtis 
wegen  von  der  schepen,  lantriders  vorspraken  unde  allis  halven  wegen 
mit  dem  erbaren  rode  to  koningesberge  unde  mit  Hans  Stflbben  gentz- 
liken  to  gründe  hebben  verscheiden  unde  to  eyme  ganzen  fruntliken 
ende  entgegen. 


318  OESOHfGHT£  D£R    G£RIGHT8-VEI(FASSUNG. 

bon  ZU  Schoweufliet  einen  Anspruch  wegen  einer  Geldschuld 
von  sechzig  Schock  Groschen  und  Zinsrückständen  von  secte 
Jahren  vor  demselben  Hofrichter  zu  Bärwalde  Kune  Sy- 
dow.^^*)  Als  Beisitzer  werden  genannt  nur  zwei  Persone»: 
Claus  von  der  Marwitz  und  Dietrich  Morner,  allerdings  aber 
mit  dem  Zusätze,  dass  noch  viele  andere  gute  Männer  zu- 
gegen gewesen  seien.  Klar  ist  aus  dem  Falle,  dass  dem 
ständigen  Hofgerichte  zu  Bärwalde  die  Jurisdiction  auch  über 
obligatorische  Ansprüche  gegen  Ritter  zustan^. 

Aehnliche  obligatorische  Ansprüche  vor  dem  Hofgerichte 
von  Bärwalde  kommen  voi-  1484  des  königsberger  Rathes 
gegen  die  von  Wedel  wegen  10  rhein.  Gulden;  1487  eben- 
desselben gegen  Claus  von  Schöning  wegen  10  Schock  Gro- 
schen; 1490  gegen  Peter  von  Sydow  wegen  1200  Mark;  in 
demselben  Jahre  gegen  Hans  von  der  Marwitz  wegen  26 
Mark;  und  gegen  Peter  von  Sydow  wegen  625  Mark.^^^)  Die 
Beisitzer  des  Hofgerichts  werden  nur  unvollständig  ange- 
geben, genannt  sind  in  den  verschiedenen  eben  bezeichneten 
Urkunden  nur  je  zwei,  nämlich:  Claus  Dossow,  Henning 
Steinbeck;  Hans  Morner,  Jasper  von  der  Marwitz;  Frencz 
Werbel,  Werner  Sidow;  Werner  Balke,  Jacob  Schonenbeke; 
olde  Hans  Morner  zu  KIossow  und  Claus  Dosse  zu  Petzik. 

Südlich  ist  noch  zu  erwähnen  das  Hofgericht  in 
Schievelbein,  an  welches  nach  einer  Urkunde  vom  Jahre 
1522  Lehnstreitigkeiten  von  den  Urtheilen  der  Lehengerichte- 
der  einzelnen  Lehenherren  in  appellatorio  gelangen  sollen. 
In  der  schon  oben  §.  51  bei  Note  510  erwähnten  Urkunde 
vo^  1522  über  die  Lehengerichtsbarkoit  der  von  Bercke 
heisst  es: 

631)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  B.  407,  No.  320  (1479):  Bekenne 
ik  Kirne  S^dow,  myns  med/yghen  heran  marggreven  van  Brandenborch 
havericMer  tho  Berenwolde,  dat  vor  mynsz  gnedigen  hern  haverecht  ghe- 
körnen  synt  die  ^rwerdigen  here  Schepen  von  Koninghesberglie  unde 
hebben  dervordert  ore  recht  mit  3  vulkomen  claghen  unde  mit  allen 
hulpereden  to  deme  erbaren  beteke  Werben  to  Schowenfiete  u.  6.  v. 
Am  SchlusB  heisst  es:  Hir  an  und  over  sint  gewest  mynsz  gnedigen 
herrn  gude  man  alse  Clawes  van  der  Marwitz,  Diderik  Morner  und  vele 
mer  mynsz  gnedigen  heren  gude  man,  de  dar  ok  eren  wert  sint. 

532)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  L  XIX.  S.  411,  No.  326  (1484);  S.  414 
No.  330  (1487);  No.  331  (1490);  S.  415,  No.  332  (1490);  No,  333  (1490). 
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So  sollen  und  wollen  die  Bercken  solcher  leben  halb  auch' 
vor  unsern  genanten  Churfursten  und  der  herschaflft  Bran- 
denburg eder  vor  der  Brücken  zw  Schyvelbein,  were  sie 
zw   beschuldigen  hatt,    zu  recht  stehen,   Inen  vor  der 
Brücken  zw  Schi velb ein  an  hochgenanten  Churfursten 
zw  Brandemburg  die  appellationen  vorbehaltten. 
Es  zeigt  sich  daran  deutlich,  dass  die  Lehengerichtsbarkeit 
nicht  an  einer  einzigen  Stelle,    sondern  an  verschiedenen 
Hofgerichten   des  [Landes  selbst  in  höherer  Instanz  geübt 
wurde. 


§.  53. 
Das  patrimoniale  Hofgericht. 

Nichts  scheint  mit  dem  Begriffe  des  Hofgerichtes  mehr 
im  Widerspruche  zu  stehen,  als  dass  dasselbe  in  den  Besitz 
patrimonialer  Grundherren  gelangen  konnte.  Vor  dem  Hof- 
gerichte sollten  erscheinen  diejenigen,  welche  durch  Anse- 
hen und  Wolstand  den  gewöhnlichen  markgräflichen  Lan- 
desgerichten entzogen  waren.  Der  Ehrenvorzug  des  ritter- 
lichen Standes  war  der  Qrund  für  die  durch  das  Hofgericht 
repräsentierte  jurisdictionelle  Exemtion.  Die  einzelnen  Per-H 
sonen  waren  als  Bitter  oder  Knappen  im  Besitze  .ausge- 
dehnterer Herrschaften.  Sie  gehörten  ihrem  Stande  und 
ihrer  Lebensweise  nach  weder  der  Stadt-  noch  der  Dorf- 
verfassung an,  sondern  waren,  da  sie  von  Hause  aus  auf 
dem  Lande  lebten,  von  jedem  Gemeindeverbande  befreit  und 
hatten  auf  ihren  Besitzungen  meistentheils  hintersässische 
Dörfer,  über  welche  sie  grundhen^liche  Rechte  ausübten.  Es 
ist  ein  Widerspruch  diese  Personen,  welche  gewissermassen 
den  Herrenstand  in  der  Mark  Brandenburg  bildeten,  einem 
Gerichte  unterworfen  zu  denken,  dessen  HandJiabung  einem 
Anderen  als  dem  Markgrafen  selbst  zustand. 

Dennoch  ist  diese  Anomalie  in  der  Mark  Brandenburg 
zur  Wirklichkeit  geworden.  Nicht  alle  ritterlichen  Personen 
hatten    ihre  Ritter-  oder  Knappengütcr  direct  vom  Mai^k- 
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grafen,  nicht  alle  waren  also  auf  markgräflichen  Grund  und 
Boden  angesessen,  sondern  viele  hatten  ihren  Besitz  von 
einem  anderen  begüterten  herrschaftlichen  Grundbesitzer  er- 
halten. Der  Bischof  von  Havelberg,  Geschlechter  wie  die 
von  Alvensleben  oder  von  Schulen^urg  waren  reich  genug 
von  ihren  umfangreichen  Besitzungen  eine  immerhin  noch 
stattliche  Herrschaft  für  einen  litterlich  lebenden  Mann  zu 
Lehen  zu  geben  und  dessen  Kriegs-  und  Ehrendienste  da- 
durch zu  erwerben.  In  gewissem  Sinne  war  ein  solcher 
Ritter  oder  Knappe  hintersässisch,  denn  er  stand  hinsicht- 
lich seines  Grundbesitzes  in  keinem  unmittelbaren  yerhäl^ 
niss  zum  Markgrafen,  sondern  gehörte  demjenigen  an,  von 
dem  er  seine  Herrschaft  empfangen  hatte.  Auf  der  anderen 
Seite  schied  ihn  der  Ehrenvorzug  seiner  Bitterdienste  eben- 
so von  der  Masse  des  gemeinen  hintersässischen  Bauem- 
volkes  wie  die  markgräflichen  Vasallen.  Er  theilte  also  nach 
den  Anschauungen  des  Mittelalters  mit  ihnen  das  Recht  vor 
einem  besonderen  Gerichte  seine  Rechtsstreitigkeiten  ent- 
schieden zu  sehen.  Dieses  besondere  Gericht  wurde  aber 
beim  hintersässischen  Adel  nicht  vom  Markgrafen,  sondern 
von  dem  Grundherrn  der  geliehenen  Herrschaft  bestellt.  Nur 
ein  einziges  Beispiel,  aber  ein  sehr  klares,  wird  uns  von 
einem  solchen  patrimonialen  Hofgerichte  überliefert,  nämlich 
folgendes:*^*) 

533)  Cf.  Biedely  C.  D.  Br.  I.  I.  S.  418,  No.  15  (1470):  Vor  alßweme, 
,de  dassenn  apen  bryf  seenn,  homn  edder  lessen,  Bekenne  ich  Gercke 
Konaw,  des  erwerdisenn  inn  God  vader  unde  herrn,  herrn  Wedegen, 
bisscoppes  tho  Havelberg  beUhnde  haverichter,  dat  vor  my  inn  gerichte 
8yn  gewessen  de  Ersamen  borgermester  unde  radmanne  der  Stadt  Wi- 
stogk  des  Mandages  vor  pingesten  am  Jar  unses  kern  der  mynnrer  tal 
am  soventigestenn  und  hebbenn  dar  beschuldiget,  beclaget  unde  tosprake 
gedan  den  duchtigenn  Hans  Erusemarken,  Borchgesseten  to  Wistogk, 
de  dar  met  rechte  to  verbadet  was,  unde  geven  em  schult,  dat  he  infall, 
hinder  und  vorsperringe  dede  deme  gadeshuse  to  Sunte  Gertruden  vor 
Wistogk  gelegen  vorme  Rabeischen  dare  ann  dem  richlhave  to  Wolk- 
wich  und  an  viir  huyen  und  viir  kostenhave,  de  Bernd  lantrider  zeliger 
hadde  imm  lehne  unde  de  sulve  Bernd  landridei^  de  vorgeschreven  hoTe 
und  huven  myd  willen  unde  fulbort  unses  vorbenomden  gnedigen  herren 
Bisschop  Wedegen  deme  gnanten  Gadeshusse  to  Sunte  Gertruden  recht 
unde  redeliken  verkofft  unde  unse  gnedige  here  vorbenomdt  de  vorge- 
screven  guder  dem  gnanten  gadeshusse  voreynet  unde  darto  bestediget 
hadde,  des  de  Radmann  vorgnant  apenn  versegelde  bryve  dar  togeden 


;  'Im  Jähre  1470  fclagde  der  Bath  der  Stadt  Wittstoek 
gegen  Hans  Kriisemark,  Burggesessenem  zu  Wittstock,  we- 
gen einer  öewaltthat,  die  dieser  an  Besitzungen  des  Gottes- 
hauseB  Oertraut  sieb  hatte  zn  SohoMen  kommen  lassen.  Des? 
2u  seiner' Verant^oriung  voi^eladene  Hans  Krueetnark  blieb 
im-  et*^n  Termine<  aids,  im  zweiten  Termine  ^radhien  er  und 
eitsÄmte  den  :Ä:nsprttoh  der  Kläger  an.  *  D^r'  Voiladendc 
H<>fri^htlKr  nennt  sich  G^rcke  Eonowj  des  EBirwÄrdigen  in 
Öott  Vater  uiid  Herrn  Bischofs  Wedego  von- Havelberg  be^ 
lehbter  Hofriobten  Did  Beisitzer  werden  zum. grossen 
Tbeil  geaiannt,  nämlidi:  Bernd  und  Hans' WärnstedO)  Dietrich 
Ward'enbei^,  Henning  Polen©,  Hans  Scbonerimärk,  Gtercke 
Dolle,  Peter  Myssenev,  Hans  Toimiges  und  andere  lob  wür- 
dige unsereB  gnädigen  Herrn  belehnte  Mannen.  Also 
Mannen  des  Bisofaofs  von  Havelberg  bilden  das  ißerieht  und* 
es  ist  dadurch  oonstatiert,  dass  auf  den  BesateuDgen  des 
Btschofs'  von  •  Hav>elberg  ein  hintersässiscber  Ya^alleiiader 
bestand,  der  ii  seinem  besonderen  bischöflichen  Hofgerichte< 
die  Juri8diicti<i>n>  über  seine  Standesgenoss^  ausöbte. 

Der  Beohtsfia/ll  selbst  betrifft  keine  L^hendache  im  eigent-* 
liehen  Sinne  (et  Ssp.  H.  42  §;  4  nndjaiobtst;  Lehenr.'29  §.  8). 
Es;  war  eiii  DeMct  lan^rlaübter  ßelbsthiilfe-,  w«khe9  der  Be* 
klagte  Hans  Knisömärk  an  •  deil  B^sitaui^en  der  Gertramt- 
kirchein  WJttstock  verüM  hallte*  Yerniutblieh  schrieb  sich 
derselbe'  ein  Becbt  an  >  den  fraglichen -Gütern  zu  (ob  ein 

unde  lytjlien  de  dar  vor  gericht  lessen r von  worde  to  worde 

S8U6  luden:  Wy  Wedögö  van  gades  gnaden.  Dy  ander  l^ryf  aus  lüde: 
Wy  Wedego  etg.  Dhonn  die&sse  bryve  ssus  gelessien  wern  unde  Radmsinii 
recht  to  behelpend  an  Krusemarken  byden,  wart  de  vake  genomde  Hans 
Krasdmarke  tlior  antworde  gheheisscfaet  unde  gebaden.  Aver  Hans 
Krus^jqarke  was  dar  nioht  und  wart  dar  uuhor^am  und  weddaftig  ge? 
ordelt.  —  .(Folgt, .  dass  eine  zweite  Ladung  zur  Beweisführung  der  kläge- 
rigohön  Behauptung  an  Hans  KruseHiark  vom  Hofrichter  und  :^we!  Mannen 
g(^sichehe|i.  sei  und  Kru^f^marlf  in  diesevi  Tenpine  eracbienen  und  den 
Anspruch  der  B^Jäger  anerkannt  habe).  —  Hyr  ann  und  by  weren  de 
dudiUgenn  Manne  Bernd  uiid  Hans  Wamsteden  vorbenomd,  wanhafftig 
to.FretzijitoTpe,  Pyderick  W^^rdenberch  vam  Tpat^ske,  Hans  Tobber,  Hen- 
ningk  Polene,  jäans  Schonermark,  Gerecke  Dolle,  Peter  Myssener,  Hans 
Tonixiges  und  ander  lovenwerdige  mehr  unsee  gnedigen  hernn  beiehnde 
manj^e.  De^  to  tugh^  unde  orkunde  bebbe  ick  Gercke  Konowe,  haverichter 
vorbenomd,  myn  Ingesegel  witjiken  an  dussen  äpenn  bryff  lathen  Hen- 
ghtti  etc.»        •■;'•..• 
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Alodial-  oder  ein  Lehenrecht  bleibt  anklar)  und  der  Erfolg 
-  des  Prooesses  ist,  dass  er  auf  diese  vermeintlichen  Ansprüche 
Verzicht  leistet.  Da  es  sich  aber  offenbar  um  mehrere  vom 
Bischof  von  Havelberg  herrftfarende  Lehngüter  handelte  — 
denn  der  Vorbesitzer  Bernd  Lantrider  hatte  dieselben  vom 
Bischof  zu  Lehen  empfangen  und  mit  Bewilligung  des  Letz- 
teren an  die  Oertrautkirche  veräussert  —  so  war  der  Pro- 
cess  zur  Competenz  des  Hofgerichtes  gehörig.  Hätte  im 
Jahre  1470,  wo  dieser  Fall  sich  zutrug,  die  alte,  im  Land- 
buche Carls  IV.  beschriebene  Hofgerichtsverfassung  bestan- 
den, so  würde  diese  Klage  nur  vor  einem  allgemeinen  rei« 
senden  Hofrichter  oder  vor  dem  Hofgerichte  zu  Tangermünde 
(quod  est  super  questionibus  feudorum)  haben  entschieden 
werden  können.  Im  Jahre  1470  war  aber  die  Jurisdiction 
über  Lehngüter  des  Ritterstandes  bereits  den  Provinzialhof- 
gerichten  zugewiesen  worden,  also  der  Fall  hätte  vor  das 
fär  die  Priegnitz  competente  markgräfliche  Hofgericfat  ge- 
hört.   Statt  dessen  urtheilt  ein  bischöfliches  Hofgericht 

Aus  dem  Falle  geht  demnach  hervor,  nicht  bloss  dass 
ein  patrimoniales  Hofgericht  existierte,  sondern  auch  dass 
es  über  Lehengüter  competent  war.  Ob  diese  letztere  Com« 
petenz  zu  allen  Zeiten  für  die  Patrimonialhofgerichte  bestan- 
den, oder  etwa  erst  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  ihnen 
zugewiesen  wurde,  kann  nicht  mit  völliger  Oewissheit  ent- 
schieden werden.  Geht  man  davon  aus,  dass  nach  der 
Auffassung  des  Landbuches  von  1375  noch  jede  Lehengut 
betreffende  Streitigkeit  in  einem  einzigen  Lehengerichte  zu 
Tangermünde  entschieden  werden  sollte  und  daneben  nur 
die  mit  geringerer  Competenz  für  obligatorische  Streitigkei- 
ten ausgestatteten  Districtshofgerichte  bestanden,  so  ist  es 
kaum  glaublich,  dass  das  patrimoniale  Hofgericht  eine  wei- 
tere Competenz  als  diese  Districtshofgerichte  besessen  haben 
sollte.  Erst  mit  der  Entstehung  der  Provinzialhofgerichte, 
welche  wiederum  die  Lehenjurisdiction  und  die  über  obli- 
gatorische Ansprüche  vereinigten,  wird  in  analoger  Weise 
auch  das  patrimoniale  Hofgericht  organisiert  worden  sein. 
Dass  es  viele  patrimoniale  Hofgerichte  gab,  ist  kaum 
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aazjQnebtneB.  Bino  Herrschaft  masste  sehr  ausgedehnt  ^ein, 
^m  ihrem  Besitzer  die  Briatigcing  so  vieler  VasaUen: 
ztt  gestatten,  dads  er  eine  selbständige  Hofgerichtsbarkeit 
aasüben  konnte.  Grosse  Bistbüiner  wie  Havelbecg,  Bran-^ 
denburg  oder  Lebus,  einzelne  vrettliche  schlossgesessene  Fa- 
milieoi  wie  die  von  Alvensleben ,  von  Sohulenborg,  die  von 
Wedel  mdgen  in  der  Lage  gewesen  sein  über  ihre  ritter-* 
Uchen  Vasallen  ein  besonderes  Hofgerieht  za  halten.  Wei* 
nur  einen  oder  einige  hintersässisehe  Mannen  haite,  konnte 
wol  noch  kein  patrimoniales  Hofgericht  haben,  sondera  solche 
vereinzelte  patrimoniale  Bitter  standen  vor  dem  markgräf- 
lioben  Höfgerichte. 

Die  Zahl  der  benannten  Beisitzer  bei  diesem  Hofgerieht 
beträgt  acht,  dieselbe  ist  keine  geschlossene  Zähl,  denn  es 
werden  ansserdem  noch  andere  Mannen  als  anwesend  be-^ 
zeichnet. 


2.54. 

Zutammeiiftissender  UeberbKok  Über  die  Einrichtung  der  ver* 
schiedenen  Arten  von  Hofgerichfeh. 

Wenn  in  dem  Bisherigen  von  verschiedenen  Formen 
des  Hofgeriohts  gehandelt  worden,  ist^  so  bezieht  sich  daa^ 
nur:  auf  den  verschiedenen  Umfang  der  Cotnpetenz.  Die  «Bin-* 
sieht  ia  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Jurisdietion» 
über  den  landsässigen  Ritterstand,  die  man  unter  dem  Na* 
m^n  des  Hofgerichts  im  Allgemeinen  zu  begreifSen  pflegt, 
erfoffderte,  dass  die  vers^ihiedenen  Abstufungen  der  localen 
und  causalen  Oompetebz  in  ihrem  Zusammenhange  erörtert 
wurden. 

.  Abgesehen  aber  von  dem  Unterschiede  in  diesen  Com- 
pptenaverhäUnissen .  herrschte  Urol  bei  allen  Hofgerioh« 
t^n  eine  grosse  Gleichförmigkeit  der  Otnindäätze  in  Hand- 
habung der  Jurisdiction  selbst.  Was  sich  aus  den  bisher 
zur  Sprache  gekommenen  Fällen  in  dieser  Hinsicht  ergibt, 
ist  Folgendes: 

21» 
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Der  Hofnt^er,  gleichviel  ob  allgemeiner  oder  Distrtets- 
hofriohter,  mnss  eine  ritterliclie  Person  sein.  Selbt  dattn, 
wenn  aus  dem  Namen  der  Bitterstand  sich  nicht  unzweifel- 
haft ergibt)  ist  bei  genauerer  üntersaefaung  der  ritterliche 
Ursprung  zn  erweisen  (vergl.  z.  ß.  oben  g.  62  bei  Note  5^4). 

Die  Beisitzer  des  Hofgerichtes  waren  Mannen  4^  Mark- 
grafen. Sie  waaren  den  Parteien  ebenbürtig.  Waren  die 
Letöteren  daher  von  reichsunmittelbarem  Adel,  ^o  mnssten 
auch  die  Beisitzer  gleichen  Standes  sein.  Als  die  (trafen 
Schwerin  die  Burg  Stavenow  von  den  Markgrafen  von  Bran- 
di^nborg  zu  Lehen  empfiengen,  wurde  ihnen  gewährt,  dass  sie 
wegen  dieses  Lehens  nur  vor  ,,edelen  Mannen^'  zu  ant^ 
W4»rten  brauchten.^^^)  Seitdem  Geistliche  rücksichtHch  ihrer 
weltlichen  Besitzungen  und  städtische  Gorporationen  im  Ge- 
richtsstände: den  ritteriichen  Personien  gleich  geachtet  Wur- 
den, finden  sich  auch  unter  den  Beisitzern  des  Gerichtes 
geistliche  Personen  und  städtische  Rathmannen  (vergl.  oben 
g.  49  Note  470;  bei  Note  471).  Wenn  sich  unter  den  Bei- 
sitzern die  Angabe  eines  städtischen  Bürgers  ISindet,  so  ist 
dair^us  alleia  noch  kein  Sdiluss  auf  aangelnden  rftteriiobea 
Stand  zu  machen. 

Vor  dem  Hofgerichte  kann  nur  belangt  werden  ein 
ritterlidier  Mann  und  wer  einem -solchen  gleich  steht.  Klä- 
ger können  selbst  Büi*ger  und  Bauern  sein.  In  der  KoUe 
dies  Beklagten  erßoheinen  auch  städtische  oder  dörfliche  G^*- 
meinden.  (ver^.  §.  49  bei  Note  488;  g.  50  bei  Note  494;  §.  51 
hinter  Note  527). 

Die  Zahl  der  Beisitzer  war  nifpgends  eine  feste.  Es 
werden  bahl  3  bald  6,  8,  11^  12  Beisitzer  genannt)  imttier 
aber  mit  ilem  Zusätze,  dass  noch  mehrere  Mannen  zugegen 
gewesen. 

Der  Ort  des  Hosl^^ichtes  war  bei  einigen  Arten  des- 
selben fest,  so  bei  dem  Hofgeriehte  in  Tangermttnde  und 
bei  d^n  seit  der  Mitte  des   15.  Jahrhunderts  auftretenden 

:  534)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IL  S.216,  No.  22  (1356):  So  Bcal  uaae 
vorghenante  here  marggreve  Lodewich  over  uns  richten,  also  recht  ü, 
nach  siner  edelen  manne  recht 
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Frovin^ialhofgeifiditen.  Bei  den  Districtshofgerifehten  <^^ 
gegea  w^  er  beweglich  ^  indem  naeh  dem  Aiisdrsicke  de6 
LanKlbuehes  Carls  IV.  von  1375:  in  qualibet  advooatia  unus 
.deputatur  judex,  angenommen  werdeii  muss,  dass  der  Hof- 
ri<ibter  in  seinem  Sprengel  umherreiate  («^ergl.  Bd.  L  S.  215). 
Bei  dem  Hofgerichiie  kommt  die  Eracheinang  des  soge^ 
nannten  nngebotenen  Dinges  nicht  vor.  Nur  auf  besondere 
liadung  und  nur  für  die  betheiligten  Personen  wird  das  Hof- 
gericbt  abgehalten.  Auch  das  sächsische  Lehengericht  zeigt 
diese  Eägenthqmiiohkeit  naeh  Ssp.  Lehenr.  art«  65  §.  5  und 
79  .§.  1.  Wenn  demnach  die  Zahl  d;er  Beisitzer  in  allen 
ho^gericbtlichein  Acten  als  eine  unbestimmt  grosse  erscheint 
durch  die  Bemerkung,  dass  noch  andere  Mannen  zugegen 
gewesen  seien,  so  kann  dies  nicht  so  erklärt  werden,  als 
ßeien  jene  Mannen,  ohne  aufgefordert  zu  sein,  zum  Geriehte 
ersohieinen  und  also  etwa  wie  der  Umst^uid  eines  ungebote- 
nen Gerichtes,  zu  bairtheilen.  Im  gebotenen  Dinge  pflegen 
Qf^r  die  geladenen  Personen  zu  erscheinen.  Indem  daher 
eine  Anzahl  von  unben/annten  Mannen  als  Zeugen  des  Actes 
^^Ni^lgefAhrt  wird,  so  waretn  dieselben  wahrscheinlich  geladen. 


§.  55. 

Da8  Hofgerioht  verbunden  mit  dem  Landgerichte. 

» 

Die  allgemeine  ßntwiokelung  des  Hofgerichts  ist  in  Hin- 
sieht auf  den  Umfang  der  Sprengel  einen  entgegengesetzten 
Weg  ^gangen  als  die  des  Landgerichts.  Das  Letztere  ist 
erwachsen  aus  dem  Vogtgericht,  welches  in  jeder  Yogtei 
die  ordentliche,  selbst  schwere  Civil-  und  Criminalsachen 
t>etreffende  Jurisdiction  übte.  Allmählich  zerfielen  die  Gren- 
zen der  Yogteien,  zahlreiche  Exemtionen  zu  Gunsten  von 
Städten  und  Herrschaften  zersplitterten  den  territorialen 
Bestand  der  Yogtei  und  es  wurden  nunmehr  mehrere  ehe- 
malige Yogteien  unter  einem  Landgerichte  vereinigt.  Dem 
Batime  nach  wuchs  also  der  Sprengel  des  Yogtgerichts,  in«^ 
dem  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ein  Landgericht  für 
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gjfössere  Landschafteii  bestand.  (Vergl.  darüber  oben  §.  36). 
Umgek^rt  hat  es  ursprünglich  in  der  Mark  Brandenbnrg 
nur  ein  allgemeines,  für  das  ganze  Land  competentes  Hof*- 
geriebt  gegeben ;  den^  die  innerste  Idee  desselben  ist,  dass 
der  Markgraf  persönlich  es  handhabt.  Noch  die  allgemei'- 
nen  reisenden  Hofriditer  und  in  Lehenbesitz  betreffenden 
Streitigkeiten  das  Hofgericht  zu  Tangermünde  beruhen  auf 
dieser  Anschauung  des  einzigen  und  allgemeinen  Hofgericb- 
tes  für  die  ganze  Mark  Brandenburg.  Die  Nothwend!gfaeit 
eines  Districtshofgerichtes  stellte  sich  zuerst  heraus  durcA 
die  mannigfaltigen  und  lebhaften  Beziehungen  des  Bitter- 
standes  mit  den  städtischen  Bürgern  in  obligatorischen  Rechts- 
verhältnissen. Bald  aber  wurden  für  besondere  Sprengel 
dauernd  bestehende  Hofgerichte  häufiger  und  in  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ist  fast  in  allen  Landestheilen 
die  Existenz  von  Provinzialhofgerichten,  competent  für  alle 
Zweige  der  hofgmchtlichen  Jurisdiction,  nachzuweisen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  sind  alsofär 
grössere  Landestheile  die  aus  den  Vogtgerichten  entsprun- 
genen Landgerichte  und  ebenso  fär  ähnliche  grössere  Lanr 
destheile  Hofgerichte  neben  einander  erkennbar.  Die  Juris- 
diction der  Landgerichte  hatte  längst  aufgehört  ordentlicher 
Weise  die  erste  Instanz  für  alle  Bechtsstreitigkeiten  der  im 
Sprengel  eingesessenen  Personen  zu  sein*  Wie  oben  in  g.  36 
ausgeführt  worden  ist,  hat  nur  eine  lückenhafte  6orrectiv- 
justiz  über  justicia  denegata  oder  frustrata  vorwiegend  den 
Gegenstand  seiner  Thätigkeit  ausgemacht.  Es  lag  somit 
nahe  die  in  übereintreffenden.  Districten  *  thätigen  Landge- 
richte mit  den  betreffenden  Hofgerichten  zu  vereinigen,  und 
so  entstand  jene  Verbindung  von  Land-  und  Hofgericht, 
welche  im  16.  Jahrhundert  ziemlich  häufig  hervortritt,  dereai 
Anfange  aber  schon  im  15.  Jahrhundert  gesucht  werden 
müssen. 

Die  Erscheinung,  welche,  obwol  selten,  hervortritt,  ist, 
dass  das  Hofgericht  in  ähnlicher  Weise  als  Berufungsgericht 
erscheint  wie  das  Landgericht,  dass  vom  Hofgericht  selbst 
bäuerliche  Beisitzer  genannt  werden,  was  auf  das  eigentlich« 
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Hofgericbt  für  Bitterbürtige  keinesweges  passt  und  nur  aus 
der  Verbindung  des  Hofgerichts  mit  dem  Landgericht  zu 
erklären  ist.  Seltene  zwar,  aber  doch  immer  immer  bemer- 
kenswerthe  Spuren  deuten  auf  diese  Entwickelung  des  Hof- 
gerichts. 

Im  Jahre  1473  wird  als  Hofricliter  zu  Berlin  Ruloflf 
Wilmerstorff  genannt  und  als  Beisitzer  des  Hofgerichts '  fünf 
Personen,  die  jedenfalls  nicht  alle  ritterlichen,  sondern  zum 
Theil  bäuerlichen  Standes  waren.^^)  Es  ist  oben  g.  34  bei 
Note  97  bemerkt  worden,  dass  wenigstens  Lucas  Dalchow 
Schöffe  des  Landgerichtes  war,  welches  dem  alten  Yog^^erichte 
entspricht;  und  dass  er  dem  Bauernstande  angehörte.  Indem 
so  bäuerliche  Landschöffen  des  Hofgerichts  erscheinen,  ist 
es  klar,  dass  das  Landgericht  zu  Berlin  mit  dem'Hofgerichte 
daselbst  verschmolzen  gewesen  sein  muss.  Die  Functionen 
beider  Gerichte,  die  Gompetenzkreise  derselben  blieben  aller- 
dings getrennt,  aber  die  Statte,  von  wo  aus  diese  doppelte 
Jurisdiction  verwaltet  wurde,  war  dieselbe,  es  kam  vor,  dass 
die  Aemter  des  Hofrichters  und  des  Landrichters  in  einer 
Hand  yereinigt  wurden. 

Es  findet  sich,  dass  gerade  so  wie  an  das  Landgericht 
auch  an  daä  Hofgericht  die  Berufung  wegen  Rechtsverwei* 
gerung  ergehen  soll.    Das  wird  überliefert  vom  Hofgerichte 
im  ükerlande   in   einer  Urkunde  vom  Jahre  1518,^^)   wo 
es  heisst: 
das  alle  und  igliche  landsessenn  und  unterthann  vom  adell, 
beschlost  und  unbeschlost.  Burger  und  pawemn  im  Ucker- 
lanndt  inn  werntlichenn  sachenn  keiner  den  andernn  mit 
geistlichenn  gerichtenn  inn  noch  ausserhalb  landes  muhenn 
noch  furnemenn  soll,   sonder  der  Hofferichter  im 
Uckerlandt  soll  idermann  auff  sein  ansuchenn 
anverzogentlichs  Rechtens  verhelffenn,   desglei- 
chen ein  iglich  ubrigkeytt  inn  irenn  gerichtenn  dem  kleger 

535)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VITI.  S.  502,  No.  59  (1473).  Unterschrif- 
ten: Ruloff  Wilmersdorff,  hoffriehter  zum  Berlin fünf 

LcmdschCfffen  des  Hofaerichts  zu  Berlin:  Benedictus  Heze,  Lucas  Dal« 
chaw,  Peter  Jhann,  Thomas  Becker,  Claus  Tempelhoff. 

586)  Cf  von  Eaumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  212,  No.  8  (1518). 
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afp  aem'a&suchenu  wider  sein  verwandteiui  iMlcbgavglloIts 
unnd  uaverzogentlicbs  BeohtoB  ge^tattenn  aiind  verhelf^nn 
soll;  wurd  aber  imands  inn.  soliohcBO  gerichtean  Be<$l^t8 
geweigert  uond  damit  verzogertt  oder  sunst  besi^hwertt^ 
soll   unnsernn    gnedigstenn   Herrnn    oder   seiner  gjaiaden 
lantfoit  imi.der  Uokermarck  besuchen,  will. sein  kur- 
furstlicke  gnaden  also  yersQh0,ffenn,   das  ide?r 
mann  auff  sein  ansucbenn  gniuglichs  qnd  unv^rr 
eogentlichs  reehtenn  soll  verholffenn  wejdBi;^. 
Bür  die  Ausführung  dieser  Verordnung  wird  der  Richter. in 
Prenalau  Claus  Zernickow  angewiesen  eine  Strafe  von  ftinftig 
Gulden  für  nngehörige  Klage  bei  geistlichen  öeriohfcen  in. 
weltlichen  Sachen  zu  erheben.    Die. unmittelbar  anzugehende 
Behörde  war  nach  der  Darstellung  der  Urkunde,  das  Hof- 
gericht.     Dieses  sollte,   wenn  jemand  beim  incompeti^nten 
geistlichen  Gerichte  geklagt  hatte,  dafür  sorgen,  da«s  die 
Sache  im  ordentlichen  weltlichen  Forum  verhandelt  werde; 
und  im  Falle  der  Justiz  Verweigerung  von  Seiten,  eines  welt- 
lichen Gerichtes  aolKe  die  Remedur  sijicht  etwa,  durch  Be- 
rufung an  das  geistliche  Forum,   sondern  dui<oh  den  Kui»* 
forsten,    vermuthlich    unter    Mitwirkung    des    Hofgertehtes 
erfolgen.  * 

Der  Zusammenhang  dieser  Umstände  beweic^t,  dass  dem 
Hofgericht  eine  weitere  Thätigkeit  zugetviesen  wird. ala^  blasig 
die  Jurisdiction  über  den  Bitterstand  und  diesem  ^gleich 
stehende  Personen.  Es  soll  die  Beobachtung  der  bestehen- 
den Grundsätze  über  die  Competenz  des  Fo-rums.  den  geist- 
lichen Gerichten  gegenüber  überwaclien  und,  da  die  Letzte- 
ren meist  im  Falle  der  BecbteverweigeruB^  von  Sotten  des 
weltlichen  Gerichtes  angegangen  wurden,  .gewiss  auch  die 
Bemedur  in  solchem  Falle  eintreten  lassen. 

Schon  im  Anfange  des  15*  Jahrhunderts  wii'd  dem  Hof- 
gerichte eine  controlierende  Function  übertragen*  Bei  Ge- 
währung der  Vogtei  in  Tangermünde  an  Jasper  Gan?  im 
Jahre  1409  wird  hervorgehoben,  dass  er  auf  die  gehörjgß 
Handhabung  und  Aufrecbterhaltung  der  Justiz   in  den  ihm 
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MtergebieaDieB  Vogteien  zusammen  mit  dem.  Hofrieyer  Acht 
haben  solle.    Es  beisBifc:^?'')         j  > 

Ouch .  sal    her   (der   Vogt)   uaeerem   hoveriöJiter 
V/e^tiglicheiD  beysteen  unnd  behol'fenn  'Seyn,  AtB 
unser  .^sichte  bey  max^ht  bleyben  und  zu  ende  gerichtet 
-  werden  und  was  in  dem  egenaiitea  i^nserem  bovegerichtfe 
c  und  An   andren  unsem  geirichiteBi   der:  egenanten  lUtget 
fogetien   gewette,   busen  unde  brechen  gefallen  wo^den^ 
dovon  man  richtunge  und  sune  nemen  solde,  solche  rich- 
tunge  und  sune  hat  der  egenante  Jaspar-Ganz  mit  un- 
serem   hoverichter    eyntrechtiglichen   vordem, 
manen  unnd  uf  nemen  und  was  geldes  dovon  gefallen 
werde,  des  suUen  wir  dy  helflfte  und  der  egenantp  Jaspar 
Ganz  dy  ander  hel^  habei^. 
Wenn  sonach  die  Thätigkeit  des  Hofgerichtes  eine  ähnliche 
wat  wie "  di6  des  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jährhilil- 
derts  hervortretenden  Landgerichtes,  so  waren  die  materiellen 
wie  die  localen  Berührungspunkte  stark  genug,  um  an  man- 
chen Orten  eine  Vereinigung  beider  Gerichte  zu  bewirken. 
In  Berlin  ist  dieselbe  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts geschehep,  wie  das  vorher  angefiihrte  ßeispiel  aus 
dem  Jahre  1473  beweist. 

Aber  nicht  überall  trat  eine  Reiche  l?/erbin4iung  von 
Hof-  und  Landgericht  ein.  In  Tangermünde  z*  B<,  wo  so-r 
wol  das  Hofgericht  wie  das  Ijandgeiicht  yor  der  Brücke 
des  Schlosses  gehalten  wurde,  ist  iioich  in  den  Jahren.  1465 
und  1487  das  Hofgericht  vom  Itandgericht  versehieden  gef 
weeen.  Im  Jahre  1465  erhielt  das  Hofgerieht  zu  Tanger^ 
mü^de  Jaspar  von  Kokede,  Lcuadricbteir  dagegen  war  Haas 
Naptijtz  in  jenem  Jahre.^^^)  In  dem  ungedruckten  Urkunden- 
buche des  altmärkis<^hen  Hauptmanns  Wilhelm  von  Pappen*^ 
beim  kommen  im  Jahre  1486  in  mehreren  Urkunden  unter 
den  Zeugen  der  Hofrichter  und  der  Landrichter. ^als  j^wqi 

637)  Cf.  BiedeJ,  C.  D.  Br.  I.  XVI.  S.  38,  No.  43  (1409). 
538)  Cf.  Biedel  C.  D.  Br.  I.  XVI.  S.  91,  No.  112  (1465);  S.  92,  No: 
liU  (eod.  a.) 
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Verscfaiedene  Personen  vor.    Z.  B.  BL  91   daselbst  ,;Oürd 
Satemyn  hoverichter  und  Meister  Jürgen  lantrichter.^' 

Zam  Schluss  sei  noch  bemerkt,  dass  die  Tendenz  des 
Hofgerichtes  sich  zu  einem  Berufungsgmehte  auszubilden; 
in  den  späteren  Jahrhunderten  sich  erhielt.  Denn  an  das 
Hofgericht  ergiengen  die  Berufungen  von  den  Urtheilen  des 
Botdings  noch  im  18.  Jahrhundert.  (Vgl.  oben  g.  37  S.  84 
vor  Note  141). 


XIV.  CAPITEL. 

VON  DER  OBERSTEN  JURISDICTION  IN  DER  MARK 
BRANDENBORG. 


§.  56. 
Die  Jurisdiction  des  Markgrafen  in  der  Kammer. 

Wie  in  der  Vorrede  Bd.  I.  pag.  IIL  angedeutet  woi'den,  wird 
die  Geschichte  des  Kammergerichts;  wie  sich  dieselbe  bis 
zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  entwickelt  hat,  im  Detail  in 
einem  besonderen  Werke  dargestellt  werden,  das  von  d^m 
Präsidenten  Dr.  von  Strampff  und  dem  ordentlichen  Pro- 
fessor Dr.  L.  Heydemann  herausgegeben  werden  soll.  Auf 
dieses  künftige  Werk  mag  an  dieser  Stelle  verwiesen  wer- 
den. Die  allgemeinen  dort  entwickelten  Resultate  lassen 
sich  in  Folgendem  kurz  zusammenfassen. 

Die  Kammer  des  Markgrafen  ist  die  Stätte,  wo  schon 
nach  dem  Zeugnisse  des  Richtsteigs  Landrechts  cap.  50. 
g.  3  die  höchste  Gerichtsbarkeit  vom  Markgrafen  oder  sei- 
nem Vertreter  geübt  wurde.  Sie  scheint  nach  dem  Aus- 
drucke des  genannten  Rechtsbucbes  ebenso  ständig  giewesen 
zu  sein  wie  die  übrigen  Landgerichte,  an  welche  der  Rechts- 
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ssttg  des  ürth^ilscheltens  in  der  Mark  Brandenburg  ergietig. 
Qegen.Ende  des  14^  Jalirbundei^ts  inuss  der  Grundsatz  durch- 
gedrungen  sein,  dass  der  Markgraf  seine  Eammer  legen  dürfcf, 
wohin  er  wolle.  .  Das  berliner  Stadtbuch  spricht  diesen 
Grundsatz  aus  und  fügt  hinzu,  dass  nunmehr  Brandenburg 
die  h(Sichste  Dingstätte  sei.    ^ 

Die  höchste  Jurisdiction  des  Markgrafen,  von  welcher 
hier  die  Bede  ist,  umfasst  die  oberste  Instanz  in  allen  Bechts- 
Forhältnissen.  Sie  ist  wol  zu  unterscheiden  von  dem  Lehen- 
hofgerichte in  Tangermünde,  welehes  zwar  auch  für  die  ganze 
Mark  Brandenbarg  competent  war,  aber  nicht  allein  als 
oberste,  sondern  auch  als  frühere  Instanz.  Aber  beide  Ge- 
richtshöfe, sowol  die  markgräfliche  Kammer  wie  das  Lehen- 
hofgeriöht,  hatten  »ehr  enge  und  lebhafte  Beziehungen  zu 
einander,  ja  sie  bestanden  sogar  ursprünglich  neben  einan- 
der in  einer  gewissen  Vermischung  (vergl.  Bd.  I.  S.  233). 
Als  nun  die  Kammer  des  Markgrafen  nach  Brandenburg 
verlegt  wurde,  wurde  ebendort  auch  ein  Lehenhöfgeri<At  far 
die  Mittelmark  errichtet.  Das  Hofgericht  in  Tangermünde 
blieb  bestehen,  aber  in  Brandenburg  entstand  ein  neues 
Hofgericht,  das  in  sofern  dem  altmärkischen  ähnlich  war,  als 
es  in  Streitigkeiten,  die  Lehenbesitz  betrafen,  Competenä: 
hatte^  mitbin  die  jurisdictionelle  Thätigkeit  des  Hofgericht^ 
in  Tangermütide ,  was  die  Lehensachen  der  Mittelmark  be- 
traf, einschränkte. 

Die  Kammer  zu  Brandenburg  hatte  nunmehr  mit  dem 
Hofgerichte  der  Mittelmark  dasselbe  enge  Verhältniss  wie 
ehemals  zum  altmärkischen  Hofgericht.  Die  Folge  davon 
war,  dass  die  Verlegung  der  Kammer  von  Brandenburg  nach 
Berlin  auch  die  Verlegung  des  Hofgerichtes  ebendahin 
l^ewirkte  und  nunmehr  hier  die  von  den  kurfürstlichen 
Räthen  in  der  Kammer  geübte  Justiz  mit  der  des  mittet 
märkischen  Hofgerichtes  zu  Berlin  in  dauernder  Verbin- 
dung blieb. 

Bs  findet  sich  mehrfach,  dass  eine  Sache,  die  in  ober^ 
■ster  Instanz  an  die  markgräfliche  Kammer  gelangt  war  und 
«agentlieh  vor  den  kurförstlicben  Räthen  verhandelt  werde« 
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ma^dte^  aur  Fükraiig  des  Beweises  an  «das  Hnfgericiht'  ea 
Berlin  verwieflea  «wird.  Es  findet  sieh  umgekehrt;  dass  das 
Bofgericht  zn  Berlin,  vor  welchem  ein  Beweis  der  Parteien 
gefuhrt  worden  war,  in  der  Sache  seihst  zu  erkennen  An- 
stand nahm  und  die  streitenden  Theile  an  die  kurfursUieheii 
Räthe  verwies.  Namentlich  afso  für  Beweisanfiiahme  leistete 
das  Hofgericht»  der  obersten  Landesjasti^  der  kurfürstlichen 
Räthe  Hilfe* 

Die  kurfürstlichen  Bäthe  selbst  waren  entweder  unter 
dem  persö«£chen  Vorsitze  des  Kurfürsten  thätig,  oder  sie 
stondßn  seit  etwa  1468  unter  einem  Kaumerrichter.  Dör 
Kurfürst  durfte  willkürlich  Sachen ,  die  Tor  seinen  BMhea 
schwebten,  avocieren,  Erkenntnisse  derselben  in  der  ;Sup- 
plicationsindtanz  reformieren  und  überhaupt  die  volle  Frei- 
hieit  seiner  oberstriehterlichen  Stellung  in  der  Mark  waltea 
lassen. 

AjUf  der  andren  Seite  durfte  er  Sachen,  die  nach  dem 
ardentlichen  Insjiatizenzuge  nicht  an  die  Kammer  d^  i.  an 
die  kurfürstlichen  Bäthe  gelangt  sein  würden,  aK>iidern  sei- 
ner streng  persönlichen  Cognition  unterlagen,  an  die  Bäthe 
verwesen.  So  verhielt  es  sich  namentlich  mit  Streitigk^i- 
teuy  in  denen  der  Kurfüst  als  Schiedsrichter  angeru&n  wurde. 
Hier  sollte  derselbe  nach  sdiner  persönlichen  Einsicht  er- 
Jcennen.  Oft  aber  machte  er  von  seiner  Befugniss  zur  Bubr 
stitution  Gebrauch  und  verwies  nunmehr  solche  im  oompro- 
missarischen  Verfahren  schwebenden  Streitigkeit^^  an  seine 
Bäthe  durch  einen  besonderen  Befelil.  So  geschahas, 
dass  die  kurfürsitlichen  Bäthe  häufig  auf  ,^sonderen  B^r 
fehl'^  urtheilten,  mit  welfchem  Zusätze  angedeutet  wird,  dass 
sie  sich  in  dem  betreffenden  Falle  nicht  innerhalb  ihres  o»- 
dentlichen  Gompetenzkreises  bewegten,  sondern  aüsserordent^ 
IScber  Weise  zur  Entscheidung  berufen  waren. 

Es  geht  aus  dem  bisher  entwickelten  Yerhältniss  her^ 
vor,  dass  der  Kurfürst  neben  seinen  Bäthen  eine  selbsfiänr 
dige  Jurisdiction  üben  durfte,  dass  er  seine  höhere  Auctorität 
als  Qerichtsherr  in  der  Mark  Brandenburg  auch  ihnen  gegen- 
über aufrecht  erhielt.    Daher  konnte  es  aaieh  gesdidien^  dass 
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äer  Emrftrst  gewisse  Rechtsatreitigkeiten  sich  sdHbst  yoidlie« 
iMüt. :  Das  sobeint  der  Fall  geweson  sm  aein  in*  CrimiDal* 
Sachen.  Es  ist  uns  fiberlief ertj  dass  in  eiBor  Criminalsaohe 
wegen  Injurien  die  Räthe  die  Bntßßh^idung  an«  dea  Kur- 
fürsten verweisen,  weil  sie  um  Ehre  und  peinliche  Sachen 
nicht  richten  dürften.  In  einem  anderen  Falle  wird  vor 
den  kurfürstlichen  Käthen  ein  Termin  in  einer  Sache  wegen 
Todtschlages  abgriiaitön,  in  welohetn.  aber  da&Urtheil  nicht 
ausgesprochen  wird.  Man  wird  aus  diesen  beiden  Fälleji 
ächliessen  dürfen,  duas  zwar  Ve!rhandkng  und  allenftills' Ver- 
gleich in  Griminalsaehen  den  kurfftrstliehen  Rätheli  zustaüd, 
äbei*  nicht  das  definitive  Brkenntniss. 

Dem  Kurfürsten  gegenüber  erscheint  dehmaoh  die«  Juris- 
dretion  der  kurfürstllehen;  Käthe  dirg^schrätrkt  tind  sö  \mr 
fassend  dieselbe  awch  in  causaler  wie  perÄonaW  Beriehung 
war,  Sö  bildete  sie  doch  nicht  überall  die  oberste  Spitze  der 
mät^ischen  Gerichtsverfassung,  hatten  die  Sentenaten  dersel- 
b4ön  doch  fiitiht  tiöbediögt  unanfechtbare  Auetoritftt.  Die  vffihv^ 
haft  oberste  Instanz  war  allein  der  Kurfürst,  Er  konnte 
alle  ürtheile  seiner  Käthe  reformieren,  er  konnte  alle  vor 
deüMben  schwebenden  Sachen^ avouieren/  er  allein  durfte  in 
Grltninali^aefaen  erkennen,  bei  ihm  stand  es  den  G^schäfts^ 
krieti^  seiner  Räthe  in  der  Kammer  nach  seinen  Gutdünken 
zu  erweitern  oder  zu  beschränken. 

Die  Personen,  welche  vor  den' Käthen  der  kurfärstfichen 
Kammer '^schienen,  waren  in  oberster  Instanis  alle  SHn^ 
wohner  4er  Mark,  sofern  sie  persona  standi  in  judicio  be*- 
Sassen.  •■  Ausserdem  waren  die  sogenannten  schlossgesesseneii 
FaifiiHen  privilegiert  in  Klagen,  die  gegen  sie  erhoben  wur* 
den,  vor  den  kurfürstlichen  Käthen  in  erster  InstÄhsi  zii' 
stebem  (rei^l.  Bd.  I.  S.  2B4).  Jenen  Schlossgesessenen  stan- 
den- irermuthlicfa  gldch  in  weltlicbeÄ  Streitigkeiten  Öie  tor* 
nehmsten  Prälaten  der  Mark,  z.  B.  die  Bischöfe  "von  Havel- 
b^g,  Brandenburg  und  Lebus,  der  Propst  ton  Beiün  und 
andere. 

üeber  den  Personalbestand  der  kuiifiirstliohen  Käthe, 
üb^r-iläre  le^mähUcbe  Cofistituierütog  aJö  stänidiges^Kaw^m^i*« 
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geriohty  über  ihre  Verfahren  m  den  einzelnen  Rechtssir^itig»' 
keiten  muss  auf  die  genaueren  Ausfäbrungen  in  der  Cte«* 
schichte  des  Kammergerichts  von  Heydemann  und  Ton 
Stratnpff  verwiesen  werdeii. 


Die  Jiiriediotion  auf  den  Landtagen. 

Es  war  nur  eine  besondere  Anwendung  der  durch  den 
Markgrafen  in  eigener  Person  zu  handhabendeti  Justiz^  wenn 
gewisse  Angelegenheiten  auf  den  Landtagen  zur  geriebtlichen 
Entscheidung  gebracht  wurden.  Der.Gescl^Sftskreis  der  Land- 
tag war  überlvaupt  kein  fest  begrenzter.  Alles,  waß  das 
öffentliche  Landesinteresse  angieng,  konnte  hier  zur  Erürte* 
rung  gelangen.  Nahm  also  ein  Process  so  weite  Dimension 
nen  an^  dass  er  als  öffentliche  Landesangelegenbeit  angesehen 
wjsrden  konnte,  war  eine  Fehde  so  verbreitet  oder  so  lang-' 
wierigy  dass  ihre  Schlichtung  ein  dringendes  Bedürfniss  der 
LaQdeffwol£alirt  wurde,  betraf  der  zur  Geltung  gebrachte 
Anspruch  öffentliche  Institutionen ,  z.  B.  die  Steuerverfas«' 
sung»  die  Rechte  der  Laiides;regierung,  so  konnte  ..der 
Landtag  mit  Berathung  und  igntscheidung  desselben  betrunt 
werden. 

Was  in  dieser  Weise  vor  die  Landstände  gelangen  sollte, 
bestimmte  der.  Markgraf.  Dei^n  es  stand  bei  ihm;  ob  und 
welche  Eäthe  er  zu  seinen  Entscheidungei^i  ^inzuziebexi' 
woUte.  Ebenso  musste^  es  ihm  übeirlassei)  sein,  ob  er. selbst 
allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  dem  Landtage  die  Entscbei« 
diing  treffesQ  wollte. 

Seit  dem  15.  Jahrhundert  tritt  überhaupt  erst  eine  juris- 
dictionelle  Function  des  Landtages  hervor^  Die  txiv  Entscheid 
düng  :gejangenden  Sachen  betreifen  in  der  Regel  öffentliche 
Apgel^ßuheiten  oder  solche  Zwistigkeiten,  welche  in:hervor-. 
tretenderem  Masse  den  öffentlichen  Frieden  gefährdetei^. 
Im  Jahre  HOl  sitfsen  die  Stftdte  und  Mannen  zu  Gericht 
über  rittej^liche  L^^ndfiäedb^cecheT,  welche  von  den  3tftdtea 
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der  Mittelmark  gefangen  worden  waren.^^)  1409  wurde  dfe 
Fehde  der  Quitzow's  gegen  die  Herz<lge  von  Sachsen  vor 
den  Landständen  unter  dem  Vorsitze  des  Herzogs  Swantibor 
verhandelt.^)  1427  urtheiltö  der  Markgraf  mit  seinen  .Land- 
ständen über  die  Herren  von  Alvensleben  und  von  Lüderitz 
wegen  Raubes.^*')  Der  Bischof  von  Lebus  erkennt  1480 
als  ein  ,,gesatzter  Richter''  mit  den  Landständen  in  dem 
berühmten  Streite  des  Kurfürsten  gegen  die  altmärkischen 
Städte  wegen  der  Landbede.  In  eben  diesem  Streit  waren 
die  mittelmlürkischen  Städte  aufgefordert  worden  Recht  in 
der  Sache  zu  sprechen.  Sie  lehnten  aber  diese  Aufforde- 
rung wegen  ihres  Bündnisses  mit  den  altmärkischen  Städten 
ab  und  verwiesen  auf  die  ordentlichQ  Justiz,  die  auf  den 
Landtagen  oder  durch  Gerichte  des  Landes  gehandhabt 
werde,  mit  den  Worten: 
dann  sein  gnad  hett  prelaten,  Herrn,  Mann,  Rich- 
ter und  iantschepffen  im  landen,  die  am  rechten  wol 
sitzen  und  erkennen  wurden,  was  recht  Tt^er,  das  sy  desz 
vertrag  haben  mochten.^^*) 
Daraus  geht  hervor,  dass  die  Jurisdiction  der  Landstände 
zu  den  ordentlichen  Einrichtungen  der  Mark  gehörte  und 
dass  namentlich  dann,  wenn  der  Markgraf  wegen  eines  öffent- 
lichen Anspruches  Partei  war,  von  ihnen  die  Entscheidung 
erwartet  wurde.  Wenn  der  Markgraf  als  Partei  im  Processe 
das  Präsidium  des  Landtages  nicht  selbst  übernehmen  konnte, 
so  wurde,  wie  im  erwähnteii  Falle,  ein  ,,gesatzter  Richter" 
als  Vorsitzender  von  ihm  bestimmt. 

Das  Verfahren  vor  den  Landständen  unterschied  sich 
wol  kaum  von  dem  Processverfahren  in  den  ordentlichen 
ständigen  Gerichten.  Die  Zusammensetzung  des  Landtages 
oder,  wie  er  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1486  genannt 
wird,  des  gemeinen  Herrentages, ^*')  war  in  der  Regel  aus 

539)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VI.  S.  584,  No.  148  (1401).  ' 

540)  Gf.  Klödenj  die  Mark  Brandenburg  unter  E.  Carl  lY.  oder  die 
QuitzowB  und  ihre  Zeit.   IL  S.  462  f. 

541)  Vergl.  Bd.  I.  S.  249,  Note  412. 

542)  Cf.  von  Baumer,  C.  C  Br.  II.  S.  55,  No.  56  (1480). 

543)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  L  IX.  S*  232,  No.  305  (1486). 
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Htrreß/ MatiÄen  und:  Städten.  Wenn  die  Landständle  in^ 
deeeen  zur  Entseheidiiiig' 'eines  Streites  sehriiteö,  wenn  sie 
sich  also  als  Gericht  constitüiarten,  so  soh einen  L4iidsfehOf- 
fön,  denen  wül  ordentlielier  Weise  iieine  LatiiJständsciiaffr 
zukam V  ials  Beisitzer  des  Oeriobtsamssohusse»  bintugezogeh 
Hi»ordea  zu  sein-  (Veiigl.  dariüber  obbn  §. 'ä4  bei  llale  97 
und  74). 
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DRITTES  BUCH. 

VON  DEM  VERFAHREN  VOR  DEN  MiERKISCHEN 
GERICHTEN, 


EINLEITUNG. 


'  §.58. 

Vorbemerkung. 

JL/er  Streit  der  Gelehrten  über  die  Natur  des  älteren  deut- 
schen Gerichtsverfahrens  ist  gegenwärtig  sehr  lebhaft.  Die 
verschiedensten  Auffassungen,  gegründet  auf  die  verschieden- 
artigsten Grundsätze,  stehen  einander  gegenüber  und  der  all- 
gemeine Stand  der  Wissenschaft  ist  noch  soweit  von  einer 
Einigung  über  die  ersten  Pundamentalsätze  des  deutschen 
V^rfkhrens  entfernt,  dass  es  angemessener  erscheint  durch 
genaue  üeberlieferung  und  gänzlich  unbefangene  Darstellung 
des  aus  den  Quellen  hervorgehenden  Materials  zuverlässige 
Beiträge  ftir  die  künftige  dogmatische  Betrachtung  zu  lie- 
fern, als  zu  den  vielen  bereits  bestehenden,  aber  durchweg 
bestrittenen  Meinungen  eine  vielleicht  neue  und  ebenso 
zweifelhafte  Meinung  hinzuzufügen.  Der  bestrittenste  Punkt 
ist  das  Beweisverfahren,^  das  allerdings  für  die  Verhandltmg 
des  Processes  unter  den  Parteien  selbst  von  grosser  Be-- 
deutung  war.    Gerade  über  dieses,  das  gewissermassen  den 
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Mittelpunkt  des  deutschen  Processes  ausmacht,  ist  reine  und 
treue,  von  keinem  dogmatischen  Standpunkte  getrübte  Beob- 
achtung der  einzelnen,  urkundlich  überlieferten  Fälle  nöthig. 

Die  nachfolgende  Darstellung  des  aus  den  märkischen 
Urkunden  sich  ergebenden  Materials  wird  daher  nicht  sowol 
darauf  ausgehen  bestimmte  Grundsätze  in  den  Quellen  als 
vorhanden  nachzuweisen,  als  vielmehr  die  einzelnen  Fälle 
der  Urkunden  in  ihrer  casuistiscben  Bigenthümlichkeit  zu 
erkennen  und  mit  den  historisch  erweisbaren  und  völlig  un- 
zweifelhaften Grundsätzen  zu  vergleichen.  Besondere  Process- 
grundsätze  zu  erforschen  und  zu  erweisen  kann  gerade  in 
einer  Geschichte  des  in  den  märkischen  Gerichten  beste- 
henden Verfahrens  nicht  angestrebt  werden,  weil  ein  be- 
sonderer, von  den  GruQdsfätzen  des  säcbsisohen  Rechtes  ab- 
weichender Process  gar  nicht  existiert  hat.  Gewiss  hatte 
die  Mark  Brandenburg  viele  Eigenthümlichkeiten  gegenüber 
den  in  den  sächsischen  Bechtsbüchern.  vorgetragenen  Be- 
stimmungen. Aber  diese  Eigenthümlichkeiten  beruhten  auf 
einer  besonderen  Verfassung,  auf  einer  besonderen  politischen 
Entwickelung  des  märkischen  Territoriums.  Aus  der  eigen- 
thümlichen  und  nirgends  sonst  mit  gleicher  Klarheit  erweis- 
baren Natur  des  markgräflicben  Acutes  ergaben  i^|ch  (jü^  {n 
den  ersten  beiden  Büchern  dargestellten  Besonderheijten  4er 
märkischen  Gerichtsverfassung.  Die  Stellung  der  Bjoirggrafen, 
der  Vögte  und  was  an  diese  weiter  ^ich  anknüpft,  folgt  {^us 
dem  Begriffe  des  markgräflichen  Amt^.  Anders  dagegen 
verhält  es  sich  mit  allen  Bestimmungen  des  materiellen  oder 
des  Processrechtea,  die  mit  4^  Verfassung  des  Landes  ^ickit 
in  80  engem  Zus^mmenha,nge  stehen.  Hier  wird  der  Zu« 
sammenhang  der  M^rk  Brandenburg  mit  den  Grundsätzen 
de3  sächsischen  Rechtes  fast  bis  zu  völliger  Identität  sich 
steigern.  Vereinzelte  Abweichungen  mögen  vorkommen,  aber 
im  Allgemeinen  werden  gleiche  Grundsätze  in  Geltung  sein. 

Alles,  was  an  urkundlichem  Materiale  zxu:  Aufkll^rung 
des  Processes  dient,  kann  daher  nur  als  Beitrag  zu,  der  all- 
gemeifien  Lehre,  des  sächsischen  Processes  gelten.  Diese 
l^tstere  wird  die  Aufgabe  einer  dogmatisch-geschichtlichen 
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Betrachtung  sein,  die  gegenwärtige  Arbeit  hat  es  mehr  mit 
dör  genauen  Beschreibung  der  einzelnen  Fälle  als  mit  iht'er 
absoluten  principiellen  Würdigung  zu  thun. 


g.  59. 
Von  der  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

'Es  gibt  in  jedem  geordneten  Staatswesen  gewisse  Be- 
gGrln,  nach  denen  bestimmt  wird,  welches  Gericht  im  ein- 
zelnen Falle  als  competent  gelten  solle.  Wenn  auch  aus 
def  allgemeinen  Entwickölung  im  ersten  Bände  die  causalen 
und  loealen  Competenzgrenzen  jedes  einzelnen  Gerichtes  her- 
vorgehen, so  ist  damit  immer  noch  nicht  die  Frage  gelöst,, 
welches  von  mehreren  Gerichten,  deren  jedes  im  einzelnen 
Falle  ausreichende  locale  und  causale  Cömpetenz  besitzt,  zur 
eigentKchiön  Entscheidung  der  Sache  gelassen  werden  soll. 

In  der  Mark  Brandenburg  war  es  wie  in  den  meisten 
deutschen  Ländern  von  grosser  Wichtigkeit  hierüber  feste 
Regeln  äu  besitzen,  weil  die  Gefälle  der  Jurisdiction  Städten 
oder  patrimonialen  Herrschaften  zustanden,  mithin  vdn  der 
Zähl  der  in  einem  Gerichte  geführten  Proceäse  die  Ertrags- 
fahigkeit  der  Justiz  abhieng.  Um  des  Vortheils  willen  schon, 
der  mit  der  Uebung  der  Jurisdiction  verbunden  war,  musste 
feststehen,  welchem  Gerichte  die  Entscheidung  eines  Rechts- 
falles und  mithin  das  Recht  auf  die  betreffenden  Gefälle, 
zustand. 

In  Civilklagen  darf  als  allgemeine  Regel  das  forum 
domicilii  des  Beklagten  angesehen  werden,  Eine  innere 
Nothwendigkeit  führte  dahin,  dass  Jedeit  nur  da  beklagt 
werden  konnte ,  wo  der  Richter  amtliche  Gewalt  hatte  ihn 
zu  citieren  und  eventuell  der  gerichtlichen  Execution  zu 
unterwerfen.  Nur  Wo  der  Beklagte  dauernd  angesessen  war, 
war  die  richterliche  Befehlsgewalt  gegen  ihn  in  Anwendung 
zu  bringen. 

Urkundlich  ist  die  Regel  des  forum  doniicilii  anerkannt 
in  einem  Documente  von  1359,  wo  allgemein  die  Regel  auf- 

22* 
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gestellt  wird,  dass  mau  einen  Mann  vor  desjenigen  Herren 
Gerichte  belangen  soll;  in  dessen  Grenzen  der  Beklagte 
wohnt.  *^) 

In  dem  Btindniss  des  Erzbischofs  von  Cöln  mit  den 
Eurfilrsten  von  Sachsen  und  von  Brandenburg  vom  Jahre 
1487  wird  ebenfalls  das  Forum  domicilii  des  Beklagten  un- 
bedingt anerkannt.'^**) 

Handelt  es  sich  um  Erb  und  Eigen,  d.  i.  um  unbeweg- 
liches Eigenthum,  so  war  das  forum  rei  sitae  competent, 
wol  aus  dem  gleichen  Grunde,  aus  welchem  der  Beklagte 
in  der  Regel  im  forum  domicilii  belangt  werden  musste. 
Wie  der  Richter  nämlich  der  Person  mächtig  sein  muss,  um 
sie  citieren  oder  verurtheilen  zu  können,  so  muss  er  auch 
des  Objectes  habhaft  werden  können,  um  das  der  Streit  der 
Parteien  sich  dreht.  Unbewegliche  Sachen  können  aber  nur 
an  dem  Orte,  wo  sie  sich  befindea,  der  Herrschaft  eines 
Menschen  dienen,  es  ist  also  natürlich,  dass  ein  Recht  auf 
dieselben  auch  nur  an  eben  diesem  Orte  erstritten  werden 
kann.  Die  vorbemerkte  Urkunde  von  1487  spricht  neben 
dem  forum  domicilii  auch  den  Grundsatz  des  forum  rei  sitae 
aus.^**) 

Üeber  Sachen,  welche  mit  Arrest  belegt  waren,  die 
also  durch  die  Beschlagnahme  gewissermassen  zu  unbeweg- 
lichen Sachen  wurden,  selbst  wenn  sie  ihrer  Natur  nach 
Mobilien  waren,  wurde  im  Forum  des  angelegten  Arrestes 
gestritten.  In  einem  Privilegium  für  Perleberg  vom  Jahre 
1403  wird  dies  allgemein  ausgesprochen  und  eine  Urkunde 
von   1434  oder  1435  bestätigt  die  Geltung  jener  Regel  in 

544)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  11.  II.  S.  419,  No.  1029  (1359):   Vortme^ 
ein  gewelik  man  scal  den  andern  beclagen  vor  des  kern  gherichte,  in  ' 
des  scheide  di  beseten  is,  dem  man  Uisprekt 

545)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  IF.  V.  S.  448,  No.  2147  (1487):  darumh 
seil  der  kleger  dem  antwertter  nachfolgen  vor  des  antwortters  Herrn  unnd 
sine  Bete  oder  seine  Eichter  unnd  JR^te.  Sind  es  aber  Barger  und  ge- 
pawrnn,  so  soll  der  Tcleger  dem  antwertter  nachvolgenn  in  das  siat- 
oder  dorfgerichte ,  dar  'yn  der  antwertter  gesessen  ist  und  darselbs 
recht  van. 

546)  Cf.  Vorige  Note,  wo  es  gleich  nach  der  dort  ausgezogenen 
Stelle:  und  soll  nmb  eigenn  unnd  erb  jn  den  gerichten,  do  dieselbenn 
guter  gelegenn  sind,  gerechtet werdenn. 
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einem  einzelnen  Falle,  wo  ein  perleberger  Bürger  vor  dem 
Gerichte  der  Stadt  Wittenberg  zu  R^cht  stehen  sollte,  weil 
daselbst  von  seinem  Gegner  Steine  mit  Arrest  belegt  wor- 
den waren.*^^)  Ja  es  scheint  sogar,  dass  auch  wegen  anderer 
Klagen,  die  die  mit  Beschlag  belegten  Sachen  nicht  beträ- 
fen, im  forum  arresti  geantwortet  werden  sollte.  Es  ist  aber  > 
nicht  zu  entscheiden,  ob  solche  Ausdehnung  des  forum  ar- 
resti nur  eine  einseitige  Parteibehauptung  war,  oder  dem 
geltenden  Rechte  entsprach.  .Das  Letztere  ist  aus  allge- 
meinen Gründen  kaum  anzunehmen. 

Auch  in  Criminalsachen  ist  es  natürlich,  dass  der  Ort, 
wo  der  Angeschuldigte  wohnt,  wo  der  Richter  also  der  Per- 
son desselben  mächtig  werden  kann,  über  die  Zuständigkeit 
des  Gerichtes  entscheidet.  In  einer  Urkunde  von  1361  wird 
auch  gerade  für  Criminalsachen  das  forum  domicilii  als  das 
regelmässige  angegeben.^) 

Im  Falle  handhafter  That  jedoch  war  das  Forum  der 
Ergreifung  competent.  Der  BegriiBf  der  handhaften  That 
brachte  es  mit  sich,  dass  der  Ort  des  begangenen  Ver- 
brechens (forum  delicti  commissi)  und  4er  der  Ergreifung 
(forum  deprehensionis)  in  der  Regel  derselbe  war.  Der 
eigentliche  Gesichtspunkt  für  die  Competenz  war  bei  hand- 

547)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  L  UL  S.  409,  No.  118  (1403):  Wir  Jost 
von  godes  gnaden  Margraf  zu  Brandemburg,  Margraf  und  herre  czu 
Merhem  bekennen,  dat.  wy  desse  gnaden  hebben  dan  usen  lyven  ge- 
trewen  Radmannen  to  Perleberg  und  den  meynen  borghen,  dat  sie 
moghen  beseiten  dor  eynes  gewelken  gbuet,  hy  sy  ridder  edder  knecbt, 
borger  edder  gebare,  ny  sy  von  wenne  hy  sy,  und  dy  Radmanne  und 
dy  Richter  to  Perleberg  mögen  und  scollen  dar  recht  over  helpen.  Des 
to  thughe  etc.  —  S.  431,  No.  149  (1434  [1435?]):  Zo  ge  my  screven 
hebben  van  jawes  borgher  Coppe  Reynecken  syner  mollenstene  weghen, 
des  als  wetet,  wenn  Koppe  Reyneken  kumpt  to  Wittenberghe  in  myn 
fifchte,  dar  ik  stene  med  rechte  bekümmert  hebbe  unde  my  antwerdet 
umme  mennigherleye  thosprake,  de  ik  to  em  hebbe,  de  em  denne  wol 
witlik  werden  scholen,  unae  my  darunrme  deyt,  was  he  my  van  rechte 
plichtich  is,  20  wil  ik  en  nicht  verwaldighen. 

548)  Cf.  Eüdel,  C.  D.  Br.  II.  II.  S.  435,  No.  1045  (1361):  Vortmer 
were,  dat  yennich  man  beteghen  edder  beruechtiged  worde  umme  rof 
e^er  umme  ander  mysdad,  de  in  dem  lantfrede  rurde,  den  scal  me 
verboden  in  syn  hus,  dar  he  wunaftich  is,  unde  in  de  negeste  stad, 
de  in  der  vogedie  lycht  den  radmannen  witlik  duen,  de  scal  tor  antwerde 
komen,  dar  me  en  vorclaghet  unnd  de  scal  dar  veylich  wesen  vor  un*> 
rechter  wald  und  vor  penning  sculde. 
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hafter  That  das  forum  delicti  commissi;  denn  wurde  d^r 
Beklagte  auf  der  Flucht  ergriflFen,  so  sollte  er  mit  den  Wahr^ 
zeichen  des  Verbrechens,  z.  B.  mit  auf  den  Rücken  gobuÄ- 
dener,- entwendeter  Sache  an  den  Ort,  wo  die  That  giosobe- 
hen  war,  zurückgebracht  werden.^*^)  Auch  in  den  märkischen 
Quellen  ist  daher  vielfach  das  forum  delicti  commissi  für 
Criminalsachen  angegeben.  Allein  nirgend  wird  wenigstens 
in  Urkunden  seit  dem  14.  Jahrhundert  das  Requisit  der 
handhaften  That  für  jenes  forum  delicti  commissi  aufgestellt. 
Ja  sogar  es  wird  das  forum  domicilii  mit  dem  forum  delicti 
commissi  in  elective  Concurrenz  gestellt,  so  dass  jedes  von 
beiden  auf  dieselbe  Voraussetziuag  hin  gegründet  zu  sein 
scheint. 

Die  Vorschriften  der  Urkunden  lauten  immer  nur  all- 
gemein, dass  wo  das  Verbrechen  begangen  sei,  da  auch  die 
Klage  erhoben  und  die  Busse  erkannt  werden  soUe.^) 

Dass  man  in  der  That  nicht  die  Erfordernisse  der  hand- 
haften That  zur  Begründung  des  forum  delicti  commissi  auf- 

549)  Cf.  Ssp.  IL  71.  §.  5:  Vlücht  aver  he  to  dorpe  oder  to  steden 
oder  to  bürgen  m  en  ander  gerichte,  man  sal  dat  rüchte  vemien  unde 
laden  dar  to  den  burmester  unde  die  bure  unde  die  gnden  knechte,  die 
man  to  der  tiet  hebben  mach,  unde  eschen  jenen  ut  to  rechteme  richte, 
den  sal  man  in  antwerden,  of  he  in  der  hanthaften  dat  bestedeget  is, 
desto  si  dat  getügen  mögen  mit  seven  mannen,  dat  se  ime  gevolget 
hebben  in  der  hanthaften  dat  von  irme  gerichte  dar,  so  sollen  sie  bür- 
gen Betten  vor  des  mannes  weregelt,  of  sie  nicht  rechte  over  ine  rich- 
ten, so  vuren  se  ine  weder  und  dun  dar  recht  mede. 

550)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  III.  S.  119,  No.  32  (1367):  Wir  sullen 
euch  unsers  Ohmen  man,  stete,  burger  ader  ündersassen  nicht  ladin 
Yor  unser  Gerichte,  es  were  denn,  das  ai  brechen  in  unaerm  Lande  und 
m  wfilchem  Gerichte  der  broch  geschihet,  do  sol  man  richten,  —  Riedel, 
C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  287,  No.  7  (1323):  Vortmer  werde  de  borgher  tan 
Reppin  ennich  brochaphtich,  wudane  wise  dat  were,  in  wes  richte  dat 
gescneghe,  dar  scal  men  den  broke  richten  unde  anders  nerghen.  — 
Gercken,  C.  D.  Br,  V.  S  320  f,  No.  174  (1514):  Imprimis  quod  subditi 
utriusque  dominii  tarn  regni  quam  marchionatus  pro  siogulis  actionihus, 
causis,  injuriis  quibuscunque  recurrent  et  recurrere  debent  ad  principes 

dominiorum ,  in  quorum  territoriis  injuriantm  vel  ipsi  rei  de- 

gunt  —  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  141,  No.  59  (1540):  Nachdem  sich 
Hans  Pernitzmit  den  erben  seliger  Achim  Kapelman,  den  ehr  erwürgt 
unnd  erschlagen,  vortragen  und  zur  Subne  und  blutgeld  jy^ibt  zwelf  marlr 
sten(|..  und  weil  dan  dfr  excess  in  des  CapitteU  alhie  zu  Havelberg  ge^ 
piete  gescheen,  auch  nn  beiden  seiXen  genantem  Capittel  underworjffen 
und  verpÜicbtet,  haben  als  hewt  —  inen  die  heren  Capitulares  fürbe- 
scheiden. 
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stellte,  beweist  der  Umstand,  dass  neben  demselben  das 
forum  deprehensionis  vorkommt.  Die  handhafte  That  schloss, 
wie  oben  bemerkt  (Note  549),  ein  eigentliches  forum  depre- 
hensionis völlig  aus.  Selbst  wenn  die  Ergreifung  an  einem 
anderen  Orte,  sogar  in  einem  anderen  Gerichtsgebiete  er- 
folgt war,  als  wo  die  That  begangen  worden,  so  war  doch 
Auslieferung  oder  Rückführung  des  Verbrechers  an  das  Ge- 
richt, wo  er  das  Verbrechen  begangen  hatte,  erforderlich. 
Wenn  daher  mehrfach  das  forum  deprehensionis  als  zulässig, 
mithin  doch  als  selbständig  erwähnt  wird,  so  ist  kein  Zwei- 
fel daran,  dass  es  weder  mit  dem  forum  delicti  commissi 
zusammenfiel,  noch  demselben  grundsätzlich  weichen  musste. 
Die  Jurisdiction  über  Landfriedensbrüche  scheint  der 
Grund  für  die  Ausbildung  des  forum  deprehensionis  ge- 
wesen zu  sein.  Schon  oben  §.  38  namentlich  S.  110,  115, 
118  ist  darauf  hingewiesen  worden,  dass  in  den  Land- 
friedensgerichten die  Ootopetenz  in  der  Regel  nach  dem 
forum  deprehensionis  bestimmt  wurde  (vergl.  auch  §.  39 
S.  192 ff).  Auch  die  besonders  gegen  Landfriedensbrecher 
gerichteten  Städtebündnisse  lassen  das  forum  deprehensionis 
entscheiden.  Im  Jähre  1359  ist  in  einem  Landtagsab- 
schiede angeordnet  worden,  dass  Verfestete,  die  eines 
Landfriedensbruches  schuldig  waren,  da  gerichtet  werden 
sollten,  wo  sie  ergriffen  Worden  sind.^^*)  Man  darf  auch 
nicht  glauben,  dass  das  forum  der  Ergreifung  mit  dem  forum 
delicti  commissi  identisch  sei  und  mehr  eine  Verschiedenheit 
des  Ausdrucks  vorliege  als  eine  wirkliche  Verschiedenheit 
beider  Gerichtsstände.  Denn  es  war  in  Landfriedensbruch- 
sachen wirklich  Praxis  den  Verbrecher  zu  verfolgen  und  in 
demjenigen  Gerichte  über  ihn  zu  urtheilen,  in  dessen  Sprengel 
man  ihn  ergriff.  Der  Bischof  von  Lebus  machte  im  Jahre 
1465  diese  Sitte  zum  Gegenstande  einer  Beschwerde  und 
erlangte  das  Privilegium  gefangene  Landfriedbrecher  in 
das    forum    delicti    commissi    zurückführen    und    hier   zur 

551)  Cf  Fidicin,  Beitr.  z.  Geschichte  Berlins  II.  S.  52,  No.  42  (1359): 
^  stad,  dar  man  zi  in  vindid.  di  zal  ohir  di  egenanten  röbir  und  dioe 
richten  glicher  wez^  op  zi  zi  zeihen  vorvest  heften. 
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Verurtheilung  bringen  zu  dürfen.^  (Vergi.  oben  2.  39' bei 
Note  192). 

Die  Grrundregel  des  forum  domicilii,  welche  als  allge- 
meinste sowol  in  Civil-  wie  in  Criminalsachen  Platz  greifen 
sollte,  findet  also  nach  Lage  der  Quellen  in  zwei  Richtungen 
Einschränkungen.  In  Civilsachen  wird  sie  durchbrochen 
durch  das  forum  rei  sitae  und  das  forum  arresti,  in  Criminal- 
sachen durch  das  forum  delicti  commissi  und  forum  depr^ 
hensionis. 

Nicht  als  eine  eigentliche  Ausnahme  kann  es  dagegen 
angesehen  werden,  wenn  durch  Uebereinkunft  der  Parteien 
ein  forum  prorogatum  eintrat.  Dies  ist,  da  bei  den  Deut- 
schen überhaupt  eine  starke  Neigung  zu  schiedsrichterlichem 
Verfaliren  vorhanden  war,  keine  SeltenJieit,  ja  der  Hang 
auf  ein  durch  Wahl  der  Parteien  bestimmtes  Gericht  zu 
provocieren  wurde  zu  Gunsten  der  geistlichen  Jurisdiction 
so  häufig,  dass  von  Seiten  des  Markgrafen  Verbote  dagegen 
erlassen  werden  mussten  (vgl.  Bd.  I.  S.  273  bei  Note  453). 
Auch  auf  weltliche  Gerichte  finden  Prorogationen  statt^^*) 

War  nun  ein  ürtheil  von  einem  nach  den  geltenden 
Regeln  incompetenten  Gerichte  ausgegangen,  so  war  dasselbe 
nichtig.  Im  Jahre  1427  war  ein  Streit  zwischen  der  Stadt 
Beeskow  und  dem  Herrn  von  Bieberstein  über  die  Zustän- 
digkeit der  Jurisdiction  über  falsches  Mass.  Die  Schöffen 
von  Magdeburg  sprachen  darüber  Recht  und  erklärten,  dass 
die  von  dem  Gerichte  des  Herrn  von  Bieberstein  ergangenen 
ürtheile  und  verhängten  Bussen  für  die  betreffende  Partei 
keine  verbindliche  Kraft  hätten.^^^)  Auch  als,  wie  oben  be- 
merkt, dem  Bischof  von  Lebus  zugestanden  war,  dass  die 
Rückführung  ergriffener  Landfriedbrecher  in  das  forum  delicti 
commissi  erfolgen  sollte,  wurde  die  Sentenz  des  forum  de- 

552)  Z.  B    cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  293,  No.  7  (1358). 

553)  Cf.  JRiedely  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  395,  No.69  (1427):  Wer  byo- 
nen  euwir  stat  mit  unrechter  wage,  unrechter  masse  unde  valschim 
spisekouffe  befunden  wert,  das  gebort  euch  Rathmannen  zu  richten  unde 
zu  straifen  nach  wigbilde  rechte,  unde  euwir  herre  und  sin  gerichte 

habin  darobir  kein  gerichte  oder  straiTung  zu  thun 

Dartimme  ist  auch  der  krainer  kegin  euwirn  Jiem  addir  synem  gerichte 
Jceins  wandeU  addir  hussze  vorvaUin  von  recktis  wegen. 
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prebensionis  wad  anderer  Gerichte  für  kraftlos  und  nichtig 
erklärt.^)  Ja  sogar  als  ein  Delict  wurde  es  angesehen  vor 
einem  anderen  als  dem  competenten  Gerichte  zu  klagen.  Bei 
einer  Urfehde,  die  im  Jahre  1556  ein  gewisser  Hans  Dale 
dem  Domcapitel  zu  Havelberg  schwören  musste,  werden 
mehrere  Delicte  erwähnt,  darunter  auch,  dass  er  vor  einem 
anderen  Gerichte  geklagt  habe,  als  wo  er  gesoUt.^^^)  Wenn 
hier  eine  Strafe  wegen  Umgehung  des  ordentlichen  (Jerich- 
tes  verhängt  wurde,  so  ist  wol  das  Interesse  des  betreffen- 
den JurisdictionsinhaboFS  an  der  Perception  der  GeföUe 
kaum  verkennbar.  Auch  in  den  Städten  wurde  es  zum  Theil 
wol  aus  diesem  Pinanzinteresse,  zum  Theil  aus  politischen 
Gründen  den  Bürgern  zur  Pflicht  gemacht  nur  vor  dem 
Stadtgerichte  Klage  zu  erheben.^^") 


XVI.  CAT>ITEL. 

VON  DEN  BÜRGERLICHEN  KLAGEN. 


§.  60. 
Klage  um  Besitz  und  Etgenthum  an  körperlichen  Sachen. 

Das  Verhältniss  des  märkischen  Processrechtes  zu  den 
sächsischen  Rechtsgrundsätzen  wird  sich  aus  einer  Zusammen- 
stellung der  in  den  märkischen  Urkunden  überlieferten  Fälle 

554)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  289,  No.  150  (1458):  In  wel- 
chen werntlichen  gericht  in  unnsren  landen  das  geschee,  das  vernichten 
wir  und  machen  das  kraffttosz  mit  dysem  unnsrem  bryff,  so  offte  und 
dicke  des  not  geschet. 

555)  Cf.  Riedel,  G.  D.  Br.  I.  III.  S.  154,  No.  72  (1556):  Auch  meime 
gepurliche  herr schafft,  so  ich  zu  klagen  gehöht^  nicht /besucht j  sundem 
andere  frembde  gerichte  dahin  mir  nicht  geburet  das  recht  »u  auechcnt 
geclagett^ 

556)  Yergl.  oben  §.  44  bei  Note  334. 
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ergeben.    Zonäohst  sollen  die  auf  Eigenthnm  an  tinbewegr 
liehen  Sachen  bezüglichen  Stellen  erörtert  werden. 

Der  einfachste  Fall  ist,  der,  wo  Jemand  Eigetithum  an 
einem  Oute  behauptet  und  der  Beklagte  materielle  Einwen- 
dungen gar*  nicht  entgegensetzt,  indem  er  entweder  unge- 
horsam ausbleibt,  oder  den  Anspruch  des  Klägers  anerkennt. 
BiDOH  hieher  gehörigen  E^all  scheint  zu  entlialten  eine  Ur- 
kunde von  1346.  Wenn  man  indessen  den  Zusammenhang 
der  Worte  erwägt,  so  ergibt  sich,  dass  das  Stift  Stendal 
nicht  Kläger,  sondern  Beklagter  ist  und  dass  mithin  der 
von  demselben  geführte  Beweis  eine  wirksame  Verthei- 
digung  gerade  der  beklagten  Partei  enthält.  Die  Urkunde 
lautet:  "0 

Wi  her  ghevert  von  alvenflleve,  riddere,  voghet  des  ede* 
len  vorsten  Marcgreven  Lodewighes  to  Brandeburg  in  der 
alden  marke  bekennen  unde  betugen  openbare  in  dessem 
jegenwordighen  brive,  dat  ghekomen  sint  vor  uns  die  er- 
baren lüde  her  Conrad  provest  und  her  Jan  von  Schepe- 
litze,  deken  to  Stendale,  mit  anderen  Ganonken  darselves 
von  erer  weghene  unde  eres  Capitels  weghene  an  ene 
half  unde  hinric  van  Cloden  knape  von  der  anderen  half 
umme  de  schelinghe  de  tvisschen  en  was  umme  gut  to 
Byswede.  De  vprbenomeden  heren,  de  wiseden  unde 
lesen  vor  uns  breve  unde  hantvesten  der  alden 
marcgreven  to  Brandenburg  marcgreven  Janes,  Otten  unde 
Conradesy  de  se  hebben  uppe  dat  gut,  dat  se  hebbet  to 
Byswede  mit  al  me  rechte.  Des  vor  tech  Hinric  van 
Cloden  mit  willen  vorme  hegheden  dinge  uppe 
der  brucgen  to  Tangermunde  des  gudes,'  dat  be 
angespraken  hadde,  unde  erlet  dar  deghere  af,  Vort- 
mer  unscheydede  wy  se  aldus,  dat  de  vor  benomeden 
heren  scolen  na  eren  breven  und  hantvesten  In  erme  gude, 

557)  Cf.  Biedel  C.  D.  Br.  I.  V.  S.  95,  No.  143.  Die  Urkunde  gfibt 
nar  die  Jahreszahl  1300  an,  was  unmDgHck  richtig  sein  kann,  weil  der 
in  der  Urkunde  selbst  erwähnte  Markgraf  Ludwig  erst  seit  1344  regiert 
und  der  DecMi  Jan  von  Schepelitz  sogar  erst  1346  die  DecanatsWDrde 
im  Stifte  Stendal  erlangte.  Man  wird  deshalb  mit  Biedel  die  Urkunde 
in  das  Jahr  1346  setzen  müssen. 


KIiAOE   UM  KOIRPBRLICHB   SAOHBK.     §.  60.  B47 

in  velde«  unde  in  marke  und  in  stpatenrichtcn,  wanne  iö 
not  id;  ünde  dai'  ne  scal  se  Hinric  van  Gloden  eder  andere 
lüde  nicht  an  hinderen.  Dat  selve  scal  ok  Hinric  van 
Cioden  und  andere  lüde,  de  dar  gut  hebben,  in  erme  gude 
don,  wanne  des  not  wert,  dar  ne  acolen  se  ock  de  heren 
nicht  an  hinderen.  : 

Da  das  Stift  Stendal  im  Besitze  des  streitigen  Gutes  er- 
scheint, Heinrich  von  Cioden  überdies  erklärt,  dass  er  das- 
selbe ange^roghen  habe,  so  kann  über  die  Rolle  des  S^tiftes 
als  beklagte  Partei  kein  Zwetfel  sein. 

Dagegen  zeigt  sich  auf  Seite  des  Klägers  eine  Anti- 
oipation  des  ürkundenbeweises  in  einem  Streite  der  Stadt 
Wittstock  gegen  einen  Knappen  Krusemark  vom  Jahre 
1470.  Der  Letztere  hatte  sich  gewaltsam  eines  Hofes 
zu  Wolkwich  und  vier  dazu  gehöriger  Hufen  bemächtigt, 
die  der  Bischof  von  Havelberg  einem  gewissen  Bernd 
Lantrider  zu  Lehen  gegeben  hatte  und  die  nunmehr  an 
die  klagende  Partei,  das  St.  Gertraud-Hospital  zu  Wittstock, 
mit  Bewilligung  des  Bischofs  veräussert  worden  waren. 
Im  ersten  Termin  werden  noch  vor  dem  Aufrufe  des  Be- 
klagten die  Brwerbsbriefe  über  das  streitige  Gut  von  den 
Klägern  vorgelegt  und  vorgelesen.*^)  Der  im  ersten  Ter- 
mine als  contumax  ausbleibende  Beklagte  erscheint  im  zwei- 
ten Termine  und  erkennt  hier  den  Anspruch  der  Kläger  an. 
Zu  einem  wirklich  contradictorischen  Verfahren  ist  es  also 
im  Processe  nicht  gekommen  und  dennoch  schreiten  die 
Kläger    zur  Antretung  und   sogar  Führung  des  Urkunden- 

558)  Cf.  -Riedel,  C.  D.  Br.  1.  I.  S.  418,  No.  15  (1470).  Nach  der 
ausführlichen  Entwickelung  des  Thatbestandes  heisst  es:  des  de  Rad- 
inann  (als  Vertreter  des  Gertraudhospitals)  vorgnant  apeun  versegelde 
bryve  dar  togeden  unde  lythen  von  worde  to  worde  ssus  luden:  Wy 
Wedego  van  godes  gnaden  etc.  De  ander  bryf  sus  lüde :  Wy  Wedega  etc. 
Dhonn  diesse  bryve  ssus  gelessen  weren  unde  Radmann  recht  to  behel- 
peud  an  Krusemarken  byden ,  wart  de  vake  genomde  Hans  Erusemarke 
thor  anthworde  gheheysschet  unde  geboden,  aver  Hans  Erusemarke  was 
dar  nicht  unde  wart  dar  unhorsam  und  wedaftig  geordelt  denn  to  vul- 
forende.  —  Darauf  stellen  die  El&ger  den  Antrag  auf  wiederholte  Vor- 
ladung des  Beklagten  zu  eiuem  neuen  Termio.  .  Der  Beklagte,  der  mit-, 
2  belehnten  Mannen  durch  den  Hofrichter  vorgeladen  worden,  erscheint, 
im  zweiten  Termine  und  erkennt  auf  Vorlegung  der  von.  den  ElägerA 
laudierten  Urkunden  den  Anspruch  derselben  an. 
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beweises.  Dass  dies  völlig  freier  Wille  der  Kläger  gewesen 
und  in  den  Processgrundsätzen  gar  nicht  erforderlich  ge- 
wesen ^  läset  sich  bei  der  Ausführlichkeit,  mit  welcher  die 
Urkunde  auf  das  Moment  dieses  Urkundenbeweises  Bä6k- 
sieht  nimmt,  kaum  denken  und  man  wird  daher  kaum  umhin 
können  wenigstens  in  der  Mark  Brandenburg  seit  dem  14. 
Jahrhundert  eine  Erschütterung  der  alten  sächsischen  Grund- 
sätze über  das  Beweisrecht  anzunehmen.  Gerade  indem  der 
Urkundenbeweis  geführt  wird  und  von  einem.  Verstatten  der 
einen  oder  anderen  Partei  zum  Eide  über  ihre  Behauptungen 
gar  keine  Rede  zu  sein  scheint,  liegt  es  zu  Tage,  dass  man 
sich  einem  Beweisverfahren  näherte,  welches  nicht  bloss  in 
Gestalt  eines  Parteieneides  subjective  Garantieen  über  die 
Wahrheit  einer  streitigen  Behauptung  verlangte,  sondern  die 
streitigen  Thatsachen  selbst  objectiv  erwiesen  sehen  wollte. 
Einfluss  des  römischen  Rechtes  ist  in  den  besprochenen 
beiden  Urkunden  von  1346  und  1470  nicht  bemerkbar  und 
darum  die  vorbemerkte  Wandelung  in  den  Processgrundsätzen 
der  einheimischen  Rechtsentwickelung  und  den  selbständigen 
Interessen  des  Verkehres  und  der  Rechtssicherheit  zuzu- 
schreiben. 

Noch  ein  anderer  Fall  bestätigt  die  oben  hervorgehobene, 
gewissermassen  mehr  inquisitorische  Richtung  des  Processes. 
Wenn  nämlich  Jemand  ein  Stück  Landes  als  zu  seinem  Grund- 
stücke gehörig  in  Anspruch  nahm  und  der  Beklagte  keinen 
Streit  über  den  Lauf  der  Grenze  erhob,  8o"wüi*de  nach  älte- 
rem sächsischem  Rechte  der  Kläger  selbsiebent  die  Zuge- 
hörigkeit  des  angesprochenen  Landestheiles  haben  beschwö- 
ren dürfen.  Ein  ausdrückliches,  auf  diesen  Fall  bezügliches 
Quellenzeugniss  ist  mir  im  Gebiete  des  sächsischen  Rechtes 
nicht  bekannt.  Eine  Analogie  ergibt  sich  jedoch  aus  Richt- 
steig Landrechts  cap.  12  g.  1.^)    Hier  spricht  Jemand  eine 

559)  Sprikst  du  enes  wort,  de  umme  gevunden  gut  beclaget  wert, 
so  sprik  ahus:  her  richter,  wil  gi  N.  wort  hören,  hir  steit  N.  unde 
seefat,  he  Yuude  bisterlikenf  sodan  gut,  also  N.  cschct;  dat  hebbe  he 
unverholen  behalden  wen  tu  her;  dat  wil  he  gerne  tu  rechte  beholden^ 
oft  sie  jemau  dar  tu  ten  wil,  unde  biddet  ens  ordels,  wo  me  sie  tu 
rechte  dartu  ten  scal.  So  vintme  tu  rechte:  jene  sulf  drudde  uppen 
Mlgen. 
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beweglich«  Sache  als  sein  Eigenthain  ao;  Der  Beklagte  vill 
sie  gefunden  haben,  nimmt  sie  aber  nicbt  für  sich  in  An* 
sprach,  wol  weil  er  dieselbe  noch  nicht  Jahr  nnd  Tag  in 
seinem  Besitze  hat.  Er  fragt,  wie  der  Kläger  sich  zu  der 
Sache  ziehen  solle?  Es  ist  in  diesem  Falle  klar^  dass  der 
Beklagte  dem  Kläger  gegenüber  ein  selbständiges  Becht  gar 
nicht  in  Anspruch  nimmt.  Er  bestreitet  auch  den  Anspruch 
des  ?Llägers  nicht,  sondern  will  nur,  dass  dieser  sich  so  Kur 
Sache  ziehe,  dass  er,  der  Beklagte,  ihm  mit  rechtlicher  Sicher-/ 
heit  die  Sache  herausgeben  könne.  Wenn  in  ähnlicher  Weise 
ein  Stück  Land  in  Anspruch  genommen,  und  von  dem  Be* 
klagten  nicht  vertheidigt  wurden,  so  würde  nach  der  Analogie 
jener  Stelle  des  Bichtsteigs  auch  hier  der  Kläger  zum  Be-< 
weise  zu  lassen  sein,  nur  dass  er  über  sein  Becht  nicht 
selbdritty  sondern,  da  es  sich  um  ein  Immobile  handelt,  selb- 
siebent  schwört.^) 

Einen  dem  Thatbestando  nach  ähnlichen  Fall  bietet  eine 
märkische  Urkunde ,  aber  sie  zeigt  eine  ganz  andere  Ent- 
scheidung. 

'  Der  Graf  Heinrich  von  Schwerin  klagte  in  einer  mannig- 
fache Klagepunkte  umfassenden  Beschwerde,  gegen  den  Mark- 
grafen Woldemar  von  Brandenburg,  dass  derselbe  auf  der 
Grenze  von  Neustadt  und  Grabow  auf  beiden  Seiten  der 
Eldena  ihm  grossen  Schaden  thäte.  Der  Beklagte  erwidert/ 
er  wolle  es  bei  dem  alten  Laufe  der  Grenze  bewenden  lassen, 
und  leugnet,  das  er  eine  Grenzverletzung  ^ich  habe  zu  Schulden 
kommen  laseen.  Die  Richter  entscheiden,  der  Lauf  der  Grenze 
solle  durch  das  Zeugniss  der  Altaessen  festgestellt  werden.^^) 

560)  Cf.  über  den  Eid  selbsiebent  bei  Ansprüchen  auf  Immobilien 
Hänely  Beweissystem  des  Sachsenspiegels  (Leipzig  1858)  S.  163. 

561)  Of.  Riedely  C.  D.  Br.  I.  IL  S.  208,  No.  2.  Die  einschlagenden 
Stellen  der  der  Zeit  nach  ungewissen,  aber  wegen  Erwähnung  des  Mark- 
grafen Woldemar  in  den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  zu  setzenden 
Urkunden  lauteo:  We  (der  Qraf  Heinrich  von  Schwerin)  sculdeghen  en 
och,  dat  he  us  unrechte  düt  in  user  scede  twischen  der  nyenstat  unde 
Grabowe  jn  bejdent  siden  der  Eldene,  des  we  groten  scaden  hebben. 

^  We  (der  Markgraf  Woldemar)  antwerdet  och  dar  up ,  dat  he  us 

sculdeghet,  dat  we  em  unrechte  dun  in  der  scede  twischen  der  nyen 
stat  unde  Grabowe  an  beydeut  siden  der  Eldene,  dat  we  des  nicht  en 
dun;  wan  so  wo  de  fcede  van  aldere  hebbe  stau,  dat  us  dar  wol  an 
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Der  Kläger  hatte  hier  gane  bestimmt  den  Lauf  des  Fhtofl- 
ehens  Eldena  als  Orenze  in  Anspruch  genommen,  die  An- 
führung des  Beklagten  lief  darauf  hinaus,  das«  er  sich  einer 
wissentlicben  Ueberschreitung  der  von  Alters  her  feststehen- 
den Grenze  nicht  bewusst  sei  und  es  bei  derselben  bettenden 
lassen  wolle.  Er  macht  offenbar  auch  hier  kein  Recht  dem 
KUger  gegenüber  geltend.  Es  wäre  daher  natürlich  und 
den  bestehenden  Grundsätzen  über  das  Beweisrecht  gemäss 
gewesen,  wenn  der  Kläger  zum  Eide  selbsiebent  über 
den  von  ihih  behaupteten  Lauf  der  Grenze  verstattet  wor- 
den wäre.  Statt  dessen  erkennen  iiß  Richter  auf  das  Zeug- 
nies der  Umgesessenen,  ein  Beweismittel,  das  nach  älterem 
Rechte  nur  dann  eintreten  soll,  wenn  die  streitenden  Theile 
durch  die  Natur  ihrer  Behauptungen  einander  so  gleich  ste- 
hen, dass  keinem  von  beiden  ein  Beweisvorzug  zuerkannt 
werden  kann.^*)  Zur  Erklärung  der  vorliegenden  Abwei- 
cfaung  vom  älteren  Rechte  kann  man  sich  auch  darauf  nicht 
berufen,  dass  hier  kein  ordentliches  Schöffengericht  urtheilt, 
sondern  nur  von  den  Parteien  erwählte  Schiedsrichter,  die 
an  die  Beobachtung  der  geltenden  Procesegrundsätze  nicht 
so.  streng  gebunden  gewesen  seien  wie  ordentliche  Gerichte. 
Es  soheint,  dass  man  auch  im  gegenwärtigen  Sehiedsgerichte 
sich  an  das  deutsche  Beweisrecht,  wie  es  damals  galt,  ge*- 
halten  hat;  denn  in  anderen,  in  derselben  Uii:unde  zur 
Entscheidung  gelangten  Streitpunkten  ist  in  völlig  correoter 
Weise  auf  einen  Unschuldseid  zu  Gunsten  des  Beklagten 
entschieden.  Auch  sprechen  die  Richter  ihren  Urtheflsspruch 
nicht  als  ihre  willkürliche,  auf  blosser  Billigkeit  beruhenÜe 
Meinung  aus,  sondern  als  ihrer  besten  Rechtsüberzeugung 
entsprechend.  Sie  leiten  nämlich  in  der  Urkunde  die  Ge* 
samtheit  ihrer  Entscheidungen  ein  mit  den  Worten: 
Hir  up  spreke  We  her  Droyseke  unde  her  henningh  von 
.Blanke(nborch  bi  usen  truwen  unde  u^en  eden,  dat  recht 
si  und  nen  rechtere  weten  noch  bevraghen können.  . 

genugiie. ürtheil:   We  spreken  och  umme  die  Schede,  dar  de 

greve  ap  sprikt,  dat  dat  rechf  is,  dat  me  de  alseten  dar  tu  voren  unde 
scal  halden  de  scede,  ahe  86  van  eldere  gbestan  heft 

56*2)  Homeyer^  Des  Sachsenspiegels  zweiter  Theil  Bd.  II.  S.  620. 
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Eat  kann  kaum  uQz?B^eidei|tiger  ai^geaproch<eD  weirdon ,  do/b» 
4i^s  i^^obfqlgenide  Urtheil  dem  geltenden  Bieobte  eotapreobe» 
solle. 

Wenn  der  Beklagte  nun  dem  Eigenthumaanciprußhe  des 
Klägers  wirklich  widerspricht,  so  kommt  es  fiir  die  Ver- 
s^ttung  zum  Beweise  auf  die  Art  seiner  VertheidiguDg 
aa^  Von  dem  Inhalte  der  Behauptung  des  Beklagten  häng<7 
ea  ab|  ob  er  oder  sein  Gegner  über  das  angesproebeoe 
Kecht  schwören  darf. 

Der  einfaichste  Fall  ist  zunächst,  wenn  auoh  der  Be- 
klagte im  Qegensatze  zum  Kläger  sich  Eigenthum  aa  dei* 
Saebe  zu&cbreibt.  In  diesem  Falle  musS;  wenn  keiner 
von  beiden  Theilen  die  Gewere  an  der  Saehe  anspricht; 
jede  Partei  zum  Beweise .  ihijes  Bechtes  gelassen  wei^den. 
Zi^bßp  sio^i  Beid^  auf  denselben  Auetor ,  ao  wird  der  Be* 
wei3  durch  Vernehmung'  des  Let^ter^n  erbracht  —  So;  ist- 
ea  aoqh  gesqheb.en  im  J^bre  1480  in  dem  Prozesse  der  vom 
Berg^  gegen  4^^  Meister  dea  Jobannitcrorden^  wegen  eine« 
Dc^es  Heinricbsdorf,  wo  beid(9  Theile  sich,  auf  die  Mark- 
grafen Albrechl;  und  Jobann  als  ihre  Geweren  bezogen  hat- 
ten* In  dem  Erkenntnisse  wi^*d  ausdrücklich  jeder  Partei 
die  Führung  ihres  Beweiaes  durch  Beibringung  des  Zevgr 
nisses  beider  Markgrafen  auferlegt.^^^)  Dasa  es  sich  in  dem 
vorliegenden  Falle  um  Eigentbum  gehandelt  hat,  wird  aus 
dea:*  kurzen  Angabe  der  Urkunde  wahrscheinlich:  ,yVon  des 
Dorfep  wcgeo/^  Lebenausprüehe  werdep  nicht  erwähnt  und 
deahalb  ist  der  alodial^  Gharacter  des  Streites  das  Wahr- 

;  663)  Cf.  «0»  Baumer,  G.  D.  Br.  IL  S.  141,  No,  36  (1480):  In  dagp. 
Zuspräche,  Antwert,  ge^enrede  etc.  durch  die  parteie  Sigmund  und 
HansBsen  vom  Berge  und  dem  Meister  Sant  Johans  und  sein  orden  an- 
langende Ton  des  dorfs  wegen ^  Heinrichsdorff  genant,  gescbeen  sein, 
berurt  und  furgehalden  unser  beider  gnedigen  Hern  Marggrave  Albrechts 
und  Marggrave  Johansen  volbort,  verwilligung,  geheiss  und  gewer  des- 
selben gutes  Heinrichsdorff  durch  Irn  gnaden  gescbeen,  wie  dan  solcbs 
von  iglicher  parthej  vorbracht  ist  worden,  isterkant  recht:  das  iglicb 
parthey  wes  sie  sich  also  der  gerumten  unser  anedigen  Herren  Zusagung 
und  verwilligung  beromet  und  angezogen  hohen  ^  das  ir  iglieher  solebs 
zwuschen  hir  und  letare  zu  künftig  mit  irer  gnaden  bekentnus,  wes 
iren  gnaden  gesehen  und  bekennen,  im  rechten  vorbreogen  seilen  und 
darnach  gescbeen  nach  allen^  vorbrengen  hewt  v^rzelt,  was  recht  ist 
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scheinliehste.  Beide  Parteien  haben  sich  auch  keine  6e- 
were  an  der  Sache  selbst  zugeschrieben.  Denn  wenn  es 
auch  heisst,  beide  Parteien  hätten 
volbort,  verwiUigung,  geheiss  und  gewer  desselben  gutes 
Heinrichsdorflf 
vorgebracht,  so  ist  mit  dem  Worte:  gewer  wol  kaum  eine 
Gewere  an  der  Sache  als  ein  zur  Zeit  des  Streites  noch 
fortdauerndes  Besitzverhältniss  gemeint,  sondern  nur  die  Be- 
ziehung auf  den  Markgrafen  als  den  Gewährsmann  (auctor) 
der  streitenden  Theile.  Bekanntlich  ist  es  ein  in  den  Quellen 
des  deutschen  Rechtes  sehr  Tcrbreitcter  Sprachgebrauch. 
Jemandem  ein  Gewere  sein,  d.  h.  Jemandem  Eviction  prae- 
stieren,  ihm  die  defensio  versprechen. 

Wenn  keine  von  beiden  Parteien  sich  eine  Gewere  an 
der  Sache  zuschrieb,  so  konnte  diejenige  einen  Beweisvorzug 
in  Anspruch  nehmen,  welche  einen  Gerichtszeugniss  fnr  die 
Erwerbung  ihres  Rechtes  beibrachtet^)  Auch  im  Bigen- 
thumsstreite,  wenn  keine  Partei  aus  irgend  einem  anderen 
Grunde  einen  Beweisvorzug  ansprechen  konnte,  war  die  Be- 
rufung auf  Gerichtszeugniss  oder  gerichtliche  Erwerbung  des 
behaupteten  Rechtes  ein  Grund  eher  als  der  Gegner  zum 
Beweise  zu  gelangen.  In  der  Mark  Brandenburg  finden  sich 
noch  spät  Bestätigungen  dieser  Regel.  Dem  Gerichtszeug- 
niss steht  gleich  die  Erwerbung  eines  Eigenthums  durch  ge- 
richtliche Auflassung  und  ihre  nachfolgende  Eintragung  in 
das  >  Schdffenbuch.  Die  ungedruckten  Acten  des  branden- 
burger  Schöffenstnhles  enthalten  noch  Beispiele  aus  dem  16. 
Jahrhundert.  Im  ersten  Bande  Bl.  32  heisst  es  No.  3  a.: 
üpp  Änthonius  Sichters  up  dat  hus  to  Andreas  Sommer- 
feld unde  Hanns  Retzow  gedhane  clage  spreken  die  sehe-, 
pen  vor  recht: 

Kan  Antbonius  Sichter  bcwiaen  wy  recht,  dat  synem 
vader  michil  Sichter  dat  huss,  by  Ambrosius  Storbeken 
gelegen,  in  der  Schepcn  bück  vorschrevcn  to  stcytt 
und   hie  in   sinem  murdt  dar  inn  verstoiTenn,    so  schal 

564)  Gf.  Homeyer,  Richtst.  Landr.  S.  503  bes.  Gautela  S.  395  ebds. 
und  Bichtet  Landr.  cap.  16  §.  6;  20  §.  1;  u.  a. 


KLAGE   UM  KCERPERLICHE    SACHEN.     §.  60.  353 

Anthonius  Sichter  by  dem  hnse  neger  sihn  to  bliven,  wen 
Andreas  Sommerfeit  ehm  dat  mit  einen  getuge  to  sich  af 
to  overtugende»  szy  von  Rechts  wegen.^®^) 
Hier  wird  der  Kläger  zum  Beweise  gelassen,  weil  er  für 
sich  Berufung  auf  das  Schöffenbuch  machen  kann.  Keiner 
von  beiden  Theilen  hatte  die  Gewere  an  der  Sache  behauptet, 
der  Beklagte  hat  wol  nur  Zeugenbeweis  angeboten. 

Wenn  von  Seiten  des  Beklagten  dem  vindicierenden 
Kläger  die  Behauptung  einer  Gewere  an  der  Sache  ent- 
gegengehalten wird,  so  gelangt  der  Beklagte  eher  zum  Be- 
weise als  der  KJäger.^^*)  Selbst  die  Behauptung  einer  ein- 
fachen hebbenden  Gewere  reicht  hin  dem  Beklagten  den 
Beweisvorzug  zu  sichern.  Selbst  wenn  er  es  im  Widerspruch 
mit  der  Regel  des  Richtsteigs  Landrechts  cap.  26  g.  4 
unterlassen  hätte  seiner  behaupteten  hebbenden  gewere  den 
titulus  ex  quo  hinzuzufügen  (zu  sagen:  wo  [wie]  dat  gut  in 
sine  were  komen  si),  wird  ihm  der  Beweisvorzug  nicht  so- 
gleich abgeschnitten,  sondern  es  wird  ihm  zur  Angabe  und 
zum  Beweise  seines  Titdls  eine  Frist  gestellt.  Einen  interessan- 
ten, hieher  gehörigen  Fall  enthalten  zwei  Urkunden  von  1356, 
die  vor  dem  Markgrafen  selbst  zur  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung gekommen  sind.^^'')  Der  Propst  zu  Zehden  im 
Namen  des  Nonnenklosters  daselbst  klagte  gegen  Hermann 
von  Wulkow  wegen  der  Grenze  zwischen  dem  Städtchen 
Zehden  und  dem  Dorfe  Sathen  an  der  Oder.  Der  Markgraf 
beschloss  mit  seinem  Rathe  den  Kläger  über  den  Beweis 
seines  Anspruches  zu  befragen.  Es  heisst  in  der  Urkunde: 
Dess  kamen  wir  überein  mit  unserm  ganzen  Rathe,  dass 
wir  liessen  fragen  den  Probst,  ob  er  einige  Beweisung 
hätte  auf  die  Scheide  von  der  Jungfrauen  wegen. 

565)  Das  Datum  lautet:  Actum  feria  sexta  post  Dionysü  anno  M. 
D.  IL  Genau  gelesen  ist  die  Jahreszahl  1502,  da  aber  vorher  wie  nach- 
her Urkanden  von  1517  sich  befinden,  so  dürfte  die  richtige  Zahl  sein. 
MDXVIL,  so  dass  ein  XV.  ausgefallen  w&re.  ' 

566)  Cf.  Riehst.  Landr.  cap.  26  §.  4.  Homeyer  in  Richtst.  Landr 
8.  494.    von  Bar,  Beweisurtheil  S.  130  ff. 

567)  Cf.  BUdel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  79f.,  No.  27,  28  (1356).  Beide 
Urkunden  sind  zu  lang  um,  sie  hier  in  extenso  wiederzugeben.  Das 
möglichst  an  die  Worte  derselben  gehaltene  Referat  im  Texte  möge 
desnalb  genügen. 

KfiHlIf,  OniOHTS-TlBFASSDMO*    II.  23 
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Diesem  inquisitorisch  noch  vor  Vernehmung  des  Beklagten 
vom  Gerichte  erforderten  Beweise  kam  der  Kläger  nach  durch 
Production  einer  markgräflichen  Urkunde  rou  1299,  wonach 
Markgraf  Albrecht  den  Gebrüdern  von  Jagow  die  Stadt 
Zehden  vereignet  hatte.  Auf  die  weitere  Frage  des  Mark- 
grafen als  Vorsitzer  des  Gerichtes,  ob  über  den  Besitz  des 
Klosters  keine  Beweisung  erbracht  werden  könne  (verba: 
ob  er  [der  Propst]  von  der  Kloster  Frauen  wegen 
auf  die  Scheide  noch  einige  Beweisung  mehr  hätte),  benannte 
der  Kläger  den  Vorbesitzer  des  Klosters  Henning  von  Uchten- 
hagen,  welcher  bezeugt,  er  habe  das  Städtchen  mit  den  in 
in  der  Urkunde  von  1299  benannten  Grenzen  besessen- und 
in  eben  diesem  Umfange  an  das  klagende  Nonnenkloster  zu 
Zehden  veräussert. 

Jetzt  erst  wird  der  Beklagte  um  seine  Beweisung  für 
die  von  ihm  behauptete  Grenze  befragt. 
Da  sprachen  sie  (der  Beklagte  von  Wulkow  und  seine 
Vettern)  ihre  habende  Were  wäre  ihre  Beweisung  und 
wollten  es  auch  beweisen  mit  unsern  Mannen  (d.  i.  des 
Markgrafen  Mannen). 

Dazu  haben  wir  ihnen  auf  beiden  Seiten  einen  Tag 
•  gelegt  in  unsern  Hof  von  heute  über  14  Tage  zu  bringen 
ihre. Beweisung  auf  die  Scheide.  Welcher  die  besten  Be- 
weisungen  hätte,  den  wollten  wir  dabey  behalten. 
Die  bisher  berichteten  Verhandlungen  fanden  nach  dem  Zeug- 
nisse der  betreffenden  Urkunde  statt  am  Sonntag  nach  Bar- 
tholomaei  1356  d.  i.  am  28.  August.  Die  dem  Beklagten 
auferlegte  vierzehntägige  Frist  verstrich  am  Sonntag  nach 
nativitatis  beatae  virginis  d.  i.  am  11.  September  1356. 
Gerade  an  diesem  Tage  wurde  vom  Markgrafen  mit  seinen 
Käthen  ein  neuer  Termin  abgehalten,  auf  welchen  der  Klä- 
ger wiederum  seinen  Beweis  zu  führen  sich  erbot  (verba: 
und  [der  Propst]  brachte  seine  Beweisung  vor  uns  um  die 
Scheide,  die  da  liegt  auf  der  Oder  zwischen  dem  Städtchen- 
Zehden  und  dem  Dorfe  Sathen,  und  fragte,'  ob  jemand  von 
Herrn  Herrmanns  von  Wulkow  und  seiner  Vettern  we- 
gen, als  ihnen  heute  der  Tag  von  uns  beschieden  ist;  von 
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beiden  Seiten  ihre  Beweisung  vor  uns  zu  bringen).  Nach- 
dem man  bis  zum  Abend  auf  die  Beklagten  gewartet  hatte 
erschien  endlich  Hermann  von  Wulkow.  Das  Gericht  er- 
kennt ilun  auf  eine  neue  Frist  für  den  Beweis  des  Beklag- 
ten.   Es  heisst: 

Dess  funden  unsere  Manne  vor  Recht;  wäre  es,  dass  die 
von  Wulkow  nicht  brächten  Hülfrede  binnen  14  Nächten 
vor  uns  oder  vor  unsern  lieben  getreuen  Hofmeister  Has- 
sen von  Wedel,  Ritter,  dessen  Palkenborg  ist,  dem  wir 
das  befohlen  haben,  so  hätten  besser  Recht  und  Beweise 
der  Probst  und  die  Kloster  Frauen  zu  Zehd^en  als  die 
von  Wulkow  von  der  Scheide  zwischen  Zehden  und  Sa- 
then,  darum  sie  vor  uns  gerechtet  und  darauf  der  Probet 
und   die  Kloster  Frauen  Handvesten  .und  Briefe   haben 
von  unsern  Vorfahren  Albert  Markgrafen  zu  Brandenburg, 
dem  Gott  gnädig  sei,  und  auch  lebendiger  Leute  Bewei- 
sung.    Und   bringen   die   von  Wulkow   die   vorgenannte 
HüUrede  nicht  binnen  14  Nächten,  so  sollen  sie  die  Kloster 
Frauen  und  den  Probst  nicht  mehr  hindern. 
Welcher  Antrag  der  beklagten  Partei  dieser  zweiten  Frist- 
bewilligung zu  Grunde  gelegen  hat,  ist  in  der  Urkunde  nicht 
angedeutet.    Dieselbe  sagt  nur,  dass  gegen  Abend  des  Ge- 
richtstages Hermann  von  Wulkow  erschienen  sei  und  dass 
das  vom  Markgrafen  geleitete   Gericht  darauf  den  Kläger 
vor  sich  beschieden  und  das  Recht,  wie  vorstehend  ange- 
geben, gefunden  hätten. 

Die  in  die  Augen  fallende  Besonderheit  dieses  Streites 
iat  die  grosse  Abweichung  von  dem  allgemeinen  Verfahren 
des  älteren  sächsischen  Processes.  Das  Gericht  nimmt  eine 
entschieden  inquisitorische,  auf  objective  Peststellung  der 
Parteibehauptungen  gerichtete  Haltung  an.  Es  fragt  vor 
Vernehmung  des  Beklagten  den  Kläger  nach  seiner  Bewei- 
sung. Als  dieser  eine  Urkunde  anführt,  welche  zwar  d^ö^ 
streitigen  Grenzenlauf,  nicht  aber  den  Erwerbsgrund  des 
von  der  klagenden  Partei  in  Anspruch  genommenen  £igen-> 
thums  darthut,  wird  auf  einen  weiteren  Beweis  von  Gerichts 
wegen  gedrungen.    Der  über  den  Erwerb  des  Klosters  lau- 

23* 
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dierte  Gewährsmanii  wird  erst  als  Zeuge  gehört  und 
jetzt  erst  die  Vernefamlassung  des  Beklagten  entgegenge- 
nommen. Es  ist  bei  so  erheblichen  Eigentbümlichkeiten  des 
vorliegenden  Verhandlungsverfahrens  nicht  zu  übersehen,  dass 
der  Markgraf  bei  der  ersten  Beweisforderung  an  den  Kläger 
hervorhebt: 
Dess  kamen  wir  überein  mit  unserm  ganzen  Bath, 
dass  wir  Hessen  fragen  den  Probst  u.  s.  w. 
Es  scheint,  als  wenn  einstimmiger  Beschluss  aller  Beisitzer 
und  des  präsidierenden  Richters  di^se  inquisitorische  Manier 
hätte  einführen  können,  während  sonst  die  strenge  Verhand- 
lungsmaxime  des  älteren  deutschen  Processes  hätte  zur  An- 
wendung kommen  müssen. 

Abgesehen  von  diesen  Eigentbümlichkeiten  scheinen  aber 
di&  alten  deutschen  Regeln  über  Beweisrecht  keineswegs 
ausser  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Man  sollte  meinen, 
nachdem  durch  Urkunden-  und  durch  Zeugenbeweis  das  Recht 
des  Klägers  ziemlich  unzweifelhaft  festgestellt  worden  war, 
würden  nur  peremtorische  Einreden  des  Beklagten  eine  so- 
fortige Definitiventscheidung  zu  Gunsten  der  Kläger  haben 
abwenden  können.  Statt  dessen  führen  die  Beklagten  nur 
an,  sie  hätten  die  Gewere  an  den  von  ihnen  behaupteten 
Grenzen  und  wollten  dafür  eine  Beweisung  erbringen.  Sie 
geben  keinen  Titel  ihrer  hebbenden  Gewere  an,  und  den- 
noch scheint  diese  nackte  Behauptung  der  Gewere  auszureichen 
sie  zum  Beweise  zu  verstatten.  Je  mehr  also  im  Verfahren 
eme  selbständige  Richtung  hervortritt,  um  so  mehr  fällt  es 
in  das  Gewicht,  dass  man  an  dem  Beweisvorzuge,  der  sich 
auf  die  Behauptung  einer  Gewere  gründete,  festhielt.  Denn 
dass  man  den  Gesichtspunkt  des  Beweisrechts  im  Sinne  dea 
älteren  einheimischen  Processes  aufrecht  erhielt,  geht  her- 
vor aus  den  Worten  der  angeführten  Entscheidung,  dass  die 
Kloster  Frauen  besser  Recht  und  Beweise  hätten  als  die 
Beklagten.  Die  Erklärung,  dass  Recht  und  Beweis  des  Klä- 
gers der  bessere  sei,  deutet  darauf,  dass  derselbe  i^  Beweis- 
redite  den  Vorrang  habe  und  -dem  Siege  nähet  stehe. 

Es  kommen  mehrfach  Fälle  vor,  daes  der  Kläger  Eigen- 
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thum  an  der  Sache  behauptet;  der  Beklagte  aber  rechte  Ge- 
were  für  sich  geltend  macht  und  damit  eher  zum  Beweise 
gelangt  als  der  Kläger.  Einen  Beleg  hieftir  bietet  der  Streit 
des  Brzbischofs  von  Magdeburg  gegen  den  Herzog  von 
Braunschweig  wegen  eines  Dorfes  Linder  nebst  Zubehör.^) 
Der  Erzbischof  von  Magdeburg  klagte,  dass  das  genannte 
Dorf  vom  Beklagten  mit  Gewalt  fortgenommen  sei  und  for- 
dert dasselbe  als  sein  freies  lediges.  Eigen  zurück.  Der  Be- 
klagte behauptet  die  Wegnahme  jenes  Dorfes  im  Wege  recht- 
mässiger Fehde.  Sein  (des  Beklagten)  Bruder  habe  das  Gut 
stets  in  rechter  Were  gehabt  und  er  (der  Beklagte  selbst) 
habe  es  nach  dem  Tode  des  Bruders  bis  jetzt  in  rechter 
Were.  Das  Schiedsgericht  erkennt  dahin,  dass  die  angeb- 
lich in  rechtmässiger  Fehde  erfolgte  Wegnahme  des  strei- 
tigen Gutes  keinen  Bigenthumserwerb  enthalte,  dass  aber 
die  vom  Beklagten  behauptete  rechte  Gewere  allerdings  die- 
sem den  Besitz  sichere.  Diese  Entscheidung,  obwol  von  einem 
compromissarischen  Gerichte  gefällt,  entspricht  den  deutschen 
Grundsätzen  des  Processes  durchaus.  Die  vom  Beklagten 
behauptete  rechte  Gewere  beruhte  auf  Erbgang.  Denn  der 
Beklagte  wollte  die  rechte  Gewere  nach  dem  Tode  des  Bru- 

568)  Cf.  Gerckeny  C.  D.  Br.  IV.  S.  477,  No.  247  (1347):  Czu  dem 
dritten  male  Bchaldige  wir  ihm,  das  her  unsOjinder  vorbeheldet,  das  uns 
und  unsen  Mannen  abgewannen  ist  mit^  gewalt  und  mit  unrechte  und 
ans  das  noch  vorbeheld  und  das  unse  und  unses  Godshnses  ledig  vrj 
eigin  ist,  das  wir  wol  bewisen  moeen  mit  allem  deme,  das  darzu  gehört, 
das  Dorf  zu  Otmude  und  Hoystorff,  Lubirniz,  Nunz,  Czobeniz.  Czu  dem 
dritten  male,  als  6r  (der  Kläger)  uns  (den  Beklagten,  Herzog  von  Braun- 
schweig) des  wisset,  das  das  Hus  unser  brudere  unsen  yienden  in  einer 
uffenparen  Vehde  abgewunnen  mit  irme  Herschilde  'mit  den  Dorffem 
und  Gute,  das  her  dazu  benomet  hat.  Dit  vorbenomet  Hus  und  Gut 
besaz  unser  bruder  Herzog  jOtte  bis  an  sinen  tod  in  sinen  rechten  we- 
ren.  Nach  sime  tode  habe  wir  das-  besessen  in  rechten  weren  an  allir- 
hande  rechte  anspräche  bis  an  dissen  tag.  —  Czu  dem  dritten  nach 
schulden  und  nach  antworte  umme  Linder,  Sprech  wir  (die  gewählten 
Schiedsleute  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  der  Aeltere  und  Markgraf 
Albrecht  von  Anhalt)  ein  recht,  das  der  Hertzog  von  Brunswig  deme 
Gotshuse  von  Maffdcbnrg  sin  eigin  mit  dem  Herschilde  nicht  abgewinnen 
mag,  das  en  sy,  das  her  es  mit  rechte  erworben  habe  gegen  das  Gots- 
hus.  Bas  der  Hertzog  spricht,  deis  er  es  in  rechten  weren  habe^  dar 
i^eohe  wir  zu,  das  man  ihn  in  den  weren  sitzen  söl  lassen,  also  lange 
das  man  sie  ihm  mit  rechte  breche.  Claget  auch  der  Man,  dem  &» 
Hos  abgewunnen  ist,  dem  sal  der  Hertzog  antworten,  als  recht  ist 
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ders  fortgesetzt  haben.  Das  Gericht  konnte  daher  darüber 
hinwegsehen,  dass  der  vom  Beklagen  behauptete  Titel  seines 
Besitzes )  Wegnahme  in  rechtmässiger  Fehde  keinen  Eigen- 
thttmaerwerb  darstellte.  Die  rechte  Gewere  wäre  eigentlich 
durch  den  Eid  des  Beklagten,  der  Titel  desselben  durch  Eid 
mit  Gezeugen  festzustellen  gewesen.  Der  Beweis  konnte  in- 
dessen hier  unterbleiben,  da  der  Kläger  die  rechte  Gewere 
des  Beklagten  weder  bestritten  noch  durch  entgegenstehende 
Behauptungen  entkräftet  hatte.  Es  stimmt  deshalb  mit  den 
Grundsätzen  des  Ssps.  III.  39  §.  3  überein,  wenn  ohne  irgend 
einen  Beweis  über  die  vom  Beklagten  behauptete  rechte 
Gewere  vom  Schiedsgerichte  auf  Belassung  des  Beklagten 
im  ungestörten  Besitz  erkannt  wird.  Denn  der  Kläger  muss 
bei  seinem  Schweigen  zu  der  Behauptung  des  Beklagten, 
dass  er  rechte  Gewere  habe,  als  eontumax  angesehen  wer- 
den. Dem  entsprechend  schreibt  auch  Richtsteig  Landrechts 
cap.  20  a.  §.  1  vor,  dass  der  Beklagte  Sieger  wird,  wenn  der 
Kläger  in  drei  Terminen  zu  seinem  Erbieten  zur  Vertheidi- 
gung  schweigt.^^)  Es  kann  als  eine  zulässige  Analogie  be- 
trachtet werden,  dass  wenn  der  Kläger  zwar  nicht  völlig, 
aber  doch  zu  der  erheblichen  und  die  Entscheidung  des  Pro- 
cesses  herbeiführenden  Behauptung  des  Beklagten  schweigt, 
der  Letztere  ohne  weiteren  Beweis  als  Sieger  angesehen  wird. 
Die  rechte  Gewere  ist  ein  Einwand,  welcher  an  sich  noch 
die  Natur  des  Rechtes  selbst,  das  der  Beklagte  sich  an  der 
Sache  zuschreibt,  zweifelhaft  lässi;.  Man  kann  eine  rechte 
Eigenthumsgewere  für  sich  geltend  machen  (von  dieser  war 
in  vorerwähnten  Urkunden  die  Rede)  oder  eine  rechte  Lehens- 
gewere  oder  eine  rechte  Zins-  oder  Nutzungsgewere.  Auch 
die  letzteren  Formen  der  rechten  Gewere,  obwol  auf  ein 
schwächeres  Recht  als  volles  Eigenthum  deutend,  greifen 
einer  Rei  vindicatio  gegenüber  durch.    Es  kommt  darauf  hin- 

569)  N.  biddet  aver  umme  en  recht,  na  dem  male,  dat  he  hir  be» 
sceiden  is  umme  sin  benomede  gut  unde  de  hir  jegenwardich  stan,  de 
up  dat  gut  geaaket  hebten  unde  nicht  en  spreken,  wedder  he  unde  sin 
gat  erer  ansprake  icht  scal  loz  sin.  Dat  vintme.  So  biddet  N.  umme 
enen  vreden  to~  werkende  mit  rechte  over  sin  gut,  dat  he  hir  vor  ge- 
richte  gewunnen  heft. 
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aus,  dass  der  Vindioant  als  Eigenthümer  der  Sache  das  in 
Qestalt  einer  rechten  Gewere  bestehende  Nutzungsrecht  des 
Beklagten  an  seiner  Sache  anerkennen  muss.  Nicht  einmal 
der  Beweisvorzug  geht  dem  Beklagten  verloren,  der  sich 
einem  Eigenthumsanspruche  gegenüber  auf  eine  rechte  Lehens- 
gewere  oder  auf  eine  rechte  Nutzungsgewere  beruft. 

Fälle  dieser  Art,  wo  der  Beklagte  eher  mit  der  Behaup- 
tung seiner  rechten  Lehensgewere  zum  Beweise  gelangt  als 
der  Kläger  mit  der  Behauptung  seines  Eigenthums,  kommen 
in  den  märkischen  Quellen  mehrfach  vor.  Im  Jahre  1347 
klagte  in  demselben,  schon  berührten  Processe  der  Erz- 
bischof von  Magdeburg  gegen  den  Herzog  Magnus  vto 
Braunschweig  wegen  mehrerer  Dörfer,  die  er  als  sein  ledig 
freies  Eigen  ansprach  und  einem  gewissen  Tilemann  von 
Dizkowe  im  Namen  der  magdeburgischen  Cathedralkirche  zu 
besitzen  gegeben  haben  wollte.  Der*  Beklagte  behauptete 
dagegen  rechte  Lehensgewere  mit  den  Worten: 

das  wir  das  vorbenomede  Schloss  und  die  DorflF  und  das 
Gut,  das  her  dazu  benomet  hat  in  unsen  rechten  Weren 
haben  und  haben  des  Leen  und  Heren  und  wollen  dar- 
antworten, als  wir  von'  rechte  darab  antworten  sallen. 
Das  Erkenntniss  lautet,   dass  der  Beklagte  seinen  Lehens- 
herren auf  den  er  sich  zieht  bringen  soll  und  erst  wenn  ihm 
daran  Bruch  wird,   soll  der  Kläger  zum  Beweise  seines  le- 
digen freien  Eigens   zugelassen  werdeu.^''*')     Dieselbe  Ejnt- 
scheidung  zu  Gunsten  d«r  vom  Beklagten  behaupteten  rech- 
ten Lehensgewere  gegenüber  der  Vindication  des  Klägers 
zeigt  dieselbe  Urkunde  ad  No.  13,  in  BetreflF  des  zwischen 
dem   Erzbischofe   von  Magdeburg   und    dem  Herzoge   von 
Braunschweig  streitigen  Dorfes  Sangerhausen.^'^) 

Wenn  der  Beklagte  ein  anderes  Recht  behauptete  ^Is 
das  dominium  utile  des  Vasallen,  z.  B.  eine  Hütungsgerech- 
tigkeit  oder  ein  Pfandrecht  u.  dergl.,  so  musste  er  vor  dem 
Kläger  zum  Beweise  gelassen  werden,   wenn  er  an  jenen 

570)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  IV.  S.  479  f.,  No.  247  (1347).    [Zu  dem 
achten  male  u.  s.  w.]. 

571)  Cf.  Gercken,  (a.  a.  0.  S.  483  ad  13). 
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Gerechtsamen  eine  rechte  Gewere  in  Anspruch  nehmen  konnte. 
Es  genügte  dagegen  nicht,  wenn  der  Beklagte  zwar  eine  Qe- 
were  an  dem  dinglichen  Rechte  an  der  Sache  des  Klägers 
behauptete,  aber  keinen  Titel ,  woher  das  in  Anspruch  ge- 
nommene und  angeblich  in  der  Gewere  behaltene  dingliche 
Recht  stammen  sollte.  Einen  Beweis  hiefür  bietet  eine  Ur- 
kunde vom  Jahre  1455. 

Kloster  Lehnin  behauptete  auf  Grund  von  Fürstenbriefen 

Eigenthum  am  Dorfe  Ketzin  und  wollte  die  Hütung  auf  der 

dazu  gehörigen  Mark  dem  Bischöfe  von  Brandenburg  nur 

precario  überlassen  haben.  Die  entscheidenden  Worte  sind:"*) 

♦  It  is  geschycn,   dat  jue  Vorfarn,  herm  to  Lenyn  hebben 

afgekoft  der  herrschap  tu  Brandenborch  eyn  dorp  gelegen 

yn  der  marke  tu  Brandenborch  med  aller  tiiubehöringe, 

Gresingo  etc.,  dar  Porsten  Bryfe  over  gegeven  synt  und 

hebben  den  Kop  und  die  Gewere  und  Besittinge  gehat 

und  noch  in  dessen  hudigen  dach 

und  als  jy  (die  Kläger)  vorbad  schryven,  dat  it  geschyn 
iss  ober  40  Jar  edder  lenger,  dar  grot  Orloge  in  der 
Marke  thu  Branilenburg  was,  so  dat  dy  Lüde  im  Lande 
sehr  gemüget  worden  van  oren  Yyenden,  dat  done  dy  up 
genanten  van  Kotzin  juen  Yorfaren  seelig  beden,  dat 
symuchtenem  gunnen  undtustaden,  dat  sy  much- 
ten  öre  quick  unde  Vee  driven  undhuden  yn  und 
up  den  juwen  genanten  Dorpes  Eigendpm  und 
Gresinge  by  Name  Ufer  und  Werder,  dat  eme  denne 
von  den  Herren  van  Lenyn  thu  der  Tydt  tugestadtet  wart 
umme  sunderliker  gunst  willen,  die  die  Bischop  von  Bran- 
denburg und  jue  Yorfaren  under  eynander  hadden ,  dock 
so  bescheyden,  wenn  er  dat  it  jue  Yorfarn  insagende  und 
j^icht  lenger  hebben  wolden,  dat  it  denne  dy  Bischop  von 
Brandenburg  scheide  vorbyden,  dat  sy  sodane  Gresinge 
und  Hude  vorbat  vormeden. 
Auf  diesen  deutlichen  Anspruch  auf  Grund  des  Bigenthums 
und  des  nur  precario  dem  Beklagten  eingeräumten  Besitzes 

572)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  290,  No.  201  (14Ö5). 
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erwiedert  der  Letztere,  dass  er  einö  uavordeiikliQhe  Ghewere 
an  der  fraglichen  Hütung  haben  und  will  deshalb  eher  als 
Kläger  zum  Beweise  gelangen.    Die  Worte  der  Antwort  mit 
d^r  hierauf  erfolgenden  Replik  sind: 
dar  denne  unse  gnedige  h^rr  von  Brandenburg  thu  ant- 
wordet  und  segt,  dat  hy  dat  lenger  gehad  het,  wenn  eni- 
gen  Mannen  dencken  mach,  und  stet  yu  (den  Klägern)  d€S 
nicht  thu  und  hopet,  hy  wyl  die  ge wer e  wohl  beholden 
vor  ju  und  iss  dar  neger  bi  tu  bUven,  wenn  gy  med  juen 
Forsten  Briefen  und  Tügen  em  aftugewynnende.  —  dar 
gy  denne  up  antworden:  wie  wol  dat  unse  Herr  van  Bran- 
denburg sick  der  Gewere  thuthyet,  doch  sodane  Gewere 
is  nicht  recht  eine  Gewere,  van  des  wegen  hope  wie,  hy 
kan  keine  rechte  Gewere  daran  hebben,  benemliken 

alse  dat  in  den  Vorreden  berüret  iss • 

und  bitten ,  ob  gy  nicht  sint  neger  tu 

beholdende  die  Gewere  und  den  Bigendom  med  Porsten 
Brifen,  wenn  unse  gnedige  Herr  van  Brandenburg  ju  dy 
med  slichten  worden  mach  afwinnen. 
Das  Erkenntniss  der  brandenburger  Schöffen  erfolgt  dem 
klägerischen  Antrage  gemäss.  Offenbar  handelt  es  sich  im 
vorliegenden  Falle  darum,  ob  der  Beklagte  seine  Gewere 
hinlänglich  specificiert  und  begründet  hatte,  um  den  Beweis- 
vorzttg  in  Anspruch  nehmen  zu  können.  'Weil  er  die  Gewere 
nicht  gehörig  substantiiert  hat,  unterliegt  der  Beklagte,  nicht 
etwa,  weil  das  Recht,. das  er  behauptet,  dem  Eigenthums- 
anspruche  gegenüber  nicht  zum  Beweisvorzuge  verhelfen 
könnte.  Hätte  der  Beklagte  den  zu  einer  rechten  Gewere 
erforderlichen  Titel  und  die  gehörige  Dauer  von  Jahr  und 
Tag  behauptet,  so  würde  man  nicht  zweifeln  dürfen,  dass  er 
eher  als  die  Kläger  zum  Beweise  gelangt  sein  würde. 

Wenn  der  Beklagte  seine  Vertheidigung  in  der  blossen 
Behauptung  eines  dinglichen  Rechtes  ohne  eine  entsprechende 
Gewere  sucht,  so  ist  der  Kläger,  welcher  volles  Eigenthum 
behauptet  hat,  näher  zum  Beweise.  Denn  das  stärkere  Recht 
gibt  bekanntlich,  wenn  hinsichtlich  der  (Jewere  die  Parteiei 
einander  gleich  stehen,  den  Ausschlag.    Behauptet  datier  der 
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Kläger  Eigenthum,  der  Beklagte  Lehen,  so  geht  der  Erstere 
vor.    In  dem  mehrberührten  Processe  des  Erzbischofs  von 
Magdeburg  gegen  den  Herzog  von  Braunschweig,  von  1347, 
in  welchem  der  Kläger  an  mehreren  Dörfern,  „eigenliche 
were",  der  Beklagte  „hebbende  Lehengewere"  behauptet  und 
auf  seinen  Lehensherrn  als  seinen  Oeweren  sich  bezogen 
hatte,  sprechen  die  Schiedsrichter  als  allgemeine  Regel  aus : 
Wer  eyn  Gut  ym  saget  zu  lehne  und  eyn  ander  saget, 
das  sie  sin  Eigen,  sprechen  sie  es  mit  glicher  Were  beide 
an,  jener  muss  es  bass  zu  Eigen  behalden  mit  zwier  schef- 
fen  zage  wan  der  andere  zu  lehen. 
Der  gleiche  Grundsatz  muss  auch  angenommen  werden,  wenn 
keiner  von  beiden  Theilen  eine  Gewere  an  der  Sache  be- 
hauptet, denn  sie  stehen  auch  dann  einander  gleich  und  es 
muss  deshalb  die  Stärke  des  von  der  einen  oder  anderen 
Seite  behaupteten  Rechtes  entscheiden.    Wer  also  ohne  eine 
Gewere  Eigenthum  behauptet  geht  im  Beweise  dem  vor,  der 
ohne  Gewere  ein  dingliches  Nutzungsrecht  oder  ein  Pfand- 
recht in  Anspruch  nimmt. 

Einen  Widersprach  gegen  diese  Regel  enthält  auch  nicht 
die  vorerwähnte  Urkunde  von  1347   bei  dem  ersten  Streit- 
punkte, wo  der  Erzbischof  von  Magdebui^  ein  Dorf  fordert, 
an  dem  der  beklagte  Herzog  von  Braunschweig  ein  Pfand- 
recht  in  Anspruch  nahm  und  mit  der  Behauptung  dieses 
Rechtes  vor  dem  Kläger  zum  Beweise  gelangt.    Es  heisst 
in  der  Urkunde  :^^^) 
Nach  dem  male,  das  der  Bischof  von  Magdeburg  upser 
Herre  spricht,  sin  Yorvar  habe  Hotensleve  gesatzt  deme 
von  Werningerode ,  und  der  Hertzog  spricht,  das  sie  sin 
pfant,  und  wiU  das  voUenk'omen  mit  den,   di  es  ihm  ge- 
sazt  haben,,  die  sal  der  Hertzog  benomen  und  sal  sie  zu 
tagen  brengen  bynnen  rechter  zeit  gegen  unsen  Hern  von 
Magdeburg,  wes  sy  dem  Hertzogen  geweren  mögen  mit 
rechte  an  dem  pfände,  dar  sal  es  by  bliben. 
Der  Kläger  hatte  nach  seiner  eigenen  Angabe  das  streitige 
Dorf  Hotensleve  dem  Herzog  von  Wernigerode  verpfändet. 

573)  Cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  IV.  S.  475,  No.  247  (1347). 
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Wenn  er  es  jetzt  dem  Herzöge  von  Brannschweig ,  der  es 
als  Pfand  in  seinem  Besitze  hielt,  abforderte;  so  konnte  er 
sich  diesem  gegenüber  nur  aaf  sein  Eigenthum  an  jenem 
Dorfe  berufen.  Er  hätte  also  Eigenthum  mit  dem  titulus 
ex  quo  behaupten  müssen  und  gänzlich  gleichgiltig  war  seine 
andere  Anführung,  dass  er 'die  Sache  einem  anderen  ver- 
pfändet habe.  Es  liegt  daher  von  Seiten  des  Klägers  ein 
mangelhafter,  nicht  richtig  fundierter  Angriff  vor,  so  dass 
schon  deshalb  von  einer  Verstattung  des  Klägers  zum  Be- 
weise keine  Bede  sein  konnte.  Dagegen  fahrt  der  Beklagte 
eine  vollständige  Yertheidigung  durch  Behauptung  eines  selb- 
ständigen Rechtes.  Er  gibt  an,  dass  die  Sache  ihm,  nicht 
dem  Herrn  von  Wernigerode  verpfändet  sei  und  will  Zeugen- 
beweis dafür  erbringen.  Bei  einem  so  ungenügenden  recht- 
lichen Angriff  des  Klägers  und  bei  einer  so  vollständigen 
Yertheidigung  des  Beklagten  konnte  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  wer  von  beiden  Theilen  zum  Beweise  zu  verstatten 
war.  Der  Beklagte  erlangt  das  Beweisrecht  wegen  seiner 
vollständigeren  und  specielleren  Angaben  und  der  Fall  ist 
somit  keine  Widerlegung  der  Regel,  dass  bei  Gleichheit  der 
Parteien  in  Bezug  auf  das  Vorhandensein  oder  Nichtvor- 
handensein einer  Gewere  die  Behauptung  des  stärkeren  um- 
fassenderen Rechtes  den  Beweis vorzug  ertheilt,  also  z.  B. 
Eigenthum  vor  dem  jus  in  re  aliena  wie  Pfand  oder  Lehen. 
Wenn  der  Kläger  kein  Eigenthum  an  der  Sache  be- 
hauptet, sondern  nur  ein  dingliches  Recht,  so  hängt  es  wieder 
von  der  Natur  der  Behauptungen  des  Beklagten  ab,  wer  zum 
Beweise  zu  verstatten  sei.  Nimmt  der  Kläger  also  nur 
Lehnrecht,  der  Beklagte  aber  Eigenthum  in  Anspruch,  so  ist, 
wenn  sonst  nicht  etwa  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Gewere  eine 
andere  Bestimmung  des  Beweisrechtes  herzuleiten  wäre,  der 
Beklagte  näher  zum  Beweise.  Ein  interessanter  Fall  aus 
dem  Jahre  1442  gibt  hiefur  einen  Beweis."*)  Der  noch  un- 
mündige Ertmann  Clot,  vertreten  durch  seinen  Vormund, 
gerieth  über  die  Fischerei  auf  dem  See  bei  Lunow  mit  dem 

674)  Cf.  Biedeh  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  166f.,  No.  202  (1442). 
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Bathe   der  Altstadt  Brandenburg   in   Streit.     Zwei   seiner 
Leute  hatten  dort  gefischt,  waren  aber  von  Leuten  aus  der 
Altstadt  Brandenbui'g  verjagt  und  an  einem  Netze  gepfändet 
worden.    Auf  die  deshalb  erhobene  Klage  erwidert  der  Rath 
der  beklagten  Stadt,  dass  die  Letztere  Eigenthümerin  des 
beregten  Gewässers  und  deshalb  zur  Pfändung  von  Personen, 
die  darauf  getroffen  würden,  befugt  sei.    Das  Erkenntniss 
lautet,  dass,  weil  Kläger  zu  dem  vom  Beklagten  behaupteten 
Eigenthum  geschwiegen  habe,  die  beklagte  Stadt  als  Eigen- 
thümerin anzusehen  und  wegen  der  geschehenen  Pfändung 
nichts  schuldig  sei: 
AJse  Erdtmann  hett  lalen  anspraken  den  Radt  der  Olden- 
stadt  Brandenborch  etc.  und  die  Badt  yn  eren  antwerde 
sick  totyhen  des  Eygendhomes  der  water,  dar  den  von 
'    Erdtman  Glott  nicht  yss  wedder  gefragett   und 
ock  met  neyner  ynsage  yss  wedderspraken,  so  yss  van 
.Erdtman  Clotes    wegen   dem  Bado   utt   der  olden  Stadt 
Brandenborch  schwygende  gevolhwordett  dye  eygen- 
dhom   der  water   unde  syndt  ene  van  der  clage  wegen 
nichts  verfallen  und  ock  färdern  antwerde  plichtigk. 
Offenbar   war   hier  wegen  des  ungenügenden  Angriffs  des 
Klägers,  der  namentlich  das  angebliche  Eigenthum  des  Be- 
klagten nicht  bestritten  hatte,  der  Sieg  dem  Beklagten  ohne 
weiteren  Beweis  zugesprochen  worden.    Eines  Beweises  von 
Seiten  des  Beklagten  über  sein  Eigenthum  bedurfte  es  nicht, 
da  der  Kläger  das  seinem  Ansprüche  zu  Grunde  liegende 
Becht  weder  behauptet  noch  unter  Beweis  gestellt  hatte. 

Der  Kläger  indessen,  um  seinen  Anspruch  wegen  ^er 
erlittenen  Pfändung  aufrecht  zu  erhalten,  behauptet  jetzt 
Lehenrecht  an  dem  fraglichen  Gewässer.  Der  von  einer 
blossen  Pfändung  ausgegangene  Streit  wandelt  sich  um  in 
«inen  dinglichen.  Der  See  bei  Lünow  sei  sein  väterliches 
Erbe,  das  seit  Menschengedenken  in  ruhiger  Lehensgewere 
in  seiner  Familie  besessen  worden  sei. 

Hye  (der  Kläger)  hebbe  Vyscherye  yn  dem  Sehe  by  Lu- 
nov;,  dy  syne  Lehn  unde  veterlike  Erve  ys  van 
synen  oldern  frye  unde  fredelik  gekamen  to  em  unde  hebbe 
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sick  der  vyscherye  alse  lange  gebrukett  ruwe- 
licken  und  ane  widersprake,  dat  nymandt  anders 
gedencket. 

Der  beklagte  Rath  erwidert:  er  habe  unvordenkliebe  Eigen- 

gewere : 
die  water,  die  yn  Brdtman  Clots  ansprake  werden  uthge- 
numet,  ^ebben  sy  yn  ruweliken  gewhere  und  ane  rechtes 
ansprake  wente  an  dessen  dach  von  so  langer  tyt  beseten 
und  sick  gebruckett,  dat  nymandt  anders  kan  gedencken 
und  nemlicken  so  lange,  alse  enen  to  eren  Rechte  behuff 
mach  wesen ,  und  ys  orer  Stadt  eygendhom ,  dat  sy  kler- 
liken  können  bewysen  mit  forsten  bryven  so  hoch,  alse 
von  unsen  gnedigen  Hern  undt  synen  Redten  erkannt  wärdt 

Der  Spruch  des  Gerichts  erfolgt  zu  Gunsten  des  Beklagten. 
Können  die  Radt  der  oldenstadt  ßrandeborg  den  Eigen- 
dhom  der  Water  bewysen  met  forstenbriveri ,  dar  si  sik 
hebben  togetogen  unde  dat  sy  nymandt  myt  wyllen  yenighe 
gewhere  yn  eren  watem  hebben  tu  gestadett  met  eynem 
Borgermeister  und  tween  ut  dem  Rade  unde  sess  unvor* 
spraken  fromen  luden  nah  bringt,  so  syndt  sy  ores  Eigen- 
dhomes  und  gewer  neger  tu  beholden,  wen  ymandt  mach 
wösen  en  af  to  wynneu. 

Behauptet  der  Kläger  eine  rechte  Gewere,  so  gelangt  er 

damit  zum  Beweise. 

Im  Jahre  1480  wird  dem  Kläger  Hacke  der  Beweis  der 

auf  Erbgang  gegründeten  rechten  Gewere  zugelassen."^) 
Diese  Weise,  wie  der  Beweis  einer  Gewere  zu  führen 

gewesen  ist,  ersieht  man  aus  einer  Urkunde  vom  Jahre  1479. 

In  dem  Streite  des  Gtevert  von  Alvensleven  und  dem  alten 

Ro«sow  war  (wahrscheinlich  vom  Kläger  von  Alvensleben) 

rechte  Lehensgewere  behauptet  worden,  die  derselbe  folgen^' 

dermassen  beweisen  soll.^^^) 

575)  Cf.  .um  Eaumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  142,  No.  38  (1480):  Die  iüii- 
ger  behaupten:  das  solch  Lr  v€Uerlich  erb  sey  in  ruglicher  besitzung 
an  rechts  ansprach  biss  uf  diss  zeit  besessen  und  gehabt  babea  iifiart 
und  affart  in  alzeit  gegeben  ist  und  keinen  andern  in  wissentlich,  ist 
durch  recht  erkant:  mögen  die  Hacken  solhs  nachbrengen,  wie  recht  ist, 
bleiben  sie  billich  darbey  von  yderman  ungehindert. 

576)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  IV.  S.  110,  No.  98  (1479). 
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Mach  Wsemer  von  Alvensleven  sin  (des  Gevert  v.  A.)  va- 
der  de  lehne  in  syn  antwerde  ungotoyget  beholden  mit 
fursten  lehnbrieven  edder  mit  synen  eede  unde  mit  twein 
unvorspraken  bedderven  luden,  unses  gnedigen  heren  Man- 
'  nen,  syner  genothen  tho  em,  alse  recht  ist,  die  der  saken 
unvordacht,  unrorwandt  unde  em  unbefrundet  sein  unde 
noch  deyll  unde  gemein  an  der  Sacken  hebben  g(lder  war- 
dende sein  unde  de  gewere  mit  sess  unvorspraken  bedder- 
ven luden  to  em,  ock  alsse  recht  is,  die  der  Sacken  ock 
unvordacht  unde  unverwandt  sein,  die  wedder  deyll  edder 
gemein  in  der  sacken  hebben,  doch  derven  dat  nicht  un- 
ses  gnedigen  heren  manne  sein,  So  hie  dat  gedan  hefft, 
blivet  de  gnante  Geverdt  van  Alvensleve  billig  darby  un- 
vorhindert  van  all  den  van  Bossow  etc. 
Der  Beweis  wird  geführt  und  darauf  dem  Kläger  das  frag- 
liche Gut  zuerkannt. 

Ueber  den  Streit  um  Eigenthum  an  beweglichen  Sachen 
finden  sich  keine  urkundlichen  Nachrichten.  Nur  von  den 
Jaden  wird  das  Privilegium  berichtet,  dass  wenn  mit  der  Eigen- 
thumsklage  Sachen,  die  ihnen  verpfändet  worden  sind,  an- 
gegrifien  werden,  sie  näher  seien  mit  ihrem  Eide  das  Pfand 
zu  beweisen  als  der  Kläger  sein  Eigenthum.*''')  Da  vermöge 
eines  allgemeinen  im  Beiche  geltenden  Vorrechtes  die  Juden 
auf  Pfänder  leihen  durften  und  selbst  wenn  die  Sachen  drit- 
ten Personen  gestohlen  waren,  an  die  Eigenthümer  nur  ge- 
gen Ersatz  des  auf  Pfand  Dargeliehenen  herauszugeben  ver- 
pflichtet waren,  so  war  auch  die  Behauptung  des  Eigenthums 
all  >  einer  Sache  dem  Juden  gegenüber  ein  schwächeres  Recht 
als  das  Pfandrecht  des  Letzteren.  Es  ist  daher  nur  con- 
sequent  den  Juden  über  sein  stärkeres  Recht  eher  zum  Be-^ 
weise  gelamgen  zu  lassen  als  den  Eigenthümer. 

577)  Gf.  Das  Judenpri?ileg  von  1441  bei  Zimmertnannj  märkische 
StädteTerf.  Bd.  IL  S.  179:  Wolde  sie  ymant  darumb  beschuldigeii  und 
jnn  nicht  glanbenn,  das  jn  die  Pfand,  Gewand  und  Koran  vor  Jre  Schulde 
angekomen  were,  das  mochten  sie  behald^n  mit  jren  Rechten,  dei  sol 
man  jn  glaubenn. 
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§.  61. 
Klagen  um  dingliche  Rechte. 

Die  Klagen  um  dingliche  Rechte  wurden  im  Allgemeinen 
nach  Analogie  der  Eigenthumsklage  behandelt.  Die  Regeln 
über  die  Verstattung  zum  Beweise  sind  dieselben,  denn  auch 
an  dinglichen  Rechten  ist  eine  Gewere  möglich.  Die  Be- 
hauptung der  Gewere,  der  rechten  Gewere  gewährt  also 
auch  hier  einen  Beweisvorzug;  wo  die  Gewere  nicht  ent- 
scheiden kann,  gelangt  derjenige  zum  Beweise,  der  das 
stärkere  dingliche  Recht  gegenüber  dem  schwächeren  be- 
behauptet. 

Die  märkischen  Urkunden  über  die  gegenwärtig  zu  er- 
örternde Categorie  von  Streitigkeiten  gehören  vorwiegend 
dem  15.  Jahrhundert  an.  Es  zeigt  sich  aber  im  Gegensatze  "zu 
den  Processen  über  Eigenthum  ein  starkes  Einwirken  des 
römischen  Rechtes  und  eine  grosse  Abweichung  von  den 
älteren  deutschen  Beweisregeln.  Es  werden  im  Nachfolgen- 
den die  einzelnen  überlieferten  Fälle  besprochen  werden. 

Es  muss  als  eine  Xlage  um  dingliche  Rechte  angesehen 
werden,  wenn  der  Richter  des  Ortes  eine  Sache  als  herren- 
los anspricht  und  der  Beklagte  ein  Pfand  daran. behauptet, 
Eigenthum  behauptet  er  nicht  daran,  sondern  ein  Recht  auf 
Erlangung  des  Eigenthums.  Von  diesem  Falle  handelt  eine 
Stelle  der  noch  ungedruckten  magdebnrg-stendaler  Schöffen^ 
Sprüche  XXIL  i.  vom  Jahre  1341 : 

Gy  hebben  uns  gescreven,  dät  juwer  borghere  eyn  heft 
in  juwer  stat  eyn  pert  besät  mit  deme  richte  unde  hefl 
dat  pert  upgheboten  in  deme  neghesten  dinge.  Don  he 
dat  pert  upbot,  don  sprak  de  sculthete  vor  eyn  vorduvet 
unde  vor  eyn  vorstolen  pert  unde  vor  afronnich  gut  unde 
vraghede,  wie  sek  to  rechte  des  perdes  underwindensoolde, 
na  dem  male  dat  sek  dat  pert  neyn  man  to  toghe.  '  Des 
vraghede  juwe  borghere,  de  dat  pert  besät  heft,  dar  na: 
Na  dem  male,  dat  dat  pert  besät  is  unde  eme  gheant* 
werdet  unde  neyn  dief  bi  deme  perde  was  unde  dat  eni6 
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sin  gat  von  sinen  vienden  uppe  deme  selben  perde  was 
ghenomen  unde  dat  de  scultete  dat  pert  nicht  ansprak  in 
der  thit,  don  he  dat  pert  besettede,  also  he  tughet  an 
sine  nachbur  boven  unde  beneden;  oft  he  to  rechte  bi 
deme  perde  bliven  moghe.  Uppe  disse  vrage  is  jaweme 
borghere  eyn  vrede  wracht.  Dar  na  vraghede  de  sculthete: 
Na  dem  male,  dat  he  in  der  thit  der  besettinge  nioht 
enwisrtO;  dat  dat  pert  vorstolen  was,  oft  ome  dat  an  sime 
rechte  scaden  moghe  oder  nicht? 

Hirap  spreke  wie  wie  vor  eyn  recht:  To  rechte  scolde 
sek  de  scaltete  des  ghestolenen  perdes  underwnden  heb- 
ben,  sint  dem  male,  dat  dat  nicht  gheschien  is,  so  scal 
de  clegherC;  de  dat  pert  besät  heft,  sunder  wederrede 
unde  in  sinen  geweren  ghenomen  heft  mit  witscap  unde 
mit  willen  des  sculteten  to  rechte  dat  pert  ubbieden  to 
dinghe  vor  sinen  rof,  die  ome  wiüiken  gheschien  is  von 
deme,  des  dat  pert  sin  was  unde  uppe  deme  selven  perde 
also  langhe,  wente  it  ome  gheeighenet  werde  vor  sinen 
rof  unde  dar  en  heft  de  sculthete  nicht  ane  to  rechte, 
sint  dem  male,  dat  det  pert  mit  sime  willen  ut  sinen 
weren  ghekomen  is. 
Der  verwickelte  und  in  der  Urkunde  nicht  ganz  klar  aus^ 
gesprochene  Fall  scheint  folgender  zu  sein: 

Einem  Bürger  der  Stadt  Stendal  war  Grut  geraubt  wor- 
den. Er  verfolgt  die  Räuber,  holt  sie  ein  und  nimmt  ihnen 
ein  Pferd. ab,  auf  dem  sie  das  geraubte  Q-ut  fortgeführt  ha- 
ben. Die  Räuber  selbst  und  seine  Sachen  bekommt  er  nicht 
in  seine  Gewalt.  Dieser  Thatbestand- geht  hervor  aus  den 
Warten  der  Urkunde: 
dat  eme  sin  gut  von  sinen  vienden  uppe  deme  sel- 
ven perde  was  ghenomen. 
Der  Beschädigte  will  nun  dss  Pferd  als  Pfand  für  den  durch 
Raub  erlittenen  Schaden  behalten.  Er  lässt  es  gerichtlich 
mit  Arrest  belegen,  es  wird  ihm  als  sein  Pfand  ausgeantwortet, 
ohne  dass  von  irgend  einer  Seite  weder  des  Räubers  als 
etwaigen  Eigenthümers  noch  von  Seite  des  Stadtschulzen 
Widearspradi  dagegen  erhoben  wird.  Die  Worte  der  Urkunde 
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deuten   diese  gerichtliche  Beschlagnahme   und  8pätere  Aus- 
antwortung  des  Pfandes  an  den  Beraubten  mit  den  Wor- 
ten an: 
Na  dem  male,  dat  dat  pert  besät  is  unde  eme  ghe- 
antwerdet. 
Vorher  im  Anfang: 

dat  juwer  borghere^  eyn  heft  in  juwer  stat  eyn  pert  be- 
sät mit  deme  richte  unde  heft  dat  pert  upgheboten  in 
deme  neghesten  dinge, 
oder  mit  den  Worten  des  Urtheilspruches : 

so  scal  de  cleghere,  de  dat  pert  besät  heft  sunder 
wederrede  unde  in  sinen  weren  ghenomen  heft 
mit  witscap  unde  mit  willen  des  sculteten. 
Nachdem  der  Damnificat  den  Besitz  des  Pferdes  erlangt  hat, 
bietet  er  dasselbe  öffentlich  aus,  um  es,  wenn  keiner  das- 
selbe gegen  Zahlung  seines  Schadens  aus  dem  Raube  er- 
würbe,  sich  als  Eigenthum  für  seine  Forderung  zuschlagen 
zu  lassen.    Jetzt  tritt  der  Stadtschulze,  der  erst  nach  der 
Ausantwortung   des  Pferdes    an    den  Imploranten   erfahren 
haben  will,  dass  das  Pferd  gestohlen  sei  und  sich  kein  Eigen- 
thümer  zu  demselben  ziehe,  mit  dem  Ansprüche  auf  dtis  Pferd 
als  herrenloses  Gut  an  sich  nehmen  zu  dürfen,  und.es  fragt 
sich  also,  ob  da3  an  einer  herrenlosen  Sache  bestehende 
gerichtliche  Pfandrecht  vor  dem  Rechte  auf  die  Sache  als 
eine  herrenlose  den  Vorrang  haben  soll?    Die  magdeburger 
Schöfifen  entscheiden  zu  Gunsten  des  Pfandberechtigten,  weil 
der  Stadtschulze  nicht  zu  der  Zeit,  wo  das  Pfandrecht  vom 
Gerichte  durch  Ausantwortung  der  Sache  anerkannt  wurde, 
mit  seinem  Ansprüche  hervorgetreten  war.    Die  Begründung 
des  Schöflfenspruches  ist  nicht  ganz  zweifellos.    Es  heisst: 
so  scal  de  cleghere,  de  dat  pert  besät  heft  sunder  weder- 
rede unde  in  sinen  weren  ghenomen  heft  mit  witscap  unde 
mit  willen  des  sculteten  to  rechte  dat  pert  ubbieden  to 
dinghe  vor  sinen  rof,  die  ome  witliken  gheschien  is  von 
deme,  des  dat  pert  sia  was  unde  uppe  deme  selven  perde 
also  langhe,  whente  it  ome  gheeigenet  werde  vor  sinen 
rof  unde  dar  en  heft  de  sculthete  nicht  ane  to 
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rechte,  sint  dem  male,  dat  dat  pert  mit  sime  wil 

len  ut  sinen  weren  ghekomen  is. 
Es  nimmt  Wunder,  dass  der  Schulze  deshalb  vor  dem  Pfand- 
rechte des  Klägers  zurückstehen  soll,  weil  das  Pferd  mit 
seinem  Willen  aus  seiner  Gewere  gekommen  sei.  Selbst 
wenn  man  die  von  Gerichts  wegen  erfolgte  Beschlagnahme 
als  einen  Besitz  des  Stadtschulzen,  als  ein  Innehaben  des- 
selben im  eigenen  Namen  und  nicht  etwa  (was  doch  das 
allein  logisch  Richtige  ist)  im  Namen  des  Klägers  ansehen 
wollte,  so  gilt  der  Grundsatz:  Hand  muss  Hand  wahren,  auf 
den  das  Schöflfenurtheil  mit  den  hervorgehobenen  Worten 
offenbar  hindeutet,  nur  vom  Eigenthümer,  der  eine  von  ihm 
selbst  besessene  Sache  mit  freiem  Willen  aus  seiner  Gewere 
lässt.  Hier  war  aber  ein  Besitz  des  Stadtschulzen  mit  dem 
Willen  und  Bewusstsein  Eigenthümer  zu  sein,  keineswegs 
vorhanden,  die  Ausantwortung  der  Sache  an  den  Kläger 
konnte  also  den  Sinn  nicht  haben  die  eigene  Sache  einem 
Anderen  anzuvertrauen  und  seine  Eigenthumsklage  dadurch 
gegen  dritte  Personen  aufgeben  zu  wollen.  Bndlich  sogar 
wenn  man  eine  Analogie  zwischen  dem  Eigenthümer,  der  seine 
Sache  freiwillig  aus  seiner  Gewere  gelassen  hat,  und  dem 
Stadtschulzen  zugeben  wollte,  der  im  vorliegenden  Falle  eine 
auf  Antrag  des  Klägers  mit  Arrest  belegte  Sache  an  diesen 
als  Pfand  ausantworten  lässt,  ohne  seinestheils  die  Sache 
als  eine  herrenlose  zu  reclamieren,  so  wäre  dadurch  niemals 
eine  Rückforderungsklage  gegen  den  Empfänger  der  Sache 
selbst  abgeschnitten,  sondern  höchstens  gegen  dritte  Erwer- 
ber derselben.  Hier  erhebt  der  Stadtschulze  aber  den  An- 
spruch gegen  den  Empfänger  und  Pfandinhaber  der  Sache 
selbst,  mithin  ist  gerade  der  eigene  Grund  der  Schöffen, 
wenn  er  eine  analoge  Anwendung  der  Regel :  Hand  muss 
Hand  wahren,  darstellen  sollte,  .geeignet  die  ünrechtmässig- 
keit  des  gefällten  ürtheiles  selbst  darzuthun. 

Der  wahre  Grund  der  Entscheidung  muss  ein  anderer 
sein  als  die  jedenfalls  nicht  zutreffende  Analogie  des  Lassens 
aus  der  Gewere  bei  der  Regel:  Hand  muss  Hand. wahren. 
Die  Parteien  scheinen  sich  um  das  Recht  beweisen  zu  dürfen 
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nicht  zu  streitcD.  Die  von  beiden  Seiten  vorgebrachten 
Thatsachen,  die  Besetzung  des  Pferdes  durch  den  Kläger, 
die  Ausantwortung  an  denselben  waren  ins  'Gerichte  selbst 
vor  sich  gegangen  und  durften  wol  auch  von  den  magde- 
burger  Schöffen  als  notorisch  angesehen  werden. 

An  sich  muss  man  selbst  nach  den  deutschen  Grund- 
sätzen des  Pfandrechtes  daran  festhalten,  dass  ein  Pfand 
selbst  durch  gerichtliche  Pfändung  nur  an  Sachen,  die  dem 
Schuldner  zu  Eigenthum  oder  dauerndem  dinglichem  Nutzungs- 
rechte gehören,  mit  voller  Rechtswirkung  entstehen  kann. 
Durch  die  Behauptung  des  Stadtschulzen  also,  dass  das  fra^ 
liehe  Pferd  herrenlos  sei  und  nicht  Eigenthum  desjenigen, 
der  wegen  Raubes  als  Schuldner  des  Klägers  anzusehen 
war,  wurde  die  Grundlage  des  klägerischen  Pfandrechts  er- 
schüttert. Der  Anspruch  des  Schulzen  also,  obwol  er  selbst 
das  Eigenthum  an  der  Sache  nicht  behauptete,  war  also  der 
mächtigere,  weil,  wenn  die  Sache  wirklich  eine  herrenlose 
war,  ein  giltiges  Pfand  überhaupt  nicht  bestand.  Sollte  da- 
her die  Stärke  der  einander  gegenüberstehenden  Rechte  den 
Streit  entscheiden,  so  war  auch  hier  der  Stadtschulze  gegen- 
über dem  Pfandinhaber  im  Yortheil.  Denn  er  nahm  mit 
Berufung  auf  die  Herrenlosigkeit  der  Sache  dieselbe  voll- 
kommen unter  Vernichtung  des  scheinbar  bestellten  Pfand- 
rechtes in  Anspruch,  während  der  Kläger  nur  eine  Befrie- 
digung aus  dem  Werthe  der  Sache  fnr  eine  Forderung  be- 
gehrte und  die  ganze  Sache  nur  nach  fruchtlosem  Aufgebote 
erlangte.  Indem  die  magdeburger  Schöffen  dem  Pfandinhaber 
den  Sieg  zuschreiben,  legen  sie  ein  anderes  Princip  zu  Grunde, 
als  das  aus  der  Stärke  der  gegen  einander  kämpfenden  Rechte 
hervorgeht.  Sie  wenden  den  mehrfach  sonst  im  Rechte  er- 
kennbaren processualischen  ^Grundsatz  an,  dass  der  Sieg 
durch  das  Benehmen  der  Parteien  vor  oder  während  des 
Rechtsstreites  bestimmt  werde.  Ein  Arrest  war  auf  das  dem 
Räuber  abgejagte  Pferd  ausgebracht  worden.  Wenn  der 
Stadtschttlze  dasselbe  als  herrenlos  in  Beschlag  nehmen 
wollte,  80  konnte  er  das  bei  jenem  ersten  Arreste  thun,  er 
konnte  die  Ausantwortung  der  Sache  an  den  Kläger  ver- 
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hindern  und  jetzt  zur  rechten  Zeit  den  Streit  über  die  Zvl" 
lässigkeit  des  Pfandes  zur  Entscheidung  bringen.  Statt 
dessen  gibt  er  das  Pferd  zum  Pfände  an  den  Kläger  her- 
aus und  erkennt  einen  Anspruch  desselben  sich  aus  der  Sache 
zu  befriedigen,  an.  Wenn  er  hinterher  mit  dem  Ansprüche 
auf  die  Sache  als  eine  herrenlose  auftritt,  so  hat  dies  keinen 
anderen  Sinn,  als  dass  er  das  mit  seinem  eigenen  Willen 
entstandene  Pfandrecht  wieder  vernichten  will.  Er  ist  Vor- 
steher und  Verwalter  des  Gerichtes,  von  Gerichts  wegen  war 
das  Pfand  entstanden  und  anerkannt  worden,  es  steht  damit 
im  Widerspruche  und  ist  deshalb  nicht  zulässig  nachher  ein 
Recht  an  der  Sache  geltend  zu  machen,  das  jenes  Pfand- 
recht vernichtet  und  wirkungslos  macht.  Also  weil  der 
Schulze  sein  Recht  zu  spät  vorbringt,  wird  hauptsächlich 
gegen  ihn  entschieden.  Aus  diesem  Grunde  wird  in  der 
Urkunde  hervorgehoben: 

dat  de  scultete  dat  pert  nicht  ansprak  inderthit^  don 

he  dat  pert  besetteJe 
und  nachher: 

de   cleghere,    de  dat  pert  besät  heft  sunder  wederrede 

unde  in  sinen  weren  ghenomen  heft  mitwitscap  unde 

mit  willen  des  sculteten. 
Der  Schulze  macht  zwar  geltend,  dass  er  zur  Zeit  der  Pfand- 
ausantwortung  nicht  gewusst  habe,  dass  das  Pferd  herrenlos 
sei.  Aber  dieser  nicht  unter  Beweis  gestellte  Umstand  än- 
dert an  der  IJntscheidung  der  Sache  nichts,  vielleicht  weil 
in  der  Zeit,  wo  er  erfahr,  dass  die  Sache  eine  herrenlose  ge- 
wesen, diese  selbst  wegen  des  daran  öffentlich  bestellten 
Pfandes  nicht  mehr  als  herrenlos  angesehen  werden  konnte. 
Der .  in  diesem  Falle  von  dem  Stadtschulzen  zu  Stendal 
geltend  gemachte  Anspruch  auf  eine  herrenlose  Sache  ist 
seiner  inneren  Natur  nach  ein  öffentliches  Recht.  Ein  un- 
lieber Fall  liegt  vor,  wenn  ein  Zollrecht  verfolgt  wird  und 
der  Beklj^e  Zollfreiheit  behauptet.  Trotz  der  publicistischen 
Natur  der  einander  hier  entgegenstehenden  Rechte  ist -im 
Sinne  deutscher  Anschauungen  doch  ein  dingliches  Recht 
im  Streit.    Denn,  wie  die  sogleich  zu  erörternden  Fälle  er- 
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geben  werden,  war  die  Gewere,  welche  stets  auf  ein  ding- 
liches Bechtsverhältniss  deutet,  bei  der  Entscheidung  von 
Zollrecht  und  Zollfreiheit  von  Gewicht. 

Im  Jahre  1451  nahmen  die  Gebrüder  Goliz  zu  Quiliiz 
ein  Zollrecht  gegen  die  Stadtgemeinde  Wrietzen,  vertreten 
durch  ihren  Rath,  in  Anspruch  und  klagten  deshalb  vor  den 
kurfürstliehen  Käthen.  Die  Beklagten  wenden  Zollfreiheit 
ein  und  gelangen  darüber  in  dem  ürtheile  der  Eäthe  zum 
Beweise  selbsiebent.  Die  kurze  Species  facti  und  Entschei- 
dung lauten:^'''®) 

So  das  die  Golitze  die  von   der  Wrietzen  besweret  und 
angelangen  hadden  umb  CzoU,   den  sie  zu  Qwilicz  geben 
solden,  des  die  von  der  Wrietzen  sich  zu  czogen,  sie  weren 
darselbst  czu  Qwilicz  zol  fryhe  und  hedden  auch  von  al- 
ters dar  nyt  getzoUet,  und  weren  des  beide  parteien  vor 
den  ergnanten  mynen  gnedigen  hern  gekommen  im  rechten 
zu  verscheiden,  dar  uff  myn  gnediger  herre  mit  seinen 
Beten  vor  recht  gesprochen   hatte  in  billicher  weis: 
^    mochten  die  von  der  Wrietzen  als  nemlich  ein  Borgermeister 
mit  czwen  Ratesluten  zu  sich  und  die  Borgerraeister  selb 
siebbenen  mit  sechs  unvorsprochen  fromen  loten,  den  die 
Sachen  nicht  beruren,  beweisen  und  nachbringen,  als  recht 
ist,  'das   sie  darselbst  tzu  Qwilicz  Czol  frye   weren  und 
auch  aldar  von  alters  nicht  geczollt  hetten,  so  sollen  sie 
des  vollkommen  sein  und  die  Golitzen  sollen  sie  hinfurder 
czoU  frye  fharen  lassen  und  seine*  gnade  hatte  vort  beide 
partheien  zu  gewin  und  verlust  des  Rechten  vor  hofege- 
richt  geweiset. 
Es  ist  nicht  zu.  übersehen,  dass  das  Urtheil  des  Markgrafen 
mit    seinen  Räthen    als    ein  compromissarisches  betrachtet 
werden  muss,  denn  es  wird  gesprochen  in  „billicher  weis" 
und  beide  Parteien  sind  freiwillig  vor  den  gnädigen  Herrn 
gekommen   sie  im  Rechten  zu  „verscheiden".     Gewisse  Ab- 
weichungen   von    der    strengen    Ordnung    des    Verfahrens 
sind  hier  also   zulässig  und  keines weges  auffallend.     Schon 

6?8)  Cf.  Biedel  C.  D.  Br.  I  XII.  S.  447,  No.  48  (1451). 
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in  der  species  facti  ist  die  Angabe  der  Parteibehauptang . 
allgemein  und  unbestimmt.  Der  Beklagte  hat  sich  nur  im 
Allgemeinen  eine  Zollfreiheit  zugeschrieben,  ohne  Qewere 
und  Titel  daran  zu  behaupten.  Dennoch  scheint  er  eine 
Gewero  in  Anspruch  genommen  zu  haben.  Denn  im  ürtheil 
der  markgräflichen  Bäthe  wird  er  darüber  zum  Beweise  ver- 
stattet,  dass  sie  zollfrei  seien  und  von  Alters  her  in 
Quilitz  nicht  gezollt  hätten.  Auch  die  Art,  wie  der  Beweis 
gefuhrt  werden  soll,  entspricht  dem  Beweis  einer  Gewere 
an  unbeweglichen  Sachen,  nämlich  durch  Parteieid  selbsie- 
bent.  Da  der  beklagte  Theil  eine  städtische  Gemeinde  ist, 
so  treten  als  Repräsentanten  der  Partei  der  Bürgermeister 
mit  zwei  Bathmannen  atif,  dazu  kommen  sechs  Eideshelfer, 
die  an  der  Sache  kein  Interesse  haben  und  unbescholten 
sind.  Die  beklagte  Stadt  war  in  dem  vor  dem  kurfürstlichen 
Hofgerichte  anstehenden  Beweistermine  zur  Leistung  des 
fraglichen  Eides  bereit  und  wurde  nunmehr  von  den  Klägern 
davon  entbunden. 

Es  ist  also  in  diesem  Falle  wahrscheinlich  der  Sieg  der 
Partei  von  einer  Gewere  a»  der  eingewendeten  Zollfreiheit 
abhängig  gemacht  worden.  Deutlicher  zeigt  dies  eine  andere 
Urkunde  von  1463.^^^)  Die  Stadt  Berlin  nahm  für  ihre  Bür- 
ger Zollfreiheit  im  Städtchen  Preienwalde  in  Anspruch.  Die 
Besitzer  des  Letzteren,  die  Herren  von  üchtenbagen  leug- 
neten dies  und  drohten  mit  einer  Klage  auf  Entrichtung  des 
Zolles.  Die  Stadt  Berlin  extrahierte  von  den  Schöffen  zu 
Magdeburg  ein  Weisthum,  wer  im  Falle  einer  Klage  näher 
zum  Beweise  stehe,  Sie  berufen  sich  dabei  auf  lange  heb- 
bende  Gewere  an  der  Zollfreiheit  von  10,  20,  30,  40,  50, 
60  Jahren,  und  auf  durch  Fürstenbriefe  erweisbare  Verlei- 
hung und  Bestätigung  der  Markgrafen.  Sie  fassen  ihre  ge- 
gen die  Ansprüche  der  von  üchtenbagen  gerichtete  Einrede 
dahin  zusammen: 

Sintemale  dat  wy  unde  unse  vorfaren,  borgere  und  In- 
wonere  der  vorbenomeden  stede  sulke  fryheit,  were  unde 

579)  Cf.   Fldicin,  Beilr.  2.  Gesch.  Berlins  II.   S.  244—247,  No.  47 
(1463). 
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gewonheit  so  lange  tid  und  vele  Jar  als  uns  tu  unsem- 
rechten  nod  und  behufiF  is  in  unsen  brukenden  heb- 
benden  geweren  wente  herto  ane  des  Gestrengen 
Em  Baizar  von  Uchtenhagen  und  eyncs  Idermannes  in 
Gerichte  rechte  weddersprake  inne  gehat,  gebruket  und 
beseten  hebben,  (^t  wy  to  Ffryenwolde  mit  unsen 
guderen  tolfry  gewest  sint,  des  wy  uns  nach  vor- 
berurder  wise  to  fulkomen  erbieden. 
Der  Spruch  der  magdeburger  Schöfifen  lautet: 
Werde  gy  Borgermeistere  und  Radtmanne  der  Stede  Ber- 
lin und  Colon  edder  juwe  borgere  und  Inwonere  darsulves 
von  dem  gestrengen  Eren  Balthazar  von  uchtenhagen 
Riddere  mit  etliken  tollen  to  Ffryenwolde  von  iuwen  per- 
sonen  edder  iuwen  gudern  to  gewende  besweret  und  dar- 
umme  angelanget  und  bededinget,  hebbe  gy  denn  boven 
drittich  Jar,  Jar  und  dach  ok  lange  tyd  und  mannich 
Jar  tovoren,  eher  den  die  irluchten  houchgeboren  forsten 
und  heren,  de  marggraflfen  to  Brandenborch  und  Burg- 
grafifen  to  Nurenbergk,  iuwe  gnedigen  heren,  to  der  her- 
schop  und  regirunge  der  margke  to  Brandenborch  gekomen 
und  togelaten  sint,  in  vorwerder  wonheit  unvor- 
rucket  wente  herto  in  iuwen  brukenden  hebben- 
den  gewesen  ane  des  Gestrengen  Eren  Balzers  von 
Uchtenhagen  Ridders,  und  eynes  idermannes  rechte  wed- 
dergprake  innegehat,  gebruket  und  beseten,  dat  de  borgere 
und  Inwonere  der  Stede  Berlin  und  Colen  mit  oren  per- 
sonen  und  guderen  to  Ffryenwolde  tolfry  unde  unbesweret 
gewest  sint,  hebben  denne  de  obgenannten  Houchgeboren 
forsten,  de  marggrafifen  to  Brandeborch  und  Borggraffen 
to  Nurenberg  und  tom  losten  marggraffe  frederich  der 
Blder,  iuwe  gnedige  here,  Iw  ergenanten  voa  Berlin  und 
Colen  alle  iuwe  fryheit,  were,  wonheit  und  gerechtigheit, 
als  gy  de  wente  an  ore  tid  gehat  und  beseten  hebben, 
vormiddelst  oren  Privilegien  und  furstlicken  brefen  gne- 
diglich  confirmiret  und  bestediget  Iw  darby  to  laten,  to 
behalden  und  to  vordedingen,  des  Juwe  Borgermei- 
.  stere  der  Stede  Berlin  und  Colen  von  des  Rades  der 
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Stede  und  Inwonere  wegen   sulffsevende  mit   sesz 
^  altseten   fromen   mannen   to    sick   umbesehulden  an 
orem  rechten,  de  men  von  getuge  nicht  vorleggen  mag, 
de   vorwerden   wonheit   to    erholden   und  ok  de   Oonfir- 
macion  unde  bestedighunge  Juwer  fryheit,  olden  were  und 
wonheit  mit  den  furstliken  brefifen.und  Privilegien,   als 
recht  is,  fulkomen  konden,  so  were  gy  by  sulker  Juwer 
olden  vorwerden  w;onheit  und  fryheit  von  wegen  des  tolles 
to  Ffryenwolde,  dewyle  Iw  de  were  und  fryheit  an  dem 
tolle  darsulves  to  Ffryenwolde  mit  rechte  nicht  gebroken 
isz,  nchir  und  mit  beterem  rechte  to  bliven,  den  Iw  Eren 
Balczar  von  Uchtenhagen  mit  sulken  Insagen  hir  vor  in 
iuwer  frage  berurt  daran  vorhindern  moghe,  von  rechtis 
weghen. 
Der  Beweis,  den  das  magdeburgische  SchöflFencoUegium  den 
Städten  Berlin  und  Cöln  zuertheilt,  ist  Beweis  der  Gewere 
von  30  Jahr  und  Jahr  imd  Tag  und  länger,  und  ferner  Be- 
weis der  Gewährung  der  Zollfreiheit  von  Seiten  der  Mark- 
grafen durch  Fürstenbriefe.     Indem  das  ürtheil  auf  Brthei- 
lung  eines  Beweisrechtes  hinauskommt  (denn  es  wird  den  Städ- 
ten ausdrücklich  erkannt,  sie  seien  näher  bei  ihrem  Beweise 
mit  besserem  Rechte  zu  bleiben ,  als  der  Gegner  sie  daran  zu 
hindern  vermöge),  indem  die  Beweisführung  splbst  durch  Eid 
selbsiebent  und  durch  Fürstenbriefe  angeordnet  wird,  ist  auf 
die  Beobachtung  der  deutschen  Processregeln  im  Spruche 
der  Schöffen  hingedeutet.    Auf  der  anderen  Seite  aber  ist  Ein- 
wirkung römischer  Rechtstheorien  nicht  zu  verkennen.    Die 
Gewere,  deren  Erweis  den  Städten  auferlegt  wird,   soll  30 
Jahr,  Jahr  und  Tag  und  noch  länger  gedauert  haben.    Man 
kann  aus  dem  Zusammenhange  der  Urkunde  nicht  mit  Sicher- 
heit entnehmen,   ob  diese  Zeitdauer  für  die  Erlangung  des 
Sieges  wesentliche  Voraussetzung  ist,   oder  ob  die  Gewere 
allein  für  die  Entscheidung  der  Schöffen  eine  genügende  Grund- 
lage bildet.    Da  die  Städte  selbst  in  ihrem  Antrage  auf  die 
30  selbst  60  Jahre  lang  geübte  Gewere  an  jener  Zollfrei- 
heit ausdrücklich  Gewicht  legen,  da  sie  ferner  auf  den  Titel 
ihres    Besitzstandes:    markgräfliche  Ertheilung    eines   Privi- 
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leginms,  Bezug  nehmen^  so  scheint  es  fast,  dass  sowol  den 
Antragstellern  wie  den  Richtern  die  römische  Lehre  der 
usucapio  vorschwebte,  allerdings  in  der  modificierten  Ge- 
stalt des  sächsischen  Rechtes,  dass  statt  der  10-  oder  20- 
jährigen  Frist  eine  Dauer  von  31  Jahr  6  Wochen  und  3 
Tagen  erfordert  wird.  Allein  schon  der  Umstand,  dass  man, 
immerhin  .unter  Anwendung  des  römischen  Rechtes,  die  Lehre 
von  der  usucapio  zur  Anwendung  brachte,  beweist,  dass  man 
die  im  Streit  befindlichen  Rechte  als  dingliche  ansah  und 
mithin  von  der  Gewere  den  Beweisvorzug  der  Parteien  ab- 
hängen liess.  Der  ßeweis  über  die  Gewere  an  der  Zoll- 
freiheit wird  auch  hier  wiederum  mit  sechs  Eideshelfern  ge- 
führt, die  indessen  Zeugenqualität  haben  müssen.  Denn  es 
heisst  der  Eid  solle  mit  sechs  altsessenen  frommen  unbe- 
.  scholtenen  Leuten,  denen  man  das  Gezeugniss  nicht  verlegen 
mag,  geführt  werden.  Der  letztere  Zusatz  deutet  wol,  nament- 
lich im  Vergleich  mit  Aeusserungen  anderer  Urkunden,  darauf, 
dass  die  Eideshelfer  eine  eigene  glaubwürdige  Wissenschaft 
von  der  Thatsache  besitzen  müssen,  worüber  geschworen  wird. 
Als  dingliche  Berechtigung  ist  es  auch  anzusehen, 
wenn  Lehenrecht  an  einer  Sache  behauptet  wird.  Im  Jahre 
1472  behaupteten  die  Gebrüder  und  Vettern  Rauch  gegen 
die  Stadt  Brandenburg  das  sideste  Gericht  in  der  Stadt  in 
Lehengewere  zu  besitzen,  so  lange  Landesrecht  ist.  Der 
Rath  von  Brandenburg  hatte  ihnen  aber  an  ihrer  Jurisdiction 
im  Stadtkeller,  im  Rathhause,  im  Scharren,  im  Stadthofe,  in 
der  Büttelei,  im  Frauenhaus  und  in  den  vier  Häusern. der 
Stadtknechte  Abbruch  gethan.  Der  beklagte  Rath  will  am 
sidesten  Gerichte  von  alter  Zeit  Gewere  gehabt  haben.  Die 
Kläger  Rauch  gelangen  zum  Eidesbeweise  über  ihre  Lehens- 
gewere  an  der  Jurisdiction  und  zum  Beweise  mit  Fürsten- 
briefen über  die  Entstehung  derselben.^)    Diesen  Beweis- 

580)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  207,  No.  273  (1472):  Dess  sye 
(die  Kläger)  vor  uns  unnd  UDse  rede  tö  rechte  kamen  synt  unnd  die 
itzgnanten  Koke  dem  gnanten  Rath  beclagt  hebben,  dat  sie  en  ahn  sol- 
ken  irhen  gerichte  vorkortunge  und  jndracht  deden,  Sunderken  jn  des- 
sen nachgescreven  stücken  jm  Stadtkeler,  Im  Rathhuse,  jm  Scarren,  jn 
der  Btadthoff,  In  der  Bodeley,  im  frawen  hws  unnd  jn  den  vir  husern, 
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vorzog  verdanken  sie  ihrer  behaupteten  Lehensgewere^  wäh- 
rend der  beklagte  Bath  nur  von  Alters  her  den  Genuss  der 
streitigen  Jurisdiction  behauptet,  ohne  weder  Gewere  daran 
noch  den  Titel  derselben  zu  benennen. 

In  einem  Streitfalle  des  Jahres  1480  treten  Lehen  von- 
der  einen  Seite  und  Pfandrecht  von  der  anderen  mit  einan- 
der in  Conflict.    Die  von  Greifenberg  klagten  gegeji  die  von 
üchtenhagen  und  den  Herrn  von  Platen  wegen  der  Stadt 
Schwedt.     Kläger  behaupteten  Lehen  daran,  auf  markgräf- 
Uche,  durch  Pürstenbriefe  erweisbare  Beleihung  sich  stützend. 
Die  Beklagten  wenden  Erbe  und  Pfand  ein,  auf  des  Mark- 
grafen „Buch  und  Register"  sich  beziehend.    Das  ürtheil 
entscheidet: 
als  sich  beide  partheien  Ires  furbringens  auf  kuntschaft 
und  zeugknus  zyhen,  die  Greiffenberg  auf  unnsem  gnedi- 
gen  hern  Marggraf  Albrechten  und  die  Crumensee  mit  den 
andern  uff  das  buch  und  register  unsers  gnedigen  hern, 
ist  recht  erkant,  das  sie  billich  zu  solcher  zeugknus 
und  kuntschaft  gelassen  werden.^^0 
Hier  werden  offenbar  beide  Parteien  zum  Beweise  gelassen 
und  zur  Rechtfertigung  wird  angegeben,  dass  beide  Theile 
sich  auf  denselben  Zeugen,  den  Markgrafen,  bezogen  hätten. 
Eine  Identität  des  von  beiden  Parteien  angezogenen  Beweis- 
mittels war  nicht  vorhanden,  denn  Kläger  beriefen  sich  auf 
Zeugniss    des   Markgrafen,    Beklagte    auf  Urkunden.     Die 
Möglichkeit  eine  Partei  allein  zum  Beweise  zu  lassen,  war 
also  vorhanden,  aber  man  war  nach  älterem  deutschem  Rechte 

dar  die  Statknechte  jnne  wabnen,  darto  die  gnante  Borgermeistere  und 
Bathman  geantwert  hebben.  Sie  hedden  dath  gerichte  jn  den  obgnan- 
ten  steden  von  older  gehadt,  dargegen  die  Roke  geredet,  Sie  hedde  dat 
gerichte  jn  der  Nyen  stat  Brandenburg,  so  wytt  die  mure  begrepe,  unnd 
togen  sich  des  up  furstenbrive  und  sie  betten  des  jn  leben  und  gewer 
unnd  wolden  dem  nachkamen  unnd  ere  leben  unnd  were  bowysen,  wo 

dorch  recht  erkant  worde. Das  Erkenn tniss  lautet:   Mögen  die 

obgnanten  Roke,  die  jn  gesampter  handt  sitten,  bewysen  mit  erem  eyden, 
dat  sie  dat  nedderste  gerichte  na  lüde  der  furstenbrive  in  gewere  be- 
seten  hebben  <me  recMli^  overwynnwißge  lenger  wen  landes  recht  dusses 
kurfurstendhums  ysz^  Blyven  sy  billig  by  dem  sulven  gerichte  na  lüde 
orer  furstenbrive  ungeerrelh  vor  den  von  Brandenburg  u.  s.  w. 
581)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  134,  No.  26  (1480). 


KLAGEN  UM   DINGLICHE   RECHTE.    §.  61.  379 

zweifelhaft,  welcher  Partei  man  den  Beweisvorzug  zuerkennen 
sollte.  Die  Kläger  behaupteten  Lehen,  Beklagte  Erbe  und 
Pfand.  Wenn  auch  vielleicht  an  sich  das  Lehen  als  dauern- 
des und  alle  Nutzungen  der  Sache  umfassendes  dingliches 
Recht  den  Vorzug  vor  dem  Pfandrecht  zu  haben  schien,  so 
änderte  an  diesem  Uebergewichte  wiederum  der  Erbtitel 
der  Beklagten  etwas.  Der  Erbe  scheint  das  Recht  gehabt 
zu  haben  über  den  Erbtitel  und  darüber,  dass  die  Sache 
mit  Recht  in  seine  Gewere  gekommen  sei,  zum  Eide  zu  ge- 
langen.^) 

Wenn  also  der  stärkere  Inhalt  des  behaupteten  Rech- 
tes auf  Seiten  der  Kläger  stand,  so  fiel  für  das  schwächere 
Pfandrecht  der  Beklagten  der  Brbtitel  in  das  Gewicht.  Es 
konnten  also  beide  Parteien  in  Beziehung  auf  den  Beweis- 
vorzug als  gleichstehend  behandelt  werden  und  so  scheint 
man  das  alte  Auskunftsmittel  gewählt  zu  haben  jeden  der 
beiden  streitenden  Theile  zum  Beweise  zu  lassen.  Die  rö- 
mische Beweistheorie  kann  dieser  Entscheidung  als  zu  Grunde 
liegend  nicht  angesehen  werden,  denn  dann  hätte  nur  der 
Kläger  sein  Klagefundament  zu  beweisen  gehabt  und  den 
Beklagten  hätte  gar  kein  Beweis  obgelegen.  Auf  der  ande- 
ren Seite  aber  ist  die  Motivierung  der  Entscheidung  in  dem 
Spruche  der  Räthe  nicht  correct.  D«nn  statt  die  Gleich- 
heit beider  Parteien  in  Beziehung  auf  den  Beweisvorzug  her- 
vorzuheben und  daraus  die  gleichzeitige  Zulassung  beider 
Theile  zu  demselben  herzuleiten,  wird  auf  den  unrichtigen 
Umstand  hingewiesen,  dass  beide  Parteien  dasselbe  Beweis- 
mittel (Kundschaft  und  Zeugniss)  gebraucht  hätten. 

Ein  fernerer  schwieriger  Streitfall  über  dingliche  Rechte 

bezieht  sich  auf  eine   Zehnthebung.     Die  dem"  Jahre  1477 

angehörige  Urkunde  lautet:^) 

Nach    rede    und    wider    Rede    und    der    zewgen    sage, 

die    Hanns    Lossaw     gewilUget     und    zugelassen    hatt, 

582)  Cf.  Goal.  Stat.  S.  26  Z.  1:  dat  dit  hus  oder  dit  ghelt  (wat  he  daran 
heft  scal  he  benomen)  min  erve  is  unde  in  mine  were  komen  is,  als  ek 
des  to  rechte  gheneten  scal :  dat  mek  god  also  helpe  nnde  de  hilleghen. 
Vergl.  anch  BäneL  Beweissyst.  S.  170. 

583)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  131,  No.  16  (1477). 
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Sprechen  vir  za  recht:  das  Hanns  Lossaw  gen  Jost  Bern- 
felde nicht  getzeuget  habe,  domit  er  Ine  des  mandel  zehn- 
den  geweren  möge  uod  Jobst  Bernfeldt  sey  nach  vorge- 
eprochnen    urteilen    und   der   zeugen   Sage    den  mandel 
zehnden  zu  bezalen  nicht  schuldig. 
Das  Urtheil   lässt  weder  die  Natur  des  Streitfalles  selbst 
erkennen  noch  die  Beweisantretung  der  streitenden  Theile. 
Bemerkenswerth  ist  aber  auch  hier  die  Gemeinsamkeit  des 
erhobenen  Zeugenbeweises,  die  weder  mit  den  gewöhnlichen 
Regeln  des  deutschen  Processrechtes  noch  mit  den  römischen 
Beweisgrundsätzen  stimmen  will.    Jobst  Bernhard  der  Be- 
klagte, hat  Zeugen  benannt,  denn  der  Kläger  Hans  Lossow 
hat  dieselben  bewilligt  und  zugelassen,  d.  h.  er^hat  nichts 
dagegen  eingewendet,  der  Producent  der  Zengen  muss  also 
der  Beklagte  gewesen  sein.    Auf  der  andereren  Seite  heisst 
es  in  der  Urkunde:    Hans  Lossow  habe  den  behaupteten 
Mandelzehnten  nicht  gezeuget,  d.  h.  er  habe  den  Beweis 
nicht   dafür   erbracht.     Auch  der  Kläger  also   muss  einen 
Zeugenbeweis  angetreten  haben,  nur  weiss  man  nicht,  ob 
Kläger  und  Beklagter,  beide  dieselben,  oder  ob  jeder  Theil 
andere  Zeugen  benannt  hatte.     Der  Grund,  weshalb  gleich- 
zeitig Zeugenbeweis  von  Seiten  des  Klägers  wie  von  Seiten 
des  Beklagten  aufgenommen  wii'd,  ist  nicht  ersichtlich.    Er 
kann  in  der  Gleichheit  der  von  jedem  Theile  behaupteten 
Rechte  bestanden  haben,  oder  es  kann  ein  Zweifel  (ähnlich 
wie  bei  der  letzterörterten  Urkunde)  über  die  Anwendbar- 
keit der  deutschen  Beweisregeln  zu  der  Erhebung  des  Be- 
weises von  beiden  Seiten  zugleich  Veranlassung  gewesen  sein. 
Ein  Streit  über  eine  Reallast  ist  endlich  noch  zu  er- 
wähnen  aus   dem  Jahre    1480   wegen   Fuhrendienste.     Es 
heisst  :^^*) 
In  der  sach  zwuschen  Hansen  Lochow  zu  Rotenow  von 
seiner   frowen  wegen    uf  einem  und  Hansen  und  Otten 
Haken  zum  Berge  ander  teils,  als  Hans  Lochow  sagt,  er 
hab  von   seiner  fruwen  leipgedings  wegen  fhurdinst  zum 

584)  Cf.  von  Mautner,  C.  D.  Br.  IL  S.  134,  No.  25  (1480), 
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Berge  auf  den  bawrn  die  sein  vorfar  auch  gehabt  bat,  das 
die  Haken  verneinen  und  sagen,  was  Im  die  bawem  fhure 
gethan  haben,  das  sei  gescheen  von  bethe  und  nichts  von 
rechts  wegen;  da  entgegen  sagt  lochow,  ob  die  Haken  das 
nicht  billich  beweisen,  ist  recht  erkant :  beweisen  sie  solchs 
mit  briven  oder  ander  zeugknus  und  kuntschaft,  wie  recht 
ist,  so   bleiben  sie  billich  dobey  und  die  beweisung  soll 
gescheen  in  dreyen  14  tagen  und  drei  dagen  und  wenn 
sie  das  beweisen  wollen,  so  sollen  die  Hacken  Hannsen 
locho  das  acht  dag  davor  verkunden. 
Kläger  Hans  Lochow  behauptet  also  im  Namen  seiner  Frau 
Puhrendienste  von  den  hintersässischen  Bauern  der  Beklag* 
ten  verlangen  zu  dürfen.    Die  Fuhren  waren  geleistet  wor* 
den,  aber  die  Beklagten  wenden  ein,   es  sei  nur  precario 
geschehen  und  begründe  keinen  Rechtstitel.    Hier  ist  schon 
aus  dem  Antrage  des  Kläger»  eine  starke  Abweichung  vom 
deutschen   Beweisrechte    zu   entnehmen.     Der  Kläger   war 
offenbar   in   der  Lage   eine  Gewere   an   der  Reallast   von 
Diensten   in   Anspruch  zu  nehmen.     Seine  Frau  hatte  ein 
Leibgedinge  an  jenen  Diensten,  die  Letzteren  selbst  waren 
schon  den  Vorgängern  im  Besitze  jenes  Rechtes  geleistet 
worden.     Statt  sich  aber  auf  eine  G^ewere  und  den  darauf 
hervorgehenden  Beweisvorzug  zu  stützen,  stellt  er  selbst  den 
Antrag,  dass  die  Beklagten  den  von  ihnen  erhobenen  Pre- 
earieneinwand  beweisen  sollen.    Der  Beweis  wird  also  vom 
Kläger  selbst  als  eine  Last  aufgefasst  und  damit  eine  An- 
näherung an  die  römische  Lehre  bekundet.    Der  Grertchts- 
hof  tritt  dieser  Auffassung  auch  bei  und  erkennt  auf  den 
Beweis  des  Einwandes  durch  Urkunden,  Zeugniss  oder  Kund- 
schaft.    Zugleich  ist  diese  Entscheidung  ein  Beweis,  dass 
man  trotz  des  eindringenden  römischen  Rechtes  die  Real- 
lasten, wohin  der  vorliegende  Anspruch  auf  Führendienste 
gehörte,    als  dingliehe  Rechte  auffasste  und  die  Lehre  der 
Servituten  auf  sie  anwandte.    Denn  nur  so  wird  die  Erhe- 
bung des  Precarieneinwandes  erklärlich. 

Eine   oflFenbare  Anwendung  des  römischen  Rechtes  in 
Ansprüchen  aus  Reallasten  zeigt  ein  Spruch  der  leipziger 
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Jariatenfacult&t  vom  Jahre  1456.  Mehrere  ruppiner  Bürger 
klagten  auf  Zahlung  einer  Rente,  die  sie  aus  einem  Renten- 
kaufe von  5  Mark  Silber  auf  dem  Rathhause  zu  Ruppin  be- 
sitzen wollten.  Der  beklagte  Rath  der  Stadt  wendet  ein, 
er  habe  dreissig  Jahre  und  länger  die  Rente  nicht  bezahlt, 
wisse  auch  nichts  von  einer  Verbindlichkeit  zu  derselben. 
Die  Juristenfacultät  erkennt  auf  den  Beweis  dieses  Einwän- 
de» der  Verjährung.^®-^) 

Der  letzte  Fall  einer  Klage  um  dingliche  Rechte,  der 
aber  far  die  angewendete  Processtheorie  kein  Resultat  lie- 
fert, ist  eine  Klage  aus  einem  LeibgedingOj  wobei  nur  eine 
neue  Beweisfrist  den  Beklagten  gewährt  wir.d,  ohne  dass 
man  sehen  kann,  weder  was  die  Beklagten  behauptet  haben, 
noch  was  bewiesen  werden  solL^^) 


§.  62. 
Klagen  um  persönliche  Schuld. 

Die  bekannte  Regel  des  sächsischen  Rechtes  ist,  dass 
persönliche  Schuldansprüche  vom  Beklagten  eher  eidlich  ab- 
leugnet als  vom  Kl^er  beschworen  werden  können.^®')  Die 
Geltung  dieses  Rechtssatzes  ist  in  der  Mark  nicht  ohne  alle 
Einschränkung  geblieben.  Die  allgemeine  Regel  scheint  er 
allerdings  von  Hause  aus  gebildet  zu  haben,  aber  in  der 
späteren  Bntwickelung  des  14.  Jahrhunderts  wurde  die  Höhe 
des  Anspruches  in  Betracht  gezogen  und,  wie  es  scheint, 
ein  einfaches  Jjeugnen  nur  bei  geringeren  Beträgen  zuge- 
lassen. Ferner  war  in  manchen  Fällen  der  Kläger  durch  die  Art 
der  Beweisantretung  in  die  Lage  gesetzt  den  einfachen  Ent- 
redungseid  des  Beklagten  auszuschliessen. 

Das  berliner  Stadtbuch  schreibt  vor,  dass  bei  Forde- 
rungen auf  acht  Schilling  der  Beklagte  sich  nur  „mit  driger 
man  ede  oder  met  elendigen  tuge"  befreien  könne.^®*)    Die 

585)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  337,  No.  55  (1456). 

586)  Cf.  von  BaUmer,  C.  D.  Br.  IL  S.  192,  No.  144  (1483). 

587)  Cf.  Ssp.  L  7. 

688)  Cf,  Ftdicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  172:  Achte  sehiUmge 
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„dreier  Männer  Eide"  wird  man  als  eine  eidliche  Vertheidi- 
gung  des  Beklagten  selbdritt  aufzufassen  haben  und  den 
elendigen  tug  ^als  dass  Zeugniss ,  dass  man  kein  berliner 
Bürger  ser  und  somit  dem  besonderen  Localrechte  Berlins 
nicht  unterworfen  werden  dürfe.  Denn  in  der  That  ist  die 
vorstehende  Bestimmung  des  berliner  Stadtbuches  eine  ver- 
einzelte und  findet  weder  im  magdeburgischen  noch  im  säch- 
sischen Rechte  eine  Unterstützung.  Es  entspricht  aber  der 
Regel  des  Sachsenspiegels,  dass  ein  Fremder,  der  in  Berlin 
belangt  wurde,  seine  Vertheidigung  nicht  nach  berliner  Local- 
recht,  sondern  nach  gemeinem  sächsischen  Rechte  zu  führen 
hatte.^*®)  Bs  würde  daher  von  dem  auswärtigen  Beklagten 
mit  Zeugen  zu  beweisen  sein,  dass  er  ein  Fremder  sei,  und 
er  demnächst  zum  einfachen  Entredungseide  über  die  ge- 
leugnete Schuld  verstattet  werden. 

Diese  Abweichung  des  berliner  Stadtbuches  von  den 
Grundsätzen  des  Beweisrechtes  bei  obligatorischen  Ansprü- 
chen ist  in  dieser  Form  zwar  isoliert,  aber  es  verdient  be- 
achtet zu  werden,  dass  andere,  zuweilen  noch  stärkere  Ab- 
weichungen von  jenen  Grundsätzen  schon  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert in  den  verschiedenen  Städten  bemerkbar  sind.  Der 
magdeburgisch -hallesche  Schöflfenbrief  vom  Jahre  1235  sta; 
tuiert  zum  Beispiel,  dass  bei  einfacher  geleugter  Schuld  der 
Kläger  eher  zum  Eide  selbdritt  über  die  Richtigkeit  seiner 
Forderung  als  der  Beklagte  zum  Entredungseide  gelange.^^) 
Es  ist  also  die  vorerwähnte  Bestimmung  des  berliner  Stadt- 

na  statrechte,  darmet  vorhoget  eyn  islike  syne  klage,  dat  di  schuldiger 
en  mut  entgan  met  driger  man  ede  oder  met  elendigen  tuge. 

589)  Ssp.  III.  79  §.2:  Nen  utwendich  man  n'  is  ok  plichtich  in 
deme  dorpe  to  antwerdene  na  irme  mnderliken  dorprechte,  mer  na  ge- 
tnenem  lantreckte;  he  ne  klage  dar  up  erve  oder  uppe  gut  oder  umme 
scult. 

590)  Cf.  Teschoppe  und  Stemel,  Urk.  Samml.  S.  297,  No.  16  (1235) 
§.  28:  Item  si  aliquis  incusatus  fuerit  coram  judice  de  dehüis  et  debita 
fatetur,  infra  quatuordecim  dies  debita  persolvet  et  si  non  habuerit  pos- 
sessionem,  stataat  fidejussorem.  ~  §.  29 :  Si  autem  aliquis  respondet,  se 
debitam  persolvisse,  hoc  statim  vel  ad  sex  septimanas  in  rAiquiis  öth 
tmebit,  acüicet  ipse  tercius.  —  §.  30:  Si  autem  plane  negaverit,  agens 
melius  ipse  tercius  in  reliquiis  probabit  qtuiin  respondens,  Yergl.  eine 
reichliche  Zusammenstellung  von  Stellen  ähnlichen  Inhalts  bei  Stobbe, 
zur  Qesch.  des  Yertragsrechtes  S.  79  ff. 
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buches  nicht  etwa  wegen  der  aaffäUigen  Abweichung  vom 
sächsischen  Rechte  einer  späteren  Zeit  zuzaschreiben.  Es 
bleibt  die  Möglichkeit ,  dass  in  Berlin  jene  Ausschliessung 
des  einfachen  Entredungseides  bei  Ansprüchen  auf  8  Schil- 
ling oder  mehr  schon  in  älteren  Zeiten  lange  vor  Abfassung 
des  Stadtbuches  existiert  hat.  Zugleich  sind  solche  locale 
Abweichungen  vom  sächsischen  Landrechte  ein  Zeichen^  wie 
gefährlich  es  ist,  aus  einzelnen  Grundsätzen  der  sächsischen 
Rechtsbücher  Theorieen  über  die  Principien  des  Processrech- 
tes,  insbesondere  des  Beweisrechtes  zu  abstrahieren,  ohne  das 
Mass  der  positiven  Geltung  jener  Grundsätze  in  den  ver- 
schiedenen Städten  und  Ländern  geprüft  zu  haben. 

Eine  andere  Besonderheit  des  berliner  Stadtbaches  ist 
die  Bestimmung,  dass  der  Entredungseid  des  leugnenden 
Beklagten  ausgeschlossen  ist,  wenn  bei  dem  in  litem  dedu- 
cierten  Vertrage  Weinkaufsleute  hinzugezogen  waren  und 
ihr  Zeugniss  vom  Kläger  angerufen  worden  ist.^^0 

Bei  Kauf  und  Verkauf  soll  das  Zeugniss  der  Weinkaufs- 
leute allein  entscheiden  und  kein  Parteieneid  stattfinden. 
Die  Weinkaufsleute  haben  in  Berlin,  wie  es  scheint,  hin- 
sichtlich ihrer  Beweiskraft  eine  ahne  ähnliche  Bedeutung  wie 
in  Wien,  Prag,  Bamberg  die  sogenannten  denominati  oder 
jurati.^^2) 

Ein  GrundzQg  des  magdeburgischen  Rechtes,  das  ja  auch 
in  Berlin  gegolten  hat,  ist,  dass  die  Beweisantretung  des 
Klägers  den  Beklagten  zu  einer  gewissen  Art  der  Vertheidi- 
gung  nöthigen  konnte.  Der  einfache  Entredungseid  verschwand, 
wenn  z.  B.  der  Kläger  Zeugen  angegeben  hatte.^^^)  Auch  im 
berliner  Stadtbuch  zeigt  sich  dieser  Grundsatz  in  sofern,  als 
ürkundenbeweis,  den  der  Kläger  antritt,  den  Beklagten  vom 
Eineide   ausschliesst.     Wer  einen  besiegelten  Schuldschein 

591)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Geßch.  Berlins  I.  S.  172:  Dat  teyade  iß 
nicht  tugh,  sunder  it  is  suchte  bekentnisse  alse  winkoplude,  die  mögen 
dedinge  seggen  tuschen  lüde,  dl«  vorkopen  unde  kopen.  Wil  enger 
darbofücn  eden,  der  swei^et  myslike^  der  ist  alse  mere  meyoedich. 

5H2)  Vergl.  darüber  Stobbe,  z.  Gesch.  des  Vertragsr.  S.  19ff.  S.  81. 

593)  Cf.  Magdeb.  Fragen  ed.  Behrend,  Glossar  S.  250  s.  voce.  J?c- 
weis  ad  III.  cf.  z.  B.  II.  2.  dist.  13;  L  1.  dist  20. 
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des  Bdtlagten  für  sieb  anftthrt^  hat  Von  demselben  kein  eM- 
licbes  Leugnen  der  Schuld,  sondärn  nur  den  Emeid  übler  die 
ünech^heit  von  Siegel  nnd  Brief  zn  befürchten.  Kanh  der 
Beklagte  auf  diese  Weise  den  Urkundenbeweis  des  ELläg^ 
nicht  entkräften,  so  muss  er  die  Schuld  bekennen  und 
leisten.  ^^^) 

'  Aus  diesen  Zeugnissen  des  berliner  Stadtbncfaes  ent* 
nimmt  man,  dass  die  nach  dem  Rechte  des  SaehsenspiegelB 
sehr:  bequeme  Yertheidigung  des  Besagten  bei  obligatori« 
sehen  Ansprüchen  in  mehr  als  einer  Bünsieht  erschwert  war. 
Höhe  der  Forderung,  zugezogene  Vertragszeugen  und  «die 
Art  der  Beweisantretung  des  Elagers  wirkten  auf  die  pro« 
oessualische  Stellung  des  BekEagten  ein. 

Dagegen  ist  zuweilen  noch  das  Recht  mit  dem  alleinigen 
Eide  des  Beklagten  einen  erhobenen  obHgatoriscfaen  Schuld* 
anspruch  abzuwehren,  anerkannt.  Wenn  in  der  Fehde  meh* 
rere  Theilö  sich  gegenseitigen  Schaden  zugefügt  haben,  so 
sollen  sie  denselben  einander  ersetzen.  Entsteht  über  die 
Existenz  des  Schadens  oder  Qber  die  Thatsachen  der  scha> 
denbringenden  Handlung  Streit^  so  entgeht  der  Beklagte  mit 
seinem  alleinigen  Eide.^^^) 

.  Wird  vom  Schuldner  der  Zahlungseinwand  erhoben,  so 
lehrt  das  sächsische  Recht,  dass  der  Beklagte  seine  Zahlung 
selbdritt  beweisen  darf.*^)  Auch  dieser  Grundsatz  scheint 
in  der  Mark  Brandenburg  nicht  ohne  Modificationen  geblie" 
ben  zu  sein.  Urkunden,  die  sich  auf  den  Beweis  dös  Zah- 
lungseinwandes  beziehen,  geben  darüber  verschiedene  Aus« 
kunft.  In  einem  von  den  Räthen  des  Markgrafen  entschiedenen 

594)  Gf.  Ftdicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  L  S.  172:  Dat  elftende 
taeh  Ib  evn  openbar  besegeld  bri£P,  dar  eyn  maE  in  schuldich  is  oder 
loved,  oBde  ▼lübord,  dar  man  eynen  met  crver  tdghet.  Isset^  dat  he  sich 
nicht  Torredet,  dat  di  brif  one  sinen  weten  und  vulbord  f  eschreven  und 
besegeld  sy,  dat  mtiste  di  eden  boven  s^en  brif,  dat  were  ok  alse  mere 
meynede.    Darumme  sprecbt  he  in  dat  snbegin  des  bukes :  wi  idit  bor« 

Set  oderlovet,  di  sal  gelden  und  wat  he  dut,  dat  sal  he  stede  holden; 
at  is  dat  du  nicht  voirsaken  salt.    Ent^ecfaende  Bestimmungen  ent- 
halten die  goslarer  Statuten  ed.  Gö$ehen,  S.  71  Z.  22—37;  S.  4^;  S.  28 
Z.  26f.;  S.  66  Z.  37;  S.  70  Z.  16;  8.  71  Z.  30;  S.  72  Z.  13;  S.  78. 
696)  Cf.  Gercken,  0.  D.  Br.  IV.  S.  487,  No.  247  ad  14  (1347). 
596)  Bsp.  IL  6.  §.2.  L  M.  §.  3;  65.  §.4. 
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Streite  zwischen  den  Juden  Jacob  und  Abraham  als  Klägern 
und  Hans  von  Ooliz  als  Beklagten  vom  Jahre  1430  wird 
den  Regeln  des  Sachsenspiegels  gemäss  auf  Beweis  des 
Zahlungseinwandes  durch  £Sd  des  Beklagten  selbdritt  er- 
kannt.«^) 

Bemerkenswerth  ist  in  diesem  Falle  i  dass  die  £läg^ 
einen  Schuldschein  für  sich  angefahrt  zii  haben  scheinen, 
dadurch  aber  dennoch  den  Beklagten  vom  eidlichen  Beweise 
des  Zahlungseinwandes  selbdritt  nicht  aussehliessen.  Denn 
die  Worte,  dites  mit  jenem  Eide  selbdritt  der  Beklagte  „sei* 
nen  Brief  gelöset  habe/'  deuten  wol  unzweifelhaft  darauf,, 
dass  die  Kläger  jenen  Schuldschein  für  sich*  angefahrt  hatten. 

Im  Jahre  1339  klagte  Bole  von  Angermünde  wegen 
einer  Forderung  nach  todter  Hand  von  seinem  Aeltervater 
her  gegen  Schultbeissen,  Schöffen  und  Bathmannen  der  Stadt 
Prenzlau  als  die  Vertreter  der  Stadtgemeinde.  Diese  er^ 
hoben  den  Zahlungseinwand  und  gelangten  nach  dem  Er* 
kenntniss  der  magdeburger  Schöffen  zum  Eide  selbsiebent 
dass  die  Schuld  bezahlt  sei.^)    Wenn  dieser  Eid  geleistet^ 

597)  Cf.  BüdeJ,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  264,  No.  110  (1430):  Muge  der 
gnant  hans  von  GoUcz  selb  daU  (drittl)  mit  frommen  redHcken  unver^ 
sprochen  leuten,  die  daran,  darbey  und  darüber  gewesen  sein  und  das 
gesehn  haben^  das  er  solch  oeczalung  getan  und  seinen  brif  geloset  habe^ 
mm  heiligen  beweisen.  Di6  Stelle  entspricht  tsaX  wörtlich  Ssp.  IL  6. 
§.  2:  Alle  yerguldene  scult  sal  de  man  vaHningen  seWe  dridde,  die  it 
sagen  unde  horden.  —  Die  im  Riedeischen  Abdruck  befindlichen  Worte : 
Mnge  *-  hans  t.  g.  selb  daU  mit  frommen  redlichen  unrersproohen 

lenten zum  heiligen  beweisen  —  können 

fichtig  sein.  Die  Yergleichong  mit  der  auf  dem  berliner  geheimen 
Staatsarchive  befindlichen  Urkunde  ergibt,  dass  deutlich  ^schrieben  ist: 
g^lb  dritt.  Schon  der  Zusammenhang  erweist  die  Unrichtigkeit  des: 
aatt,  denn  auch  das  Pronomen  das  kann  nicht  gemeint  sein,  weil  die 
Urkunde  in  diesem  Falle  die  hochdeutsche  Form  anwendet 

598)  Qt  Biedel,  G.  D.  Br.  L  XXI.  8. 156,  No.  89  (1339):  Is  dat 
Bole  von  Anghermunde  tosprikt  deme  scultheten,  den  schepen  unde  den 
Baimanaen  unde  der  ghemeinheit  der  stad  umme  sculde  von  sines  elder* 
▼aders  weghene  na  doder  hant,  des  hie  der  stad  brieve  hebbe  unde  is 
dat  selve  gut  beret  sime  eldervfldere,  also  dat  on  dat  witlik  is  unde  wil 
sie  dieselve  Role  dar  vort  umme  sciüdighen  na  doder  hant,  so  scal  der 
stad  meister  selve  levede  (sevede)  uppe  den  heiligen  behalden,  dat 
ome  dat  withk  ei,  dat  dat  gut  beret  si  unde  darmede  so  heft  hie  gele- 

dighet  den Sculteten,  die Schepen,  die  Kat- 

manne  unde  die  gemeynheyt  der  stad  der  ansprakc  der  doder  hant. 
WoldeP  hie  aver  tospreken  deme  ScuUheten,  den  schepen,  -den  Rat- 
mannen, besundern  jowelke  me  benamen,  die  scolde  dat  uppe  den  hei- 
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SO  wird  Kläger  abgewiesen  und.  wenn  er  noch  hinterher  je- 
den einzelnen  der  jetzt  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vertreter 
der  Stadtgemeinde  erscheinenden  Schöffen  oder  Rathmannen 
noch  einmal  für  sich  und  privatim  belangen  sollte,  so  kann 
jeder  derselben  mit  seinem  alleinigen  Eide  beschwören,  dass 
er  wisse,  die  Schuld  sei  im  Namen  der  Stadt  bezahlt  wor- 
den. Offenbar  ist  diese  zweite  Klage  gegen  die  einzelnen 
*  Mitglieder  des  städtischen  Rathes  eine  andere  als  die  erste 
gegen  die  Stadt  als  den  eigentlichen  debitor  gerichtete. 
Wenn  daher  die  nunmehr  beklagten  einzelnen  Schöffen  und 
Rathmannen  die  Schuld  als  eine  Schuld  der  Stadt,  und  zwar 
als  eine  getilgte  darstellen,  so  leugnen  sie  ipso  jure  selbst 
dem  Kläger  etwas  schuldig  zu  sein,  und  gelangen  deshalb 
zum  einfachen  Entredungseide.  Man  hat  also  eine  solche 
Angabe  des  Beklagten  nicht  etwa  als  eine  fehlende  Ver- 
theidigung  anzusehen.  Nach  strengen  processualischen  Grund- 
sätzen musste  der  Beklagte  bei  einer  solchen  Forderung  er- 
klären, er  sei  als  Privatmann  nichts  schuldig,  und  dieses 
durfte  er  beschwören.  Dieses  einfache  Leugnen  kleidet  er 
in  eine  positive  Behauptung,  die  Forderung  des  Klägers 
gehe  gegen  die  Stadt  und  sei  von  dieser  auch  bereits  ge- 
tilgt. Diese  positive  Behauptung  wird  als  einfaches  Leugnen 
interpretiert  und  der  Entredungseid  des  Beklagten  allerdings 
nicht  (was  correcterweise  hätte  geschehen  müssen)  negativ, 
er  sei  nichts  schuldig,  gefasst,  sondern  er  lautet  positiv, 
die  Schuld  des  Klägers  sei  von  der  Stadt  wegen  getilgt. 

Auch  der  andere  processualisch  mögliche  Gesichtspunkt 
greift  nicht  durch,  dass  der  Beklagte  mit  seinem  Leugnen 
eine  positive  Behauptung  verbinde  und  deshalb  nur  mit 
Eideshelfern  zum  Eide  gelangen  müsse.  Sein  Leugnen  stellt 
er  in  Gestalt  einer  positiven  Behauptung  auf  und  kommt 
nichtsdestoweniger  zum  einfachen  Entredungseide.  Es  ist 
schwer  zu  sagen,  in  wiefern  in  dieser  Entscheidung 
eine  Abweichung    von  den  Grundsätzen  des  älteren   säch- 

liffhen  behalten  mit  sines  eynea  hant^  dat  ome  dat  wiUik  were^  dat  dai 
geld  beret  were  von  orer  Stad  weghene.  Dat  dit  unser  Stad  recht  is, 
dat  betuge  wi. 

25» 
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sischen  Bechtes  vorliegt.  Ein  Fall  des  Ricbtsteigs  Land- 
recht cap.  47  g.  3  (ed.  Homeyer),  wo  der  des  Diebstahls 
Beklagte  die  Sache  gestohlen  zu  haben  leugnet  und  behauptet, 
dieselbe  sei  ihm  vom  Kläger  geliehen,  wird  zu  Gunsten  des 
Beklagten,  der  für  die  Behauptung  des  Leihens  Zeugen- 
beweis angetreten  hatte,  entschieden.  Zum  Unschuldseide 
gelangt  er  indessen  hier  nicht.**®)  Die  Analogie  mit  der 
gegenwärtigen,  civilen  Schuldanspruch  betreffenden  Entschei- 
dung der  magdeburger  Schöffen  ist  jedoch  keinesweges 
zweifellos.  Denn  abgesehen  von  der  im  einen  Falle  crimi- 
nellen, im  anderen  civilen  Natur  des  Streites,  ist  in  der 
Stelle  des  Bichtsteiges  der  Anspruch  auf  eine  specielle,  vom 
Beklagten  detinierte  Sache  gerichtet,  während  es  sich  in 
unserem  Streite  um  ein  blosses  dare  handelt.  Jede  von 
beiden  Arten  von  Processen  unterliegt  aber  besonderen 
Beweisregeln. 

In  einem  obligatorischen  Streite  über,  eine  deponierte 
specielle  Sache  vom  Jahre  1482  werden  die  Grundsätze 
des  Sachsenspiegels  unverkennbar  ^  zur  Anwendung  gebracht. 
Ssp.  III.  5,  §.  3  schreibt  bekanntlich  vor,  dass  der  Depositar 
den  zufälligen  unverschuldeten  Verlust  der  deponierten  Sache 
mit  seinem  alleinigen  Eide  beschwören  dürfe  und  dadurch 
jedes  Anspruches  ledig  werde  (darn  he  dar  sin  recht  to 
dun,  dat  it  ane  sine  scult  geschin  si).  Im  Jahre  1482  hatte 
Jörgen  und  Bastian  Trebus  gegen  Tewes  Trebus  auf  Her- 
ausgabe einer  bei  diesem  deponierten  Lehensurkunde  geklj^gt. 
Der  Beklagte  gelangt  darüber  zum  Eide,  dass  er  die  Ur- 
kunde ohne  Arg  und  Gefährde  verloren  habe.^^*) 

599)  Homeyer  in  seinem  seinem  Eichtst.  Landr.  S.  490  erklärt  wol 
mit  Recht  die  Entscheidung  anf  £id  des  Beklagten  mit  Eidhelfern  dar- 
aus, da8s  der  Letztere  eine  positive  Behauptung  mit  seinem  Leugnen 
verbinde,  weil  nämlich  die  Behauptung  des  Lernens  nur  aufgestellt  werde, 
um  zu  zeigen,  dass  er  die  Sache  unverholen  gehalten  habe,  eine  Be- 
hauptung, die  der  des  Diebstahls  Beschuldigte,  welcher  die  Sache  inne 
hatte,  stets  neben  dem  Leugnen  des  Diebstahls  aufstellen  und  mit  Eides- 
helfern beschwören  musste  cf.  Bichtst.  Landr.  cap.  40  §.  2. 

599  a)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  11.  S.  165,  No.  86  (1482):  In  der 
'sach  zwy sehen  Jörgen  und  Bastion  Tribus  als  cleger  eins  teyles  und 
Tewes  trebus  als  antworder  anders  teyls.  Als  die  gemelten  Jorgenn 
udnd  lÖastian  trebus  Thewes  trebus  beschuldigit  haben  von  etlecher 
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Andere  Fälle  von  Streitigkeiten  über  obligatorische  An- 
sprüche gehören  der  Zeit  des  eindringenden  römischen  Rech- 
tes an.  Znweilen  ist  die  Entscheidung  offenkundig,  zuweilen 
wahrscheinlich  auf  römisches  Recht  gegründet. 

Im  Jahre  1480  klagten  Gores  Gisicken  und  seine  Stehwe* 
stör  auf  Zahlung  eines  Vermächtnisses ,  das  die  Mutter  der 
Kläger  denselben  rermacht  haben  sollte,  und  berufen  sieh 
zum  Beweise  ihres  Anspruches  auf  das  Stadtbuch  von  Köpe- 
nick, wo  jene  Forderungen  eingetragen  seien.®^)  Aus  der 
erwähnten  öffenlQicheii  Eintragung  ist  wol  zu  folgern,  dass 
der  Anspruch  keine  rein  persönlibhe,  sondern  eine  als  Real- 
laät  auf  ein  Grundstück  der  Bl*bla»serin  eingetragene  Forde- 
rung gewesen  ijsrt. 

Eine  andere  persönliche  Klage  des  Juden  Aron  gegen 
die  Jüdin  Ysaek  wegen  eines  Gürtels  wird  zu  Gunsten  der 
Beklagten  dahin  entschieden,  dass  sie  schwören  solle,  sie 
sei  bei  dem*  Verspreehen  äe^  Gürtels  nur  Bote  (nuntius)  ge- 
wesen^^')  und  habe  selbst  keinen  Nutzen  von  dem  Vertrage 
gehabt.  Es  ist  aus  der  mangelhaften  Angabe  der  species 
facti,  welche  die  Behauptungen  des  Klägers  nicht  ausdrückt, 
kaum  zu  ersahen,  welche^  Bedeutung  jener  Eid  d«r  Beklag- 
ten hat,  ob  er  sich  als  der  deutsche  TJnschuldseid  darstellt, 
oder  als  ein  etwa  auf  Grund  röniisch:canonischer  Theorie 
auferlegter  Reinigungseid.  Die  Fassung  d,er  Entscheidung 
lässt  wenigstens  einigermassen  obwaltenden  römischen  Bih- 
flusß  vermuthen.  Die  Stellung  eines  Contrahenten  als  nun- 
tius ist  wol  »ur  eine  nach  römischem  Rechte  erklärbare 
Weise  einen  Anspruch  von  sich  abzulehnen.    Freilich  folgt 

I^hnebrive  wegen,  die  sie  und  Ir  mufer.Im  zu  getrewer  hahd  geben 
betten,  dadorch  sie  vermeynten  die  gesambten  band  zu'bewyssen,  ist 
nach  gnuglicher  verborung  beyder  parteyen  durch  unnsers  gnedigen 
Herren  Hede  zu  Eecbt  erkant:  So  theweß  Trebus  mi^  seinem  eyde  öe- 
heit  unnd  swert,  das  er  die  hrive,  so  Im  sein  fettem  die  Trebus  und  Ir 
muter  2u  getrewer  band  zu  behalten  geben  haben,  nach  seinem  besten 
vermugen  und  vleis  nnd  Im  nicht  zu  gut  und  seinen  vettern  zu  schaden^ 
sunäet  an  all  arch'  und  on  geverd  vorlarn  hob,  bleibt  er  billich  äoby 
und  ist  seinen  vettern  umb  denn  zusprach  der  brive  halben  nickts 
pflichtig.  .  '  • 

600)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  B.  130,  ^o.  13  (1480). 

601)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  11;  S.  IBl,  No.  17  (1479),    ■ 
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aus  der  Anwendung  römischer  Bechtsanschauung  in  der  ma- 
teriellen Yertheidigung  noch  nicht  unbedingt,  dass  auch  die 
Process-  und  Beweistheorie  eben  auf  römischem  Rechte  be- 
ruhen müsse.  Allein  nach  deutschem  Beweisrechte  beurtheilt, 
wäre  die  Beklagte,  welche  ein  Versprechen  leugnet,  indem 
sie  behauptet,  sie  habe  nur  als  Bote  das  Yersprecben  eines 
Anderen  überbracht,  nicht  zum  einfachen  Entredungseide  zu 
verstatten,  sondern  zum  Eide  mit  Gehilfen,  weil  sie  die 
Thatsache  einer  obligatorischen  Willens€|rklärung  nicht 
schlechthin  leugnet  und  sich  nur  durch  die  positive  Behaup- 
tung eines  entlastenden  Umstandes  befreien  kann. 

In  deu  ungedruckten  Acten  des  brandenburger  Schöffen-. 
Stuhles  kommt  ein  Fall  des  um  Ja  und  Nein  Beschuldigen 
vor.^)  Die  Eigenthümlichkeit  dieser  Processform  besteht 
darin, .  dass  der  Kläger  verlangt,  der  Beklagte  solle  die 
Schuld  entweder  anerkennen,  oder  sie  eidlich  leugnen.  An*; 
derer  Beweis  wird  weder  dem  Beklagten  gestattet  noch 
etwa  dem  Kläger  zugemuthet.^^^)  In  dem  vorliegenden  Falle 
der  brandenburger  Schöffen  werden  diese  Grundsätze  nicht 
mjehr  ganz  festgehalten.  Die  Frau  des  Thomas  Diricke  klagt 
aus  einer  Eheberedung  gegen  ihren  Mann  um  hundert  Gul-. 
den  Renten.    Sie  stellt  die  Klage  aber  nicht  schlechthin  auf 

602)  Blatt  8  ff.  (der  Acten  des  brandenb.  Scböffenstubles  d.  a.  1514): 
Die  domes  dirikeDvnne  geft  eren  manne  schnlt,  dat  in  d'er  fihestiftuDge 
is  bodedinget  tuschen  or  unde  dem  gnanten  domes  dirjken  oren  manne, 
dat  he  hundert  gülden  up  renthen  heth  van  den  proveste  up  dem  berge. 
Dar  sal  die  fruwe  od«r  ore  erffen,  so  am  fall  qweme,  dar  moth  to  done 
hebben,  der  thyet  sy  em  to  rechte  to  Ja  und  to  neyn  und  oft  he  wolde 
to  treden  und  wolde  dat  boneynen,  so  wil  sy  om  dat  overkomen  met  fro- 
men  laden,  die  by  den  ehededingen  gewest  sindt,  und  setten  to  rechte,  oft 
he  nicht  sal  ja  oder  neyn  sagen.  —  Antwerdet  domes  diriken,  dat  he 
solde  boven  witschap  fromer  lüde  nfyn  seggen,  fraghet  om  recht  to. 
dhone  na  dem  sy  bowysunge  In  orer  to  sprake  In  letn,  oft  sy  dat  nicht 
bowisen  sole,  ader  wat  recht  sy?  Dar  jegen  leth  fragen  die  Domes  di- 
ricken,  oft  Jo  oder  neyn  suU  ghan  vor  die  bowisunge  oder  oft  di  bowi- 
sunge  sol  ghan  vor  ja  oder  neyn,  oder  wat  recht  sy?  —  Schopen  spri- 
ken  Yor  recht,  na  dem  sy  bowisunge  In  leth  in  orer  tosprdke^  so  sal  die 
bowisunge  ghan  vor  ja  oder  neyn  von  rechtswegen, 

603)  Uf.  Behrend»,  diss.  inaug.  observationes  de  actione  simplice 
(schlichte  Klage)  juris  germanici   Greifsw.  1861  S.  22  und  bes.  S.  22. 
Das  „klagen  mit  edes  haut"  kommt  namentlich  im  lübischen  Rechte  . 
vor.    cf.  Lüb.-R.  Abth.  IV.  64  ed.  Hach  S.  577  (unde  he  [der  beklagte  * 
Bürge]  dar)»  neyn  sede  unde  syk  de^r  borgetnch  mit  werede). 
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Ja  oder  Kein  des  Beklagten,  sondern  erbietet  sich  int  FallQ 
de»*  Yemeinung  ;eam  Zeiigenbewdae  über  die  behauptete 
Eheberednng..  Auf  Begebren  des  Beklagten/ der  die  Forden 
rung  leugnet)  wird  der  Klägerin  der  ZengenbeweiS) .  den  sit 
ja  selbst  üb^nommen;  auferlegt^,  bevor  der  Beklagte  sein 
Ja  oder  Nein  zu  erbringen  habe*  Das  Merkwürdige  aar 
dieser  Entscbeidung  ist  nicht  blofsa^  dass  die  Klägerin  das 
Klagen  mit  flide$  Hand  eamuliert  mit  einem  Zengenb^- 
weise ,  sondern  auch  dass  nach  dem  Urtheile  der  Sohöffeli. 
der  Beklagte  nicht  eher  sein  Ja  oder  Nein  zvl  bringen 
braucht,  ehe  die  Klägerin  ihren  Zeagenbeweis  geführt  hat: 
Der  Klageantrag  wird  also  so  gedeutet,  dass  die  Klägerin 
principialiter  ihren  Beweis  mit  Zeugen  führekt  nnd  es,  nur 
evenluell  auf  das  Ja  oder  Nein  d^s  Beklagten  ankommen 
lassen  wolle.  Der  wirkliohen  Meinung  der  Klägerin  enti 
spricht  diese  Auffassung  offenbar  nicht.  Sie  htMe  .prinei-. 
paliter  gewollt^  der  Beklagte  solle. den  Anspruch  ane^kenoeui 
(Ja  sagen);  wenn  er  aber  wider  Erwarten  Nein  sagen  d.  h. 
eidlich  leugnen  wolle,  so  wolle  sie  vorher  den  Zeagenbeweis 
über  ihre  Behauptung  fuhren.  Das  urtheilende.  Gericht)  ac^iili 
auch  niiht  von  der.Aimahmei  ausgegangen  zu  sein,  dass  mm 
in  dieser  Weise  bedingtes  Klagen  auf  Ja  o^der  Niein  kein 
rechtes  sei  und  darum  nur  der  Zeugenbew^is  der  Klägerin 
als  angetreten  betrachtet  werden  k<^nne.  Denn  der  Antrag 
auf  Ja  oder  Nein  des  Beklagten  wird  nicht  als  nii^^t  ge-. 
schehfen  angesehen,  sondern  der  ZetJgonbeweis  der  Kläigerin 
soll  dem  Ja  oder  Nein  des  Beklagten  vorgehen. 

Die  Acten  des  brandenburger  Schöffenstuhles  zeigen  noch 
eine  Reihe  von  Fällen,  aus  denen  die  zu  Grunde  liegenden 
Beweisregeln  nicht  mit  Sicherheit  entnommen  werden  können. 

Bl.  33  daselbst  klagt  Andreas  Soinme^&tld  ^ßegen  An- 
tonius Sichter  auf  ein  Darlehn  und  der  Beklagte  wendet  ein, 
der  Kläger  solle  vorher  über  eine  geführte  Verwaltung  Rech- 
nung legen.     Der  Beweis  wird  dem  Beklagten  jiuerkannt 

Ferner  klagt  Andreas  Sommerfeld  gegen  Antonius  Sichter 
wegen  Kostgeld.  Beklagter  wendet  ein,'  er  sei  auf  die  Auf- 
forderung des  Klägers  und  auf  dessen'  Aeusserung,  dafifs  er 
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(dta*  Beklagte)  kmen  Pfennig  verzehren  s<Ale>  ^  ihm^  ge« 
zogen.  Ueber  diesen  offenbar  a;af>  einen  smimtts  dohandi 
hiniielendeii  BiWand  wird  ron  den  brandeiibni^i^  Seb§ffto 
der  Beweis  erhoben.  > 

Beide  Fälle,  die  dem  Jahre  1517  angehören ,  ischeinen 
aaich  rönusehem  Rechte  beortheilt  worden  zu  sein,  wenigsten» 
in  der  Beweistbeorie.  In  beiden  Bällen  handelt  es  sidbi  um 
einen  Einwand,  den  der  Beklagte  erhebt.  Der  Beweis  »ebemi 
diesem  wie  eine  Last  aoferiegt  zu- sein,  denn  die  Beweis- 
mittel, namentlich  ob  ein  Bid  der  Partei  mit  oder  ohne  Bide»- 
helfep  zu  leisten  sei^  werden  in  dem  ürtbeile  mit  Stillsöhwei- 
gen  tibergangen« 

Unzwelfelhöft  römisches  Recht  wird  angewendet  in' einer 
Klage,  imf  BL460der'brandenbHrger  ScböfiFenacten,  vom  Jahre- 
lbS2.  Qs  banSelt^ich  um  d<>lo8e  Vorenthaltüng  einee  Schuld- 
briefeq.  Kläger  soll  den  Beweis  führen,  dass  der  Beklagte 
ihm  'dolose  den  SoUuld^ehein  vorentiiälte,  und  den  daraas 
entstandenen  Schaden  *  specialisieren.  Es  ist 'kein  Zweifel 
darüber  mögKch,  da-ss  der  (Grundsatz,  jede  Partei  müsse  ihre 
Behauptung»  bcfweieen,  hiebel  zur  Anwendung  kommt,  dieser 
beruht  auf  römieehem  Becbtei.  Derselbe  Fall  aber  zevgt  noch 
gleichzeitige'  Anwendung*  germanischer  Becfatsgrandsätze. 
Denn  der  Kläger  hatte  wegen  dolus  des  Beklagten  auf  Be- 
strafui^g  desselben  angetragen^  und  ron  dieiter  Anschuldigung 
soB  naok  dem  Blrkennttttsg^  der  Schöffen  der  Beklagte  sich 
eidlicfc  reinigen,  ^eine  offenbare  Anwendung  des  ünscbulds- 
eides.  .    . .   :    . 


•      -'.•'•;••  •••§.63.       ■;  '_='"'   •■• 

Klai^eW  um  Erbrechte  lind  Pamillehrechte. 

VbnStreitfilllen,  wetehe  den  Personen-  oder  Familienstand 
betreffen^  werden  sehr  innige  überliefert,  fis  sitwi  nur  einzelhe 
Notizen  über  besondere  Punkte  des  Verfahrens  rorhaüden, 
aüö  Serien  sich  kaum  allgemeinere  Grundsätze  herleiten  lassen; 

Der  Stand  des  Mönchthums  Wird  selbsiebent  bewiesen.- 
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Dids  tritt  ancii  nach  dem  berliner  Stadtbncfae  ein,  wenn 
J^nand  .seinen  Mönchstand  ableugnen  will.  Ehr  boU  nicht 
znin  Smtiwdiingseide  gelangen,  sondern  der  Klägier  beweist 
das  Mölicfatfaum  des  Beklagten  selbsiebent.^)  ^ 

Eine  häufige  Veranlassung  den  Stand  <  nachzttweisen, 
lag  in  dem  Grundsätze  fast  aller  märkischer  Innungen;  dase 
jeder  in  dieselbe  Au&unehmende  seine  echte  deutsche  Ge- 
burt von  vier  Ahnen  zu  beweisen  habe. 

Einen  umständliehen  Fall  dieser  Beweisführung  durch 
Zeugenvernehmung  enthalten  die  Acteb  des  bran^enburger 
SchöflFenstuhles  Bd.  I.  Bl.  6  und  7.  —  Im  Jahre  1605  klagte 
Peter  ätenberk  auf  Aufnahme  in  die  EnocheitbanergiMe  zu 
Gransee.    Er  stützte  sich  fifr  seine  echte  deutsche'  Geburt 
auf  das  Protokoll  des  Ratbes  von  Neu-Ruppin,  der  die  be- 
treffenden Zeugen  vernommen  hatte.  Das  Schriftstück  lautet: 
Wy  Borgermeyster  unnde  Ratmanne  der  Stadt  Nyen  Rup- 
pyn  bekennen  apenbar  vor  alszweme,  de  dussen  uinsen 
apen  bryff  sehen  edder  hören  lesea,  besundern  vor  jw  er- 
«^men   guldemeieterenn  und   gemeynen  gildebrodern  der 
:  knakenhowergHde  in  der  Stadt  Gransoye,  dath  vor  uns 
am  sittende  stole  des  rades  synth  ge^esett  de  lovenwer^ 
digea  Te^es  Reynicke  tho  Gransoye  unde  Hans  Tziker 
to  Dolige  wanafftich  und  hebben  met  upgeholden  vingeren 
stavedes  eydes  to  den  hilligen  geswarenn  opinbar  uthge- 
secht  undoN  nuchafftich  getugett,    dath  Peter   Stenberch, 
toger  d^3ses  brives,  is  von  vader  unde  van  moder.unde 
van  allen  synen  vier  anhen  echte  unde  rechte  gebaren  van 
guden  dudeschen  umbeschulden  framen  luden,  uude  nicht 
van  wendescher  geborth.^  Wu  weten  ok  ander&inicht,  wen 
dath  he  sik  batt  (bis!?)  noch  her  tuchtich.  unde  erlik  jge- 
holden  heffth.     So  dath  he  gilde  unde  werck  wol  werdich 

604)  Cf.  Fiäiom,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  171:  Diät  ächtende 
to^h'is^  begift  sich  evn  man  der  werlt,  di  tu  synen  jaren  gökomen  ys, 
und  dut  he  monkes  kleider  an  und  schert  sich  darna,  alse  da  he  des 
vor  gerichte  nicht,  wolde  he  des  darna  vorsaken,  nian  mach  id  up  em 
getugen  ane  gerichte,  di  man  selfsovende  jenes  genoten,  di  sich  dar  be- 
ffeven  het,  di  an  desseme  levende  gesyn  hehben,  oder  tnet  den  bmderen, 
dar  he  sich  begeven  hadde;  he  heboe  horsam  dan  oder  he  en-  hebbe, 
he  het  doch  den  herschiid  neddergelecht« 
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is  to  besittende  unvorhinderth ,   wur  he  kmnmeth.     Hir 

umina   bidden   wy   gy   dem   vor^anth  Peter   Stenbergk 

gunst  unde  kuntschapp  bowisen  in  fordorange  iwer  broder. 

schapp  nnde  gilde,  der  he,  so  wy  von  ofam  boriehtett  syn, 

mit  flite  is  begerende. 

Im  Falle  eines  Streites  über  echte  Geburt  soll  nach  den 

magdebui^«  stendaler  Sohöffensprüchen  der  Beklagte  znerst. 

seine  Echtheit  selbsiebent  beschwören  dürfen.     Trägt  der 

Beklagte  vauf  diesen  Eid  nicht  an,  so  soll  der  Kläger  ihn 

selbsiebent  überfahren  bevor  der  Beklagte  als  anecht  ver* 

artheüt  werden  darf.*^*) 

Dio  Anspräche  aus  familienrechtliehen  Yertrl^en  schei* 
nen  keinen  anderen  Proceasgrondsätzen  gefolgt  zu  sein  als 
die  gewöhnlichen  obligatorischen  Klagen.  Wenigstens  ist 
in  einer  Klage  aus  einer  Ehestiftong,  wovon  oben  g.  62  bei 
Note  602  geredet  worden  ist,  der  Antrag  auf  Ja  oder  Nein 
4tes  Beklagten  gestdlt,  was  bekanntlich  bei  jedem  anderen 
obligatorischßn  Ansprüche  auch  zulässig  war. 

Von  Sachen,  die  das  Erbrecht  betreffen,  ist  nur  zu  be- 
merken, dass  Erbschichtungen  gerichtlich  geschlossen  werden 
sollen  und  Erkenntnisse  der  Sehöffen  in  Erbschaftssachen 
durch  keinen  Bechtszug  angefochten  werden  können.  So 
ist  es  in  einesr  Urkunde  von  1466  für  die  Schöffen  zu  Tanger- 
münde vorgeschrieben  worden.**) 

604  a)  Cf.  Magdeb.  stend.  SchöffensprOche  IIL  6  (ungedr.):  Spreke 
wy  vor  eyn  recht,  dat  de,  de  mit  unechte  besproken  wert,  is  negher 
des  untghande,  wenne  man  dat  up  one  bringhen  moghe  an  desser  wyse : 
he  scal  dat  sveren  mit  ses  bederven  mannen  ores  rechtes  nnvorseghet 
up  den  heylighen,  also  dat  he  silve  sevede  sy,  alse  recht  is,  dat  he  von 
nUe  seoen  «elderon  wante  her  von  echte  si  gheboren.  Is  arer,  dat  he 
deme,  de  unecht  up  en  ghesproken  heft,  dat  over  gift,  dat  bewysen 
scole,  dat  he  unecht  sv,  sp  scal  de  silve  man  ok  dat  bewysen  mit  ses 
vtomea  mannen,  also  dat  he  silve  sevede  sy  up  den  heyiighen,  alse  recht 
is»  dat  iene  van  unechte  si  gheboren  von  sinen  elderen.  Mach  he  aver 
des  nicht  volkomen,  alse  recht  is,  nach  der  vorebescrevener  wyse,  so  schal 
he  deme  manne,  up  den  he  unecht  ghesproken  heft,  gheven  eyne  bäte, 
dat  sin  drittich  scillinghe  unde  deme  richtere  sin  ghewedde. 

605)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVI.  a  95,  No.  118  (1466):  Also  dat 

die  Scheppen  in  unser  stat  Tangermünde  obgnanth ^  . . . . 

umme  eitschichtunge  und  deilunge  erfguder :  .«..«... 

vor  recht  darover  aeylen  unnd  sprecken  soholen  na  beschrevenen  rech- 
ten und  wes  sy  vorhen  von  erves  wegen  gesproken  und  gerioht  hebben, . 
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Oft  geschah  cs^  dass  eine  ErbscJiaft  einem  Bürger  einer 
auarärtigen  Stadt  zufiel  Die  Auahltodigang  der  Erbachaft 
wurde  in  diesem  Falle  Gegenstand  einer  besonderen  Cor- 
respondenz  des  Bathes  der  beiden  betreffenden  Städte.  Die 
Erbeslegitimation  wurde  dabei  durch  eidliche  Vernehmung 
von  Zeugen  festgestellt  und  darauf  hin  von  dem  Rathe  der 
Stadt,  der  der  Erbe  angehörte,  bei  dem  Bathe  der  Stadt, 
wo  die  Erbschaft  war,  der  Antrag  auf  Herausgabe  der  Erb- 
schaft gestellt.  Der  berufene  Erbe  selbst  überbrachte  den  Brief 
und  erhob  eventuell  dann  die  Erbschaft.^®)  Jßne  eidliche  Be- 
weisung  der  Erbeslegitimation  scheint,  wenigsteqs  w^nn  aus- 

dat  $(fil  4(it  unweikrrupUken  In^  bUvßn.  Gebieten  darap  ersstliken  aileoi 
dy  to  Tangermunde  erve  nemen  oder  geven,  sy  sint,  wersy  sint,  dat 
gy  hü*  weder  nicht  entdhtm  und  efft  dat  ymant  överfure  und  nir  wedder 
dede  mit  worden  ader  wercken,  dy  «i^all  in  ^nse.swere  Siaraffinge  und 
ungenade^  gefallen  sin. 

606)  "Cf.  Biedel,  4^,  D.  Br.  I.  XT.  S.  376,  No.  623  (4481).  Der  Rath 
vpp  Lübeck  bittet  um  Herausgabe  einer  Eroschaft  bei  dem  Bathe  zm 
Stendal.  Juw  ersamen  wysen  Mannen,  Heren.  Borgermesteren  unde 
Radmanne  to  Stendal  unsem  besundern  guden  irunden,  don  wy  Borger- 
meitere  und^  Radmanne .  der  stad  Lubeke  na  unsem  frantliken  Grute 
mit  vermögen  alles  guden  witlik  openbare  betugende  in  und  mit  dessem 
breve,  4at  vor  uns,  dar  wy  na  wontliker  wyse  to  rade  seien,  irschenen 
ys  unse  leve  medebopi^r  Hans  «GodOorbedrache  mit  sik  bringende  sine 
eliken  husfrowen  Karstinen  unnd  uns  toirkennende  geven,  wo  ere  bro- 
der Hinrick  Krusen  seliger  dechtenisse,  wandages  juwe  borger,  in  gode 
Tor^tOiTven  £ü,  de  denne  etlike.  gudere  nagelaten  heft,  de  an  de  erscrer' 
ven  Earstinen  ok  erfliken  vorvall^n  zin  scholen,  unde  dat  wäre  to  mä- 
hende sint  vor  uns  irschenen  de  beschedenen  Hinrik  Berleken  und  Hin- 
rik  Berleken  bin  elike  zone,  Borgere  tome  Schonemberge  und  hebbfn 
vermiddelst  eren  uthffestreckeden  armen  unnd  upgerichteden  lyfliken 
vingeren  rechter  staveder  ede  to  gode  unnd  den  Hilligen  swerende  luget 
unn4  waregemaket,  »o  se  dar  to^alse  rechte  was,  geesschet. worden,  dat 
de  ergenomde  Hinrik  Krusen  und  Karstine  weren  unnd  zyn  vulle  bro- 
dere  und  sustere  van  vadere  unnd  modere  echte  unnd  rechte  na  orde- 
lünge  der  hilligen  kerken  getelet  unnd  geboren,  nemliken  von  Mathiasze 
Krusen  ereme  Vadere,  unnd  Greteken  dessulven  Mathiaszes  eliken  hus- 
frowen erer  moder,  beide  in  gode  vorstorven,  wandages  binnen  deme 
Sohonemberge  wonnaftich,  erliken  umberuchteden  vromen  luden,  alzo 
beschedeliken,  dat  de  erbenpmede  Karstine  de  negeste  erve  zy  und  is 
to  des  genanten  öeligen  Hinrikes  Krusen  nalatenen  gii deren  nemand 
neger  noch  mit  ere  gelike  na.  Unde  went  dessulve  ergenomede  Kaiv 
Btine,  tegersche  desses  unses  breves,  darumme  by  juwe  ersamheide  kö- 
rnende wert,  so  bidden  und  begeren  wy  deger  fruntliken  gy  ere  gunstigen 
forderlik,  unnd  behulpen  willen  zin,  so  dat  ere  sulliker  gudere  halranl 
sunder  lan^e  toeeringe  gutlike  overantwor dinge,  vernoginge  und,  wes 
recht  is,  mit  endhafti^er  forderinge  möge  weddervaren.  Dat  vorschul- 
den wy  in  enemen,  geliken  efte  grotegten  gerne  wedder,  wof^  wy  nu>gen. 
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wärtige  Erben  bernfcn  werden^  stattzHfindet),  ohne  dasB  über 
die  Zugehöri^eit  der  Erbschaft  Streit  eBtstanden  ist.  Das 
Erbieten  zn  Gegendiensten  pflegte  bei  solchen  Anträgen  aus^ 
Wärtiger  Städte  nicht  zu  fehlen. 


.§.  84. 
KlageumLehen. 

Bei  der  Klage  um  Lehen  ist  die  eigentliche  Lehenssaehe 
von  dem  Alodialstreite  zu  unterscheiden,  der  sieh  auf  ein 
von  einer  Partei  zu  Lehen  besessenes  Gut  bezieht.  Die 
nseisten  Lebentaesitz  betreffenden  Processe  werden  im  maik- 
gräflichen  Hoi^erichte  entschieden  und  hier  ist.  es  schwer 
zu  bestimmen  y  ob  eine  eigentliche  Lehensacbe  vorgelegen 
hat?  Der  Umstand,  dass  JiättSg  Streitigkeiten  um  JUehens- 
besitz  von  ritterlichen  Persoinen  mit  geistlichen  Stiftern'  im 
Hofgerichte  zur  Verhandlung  kommen,  deutet  mit  grosser 
Wahrscheinlichkeit  darauf,  darSS  man  ohne  Unterschied  eigent- 
liche und  uneigentliche  Lehenssachen  der  Competenz,  jenes 
Gerichtes  .unterwarf.  Denn  die  geistlichen  Stifter,  Kloster, 
Bisthümer  giengen  niemals  von  einer  weltlichen  Person  zu 
Lehen,  sondern  sprachen  ihren  Grundbesitz  namentlich  auch- 
in  der  Mark  Brandenburg  als  Alode  an.  So  wird  man.  es 
also  nur  als  eine  uneigentliche  Lehenssache  ansehen  kdnnen, 
wenn  zwischen  dem  Abte  von  Lehnin  und  dem  Herrn  von 
der  Grüben  vor  dem  Hofrichter  Johann  von  B«ch  ein  Streit 
entschieden  worden  ist  (vergl.  oben  g.  49  bei  Note  471). 
Ebensowenig  ist  es  ein  Lehenprocess,  wenn  der  Erzbischof 
von  Magdeburg  gegen  Herzog  Magnus  von  Braunschweig 
das  Schloss  Bideburg  als  heimgefallenes  Lehen  einklagt, 
dieser  aber  sich  auf  einen  anderen  Lehensherren  als  seinen  > 
G^weren  zieht.^0 

Eigentliche  Lehensprocesse,  um  die  es  sich  hier  ajleifl. 
handelt,  werden  nur  wenige  in  märkischen  Quellen  beriohtetw 

607)  Vergl.  Gercken,  C.  D.  Br.  IV.  S.  479,  No.  247  »d  8  (1347). 
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Zuweilen  kommen  Streitigkeiten  vor,  in  denen  die  Rechte 
des  Vasallen  am  Lehengate,  die  Pflichten  desselben  gegen- 
über seinen  Lehensherren  ausführlich  zur  Sprache  kommen, 
die  aber  dennoch  als  Alodialsachen  anzusehen  sind.  Im 
Jahre  1334  klagte  der  Markgraf  Ludwig  von  Brandenburg 
gegen  Johann  von  Werle,  weil  er  sowol  das  Schlos«  Meien- 
burg  wie  das  Sohloss  Freienstein  zu  Pfand  genommen  habe 
ohne  des  Lehensherrn,  d.  i.  des  Klägers  Einwilligung.  Da 
der  Beklagte  Johann  von  Werle  einwendet,  dass  er  von  der 
Besatzung  der  genannten  Burgen  und  überhai^t  von  den 
Mannen  des  Klägers  mancherlei  Gewaltthat  und  Schaden  er- 
fahren und  wegen  desselben  vergebens  vor  Städten,  Mannen 
und  Vögten  geklagt,  mithin  für  seinen  Anspruch  jene  Schlösser 
zu  Pfand  an  sich  genommen  habe,  so  zeigt  sich,  dass  ein 
Lehensnexus  zwischen  den  klagenden  Parteien  gar  nicht  be- 
steht, dass  der  Pfandinhaber  Johann  von  Werle  nicht  ein- 
mal ex  titulo  pignoris  als  Lehensmann  des  Markgrafen  Lud- 
wig anzusehen  ist  und  somit  nur  eine  uneigentliche  Lehens- 
sache vorliegt.®^^) 

Als  eigentliche  Lehenssachen  werden  dagegen  folgende 
Streitigkeiten  zu  betrachten  sein.  Zunächst  ein  Process  we- 
gen Quasifelonie  vom  Jahre  1405.  Die  Stadt  Prenzlau 
klagte  gegen  Ludecke  Cratz  wegen  eines  Eaubes,  den  der 
Beklagte  an  der  klagenden  Stadt  vollführt  hatte.  Der  Richter- 
spruch des  ukermärkischen  Mannenrichters  Thitze  von  Oloyen 
lautete  auf  100  Mark  Silber  zu  Gunsten  der  Klägerin  und 
diese  beantragte  Pfändung  am  Gute  des  Beklagten,  welchem 
Antrage  stattgegeben  wird.^®^)    In  der  Urkunde  selbst  wird 

608)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  H.  S.  276,  No.  15  (1334). 

609)  Cf.  Miedel,  C.  D.  Br.  I,  XXI.  S.  239,  240,  No.  193  (1405):  Ick 
Tbitze  van  Gloyen,  Mannrichter  in  dem  Uckerlande  van  des  dorchlüch- 
tigen  Forsten  wegen  Herrn  Jostes  Marggraven  to  Brandenborg  und 
Hern  to  Merben  bekennen  und  betügbe  apenbar  in  deszem  Brive  vor 
allen  dengbenen,  dar  hi  Yorkompt,  dat  vor  mins  Hern  gericbte  und 
vor  mi  sint  gewesen  di  ersamen  wisen  lüde  Ratbmann  der  stad  Prems- 
law  van  der  ganzen  Stadt  wegen  und  bebben  met  allen  recbten  ordellen 
utgeklaget  und  vor  folget  uppe  Ludecke  Cratz  und  uppe  sin  gut,  wor 
bi  dat  beft  in  uuns  Hern  des  Marff^raven  lande  und  uppe  dat  gut,  dat 
om  angestorwen  is,  van  sinem  Yeddem  Bertram  Cratze,  wor  dat  is  in 
mins  Hern  lande,  hundert  mark  brandeborgescbes  sulvens  dorcb  d^s 
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hervorgehoben,  dass  der  beklagte  Ludeke  Cratz  mit  der 
Stadt  Prenzlau  in  dem  Lehenverbande  desselben  Herrn  stehe, 
also  gerade  der  Gesichtspunkt  der  Quasifelonie  wird  hervor- 
gekehrt. Das  Urtheil  des  Mannengerichts  lautet  zwar  selbst 
nicht  auf  Ausstossung  des  Ludeke  Cratz  aus  dem  Yasallen- 
verbande,  aber  die  Urkunde  enthält  auch  nicht  eigentlich 
die  Sentenz  selbst,  sondern  ist  nur  ein  Executionsmandat 
für  den  in  Höhe  von  100  Mark  Silber  validierenden  Scha- 
densbetrag der  klagenden  Partei.  Ob  in  dem  Urtheile  selbst 
etwa  der  Verlust  der  Lehen  des  Beklagten  ausgesprochen 
worden  ist,  muss  dahin  gestellt  bleiben.  Ssp.  I.  40  schreibt 
allerdings  den  Verlust  des  Lehens  vor  für  denjenigen,  der 
überhaupt  „trüwelos  beredet"  wird,  also  wol  auch  wegen 
einer  Untreue  gegen  einen  anderen  als  den  Lehensherm 
selbst.  Aber  sofern  es  sich  um  Entziehung  des  Lehengutes 
handelte,  musste  der  Lehensherr  selbst  klagend  auftreten, 
was  in  der  vorliegenden  Urkunde  nicht  geschehen  ist.  Es 
ist  aber  bemerkenswerth,  dass  auch  der  durch  die  Quasi- 
felonie entstandene  Schadensanspruch  im  Lehensgerichte  ver- 
handelt worden  ist.  Als  Lehenssache  wird  man  nach  meinem 
Dafürhalten  die  Sache  ansehen  müssen,  denn  der  Zusatz  der 
Urkunde,  dass  beide  Parteien  eines  Herrn  Mannen  seien, 
scheint  nur  in  der  Absicht  gemacht  zu  sein,  um  die  Com- 
petenz  des  Mannengerichtes  zu  rechtfertigen.  Eine  Klage 
der  Stadt  Prenzlau  gegen  Ludecke  Cratz  wäre  ja  auch  ohne 
Rücksicht  auf  einen  bestehenden  Lehensnexus  zu  demselben 
Herrn  zulässig  gewesen  aus  dem  Gresichtspunkte  des  Land- 
friedensbruches. Wenn  aber  der  Mannrichter  im  Ukerlande 
dem  Gerichte  vorsitzt,  wenn  als  Beisitzer  die  markgräflichen 
Mannen:  Otto  von  Holtzendorff,  Asmusz  von  Stegellitz,  Curt 

willen,  dat  di  sulve  Ludecke  Cratze  di  van  Prem$lav  gerowet  heft,  ats^ 
8%  enes  Hern  man  sint  und  mögen  dat  gut  panden  und  met  mines  Hern 
knechte  und  met  ören  börgeren  also  vaien,  alse  em  des  not  is,  unde 
mögen  sik  des  gutes  nnderwinden  und  geniten,  war  si  konen  und  mügen, 
also  lange,  wente  dat  si  di  hundert  mark  sülvers  und  wat  em  or  recht 
kostet,  gentzliken  und  alle  von  penninghe  al  upgeboret  hebben  von 
jaren  tu  jaren,  von  thide  tu  thiden,  alse  si  des  gudes  geniten  konen 
und  mögen  dat  sulve  gut  panden  und  des  geniten,  wenne  und  wor  si 
koiien,  Bunder  allen  Birke  (sie!)  und  sint  die  ersten  cleger. 
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Dttuker,  JSdxtmann  Winterfeldt,  Eghart  von  Sidow,  Diderik 
von  Holtzendorflf,  und  mehrere  andere  erwähnt  werden,  so 
hat  das  Hofgericht  gerade  als  Lehenshof  geurtheilt  und  will 
mit  der  Hinweisung  auf  jene  unter  den  Parteien  bestehen- 
den Leheosgenossenschafk  seine  Eigenschaft  als  Lehengericht 
hervorheben. 

Ein  eigentlicher,  obwol  der  Mark  Brandenburg  speciell 
nicht  angehöriger  Lehensfall  wird  in  einer  Urkunde  vOm 
Jahre  1425  bezeugt.*^^)  Der  Markgraf  Friedrich  von  Bran- 
denburg hatte  einen  Anspruch  auf  ein  heimgefallenes  Lehen 
Wolfgerstorf  gegen  den  Besitzer  dieses  Schlosses  Jorigen 
von  Starchemberg.  Da  er  in  dem  entstehenden  Lehenprocesse 
d^  Vorsitz  nicht  selber  fuhren  konnte,   so  substituierte  er 

610)  Cf.  Etedd,  C.  D.  Br.  H.  m.  S.  460,  No.  1649  (1425):  Ich 
Hanns  von  Eberstorff  der  Elter,  obrister  Eammrer  in  Oesterreich,  em- 
beut  dem  edeln  Herren  Herren  Jörigen  von  Starchemberg  mein  dienst. 
Ich  lass  ew  wissen,  daz  mich  der  edel  herre,  mein  besunder  lieber 
frewndt,  Her  Leupolt  von  Ekchartzaw  dieczeit  des  hochgeborn  Fürsten 
Herezog  Albrechts,  Herczogen  zu  Osterreich  und  Marggrafen  zu  Me- 
richera  etc.  meins  gnedigen  lieben  herren  Hofmaister,  an  stat  des  hoch- 
geborn Fürsten  Hern  Fridnch  Margn*afen  zu  Brandenburg,  des  heiligen 
römischen  Reichs,  Ertzkamrer  und  Burggrafe  zu  Nürenberg,  auch  mein 
genediger  lieber  Herr,  zu  Bichter  hat  gesaczt  nach  innhaltang  des  ge- 
gewaltbriefs,  den  ich  darumb  han,  zu  richten  über  die  vesten  Wolfgers- 
torf mit  aller  zugehörung  seiner  Lehenschaft,  die  demselben  meinem 
lieben  genedigen  Herren  von  weilent  dem  edeln  Herren  Hern  Jörigen 
von  Dachsperg  seliger  gedechtnuss  vermont  und  auch  mit  seinem  ab- 
gang  ledig  worden  wer,  und  die  Ir  yecz  inn  habet.  Also  cham  an 
hewtJgem  tag,  da  ich  zu  gericht  sas,  für  mich  und  des  egenanten  meins 
genedigen  Herren  etc.  Lehensmann,  die  daczemal  bej  mir  sassen,  der 
vorgenant  Her  Leupolt  von  Eckchartzaw  und  klagt  mit  seim  redaer,  das 
dieselbig  vest  Woligerstorf  mit  aller  zugehoruog  als  die  Her  Jörig  von 
Dachsperg  seliger  besessen  und  hinder  im  gelassen  hat,  dem  obgnanten 
meinem  gnedigen  Herren  etc.  rechtleich  zugehör,  nachdem  und  Im  die- 
selb  vest  Wolfgerstorf  mit  aller  zugehörung  vermont  und  mit  abgang 
des  obgeaanten  von  Dachsperg  seligen  ledig  worden  ist  und  bat  darumb 

gerichts.  Da  fragt  ich  die  vorgenanten  Lehensmann  des  rechten,  die 
abent  erkant  zu  dem  rechten,  das  ich  ew  umb  die  egemelten  vesten 
Wolfgerstorf  mit  aller  zugehörung  von  hewt  über  secliS  wochen  laden 
sulle  und  dem  egenanten  von  Eckchartzaw  des  ainen  zeugbrief  geben 
und  geschech  darnach,  was  recht  sey.  Also  lad  ich  ew  mit  dem  orief, 
daz  ir  von  hewt  über  sechs  wochen  für  mich  komet  und  ew  gen  dem 
übgenanten  von  Ekchartzaw  darumb  verantwurtet,  so  wil  ich  ew  dann 
zu  baiderseitt  meins  egenanten  gnedigen  Herren  etc.  Lehensmann  von 
der  Sach  wegen  nidersetzen  und  gegen  einander  verhörnn  und  ewr 
yedwederm  tail  nach  erkantnuss  der  Lehensmann  widervarn  lassen,  waz 
lehens  unnd  lanndes  recht  ist  und  ist  daz  seine  erste  klag. 
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sieb  Hans  von  Eberstorff,  obersten  Kämmerer  in  Oesteireieh, 
während  ein  gewisser  Leu{K)ld  von  Ekbartzaw  als  Yotspre« 
eher  für  den  klagenden  Aburkgrafeo  auftritt  Die  uns.  über- 
lieferte Urkunde  enthält  nun  eine  Ladung  des  substituierten 
Vorsitzers  im  Lehengericht,  Hans  von  Eberstorf  an  deti 
Beklagten  Jörigen  von  Starchemberg.  Besondere  Abwei- 
chungen von  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  des  Leh^pro- 
cesses  sind  nicht  zu  bemerken.  Dass  der  Lehensherr,  wenn 
er  als  Partei  im  Lehengerichte  .aufzutreten  hat,  d^n  Vor- 
sitzer  für  das  Letztere  ernennt,  ist  dem  Schwsp.  Lehnr.  art. 
119  b*  (ed.  Lassberg)  und  115  c.  (ibid)  gemäss.  Es  handelt 
sidi  in  der  Urkunde  nicht  um  ein  sächsisches  Lehen  und.es 
kommt  daher  für  die  Beurtheilung  derselben  nichts  darauf 
an,  dass  nach  Ssp.  Lehenr.  65  g«  10,  Richtst.  Lehenr.  cap. 
10  g.  1,  Weyse  des  Lehenrechts  bei  Homeyer,  des  Ssps. 
zweiter  Theil  Bd.  L  S.  547  der  Lehensherr  als  Partei  zwar 
einen  Vorsprechen  für  seine  Ansprüche  ernennen  muss,  aber 
selbst  den  Vorsitz  des  Lehengerichtes  führen  darf. 

Dennoch  scheint  der  Grundsatz,  dass  der  Lehensherr 
als  Partei  den  Vorsitz  des  Mannengerichtes  selbst  haben 
dürfe,  kein  uneingeschränkter  gewesen  zu  sein.  Es  muss 
ihm  wenigstens  zugestanden  haben  statt  seiner  einen  Stell- 
vertreter im  Vorsitze  zu  ernennen.  Märkische  Urkunden 
legen -Zeugniss  davon  ab. 

Ueber  den  Process  gegen  Werner  von  Holtzöndorff 
wegen  Felonie  im  Jahre  1414  existieren  zwei  Urkunden. 
Da  dieselben  wegen  ihrer  räumlichen  Ausdehnung  nicht 
wörtlich  wiedergegeben  werden  können,  so  genüge  die  nach- 
folgende Inhaltsangabe.®") 

Hans  von  Torgow,  Herr  zu  Zossen,  bekennt  von  dem 

Verweser  der  Mark,  Burggrafen  Friedrich  zu  Nürnberg,  zum 

Richter  im  Lehengerichte  ernannt  zu  sein. 

Ich   Hans   von  Torgow   hcre    zu   Czossen   bekenne   mit 

diessen  briefe,  als  der  hochgeborne  fürste  und  Here  here 

Pridrich  Burggrave  zu  Nürenberg  Vorweser  der  Marcke 

611)  Cf.  von  Baimer,  C.  D.  Br.  L  S.  80fl.,  No.  43,  44  (1414). 
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ZU  Brandenburg  mich  zu  einen  richter  zurichtende 
in  lehenrechten  an  dissom  hevtigen  tage  gesatzt 
bad,  als  ümb  solche  clagen,  die  er  getan  had  zu 
Wernheif  von  Holtzendor-ff. 
Der  Grund  der  Ernennung  ist^  dass  der  Yerweser  der  Mark 
selbst  als  Kläger  gisgeni  Werner  yon  Holtzendorflf  auftritt: 
Hans  von  Torgow  hält  ein  ordentliches  Lehending  ab  und  in 
demselben  erscheint  der  Burggraf  Friedrich  pers<>nlich.    Ganz 
unzweifelhaft  ist  es  freilich  nicht,   ob  der  klagende  Burg- 
graf persönlich   ohne  ätellvertretenden  Vorsprechen  aufge- 
treten ist.    Denn  bei  der  ersten  Rechtsfrage  des  Klägers 
heisstes: 
daruff  had  mein  herre  Torgenanter  lassen  frage n,  ob 
Wernher  von  Holtzendorff  uflf  diesen   hütigen  Tag  ge- 
laden   und   gefordert    sei    meinen    Heren     deme    Burg- 
graven,  zu  sinen  schulden  zu  antworten  zu  lehenrechte, ' 
als  recht  iist. 
Obwol  es  aber  nach  dem  Ausdrucke:  mein  Herr  hat  lassen 
freien,  scheint,  dkas  der  Btirggraf  von  einem  Vorsprechen  ver- 
treten worden  sei,  so  wird  bei  jeder  nachfolgenden  Frage 
um  ein  ürtheil,  der  Burggraf  als  selbst  redend  aufgeflthrt. 
Die  Wendungen,  welche  vorkommen,  sind: 
.  doruff  satzte  meyn  Here  sine  clage  und  schulde  also 

u.  s.  w. 
Nach  dem  Aufrufe  des  Beklagten  heisst  es: 
do  warde  meinem  herren    vorbas   gefunden  uff  sein 
schulde. 
Die  Klage   über   den  zweiten  Beschwerdepunkt  des  Burg- 
grafen wird  diesem  persönlich  zuerkannt: 
darnach  warde  mein  here  mit  urteil  und  mit  rechte  sein 
andre  zuspräche  zu  thun,  der  vorlute. 
Endlich  bei  Ansetzung  eines  zweiten  Termines  heisst  es: 
doruff  fragte  mein  Here,  uff  welche  zit  und  tag  mein 
here  der  hulfrede  warten  sulde. 
um  die  vorerwähnte  Ausdrucksweise,  dass  der  Burggraf  habe 
lassen  fragen,  zu.  erklären,  ist  vielleicht  anzunehmen,  dass 
die  Frage  als  eine  vorläufige,  die  Formalien  des  Processes 

XCHHg,  GKSIOHTS-VBRFASSUMO.    n.  26 
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anlangende  in  der  That  nicht  vom  Burggrafen  selbst  ge- 
steUt  ist.«") 

Die  Klage  des  Burggrafen  selbst  betriff!;  das  Verhalten 
Werners  von  Holtzendorff  in  der  Fehde  gegen  die  Quitzoir^s. 
Er  habe  nämlich  Dietrich  von  Quitzoir,  der  des  Landes 
Feind  gewesen  sei^  auf  der  Flucht  in  die  Stadt  Bötzow  ein- 
gelassen und  ihn  durch  die  Strassen  passieren  lassen.  Auf 
der  neuen  Mühle  habe  er  ihn  aufgenommen  und  ihn  dort 
und  auf  den  dabei  gelegenen  Döürlern,  nämlich  zu  Schrops- 
dorf  gespeist  und  gehegt.  Diese  Handlung  habe  Werner 
von  Holtzendorff  auf  dem  Landtage  (vor  meinem  Hereu; 
Mannen  und  steten)  eingeräumt,  überdies  aber  habe  er  sich 
an  Dienern  und  Boten'  des  Burggrafen  vergriffien  und  sie 
nach  schmählicher  Behandlmig  gefangen  gehalten.  Da  er 
dies  Alles  als  Vasall  des  Burggrafen  gethan  habe,  so  fragt 
der  Eiliger,  ob  hierin  ein  Treubruch  zu  erblicken  sei?  Das 
Gericht  bescbliesst  den  Beklagten  dreimal  an  drei  verschie- 
denen Stdlen  aufzurufen  und  als  derselbe  nicht  erscheint, 
wird  dem  Antrage  des  Klägers  gemäss  erkannt,  aber  mit 
Vorbi^alt  der  etwa  dem  Beklagten  zustehenden  Hüfreden 
(Bxoeptionen). 

Die  andere  Klage  des  Burggrafen  betrifft  die  gewalt- 
same Eiafiolyme  der  Schlöeser  Bötzow,  Neue  Mühle  und  an- 
derer Güter,   die  dem  Burggrafen  als  Lehen  heimgefallen 
seien.     Der  Kläger  bittet   um  Herausgabe   der   genannten 
Schlösser  und  Herrschaften.    Das  Urteil  fällt  zu  Gunsten 
dieses  Antrages    aus   und   auf  die  Frage,   binnen  welcher 
Frist  der*fieklagte  seine  Einwendungen  vorzubringen  habe, 
wird  die  Antwort  ertheilt: 
virtzen  tage  und  sechs  tage,  uszgenomen  verbunden  tag, 
so  mochte  man  das  verlengern,  doruff  duroh  zukomen  hei- 
liger zyt  der  verbunden  tag  und  das  nicht  irnuszes  und 
infelle    darynne   geschee   und  das  das  recht  sinen  gank 
gehaben  mochte. 
Die  Ladung  zu  diesem  Termine  soll  geschehen: 

612)  Im  sächsischen  Lehenrechte  cap.  65  §.  3  ff.  thut  der  VorBitzende 
jene  Fragen  selbst. 
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mit   meinen  (des  Richters)  Briefe   und  zweyen  orbaren 
meynes  heren  mannen. 
Auf  besonders   gefundenes  Urtheil   wird  dem  Richter  das. 
Recht: gegeben  einen  neuen  Termin  anzusetzen,  und  er  ordnet 
den  Termin  an  auf  Freitag  nach  des  heiligen  Leichnamstage. 
Der  Kläger  fragt  hierauf,  ob  er  den  Ort  des  GrerichteS' 
für  den  zweiten  Termin  anders  wohin  verlegen  dürfe,  sofern 
er   Geschäfte  halber  den  Rechtstag  in  Berlin  nicht  wahr* 
nehmen  könnte.    Es  wird  gefunden,  er  möge  es  wol  thun. 
Ebenso  wird  dem  Burggrafen  das  Recht  ertheilt,  di^ss  er 
im  Falle   der  Verhinderung  des  Hans  von  Torgow  einen 
anderen  zum  Vorsitzenden  des  Lehengeriehtes  bestellen  dürfö. 
Zum  Schlüsse  fragt  der  Kläger,  ob  er  den  ersten  Ter- 
min gehörig  beendet  und  abgewartet  habe,  da  er 
sein  recht  und  zuspreche  zu  lehenrechte  by  uffsteigender 
Sunne   angehaben   und   das   zu  nydersteygenden  Sunnen 
lange  nach  mittage  gewart  hatte,  ob  er  des  täges  dem 
rechte  icht  genugk  getan  hette  zu  lehenrechte,  da  warde 
meinen  heren  geteilt,  er  hette  genugk  getan,  daruff  fragete* 
ich  richter  egenanter,  ob  ich  das  gerichte  zu  lehenrechte 
icht  uffgeben  sölde,  do  warde  mir  geteilt,  ich  solde  es 
uflfgeben. 
Das  Verfahren  entspricht  im  Ganzen  den  Grundsätzen  de» 
sächsischen  Lehenrechtes.    Ob  der  in  der  Urkunde  verhan- 
delte Termin  der  erste  im  Processe  ist,  scheint  zweifelhaft. 
Es  wird  erwähnt,  dass  der  Richter  Hans  von  Torgow  einen 
Termin  angesetzt  habe   auf  die  Klage,    die  der  Burggraf 
Friedrich  gethan,  —  es  scheint  also  ein  Termin  für  die  Er- 
hebung jener  Klage   bereits   stattgeAmden*  zu  haben.     Es 
wird  der  Ladung  des  Beklagten  gedacht  und  dass  sie  ge- 
schehen sei  von  den  Mannen  Hans  von  Uchtenhagen,  Hans 
Barfus  und  Sigismund  Knoblauch  bekannt.  Dennoch  ist  nicht 
anzunehmen,   dass  die  in  Rede  stehende  Urkunde  sich  auf 
einen  zweiten  Termin  im  Lehenprocesse  gegen  Werner  von 
Holtzendorff  beziehen.    Denn  es  ist  eine  ziemlich  feste  Sitte 
im  deutschen  Verfahren,  dass  in  jedem  folgenden  Termine 
eines  Processes  auf  das,  was  in  den  früheren  Terminen  ge- 
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schehen  ist,  hingewiesen  wird.  In  dem  Termine,  welcher 
in  eben  diesem  Processe  dem  eben  erörterten  Termine  nach- 
folgte, wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  der  Burggraf 
vormals  zu  dem  Berlin  mit  lehenrechte  gein  in  (den  Be- 
klagten) verclaget  und  verlangt  hette.®^^) 
Wenn  also  in  der  gegenwärtigen  Urkunde  eine  directe  Hin- 
weisung auf  einen  früheren  Termin  nicht  vorhanden  ist,  so 
darf  geschlossen  werden,  dass  ein  solcher  überhaupt  nicht  vor- 
hergegangen ist,  mithin  die  Urkunde  selbst  den  ersten  Ter- 
min betrifEt. 

Die  Ladung  wird  von  drei  Boten  Hans  von  Uchtenhagen, 
^ans  Barfus  und  Sigismund  Knoblauch  vollzogen.  Nach 
sächsischem  Rechte  soll  die  Ladung  an  den  Beklagten  durch 
den  Herrn  oder  seinen  Boten  mit  zweien  Mannen  erfolgen.^**) 
Es  ist  nicht  zu  erkennen,  wer  von  den  genannten  drei  Per- 
sonen als  Bote  des  Lehengerichts  fungiert  hat.  In  dem  zwei- 
ten Termine  werden  als  Personen,  die  dem  Beklagten  das 
im  ersten  Termine  ergangene  Urtheil  verkündigten,  genannt 
Raben  Nyenkirchen  und  Werüher  Dermo.  ^^•'^)  Es  scheint 
also  für  die  Personen,  welche  die  Ladung  zu  überbringen  hat- 
ten, keine  ganz  feste  Regel  bestanden  zu  haben,  namentlich 
scheint  es  nicht  wesentlich  gewesen  zu  sein,  dass  der  Bote 
des  Grerichts  die  Ladung  vornahm.  Denn  wenn  man  gerade 
diesen  als  eine  wesentliche  Person  bei  Vollziehung  der  La- 
dung oder  einer  anderen  gerichtlichen  Verkündigung  als 
wesentlich  angesehen  hätte,  so  würde  gewiss  gerade  hier, 
wo  nur  zwei  Mannen  als  Ladende  erscheinen,  die  Erwäh- 
nung des  Boten  selbst  nicht  unterlassen  worden  sein. 

Das  Ausbleiben  des  Beklagten  zieht  die  Verurtheilung 
desselben  in  beiden  Klagen  des  Bur^rafen  nach  sich.    Die 

61S)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  L  S.  81,  No.  44  (1414). 

614)  Cf.  Ssp.  65  §.  9:  N'  is  aver  die  man  dar  to  jegenwerde  nicht,- 
dar  man  ime  degedinget,  die  herre  sal  ime  den  dach  kündegen  oder  sin 
bode,  dar  H  tvene  sine  man  anhören,  ime  selven  oder  in  sinen  hof,  dar 
Bin  utvart  unde  sin  invart  si.    cf.  Bichtst  Lehnr.  7  §.  4. 

615)  Cf.  von  Eaumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  81,  No.  44  (1414):  daz  auch 
myns  herren  Mannen  als  Raben  Kikirch  und  Wernher  Dermo,  die  des 
Boten  getuest  sin,  in  gerichte  und  lehenrechte  bekanten,  das  sie  Wem- 
hern  egenanten  (dem  Beklagten)  das  alles,  als  erteilt  were,  under  der 
gerichtes  Brieff  uszwiese  redlichen  verkündigt  betten. 
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Contumaz  hat  also  im  Lebenprocesse  wie  im  Landge- 
richte ausser  der  Ordnungsstrafe  ^^^)  auch  Sachfälligkeit 
nach  sich  gezogen.®*^)  Das  Ausbleiben  im  ersten  Ter- 
mine kann  aber  Boch  keine  definitive  Sachfälligkeit  uadi 
sich  ziehen.  Der  Beklagte  wird  zu  einem  neuen  Gerichte- 
tage vorgeladen,  um  seine  Hilfreden  vorzubringen.  Ob  diese 
nur  in  der  Angabe  und  Bescheinigung  der  Gründe  für  sein 
Nichterscheinen  im  ersten  Termine  bestehen,  oder  ob  der 
Beklagte  trotz  der  unentschuldigt  bleibenden  Gontuma?  im 
ersten  Termine  mit  seinen  materiellen  Einreden  gehört  wird, 
ist  in  der  Urkunde  nicht  ausgesprochen.  Man  wird  indes^ 
die  Wendung: 
das  Wernher  vorgenanter  die  trewe  an  meinen  Heren 
deme  Burggraven  gebrochen  hette,  er  hette  denne  ,h ulf- 
rede, dy  im  in  dem  rechten  mochte  hulfflich  sin 
zu  lehenrechte 
naturgemäss  so  uneingeschränkt  zn  deuten  habe,  wie  der 
Tei^t  sie. bietet.  Jede  nach  Lehenrecbt  zulässige  ,,Hulfrede" 
wird  dem  Beklagten  verstattet,  man  hat  daher  keinen  Grund 
dies  auf  die  Fälle  der  echten  Noth  einzuschränken  und  jede 
andere  Art  von  Einwendung  aoszuschliessen.  Dürfte  man 
sächsisches  Lehenrecht  unbedingt  als  geltend  annehmen,  so 
würde  vielleicht  das  Gewedde,  in  das  der  au8bleiben<3^  Be- 
klagte fällt,  nur  durch  den  Beweis  einer  Verhinderung  durch 
echte  Noth  ausgeschlossen  werden  können.  Denn  nach  Sap. 
Lehenr.  65  g.  6  ist  gegen  das  geweddo  die  echte  Noth  als 
eineiiger  Bntschuldigungsgrund  zugelassen.  Die  Wirkung  der 
Sachfälligkeit  scheint  indessen ^uch  nach  sächsischem  Rechte 
durch  jede  lehenrechtlich  zulässige  Einwendung  aufgehoben 
zu  sein. 

Die  Frist,  in  der  der  zweite  Teimin  anberaumt  werden 
soll,  ist,  was  den  Grundsatz  anlangt,  dem  sächsischen  Rechte 

616)  Cf.  Ssp.  11.  39.  §.3.  '  .  .  ' 

617)  Ssp.  Lebenr.  Qß,  §.4.  Richtst.  Lehenr.  S7.  §.4.  Weddehaft 
wurde  der  ausbleibende  Beklagte  übrigens  auch  „geleilt^^:  cf.  Ssp.  Leheogr. 
65.  §.  6 :  Die  herre  wint  ok  gewedde  uppe  den  man ,  deme  dar  gede- 
gedinget  is  mit  ordelen  in  sine  jegenwerde,  of  be  to  me  dage  nicht  nb 
kumt^  it  ne  neme  eme  echte  not. 
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gemäss  (of.  Ssp.  Lehenr.  65  gg.  3,  9;  43  g.  2),  nämlioh  14 
Nächte  von  den  nächsten  sechs  Tagen  nach  dem  ersten 
Termine  an.  Die  Absidit  bei  dieser  Fristbestimraung  war 
wo];  dass  die  Ladung  spätestens  binnen  sechs  Tagen  nach 
dem  Termine  ergehen  sollte ,  so  dass  vom  Momente  der 
empfangenen  Ladung  bis  zu '  dem  zweiten  Tormine  dem  Be- 
klagten ein  Zeitranm  von  vierzehn  Tagen  frei  bleiben  sollte. 
Thatsächlich  scheint  diese  Fristbestimmung  im  vorliegenden 
Fall  auch  eingehalten  zu  sein.  Die  Urkunde  selbst  ist  da- 
tiert vom  Montag  nach  Vocem  jucunditatis  d.  i.  vom  14. 
Mai  1414.  Der  nächste  Termin  wird  gelegt  auf  Freitag  nach 
Frohnleichnam  (heiligen  Leichnamstag)  d.  i.  auf  den  8.  Juni 
1414.  Zwischen  dem  14  Mai  und  8.  Juni  liegen  das  festum 
Ascensionis  am  17.  Mai,  der  Sonntag  Bxaudi  am  20.  Mai, 
das  Pfingstfest  am  27.,  28.,  29.  Mai,  die  quattuor  tempora 
am  30.  Mai,  der  Sonntag  Domine  in  tua  am  3.  Juni  und  Frohn- 
leichnam am  7.  Juni.     Die  Frist  für  den  zweiten  Termin 

betrug  ordentlicher  Weise  längstens 14  Tage 

6  Tage 6  Tage 

Dazu  kommen  8  Feiertage 8  Tage 

Zusammen 28  Tage 

Vom  14.  Juni  an  28  Tage  gezählt,  ergibt  den  12.  Juni 
ald  letzten  Termin,  der  8.  Juni,  Freitag  nach  Frohnleich- 
nam, würde  also  noch  um  vier  Tage  früher  sein  als  die  ge- 
setzliche Frist"  ablief.  Dagegen  ergibt  sich  eine  Ungehörig- 
keit oder  wenigstens  eine  Abweichung  von  der  richterlich 
angeordneten  Frist.  Die  Urkunde  über  jenen  zweiten  Ter- 
min nämlich,  welche  wir  besitzen,  ist  datiert:  feria  setta 
post  corporis  Christi  Tangermünde  ante  castrum.  Dass  die- 
selbe sich  in  der  That  auf  den  Termin,  welcher  dem  ersten 
nachfolgte,  bezieht,  folgt  aus  der  Zeitangabe.  Denn  wäre 
der  dritte  Termin  anzunehmen,  ffb  wäre  vom  8.  Juni  eine 
'neue  Frist  von  mindestens  14  Tagen  zu  berechnen,  die  als 
jfrühesten  (dritten)  Termin  den  22,  Juni  ergäbe.  Das  Datum 
der  feria  sexta  post  corporis  Christi  ist  aber  der  19.  Juni. 
Es  ist  aber  unwahrscheinlich,  dass  der  dritte  Termi»  zu 
früh  angesetzt  worden  sei,  denn  dies  würde  eine  Beeinträch- 
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tigung  der  Rechte  des  Beklagten,  der  eine  Frist  von  misde- 
stens  vierzehn  Tagen  fordern  darfte,  lenthalten,  als  dass  etwa 
•der  zweite  Termin  um  wenige  Tage  hinausgeschoben  wor- 
den sei;  nämlich  vom  8.  Juni  bis  zum  IS.  desselben  Monate. 
JSine  solche  Huaausächiebung  aber  hat  «stattgefunden,  und 
zwar  im  Widerspruch  mit  demi  Terminsdecret.  der  ersten 
Ferhandlungl  Nach  der  Anordnung  des  Richters  stand  der 
Termin  aaf  Freitag  nach  corporis  Ghrisiti  an.  Das  Frohu- 
leichnamsfest  fiel  im  Jahre  1414  auf  einen  Donnerstag  den 
7.  Juni.  Da  dieses  Fest  doeih  wol  nur  einen  Tag  lang  ge- 
feiert, wurde  ao  war  Fredtag  der  S.  Juni  dar  Tag  Sir  die 
zweite  Verhandlung.  Die  feria  sexta  post  Corporis  Christi 
fällt  auf  einen  Mittwtoch  (den  13.)  und  dies  ist  dn  deutUcher 
Beweis,  dass  der  Termin  nicht  dem  ursprüngliehen  richter- 
lichen Decrete  ^mäss  stattgefunden,  sondern  um  irgend  welr 
.  eher  unbekannt  gebliebener  Gründe  willen  veriegt  worden,  ist. 
Der  Ort,  an  weloheim  der  zweite  Termin  abgehalten 
werden  sollte,  uxusste  nach  Ssp.  Lehenr.  7,  §.  2  in  der  La- 
dung angegeben  werden  und  dies  war  um  so  nothwendiger, 
als  das  Lehengericht  keine  feste  Dingstätte  hatte,  sondern 
willkürlich  an  .verschiedenen  Orten  abgehalten  werden  konnte. 
In  der  gegenwärtigen  Urkunde  wird  vom  Burggrafen  ein  be- 
sonderes Urtheil  darüber  erbetan,  ob  er  den  zweiten  Termin 
an  einem  anderen  Orte  dürfe  abhalten  lassen  als  Berlti, 
was  bejaht  wird. 

Das  Warten  im  Termine  sielbst  dauert  bis  zur  nieder- 
gehenden Sonne  d.  h.  über  den  Mittag  hinaus.^^^) 

Zum  zweiten  Termine  soll  der  Beklagte  noch  einmal 
geladen  werden;  denn  es  beisst: 

wye  man  Werjaher  zu  deine  tage  lad,en  soldB,  daruff 
ward  gefundea  nach  lehenrechte  virtzen  tage  und  sechs 
tage,  uszgenomen  verbunden  tag  u.  s.  w. 
Dies  ist  eine  Abweichiung  vom  sächsischen  Rqohte,  wo  fmß 
Ladung  des  ausgebliebenen  Beklagten  zum  zweiten  und  drit- 
ten Termine  nioht  stattgefunden  zu  haben  scheint.  ^*^)'    In 

ßl8)  Cf.  Ssp.  Lehenr.  65.  §.  16.;  Richtet.  Lehw.  .9.  §.  4. 

619)  Cf.  Ssp.  Lehenr.  65.  §.6:  Dat  irste  degeding  sal  man  küucleg^ 
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der  That  ist  auch  nach  der  Urkunde  über  den  zweiten  Ter* 
min  gegen  Werner  von  HoUzendoorff  die  Ladnng  yorgenom- 
men  worden,  wie  die  Mannen  Raben  Nikirch  und  Wernher 
Dermo  bezeugt  haben. 

Der  zweite  Termin  ist,  wie  oben  bereits  ausgeführt 
worden,  am  13.  Juni  1414  in  Tanger orände  uor  dem  Schlosse 
abgehalten  worden.  Es  ist  nicht  gleichgiltig,  dass  die  Ur- 
kunde auedrücklich  datiert  ist:  Tangermunde  ante  castrum. 
Vor  dem  Schlosse  selbst,  nicht  vor  der  Brücke  des  Schlosses 
wird  das  Hofgericht  des  Kurfiärsten  gehegt.  Schon  in  einer 
Urkunde  vom  Jahre  1358  wird  das  Vogtgericht  des  Vogtes 
zu  Tangermünde  vor  die  Brücke  des  dortigen  Schlosses  ge- 
gelegt, das  Hofgericht  selbst  aber  in  das  Schloss  (vergl. 
Bd.L  S.  146,  No.268). 

Der  Verlauf  der  Sitzung  im  zweiten  Termine  ist  nach 
der  Urkunde  folgender: 

Der  Vorsitzende  i-st  wiederum  Hans  von  Torgow,  Herr 
zu  Zossen.    Er  bekennt,  dass  er  den  Termin  auf  den  heu- 
tigen Tag,  angesetzt  hat,  und  deutet  somit  an,  dass  wenn 
eine  Verlegung  dieses  zweiten  Termines  stattgefunden  hat, 
dies   mit  seinem  Willen  geschehen  ist.     Der  Burggraf  als 
Kläger  beweist  durch  das  Zeugniss  zweier,  bereits  genann- 
ter Mannen,  dass  gehörige  Ladung  des  Beklagten  zu  diesem 
Gerichtstage  erfolgt  ist.     Auf  seine  Frage,  wie  lange  er, 
falls   der  Beklagte    nicht  erscheine,   auf  denselben  wjyrten 
müsse,  wird  im  Lehengeriohte  gefunden: 
man   solde  Wernhern   egenanten   vorheisdien   zu  einem, 
dem  andern  und  dritten  male  dry  stund  uff  deren  enden, 
uff  eine  Hulffirede  zu  lehenreehte. 
Diese  Art  der  Vorforderung  entspricht  dem  Ssp*  Lehenr. 
10  g.  2,  Weise  des  Lehenrecht  bei  Homeyer,    Sachsen- 

deme  manne  nnde  anders  nen,  Bichtst.  Lehenr«  19.  §.  3:  Wen  den  de 
ipiddach  kumpt,  so  vrage  de  vorsprake  enes  prdels  to  lehnrechte,  wo 
de  here  don  scole  umme  sine  sculdeginge?  So  vindme,  dat  he  ene 
degedinge  to  dt>m  anderen  male.  So^  vrage  he,  eft  men  en  echter  icht 
vorboden  scole?  So  vindme.  men  darf  eme  nicht  vorboden  wente  to  dem 
ersten  male.  Eumpt  he  nicht,  so  degedinget  men  eme  to  deme  drüdden 
male  unde  do  in  aller  wis  alse  to  dem  ersten. 
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Spiegels  zweiter  Theil  I.  Sv  547,  548,  wo  hervorgehoben  ist, 
dass  die  Vorheischung  deB  Beklagten  dreimal  durch  den- 
selben Boten,  aber  jedesmal  in  Begleitung  zweier  verschie- 
deiier  Mannen  erfolgen  solle.^^) 

Nachdem  auf  diese  Weise  das  Ausbleiben  des  Beklag- 
ten definitiv  festgestellt  worden,    wird  auf  die  Frage  des 
Klägers  gefunden,  dass  er  warten  müsse  bis  sich  die  Sonne 
geneiget.    Ist  auch  dieses  geschehen,   so  fragt  der  Kläger: 
also  als  Wemhern  von  Holtzendorfifen  egenanten  ein  un- 
tiriiwe  zu  geteilt  wfere  usz  gehegter  bangk  mit  lehenrechte, 
was  er  umb.  der  untruwe  willen  kegen  sinen  Herren  ver- 
fallen were,  daruflf  wart  geteilt  von  den  Mannen;  sodan 
gute,  als  er  von  dem  herren  hette,  der  solde  er  gantz 
verfallen  sein. 
Die  Einweisung  des  Klägers  in  den  Besitz  der  Lehengüter 
des  Beklagten  soll  durch  den  Richter  und  zwei  Mannen  des 
Qerichtea  erfolgen,    Es  werden  vom  Richter  dazu  wiederum 
die  Mannen  Raben  .  Nyenkirchen    und  Wernher  Dermo  er- 
wählt und  nunmehr  definitiv  der  Verlust  jener  Güter  gegen 
den  Beklagten  ausgesprochen:, 
doruflf  liesz   mich  mein  herre  fragen,   also *als  Wemhern 
von  HoJtzendorff  sine  gute  verteilt  weren  umb  siner  un- 
truwe willen^  die  her  zu  sinen  herren  getan  hette  zu  lehen- 
reobt«;^  ob.  er  nu  icht  billichen  keine  obertage  haben  solde 
noch  mochte  ichtes  an  denselben  verwunden  guten  usz- 
tzutzihen  als  umb  andere  siechte  olage  zu  lehenrechte,  do 
wart  geteilt  nach  der  zyte  als  das  gut  umb  sine  untruwe 
im  abegeclagt  were,   so  mochte  er  mit  recht  nichts  usz- 

620)  Klar  aagt  dies  Ssp.  Lehem*.  65.  §.  15:  Alse  datgevunden  wirt, 
so  vrage  he,  wie  ene  eschen  sole?  So  vinde  man,  dat  it  en  sin  bode 
gole  dan,  dart  tretie  sine  man  hören  uppe  dat  ende  des  hoves,  dar  die 
:herr6  degediuget  etc.  Nachdem  die  Vorforderung  ausgegprocjieji  und 
der  Bote  gemeldet  hat,  dass  der  Vorgeforderte  nicht  da  sei,  —  so  vinde 
man  to  recht,  dat  man  ine  anderwerve  eschen  sole  nnde  sint  driddewerde. 
Bit  mut  man  wol  dun  mit  enen  hoden,  svie  he  si,  Sunderlike  man  mut  he 
aver  hehhen,  also  dicke  so  man  ine  eschet.  Offenbar  ist  der  Bote  des 
G^thts  bei  der^ zweiten  und  dritten  Heischnng  derselbe,  nur  die  be- 
gleitenden Mannen  sind  andere.  Irrthümlich  gibt  Homeyer,  (des  Ssp. 
zweiter  Theil  Bd.  II.  S.  590,  No.  2)  an,  dass  der  vorfordernde  Bote  jedes- 
mal ein  anderer  sein  müsse. 
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ziehen,  do  lisse  du  myn  herr  abir  fragen;  als  er  mit  redite 
EU  den  guten  komen  were,  ob  man  im  icht  aiush  mög- 
lichen  eynen  keyserlichen   frede   darüber  merken   solde, 
daz  ward  im  erteilt  und  das  im  der  richter  den  Irede  dar- 
über werken  solde  als  vor  mit  fingern  und  mit  zungen, 
also  han  ich  loa  den  frede  gewarcht  za  lehenrechte  als 
erteilt. 
Offenbar  wird  also  dem  Kläger  sein  Recht  definitiv  zuge- 
sprochen und  ihm  ein  kaiserlicher  Friede  darüber  gewirkt^^ 
Auch    über   den    zweiten   Elagei^unkt   des    Burggrafen 
wegen  der  Neuen  Mühle  bei  Potzow  (Bötzow)  wird* ihm 
definitiv  der  Sieg  zuerkannt  und  kaiserlicher  Friede  .gewirkt. 
Nur  bei  der  Frage ,  ob  er  lange  genug  auf  den  Beklagten 
gewartet  habe,  werden  auf  das  ürtheil  der  Beisitzer  zwei 
Mannen  des  Lebengerichtes  Gebhard  und  Ludolff  von  Al- 
vensleven  ausgewählt, 

die  das  besehen  senden,  ob  die  sonne  sich  geneygt  hette. 
Als  diese  das  bekunden,  wird  definitiv  dem  Eiägier  Friede 
über  seinen  Anspruch  gewirkt. 

Von  Wichtigkeit  ist,  dasß  in  diesem  zwteiten  Termine 
gegen  den  ausbleibenden  Beklagten  definitiv  erkannt  wird. 
Bs  liegt  darin  eine  Abweichung  vom  Ssp.  Lehenr.  65  g.  16, 
wo  der  Beklagte,  um  vdMig  sachrällig  zu  w<erden,  in  drei 
Terminen  ausgeblieben  sein  muss.  Von  einem  Gewette,  in 
das  der  ungehorsam  ausbleibende  Beklagte  fällt,  ist  in  der 
Urkunde  nichts  gesagt. 

Als  Gerichtsbeisitzer  im  ersten  Termine  werden  ge- 
nannt: Nywande  von  Loben,  Ritter  junge  Hans  von  üohten- 
hagen,  Heinrich  Strantze,  Cuntze  Hoendorff,  Hans  Barfusz, 
Czaszlaw  von  Conradsdorff,  Sigismund  von  Knobelawch,  AI- 
hrecht  von  Bast,  Wyprecht  von  Turnen,  ßawe»  von  Niiwen- 
kirchen,  Albrecht  Quast,  Kune  von  Turnen,  Witze  WolflF 
und  andere  Mannen.  Im  zweiten  Termine  werden  geurannt: 
Günther  von  Bartensleven,  Ny  want  von  Loben,  Eitter  Geb- 
hard und  Ludolf  von  Alvensleben,  Bertram  Hasse,  Sans 

621)  lieber  den  kaiserlichen  Frieden  vergl.  Bd.  I.  S.  85  f. 
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Fincelberg,  AlbrecM  von  Baste,  Diterich  von  Riontorff,  Claus 
von  Borstal,  Hennig  von  Bismark,  Raben  Nykirchen,  Her- 
man  Nitzenplitz,  Werner  Dermo  und  andere., 

Wenn  es  zum  contradictorischen  Verfahren  Äwisehen 
Kläger  und  Beklagten  kam,  so  wurden  die  Behauptungen  jedes 
Theils  so  gestellt^  dass  der  Behauptende  leichter  zum  Beweise 
gelangte  als  sein  Gegner.  Die  Anführungen  der  Parteien 
selbst  mussten  im  Lehenrechte  begründet  sein  und  nicht 
etwa  in  die  Grundsätze  des  Landrechts  hinübergreifen.  Wir 
haben  nur  sehr  wenige  urkundliche  Zeugnisse  über  Lehen- 
processe,  in  denen  verschiedene  Parteibehauptungen  einander 
gegenübergesetzt  werden,  und  in  der  That  scheint  eine  grosse 
Mannigfaltigkeit  von  Einwendungen  kaum  vorhanden  gewe- 
sen zu  sein.  Einwände  älterer  Belehnung,  der  Mit-  oder  Qe- 
samtbelehnung  scheinen  die  hauptsächlichsten  Formen  lehen- 
rechtlicher Vertheidigung  gewesen  zu  sein.  Oft  kam  es  wol 
auch  auf  die  Dauer  der  Lehensgewere  an,  um  zum  Siege  zu 
gelangen,    Fälle,  die  uns  überliefert  werden,  sind  folgende. 

Im  Jahre  1S5S  erhob  der  Graf  Otto  von  Schwerin  An- 
sprüche gegen  Markgraf  Ludwig  den  Römer  wegen  der  Stadt 
ufid  des  Landes  Perleberg.  Der  beklagte  Markgraf  leugnet 
die  Echtheit  und  Richtigkeit  des  vom  Kläger  producierte^i 
Lehenbriefes  und  behauptet  Heimfall  des  angesprochenen 
Lehens»^^) 

Der  vom  Kläger  Otto  von  Schwerin  in  Berufung  ge- 
nommene Lehenbrief  bezieht  sich  auf  die  angebliche  Belei- 

622)  Cf.  Eüdel,  C.  D.  Br.  11.  VI.  S.  88,  No.  23q2  (1353):  Yegen 
die  stücke,  artickel  und  klage,  die  die  edele  man  Gräfe  Otto  von  Zwe- 
ryn  settet  und  klaget  vor  unsem  liven  ohemen  hertogen  Johan  von 
Mecklenburg  seyghe  wie  Lodewig  de  Bömer,  Mai^grave  to  Br^ndenborg 
von  unser  und  unses  lyveu  bruders  wegen  Marggraven  Lodewigs  und 
antworten  2U  dem  ersten  male  umme  Perleberg,  Stat  und  Landt,  be- 
kennen wy  yn  oder  synen  man  engben  leben  oder  ehnghe  rechte  yrebere, 
die  sie  je  daran  oder  darin  beleben  gehat:  wan  beft  Grefe  Heinrieb  von 
Zweryn,  dem  Gott  gnade,  icb  doran  und  dorin  gehat,  dat  iss  unsem 
vorgenandten  bruder  und  uns  ledig  und  loss  to  rechte  worden  als  wie 
dat  willen  bewiesen  und  bynahraen  gegen  den  Brief,  den  de  vorgenante 
grefe  Otte  bat  bracht  vor  unser  Ohemen  von  Mecklenborg,  dar  he  uns 
mit  anspraket  Perleberg,  Stat  und  Landt,  segge  wir,  dat.  de  brieff  unses 
bruders  Marggraven  Ludwigs  nye  en  Wort  war,  dat  de  brieff  besegelt 
m  mit  ebne  ralscben  Ingesegel.    . 
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hang  an  ihjQ  selbst.    Denn  der  Beklagte  sagt  in  seiner  Ant- 
wort: 
gegen  den  Brieff  den  die  vorgenante  grefe  Otto  hat  bracht 
vor  unser  Ohemen  von  Mecklenborg,  dar  he  uns  mit  an- 
spraket  Perleberg,  stat  und  Land,  segge  wir,  dat  de  BrefiF 
unses  Bruders  Marggrafen  Lodewigs  nje  en  wort  war, 
dat  die  Brieff  besegelt  iss  mit  ehne  falschen  Ingesegel. 
Der  Brief  soll  also  den  gegenwärtig  erhobenen,  Anspruch 
des  Klägers,  begründen,  er  muss  also  eine  Beleihung  an  die- 
sen selbst,  nicht  etwa  an  irgend  einen  Vorfahren  desselben 
enthalten.    Das  dem  Streite  zu  Grande  liegende  Rechtsver- 
hältniss    stellt  sich  also  als  folgendes  heraus.     Das   Land 
und  die  Stadt  Perleberg  war  an  den   verstorbenen  Grafen 
Heinrich  von  Schwerin  gegeben  worden.    Dies  erkennt  der 
Beklagte  mit  den  Worten  an: 
wan  heft  Grefe  Heinrich  von  Zweryn,  dem  Gott  gnade  I 
ich  doran  und  dorin  gehat,  dat  ist  unsem  vorgenandten 
bruder  und  uns  ledig  und  loss  tu  rechte  worden. 
Eine  Wiederbeleihung  an  den  Kläger  selbst  dagegen  leugnet 
der  Beklagte  und  ficht  den  über  eine  solche  vorgebrachten 
.Lehenbrief  als  unecht  an.    Ucber  den  weiteren  Gang  dieses 
Processes  besitzen  wir  keine  Nachrichten. 

Im  Jahre  1479  sind  Geverd  von  Alvensleven  und  der 

alte  Rossow  mit  einander  in  Streit  gerathen  wegen  eines 

Lehenbesitzes  an  neun  Hufen  Landes.    Dem  Kläger  wird 

der  Beweis  in  folgender  Weise  zuerkannt:*^) 

Nach  deme    Ge verde  de  vorgebrachte  Kuntschaflft  thom 

besten  Rechte,  mach  Werner  van  Alvensleve  syn  vader 

de  lehne  in  syn  ant werde  ungetoyget  beholden  mit  fursten 

lehnbrieven  edder  mit  synen  eede  unde  mit  twein  unvor- 

spraken  bedderven  luden  unses  gnedigen  heren  Mannen, 

syner  genothen  tho  em,  alse  recht  yst,  die  der  saken  un- 

vordacht,  unverwandt  unde  em  unbefrundet  sein  unde  noch 

deyll  unde  gemein  an  der  Sacken  hebben  edder  wardende 

sein,  unde  de  gewere  mit  soss  unvorspraken  bedderven 

623)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br,  I.  IV.  S.  110,  No.  93  (1479), 
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luden  to  em;  ok  alse  recht  is,   die  der  Sacken  ock 
unvordacht  unde  unrorwandt  sein,   die  wedder 
deyll  edder  gemein  in  der  saken  hebben,  doch 
derven    dat  nicht  anses  gnedigen  heren  manne 
sein.    • 
Der  Beweis  des  Klägers  wird  also  hier  in  zwei  verschiedene 
Thatsachen  zerlegt;  nämlich  erstens  die  Beleihung  und  dann 
die  Q-ewere,  welche  als  eine  gemeine  GjDwere  erwiesen  wer- 
den soll,    üeber  den  ersten  Punkt  sollen  Fürstenbriefe  er- 
bracht, oder  es  soll  vom  Kläger  selbdritt  geschworen  wer- 
den,   üeber  das  zweite  Beweisthema  bedarf  es  sechs  Zeugen, 
die  des  Herren  Mannen  nicht  sind,  und  ausserdem  über  den 
löhenrechtlichen  Titel  der  Gewere  des  Eineides  des  Klägers. 
Schon  der  Ssp.  Lehenr.  38  §.  3,  74,  g.  2  und  Richtet.  Lehenr. 
29  §.  7  lassen  einen  Beweis  der  blossen  Gewere  (ohne  Rück- 
sicht auf  den  zn  Grunde  liegenden  Rechtstitel),  mit  sechs 
gewöhnlichen  Zeugen  zu,  die  nicht  Mannen  zu   sein  brau- 
chen.«2*) 

Bemerkeiiswerth  ist,  dass  die  Zeugen  und  die  Eides- 
helfer der  beweisführenden  Partei  weder  verwandt  noch  be- 
freundet sein,  überhaupt  kein  Interesse  zur  Sache  haben 
dürfen*  Das  sächsische  Lehenrecht  er^wähnt  von  diesem  Er- 
fordernisse nichts,  sondern  nur,  dass  die  Zeugen  dem  Stande 
der  Partei  gleich  geboren  sein  müssen.®^^) 

üeber  das  Beweisverfahren  mit  Zeugen  im  Lehenprocesse 
findet  sich  in  dem  noch  ungedruckten  ürtheilsbuche  des  Haupt- 
manns Wilhelm  von  Pappenheim  Bl.  93  verso  ein  Zeugniss, 
das  hier  statt  weiterer  Erörterungen  seine  Stelle  finden  möge: 
Am  mandage  na  Bartolomei  (1486)  nach  unses  gnedigesten 

624)  Ssp.  38.  §.3:  Lenes  gewere  ne  mach  nieman  getüch  sin,  ane 
die  von  me  herren  belent  is.  Gemener  gewere  si  getüch  jewelk  imbe- 
sculden  man  an  sime  rechte.  Vergl.  Homeyer,  des  Ssps.  zweiter  Theil 
n.  S.  603,  607,  wo  auch  auf  die  yorstehend  erörterte  Urkunde  von  1479 
Rücksicht  genommen  wird. 

625)  Cf.  Ssp.  Lehenr.  2.  §.  2;  71.  §.  20,  22,  23  und  77.  Eine  Ur- 
kunde bei  von  jRaumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  98,  No.  61  (1437):  mügen  die 
Haken  mit  zwen  unsers  gnedigen  Heren  besessen,  gehuldeten  gesworen 
und  unvorsprachen  mannen,  dy  zu  Schilde  und  lehne  geboren  und  den 
Haien  nidit  gesibt  seyn,  czu  den  heyligen  sweren. 
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herren  marggrave  Johannsen  kurfursten  etc.  schriftlich  be* 
velh  sint  vor  deme  edelen  und  gestrengen  er  Wilhelme 
erfinarschalk  etc.  ritter,  hovetmann  der  olden  mai^e,  jegen- 
wardich  gekamen  Baltzer  Diderick  und  Jacob  von  Rnnt- 
torpe  an  eynem  und  Symen  Eock  borger  to  Werben  am 
anderen  deyle  einer  huren  landes  halven  im  genahte  to 
parisz  belegen,  darumme  sie  denne  twiferdich  sin,  hebben 
die  gnannten  van  Bunttorpe  etlike  tuge  vorgebracht,  nemlik 
Glaws  lateriucht  der  van  Jagow  man  und  is  oltt  achte 
und  sosstich  jar,  Hans  Schatstede  tu  Getlingen  60  Jar 
olt,  Amd  Eibinge  to  Getlingen,  60  jar  ollt,  Herme  Schalte 
to  Getlingen,  23  jar  ollt,  Michell  Schulte  to  Verchelibbe, 
26  jar  ollt,  Hans  Frauke  to  Iden,  50  jar  ollt,  unnd  Brand 
Betkens  to  Iden  wanafftich,  alle  der  van  Runttorpe 
menne  in  andacht  unnd  meynunge  mit  den  gnanten  tu- 
gen  to  bewysende  ore  were  des  gnanten  gudes  szo  id  on 
dorch  unnses  gn.  herren  rede  gedeylt  und  irkannt  ys  nach 
lüde  eynes  recesz  dorch  siner  g.  rede  uthgangen  angeteigt. 
Sie  hebben  ock  in  jegenwardicheit  ores  vedderpartes  pro- 
testiret  unnd  bededingt,  efft  on  etUko  von  den  tagen  vorlecht 
und  upgeworpen  worden,  dat  sie  sik  denne  mit  anderen 
tugen,  szo  vele  on«des  to  forende  noth  sin  werde ^  sick 
irhalen  muchten  und  des  die  dilacion  und  frist  gebeden. 
Dar  jegen  denne  Simon  Eock  ore  wedderpart,  upgebracht 
hefFt,  szo  die  genanten  tuge  der  sulfften  van  Runt- 
torpe menne  unnd  undersaten  und  in  oren  ge- 
richten  geseten  sin,  so  leth  her  die  tuge  und  ore 
getuchnisse  nicht  tho,  so  werde  denne  dorch 
rect  irkant  die  tholathen.  Dama  is  Baltzer  von  Runt- 
torpe alsz  die  oldeste  lehndreger  mit  sampt  den  vorgnan- 
ten  tugen  vorgetreden  und  sick  irbaden  die  were  to 
irholden.  Und  nachdem  her  die  lehne  vor  unnsen  gne- 
digesten  herren  edder  siner  g.  rede  irholden  schölle  to 
Berlin,  szo  heft  on  die  gnante  er  Wilhelm  marschalk  und 
ritter  gewiset  mit  solkem  eyde  der  were  vor  unnsen  g. 
herren  edder  siner  g.  rede  den  dar  to  doende,  und  irhol- 
den in  mathen,  alss  die  gnanten  tuge  gedan  und  mit  uth- 
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gestreckten  armen  unnd  upgerichten  vingeren,  samptlike 
dusseo!  nageBchreven  stavelden  eid  geswaren  bebben: 

Wy  sweren,  dat  uns  witlik  unnd  kunt  ys,  dat  solke 
hofe  und  wisch  im  gerichte  to  parisz  gelegen,  dar 
umme  die  von  Runttorpe  und  Simon  Kock  twyfer- 
dich  sin,  die  von  Runttorpe,  sie  und  ore  olderen  in 
rowliker  were,  so  vele  on  des  in  den  rechten  noth 
ye,  gehat  hebben,  alsz  uns  got  helpe  unde  die  hil- 
ligen. 
Ock  hefft  Simon  Eock  apenbare  gesecht,  hee  wethe  up 
dit  mall  neine  tuchnisse  to  füren  besunderen  dussen  jegen- 
wardigen  hirmit  in  beslaten  vorsegelden  brieff  om  dprch 
den    prior    unde    Capittel    des    closters    to    Havelberge 
gegeven,    her    hebbe    ock    vormals    die   kuntschop   vor 
unnses  gnedigesten   herren   rede   gefuret   unnd   inglecht, 
dar  by  her  denne  bliven  will.     Hir  by  und  aver  sint  ge- 
west  der  werdige  duchtige  und  ersamen  er  Qregorovius 
Schttltte  pravest  to  Tangermunde,  Jacob  van  Ghore,  Be- 
nedicts Calve  unnd  Hinrick  Buckhollte,  beyde  olde  borge- 
meyßtere  to  Stendall,  Gherke  Duster  unnde  Hans  Stege, 
rathmanne   to  Tangermunde   die   ut   supra   anno  domini 
LXXXVL 
Die   über   die  Gewere   des  Klägers   vernommenen  Zeugen 
sind  keine  ritterlichen  Mannen.    Denn  obwol  sie  bezeichnet 
werden  alsr 

der  von  Runttorpe  menne, 
so  erhebt  der  Beklagte  doch  gegen  sie  Einwendungen,  weil 
sie  der 
van  Runttorpe  menne  unnd  undersaten  und  in  oren 
gerichten  geseten  sin, 
womif  der  bäuerliche  Stand  der  Zeugen  klar  gelegt  wird. 
Nach  der  vorerörterten  Regel  selbst  des  sächsischen  Rech- 
tes kam  es  aber  auf  die  Vasallenqualität  der  Zeugen  bei 
einem  "^Beweise  über  eine  ruhige  Gewere  nicht  an.    Auch  in 
dem  Sinne  scheint  die  Bemängelung  der  Zeugen,  dass  sie 
als  Untersassen  des  Klägers  nicht  vollkommen  unparteiisch 
seien,  nicht  durchzugreifen,  denn  die  Vernehmung  derselben 
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wird  darch  Urtheil  beschlossen.     Der  Bekls^te  unternimmt 
ebenfalls  einen  Beweis.    Nach  den  Worten  der  Urkunde: 
hee  [der  Beklagte]  wethe  up  ditt  mall  neine  tuch- 
üisse  to  füren  besunderen  dussen  jegenwardigen  hier- 
mit in  beslaten  vorsegelden  brieff  u.  s.  w. 
ist  es  nicht  klar,  ob  dieser  Beweis  des  Beklagten  ein  Gegen- 
beweis ist,  oder  ob  er  auf  andere  Einreden  sich  bezieht. 

lieber  die  Entscheidung  der  Sache  selbst  ist  uns  nichts 
überliefert.  Die  vorstehend  mitgetheilte  Urkunde  ist  nur  ein 
Protokoll  über  einen  Beweistermin  und  enthält  weder  das 
vor  den  kurfürstlichen  Räthen  ergangene  Beweisurthoil  noch 
den  letzten  definitiven  Bescheid. 

Um  einen  ähnlichen  Beweis  über  Lehen  und  Gewere  han- 
delte es  sich  in  der  Urkunde  vom  Jahre  1431  in  dem  Pro- 
cesse  Heinrichs  Wyning  mit  Kunze  von  Hohendorf.  Es 
wird  aber  über  die  Art  der  Beweisführung  nichts  weiter  an- 
gegeben^  als  dass  der  Kläger  dem  ergangenen  Beweisurtheil 
der  kurfürstlichen  Bäthe  gemäss  im  frankfurter  Hofgerichte 

gewunnen  [habe]  sine  lehn  und  Gewere 

und  gehabt  sine  hülfere  und  volgen,  mit  den  er  die  ge- 
sampte  band  bewiesen  wolde.^'*) 
Der  letzte  Fall,  der  als  eine  eigentliche  Lehenssache  in 
Betracht  zu  ziehen  ist,  betrifft  ein  sog.  Pfandlehen. 

Die  Herzöge  von  Meklenburg  hatten  die  Burg  Stavenow 
im  Jahre  1358  an  den  Ritter  Christian  Bozel  zu  Pfandlehen 
gegeben.  Das  Wiedereinlösungsrecht  war  den  Herzogen 
vorbehalten.  Im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  gelangte 
Claus  von  Quitzow  zu  Lehenmitbesitz  an  Schloss  Stavenow 
für  eine  Summe  von  6000  Mark,  die  er  mit  den  Gebrüdern 
von  Lützow  und  Hans  von  dem  Kruge  den  Herzögen  von 
Meklenburg  vorgestreckt  hatte.  Seit  1411  sind  die  von 
Quitzow  und  die  von  Kruge  allein  im  Besitze  der  Burg. 
Im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  kommt  es  zu  einem  Pro- 
cesse  mit  den  von  Quitzows,  bei  dem  es  sich  um  die  Com- 
petenz    des    meklenburgischen    Lehenhofgerichtes    handelt. 

626)  Cf.  Gercken,  C.  D^Br.  VII.  S,  226,  No.  89  (1431);  auch  bei 
Eieäel,  C.  D.  Br.  L  XX.  S.  266,  No.  112. 
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Die  Quitzows  leugnen  den  Lehenbesitz  des  Schlosses  Ötave- 
now  und  behaupten  freies  volles  Alode  daran  zu  haben,  wie 
es  die  Urkunde  von  1508  ausdrückt  :^^^) 
von  wegen  des  Schloszes  Stavenow   mit  seyner  in-  und 
zubehorungen,  welches  gedachte- furstenn  (von  Meklenburg) 
als  ire  erbe  und  den  von  Quitzowen  etwann  pfendlicher 
weysse  versatzt,  anngesprochen  unnd  des  briflfliche  antzei- 
gunge  furgelegt,  desgleichen  vonn  denn  vonn  Quitzowenn, 
welche  auch  gedachts  schlos  als  erbe  und  nicht  als 
pfanndt  zu  schützen  furgehabt. 
Die  Beklagten  weigerten  sich  deshalb  vor  dem  meklenbur- 
gischen  Lehenhofgerichte  zu  Recht  zu  stehen: 

(Kläger)  haben  ire  gerechtigkeit  uff  gedachts  schlos  vor 
unns  denn  hofgenosszen  des  furstlichenn  hoffs  zu  Mecklen- 
burg, inn  welchem  furstenthumb  gedachts  schloss  gelegenn, 
als  ordentlichenn  richternn  furzulegen  begert,  welches  sich 
die  von  Quitzow  itzunth,  nachdem  sie  vonn  gedachtenn 
furstenthumb  (Meklenburg)    keine  lehen    sunst  nicht  tra- 
genn,  gewegert  unnd  für  uns  den  hoffgenosszen  zu  ant- 
worden  nicht  wollen  verpflicht  ssein,  der  beiderseit  under- 
redlich  urteil  von  uns  begert  unnd  gebethen. 
Das  Urtheil  entscheidet  indessen,   dass  die   Quitzows  se|t 
langer  Zeit  für  den  Besitz  des  Schlosses  Stavenow  von  den 
Herzögen  von  Meklenburg  zu  Lehen  gehen,  mithin  der  von 
ihnen  erhobene  Incompetenzeinwand  nicht  begründet  sei,  zu- 
mal da   das  fragliche  Schloss  im  Fürstenthum  Meklenburg 
liege.    In  der  Begründung  des  Urtheils  ist  der  Einfluss  rö- 
mischen Rechts  nicht  zu  verkennen.     Denn  es  heisst: 
'  auch  hiebevor  die  vonn  Quitzow  vonn  dem  durchleuchtig- 
sten hochgebornenn  furstenn  weylandt  herrn  Johanns  Marg- 
graffe  zu  Brandenburg,  erzkamerer  Churfurst  etc.  loblicher 
gedechtnus  irenn  lehen  herren  dasselbig  schlos  halben  an 
gedachts  furstenthumb  zu  mekelnburg  geweisset,  laut  eyge- 
nem  rechtlichem  bekentnus  der  selbtigenn  vonn  Quitzow, 
auch  offt  vormals  furgeladenn  unnd  erschinen  unnd  daruff 

627J  Cf.  :Riedel,  C.  D.  Br.  I.  II.  S.  234,  No.  44  (1508). 
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litiscontestation  oder  krigsbefestigunge  inn  ge- 
riehte  öffentlich  hiebevor  bescheen,  das  die  von 
Quitzow  derhalb  fordann  unnd  itzo  vonn  stundt  uff  die 
aussgangene,  von  uns  den  hoffgenoszenn  citation  rechtlich 
und  peremtorie  furgeladenn  schuldig  ssein  den 
gedachten  furstehn  uff  ihre  anspräche  vorunns 
als  ordentlichenn  richternn  der  sache  ane  wei- 
ter vorflucht  zu  antwurten  von  rechts  wegenn. 
Die  Erwähnung   der  Litiscontistation  lässt  keinen  Zweifel 
darüber,  dass  in  diesem  Lehenprocesse  die  Grundsätze  des 
einheimischen  Verfahrens  keine  Anwendung  mehr  fanden.*'*) 
Es  ist  bekannt,  dass  im  Lehengerichte  auch  Auflassungen 
von  Lehengütern  stattfanden.    Ein  Zeugniss  über  einen  sol- 
chen Act  besitzen  wir  aus  dem  Jahre  1378.   Vor  dem  Mannen- 
gerichte zu  Prenzlau  unter  dem  Vorsitze  des  Mannenrichters 
Achim  Schernekow  hat  die  Wittwe  des  Henning  Hogenwar- 
den  all  ihr  Leibgedinge  an  dem  Dorfe  zu  Blingow  zu  Pfand 
gegeben.®^)    Da^s  das  Gericht,  vor  welchem  dies  geschah, 
mit  markgräflichen  Mannen  besetzt  und  also  ein  Lehengericht 
war,  geht  aus  der  Schlussbemerkung  der  Urkunde  hervor,  dass 

vele  mer  unses  heren  man 
bei  der  Rechtshandlung  zugegen  gewesen  sind. 

Ueber  die  vor  dem  Mannengericht  geschehenden  Be- 
lehnungen hat  das  Landbuch  Carls  IV.  S.  33  ed.  Fi di ein 
folgende  Bemerkung: 
In  marchia  Brandenburgensi  talis  est  consuetudo  ab  olim 
observata:  quod  principes  marchie  8U09  vasallos  gratis, 
alios  vero  pro  muneribus  inpheudarunt,  eo  quod  vasalli 
de  jure  habent  pheudum.  Alii  vero  aut  clerici,  mercatores 
vel  cives  carent  jure  pheudi  et  ideo  de  quolibet  frusto 
3  fertones  argenti  dare  consueverunt.^®) 

628)  Näheres  über  das  Verhältniss  der  Besitzer  von  Schloss  Sta- 
venow  vergl.  bei  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  11.  S.  186—188. 

629)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIII.  S.  334,  No.  43  (1378). 

630)  Verwunderung  erregt  die  Angabe,  dass,  weil  clerici^  mercatores 
vel  cives  des  Lehenrechtes  entbehren,  sie  die  Belehnung  mit  drei  Vier- 
duDgen  Geld  für  das  Stück  Geld  erkaufen  müssen:  gemeint  ist  wol,  dass 
wegen  der  relativen  Lehensunfähigkeit  genannten  Personenklassen  statt 
des  Ritterdienstes  jene  Geldabgabe  gezahlt  werden  sollte. 
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XVII.  CAPITEL. 

VON    DEN    PEINLICHEN    KLAGEN. 


§.  65. 
Klagen  an  Hais  und  Hand. 

Bei  den  unruhigen  Zeiten  des  Mittelalters  wurde  die 
Strafjnrisdiction  häufiger  als  die  Civilrechtspflegc  in  Anspruch 
genommen.  In  Beziehung  auf  den  Strafprocess  ist  daher 
auch  die  Zahl  der  überlieferten  Fälle  grösser  als  gewöhnlich. 
Zugleich  zeigt  sich  aber  eine  grosse  Abweichung  in  den 
Hauptgrundsätzen  des  Verfahrens,  die  man  auf  Grund  der 
Angaben  des  Sachsenspiegels  und  der  mit  diesem  verwand- 
ten Rechtsbücher  als  allgemein  feststehend  anzusehen  ge- 
wohnt ist. 

Auch  bei  Verfolgung  von  Verbrechen  galt  die  Regel: 
Wo  kein  Kläger,  da  kein  Richter.*^^)  Wenn  daher  gewisse 
Vergehen  von  Amtswegen  verfolgt  werden  sollten,  so  gab 
es  dafür  keine  andere  Form,  als  dass  gewissen  richterlichen 
Beamten  z.  B.  den  Bauermeistern  die  Pflicht  zur  Anklage 
(zur  Rüge)  vorgeschrieben  wurde.®^*)  In  der  Mark  Branden- 
burg finden  sich  gerade  mit  Beziehung  auf  das  Strafverfah- 
ren Abweichungen  von  jener  Regel  des  sächsischen  Rechtes. 

Die  dem  Sachsenspiegel  bekannte  ofBcielle  Pflicht  des 
Dorfschulzen  auf  dem  Vogtgerichte  gewisse  strafwürdige 
Vergehen  zu  rügen,  ist  früher  erörtert  worden.  (Vergl.  oben 
g.  37  S.  83  ff.,  g.  40  S.  164).  Im  Jahre  1594  findet  sich  die 
merkwürdige  Thatsache,  dass  der  Scharfrichter  in  Perleberg 
eine  Anklage  wegen  Diebstahls  in  der  Stadt  Wilsnack  er- 

631)  Gf.  Ssp.  I.  62.  §.  1 :  Man  ne  sal  niemanne  dvingen  to  nener 
klage,  der  he  nicht  begunt  ne  hevet.  Manlik  mut  sines  scaden  wol 
svigen,  de  wile  he  wil. 

632)  Cf.  Ssp.  I.  2.  §.  4;  vergl.  oben  S.  22,  Note  32. 
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hebt  und  die  Vollstreckung  der  Todesstrafe  an  den  beiden 
Angeklagten  auch  stattfindet.^^)  Das  aber  hier  eine  amt- 
liche Verpflichtung  des  Scharfrichters  zur  Anklage  vorge- 
legen habe,  ist  mit  Hinblick  auf  den  Umstand  kaum  wahr- 
scheinlich, als  der  Scharfrichter  in  Perleberg  als  Kläger  in 
Wilsnack  auftritt.  Natürlicher  erscheint  die  Annahme,  dass 
derselbe  seine  KJage  nur  als  Damnificat  erhoben  hat. 

Im  15.  Jahrhundert  gab  man  dem  Amte  des  procurator 
fiscalis  eine  Ausdehnung,  die  auf  Erhebung  pflichtmässiger 
Anklagen  hinzudeuten  scheint.  Ursprünglich  nämlich  hatte 
der  Kurfürst  in  gewissen  Landestheilen  Procuratoren,  die 
sein  persönliches  oder  sein  landesherrliches  Interesse  vor 
den  betrefifenden  Gerichten  wahrnehmen  sollten.^^*)  In  einer 
allerdings  nicht  ausgefertigten,  also  nicht  in  Rechtskraft 
übergegangenen  Urkunde  von  1468  wird  dem  procurator 
fiscalis  die  Pflicht  auferlegt: 

von  alle  dem  recht  und  strafiFung  zu  fordern,  das  brochlich 
und  strefflich  ist,  als  einem  fiscal  von  rechts  wegenn  geburt. 
Es  soll  ihm  die  „furforderung  unrechter  personen"  gestattet, 
auf  sein  Anrufen  Beistand  bei  Verfolgung  von  „abhändigen 
Personen"  geleistet  werden.^^^)  Dass  die  Urkunde  den  Ver- 
merk trägt: 

Ist  ny  aussgegangen, 
hindert  nicht  sie,  selbst  wenn  sie  nur  Entwurf  geblieben  ist, 
dennoch  als  ein  Zeugniss  von  der  amtlichen  Stellung  der 
Fiscal^  zu  betrachten.  Der  Grund  die  Piscaje  mit  einer 
allgemeinen  Ueberwachung  der  Justiz  und  namentlich  mit 
der  Pflicht  zur  gerichtlichen  Verfolgung  von  Verbrechern  zu 

633)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  H.  S.  182,  No.  36.  ffistorische  Auf- 
Äcichnungen  des  Rudowschen  Buches:  Anno  1594  den  13.  Febmar  Mitt- 
wochs naph  Esto  mihi  seindt  die  beide  diebe  Jürgen  Francke  und  Hen- 
ningk  Grube  auffgehenckt  wurden,  welche  den  7.  January  zuvor  uff 
anclagen  des  scharffrichters  zu  Perleberg  M.  Augustin  Thüen  in  Stef- 
fann  Otten  hause  gefengklich  angenommen. 

634)  Beispiele  solcher  Procuratoren  finden  sich  in  Stendal  1427. 
cf.  Gercken,  C.  D.  Br.  VII.  S.  172,  No.  58;  auch  bei  Büdel,  C.  D.  Br. 
i:  XV.  S.  223,  No.  279;  für  die  Neumark  1484  cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I. 
XIX.  S.  410,  No.  235. 

635)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  I.  S.  232ff.  (1468).  Vergl.  Band  L 
§.  245,  Note  406. 
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beauftragen,  ist  zunächst  wol  nur  das  finanzielle  Interesse 
gewesen,  das  der  Markgraf  an  den  verfallenden  Strafgeldern 
oder  Gerichtssporteln  direct  oder  indirect  nahm.  Aber  es 
48t  aus  diesem  Interesse  eine  straffere  Handhabung  der 
Criminaljustiz  hervorgegangen,  so  dass  man  es  nicht  mehr 
dem  Zufall  überliess,  ob  bei  einem  einzelnen  begangenen 
Verbrechen  die  verletzte  Oivilpartei  Klage  erheben  würde, 
sondern  feste  Organe  schuf,  die  selbst  im  Falle,  dass  die 
verletzte  Privatperson  sich  beruhigte,  die  strafrechtliche  Ver- 
folgung übernahmen. 

Noch  einen  Schritt  weiter  gieng  man,  indem  man  den 
Richtern  selbst  amtliches  Einschreiten  gegen  bekannt  wer- 
dende Vergehen  zur  Pflicht  machte.  Schon  bei  den  Land- 
friedensgerichten findet  sich  ein  Einschreiten  auf  den  Ver- 
dacht hin.  Dm  Femgericht  in  Lebus  soll  im  Jahre  1313 
jeden  verdächtigen  Menschen  (malefactor  dififamatus)  der 
mit  einer  res  publica  betroffen  wird,  einer  richterlichen  Unter- 
suchung unterwerfen.    (Vergl.  Bd,  I.   S.  256,  Note  426), 

Im  Jahre  1508  soll  der  Richter  der  Stadt  Rathenow 
Gewaltklagen  selbst  dann  fortsetzen ,~  wenn  die  Oivilpartei 
von  dem  Processe  Abstand  nimmt.®^^) 

In  der  Stadt  Lenzen  sollen  im  Jahre  1514  Richter  und 
Rath  trotz  etwa  geschlossenen  gütlichen  Vergleichs  des 
Damnificaten  mit  dem  Delinquenten  amtliche  Verfolgung  des 
Verbrechens  eintreten  lassen.^^*^) 

Dennoch  muss  man  als  den  allgemeinen,  in  der  Regel 

636)  Cf.  von  Eaumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  235,  No.  23  (1508):  Item  ob 
ymant  gewaltclagen  thet,  dieselbe  fallen  lisse  und  sich  mit  dem  part  in 
der  gut  vertrüge,  soll  der  richter  nicht  destweniger  mit  den  clagen  vol- 
fahren,  bis  das  sich  der  schuldige  mit  der  herschaft  vertragen  hat.  Unnd 
wann  sich  solche  gewalt  begeben,  das  man  hewser  uffstost  oder  todt- 
slecht,  nach  thettern  zu  trachten,  zuhanden  gefengklich  einzubringen, 
zu  bewahren  und  der  herschaft  zu  eroffen. 

637)  Cf.  Zimmermann,  Städteverf.  II.  S.  300  (1514):  Wann  kampfer- 
wunden oder  ander  gewalt  geübt  und  sich  die  parth  under  sich  gutlich 
vortragen,  soll  dennoch  dem  gericht  abtrag  gescheen  nach  erkentnus 
des  richters  und  rathes ;  wo  sich  das  schuldige  parth  des  zu  thun  wey- 
gert,  sollen  der  richter  und  rath  dasselb  mit  recht  von  gerichts  wegen 
verfolgen,  unangesehen  ob  kein  cleger  vorhannden. 
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geltenden  Grundsatz  ansehen,  dass  ohne  Erhebung  einer 
Klage  ein  strafrechtliches  Verfahren  nicht  eintritt.  Denn 
die  Fälle,  wo  man  die  Klage  der  durch  ein  Delict  verletzten 
Civilpartei  nicht  für  unerlässlich  gehalten  hat,  sondern  ent- 
weder den  Bauermeister  oder  den  procurator  fiscalis  zur 
Erhebung  der  Anklage  befugt  hat,  sind  eigentlich  nur  eine 
Bestätigung  der  Regel:  wo  kein  Kläger,  kein  Richter.  Das 
amtliche  Recht  der  Anklage  hat  nur  einen  Sinn,  wo  eine 
solche  für  jede  strafrechtliche  Verfolgung  als  unentbehrKch 
gilt.  Die  anderen  urkundlichen  Zeugnisse,  dass  zuweilen 
ohne  Klage  der  Richter  von  Amtswegen  den  Criminalprocess 
entweder  fortsetzen  oder  sogar  beginnen  könne,  schränken 
sich  auf  den  Fall  der  Gewaltthat,  also  des  Landfriedens- 
bruches ein.  Sie  reichen , daher  nicht  aus,  allgemein  den 
ordentlichen  Strafprocess  als  von  seinem  ursprünglichen 
Grundsatze  abgewendet  darzustellen. 

Welche  Sachen  an  Hals  und  Hand  giengen ,  gehört  in 
das  materielle  Recht.  Der  Diebstahl  pflegte  mit  Todesstrafe 
nur  belegt  zu  werden,  wenn  er  eine  gewisse  Höhe  überstieg, 
und  die  Grenze  war  in  Salzwedel  nach  dem  dort  geltenden 
Stadtrechte  die  Summe  von  vier  Schillingen.®^)  Ob  der 
gleiche  Grundsatz  überall  in  der  Mark  gegolten  hat,  ist 
nicht  mit  Bestimmtheit  zu  entscheiden.  Der  Sachsenspiegel, 
der  im  Allgemeinen  in  der  Mark  Brandenburg  wenigstens 
für  das  materielle  Recht  massgebend  gewesen  ist,  setzt  die 
Grenze  des  an  Hals  und  Hand  gehenden  Diebstahls  auf 
drei  Schillinge  fest.^^g) 

Das  Verfahren  in  dem  ordentlichen  Criminalprocesse 
über  schweren  Blutbann  wird  in  der  Mark  Brandenburg  in 
folgender  Weise  dargestellt: 

638)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  13,  No.  17  (1273):  Sic  aliquis 
in  furto  comprehenditur  et  furtum  minus  valeat  quatuor  solidis,  in  tor- 
mento,  quod  stupe  vgcatur  teutonice,  ferietur;  si  vero  quatuor  solidos 
excedit,  pro  collo  suo  resjwndeat  für,  si  fuerit  deprehensus.  Vgl.  auch 
die  deutsche  Form  des  Stadtrechtes  von  Salzwedel  ebds.  S.  18,  No.  34- 

639)  Cf.  Ssp.  II.  13.  §.1:  Nu  vernemet  um  ungerichte,  welk  ge- 
richte  dar  over  ga.  Den  dief  sal  man  hengen;  geschiet  aver  in  me  dorpe 
des  dages  en  düve,  die  min  den  drier  Schillinge  wert  is,  dat  mut  de 
burmeister  wol  richten  des  selven  dages  to  hut  unde  to  hare  unde  mit 
dren  Schillingen  to  los'ene.    So  blifc  jene  erenlos  und  rechtlos. 
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Als  Kläger  darf  in  der  Regel  der  durch  das  Verbrechen 
verletzte  Theil  auftreten.  Sogar  Frauen  können  ausnahms- 
weise als  Klägerinnen  erscheinen,  wenn  sie  „ihre  Noth  kla- 
gen" d.  h.  wenn  sie  eine  Nothzucht  erlitten  haben.*^) 

Auf  die  zu  Hals  und  Hand  erhobene  Anklage  stand 
nach  sächsischem  Rechte  dem  Beklagten  die  Vertheidigung 
mit  seinem  ^.lleinigen  Eide  zu.^^^)  In  der  Mark  Brandenburg 
kann  dieser  Satz  keineswegs  als  allgemein  geltend  ange- 
sehen werden. 

Im  magdeburgischen  RecKte  freilich  gilt  der  Grundsatz 
des  sächsischen  Rechtes  ebenfalls.  Dies  wird  bereits  im 
Jahre  1235  bei  Ertheilung  magdeburgischen  Rechtes  von 
Halle  an  die  Stadt  Neumarkt  bezeugt. ^^^)  Da  magdebiir- 
gisches  Recht  auch  in  den  märkischen  Städten  geherrscht 
hat,  so  ist  anzunehmen,  dass  eben  jener  Grundsatz  auch  in 
der  Mark  Brandenburg  vorgekommen  sein  wird.  Dennoch 
finden  sich  fast  gar  keine  Spuren  von  der  Geltung  desselben. 
In  einem  Ansprüche  des  Herzogs  von  Meklenburg  um  das 
Jahr  1424  gegen  die  Ritter  Feltperg  und  Warburg  wird  von 
den  Beklagten  wegen  der  ihnen  zur  Last  gelegten  Wegnahme 
von  Pferden  des  Klägers  der  ünschuldseid  geleistet.^^^) 

640)  Cf.  Stadtrecht  von  Salzwedel  bei  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIV. 
S.  22,  No.  19  ad  73:  Wu  vruwen  ore  nod  int  gerichte  clagen  schallen. 
Wyff  edder  maget,  de  ete  nod  vor  gerichte  claget,  de  schullen  clagen 
mit  gerachte  dorch  de  handhaften  dat  und  dorch  de  nod,  de  see  dar 
bewysen  mögen.    Vgl.  Grimm,  Rechtsalterth.  S.  633  und  Ssp.  IL  64.  §.  1. 

641)  Der  Sachsenspiegel  hat  kein  directes  Zeugniss  hierüber,  wol 
aber  haben  es  die  mit  ihm  verwandten  späteren  Rechtsbücher.  Riehst 
Landr.  40.  §.4:  So  vrag,  na  deme  dat  denne  nen  hantafte  dat  si  unde 
he  c^ar  sta  ungevangen  ande  angebunden  unde  si  en  vulkomen  man 
alles  rechtes,  oft  he  sie  sines  Uvea  unde  siner  ere  icht  neger  tu  we- 
rende  si,  wen  me  se  em  aftuwinnende  si?  Dat  vintme.  Cf.  Hamburger 
Stadtr.  v.  1270.  ed.  Lappenherg.  (Hamb.  1845).  VI.  art.  12  (1.  c.  S.  31). 
Men  ne  mach  ok  duve  ofte  rof  uppe  neuen  man  tugen,  de  mit  der  baren 
schalt  nicht  begrepen  en  is,  is  he  en  ümberopen  man.  Unde  gift  men 
eme  schalt  dar  umme,  he  mach  untgan  mit  syneme  rechte.  Vergl.  end- 
lich magdeb.  Fragen  ed.  Behrendt  I.  cap.  1.  dist.  25,  26,  27;  cap.  16. 
dist.  6:  III   cap,  1.  dist.  7,  8. 

642)  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  ürk.  Samml.  S.  295,  No,  16  (1235) 
§.6:  Si  infra  terminos,  quod  wichbilde  dicitur,  homicidium  contigerit,  si 
alicai  culpa  homicidii  imponitur  tribus  talentis  satisfaciet  burkgravio  rel 
unica  manu  se  expurgabit.  Si  autem  composicio  intervenerit  in  judicio 
confirmato,  se  non  poterit  expurgare. 

643)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  IL  IV.  S.  63,  No.  1509  (1424?).    Auch 
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In  Perleberg  dagegen,  wo  1239  salzwedelsches  Stadt- 
recht eingeführt  worden  ist,  soll  der  des  Todtschlages  Be- 
klagte mit  dem  Zeugniss  der  Nachbaren  gerechtfertigt  wer- 
den.^^*)  Eine  Vertheidigung  durch  den  Eid  scheint  also  gar 
nicht  zulässig  gewesen  zu  sein.  Im  Zusammenhange  damit 
steht  eine  andere  Bestimmung  des  salzwedelschen  Stadt- 
rechtes von  1273,  wonach  der  Beklagte,  wenn  seine  Un- 
schuld notorisch  ist,  mit  seinem  Eide  selbdritt  sich  los- 
schwören.®*^) 

Also  sogar  wenn  der  Beklagte  wegen  notorischer  Un- 
schuld sich  der  Anklage  gegenüber  in  augenscheinlich  gün- 
stiger Lage  befindet,  muss  er  zwei  Eideshelfer  zu  seinem  Eide 
hinzuziehen. 

In  Halle  soll  nach  dem  erwähnten  SchöiFeabriefe  von 
1235  d^r  Beklagte  selbsiebent  zum  Eide  verstattet  werden.®*^) 
Diese  Bestimmung  ist  um  so  merkwürdiger,  als  gerade  nach 
eben  jenem, Schöffenbriefe  in  Halle  wegen  Todtschlags,  der 
binnen  wichbilde  geschehen  war,  der  alleinige  Unschuldseid 
des  Beklagten  zugelassen  wurde.  (Vergl.  oben  Note  642). 
Man  kann  eine  Vereinigung  beider  widersprechender  Stel- 
len nicht  dadurch  herbeiführen,  dass  man  den  g.  6  der  den 
Eineid  des  Beklagten  gestattet,  auf  den  Fall  der  nicht  hand- 

wie  die  obgnanten  ir  unschulde  buten  und  wolten  sich  des  gerne  be- 
nemen,  als  recht  wer,  nach  jnnhalt  des  breffes:  zu  sulchen  rechten 
man  den  Feltberg  und  Warburg  stalte  Do  tett  zur  ersten  sein  recht 
der  Feltperg  und  darnach  der  Warburg  jnnhalt  des  beschriben  eydes, 
do  er  den  gantz  nach  spräche. 

644)  Cf.  Biedel,  D.  D.  Br.  I.  I.  S.  123,  No.  2  (1239):  Si  contigerit, 
quod  homo  occiditur  et  sai  parentes  velint  inclamare  innocentem,  mno- 
cens  per  testimonium  stborum  vidnorum  liber  erit. 

645)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S  13,  No.  17  (1273):  Item  si 
aliquis  homo  bone  farne  pro  homicidio  accusaretur  et  notorium  fuerit 
bonis  hominibus  ac  fide  dignis  in  civitate  manentibus,  quod  non  sit  reus 
interfectionis,  justius  cum  juramento  suo  ipse  tercius,  dummodo  sint  fide 
digni,  se  defendet  quam  ab  aliquo  valeat  superari ;  accusatus  autem  pro 
homicidio  cum  burgensibus  in  civitate  manentibus  se  defendet.  In  der 
deutseben  Form  des  salzwedelschen  Stadtrechtes  bei  Biedel,  C.  D.  Br. 
I.  XIV.  S.  18  ad  28  heisst  es :  he  mach  sik  sulf  dridde  lovenhafter  lüde 
entledegen  bat,  wan  en  ieman  over  gan  möge. 

646}  Cf.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Urk  Samml.  S.  296,  No.  16,  §.  15: 
Item  si  aliquis  accusabitur  coram  judice  de  homicidio,  ipse  se  septimus 
expurgabit,  nisi  sit  quod  duello  aggrediatur.  Die  Stelle  ist  auch  ge- 
druckt bei  MaUhis,  allg.  jur.  Monatsschr.  Bd.  XI.  (1811)  S.  87,  §.  12. 
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haften  That,  den  ^.12  dagegen,  welcher  eine  eidliche  Ver- 
theidigung  des  Beklagten  selbsiebent  fordert,  auf  die  handhafte 
That  bezieht.  Beide  Stellen  handeln  von  der  nicht  handhaften 
That.  Denn  in  Betreff  des  handhaften  Todtschlages  wird 
im  §.  13  jede  Vertheidigung  des  Beklagten  ausgeschlossen 
und  unmittelbar  die  Todesstrafe  verhängt.^*^)  Es  bleibt  dem- 
nach wol  kaum  ein  anderer  Ausweg  übrig  als  die  Annahme, 
dass  für  die  innerhalb  des  engeren  Stadtgebietes  begangenen 
Todtschläge  andere  Processgrundsätze  galten  als  für  die 
auf  dem  umgebenden  platten  Lande  vorgefallenen.  Die  Ver- 
theidigung selbsiebent  scheint  bei  den  letzteren  zur  Anwen- 
dung gekommen  zu  sein.  Jedenfalls  ist  klar,  dass  die  Ver- 
theidigung gegen  Criminalklagen  mit  dem  Eineide  des 
Beklagten  keineswegs  ein  überall  geltender  Grundsatz 
war. 

Auch  in  anderen  Gegenden  ausserhalb  der  Mark  Bran- 
denburg finden  sich  Bestimmungen  die  den  ünschuldseid  des 
Beklagten  nicht  zulassen.  In  Lübeck  soll  bei  zugefügten 
Wunden  der  Klägfer  selbdritt  mit  den  auf  sein  Geschrei  her- 
beieilenden Nachbaren  den  Beklagten  überwinden.*^)  Hier 
mag  der  Beweisvorzug  des  Klägers  seine  Erklärung  allen- 
falls in  der  Annahme  einer  handhaften  That  finden,  ob  wol 
eigentlich  durch  das  Zeugniss  der  herbeieilenden  Bürger 
noch  nicht, die  wiiiliche  Ergreifung  des  Thäters  als  festge- 
stellt angesehen  werden  kann. 

Aber  im  hervorder  Schöflfenbuche  wird  im  Falle  des  Todt- 
schlages geradezu  gefragt,  ob  der  Beklagte  näher  zum  Eide 
sei,  und,  nachdem  dies  bejaht  worden,  der  Eid  des  Beklag- 
ten   selbzwölft  zuerkannt.     Der  Fall  der  handhaften  That 


647)  Cf.  1.  c.  §.  13 :  Si  homicidium  factum  fuerit  et  actor  manifesta 
actione  deprehensus  fuerit,  capitali  sententia  punietur.  —  Statt  actor 
muss  entweder  reus  gelesen,  oder  (was  wol  wahrscheinlicher  ist)  actor 
mit  is,  qui  egit  homicidium  gedeutet  werden,  also  actor  =  Thäter. 

648;  Cf.  de  Westphalen,  monum.  ined.  III.  S.  591  (Justitia  civitatis 
Lubeke  d.  a.  1158) :  Cum  aliquem  vulnerari  contigerit  ab  aliquo  acutam 
aciem  habente  instrumento  vulneratus,  adhibito  sibi  duorum  virorum  testi* 
monio,  septa  sui  domicilii  intra  civitatem  habentium,  qui  ob  clamorem 
sue  lesioms  advenerint  agendo  in  illum  pocius  prevalebit  quam  ille,  in 
quem  agit,  evadat. 
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wird  dabei  ausdrücklich  als  nicht  vorhanden  voraasge- 
setzt.««) 

Diesen  Thatsachen  gegenüber  ist  es  eine  weniger  her- 
vortretende Abweichung,  wenn  in  der  märkischen  Stadt 
Freienstein,  welche  mit  brandenburgischem  Rechte  bewidmet 
war,  der  Beklagte  welcher  notorisch  einer  Gewaltthat  (d.  i. 
eines  Excesses)  schuldig  war,  von  jeder  eidlichen  Yerthei- 
digung  ausgeschlossen  wurde.^^^)  Die  Eigenthümlichkeit  die- 
ser, allein  für  Freienstein  geltenden  Bestimmung  besteht 
hier  darin,  dass  der  Fall  der  Notorietät  ebenso  wie  sonst 
der  der  handhaften  That  behandelt  wird. 

Auch  in  den  Ordnungen  für  die  Landfriedensgerichte 
wird  mehrfach  erwähnt,  dass  der  Beklagte  sich  im  Fs^le 
des  Leugnens  selbzwölft  von  der  Anklage  reinigen  soll. 
(Vergl.  oben  g.  38  S.  ll9flF.).  Auch  für  die  vor  Gründung 
des  Landfriedens  begangenen  Verbrechen  soll  nach  dem  Land- 
frieden von  1361  der  Beklagte  sich  selbzwölft  losschwören.*") 

Nach  den  soester  Statuten  von  1120  soll  sogar  der  des 
Todtschlages  Angeklagte  eher  vom  Kläger  selbsiebent  über- 
wunden als  selbst  zum  Eide  verstattet  werden.^^^) 

649)  Hervorder  Schöffenbuch  von  1350  bei  Meinders^  de  judiciis 
centenariis  S.  286 :  So  vindet  man,  he  (der  zu  Hals  und  Hand  Beklagte) 
möge  bet  unschuldig  werden ,  sind  eme  de  schult  an  dat  Uff  gaht  und 
ungefangen  und  ungebunden  isz  gekommen  to  gerichte.  So  vrage  de  vor- 
spreke,  wo  he  scholl  unschuldig  werden?  so  vindet  men;  met  siner 
twolfften  hand.  —  Auch  in  der  justitia  civitatis  Lübeck  bei  Westphalen 
mouum.  ined.  III.  S.  628  soll  der  des  Todtschlages  Beklagte  sich  selb- 
zwölft losschwören. 

650)  Cf.  Küdel,  C.  D.  Br.  I.  IL  S.  262,  No.  2  (1287):  Jus  branden- 
burgense  obtinebit  civitas  (Freienstein)  hoc  solum  excepto',  quod  si 
aliquis  notorie  excedens  aut  obbgatus  notorie  debitis,  quod  foret  notorium 
consulibus  aut  scabinis  aut  aliis  probis  et  idoneis  viris^et  vellet  absolvi 
juramento  suo  prestito,  quod  id  facere  nequeat  nee  per  hoc  absolvi:  hoc 
nobiscum  incole  civitatis  communiter  elegerunt* 

651)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  li.  IL  S.  437,  No.  1045  (1361):  Vortmer 
dat  geschyen  is  eer  dessem  lantfrede,  wer  darumme  besculdiget  werdet, 
it  sy  umme  rof  edder  umme  brand,  was  it  umme  sy,  bekand  he  des, 
so  mach  de  gene  synen  scadan  rekenen  unde  de  ander  ene  mynren  mit 
Byrne  rechte  mit  twelf  besetenen  bederven  luden  synes  heren  mannen; 
versähet  he  des,  so  mach  he  sik  afnemen  sulf  twelfte  synes  heren  man- 
nen mit  unberuechtigeden  lueden. 

652)  Cf.  Seibertz,  Ürk.-B.  z.  Gesch.  Westf.  I.  S.  50,  No.  42  ad  19 
(1120):  Si  quis  de  homiddio  pulsatus,  septima  manu,  tactis  reliquiis^ 
convinci  potest  quam  reus  poterit  se  excusare. 
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Die  Vertheidigung  konnte  der  Beklagte  nicht  bloss  durch 
Ableugnen  der  That  fuhren,  sondern  auch  durch  Angabe  von 
Umständen,  die  entweder  darthaten,  dass  er  das  Verbrechen 
überhaupt  nicht  begangen  hatte,  oder  wenigstens  nicht  unter 
Umständen  oder  in  einer  Absicht,  die  seine  Bestrafung  hätte 
nach  sich  ziehen  müssen.  Nach  sächsischem  Rechte  bewirkte 
solche  mit  dem  Leugnen  der  Schuld  verbundene  Behauptung 
positiver  Thatsachen,  dass  der  Beklagte-  nicht  mehr  zum 
Unschuldseid  allein  verstattet  wurde,  sondern  mit  drei  resp. 
sechs  Eideshelfern  schwören  musste.®^^)  Anwendungen  von  die- 
sem Grundsatze  kommen  auch  in  der  Mark  Brandenburg  vor. 

Im  Jahre  1481  wird  Hans  Irxleben  wegen  eines  Todt- 
schlages,  den  er  auf  der  Levewitz  begangen  haben  soll,  be- 
klagt. Er  schwört  selbdritt,  dass  er  sich  zur  Zeit  der  That 
zu  Potsdam  befunden  habe.®**)  Auch  das  berliner  Stadtbuch 
verstattet  dem  Beklagten,  welcher  gegen  die  Anklage  des 
Todtschlages  einwendet,  dass  er  den  Andern  aus  Versehen 
getödtet  habe,  zum  Eide  selbsiebent.®^*)  Wenn  die  Verthei- 
digung des  Beklagten  darin  bestand,  dass  er  wegen  seiner 
Sinnlosigkeit  unzurechnungsfähig  sei,  so  schliesst  das  ber- 
liner Stadtbuch  •  übereinstimmend  mit  dem  Richtsteig  den 
Beweis  sowol  durch  Eid  des  Klägers  als  durch  Eid  des  Be- 


Cfl  Kichtst.  Landr.  ed.  Hameyer,  cap.  40   §.  2;  44  §.  3;  cf. 
auch  ebendas.  S.  489  f. 

654)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  193,  No.  146  (1481):  Am 
dinstag  Galli  hat  sich  Hans  Irxleben  selbdritt  benomen  ein  tzicht,  das 
er  einem  von  Bemaw  am  palmabent  in  diesem  81.  jar  uff  der  Levewitz 
genomen  soll  haben  und  hat  des,  wie  oben  berurt,  selbdritt  zu  heiligen 
eyd  gesworn  mit  uffgerackten  fingern,  das  er  selben  tag  zu  Potzstam 
gewest  sey  und  darus  nicht  kpmen,  mitswerer  sein  gewest  Claus  Scho- 
now  und von  der  Groben. 

655)  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  161:  Vra^et  dan  jene 
(der  Kläger)  eyns  ordels,  na  deme  dat  he  des  mordes  hir  het  bekant, 
ofte  he  des  mordes  nu  icht  sy  overwunnen,  so  vraget  jene  (der  Be- 
klagte) dar  weder,  na  dem  dat  he  dat  het  gedan  ane  synen  willen  und 
von  ungelucke  tu  körnen  sy  sunder  bösen  vorrad,  ofte  he  nu  icht  hoger  het 
gebroken  wen  alse  syn  wergelt,  oder  wat  darumme  recht  sy,  so  vrage 
jene  darweder,  na  dem  dat  di  dode  kegenwordich  is  und  he  des  mordes 
bekent  het,  ofte  he  nu  icht  eynes  mordes  dot  liden  scole?  So  vint  man 
tuschen  twier  man  rede:  Mach  die  schuldige  dat  selfsovende  betoisen, 
dat  is  ym  von  ungelucke  sy  geschin  und  dat  he  vor  en  geyne  veide  met 
em  hadde,  so  sal  he  geven  den  toden  eyn  wergeld.  Cf.  Kichtst  Landr. 
44.  §.  3. 
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klagten  aus,  sondern  lässt  nur  die  Feststellung  der  ünzu- 
rechnungsf&higkeit  durch  den  lüchter  und  den  sieben  voll" 
kommenen  Leuten  geschehen.*^) 

Der  Richter  stellt  hier,  wie  die  erklärende  Bemerkung 
des  Richtsteigs  Landrechts  ergibt,  nicht  sowol  durch  sein 
Zeugniss  eine  Thatsache  fest,  sondern  er  beurtheilt  gewisser- 
massen  als  Sachverständiger  die  Zurechnungsföhigkeit  des 
Beklagten.  Die  sechs  vollkommenen  oder,  wie  der  Richt- 
steig sagt,  frommen  Leute  sind .  ebenfalls  nicht  eigentliche 
Zeugen,  sondern  ürtheiler  über  jene  specielle  Frage. 

Wird  gegen  die  Beschuldigung  des  Todtschlages  die 
Einrede  der  Nothwehr  erhoben,  so  geben  der  Richsteig 
Landrecht  wie  das  berliner  Stadtbuch  übereinstimmend  an, 
dass  der  Beklagte  mit  bederven  oder  fromen  luden  die  Noth- 
wehr zu  beschwören  bittet.  Wird  aber  dagegen  von  Seiten 
des  Klägers  eingewendet,  dass  der  Beklagte  vorher  aus 
Nothwehr  begangene  Tödtung  eines  Menschen  nicht  frei- 
willig angezeigt  habe,  bevor  der  Todte  selbst  in  das  Ge- 
richt gebracht  worden  und  Klage  erhoben  sei,  so  darf  der 
Beklagte  nur  durch  gerichtlichen  Zweikampf  seine  Nothwehr 
beweisen.*^*^)     Um   sich  also  in  dem  vollen  Vertheidigungs- 

656)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  159:  Sprechst  du 
weder,  du  wilt  dat  bewisen,  dat  he  dat  von  unsinnicheit  wegen  nicht 
het  gedan,  sunder  met  groten  frevel  und  met  overmude,  ofte  man  met 
syner  unsinnicheit  unschuldigen  möge,  so  vrage  averda  weder,  na  den 
male ,  dat  he  dat  bewisen  und  betugen  wil,  dat  he  den  mort  oder  die 
sake,  wi  sy  is^  dorch  unsinnicheit  willen  nicEt  het  gedan;  geit  em  dan 
dat  getugh  an  den  lif,  wi  he  dan  dat  getugnisse  bewisen  und  vulkomen 
scole,  di  em  den  lif  benemen  mögen,  so  vint  man :  met  dem  riiMer  und 
met  ses  vulkomen  luden.  —  Der  Richtst.  Landr.  c.  43  §.  5  sagt  an  der 
entsprechenden  Stelle :  So  vintme  mit  dem  richter  und  mit  ses  vromen 
mannen:  wen  he  tuget  hir  nicht  der  dat,  sunder  he  tuget,  dat  desse  al 
wis  si,  dat'eme  der  doren  recht  nicht  helpen  möge. 

657)  Cf.  Richtst.  Landr.  32  8.  2:  Nademe  dat  he  (der  Beklagte)  N. 
deme  vromen  manne  ni  wedder  dorch  hat  noch  dorch  nenerhande  sake 
willen  wen  dorch  rechte  notwere  gevellet  heft,  dat  he  bewisen  wil  met 
sines  selves  live  und  mit  bedderven  luden  unde  wo  het  tu  rechte  be- 
wisen scal,  oft  me  eme  dorch  notwere  möge  mort  anspreken,  edder  wat 
dar  en  recht  umrae  si?  §.  3:  So  vrage  desse  (der  Kläger)  na  deme, 
dat  de  dode  dar  jegenwardich  is,  wen  he  sie  tu  rechte  ni  ne  bot,  er  de 
dode  vor  gerichte  queme,  oft  he  icht  tu  rechte  nu  em  scole  aniwerden 
vor  einen  hals  edder  wat  dar  rechtes  ummme  si?  So  vintme,  he  mote 
den  doden  mit  kampe  der  not  verwinnen,  edder  it  ga  em  an  den  lif.  — 
Bei  Fidicin,  dipl.  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  156 f.:  Na  dem  male,  dat 


.    KLAGEN   AN   UAL8   UND   HAND.    §.  65.  329 

rechte  auf  Grund  vorhandener  Nothwehr  zu  erbalten,  ist  da- 
her erforderlich,  dass  der  Thäter  die  Tödtung  selbst  anzeigt. 
Einen  Sinn  hat  dieses  Erforderniss  nur  im  Falle  der  nicht- 
handbaften  That,  oder  wenn  wenigstens  eine  Ergreifong  des 
Thäters  nicht  stattgefunden  hatte.  Denn  wenn  der,  welcher 
einen  Anderen  in  der  Nothwehr  erschlagen  hat,  sogleich  er- 
griffen und  unter  der  Anklage  jdes  Mordes  vor  Gericht  ge- 
bracht wird,  so  bleibt  ihm  keine  Zeit  dui'ch  freiwillige  Anzeige 
der  begangenen  That  den  Verdacht  frevelhafter  verbreche- 
rischer T-ödtung  von  sich  abzulenken ;  es  kann  ihm  also  auch 
aus  der  Unterlassung  jener  Anzeige  nach  natürlichem  Rechts- 
gefühl kein  ungünstiges  Präjudiz  erwachsen. 

lieber  die  Ladung  des  Beklagten  im  ordentlichen  Grimi- 
nalprocesse  scheinen  im  sächsischen  Rechte  keine  besonderen 
Vorschriften  bestanden  zu  haben.  Selbst  für  die  Form  der 
Ladung  in  Givilsachen  enthält  der  Sachsenspiegel  I.  67  keine 
deutlichen  Vorschriften.  Nur  die  Pflicht  des  Beklagten  im 
dritten  Dinge  zu  erscheinen,  widrigenfalls  ihn  die  Strafe  der 
Verfestung  trifft.«^») 

In  der  Mark  Brandenburg  wird  uns  folgende  schriftliche 

Ladung  des  brandenburgischen  Stadtgerichtes  aus  dem  Jahre 

1564  überliefert: «5») 

Ich  Frantz  Roch  belehnter  Richter  der  Neustadt  Branden- 

burgk,  entpiette  dir  Friedrich  Tribbowen,  Hans  Trebbo- 

wes  Saigon  Shones^  und  allen,  die  dich  yn  nachvolgender 

he  N.  dem  fromen  man,  deme  got  gnade,  weder  dorch  hat  oder  nyt, 
noch  dorch  en  geynerleyge  sake  willen  mer  men  dorch  nodwere  willen 
erslagen  het  imd  sich  sjnes  lives  muste  erweren,  dat  he  hewisen  wü 
met  synes  selvea  live  und  mit  fromen  luden  und  wi  he  dat  tu  rechte 
bewisen,  sal,  oft  man  em  nu  dorch  nodwer  synes  lives  mord  möge  an- 
gespreken,  oder  wat  darumme  recht  sy?  Sodan  vraget  di  kleger  dar 
weder,  na  dem  male  dat  di  mord,  der  kegenwordich  lecht  und  schinbar 
ist,  und  he  sich  darumme  ny  irbot,  er  di  dode  vor  gerichte  quam,  ofte 
he  na  ioht  antwerden  scole  vor  S3mes  selves  hals,  oder  wat  darumme 
recht  sy?  So  deilet  man:  he  mut  vor  synen  hais  antwerden,  oder  he 
mut  den  doden  met  campe  overwynnen,  oder  id  geit  em  an  den  lif,  — 
Vergl.  auch  Ssp.  II.  14.  §.  1.  Die  goslarer  Statuten  lassen  selbst  bei' 
handhafter  That  den  Beklagten  die  Nothwehr  selbdritt  beschwören, 
cf.  Gosl.  stat.  ed.  Göschen,  S.  35  Z.  5. 

658)  Cf.  Ssp.  I.  67  und  magdeb.  Fragen  III.  1.  dist.  4. 

659)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  IX.  S.  320,  No.  414  (1564). 
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pefnlicher  Sachen  czu  vertretten  vermeynen  und  gedencken, 
hiermit  czu  wissen,  wie  Andres  Latzk  vor  sich  und  yhm 
nahmen  des  Lorentz  Schultzinne  mir"  clagende  angebracht, 
das  du  Lorentz  fhurmannen  gedachten  Andreas  Latzken 
Stieff-  und  des  Lorentz  Schultzinne  tochter  Shonen  Sonn- 
tage SeptuagesimC;  welcher  ist  gewesen  der  30.  tagk  Ja- 
nuarii  umb  9  uhr  uf  den  abende  yn  der  Steinstrassen  ke- 
gen  der  oldern  Nitische  thur  dises  LXIV.  jars  in  meynen 
geriehten  mit  deynen  selbst  frovelthurst  und  gewalt  one 
alle  redliche  und  erhebliche  Ursachen  yemmerlichen  ent- 
leybett  und  vom  leben  tzum  tode  gebracht  haben  und  so 
balde  nach  frischer  thatt  fluchtigk  sein  wurden  sollest. 
Weyll  dan  solchs  yn  meynen  geriehten  von  dir  begunst 
und  geschehen,  haben  mich  obbemeltte  Andreas  Latzke 
and  die  Lorentz  Schultzinne  gebetten,  das  ich  ihnen  eynen 
peinlichen  rechtstag  bestellen  und  ansetzen  wollte,  darynne 
sie  yhr  erste  peinliche  clage  wider  dich  anstellen  und 
furbringen  muchten,  und  das  ich  dich  datzu  rechtlich  wolte 
citiren  lassen,  solche  jrhe  peinliche  clage  wider  dich  an- 
tzuhoren  und  dich  doruflf  rechtlichen  tzuvorantworthen, 
welches  mir  zu  gestatten  von  gerichts  und  rechts  wegen 
gebhurett  hatt,  und  habe  also  yhnen  einen  peinlichen  ge- 
richtstagk  uf  den  Montagk  nach  palmarum,  welcher  ist  der 
27.  tagk  Martii  dieses  lauffen den  LXIV.  jars  umb  acht  uhr 
tzu  morgens  für  gehegter  bancken  yn  der  Neustadt  Branden- 
burgk  berhamett  und  benomett,  denselben  thue  ich  auch 
verkundigen  und  ansagen,  heische  und  lade  dich  demnach, 
das  du  uf  denselben  tagk  nemlichen  Montages  nach  pal- 
marum in  der  Neustadt  Brandenburg  dieses  lauflFenden 
LXIV.  jares  umb  8  uhr  Vormittage  alhier  jm  peiWichen 
gerichte  für  gehegten  bancken  personlichen  erscheynest, 
geschickt  seyest  tzu  sehen  und  hören,  wie  obgedachte 
anclegere  yrhe  erste  peinliche  clage  deynes  begangenen 
todtschlages  halben  rechtlichen  wider  dich  erheben  und 
anstellen  werden,  darauflf  du  deine  unschuldt,  antwortt  oder 
andere  rechtliche  notturft,  ob  du  deren  einige  eyn  und 
furtzuwenden  bettest,   furwenden  sollest  und  alles  anders 
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tzu  thun,  das  sich  noch  gestaltter  peinlichen  Sachen  wirt 
gebhüren    one    hindergangk    oder   ungeburlicher   behelfif. 
Mit  verwernunge,  du  kommest  oder  bleybest  aussen,  das 
ich  nichts  desto  weniger  cleger  yhrer  peinlichen  anclage 
halben  hören  und  gestädten  werde.    Datum  unter  meynem 
gerichts  Siegel. 
Indem  in  der  vorstehenden  Urkunde  vom  Stadtgerichte  eine 
schriftliche  Ladung  ergeht,  ist  klar,  dass  der  Brauch  schrift- 
licher Ladungen  nicht  bloss,  wie  Maurer  behauptet,*^)  bei 
kaiserlichen  Hof-,  Fürsten-  und  Lehengerichten  bestand.  Das 
Präjudiz  für  den  Geladenen   bestand  bei  der  Ladung  zum 
ersten  Termin  nicht  in  Androhung  einer  Strafe,  sondern  in 
der  Verwarnung,    der  Kläger  werde   zur  Erhebung  seiner 
Klage  trotz  des  Ausbleibens  verstattet  werden. 

Ein  Verhaftungsrecht  stand  dem  Kläger  selbst  bei  schwe- 
rer todes würdiger  Anklage  nicht  zu.  Im  Jahre  1436  war  in 
Prenzlau  die  Tochter  eines  gewissen  Ekhard  Scroder  angeb- 
lich mit  Gewalt  geschwängert  worden.  Der  Vater  derselben 
hatte  seinen  Knecht  Godekinus  Strasem  wegen  Nothzucht  in 
Verdacht.  Nachdem  die  Tochter  geboren  hatte,  suchte  er 
sich  der  Person  des  Angeschuldigten  zu  bemächtigen,  indem 
er  diesen  unter  der  Vorspiegelung  ihm  seinen  Lohn  auszu- 
bezahlen, in  ein  Haus  lockte,  ihn  aber  hier  überfiel  und  mit 
Fesseln  band.^^)  Die  juristischen  Polgen  dieses  Benehmens 
des  Klägers  werfen  ein  Licht  auf  das  Recht  der  Verhaftung 
gegen  einen  peinlich  Angeklagten. 

Dass  zunächst  die  Klage  des  Ekhard  Scroder  möglicher 
Weise  an  Hals  und  Hand  gieng,  geht  aus  den  Worten  des 
Beklagten  hervor,  indem  er  verspricht: 

quod  ipse  impeticioni  prefati  Eghardi  Scroders,  quam 
contra  ipsum  habere  pretenderet,  respondere  et  juri  mag- 
deburgensi  comparere  et  stare  voluerit  et  omnia  sustinere 
que  secundum  impeticionem  antedicti  Eghardi  Scroders  et 
ejus  responsionem  de  jure  sibi  venirent  sustinenda  et  qui- 


Gesch.  des  öfifentl.  und  mündl.  Gerichtsyerf.  S.  205. 
661)   Gf.  Die  urkundlichen  Zeugnisse  über  diesen  Fall  bei  Eiedel, 
C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  275—278,  No.  235  (1436). 
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quid   predictus  Egharduä   Scroder  sibi  probare  potuerit, 

quando  se  aliis  suis  detensionibus  evader^  non  possit  sive 

veniret  sibi  ad  penam  ultimi  supplicii  sive  ad  pe- 

nam  civilem,  hoc  sustinere  vellet. 

Wenn  der  Kläger  die  Person  des  Beklagten  in  seine  Gewalt 

zu  bringen  suchte,  so  geschah  es  wol  aus  einer  irrigen  Be- 

urtheilung  des  Falles   als  handhafter  That.     Denn  als  der 

Beklagte  ELlage  erhebt  über  die  erlittene  Gewalt,  verweigert 

er  sich  darüber  zu  verantworten: 

Stare  juri  renuit  et  postulavit  eundem  Ghodekinum  Stra- 
sem  e  converso   sibi  reportai4  ad  vinculandum,  tempore 
et  loco  sibi  a  fidejussoribus  promisso. 
Dieses  Begehren  zielt  dahin  im  nächsten  gerichtlichen  Ter- 
mine,   bis    zu   welchem    der  Beklagte    durch  Stellung   von 
Bürgen  sich  die  Freiheit  sichert,   den  Beklagten  gebunden 
vor  das  Gericht  bringen  zu  dürfen  und  das  Gerüfte  gegen 
ihn  zu  erheben.     Offenbar  stand  dieser  Auffassung  des  Klä- 
gers entgegen,  dass  er  den  Beklagten  nicht  auf  frischer  That 
betroffen  hatte.    Dies  heben  auch  die  bei  dem  Streite  inter- 
venierenden Rathmannen  der  Stadt  hervor,,  indem  sie  fragen: 
quare  non  cepit  predictum  Ghodekinum  Strasem,  ante- 
quam  filia  sua  peperit,  et  vinculis  mancipavit. 
Der  Kläger  antwortet  hierauf,  er  und  seine  Verwandten  hät- 
ten seine  Tochter  noch  kurz  vor  ihrer  Niederkunft  gefragt, 
ob  sie  schwanger  sei,  diese  aber  habe  behauptet  noch  un- 
berührte Jungfrau  zu  sein.    Es  heisst: 

Respondit   quod   ipse  et  consanguinee  ejus  noviter  eam 
interrogaverint,  utrum   esset  impregnata  vel  non  aut  in 
integra  virginitate  constituta  an  non,   ad  quod  filia  sua 
respondit,  quod  de  premissis  non  esset  ipsis  cura  aliqua, 
quia  virgo  et  non  corrupta. 
Der  Kläger  scheint  hienach  alle  rechtlichen  Vortheile  der 
handhaften  That  für  sich  daraus  herzuleiten,   dass  er,  so- 
bald er  erfahren,  dass  der  Beklagte  seine  Tochter  geschwän- 
gert habe,   zur  Ergreifung  desselben  geschritten  sei.    Dass 
dieses  Verhalten  den  bestehenden  Grundsätzen  widersprach, 
bedarf  kaum  der  Erwähnung.    Es  lag  darin  eine  Störung 
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des  Rechtes  dessen,   der  die  Verhaftung  eines  criminaliter 
Angeschuldigten  verfugen  durfte.    Diese  Befugniss  stand  aber 
dem  Inhaber  der  Polizei  zu,  d.  h.  in  der  Stadt  dem  Bathe. 
Aus  diesem  Grunde  wird  es  daher  erklärlich,   weshalb 
die  consules  der  Stadt  Prenzlau  sich  in  den  Streit  mischen. 
Sie  treten  neben  dem  Beklagten,  welcher  gegen  den  Kläger 
wegen  der  erlittenen  violentia  eine  Wiederklage  erhebt,  als 
Partei  auf,  und  zwar  eben  wegen  jenes  Uebergriffes  in  ihre 
oberste  und  niederste  Gerichtsbarkeit,  vermöge  deren  ihnen 
die  Verhaftung  eines  Angeschuldigten  zustand.     Sie  sagen: 
Sed  ipsum  Ghodekinum  Strasem  cepit  (der  Kläger),  com- 
pedibus   dire  invinculavit  sine  jussu  aut  licencia  consu- 
latus   predicti,    ex  quo  ipsi  jurisdictionem  supremam  et 
principalem  in  loco  prefato  a  principe  optinent  neque  op- 
tenta  licencia  prefecti  antedicti  opidi,  licet  dictus  Ghode- 
kinus  Strasem  nuUo  crimine  irretitus  fuit  neque  convictus 
vel  confessus  demeritisque  suis  minime  exigentibus  ideoque 
prefati  consules®^*)  et  consules  volentes  cum  canone  et 
juris  ordine  talia  enormia  facta  compescere,  prout  ad  eos 
auctoritate  supremi  judicii  spectat,  dictum  Eghardum  Scro- 
der  coram  supradicto  judice  träxerunt  in  causam  ci viliter 
et  non  criminaliter  neque  ad  penam   sanguinis, 
sed  tantum  ad  eum  et  sua  bona  mobilia  et  immo- 
bil! a,  prout  presens  narratum  est. 
Die  Rathmannen  beurtheilten  gewiss  die  gewaltthätige  Hand- 
lung   des  Klägers  Eckard  Scroder    nach   Massgabe   seines 
eigenen  Irrthums,  dass  er  nämlich  zur  Gefangennehmung  des 
Knechtes  befugt  zu  sein  glaubte,  als  er  von  dem  vermeint- 
lichen Vergehen  desselben  Kenntniss  erhalten,  gerade  als 
wenn  der  Fall  eigentlicher  handhafter  That  vorläge.    Stände 
diese  Entschuldigung  dem  Kläger  nicht  zur  Seite,  so  würde 
er   wegen  Landfriedensbruches    einer  Strafe   zu  Hals    und 
Hand  schuldig  gewesen  sein.     Gerade  indem  die  consules 

662)  Statt  consules  ist  wol  zu  lesen:  proconsules.  Denn  vorher  in 
derselben  Urkunde  heisst  es :  Proconsules  et  consules  dicti  opj)idi  Premps- 
low  —  proposnernnt,  et  conquesti  fuerunt  contra  et  adversus  Eghardum 
Scroder. 

KÜHHt,  OlSIOHTS-yiBPASSUltO.    U.  28 
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nur  eine  civile  Klage  anstellen,  betrachten  sie  das  fragliche 
Vergehen  nur  als  einen  unerlaubten  Eingriff  in  ihre  Juris- 
dictionsbefugnisse. 

Die  juristischen  Eigenthümlichkeiten  des  eben  erörterten 
Rechtsverhältnisses  lassen  sich  dahin  zusammenfassen.  ImFaJle 
ein^r  eigentlichen  handhaften  That  steht  der  Privatpartei 
Verhaftung  des  Verbrechers  zu.  Bei  nichthandhafter  That 
kann  die  Verhaftung  des  Angeschuldigten  nur  der  vornehmen, 
welchem  die  Ausübung  der  Jurisdiction  zusteht.  Die  Privat- 
partei, die  dennoch  eine  Verhaftung  vornimmt,  macht  sich 
eines  Eingriffes  in  die  Befugnisse  des  Jurisdictionsinhabers 
schuldig,  wird  aber  nicht  nothwendig  wegen  Landfriedens- 
bruches, sondern  nur  civiliter  auf  eine  Polizeistrafe  belangt. 
In  dem  erörterten  Falle  bestellte  der  beklagte  Ghodekinus 
Strasem  durch  Bürgschaft  Gaution,  dass  er  in  dem  wegen 
Nothzucht  gegen  ihn  einzuleitenden  Processe  vor  Gericht 
erscheinen  werde,  und  befreit  sich  damit  von  dca*  Gefahr 
verhaftet  zu  werden.  Hiebei  wird  es  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, dass  er,  wenn  er  keine  Bürgen  finden  könne,  mit 
seiner  eigenen  Person  Bürge  sein  müsse,  d.  h.  verhaftet 
werde.    Es  heisst: 

Denique  prefatus  oonsulatus  fecerunt  proponi  et  queri  jus, 
si  dictus  Ghodekinus  Strasem  non  haberet  fidejussores,  an 
per  se  non  deberet  esse  fidejussor  ita,  quod  deberet  servari 
et  custodiri  de  uno  termino  judiciali  ad  alium  terminum 
judicialem.    Dictique  scultetus  atque  scabini  sententiarunt, 
si  non  haberet  fidejussores,  per  se  deberet  esse  fidejussor. 
Bisher  war    nur  von  dem  Falle  nichthandhafter  That  die         '^ 
Bede.    Die  rechtlichen  Eigenthümlichkeiten  desselben  zeigen         | 
sich  in  einem  uneingeschränkteren  Vertheidigungsrechte  fftr 
den  Beklagten  und  in  dem  Rechte  desselben  sich  durch  Stel- 
lung von  Bürgen  der  persönlichen  Haft  zu  entziehen. 

Anders  verhielt  es  sich  bei  handhafter  That.  Zu  einer 
solchen  gehörte  Ergreifung  des  Verbrechers  auf  frischer  That 
oder  wenigstens  auf  der  Flucht  unmittelbar  nach  derselben. 
Man  rausste  den  Thäter  sofort  nach  der  Ergreifung  vor  das 
Gericht  bringen  und  manche  Rechte  schrieben  ausdrücklich 
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vor,  das9  die  That  nicht  übernächtig  werden  dürfe,  bevor 
der  Verbrecher  dem  Gerichte  überantwortet  wurde.**^)  Auch 
die  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels  und  anderer  Rechts- 
bücher, die  das  Requisit,  dass  die  That  nicht  übernächtig 
sein  dürfe,  nicht  besonders  aufstellen,  sind  wol  dahin  zu 
verstehen,  dßss  zwischen  der  Ergreifung  des  Thäters  und 
der  Führung  desselben  vor  Gericht  keine  Pause  im  Verfah- 
ren eintrete,  sondern  dass  beide  Momente  durch  Continuität 
mit  einander  verbunden  seien. 

Ohne  auf  die  mehr  oder  weniger  abweichenden  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  Territorialrcchte  einzugehen,  sollen 
hier  die  aus  den  märkischen  üeberlieferungen  hervorgehen- 
den Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  handhafter  That 
angegeben  werden. 

Das  salzwedeler  8tadtrecht  geht  von   der  Anschauung 
aus,    dass  zur  handhaften  That  augenblickliche,   oder  we- 
nigstens  in    continenti   erfolgende   Ergreifung   des   Verbre- 
chers erforderlich  sei.*^*)     Aber  schon  eine  Eigenthümlich- 
keit  tritt  auch  im  salzwedeler  Stadtrechte  hervor,  dass  näm- 
lich eine  Klage  mit  Gerüfte  wegen  handhafter  That  selbst 
dann  möglich  ist,  wenn  der  Räuber  entflohen  und  man  nur 
weiss,  wohin  er  seinen  Raub  gebracht  hat.    In  diesem  Falle 
soll  man  den  Richter  auffordern  mit  Gerüfte  dem  Verbrecher 
zu  folgen  und  denselben  der  handhaften  That,   da  wo  man 
ihn  ergreifen  wii*d,  überfähren.    In  diesem  Sinne  ist  zu  ver- 
stehen art.  75  des  salzwedeler  Stadtrechtes: 
De  ok  berovet  is  unde  weit,   war  syn*roff  gevorit  is,  wil 
he,  dat  eme  de  richter  volge,  he  mut  eme  mit  geruchte 
volgen  dar  unde   clagen  dorch  de  handhaflffcigen  dait,  de 
he  dar  bewisen  will;  war  de  hanthafftige  dait  nicht  en  is, 

663)  Cf.  Goslar.  Statut  ed.  Göschen  S.  47  Z.  18:  Welk  vredebrake, 
de  des  selven  daghes,  alse  se  ghesctit,  oder  des  nachtes  nicht  beklaghet 
ne  wert,  de  is  overnechtig,  scüt  se  ok  des  nachtes  unde  ne  wert  se  des 
neysten  daffbes  nicht  beklaghet,  so  is  se  aver  ovemechtich.  —  Die  over- 
nechtige  That  wird  gleich  depot  Falle  nichthandhafter  That  behandelt. 
Cf.  Goslar.  Statut,  ed.  Göschen  S.  40,  Z.  24:  S.  47,  Z.  12 

664)  Cf  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  22,  No.  19  ad  74:  De  ok  lüde 
mit  duve  edder  mit  rave  gevangen  vor  gerichte  bringet,  de  schüüen  da- 
gen  mit  gerwihte  dorch  de  hanthafftigen  dait,  de  do/r  schinbar  is. 
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dat  claget  me  sunder  ruchte,  efft  mens  one  schaden  bli- 

ven  wil. 
Man  wird  die  Stelle  naturgemäss  kaum  anders  verstehen 
können,  als  dass  der  Beraubte  in  Begleitung  des  !B*ich- 
ters,  wo  der  Raub  geschehen  ist,  dem  Räuber  mit  Gerüfte 
folgt  und  da,  wo  er  ihn  ergreift,  die  Klage  wegen  handhaf- 
ter That  erhebt.  Diese  Bestimmung  ist  insofern  elastisch, 
als  möglicher  Weise  zwischen  der  Zeit  des  verübten  Raubes 
und  dem  Augenblicke  der  mit  Gerüfte  und  in  Begleitung  des 
Richters  beginnenden  Verfolgung  eine  längere  Zeit,  z.  B. 
mehr  als  eine  Nacht  verstrichen  sein  kann.  Nach  dem  Wort- 
laute der  Vorschrift  würde  der  Beraubte,  welcher  den  Raub 
erst  mehrere  Tage  nach  der  That  bemerkt  und  nunmehr 
erst  zur  Verfolgung  schreitet,  noch  wegen  handhafter  That 
klagen  dürfen.  Allerdings  hat  dieser  Fall  dem  Verfasser 
des  salzwedeler  Stadtrechtes  wol  kaum  als  der  gewöhnliche 
vorgeschwebt,  weil  bei  der  Verfolgung  mit  Gerüfte  die  Err 
greifung  des  Thäters  mit  dem  Raube  für  die  Klage  auf 
handhafte  That  erforderlich  ist  und  dies  nach  Verlauf  meh- 
rerer Tage  schwerlich  zu  hoflfen  igit.  Dennoch  ist  Act  da- 
von zu  nehmen,  dass  die  Verfolgung  mit  Gerüfte  beginnen 
kann,  ohne  dass  man  den  Thäter  bei  Verübung  des  Ver- 
brechens gesehen  oder  ergriffen  hat. 

Vereinzelt  steht  diese  Vorschrift  nicht,    der  Sachsen-, 
Spiegel  II.  35  hebt  schon  hervor,  dass  handhafte  That  vor- 
handen sei,  wenn  die  gestohlene  Habe  in  der  Were  Jeman- 
des gefunden  werde.^^^) 

665)  Die  Stelle  lautet:  Die  hanthafte  dat  is  dar,  svar  man 
enen  man  mit  der  dat  begript  oder  in  der  vlucht  der  dat  oder 
düve  oder  rof  in  einen  geweren  hevet,  dar  he  selve  den  slotel  to  dreget, 
\t  ne  si  so  klene,  dat  man't  in  en  venster  steken  möge.  —  Die  magde- 
burger  Fragen  ed.  Behrend  IIT.  4  dist.  1  sagen  übereinstimmend:  Dy 
hanthafite  tat  ist,  wen  eyner  ungerichtis  in  der  vrischen  tat  der  stat 
gefangen  wirt,  adir  wenne  man  aube  adir  raup  in  eynis  mannis  were 
vindet,  do  her  selbir  den  slussel  zcu  tret  unde  sulcher  habe  keynen  ge- 
weren hat,  is  en  sey  denne  also  cleyne,  das  man  is  in  eyn  fenstef  ge- 
werffen  mochte,  do  mag  man  unscholt  vor  thun.  Cf.  Richtst.  Landr.  40, 
§.  4.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Stellen  ^st  es  fraglich,  ob  Eschenburg 
(diss.  inaug.  berol.)  de  delicto  manifesto  jure  Saxonico  (1866)  S.  14f.  mit 
Recht  behauptet,  dass  das  Gerüfte  nur  erhoben  werde,  um  Zeugen  der 
That  herbeizurufen.  . 
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Es  ist  auch  hier  offenbar  die  Möglichkeit  vorhanden, 
dass  derjenige,  bei  dem  die  geraubte  Habe  getroffen  wird, 
bei  Vertibung  der  That  weder  selbst  gesehen  noch  ergriffen 
worden  ist. 

In  der  Mark  Brandenburg  finden  sich  noch  Zeugnisse, 
aus  denen  noch  deutlicher  erhellt,  dass  in  der  That  auf  die 
Ergreifung  oder  Ertappung  bei  der  That  selbst  kein  ent- 
scheidendes Gewicht  gelegt  wurde,  sondern  dass  es  mehr 
auf  die  Spuren  des  begangenen  Verbrechens  ankam,  die 
man  bei  dem  Thäter  fand.  In  einer  Prenzlauer  Urkunde 
von  1347  soU  man  denjenigen  mit  Gerüfte  verfolgen, 
von  dem  man  vermuthet,  dass  er  falsche  Münze  angefertigt 
habe.^^) 

Gerade  Falschmünzerei  ist  ein  Vergehen,  bei  welchem 
die  Ertappung  in  flagranti  gewiss  selten  war,  sondern  meist 
die  Vertibung  des  Delictes  selbst  an  dem  Besitze  gefälsch- 
ter Münzen  erkannt  zu  werden  pflegte.  Noch  in  einer  an- 
deren Hinsicht  ist  in  der  Bestimmung  eine  Abweichung  von 
den  gewöhnlichen  Grimdsätzen  der  handhaften  That  zu  er- 
kennen. Was  dem  flüchtigen  Falschmünzer  geschieht,  des 
soll  man  ledig  und  los  sein.  Keine  Erhebung  der  Anklage, 
keine  richterliche  Verurtheilung  soll  erfolgen,  sondern  die 
Verfolger  sollen  mit  dem  Verbrecher  machen  dürfen ,  was 
sie  wollen.  VöUige  Vogelfreiheit  scheint  mit  dieser  Bestim- 
mung auf  den  blossen  Verdacht  hin  dem  flüchtigen  Falsch- 
münzer angedroht  zu  sein.  Nur  in  der  Annahme,  dass  das 
gefährliche  Verbrechen  der  Falschmünzerei  sehr  häufig  be- 
trieben worden,  erklärt  sich  diese  harte  Verordnung  und  eine 
so  exorbitante  Abweichung  von  den  Grundsätzen  der  hand- 
haften That. 

Ausföhrlichere  Bestimmungen  über  die  handhafte  That 
enthält  das  berliner  Stadtbuch.  Aber  auch  diese  zeigen, 
welche  weite  Ausdehnung  man  dem  Begriffe  der  handhaften 
That  gegeben  hatte. 

666)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  161,  No.  95  (1347):  Wer  es 
auch,  4^,88  man  von  jemand  valscher  pfennige  vermute  und  worde  er 
flüchtig,  dem  sol  man  folgen  mit  gerückte,  als  ein  recht  ist,  und  was 
an  dem  geschehen^  dess  sol  man  ledig  und  los  sein. 
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Es  heisst  bei  Gelegenheit  der  Frage ,  auf  welöhe  ver- 
schiedenen Weisen  man  den  freien  Sachsen  vor  Gericht 
überführen  könne.*^'') 

Byn  vrie  Sasse  wil  vor  dem  gerichte  nicht  overtuget  syn. 
Doch  so  is  mangerleige  tuch  vor  dem  rechte  in  deme 
lande  tu  Sassen. 

Dat  irste  tugh,  dat  geit  von  dem  richter  und  schepen, 
dat  vor  em  geschut  und  dat  sy  syn  und  hören,  dat  tugen 
sy,  alsc  sy  tu  deme  rechte  gesworen  hebben.    Dat  ander 
tuch,  dat  is  openbar  mord,  openbar  geruchte,  dat 
gehöret  und  vernomen  wert;  wen  dat  geruchte  is  eyn 
begynsel   der  schriklagen.     Dat  dridde  is  gewundet 
blut  üt  ütflitene  wunden  und  alleleige  teyken, 
dar  man  alle  mysdeders  met  overtuget  vor  deme 
gehegeden  dinge:    den  dief  ndet  dufte,  den  rover  met 
deme  rove,  deme  morder  met  deme  morde  und  messer  tu 
steken  oder  tu  houwen,  in  der  rechter  hand  gebunden  von 
sich,  den  velscher  met  der  valscheit,  den  vorgever  met 
der  gift,  den  toverer  met  der  toverige  und  allerleyge  misse- 
dat  und  openbar  handteftige  dat,  di  overtuget  den 
missededer. 
Unzweifelhaft  wird  im  ersten  Fall  als  Grund  den  Beklagten 
überführen  zu  dürfen  Gerichtszeugniss  angesehen.  Der  zweite 
Fall   betrifft   unzweifelhaft  die  eigentliche  handhafte  That, 
bei  welcher  der  Verbrecher  bei  Verübung  der  That  oder 
kurz  nach  derselben  ergriffen  worden  ist.    Der  dritte  Fall 
wird  handhafte  That  genannt,  beruht  aber  auf  keiner  ande- 
ren Voraussetzung,    als    dass  die   Spuren  der  begangenen 
That  an  der  Person  des  Beklagten  gefunden  worden  sind. 
Ob  der  Beklagte  auf  der  Flucht  ergriffen  worden,  oder  ob 
später  gewisse  Spuren  der  That  an  ihm  entdeckt  worden 
sind,  wird  nicht  hervorgehoben.    Der  Beklagte  galt  für  über- 
fährt, wenn  er  mit  einem  der  bezeichneten  corpora  delicti 
vor  Gericht  gebracht  wurde,  der  Dieb  mit  dem  gestohlenen, 
der  Räuber  mit  dem  geraubten  Gute,  der  Mörder  mit  der 

667)  Cf.  Fidicin,  dipl.  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  170 f. 
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Waffe  u.  s.  w.  Handhafte  That  heisst  im  Zusammenhange 
der  vorliegenden  Stelle,  die  äussere  Spur,  der  körperliehe 
Gegenstand,  aus  welchem  die  Verübung  des  Verbrechens 
durch  den  Beklagten  geschlossen  wird.^^®)  Deutlich  geht 
dies  aus  den  unmittelbar  unserer  Stelle  nachfolgenden  Wor- 
ten des  berliner  Stadtbuches  hervor: 
Dar  en  geyn  hanteftige  dät  kegenwordich  is,  dar 
mut  man  sunder  geruchte  klagen,  ofte  maus  ane  scaden 
bliven  wil. 
Der  ursprüngliche  und  eigentliche  Sinn  der  handhaften  That 
und  ihrer  besonderen  Beweisregeln  muss  gewiss  mit  Planck*'^^) 
dahin,  aufgefasst  werden,  dass  die  That  durch  das  sofortige 
Ergreifen  und  Bringen  des  Beklagten  vor  Gericht  gewisser- 
massen  im  gehegten  Dinge  selbst  geschehen  ist  und  also 
das  Gericht  selbst  Kenntniss  von  ihr  nimmt.  Im  berliner 
Stadtbuch  ist  aber  jede  augenscheinliche  Ueberführung  des 
Beklagten  durch  Aufweisen  der  demselben  anhängenden 
Spuren  des  Verbrechens  der  eigentlichen  handhaften  That 
gleichgestellt.  Während  nach  dem  ursprünglichen  Begriffe 
der  bandhaften  That  das  entscheidende  Moment  darin  be- 
staad,  dass  der  Verbrecher  in  continenti  vor  Gericht  gebracht 
wurde,  kommt  es  im  späteren  Rechte  nur  darauf  an,  dass 
an  der  Person  oder  (wie  beim  Diebstahl  und  Raube)  in  der 
Gewere  des  Beklagten  unzweideutige  Spuren  der  That  ge- 
funden werden.  Das  Gefährliche  an  dieser  laxeren  Auf- 
fassung des  Thatbestandes  war,  dass  Zweifel  über  die  Iden- 
tität des  Beklagten  mit  der  Person  des  Verbrechers  möglich 
waren,  die  bei  dem  eigentlichen  Falle  der  handhaften  That 
durch  Ergreifung  bei  oder  in  continenti  nach  der  "That  ent- 
weder ganz  ausgeschlossen  oder  doch  sehr  eingeschränkt 
wurden. 

War  man  einmal  in  dieser  Weise  von  dem  Requisit  der 
Stellung  des  Beklagten  vor  Gericht  in  continenti  zu  dem 

668)  üebereinstimmend  mit  Richtst.  Landr.  30,  §.2:  Dat  het  en 
hanthafdch  dat,  de  eime  manne  so  tu  heftit  is,  als  oft  it  eme  tu  der 
hant  cleve.  dat  is  also,  dat  des  en  nicht  versaken  mach. 

669)  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  Bd.  X.  S.  225.  Vergl.  auch 
Eschenbwrg^  de  del.  manif.  jure  saxonico  S.  59ff. 


440  GEBCHICHTB  DER   aJSRICHTS-VERFABSUMa. 

Requisit  der  blossen  Augenscheinlichkeit,  der  Unleugbarkeit 
übergegangen;  so  lag  es  in  der  Gonsequenz  davon,  dass  der 
Beklagte  gefangen  vor  Gericht  gebracht  wurde,  ganz  abzu- 
sehen.   Auch  hievon  liefert  uns  das  berliner  Stadtbuch  ein 
Zeugniss.^'®)    Es  heisst: 
Den  missededer  sal  man  vor  di  gehegede  bank  bringein 
und  sal  alsus  over  em  schrien  syc  geruchte  voran;  na 
deme  geruchte  so  du  he  di  clage:   Tu  yodutel   over  N. 
mynen  morder,  des  landes,  der  heren,  der  stad,  des  ge- 
richtes  und  over  syne  unrechte  vuUeist.    Dat  deit  man 
drie  tu  schriene. 
Offenbar  ist  hiebei  der  Fall  der  handhaften  That  vorausge- 
setzt.   Denn  der  Beklagte  wird  vor  Gericht  gebracht  und 
das  Gerüfte  dreimal  über  ihn  geschrien.    Unmittelbar  folgt 
nun  der  Entwurf  einer  Klage,  die  man  als  dem  Q^räfte  nach- 
folgend, also  für  den  Fall  der  handhaften  That  passend  an- 
sehen muss.     Sie  lautet: 
Item.    Dy  kleger  oder  syn  vorspreke,  di  an  syn  wort  is 
gekomen,  di  dedinget  di  klage  alsus :  Her  richter,  hir  steit 
N.  und   sprecht   und   ich  von   syner  worden  und  klaget 
vor  an  unseme  heren  gode,  den  marggreven  und  herren 
des  landes,  ridder,  knapen,  borger,  gebur,  den  radmannen 
und  allen  gewaldigen,  den  syne  klage  leid  sy,  und  klaget 
dat  iuwe  er  richter,  wen  gi  eyn  gewaldich  richter  hir  syn  von 
godes  und  der  heren  wegen,  dat  N.  sy  komen  weder  god  und 
weder  der  heren  recht  und  het  en  synen  frund  gemmerliken 
vormordet  und  het  dat  gedan  met  gewalt  und  met  unrechte 
und  met  seifrechte.    Wolde  he  komen  undwoldedes 
bekennen,  he  wolde  dat  gelovede  entfan  und  wolde  dar- 
umme  leven  na  schulten  vrage  und  na  schepen  ordel  und  en 
vorwynnen    met   rechte,    alse    em    di    schepen   deileden. 
Wolde    he   komen   und   wolde    des   vorsaken,   he 
wolde  en  overwynnen  met  den  openbar  mord  und  met 
den  utflitene  wunden,   di  de  schepen  besyn  hebben;  gink 
em  dat  ane  (ave?)  so  wolde  em  overwynnen  met 

670)   Cf.  Fidicin,  dipl.  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  155  f. 
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soven  schepen  und  met  eme  beleneden  richter. 
Kunde  he  di  nicht  gehebben,  so  wolde  he  en  overwynnen 
met  dem  olden  und  nyen  rechte,  dat  keyser,  koninge,  for- 
sten und  frien  gemaket  hebbin ,  ridder,  knapen,  borger 
und  gebur  gefulbord  hebben,  und  wolde  en  overwynnen 
met  al  deme  rechte,  dat  god  von  hemel  het  hir  neder  ge- 
laten  und  bevolen  den  genen,  di  dat  swert  vuren,  wedewen 
und  weisen  tu  beschermen.    Und  wen  di  klage  also  is 
gedan,  sal  man  den  schuldiger  dri  stunt  laten  tu  antwerde 
gebiden. 
Eine  grosse  Abweichung  von  den  gewöhnlichen  Grundsätzen 
der  handhaften  That  ist  unverkennbar.    Zunächst  wird  in 
der  Klage  angenommen,  dass  der  Beklagte  nicht  gefangen 
vor  das  Gericht  gebracht  worden.    Denn  es  wird  gesagt: 

Wolde  he  (der  Beklagte)  komen  unde  des  bekennen; 
und  im  anderen  Falle: 

Wolde  he  komen  und  wolde  dea  versaken. 
In  der  That  wird  bei  Erhebung  der  Klage  der  Beklagte 
als   gegenwärtig   nicht  vorausgesetzt.     Denn   am   Schlüsse 
iieisst  es:  * 

und  wen  di  klage  also  is  gedan,  sal  man  den  schuldiger 
dri  stunt  laten  tu  antwerde  gebiden. 
Ein  solches  dreimaliges  Yorheischen  würde  keinen  Sinn  ha- 
ben, wenn  der  Beklagte  gefangen  vor  dem  Gericht  stände. 
Auch  in  der  Beweisführung  sind  die  Regeln  des  älteren 
Rechtes  verlassen.  Statt  den  Beklagten  unbedingt  durch 
einen  Eid  selbsiebent  zu  überführen,  beruft  sich  der  Kläger 
zunächst  auf  die  leibliche  Beweisung,  d.  i.  auf  die  deutlichen 
Spuren  des  begangenen  Verbrechens,  die  die  Schöffen  be- 
sichtigt haben.  Wenn  dies  nicht  möglich  ist  (man  wird  wol 
lesen  müssen:  gink  em  dat  ave),  so  überfährt  der  Kläger 
den  Beklagten  mit  sieben  Schöffen  und  dem  belehnten  Rich- 
ter, also  mit  Gerichtszeugniss.  Zuletzt  beruft  der  Kläger 
sich  auf  gerichtlichen  Zweikampf. 

Damit  endlich  kein  Zweifel  bleibe,  dass  zur  handhaften 
That  das  sofortige  Ergreifen  des  Beklagten  und  Bringen 
desselben  vor  Gericht  nicht  unumgänglich  erforderlich  sei. 
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wird  kurz  darauf  für  den  Fall  übcrnäohtiger  Thai  vorge- 
schrieben.®") 
Aver  vornechtigede    sich   di  mord,    dat  nicht  klage  ge- 
schege,  so  mut  man  klagen  dri  virteynnacbt;  er  man  en 
Yorvest.     So  mut  man  dan  beholden  ejnen  teykeu 
von  den  doden,  eyn  band  oder  eyn  vuyt  oder  eyn 
blutich  cleit,  dar  di  kleger  den  morder  met  vor- 
vest  und  overwynnet. 
Eine  Modificatien  tritt  bei  übernächtiger  Klage  ein,   dass 
nämlich  Verfestung  des  Beklagten  erst  im  dritten  Termine 
zulässig  ist.    Zur  Yertheidigung  durch  seinen  Eid  wird  der 
Beklagte  aber  gleichwol  nicht  verstattet,  sondern   mit  der 
leiblichen  Beweisung  überwunden.    Immerhin  wurde  also  der 
Beklagte    noch   unter   dem  Gesichtspunkte  der  handhaften 
That  beurtheilt. 

In  dem  Processe  des  Kurfürsten  mit  den  Städten  Ber- 
lin und  Cöln  im  Jahre  1440  wird  von  dem  Begriffe  der 
handbaften  That  eine  Anwendung  gemacht,  die  deutlich 
zeigt,  wie  weit  man  sich  von  der  ursprünglichen  Natur  der- 
selben entfernt  hatte.  Der  Kurfürst  beklagte  sich  darüber, 
dass  die  Städte  Berlin  und  Göln  auf  kurfürstlichem  Grund 
und  Boden  gebaut  hätten.    Es  heisst  dann:^''^) 

das  solohs  alles  gescheen  sey,  mögen  wir  mit  richter  und 
schöpfen    unnseres  hofferichtes  nachbringen  und  mit  vil 
anderen  luden  etc.,  als  recht  ist,  und  ob  sie  darzu  neyn 
sagen  weiten,  hoffen  wir,  nachdem  und  (uns?)  richter 
und  schepffen  eins  solchen  bekentlich  sind  und  in  wissent- 
lich  ist   und   solche    hanthaftige   that  lanntkundig 
und  offenbar  sey,  das  mann  sie  zu  solchem  neyn  nicht 
kommen,    sunder  uns   das  mit  zuguusz  nachbrengen  sol 
lassen,  als  recht  ist. 
Also  auf  einen  Fall  einer  civilen  Rechtsverletzung  wird  der 
Begriff  der  handhaften  That  übertragen.     Sie  wird  identifi- 
ciert   mit   der  Notorietät,    speciell   mit  Gerichtskundigkeit. 
Gleichwol  werden  die  Wirkungen   der  handhaften  That  in 

671)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  157. 

672)  Cf.  Fidiein,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  IL  S.  204=  ad  IV.  (1440). 
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Beziehung  auf  den  Ausschluss  des  Beklagten  vom  Beweise 
auch  hier  geltend  gemacht.  Der  Kurfürst  bittet  die  beklag- 
ten Städte  nicht  zum  Eide  zu  verstatten,  sondern  will  selbst 
Zeugniss  für  seine  Behauptung  bringen. 

Zum  Schluss  sollen  noch  einige  spätere  und  vereinzelte 
urkundliche  üeberlieferungen  erwähnt  werden,  die  sich  auf 
ein  criminalrechtliches  Verfahren  beziehen. 

Besondere  Strenge  wurde  gezeigt,  wenn  Jemand  einem 
Angeklagten  zur  Flucht  geholfen  hatte.  Ein  solcher  soll 
dieselbe  Strafe  erleiden,  wie  der,  den  er  befreien  will.  Mit 
Beziehung  auf  den  Fall  des  Landfriedensbruches  wird  dies 
vorgeschrieben  in  einem  Landfrieden  von  1361.  Gleiche 
Strafe  soll  den  treflfen  der  einen  verfesteten  Landfriedens- 
brecher  bei  sich  aufnimmt.^^^) 

Wenn  es  zur  Vollstreckung  der  Todesstrafe  kam,  so 
waren  dabei  gewisse  Vorschriften  zu  beobachten.  Nach  dem 
berliner  Stadtbuche  soll  man  folgendermassen  verfahren :  ^*) 
Solde  man  och  ejnen  myssededer  umme  syne  missedat 
doden  von  Gerichteshalven  umme  syne  schinbar  dät,  dy 
bi  em  is,  na  synen  begere  sal  man  gene  laten  bichten. 
Begerde  de  ok  mer,  man  sal  em  geven  laten  den*leven 
god.  Vort  an  den  dritten  dag  sal  man  den  richten,  up 
dat  man  em  nicht  neme  lif  und  syle,  ofte  he  des  gantz 
begert,  umme  den  missededer;  ofte  man  sich  scaden  vor- 
müde,  man  sal  den  spannen  an  eynen  vute  met  eyner 
beiden  oder  met  eynen  schu  von  spisen  (isen?),  des  sal 
sich  di  prister  over  geven,  up  dat  nicht  ungelucke  geschi. 
Geschege  des  nicht,  so  mach  dy  geistlike  acht  darna  vra- 
Igen  umme  drigerleyge  sake :  tu  irsten,  na  sines  dodes  un- 
geloven,  dat  ander,  ofte  he  ketteren  oder  joden  sin  erve 
let,   he   wer  den  eyn  jode;   dat  dridde,   ofte  he  umme 

673)  Cf.  Riedely  C.  D.  Br.  H.  ü.  S.436,  No.  1045  (1361):  Were  dat 
en  wye  dach  ghyven  adder  med  willen  se  untfermde^  so  sculden  se  de 
broke  lyden,  de  de  mysdeder  lyden  scolde.  Wer  se  ok  hovet  edder 
huesed,  dat  witlik  were,  dat  se  vervestet  weren,  de  sal  like  sculdich 
wesen  und  wer  den  mysdedern  vor  dat  lyef  steyd,  dat  scal  nene  macht 
hebben,  de  heren  scolen  dar  du  richten. 

674)  Cf.  Fidicm,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.^lö4ff. 
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openbar   sunde   ungebichtet   stervet.     Umme   dat  is  gar 
nutte,  dat  man  den  missededer  sjn  leste  beger  vorvulle; 
wen  dy  prister  synt  des  menschen  in  syme  lesten  ende 
syn  pauwes  und  afnemer  aller  sande. 
Die  bestehenden  Vorschriften  .über  das  Verfahren  in  Criminal- 
sachen  wurden  indessen  nicht  immer  beobachtet.   Namentlich 
die  städtische  Jurisdiction  scheint  der  Vorwurf  der  Willkür 
und   rechtswidrigen  Processes  getroffen  zu  haben.     Schon 
im  ersten  Bande  S.  21  f.  ist  der  Excess  des  frankfurter  Kä- 
thes vom  Jahre  1504  erwähnt  worden,  der  einen  ritterlichen 
Landfriedensbrecher  an  einem  Sonntage  ohne  Urtheil  und 
Recht  hinrichten  liess.    Es  ist  ferner  auf  den  oben  §.  45 
S.  239  erörterten  Fall  hinzuweisen,  wo  der  Rath  der  Stadt 
Ruppin  einen  dortigen  Geistlichen  wegen  Diebereien,  deren 
er  überführt  war,  trotz  offenbarer  Incompetenz  jedes  welt- 
lichen Gerichtes  verurtheilen  und  am  Galgen  hängen  liess. 
In  den  historischen  Aufzeichnungen  von  berliner  Stadt- 
schreibern wird  zum  27.  Juli  1580  berichtet:*'^) 
den  27.  Juli  hat  Raphael  Tepimachers  Junge  einen  er- 
stochenn  unnd  ist  imme  folgenden  tages  vor  dem  colini- 
schen rathhause  wiederumb  der  kopff  abgeschlagenn  und 
neben  dem  entleibtenn  in  ein  grab  gelegt  worden. 
Diese  Schnelligkeit   der  Justiz   hängt  wol  noch  zusammen 
mit  den  Grundsätzen  über  handhafte  That,  in  welchem  Falle 
oft  für  schleunige  Vollstreckung  der  erkannten  Strafe*  Sorge 
getragen  wurde  .*''^) 

Im  Jahre  1351  ist  zu  Königsberg  in  der  Neumark  eine 
That  geschehen,  welche  nicht  bloss  die  Grundsätze  des  Rech- 
tes über  Strafvollstreckungen  mit  Füssen  tritt,  sondern  den 
empörenden  Beweis  liefert,  mit  welcher  blutigen  Grausam- 
keit man  in  der  Strafe  gegen  Juden  verfuhr.  Der  Vogt  Jo- 
hann von  Wedel  berichtet  :^'^'0 

Coram  cunctis  cristifidelibus  presentia  percepturis  ego  Jo- 
hannes dictus  de  Wedel,  advocatus  incliti  principis  do- 

675)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  IV.  I.  S.  309. 

676)  Cf.  Carpeovy  Pract.  rer.  criminal.  III.  qu.  126,  No  77. 

677)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  223,  No.  84  (1351). 


KLAGEN  AN  HALS  UND  HAND.  §.  65.  445 

mini  Lodewici  marchionis  braudenburgensis ,  publice  pro- 
fiteor  et  recognosco,  quod  nomine  domini  mei  marchionis 
civitatem    koningesberch    visitavi  et  intravi   et  ex  parte 
domini  marchionis  consulibus  ejusdem  civitatis  in  adjutri- 
cium  michi  assitmptis,  judeos   inibi   morantes  igne 
cremavi,  omiiia  eorundem  judeorum  ex  parte  domini  mei 
michi  totaliter  usurpavi  et  assumpsi.    In  cujus  testimoniura 
presentibus  meum  sigillum  appendi.     Datum  anno  domini 
1351  in  vigilia  sancti  Mathei  apostoli. 
Aus   dem    grausigen  Laconismus    des  Berichtes  geht  nicht 
hervor,  ob  die  gegen  die  Juden  zu  vollstreckende  Todes- 
strafe richterlich  erkannt  war,  oder  ob  eine  jener  willkür- 
lichen Massregeln  vorlag,  zu  denen  man  sich  im  Mittelalter 
Juden  gegenüber  häufig  für  befugt  hielt.    Selbst  aber  wenn 
ein  ordnungsmässiges  gerichtliches  Verfahren  vorangegangen 
wäre  (was  nach  der  Ausdrucksweise  der  Urkunde  kaum  als 
das  Wahrscheinlichere  angesehen  werden  kann),  so  wäre  die 
Strafvollstreckung,   da  sie  ohne  Peststellung  der  Identität 
der  Personen  geschehen  zu  sein  scheint  und  gegen  „omnes 
judeos  inibi  morantes,"  vielleicht  auch  gegen  Weiber  und 
Kinder  gerichtet  war,  mit  verdammenswerther  Frivolität  ins 
Werk  gesetzt  worden. 

Gegen  Juden  werden  uns  viele  Processe  überliefert  zum 
Theil  wegen  angeblicher  Verletzung  von  geweihten  Hostien 
zum  ffheil  wegen  ernsterer  und  gefährlicher  Verbrechen 
z.  B.  Vergiftungsanschläge  gegen  hohe  kirchliche  Personen.^"^®) 
Die  Justiz,  welche  man  in  Criminalsachen  gegen  die 
Juden  übte,  war  unzweifelhaft  in  den  meisten  Fällen  will- 
kürlich und  voll  parteiischer  Feindseligkeit.     Dies  war  eine 

678)  Meisten theils  hat  der  Aberglaube  und  der  fanatische  Hass  ge- 
gen Juden  alle  solche  Beschuldigungen  erfunden.  Viele  Angeklagte 
haben  indessen  dabei  oft  ihr  Leben  einbüssen  müssen  z.  B.  der  bemaner 
Jude  Paul  Frohm  wegen  einer  geraubten  Hostie  (1510).  Im  Jahre  1514 
wurde  ein  Jude  Johannes  Pfefiferkom  eines  Vergiftungsversuchs  gegen 
den  Erzbischof  von  Magdeburg,  angeklagt  und  ferner,  dass  er  beim  An- 
blick eines  auf  dem  Königl.  Schlosse  zu  Berlin  befindlichen  Bilde  vom 
heiligen  Christoforus  das  Jesuskindlein  ein  Hurenkind  genannt  habe. 
Vergl.  hierüber  Andreas  Angelus,  annales  marchiae  brandenburgicae 
(1598  Frankf.  a.  0.)  S.  269—277  und  S.  281. 


446  GESCHICHTE   DER    QERI0BTB*VERFÄ86ÜMG. 

Folge  des  religiösen  Hasses,  den  eine  unrichtige  kirchliche 
Politik  gegen  die  Juden  zu  nähren  suchte,  und  nur  hierin 
kann  eine  Entschuldigung  für  viele  Grausamkeiten  und  Un- 
gerechtigkeiten gefunden  werden,  welche  dem  deutschen  und 
dem  christlichen  Namen  zur  Unehre  gereichen. 


§.  66. 
Klagen  um  geringere  Vergehungen. 

Im  Gegensatze  zu  den  Klagen  an  Hals  und  Hand  wer- 
den hier  verschiedene  kleinere  Delicte  zusammengefasst, 
nämlich  leichte  blutrünstige  Körperverletzungen ,  Injurien 
und  sonstige  Poli?eiübertretungen.  •  In  den  Quellen  sind  nur 
sehr  wenige  und  ungenügende  Nachrichten  über  diese  ge- 
ringeren Delicte  enthalten.  Folgende  Ueberlieferungen  sind 
zu  bemerken. 

Der  Grundsatz,  dass  nur  auf  erhobene  Klage  ein  rich- 
terliches Verfahren  eintreten  dürfe,  scheint  auch  bei  gerin- 
geren Vergehungen  nicht  immer  gegolten  zu  haben.  Dem 
Richter  zu  Rathenow  wird  im  Jahre  1508  vorgeschrieben 
Injurien,  Kampfwunden  und  sonstige  Gewalt  solle  er  nach 
Gelegenheit  der  Sache  und  eines  jeden  Vermögen  strafen.^*'®) 
Es  scheint  in  den  Worten,  dass  der  Richter  strafen  solle 
nach  Gelegenheit  der  Sache,  also  nicht  etwa  erst  lluf  er- 
hobene Klage,  dass  ein  amtliches  Einschreiten  desselben 
selbst  gegen  Injurien  zulässig  ist.  Wahrscheinlich  hat  wol 
das  Bestreben  der  Richter  durch  die  Zahl  der  ihnen  zufallen- 
den Sportein  ihr  Amtseinkommen  zu  erhöhen,  dahin  gefährt 
selbst  bei  leichteren  Injurien  mit  allzugrosser  Hartnäckigkeit 
auf  der  gerichtlichen  Verfolgung  der  Sache  zu  bestehen. 
Eine  Urkunde  vom  Jahre  1310  verbietet  es  wenigstens  aus- 
drücklich das  Injurienverfahren  noch  fortzusetzen,  wenn  zwi- 

679)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  235,  No.  23  (1508).  Itetn  wer 
sich  8ehüt,  oder  kamper  wunden  macht,  oder  sunst  gewalt  thut.  den 
soll  der  richter  zu  straffen  haben  nach  gelegenheit  der  sach  und  eins 
iglichen  vermögen. 
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sehen  den  Parteien  bereits  Versöhnung  eingetreten  sei.**^) 
Merkwürdig  ist  hiebei,  dass  diese  Anordnung  als  ein  Privi- 
legium der  Bürger  von  Bautzen  ertheilt  wird  und  nicht  den 
Character  einer  rein  sachlichen  prooessualischeuti  Vorschrift 
an  sich  trägt.  Es  wird  hervorgehoben,  dass  die  Befreiung 
nur  auf  ein  Jahr  Kraft  haben  sollte,  und  dies  beweist,  dass 
man  ein  Recht  des  Richters  auf  Verfolgung  aller  gerichtlich 
anhängig  gewordenen  Injuriensachen  anerkannte.  Der  Rich- 
ter hatte  Theil  an  den  gerichtlichen  Gefällen,  die  entweder  ganz 
oder  theil  weise  zu  seinem  Amtseinkommen  zu  gehören  pfleg- 
ten, bei  erhobener  Klage  hatte  er  also  ein  Interesse  daran 
die  Instanz  zum  Ende  zu  führen,  unbekümmert  um  die  etwa 
inzwischen  eingetretene  Versöhnung  der  Parteien.  Sachlich 
war  dieser  Gebrauch  ungehörig,  aber  man  hatte  dennoch 
nicht  den  Muth  die  Fortsetzung  des  Verfahrens  nach  Eini- 
gung der  Parteien  definitiv  zu  verbieten,  sondern  nur  auf 
ein  Jahr  sollte  durch  Sistierung  des  Processes  den  Parteien 
eine  Ermässigung  durch  Wegfall  von  Gerichtskosten  zu  Gute 
kommen. 

Im  Jahre  1412  hatte  ein  gewisser  Hans  Berkholz  den 
Bischof  Johann  von  Lebus  durch  Anschlagen  einer  Schmäh- 
schrift an  den  Pranger  beleidigt.  Es  fand  darüber  ein  Ver- 
fahren vor  dem  Kurfürsten  und  seinen  Räthen  statt,  in  wel- 
chem eine  schriftliche  Klagebeantwortung  des  Beklagten 
ergieng  und  mithin  schriftliches  Verfahren  stattgefunden  zu 
haben  scheint.  Das  Urtheil  des  Kurfürsten  und  seiner  Räthe 
geht  dahin,  dass  der  Beklagte  an  demselben  Orte,   wo  er* 

680)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  II.  I.  S.  294  No.  375  (1310);  auch  bei 
Tzschoppe  und  Stengel,  ürk.  Samml.  S.  487:  Si  controversie  alique  inter 
ipsos  (unter  den  Bürgern  der  Stadt  Bautzen)  verborum  ältercacionibus 
orirentur,  e  quibas  juran^enta  ficri  poterint,  et  si  discerdentes  in  hac 
parte  cessaverint  et  inter  eos  talis  altercacio  sopita  ftierit,  noBtrum  ad- 
vocatmn  hujus  facti  nequaquam  esse  volumus  judicem,  srd  ipsum  tan- 
quam  altercantes  in  tali  causa  omnino  cessare.  In  cujus  rei  testimonium 
Bufficiens  dictis  civibus  presentes  litteras  tradimus  nostro  sigillatas  si- 
gillo  per  unitis  anni  spacium  post  datum  presencium  continuum  firmiter 
velituras.  Bei  Riedel  sowol  wie  bei  Tzschoppe  und  SUmel  wird  in  der 
Ueberschrift  der  Inhalt  der  Urkunde  als  Befreiung  der  Bürger  der  Stadt 
Bautzen  von'  der  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  in  Eidstüinesachen  ange- 
geben. 
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seine  Schmähschrift  angeschlagen,  den  Widerruf  derselben 
schriftlich  erklären  soUe.^*) 

Ausser  den  Injurien  war  eine  gewöhnliche  Form  von 
geringeren  Vergehen,  die  nicht  an  Hals  und  Hand  giengen, 
die  leichtere,  meist  im  Raufhandel  zugefügte  Körperver- 
letzung. Bin  bemerkenswerther  Fall  wird  aus  dem  Jahre 
1388  überliefert,  betreffend  eine  gegen  einen  Geistlichen  ver- 
übte Misshandlung.  Es  soll  der  Rath  und  die  Gemeinde 
den  Priester  um  Verzeihung  bitten  auf  dem  Hof«  der  Com- 
thurei  Werben,  dass  sie  ihn  nicht  besser  gegen  Misshand- 
lungen beschützt  hätten.  Eine  gleiche  Abbitte  sollen  die- 
jenigen thun,  welche  bei  der  Misshandlung  zugegen  waren. 
Kann  der  beleidigte  Priester  die  Thäter  des  Unfugs  aus- 
findig machen,  so  soll  er  sie  dem  Rathe  binnen  acht  Tagen 
anzeigen  und  dieser  die  gerichtliche  Verfolgung  eintre- 
ten lassen.  Die  Beklagten  haben  das  Recht  sich  der  An- 
klage mit  ihrem  Rechte  zu  entledigen,  womit  wol  das  Los- 
schwören mit  dem  Slineide  gemeint  ist.  Wer  sich  der  That 
als  Urheber  oder  als  Theilnehmer  schuldig  bekennt,  soll  den 
Schaden,  den  er  dem  Priester  an  Pferd  oder  Kuh  zugefügt 
hat,  abarbeiten,  überdies  aber  ohne  Mantel,  ohne  Gürtel 
und  barhäuptig  Abbitte  thun  und  als  Busse  binnen  einem 
Vierteljahr  an  das  Gotteshaus  zu  Werben  drei  Stein  Wachs 
entrichten.^^) 

681)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  252,  No.  89  (1412):  Wir  Frie- 
derich —  thun  kandt  mit  diesem  brief,  das  uns  furbracht  hatt  der  er- 

•wirdige  unser  besonder  lieber  freundt  her  Johanns  bischof  zu  Lnbuss 
solche  scholdebriefif,  als  Hanns  Berkholtz  in  gescholden  und  dese  brieve 
an  den  pranger  zum  Berlin  geschlagen  hatt,  und  hat  uns  geclagt  über 
denselben  Berkholz  solchen  mndtwiilen  und  unrecht,  der  ime  erzeigt 
sey  unschuldiglichen.  Dorauf  der  ehegenandte  Berkholtz  sein  beschrie- 
ben andtwprdt  uns  gegeben  hatt  ein  recht  zwischen  inen  dorumb  auss- 
zusprechen.  Also  haben  wir  solch  ir  schuldigungk  und  andtwort  ver- 
hördt  und  eingenommen  und  uns  dorauf  mit  unsern  rethen  bedacht  und 
sprechen  aus  zu  rechten,  das  der  ehgenandt  Berkholtz  solch  scholde- 
wort,  als  er  dann  über  der  ehgenandten  von  Lubus  geschrieben  und 
angeschlagen  hat,  an  solcher  stetten,  wu  er  das  geschrieben  hatt,  wie- 
derschreiben und  wo  er  im  also  ubelgeredt  hat,  an  solcher  stett  wider- 
sprechen und  Widerreden  soll,  unvorczugen  und  ungeverde. 

682)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  43,  No.  63  (1388):  To  dem 
drudden  male  um  die  mishandelinge ,  de  deme  perrere  geschyn  is,  her 
Jacobo  vorgenömet,  heyte  wy,  dat  de  radmannen,  gemeyne,  nye  und 
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Die  materiellen  Bestimmungen  dieses  Vergleiches  fallen 
für  das  hier  zu  erörternde  Verfahren  nicht  weiter  in  das 
Gewicht.  Beachtung  verdient  es  indessen,  dass  die  Ur- 
heber des  dem  Pfarrer  zugefügten  Unglimpfs  sich  vor  dem 
Rathe  der  Stadt  Werben  verantworten  sollen.  Es  liegt 
darin  eine  Bestätigung  der  früheren  Behauptung,  dass  der 
Rath  der  Stadt  die  Jurisdiction  über  alle  Vergehen  gegen 
die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung  besass.  (Vgl.  oben  §.  46 
S.  246  ff.).  Die  fragliche  Misshandlung  scheint  überhaupt 
nicht  bloss  die  Person  des  Priesters  betroffen  zu  haben, 
sondern  auch  das  Eigenthum  desselben.  Denn  es  wird  den 
geständigen  üebelthätem  auferlegt  den  Schaden  abzuarbeiten, 
der  dem  Pfarrer  an  seinem  Viehstande  (Pferd  oder  Kuh) 
zugefügt  worden  war.  Der  leugnende  Beklagte  soll  nach 
dem  Ausdrucke  der  Urkunde: 

syk  myd  syneme  rechte  entledegen,  efft  dat  de 

perrer  von  em  nemen  wil. 

olde,  scolen  komen  in  des  orden  hoff  to  Werben  bynnen  den  irsten  dren 
dagen,  als  her  dar  nur  wedder  kumpt,  unde  scolen  ene  erleken  und  gud- 
leken  entfangen  und  spreken,  dat  en  leyt  sy  de  schade  unde  de  mis- 
handlunge,  de  em  geschyn  is,  und  effe  se  sik  dar  an  icht  vorsumet 
hedden,  dat  se  ene  so  nicht  beschermet  hedden,  als  se  billichleken  ge- 
dan  scolden  hebben,  dat  he  en  dat  umme  godes  willen  vorgheve,  wente 
se  wyllen  ene  hymamales  mer  gherne  beschermen  etc.  Ok  heite  wy, 
dat  deyene,  de  dar  by  weren,  do  de  perrer  mishandelt  wart,  scolen  eyn 
islik  bysundern  denne  darvor  deme  rade  den  perrer  ok  bidden,  als  hyr- 
vor  gescreven  is.  Weret  ok,  dat  de  perrer  yemende  vordachte  bynnen 
der  stad  to  Werben  an  rade  edder  an  dade  syner  myshandelinge  edder 
synes  scaden,  de  scal  he  bynnen  achedaghen  darna,  als  se  ene  entfan- 
gen hebben,  den  radmannen  numen,  de  scal  de  rad  denne  vor  sik  vor- 
boden  und  erer  mechtich  werden,  dat  se  dat  holden,  als  hyr  na  gescre- 
ven steyt.  Wen  se  vorbodet  synt,  vorsaken  se  edder  erer  jennich  der 
tycht,  als  em  denne  de  perrer  tosprikt  vor  dem  rade,  so  scal  eyn  islik, 
de  des  vorsaket,  syk  myd  syneme  rechte  entledegen,  efft  dat  de  perrer 
von  em  nemen  wiL  Weret  ok,  dat  jemant  bekande,  dat  he  rad  edder 
dat  to  dem  scaden  hedde  gehad,  de  scal  darto  arbeyden,  dat  em  syn 
perd  unde  sine  kage  weddergedan  werden  bynnen  vyr  weken  edder  dat 
em  darvor  schye  also  vele,  also  redelek  is.  Weret  ok,  dat  jemant  be- 
kande, dat  he  in  rade  edder  in  dade  der  mishandelinge  were  geweset, 
de  scolde  darsulves  vor  deme  rade  deme  perre  ane  mantel,  ane  gordel, 
blotes  hovedes  und  up  den  knyen  bidden,  dat  he  em  dat  umme  godos 
wülen  vorgheve  unde  scal  gheven  bynnen  eneme  verndel  jares  in  dat 
godeshus  to  Werben  to  den  lichten  to  hulpe  dry  stene  wasses  und  dar- 
mede  scal  he  leddich  unde  los  wesen  van  deme  perrere  unde  synes 
orden  weghen. 
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Ein  unbedingtes  Recht  des  Beklagten  mit  seinem  Unschulds- 
eide  sich  loszuschwören;  scheint  auch  in  diesem  Falle  nicht 
bestanden  zu  haben.  Denn  der  Pfarrer  soll  entscheiden,  ob 
er  die  eidliche  Entscheidung  des  Beklagten  gestatten  will. 
Es  ist  nicht  ganz  klar,  ob  es  völlig  in  der  Willkür  des 
Klägers  gestanden  hat  den  Eid  des  Beklagten  abzdehnen, 
oder  ob  gewisse  Grundsätze  dabei  gegolten  haben.  Denk- 
bar wäre  es  wenigstens,  dass  der  Kläger  nicht  ohne  Weite- 
res, sondern  nur  durch  Antretung  besseren  Beweises,  z.  B. 
durch  Gerichtszeugniss  oder  Zeugen  den  Beklagten  von  der 
eidlichen  Vertheidigung  abschnitte.  Der  laxe  Ausdruck  der 
Urkunde  legt  allerdings  eine  rein  willkürliche  Ablehnung 
des  Bntredungseides  durch  den  Kläger  nahe. 

Auf  der  anderen  Seite  scheint  gerade  eine  eidliche  Ver- 
theidigung des  Beklagten  mit  der  „Entledigung  mit  seinem 
Recht"  gemeint  zu  sein.  Denn  gerade  den  Eid  verstand 
man  unter  dem  Rechte  des  Beklagten. 

Contraventionen  gegen  die  bestehenden  Innungs-  und 
Gildenprivilegien  konnten  bekanntlich  zum  Gegenstande  einer 
strafrechtlichen  Verfolgung  gemacht  werden.  In  Perleberg 
war  z.  B.  im  Jahre  1345  das  Handeln  mit  Tuch  jedermann, 
der  nicht  zur  Wollenweberinnung  gehörte,  bei  drei  Mark 
Strafe  verboten.  Wer  eines  solchen  Vergehens  angeklagt 
war,  durfte  sich,  selbst  wenn  er  bereits  im  Verdacht  frühe- 
rer Zuwiderhandlungen  stand,  mit  seinem  alleinigen  Eide 
losschwören.^®^) 

Dieser  Unschuldseid  scheint  indessen  nicht  in  allen 
Innungssachen  statthaft  gewesen  zu  sein.  Denn  in  einer 
ruppiner  Urkunde  vom  Jahre  1446  wird  die  Vertheidigung 
eines  Innungsgenossen  selbdritt  gefordert.^ 

683)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  I.  S.  144,  No.  39  (1345):  Si  vere  quis- 
piam  pannos  incideret  vel  venderet  in  occulto,  qui  posset  ydonee  publice 
non  convinci,  de  quo  jam  suspicio  foret  hujus  facti,  hie  corara  judice 
dicte  civitatis  debebit  conveniri ,  qui  se  de  suspicione  tali  per  juramen- 
tum  poterit  excusare,  Sed  si  non  fecerit,  ex  tunc  tenebitur  pena  trium 
talentorum  modo,  quo  premittitur,  condempnari. 

684)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  333,  No.  50  (1446):  Schelet  en 
wes  vorder  tu  en,  dat  mach  hy  suken,  dar  en  dat  van  rechte  behoret, 
unde  wolde  hy.  sik  des  untschuldigen ,  dat  mach  hy  alleyne  nicht  dun, 
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In  dem  Verfahren  wegen  nicht  an  Hals  und  Hand  ge- 
hender Verbrechen  ist  zum  Schluss  noch  zu  bemerken,  dass 
bei  demselben  die  Verfestung  wegen  Ungehorsams  zur  An- 
wendung kam. 

Das  berliner  Stadtbuch  schreibt  diese  Strafe  der  Contu- 
maz  auch  vor  bei  braun  und  blau  geschlagenen  Körperver- 
letzungen.^®^) Die  Abweichung  vom  sächsischen  Rechte  be- 
steht hier  nicht  darin,  dass  Verfestung  überhaupt  wegen 
nicht  todeswürdiger  Verletzungen  erfolgt. 

Der  Sachsenspiegel  (I.  68,  g.  1)  hat  den  Grundsatz,  dass 
nur  in  Sachen,  die  an  den  Leib  oder  an  den  Hals  gehen, 
Verfestung  eintreten  sollte.^^^)  Ein  neuerer  Zusatz  in  dem 
unmittelbar  darauf  folgenden  §.  2  lässt  die  Verfestung  auch 
bei,  blutrünstiger  Körperverletzung  zu,  wenn  der  Thäter  der 
frischen  That  vor  Gericht  überwiesen  wird  und  der  Beklagte 
sich  zur  Vertheidigung  nicht  stellt. 

In  der  Stelle  des  berliner  Stadtbuches  dagegen  ist  nicht 
nothwendig  vorausgesetzt,  dass  die  Klage  in  der  frischen 
That  erhoben  und  bewiesen  sei,  sondern  ganz  allgemein  wird 
gesagt,  dass  der  im  dritten  Termine  ausbleibende  Beklagte 
mit  der  Verfestung  bestraft  werden  solle. 

sunder  Jiy  schal  twe,  edder  dry  tu  sik  Jiehben  unde  allent  wat  daraff 
kummet  unde  fallet,  dat  schal  dy  stad  unde  gulde  like  deylen  etc.  Auch 
gedruckt  bei  L,  M,  Biedel,  Beitr.  z.  deutsch.  R.  I.  S.  391,  No.  243. 

685)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  157:  Worde  ymande 
swart,  brun,  blauwe  oder  schwulst  geslagen,  oder  worde  dorch  dy  huyt 
gekrasset,  dl  sal  klagen  gode  und  deme  richter,  dat  N.  sy  komen  met 
gewaldiger  band  und  hebbe  den  gemeynen  vrede  an  em  gebroken,  wolde 
he  komen  und  wolde  des  bekennen,  dat  were  em  lif;  he  wolde  di  be- 
kenntnisse  entfan  und  leven  darumme  na  schepen  ordel.  Wolde  he  is 
aver  vorsaken,  so  wil  he  dat  met  em  selven  und  met  alle  deme  rechte 
overwynnen  und  overreden,  als  em  eyn  recht  gedeilt.  —  Sodan  eschet 
man  den  dri  stund  tu  antwerdene  und  bescheidet  en  virteinnacht.  Komt 
he  in  den  dren  dingedagen  nicht  sich  tu  verantwerdene,  so  vrage,  na 
dem  male  dat  he  nicht  komen  wil  und  is  bescheiden  von  genette  tu 
genechte  und  is  vorbodet  na  schepen  ordel,  wat  dar  nu  recht  uname  sy? 
So  vint  man,' dat  man  sal  vorvesten.  Also  dut  man  den,  di  den  anderen 
kampwunden  sleit  oder  stecket  kampwundenis ,  lemenisse  und  vleisch- 
wunden. 

686)  Wenn  es  Ssp.  I.  67  §.  2  allgemein  heisst,  dass  bei  Klagen  um 
üngericht  der  im  dritten  Termin  ausbleibende  Beklagte  verfestet  werden 
solle,  so  ist  die  Klage  um  üngericht  wegen  I.  68,  §.  1  auf  Klagen  an 
Hals  und  Hand  einzuschränken. 
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XVIII.  CAPITEL. 

DER     GANG    DES    PROCESSES. 


§.  67. 
Die  Processstadien  in  ihrer  Aufeinanderfolge. 

Nachdem  in  der  bisherigen  Darstellung  die  verschie- 
denen Arten  der  vorkommenden  Processstreitigkeiten  er- 
örtert und  waa  sich  an  jedem  überlieferten  Falle  bemer- 
kenswerth  fand,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  des 
processualisch  fortschreitenden  Verfahrens  untersucht  wor- 
den, wird  es  jetzt  angemessen  sein  das  Ineinandergreifen 
der  einzelnen  Processstadien  in  Betracht  zu  ziehen.  Die 
Hauptmomente,  um  welche  die  nachfolgende  Entwickelung 
sich  gruppieren  wird,  sind:  die  Ladung  der  Parteien,  die 
Verhandlung  der  Parteien,  das  Beweis  verfahren  (als  Stadium 
des  Processes),  das  ürtheil,  die  Execution  und  die  Gerichts- 
kosten. 

L  Die  Klage  und  Ladung  der  Parteien. 

Dem  älteren  sächsischen  Rechte  entsprechend  musste 
der  Kläger  seine .  Klage  mündlich  im  Gerichte  anbringen, 
und  zwar  entweder  persönlich  oder  durch  einen  Vorsprechen. 
Ein  Beispiel  solcher  mündlich  angebrachten  Klage  gibt  uns 
das  berliner  Stadtbuch  in  einer  Criminalsache.  ^®'')  Noch 
mehrere  Urkunden  deuten   so  bestimmt  auf  eine  mündliche 

687)  Cf.  Ftdtcin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  156:  Dy  kleger  oder 
syn  Torspreke,  dy  an  syn  wort  is  gekom^n,  di  dedinget  die  klage  alsus : 
Her  richter  hir  steit  N.  und  apre  cht  und  ich  von  syner  worden  und 
klaget  u.  s.  w.  —  Auch  das  salzwedeler  Stadtrecht  (bei  Büdel,  C.  D. 
Br.  I.  XIV.  S.  20,  No.  19  ad  49)  sagt:  Claget  man  uppe  den  richtere, 
de  ckger  schal  hidden  den  richter,  dat  he  upsta,  .he  wil  ene  schuldigen. 
—  Nur  bei  vorausgesetzter  mündlicher  Klage  ist  diese  Bestimmung 
verständlich.  ^ 
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Verhandlung  unter  den  Parteien  hin,  dass  daraus  die  münd- 
liche Anstellung  der  Klage  als  unzweifelhaft  hervorgeht.  Es 
heisst  mehrfach,  z.  B.  noch  in  einer  Urkunde  von  1479,  dass 
der  Markgraf  mit  seinen  Räthen  „nach  Klage,  Antwort,  Rede, 
Gegenrede  und  verhörter  Kundschaft"  erkannt  habe.^  Man 
kann  daher  nicht  sagen,  dass  selbst  beim  Ablauf  des  15ten 
Jahrhunderts  das  mündliche  Anbringen  der  Klage  ausser 
Uebung  gekommen  sei.  In  den  Dorfgerichten  sind  gewiss 
gerade  deshalb  so  wenige  urkundliche  Nachrichten  auf  uns 
gelangt,  weil  wegen  des  rein  mündlichen  Verfahrens  so  gut 
wie  keine  Veranlassung  zu  schriffclichen  Aufzeichnungen  ge- 
geben war. 

Dennoch  hat  in  Gerichten,  bei  denen  ein  grösserer  recht- 
licher Verkehr  stattfand,  sich  ein  Interesse  gezeigt  schrift- 
liches Verfahren,  mithin  auch  schriftliche  Form  für  die  Klage 
eintreten  zu  lassen.  Bei  schwierigen  Rechtsfällen,  wo  eine 
gründlichere  Prüfung  der  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen 
erforderlich  war,  stellte  sich  die  Schwierigkeit  für  die  bei- 
sitzenden Schöffen  heraus  den  Thatbestand  des  Streites  sicher 
und  vollständig  zu  überblicken.  Auch  wenn  sich  vielerlei 
Rechtssachen  zusammendrängten,  deren  jede  sich  von  einem 
Termine  zum  anderen  hinzog,  traten  leicht  Verwechselungen 
ein,  die  für  die  Richtigkeit  des  zu  fällenden  Urtheils  gefähi'lich 
waren.  Besonders  in  Städten  scheint  daher  das  Bedürfniss 
entstanden  zu  sein  durch  schriftliche  Klage  und  schriftliche 
Antwort  äussere  sichere  Anhaltspunkte  für  die  Schöffen  zu 
gewinnen.  Die  Weise,  wie  aber  solche  schriftliche  Klage 
eingeführt  wurde,  zeigt  deutlich,  dass  das  mündliche  Ver- 
fahren bisher  die  Regel  des  Processes  gebildet  hatte  und 
selbst  noch  fernerhin  bilden  sollte.  Um  das  Jahr  1428  stell- 
ten die  Schöffen  der  Stadt  Prankfurt  den  Antrag:«^) 
Auch  bitten  die  scheppin  zcu  Franckfort  und  ich  (der  Rieh 
ter  in  Prankfurt)  neben  on,  ewcr  fürstliche  gnade  wuUe 
vorschaffen,  das  der  ancleger  sein  clage  uffzeichen 
la^sze   und   deszgleichen   der    antworten,    domit 

688)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  110,  No.  93  (1479). 

689)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XXHL  S.  302,  No.  364  ad  6. 
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nyemands  in  seynem  rechte  zca  kortz  geschee:  wen  sy 
mögen  allis  in  irem  hopte  nicht  getragen. 
Es  folgt  darauf  der  Marginalbescheid: 
Das  man  dem  also  thue,  doch  nymant  sein  sach  ein- 
zulegen drenge,  es  sei  dann  beider  parteien  wille. 
Ein  Zwang  zu  einer  schriftlichen  Klage  fand  nicht  statt,  nur 
die  Genehmigung  beider  Parteien  sollte  der  Abweichung  von 
dem  alten  Verfahren,  als  welche  die  schriftliche  Klage  und 
Antwort  angesehen  wurden,  zur  Rechtfertigung  dienen. 

Es  kommen  sowol  vor  Stadt-  wie  Hofgerichten  selbst 
vor  den  kurfürstlichen  Bäthen  schriftliche  Klagen  mehrfach- 
vor.  Je  höher  die  Instanz  ist,  in  welcher  der  Streit  vei^ 
handelt  wird,  um  so  weniger  ist  die  Zulassung  schriftlicher 
Parteiausführungen  auffallend.  Denn  es  ist  gewiss  wahr- 
scheinlich, dass  schriftliche  Form  der  Parteiverhandluug  frü- 
her in  den  obersten  Gerichten  des  Landes  in  Gebrauch  kam 
als  in  den  unteren  Gerichten  erster  Instanz.  Wenn  also 
schon  Stadtgerichte  wie  das  in  Frankfurt  einen  Antrag  auf 
Einfiihrung  schriftlichen  Verfahrens  richten,  so  hat  dasselbe 
vor  den  kurfürstlichen  Räthen  gewiss  schon  vorher  bestan- 
den, üebrigens  ist  zu  beachten,  dass  gerade  in  einer  ver- 
kehrreichen Stadt  wie  Frankfurt  jenes  Interesse  an  schrift- 
lichem Processe  hervortrat,  kleinere  Landstädte  können  daher 
füglich  mit  rein  mündlichem  Verfahren  in  allen,  vor  ihnen 
schwebenden  Sachen  ausgekommen  sein. 

Beispiele  schriftlicher  Klage  finden  sich  noch  mehrfach. 
Im  Jahre  1450  wird  in  Statuten  der  Stadt  Gardelegen  her- 
vorgehoben, dass  in  kleineren  Sachen  unter  einem  Streit- 
objecte  von  einer  Mark  in  Klagen  um  verdient  Lohn,  Erb- 
geld und  um  jährliche  Pachte  und  Zinsen  keine  schriftliche 
Klage  statthaft  ist.  Auch  soll  schriftliche  Klage  zuge- 
lassen werden  nur  im  ersten  Termine,  in  den  nachfolgen- 
den aber  schriftliches  Verfahren  nur  ausnahmsweise  ange- 
wendet werden.^^^)    Die  Bestimmung  ist  insofern  interessant, 

690)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXV.  S.  355,  No.  239  ad  75  (um  1450): 
Ihn  gerichte  schal  neyn  borger  van  dem  andern  tosprake  ihn  Schriften 
heischen  üpp  schult  benedden  eyner  mcvrck,  ofifte  up  vordenet  lohn,  erff- 
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als  die  Binschränkung  und  die  Vorsicht  ^  mit  der  man  dem 
schriftlichen  Verfahren  Raum  gab,  daraus  hervorgeht.  Die- 
selbe zeigt  aber  auch  zugleich,  dass  eine  Neigung  unter  den 
Parteien  zur  schriftlichen  Verhandlung  wenigstens  insofern 
vorhanden  war,  als  der  Beklagte  die  schriftliche  Einreiohung 
und  Mittheilung  der  Klage  verlangte.  In  gewissen  Fällen 
soll  derselbe  ein  solches  Verlangen  gar  nicht  stellen  dürfen, 
im  zweiten  und  dritten  Verhandlungstermin  nur  dann,  wenn 
er  im  ersten  zu  erscheinen  durch  echte  Noth  verhindert 
worden  war.  Der  Sinn  der  letzten  Anordnung  ist  wol 
der,  dass  der  im  ersten  Termine  der  Klage  ausblei- 
bende Beklagte  zur  Strafe  seines  Kecbtes  eine  schriftliche 
Klage  begehren  zu  dürfen,  verlustig  gehen  sollte.  •  Es  musB 
also  die  Neigung  zu  schriftlichem  Verfahren  ziemlich  gross 
gewesen  sein,  wenn  jene  Androhung  die  Bedeutung  einer 
empfindlichen  Strafe  haben  sollte. 

Dass  in  der  That  die  Parteien  sich  über  schriftliches 
Verhandlungsverfahren  einigten,  beweist  der  nicht  seltene 
Umstand,  dass  im  compromissarischen  Verfahren  vor  einem 
Schiedsrichter  schriftliche  Klage  und  Antwort  zur  Anwen- 
dung kommt.  In  einer  Urkunde  ohne  Datum  wird  der  Streit 
des  Grafen  Heinrich  von  Schwerin  mit  dem  Markgrafen 
Woldemar  überliefert,  in  welchem  die  Klage  des  Grafen  von 
Schwerin  schriftlich  verfasst  ist  und  mehrere  Klagepunkte 
gleichzeitig  urafasst.  Auch  die  darauf  erfolgende  schriftliche 
Klagebeantwortuug  äussert  sich  gleichzeitig  über  die  meh- 
reren Streitpunkte,  so  dass  in  einem  Verfahren  verschieden- 
artige Ansprüche  verbunden  werden.^^^) 

Andere  Fälle  eines  compromissarischen  schriftlichen  Ver- 
fahrens, bei  dem  mehrfach  die  schriftliche  Klage  verschiedene 
Punkte  umfasst,  finden   sich  aus   den  Jahren  1334,   1421, 

geldt,  ^'arlike  pechte  edder  tynse ;  ock  schall  nemant  tosprake  in  Schrif- 
ten heischen  to  der  anderen  edder  drudden  klage  by  dree  marcken,  he 
käme  denne  vor  gerichte  unde  vor  rechtige,  dat  jdt  echte  noth  ohm 
hebbe  benamen,  dat  he  to  der  ersten  nicht  kamen  machte. 

691)  Riedel,  C.  D.  Br.  1.  IL  S.  203.  No.  2.  Die  Urkunde  miiss  we- 
gen Erwähnung  des  Markgrafen  Waldemar  in  den  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts gesetzt  werden. 
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1443.®*')     Aber    auch  in  einfachem   gerichtlichem  Verfiah- 
ren,  dem  ein  besonderes  Gompromiss  der  Parteien  nicht  zu 
Grunde  liegt,   finden  sich  F^Ile   einer   schriftlichen  Klage 
nicht  selten.    Im  Jahre  1456  wurde  in  einem  Processe  gegen 
die  Stadt  Neu-Buppin  die  leipziger  Juriatenfacultät  ange- 
rufen und  diese  bemerkte  in  ihrem  Erkenntniss,  dass  sie 
„uflf  schriftlich    schulde,    anclage    unnd   gerechtickeit"    er- 
kenne.®^)    In  dem  ersten  Bande  der  Acten  des  branden- 
burger  Schöffenstuhles  fol.  5  b.  befindet  sich  eine  Klagebeant- 
wortung der  Knochenhauergilde  auf  die  schriftliche  Klage 
eines  gewissen  Peter  Steinberg.    Es  wird  der  Einwand  libelli 
inepti  erhoben  ,*®*)  woraus  hervorzugehen  scheint,  dass  man 
die  schriftliche  Klage  als  das  einzige  Fundament  des  Streites 
ansah  und  nicht  etwa  eine  Ergänzung  durch  mündliche  Er- 
klärung im  Termine  zuliess.    Der  Beklagte  beruft  sich  aui 
das  Recht: 
Nachdem  alle  rechte  medebrengen  und  spreken: 
Isset  sake,  dat  der  ankleger  eyne  unbequeme  ungeordente 
thosprake,  die  dunker  is,  yn  gerichte  vor  den  richtern 
wedder  deme  lyder  efft  wedder  parte  overgheghoven  wert, 
so  schal  de  richter  den  lider  effte  schuldiger  losdeylen 
unde  dem  cleger  condempniren  in  kosten  und  terung.    Ok 
spreket  die  glosa  darup :  Isset  sake,  dat  die  richter  open- 
borlich  jrkennen  kann,    dath  die  thosprake  dunker  is 
unde  nicht  klar,  ok  nicht  ordentlich  geordenth 
van  stunth  an,   schal  de  richter  edder  besittere 
dath  libell  vorleggen. 
Der  dem  Jahre  1507  angehörende  Fall  zeigt  eine  deutliche 


w«y  Cf.  Riedel.  0.  D.  Br.  I.  II.  S.  276,  No,  16  (1334);  II.  IV,  S.  26, 
No.  1492  (1421)  ibid.  S.  284,  No.  1648  (1443). 

693)  Cf.  Büdel,  C.  D.  Br.  I.  IV.  S.  337,  No.  56  (1456). 

694)  Die  betreffende  Stelle  lautet:  Nach  dussen  mennichfeldigen 
vorigen  gedhanden  protestation  tho  wider  vorfolgunge  der  sake,  so  von 
unsen  wedderparte  keyn  uns  schriftlich  gesettet  sy,  spfekenn  wy  knaken- 
hower  wedder  der  schriffUigen  thosprake  anses  wedderpartes  Peter  Sten- 
berch  seggende  excipiendo  also,  dat  die  thosprake  gantz  dunker  is  unde 
nicht  lütter,  ok  nicht  libeUes  mse  formireth  und  ordiniret,  so  die  rechte 
luden,  wo  sichtlich  is  yn  syner  thosprake,  de  Feter  Stenberch  billich 
klarer  muchte  maken,  szo  wy  kuakenhower  dar  to  rechtlick  antwerden 
schalenn. 
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romanisierende  Tendenz,  die  seit  dem  Anfang  des  16.  Jahr- 
hunderts fast  auf  allen  Gebieten  des  Rechtes  zur  Herrschaft 
gelangt. 

In  dem  verloren  gegangenen  Gerichtsbuche  der  Stadt 
Seehausen  soll  nach  dem  Berichte  von  Raumers  im  Jahre 
1448  eine  schriftliche  Klage  vor  den  magdeburger  Schöffen 
geschwebt  haben.®^^)  Noch  interessanter  ist  ein  anderer  nach 
von  Räumers  Angabe  ebendort  befindlicher  Fall  vom  Jahre 
1501,  in  welchem  der  Beklagte  einen  Antrag  auf  schriftliche 
Einreichung  einer  Klage  stellt,  aber  von  dem  Gerichte  zu- 
rückgewiesen wird,  weil  der  Anspruch  des  Klägers  durch 
das  Gerichtsbuch  erweisbar  sei  und  überdies  die  streitigen, 
angeblich  versessenen  Zinsen  nicht  über  fünf  Mark  hinaus- 
giengen.  Man  erkennt  aus  dieser  Begründung,  dass  das 
schriftliche  Verfahren  bei  liquiden  und  bei  unbedeutenden 
Streitigkeiten  keine  Anwendung  finden  sollte. 

Trotz  des  mehrfach,  namentlich  gegen  den  Ablauf  des 
15.  Jahrhunderts  in  allmählicher  Steigerung  angewendeten 
schriftlichen  Verfahrens  ist  dennoch  als  die  ordentliche 
Form  des  Processes  die  mündliche  Verhandlung,  mithin  als 
Beginn  des  Processes  die  mündlich  im  gehegten  Gerichte 
anzubringende  Klage  anzusehen.  Nur  durch  üebereinkunft 
der  Parteien  oder  in  gewissen  schwierigeren  und  dem  Ob- 
jecte  nach  bedeutenderen  Streitigkeiten  fand  schriftliche 
Klage  und  schriftliches  weiteres  Verfahren  Raum.  In  der 
weiteren  Darstellung  wird  daher  die  mündliche  Form  des 
Verfahrens  zu  Grunde  gelegt  und  auf  den  schriftlich  geführ- 
ten Process  nur  als  auf  eine  Modification  des  ordentlichen 
Verfahrens  Rücksicht  genommen  werden. 

Der  Kläger  konnte  seine  Klage  im  versammelten  Ge- 
richte anbringen.  Es  ist,  soviel  ich  weiss,  weder  im  säch- 
sischen noch  im  märkischen  Rechte  überliefert,  ob  nur  im 
ungebotenen  oder  auch  im  gebotenen  Dinge  ein  solches  An- 
bringen neuer  Klagen  zulässig  war.  Die  magdeburger  Fra- 
gen erwähnen  zwar  einmal  der  rechten  Klage,  was  wol  als 

695)  Cf.  von  Ledebur,  allg.  Archiv  der  preuss.  Staaten  XIII.  S.  171. 
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die  ^im  gehegten  Gerichte  erhobene  Klage  anzusehen  ist, 
aber  sie  geben  keinen  Aufschlass  darüber,  ob  das  gehegte 
Gericht  ein  gebotenes  oder  ein  ungebotenes  oder  beides  sein 
dürfe.  ®^^)  Da  kein  Unterschied  in  den  Rechtsbüchern  ge- 
macht wird,  so  darf  man  die  Zulässigkeit  der  Klageanstel- 
lung sowol  im  ungebotenen  wie  im  gebotenen  Dinge  anneh- 
men. Dass  namentlich  auch  im  letzteren  Klageerhebung  ge- 
stattet worden  sein  muss,  deutet  der  Umstand  an,  dass  ein 
Unterschied  gemacht  wird,  ob  der  Beklagte  gegenwärtig  ist, 
oder  nicht  und  er  im  letzteren  Falle  zu  einem  neuen  Termine 
geladen  werden  muss.^^*^)  Im  ungebotenen  Dioge  würde  die 
Abwesenheit  des  Beklagten  eine  Verletzung  seiner  allgemeinen 
Dingpflicht  »enthalten,  die  eine  Verschärfung  der  Contumaz- 
wirkung  hätte  mit  sich  führen  müssen. 

In  der  Mark  scheint  der  Kläger  auch  das  Recht  gehabt  zu 
haben  seine  Klage  ausserhalb  des  gehegten  Dinges  anzumelden 
und  zur  Erhebung  seiner  Klage  die  Ansetzung  eines  ersten  Ter- 
mins zu  erbitten,  zu  welchem  auch  der  Beklagte  vom  Richter 
vorgeladen  werden  musste.    Dieser  Termin  für  die  Erhebung 
der  ersten  Klage  war  alsdann   ein  gebotenes  Ding  und  es 
ist  somit  klar,   dass  die  Klageanstellung  nicht  bloss  im  un- 
gebotenen Dinge   zulässig  gewesen  sein  muss.     Eine  Vor- 
ladung des  Beklagten  zum  ersten  Termin  für  die  Klage  ist 
uns  in  dem  schon  oben  besprochenen  Falle  gegen  Andreas 
Satzke  vom  Jahre  1564  wegen  Todtschlags  überliefert.    Es 
heisst  darin: 
Weyll  dan  solchs  yn  meynen  gerichten  von  dir  begunst 
und  geschehen  (der  Todtschlag),  haben  mich  obbemeltte 
Andreas  Satzke  und  die  Lorentz  Schultzinne  gebetten  (die 
Kläger),  das  ich  ihnen  eynen  peinlichen  Rechtstag  bestel- 
len und  ansetzen   wollte,   darinne  sie  ihr  erste  peinliche 
clage  wider  dich  anstellen  und  furbringen  muchten  und 
das  ich  dich  dazu  rechtlich  wollte  citiren  lassen  solche 

696)  Cf.  Behrend,  magdeb.  Fr.  III.  3,  dist.  5. 

697)  Cf.  Ssp.  I.  §.  1:  Svene  man  vor  gerichte  beklaget,  n'is  he  dar 
nicht,  man  sal  ime  degedingen  to  me  nesten  dinge. 
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irhe  peinliche  clage  wider  dich  anzuhören  und  dich  doruf 
rechtlichen  tzuvorantwortten,  welchs  mir  zu  gestatten  von 
gerichts  und  rechts  wegen  gheburett  hatt,  und  habe  also 
yhnen  einen  peinlichen  gerichtstagk  uf  dem  Mantagk  nach 
palmar  um,  welches  ist  der  27.  tagk  Martii  dieses  laufen- 
den LXIV.  jars  umb  acht  uhr  zu  morgens  für  gehegter 
bancken  yn    der  Neustadt  Brandenburgk  berhamett  und 
benomett.    Denselben  thue  ich  dir  hiemitt  auch  verkun- 
digen und  ansagen,  heische  und  lade  dich  demnach,  das 
du  auf  denselben  tagk,  nemlichen  Montages  nach  palma- 
rum  jn  der  Neustadt  Brandenburg  dieses  laufenden  LXIV. 
jares  umb  8  Uhr  Vormittages  allhier  jm  peinlichen  gerichte 
für  gehegten  bancken  personlichen  erscheynest,  geschickt 
seyest  tzu  sehen  und  hören,  wie  obgedachte  ancleger  yrhe 
erste  peinliche  clage  deynes  begangenen  todtschlages  hal- 
ben rechtlichen  wider  dich  erheben  und  anstellen  werden. 
Darauf  du  deine  unschuldt,  antwortt  oder  alles  anders  tzu 
thun,  das  sich  nach  gestaltter  peinlichen  sachen  wirtt  ge- 
buren  one  hindergangk  oder  ungeburlicher  behelff     Mit 
Verwarnung,  du  kommest  oder  bleybest  aussen, 
das  ich  nichts   desto  welliger  cleger  ihrer  pein- 
lichen anclage  halben  hören  und  gestadten  wer- 
den. 
Erschien  der  Beklagte  im  ersten  Termine  zur  Klageanstel- 
lung oder  war  zufällig  bei  Anstellung  der  Klage  gegenwärtig, 
öo  hatte  er  nach  sächsischem  Rechte  die  Verpflichtung  so- 
gleich zu  antworten,  sei  es  dass  er  die  Verpflichtung  zur 
Einlassung  auf  die  Klage  aus  irgend  welchen  Rechtsgründen 
überhaupt  ablehnte,  sei  es  dass  er  sich  verneinend  auf  den 
Streit  mit  dem  Kläger  einliess,   sei  es  endlich  dass  er  um 
eine  Frist  für  seine  Antwort  auf  die  Klage  bat.^^®)     ünter- 

698)  Cf.  Ssp.  III.  39,  §.3:  Svene  man  vor  gerichte  flcüldeget  unde 
ime  die  richtere  to  rechter  antworde  gebüt,  ne  wel  he  nicht  antwerden 
noch  mit  rechte  untreden  sik,  dat  he  icht  antwerden  sole,  so  delt  man 
ine  weddehaft;  also  dat  man  tome  anderen  unde  tome  dridden  male 
unde  ne  antwerdet  he  den  noch  nicht,  so  is  he  gewannen  in  der  scalt. 
—  Ssp.  II.  3,  §.  J:  Beklaget  man  enen  man  in  sine  jegenwarde  umme 
egen  oder  len,  dat  he  in  rechten  geweren  hevet,  man  sal  ime  dingen  to 
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liess  er  die  Antwort,  so  wurde  er  in  Strafe  genommen 
(weddehaft  geteilt),  bei  dem  zweiten  Gebieten  zur  Antwort 
von  Seiten  des,  Richters  ebenfalls ;  schwieg  er  auch  auf  die 
dritte  Aufforderung,  so  war  er  sachfiQlig. 

Von  dieser  Contumaz  des  gegenwärtigen  Beklagten  wird 
in  den  Quellen  der  Mark  Brandenburg  nichts  direct  über- 
liefert. Aber  es  finden  sich  Fälle,  in  denen  das  Schweigen 
einer  Partei  als  ein  Zugeben  der  Behauptung  des  Gegners 
gedeutet  wurde,  so  dass,  wenn  dieser  stillschweigend  als 
zugestanden  zu  erachtende  Umstand  für  die  Entscheidung 
des  ganzen  Processes  von  Wichtigkeit  war,  ohne  jeglichen 
Beweis  des  Gegners  diesem  der  Sieg  zuerkannt  wurde.  Ein 
Beispiel  dieser  Art  findet  sich  oben  g.  60,  S.  364. 

In  derjenigen  Sitzung,  wo  die  Klage  eigentlich  erst  an- 
gemeldet wurde,  der  Anspruch  des  Klägers  somit  erst  kund 
gegeben  wurde,  konnte  von  irgend  welchen  Nachtheilen  des 
abwesenden  Beklagten  keine  Rede,  denn  er  war  von  dem 
Streite  nicht  in  Kenntniss  gesetzt.  Ob  etwa  der  Kläger 
durch  die  Angabe,  er  habe  zu  dem  Tage  der  Gerichtssitzung 
den  Beklagten  privatim  geladen,  irgend  eine  Wirkung  der 
Contumaz  herbeiführen  konnte,  muss  dahin  gestellt  bleiben. 
Ssp.  I.  67  g.  1  und  I.  70  §.  2  schreiben  schlechthin,  wenn 
bei  der  ersten  Erhebung  der  Klage  der  Beklagte  nicht  gegen- 
wärtig ist,  vor,  dass  bei  bürgerlichen  Klagen  ein  neuer 
Termin  zur  Anhörung  der  Klage  unter  Vorladung  des  Be- 
klagten angesetzt  wird,  bei  peinlichen  Klagen  dagegen  eine 
dreimalige  Ladung  des  Beklagten  zu  verschiedenen,  in  Fristen 
von  vierzehen  Tagen  zu  vierzehen  Tagen,  resp.  von  sechs 
Wochen  zu  sechs  Wochen  erforderlich  ist.^*^)  Auch  bei 
Klagen  um  Gut  scheinen  nach  Ssp.  I.  70  §.  1  drei  Termine 

me  nesten  dinge,  of  he  sprict:  mir  n'is  bir  umme,  herre,  nicht  gedege- 
dinget;  to  der  anderen  klage,  bedet  be  des  dinges,  dat  sal  man  ime 
geven,  sint  sal  be  antwerden.  —  Vgl.  auch  Kichtst.  Laudr.  c.  23,  §.  2,  3. 
699)  Ssp.  I.  67,  §.  1 :  Svene  man  vor  gerichte  beklaget,  n'is  he  dar 
nicht,  man  sal  ime  degedingen  to  me  nesten  dinge.  Svene  man  aver 
beklaget  um  ungerichte,  deme  sal  man  degedingen  dries  immer  over 
virteinnacht.  Klaget  man  ungerichte  over  enen  vilen  scepenbaren  man, 
deme  sal  man  degedingen  dries  immer  over  ses  'weken  under  koninges- 
bann  onde  to  echter  dingstat.  —  Ssp.  I.  70  §.2:  Klaget  man  aver  umme 
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erforderlich  gewesen  zu  sein,  um  den  in  jedem  derselben 
ausbleibenden  Beklagten  mit  der  vollen  Wirkung  der  Contumaz 
zu  treffen.    Denn  es  heisst: 

Hevet  en  man  geklaget  uppe  gut  to  dren  dingen 
man  sal  ine  dar  in  wisen  unde  sal  is  ine  geweidigen;  dar 
ne  mut  in  nieman  ut  wisen,  he  ne  du't  mit  rechter  klage. 
Aus  dieser  Einwei^sung  in  das  angesprochene  Gut  ist  zu 
entnehmen,  dass  der  ungehorsame  Beklagte  als  sachfällig 
angesehen  wird,  aber  erst  nach  drei  verschiedenen  Dingen, 
Die  Lehre  des  sächsischen  Rechtes  ist  also :  Bei  Klagen 
um  Gut  und  um  strafrechtliche  Schuld  ist  Ungehorsam  des 
Beklagten  in  drei  Terminen  erforderlich;  um  ihn  sachfällig 
zu  machen.  Bei  Klagen  um  persönliche  Schuld  dagegen 
genügt  einmaliges  Ausbleiben  im  Termine  zur  Klage.®®®*) 
Welche  Wirkung  in  den  Sacheji,  wo  die  volle  Contumaz- 
wirkung  von  dreimaligem  Ungehorsam  abhieng,  durch  das 
Ausbleiben  im  ersten  oder  zweiten  Termine  entstand,  ist 
nicht  deutlich  bezeugt.  Vielleicht  trat  eine  Geldstrafe,  ein 
weddehaft  teilen  nach  Analogie  von  Ssp.  III.  39  §.  3®»®»>), 
wo  der  gegenwärtige  Beklagte,  der  das  erste  oder  zweite 
Mal  die  Antwort  verweigert,  in  Geldstrafe  genommen  wer- 
den soll. 

In  der  Mark  Brandenburg  findet  sich  mehrfach,  dass 
der  Beklagte  zu  drei  Terminen  vorgeladen  wird,  jedesmal 
mit  der  Verwarnung,  wenn  er  nicht  erscheine,  so  werd6  er- 
gehen, was  Recht  ist.  Es  sollte  eigentlich  nach  dem  Vor- 
bilde   des    sächsischen  Rechtes   der  dritte  Termin  als  der 


scult  over  den,  die  dar  nicht  dingplichtig  n'is  noch  dar  to  antwerde 
nicht  n'is,  man  sal  ime  gebieden  von  gerichtes  halven,  dat  he  gelde 
over  vierteinnacht  oder  die  scult  mit  rechte  untrede.  Ne  dut  he  des 
nicht,  man  sal  ine  dar  vore  panden  etc. 

699  a)  Der  Bichtst.  Landr.  7,  §§  1,  2  scheint  auch  bei  Klagen  um 
Geldschuld  dreimalige  Vorladung  des  Beklagten  gefordert  zu  haben, 
wol  selbst  dann,  wenn  der  Beklagte  dingpflichtig  war.  Ob  deshalb  von 
Meibom,  Pfandrecht  S.  78  recht  thut  aus  I.  70,  f.  1  das  to  dren  dingen 
in  den  §.  2  ebendas.  hinüberzunehmen ,  so  dass  selbst  nach  Ssp.  drei- 
malige Contumaz  bei  Klagen  um  Schuld  zur  Sachfälligkeit  erforderlich 
wäre,  mus»  in  Zweifel  gezogen  werden. 

699  b)  Homeyer  im  Richtst  Landr.  S.  450  behandelt  das  Nichtant- 
worten  und  das  Ausbleiben  des  Beklagten  ganz  parallel. 
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peremtorische  angesehen  werden,  der  dem  auch  dann  unge- 
horsamen Beklagten  gegenüber  Sachfälligkeit  bewirkt.  Mehr- 
fach kommt  jedoch  vor,  dass  noch  ein  vierter  Termin  an- 
gesetzt wird  und  vielleicht  auch,  wenigstens  im  Verfahren 
vor  dem  Kurfürsten  und  seinen  Käthen,  ein  fünfter  perem- 
torischer  Termin.  Die  bemerkenswerthesten  Fälle  sind 
folgende. 

Wenn  der  Kläger  im  ersten  Termine  erscheint  und  trifft 
den  Beklagten  nicht  anwesend,  so  hat  er  zunächst  den  Tag 
über  bis  zum  JJeigen  der  Sonne  auf  den  Gegner  zu  warten. 
In  einem  Streite  vom  Jahre  1356  zwischen  dem  Kloster 
Zehden  gegen  Hermann  von  Wulkow  wird  ausdrücklich  be- 
zeugt, dass  anfänglich  der  Beklagte  im  Terrain  nicht  an- 
wesend gewesen  wäre,  als  der  Kläger  aber  bis  zum  Abend 
gewartet  hätte,  sei  Herman  von  Wulkow  erschienen.  Er 
wurde  aber  nicht  mehr  mit  seinen  Einwendungen  gehört, 
sondern  es  wurde  ein  neuer  Termin  angesetzt.'^^^) 

Der  Beklagte  scheint  in  diesem  Falle  wegen  seines  spä- 
ten Erscheinens  nicht  mehr  mit  seinen  Einwendungen  gehört 
worden  zu  sein.  Denn  es  wird  von  den  Beisitzern  sofort 
in  der  Sache  erkannt,  und  zwar  zu  Gunsten  des  Klägers, 
wenn  der  Beklagte  nicht  binnen  vierzehn  Tagen  seine  Ein- 
reden erbringe.  Auf  der  anderen  Seite  sind  die  Beklagten 
nicht  schlechthin  als  contumaces  behandelt  worden,  denn 
sie  werden  in  keine  Strafe  genommen  und  auch  nicht  schlecht- 
hin als  sächfällig  behandelt. 

Blieb  der  Beklagte  wirklich  aus,  so  galt  er  nur  als 
contumax,  wenn  er  durch  keinen  gesetzlichen  Entschuldi- 
gungseid   sich    von    der  Schuld  des   Ungehorsams  reinigen 

700)  Cf.  Riedel,  C.  D.  Br.  I.  XIX.  S.  80,  No.  28  (1356):  Und  als  er 
(der  Kläger)  den  Tag  ausgewartet  hatte  bis  an  den  Abend,  da  kam 
der  vorgenante  Herr  Herrmann  von  Wulkow  ritter,  und  seine  vettern 
und  wir  beschieden  den  propst  von  der  Kloster  frauen  wegen  vor  uns 
und  uusern  mannen.  Dess  funden  unsere  mannen  vor  recht:  wäre  es, 
dass  die  von  Wulkow  nicht  brächten  hülfrede  binnen  14  nachten  vor 
uns  oder  vor  unsern  lieben  getreuen  Hofmeister  Hassen  von  Wedel 
ritter,  dessen  Falkenborg  ist,  so  hätten  besser  recht  und  beweise  die 
klosterfrauen  zu  Zehden  u.  s.  w.  als  die  von  Wulkow  von  der  scheide 
zwischen  Zehden  und  Sathen  u.  s.  w. 


PR0CES8STADIEN.    §.  67.  463 

oder  eine  Restitution  gegen  die  Wirkungen  der  Contumaz 
begründen  konnte.  Im  Jahre  1358  verwandte  sich  der  Rath 
der  Stadt  Prenzlau  für  einen  seiner  Bürger  Hans  Tempeler 
bei  dem  Rathe  zu  Hamburg,  wo  derselbe  zu  einem  Gerichts- 
tage geladen  gewesen  war,  weil  er  im  Dienste  des  Markgrafen 
gefangen  genommen  warJ^^)  Im  Jahre  1426  berief  sich  in 
einer  Sache,  die.  vor  den  magdeburger  Schöffen  schwebte, 
ein  Prenzlauer  Bürger  Cuno  als  Beklagter  auf  die  Eroberung 
der  Stadt  Prenzlau  und  seine  dadurch  verursachte  Vertrei- 
bung' aus  seinem  Wohnort,  um  sein  Nichterscheinen  im 
dritten  peremtorischen  Termine  zu  rechtfertigen.  Die  magde- 
burger Schöffen  erkennen  diesen  Hinderungsgrund  an  und 
verstatten  den  Beklagten  zu  einem  neuen  Termine.'^^) 

Dagegen  scheint  in  einem  allerdings  undeutlichen  Falle 
eine  durch  gesetzliche  Gründe  nicht  unterstützte  Bitte  um 
Verlegung  des  Termins  die  Wirkung  der  Contumaz  wenig- 
stens theilweise  aufgehalten  zu  haben.  Im  Jahre  1510  wa- 
ren in  einem  Process  des  Propstes  zu  Brandenburg  die  Be- 
klagten Gebrüder  und  Vettern  von  Schlieben  zu  einem  Ter- 

701)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  III.  S.  293,  No.  7  (1358) :  Unde  lathen 
unsen  berghern  dar  nicht  rechtlos  umme  jeghen  de  bemen  (die  beiden 
Kläger  Michel  Ples  und  Werner),  dat  eye  uppe  de  rechtdaghe  vor  iow 
nycnt  ghekomen  synt  also  sye  vor  jow  besceiden  weren,  wenne  Hannes 
Tempeler  echte  nod  bewysen  mach,  dat  he  van  unser  stad  weghcn  in 
unses  kern  denste  des  markgreven  van  brandenborg  ghevanghen  wart 
unde  noch  ghevanghen  is  und  den  hern  heft  na  ghereden  dorch  syner 
nod  unde  ock  dar  unser  nod  unde  syn  recht  vor  jow  bynnen  der  thyd 
nicht  bearbeyden  den  künde. 

702)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  420,  No.  376  (1426): so 

scholde  wi  an  beiden  Süden  wedder  kamen  vor  den  richter  unde  de 
schepen  in  dat  heghede  dink,  also  dat  neghest  tu  kamende  was,  des 
konde  wi  uns  nicht  vorgan  in  deme  daghe,  dat  wi  vor  richter  unde 
schepen  in  dat  heghede  dink  nicht. künden  kamen,  dat  makede  de  in- 
val,  gode  id  si  gheclaghet,  dat  de  stad  gewunnen  wart,  darmede  war 
dat  recht  ghedempet  van  der  tüd  an,  dat  de  stad  gewunnen  ward,  bed 
na  pinghesten,  dat  de  richter  mit  den  schepen  nyn  recht  en  hadden. 
In  deme  ward  ik  Hinrik  Cunow  vordrifen  van  Prempslow,  also  dat  witlik 
is  unde  dat  buwisen  mach  und  mannigheme  bedderfen  manne,  in  deme 
dat  ik  do  von  nodes  weghen  moste  buten  wesen  mynes  lifes  unde 
muchte  tu  Prempslow  nicht  in.  —  Das  Erkenntniss  der  Schöffen  lautet: 
Hefft  Paschen  Schröder  (Kläger)  upp  Hinrik  Cunowen  ....  vorderinge 
gedan  vor  richter  und  scheppen  binnen  der  tüd,  alz  he  vordreven  was 
und  om  neyn  geleide  wesen  mochte  sik  und  sin  gut  to  vorantwerden, 
dat  schal  om  dorch  recht  nicht  to  schaden  komen,  sunder  he  mag  noch 
antwerden  und  Paschen  rechtis  plegen  u.  s.  w. 
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mine  nach  Cöln  vor  den  kurfürstlichen  Räthen  vorgeladen 
worden.  Einer  der  Beklagten,  Veit  von  Schlichen  hatte  im 
Nameii  der  übrigen  um  Verlegung  des  Termins  gebeten, 
dem  Kläger  konnte  aber  vor  dem  Tage  des  Termins  keine 
rechtzeitige  Nachricht  von  jenem  Antrage  gegeben  werden. 
Als  daher  die  Beklagten  im  Termine  nicht  erschienen,  wurde 
ein  neuer  Rechtstag  angesetzt."^®*)  Der  Termin,  welchen  die 
Beklagten  versäumt  haben,  wird  zwar  als  peremtorischer 
und  aus  Ueberfluss  angesetzter  bezeichnet,  so  dass  man  ge- 
neigt sein  könnte  daraus  zu  folgern,  dass  es  bereits  der 
dritte,  oder  wenn  man  die  Worte:  „aus  uberflussigkeit," 
accentuiert,  wol  gar  ein  vierter  Termin  gewesen.  Der  erste 
Termin  war  es  jedenfalls  nicht,  zu  dem  die  Beklagten  sich 
nicht  gestellt  haben,  sondern  es  wird  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, dass  die  Beklagten  „allzeit  ungehorsam  ausgeblie- 
ben sein,"  was  offenbar  auf  eine  schon  mehrfach  begangene 
Contumaz  deutet.  Auf  der  anderen  Seite  stellt  der  im  Ter- 
mine erscheinende  Kläger  den  Antrag  die  Beklagten  in  die 
Gerichtskosten  zu  verurtheilen  und  seinem  früheren  Ansuchen 
(womit  wol  der  Klageantrag  gemeint  ist)  zu  verhelfen.  Der 
Kurfürst  setzt  ohne  weitere  Motivierung  einen  neuen  Termin 
an.  Ob  er  das  thut,  weil  er  wegen  des  eingegangenen  Ver- 
legungsschreibens der  Beklagten  einen  vollen  ungehorsam 
nicht  annahm  und  somit  die  eigentlich  durch  Contumaz  ver- 

708)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  260,  No.  343  (1510):  Als  wir 
euch  hiervorn  Yormals  und  juogst  Suntags  nach  exaltacionis  crucis  al- 
liier zu  Coln  an  der  Sprewe  zu  erscheinen  rechtlich^  peremptorie  unnd 
auss  überf[üssigkeit  furbescheiden  heren  Valentin  Schuler  propst  uff 
unser  lieben  frawen  berg  vor  Brandburg  montags  darnach  zu  seinen  an- 
gestallten clagen  zu  antwortten  unnd  ir  alzeit  ungehorsam  aussen  blie- 
ben ,  desselben  wir  auch  von  euch  hochlich  beswert  unnd  befrembdung 
tragen  und  wiewol  dw  Veit  auch  von  wegen  deins  bruders  und  vettern 
jn  negst  deinem  schreiben  auss  angezeigter  Ursachen  umb  erstreckung 
des  tages  und  ander  tagsatzung  ge betten  und  aber  gemeltter  probst,  der 
diesen  Termin  personlich  mit  Unkosten  alhier  besucht,  deins  Schreibens 
und  entschuldigung  nicht  gesettigt  gewesen,  sunderlich  so  jme  der  recht- 
tach  zeitlich  zuvorn  nicht  apgekundigt  unnd  zu  recht  gebetten,  euch 
sambtlich  als  ungehorsame  in  gerichts  kost  und  expens  dieses  termyns 
zu  verteilen  und  jme  den  brobst  uff  vorig  sein  bethch  und  rechtlich 
ansuchen  zu  verhelffen,  solcher  seiner  bette  wir  drsmals,  so  vil  recht, 
statgegeben  und  furder  ladung  erkant  haben  (folgt  Ansetzung  eines 
neuen  peremtorischen  Termins  auf  Galli  in  Cöln). 
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wirkte  Sachfälligkeit  nicht  eintreten  liess,  ist  aus  der  Urkunde 
nicht  deutlich  zu  ersehen.  Obwol  er  zwar  angibt,  dass  er 
dem  Antrage  des  Klägers  willfahre  und  einen  neuen  Termin 
ansetze,  so  scheint  der  Antrag  des  Klägers  doch  auf  Er- 
kennung der  Sachfälligkeit  gerichtet  gewesen  zu  sein.  Denn 
die  Worte  des  Propstes:* 
ihm  uff  vorig  sein  betlich  und  rechtlich  ansuchen  zu  ver- 
helfen, 
können  kaum  anders  als  auf  materielle  Verurtheilung  der 
Beklagten  gedeutet  werden. 

Die  Thatsache,  dass  die  Contumaz  des  Beklagten  im 
ersten  Termine  nicht  ausreichte  die  Sachfälligkeit  zu  be- 
wirken, sondern  dass  mindestens  drei,  selbst  vier  Termine 
dazu  erforderlich  waren,  geht  aus  mehreren  urkundlichen 
Zeugnissen  hervor.  Die  Fälle  sind  aber  doch  nicht  manig- 
faltig  genug,  um  festzustellen,  ob  in  jedem  Processe  drei 
Termine  zur  vollen  Contumaz  erfordert  wurden,  oder  ob  in 
gewissen  Sachen  nur  ein  einziger  Termin  genügte. 

Im  salzwedeler  Stadtrechte  wird  in  Sachen  an  Hals  und 
Hand  erst  im  dritten  Termin  gegen  den  ungehorsamen  Be- 
klagten die  Verfestung  ausgesprochen.^*^^) 

Gleiches  schreibt  für  denselben  Fall  eine  Urkunde  von 
1300  fiir  das  Gografengericht  in  Soest  vor.^*^^) 

In  Guben  wird  nach  einer  Urkunde  vom  Jahre  1315 
vor  dem  Landfriedensgerichte  der  Beklagte 

duabus  impeticionibus  defensabitur, tercia 

vice  dampnabitur sententiis  memoratis.^^^) 

Allgemeiner  scheint  dagegen  das  Stadtbuch  von  Frankfurt 
vom  Jahre  1425  dreimalige  Vorladung,  aus  der  fortgesetzten 

704)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  13,  No.  17  (1273):  Item  si 
aliquis  homicida  pro  homicidio  profugus  factus  fuerit,  quod  fecit,  contra 
ipsnm  ad  trinum  Judicium  procedetur  et  in  tertio  placito  proscribi  debet. 

705)  Cf.  Seibertz,  Ürk.-B.  I.  S.  625,  No.  484  (1300): et 

tenentnr  venire  et  equiparare  et  rendere  cuilibet  conquerenti  et  nisi 
cum  tribus  vicibüs  semper  de  quindena  ad  quindenam,  qui  vocati  fuerint, 
veniant,  proscribentur  et  exleges  judicabuntur  et  possunt  tanquam  pro- 
scripti  in  opido  susatensi  de  jure  teneri. 

706)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  II.  I.  S.  372,  No.  456  (1315). 
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Contumaz  folgende  Sachfälligkeit  in  allen  Arten  von  Sachen 
festgesetzt  zu  haben. '^ 

Ouck  haben  die  rathmanne  eyngetragen,  wenn  eyner  dry 
clagen  myt  dem  rechte  dyrvordirt  unn  ym  eyn 
vrede  geworcht  wert  ober  des  guth,  den  heran- 
claget,  untschedet  sich  denne,  der  angeclaget  wert, 
nicht  met  dem  anclager  yn  dren  wochen,  so  sal  er  nach 
der  stat  wilkor  der  stat  vorvesthe  man  syn  bys  an  dy 
czit,  das  er  sich  mit  anclager  untschedet. 
Die  Stolle  ist  überschrieben:  von  dem  gerichte.  In  ihrem 
Texte  schränkt  sie  die  Vorschrift,  dass  dreimalige  Klage 
gegen  den  Ungehorsamen  ein  Friedewirken  über  das  Gut 
desselben  zu  Gunsten  des  Klägers  und  bei  fortgesetzter 
Weigerung  den  Kläger  zu  befriedigen,  nach  drei  Wochen 
sogar  die  Verfestung  bewirke,  auf  keine  specielle  Art  von 
Klagen  ein.  Trotz  der  unbestimmten  Redeweise  sind  Um- 
stände angegeben,  die  eher  auf  eine  Civilklage  als  auf  eine 
Criminalklage  deuten.  Dem  Kläger  ist  (wol  nach  der  dritten 
Klage)  ein  Friede  über  das  Gut  des  Beklagten  gewirkt  wor- 
den. Criminalklagen,  namentlich  an  Hals  und  Hand  endigen 
mit  einer  solchen  immissio  in  bona  rei  nicht,  am  Wenigsten 
mit  einer  solchen,  die  der  Beklagte  durch  ein  „sich  untschei- 
den"  mit  dem  Kläger,  d.  h.  wol  durch  ein  Klaglosstellen 
desselben  wiederum  aufheben  kann.  Nur  die  drei  Wochen 
nach  dem  Friedewirken  drohende  Verfestung  könnte  daran 
irre  machen,  ob  es  sich  um  eine  Civilklage  handelt.  Aber 
eine  unerklärliche  Bigenthümlichkeit  ist  es  auch  hier  niclrt, 
wenn  bei  hartnäckiger  Weigerung  den  Kläger  zufrieden  zu  stel- 
len, dessen  Anspruch  vielleicht  nicht  auf  eine  specielle  Sache 
sondern  auf  eine  facere  gerichtet  war,  zum  Aeussersten  ge- 
schritten wurde.  Bezieht  sich  demnach  die  vorliegende  Stelle 
auf  Civilansprüche,  so  ist  auch  für  diese,  wie  es  scheint, 
das  Princip  dreimaliger  Ladung  des  Beklagten  zu  verschie- 
denen Terminen  erwiesen.  Denn  dass  in  der  gegenwärtigen 
Stelle  Ungehorsam  von  Seiten  des  Beklagten  vorausgesetzt 

707)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXHI.  S.  180,  Nö.  229  (1425). 
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wird,  unterliegt  wol  keinem  gegründeten  Zweifel.  Aus  wel- 
chem anderen  Grunde  sollten  die  drei  Klagen  nöthig  ge- 
worden sein,  was  anders  ist  es  als  fortgesetzte  Contumaz, 
wenn  der  Beklagte  sich  mit  dem  Kläger  zu  „untscheiden"? 
weigert? 

Auch  in  dem  mehrfach  berührten  Process  des  Gertraud- 
hospitals zu  Wittstock  mit  dem  Burggesessenen  Hans  Kruse- 
mark ist  eine  mehrfache  Ladung  des  Beklagten  ergangen. 
Denn  in  der  Urkunde  wird  ausdrücklich  erwähnt: 

de  vake  genomde  Hans  Krusemarke  wart  thor  antwerde 
gheheysschet  und  gebaden,  aver  Hans  Ej'usemarke  was 
dar  nicht. 
Es  wird  eine  neue  Ladung  des  Beklagten  von  dem  Hofrich- 
ter beschlossen  und  von  diesem  mit  zwei  belehnten  Mannen 
ausgeführt.  Im  zweiten  Termine  erscheint  der  Beklagte  auch 
und  erkennt  den  Anspruch  der  Kläger  an.  (Vgl.  oben  g.  53 
Note  533). 

Viermalige  Ansetzung  von  Terminen  zur  Antwort  des 
Beklagten  zeigt  ein  vor  dem  Kurfürsten  und  seinen  Räthen 
schwebender  Streit  zwischen  Hans  Aschersleben  und  Frie- 
drich und  Hans  Greifenberg.  Es  wird  in  der  Urkunde  vom 
Jahre  1482  ausdrücklich  bezeugt,  dass  vier  Termine  ange- 
setzt worden,  die  Beklagten  aber  stets  ungehorsam  ausge- 
blieben seien,  weshalb  dieselben  nach  geführtem  Beweise  des 
Klägers  als  sachfällig  verurtheilt  werden.''^)  Die  Klage  be- 
zieht sich  auf  Rechnungslegung  aus  einer  Vormundschaft 
und  Ersatz  eines  durch  ungehörige  Verpfändung  von  Mündel- 
gut zugefügten  Schadens.  Die  rein  persönliche  Natur  dieses 
Anspruches  zeigt  deutlich  die  Abweichung  vom  Rechte  des 
Sachsenspiegels,  wonach  gerade  in  persönlichen  Klagen  die 

708)  Cf.  von  Baumer  ^  C.  D.  Br.  II.  S.  160,  No.  77  (1482):  Hans 
Aschersleve  klagt  ohir  Fndrich  und  Hans  von  Greifenberg,  das  sy  meyn 
gnediger  herr  zu  viermal  bescheiden  hatt,  das  sy  allewege  seiner  gna- 
den geboten  und  Schriften  ungehorsam  worden  synd  und  allewege  con- 
tamaciter  aussgeblieben,  nach  dem  sein  gnade  in  geschriben  hatt,  sy 
kommen  oder  nicht,  so  wil  sein  gnade  dem  gehorsamen  parte  lassen 
geen,  was  recht  ist,  darauf  Aschersleve  fleisig  gebeten  hat  im  unge- 
weigerts  rechten  zu  verhelfen.  — -  Es  folgt  darauf  Klage  und  Beweis  des 
Klägers  und  Yerurtheilung  der  Beklagten. 

30* 
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Versäumung  eines  Termins  zur  vollen  Contumazwirkung  ge- 
nügen soll. 

Es  ergibt  sich  demnach  aus  den  Urkunden  der  Mark 
Brandenburg  keine  Einschränkung  auf  gewisse  Processarten 
für  den  Grundsatz,  dass  erst  im  dritten  Termine  resp.  vier- 
ten die  Sachfälligkeit  des  Beklagten  wegen  Ungehorsams 
ausgesprochen  werden  könne.  Persönliche  civile,  criminelle, 
dingliche  Klagen  scheinen  in  Beziehung  auf  die  Contumaz 
demselben  Grundsatze  unterworfen  worden  zu  sein. 

Das  Ausbleiben  des  Beklagten  im  nicht  peremtorischen 
ersten  oder  zweiten  Termin  scheint  eine  Strafe  nach  sich 
gezogen  zu  haben.  In  dem  vorher  (bei  Note  703)  erwähn- 
ten Fall  wird  eine  Strafe,  bestehend  im  Ersatz  der  gericht- 
lichen Terminskosten  von  dem  Kläger  beantragt.  Die  Ent- 
scheidung des  Gerichtes  auf  diesen  Antrag  ist  indessen  nicht 
ersichtlich  und  selbst  zweifelhaft,  da  die  Beklagten,  obzwar 
verspätet,  um  Verlegung  des  Termins  gebeten  hatten,  mit- 
hin ein  voller  und  eigentlicher  Ungehorsam  gegen  die  richter- 
liche Ladung  nicht  vorlag. 

Dagegen  wird  in  dem  Processe  der  Gertraudkirche  zu 
Wittstok  gegen  Hans  Krusemark  das  mehrfache  Ausbleiben 
des  Beklagten  und  dass  er  „weddehaft  geurtheilt  worden  sei," 
erwähnt.  (Vergl.  oben  §.  53  Note  533).  Man  scheint  daher 
die  Bestimmung  des  Ssp.  III.  39  g.  3  analog  ausgedehnt  zu 
haben  auf  den  Fall  des  völligen  Ausbleibens  des  Beklagten. 

Auf  der  anderen  Seite  scheinen  in  der  Mark  gelegentlich 
Bestrebungen  aufgetaucht  zu  sein  das  weddehaft  Urtheilen, 
wie  es  Ssp.  III.  39.  §.  3  für  den  Fall  der  vom  gegenwärtigen 
Beklagten  verweigerten  Antwort  auf  die  Klage  vorschreibt, 
ganz*  fallen  zu  lassen.  Im  Jahre  1429  wenigstens  hat  es 
der  Kurfürst  der  Stadt  Frankfurt  zum  Vorwurfe  gemacht, 
dass  sie  in  ihrer  Willkür  das  Gewette  für  die  verweigerte 
Antwort  auf  die  Klage  aufgehoben  habe.^^^)    Das  Interesse, 

709)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXIII.  S.  194,  No.  240  (1429)  ad  XI.; 
Vortmer  schuldige  wy  dy  gnante  borgermeistere,  ratmanne  Uüd  gemeine 
borgere  tho  Franckenvort,  dat  sy  ein  gesette  und  willkör  gemaket  heb- 
ben,  wer  thu  der  ersten  klage  tho  der  antwort  geboten  wird  und  nicht 
ne  antwordet  edder  mit  rechte  endredet,  dat  he  darumme  nicht  wetten 
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welches  der  Kurfürst  an  dem  Fortbestehen  des  Gewettes 
hatte,  war  wol  financieller  Art,  denn  er  hebt  gleich  nach 
den  in  Note  709  mitgetheilten  Worten  hervor,  dass  er  den 
Schaden  aus  dieser  Aenderung  des  Verfahrens  auf  acht  tau- 
send rheinische  Gulden  achte,  deren  Ersatz  er  vom  Rathe 
der  Stadt  begehrt.  Da  in  den  meisten  Städten  und  Dörfern 
die  Gerichtsgefälle  entweder  dem  Markgrafen  oder  einer 
Privatperson  zustanden,  so  ist  es  wahrscheinlich,  dass  das 
weddehaft  Urtheilen  nicht  bloss  wegen  verweigerter  Antwort 
des  gegenwärtigen  Beklagten,  sondern  auch  wegen  unent- 
schuldigten Ausbleibens  im  nicht  peremtorischen  Termine  in 
Anwendung  gebracht  wurde.  Das  Streben  die  Erti-ägnisse 
der  Justiz  zu  steigern,  führte  zu  einer  solchen  Praxis,  die 
in  so  hohem  Grade  dem  Interesse  der  Gerichtsinhaber  ent- 
sprach. 

Auch  der  Kläger  konnte  ungehorsam  ausbleiben.  Im 
Jahre  1481  schwebte  vor  den  kurfürstlichen  Käthen  eine 
Klage  des  Busse  Gans  zu  Putlitz  gegen  die  Gebrüder  Mol- 
lendorf. Es  waren  mehrere  Termine  angesetzt  worden,  die 
letzte  sogar  aus  üeberflüssigkeit,  also  wie  es  scheint  porem- 
torisch.  In  der  Vorladung  des  Klägers  zu  diesem  perem- 
torischen Termine  heisst  es: 

[Du]  willest  up  solkenn  dach  jo  nicht  uthblivenn,  wen  wo 

dw  nicht  kommen  werdest,  willen  wy  die  MoUendorpe  by 

solken  dorpe  vorder  vor  dy  ane  ansprake  beholdon 

und  voidedingen,    die    noch    deynenn  vedderen  ge- 

staden    sie    forder    darumme    antolangenn    noch 

einige  vorhinderunge  dar  in  to  dunde,   die  darna  machst 

wetenn  to  richtenn.'^*®) 

Als  auch  in  dem  unter  der  Verwarnung  der  Sachfälligkeit 

angesetzten    peremtorischen  Termine   der  Kläger  ausblieb, 

wurde    dem  Beklagten   durch  ürtheil  des  Gerichtes  gegen 

jeden  ferneren  Anspruch  des  Klägers  sicher  gestellt. 

darf,  sodane  gesctte  und  Willkür  doch  wedder  dy  gemeine  beschreven 
j'echt  syn  und  wedder  unses  hern  vaders  willen  und  vulbord. 
710)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  IL  S.  150,  No.  58  (1481). 
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In  der  vorstehenden  Vorladung  des  Klägers  sieht  man, 
dass  die  Yerwamung,  nnter  welcher  der  richterliche  Befehl 
wenigstens  beim  peremtorischen  Termin  ergieng,  die  der 
Sachfälligkeit  war.  Bei  den  Ladungen  der  Beklagten  ist 
indessen  weder  in  den  ersten  beiden  noch  im  dritten  oder 
vierten  Termine  eine  andere  Verwarnung  wahrzunehmen  als 
die,  der  Beklagte  komme  oder  komme  nicht,  so  werde  er- 
gehen, was  Recht  ist.''")  Diese  unbestimmte  Fassung  ent- 
hielt sowol  die  Androhung  der  Sachfälligkeit  im  peremto- 
rischen, als  die  des  weddehaft  Teilens  und  der  Fortsetzung 
der  Verhandlung  mit  dem  Kläger  im  nichtperemtorischen 
Termine.  Gieng  die  Sache  an  Hals  und  Hand,  so  wurde 
der  Beklagte,  der  auch  im  dritten  Termine  ausblieb,  in  die 
Verfestung  gethan.  Das  berliner  Stadtbuch  zeigt  diese  Wir- 
kung sogar  in  einem  nicht  todeswürdigen  Falle,  nämlich  bei 
einer  Körperverletzung  zu  braun  und  blau.'''***) 

Die  Ansetzung  der  Termine  musste  in  die  Zeit  fallen, 
in  der  es  erlaubt  war  Gericht  abzuhalten.  Während  ge- 
bundener Tage  konnte  man  vom  Beklagten  nicht  verlangen, 
dass  er  zu  gerichtlichen  Geschäften  sich  stellte.  War  er  • 
dagegen  freiwillig  bereit,  die  Klage  zu  beantworten,  z.  B. 
gegenwärtig,  als  binnen  gebundener  Zeit  die  Klage  d^hoben 
wurde,  so  stand  den  Verhandlungen  mit  den  Parteien  nichts 
im  Wege.  Ganz  frei  von  der  Rücksicht  auf  die  gebundenen 
Tage  war  Klage  um  Landfriedensbruch  und  handhafte  That. 
Das  berliner  Stadtbuch  dem  Sachsenspiegel  H.  10.  g.  5  fol- 
gend schreibt  vor:'''*^) 

Bynnen  gebunden  dagen  en  mucht  men  nicht  sveren  wen 
den  freden  und  ok  up  den  man,  di  in  der  hadteftigen  daet 
13  gevangen.  Wi  den  freden  breket  bynnen  den  gebunden 
dagen,  den  beschermen  di  gebunden  dage  nicht;  also  en 

711)  Cf.  z.  B.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  192,  No.  252  (1469):  Dann 
du  (der  Beklagte)  Icummest  oder  nicht,  wollen  wir  gheliche  wol  jn  sul- 
eher  Sachen  nadi  forderunge  des  gnanten  Andress  Kylian  procediren 
unde  thun,  als  sich  des  von  rechte  zu  thun  geboret,  dich  darnach  weyst 
zu  richten. 

711a)  Cf.  salzwedeler  Stadtrecht  von  1273  bei  Biedel,  C.  D.  Br.  !• 
XIV.  S.  13,  No.  17  und  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  157,  158- 

712)  Cf.  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  95,  96. 
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dut  di  kirke  noch  di  kerkhof  an  der  daed,  die  he  darin 
het  gedan. 

Wat  so  eyn  man  anders  klaget  bynnen  gebunden  da- 
gen  sunder  ungerichte,  dat  mut  die  richter  wol  richten 
over  den  man,  di  tu  antwerde  is,  und  sal  em  gebiden, 
dat  he  bekenne  oder  vorsake  und  betere  tu  rechter  tyd, 
ofte  he  bekennet,  oder  ede,  ofte  he  vorsaket.  Nicht  en 
mut  aver  di  richter  tu  eden  dingen  in  gebunden  dagen, 
wen  suchte  klage  mach  he  richten  und  die  ede  bescheden 
tu  den  open  dagen.  War  man  ede  lovet,  di  sal  man 
leisten  tu  deme  nechsten  ungebunden  dagen,  alse  dan  dat 
negeste  gehegede  ding  is. 
Zweifel  erregen  in  der  Stelle  die  Worte: 

Nicht  en  mut  ayer  di  richter  tu  eden  dingen  etc. 
Gemeint  ist  wol,  der  Richter  könne  zwar,  wenn  eine  Civil- 
klage  in  Gegenwart  des  Beklagten  binnen  gebundener  Zeit 
angestellt  werde,  dem  Beklagten  zur  Antwort  gebieten.  Aber 
er  dürfe  nicht  zu  eden  dingen,  d.  h.  wenn  der  Beklagte 
eidlich  leugnen  wollte,  so  sei  ein  neuer  Termin  auf  einen 
ungebundenen  Tag  zur  Ableistung  jenes  Eides  anzusetzen. 

2.  Verhandlung  nnte?  den  Parteien. 

Wenn  keiner  der  streitenden  Theile  eine  Contumaz  be- 
gieng,  so  fand  bei  mündlichem  Verfahren  die  Verhandlung 
unter  den  Parteien  in  derselben  Weise  statt,  wie  der  Sachsen- 
spiegel und  der  Richtsteig  Landrechts  es  vorschreiben.  Es 
^  sind  zwar  keine  Urkunden  über  einzelne  Gerichtssitzungen 
und  das  Verhalten  der  Parteien  in  denselben  überliefert. 
Aber  aus  den  Angaben  von  Stadtrechtsbüchern  erkennt  man, 
dass  sich  die  Verhandlung  in  Rede  und  Gegenrede  von  jeder 
Seite  der  streitenden  Theile  bewegte  und  dass  das  Ziel, 
dem  j-ede  Partei  zustrebte,  darauf  gerichtet  war  zum  Be- 
weise über  die  eigenen  Behauptungen  verstattet  zu  werden. 
Die  Einreden,  welche  vom  Beklagten  vorgebracht  wer- 
den konnten,  bestanden  entweder  darin,  dass  er  sich  der 
Antwort  wehrte,  indem  er  nachwies,  dass  er  nicht  der  rechte 
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Beklagte  sei,  oder  dass  er  gegen  deo  Anspruch  des  Klägers 
einen  Umstand  geltend  ^machte,  der  die  Behauptungen  des 
Klägers  entkräftete.  Das  sächsische  Recht  schrieb  nun  für 
die  Form,  in  der  die  Vertheidigung  gefiihrt  werden  sollte, 
vor,  dass  auf  Rede  und  Gegenrede  ein  Urtheil  gefunden 
werden  sollte.  Erst  auf  dieses  den  ersten  Punkt  entschei- 
dende Urtheil  konnte  eine  neue  Frage  gegründet  werden. 
Die  drei  Stufen,  in  denen  bei  Erörterung  des  streitigen  Sach- 
verhältnisses der  Process  vorwärts  rückte,  waren  also :  Rede, 
Gegenrede,  Urtheil,-  Rede,  Gegenrede,  Urtheil  u.  s.  w.''^**) 

Es  ist  bei  der  Herrschaft  der  sächsischen  Rechtsgrund- 
sätze sehr  wahrscheinlich,  dass  auch  in  der  älteren  Zeit 
dieses  eben  beschriebene  Verfahren  eingehalten  worden  ist. 
Die  üeberlieferungen  einer  späteren  Zeit  dagegen  zeigen 
eine  Abweichung,  nämlich  dass  nicht  das  Urtheil  unmittel- 
bar nach  Frage  und  Gegenfrage  für  jeden  einzelnen  Punkt 
erfolgt,  sondern  dass,  nachdem  Rede  und  Gegenrede  über 
mehrere,  vielleicht  über  alle  Streitpunkte  erhoben  worden 
sind,  nunmehr  in  einem  zusammenfassenden  Beweisurtheil  alle 
vorher  bestrittenen  Punkte  erledigt  werden  und  das  Beweis- 
verfahren  angeordnet  wird. 

Im  Jahre  1334  stritten  der  Markgraf  Ludwig  von  Branden- 
burg und  Johann  von  Werle  wegen  mehrerer  Ansprüche. 
Ueber  jeden  derselben  erfolgt  auf  Klage  und  Antwort  das 
Urtheil  des  Schiedsrichters  Grafen  von  Schwerin.  Markgraf 
Ludwig  klagt  zunächst,  dass  der  Herr  von  Werle  Schloss 
Meienburg  als  Pfand  in  Besitz  genommen  habe.  Der  Be- 
klagte beruft  ßich  für  sein  Recht  auf  die  Werschaft  der 
Lehensmannen  und  der  Richter  findet,^  dass  der  Beklagte 
zwar  seinen  Auetor  gesteilen  dürfe,  aber  nicht  das  Recht 
habe  das  Schloss  ohne  des  Lehensherrn  Genehmigung  von 
einem  Vasallen  als  Pfand  anzunehmen.  Die  Replik  des 
Klägers  läutet  darauf,  dass  Beklagter  das  Pfand  an  Schloss 
Meienburg  ohne  Genehmigung  des  Lehensherrn  angenommen 
habe,  der  Beklagte  erwidert,  dass  er  nur  für  Schaden,  den 

713)  Cf.  Eomeyer,  Kichtst.  Landr.  S.  451—453. 
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er  von  den  Mannen  dea  Klägers  erlitten  habe,  das  Schloss 
zu  Pfand  genommen.  Das  Urtheil  erkennt,  wenn  das  Pfand 
nm  des  Friedens  willen,  vom  Beklagten  genommen  worden 
sei,  dass  der  Beklagte  im  Rechte  sei.^^*) 

Es  ist  deutlich,  dass  das  jedesmalige  Urtheil  „zwischen 
zweier  Mannen  Rede'',  d.  h.  nach  Rede  und  Gegenrede  er- 
folgt, und  gewiss  war  in  dieser  Beziehung  das  vorliegende 
schiedsrichterliche  Verfahren  dem  ordentlichen  Processe 
conform.  Gleiches  Verfahren,  gleiche  Klage  und  Antwort 
findet  zwischen  den  genannten  Parteien  wegen  des  Schlosses 
Freienstein  statt. 

In  anderen  Zeugnissen  der  Quellen  zeigt  sich  jedoch 
ein  anderer  Gebrauch.  In  einem  ebenfalls  schiedsrichter- 
lichen Verfahren  um  die  Burg  Stavenow  fasst  der  Kläger 
alle  seine  Behauptungen  und  Ansprüche  schon  in  der  Klage 
zusammen.  Diese  so  gemischte  Ansprache  betrifft  einen 
Landfriedensbruch,  den  der  Kläger  Graf  von  Schwerin  von 
dem  Markgrafen  Woldemar  erlitten  haben  will,  ferner  eine 
Grenzverletzung  in  der  Gegenä  von  Neustadt  und  Grabow 
«an  der  Eldena,  Störungen  im  Lande  Lentzen,  Zuweisung 
der  Kinder -Heinrichs  von  Stavenow  an  den  Grafen  ron 
Schwerin  als  an  den  Lehensherrn  derselben,  endlich  gewalt- 
same Wegnahme  des  Dorfes  Hertesvelde.  Die  Klageböant- 
wortung  des  Beklagten  enthält  ebenfalls  die  Vertheidigung 
für  jeden  der  mehreren  Punkte  und  dem  entsprechend  er- 
streckt sich  auch  das  Erkenntniss  auf  die  mehreren  im  Streit 
befangenen  Gegenstände.'^'^) 

Wo  von  den  Parteien  schriftliches  Verfahren  gewählt 
war,  fiel  die  Regel  des  älteren  deutschen  Rechtes,  dass  jedes 
Urtheil  zwischen  zweier  Mannen  Rede  ergehen  solle,  als 
völlig  unmöglich  hinweg.  Die  Fälle,  in  denen  schriftliches 
Verfahren    stattfand,    zeigen    indessen    noch    keine    festen 


714)  Cf.  Bteäel,  C.  D.  Br.  I.  11.  S.  276,  No.  15  (1334). 

715)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IL  S.  203,  No.  2.  (Die  Acten  des  bran- 
denburger  Schöfifenstuhles  Bd.  I.  Bl.  32,  33  enthalten  einen  Fall  vom 
Jahre  1517  wo  !n  einem  urtheil  Klage  und  Wiederklage  erledigt  werden). 
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PrQcessgraudsätze  über  Weise  und  Zahl  der  gegenseitig  aus- 
zutauschenden schriftlichen  Erklärungen.  Freilich  stellte  sibh 
als  unmittelbare  Wirkung  der  schriftlichen  Form  heraus,  dass 
hier  der  EJäger  alle  seine  Behauptungen  zusammenfasstC;  aus 
mehreren  Rechtsgi-ünden  seine  Anträge  zu  rechtfertigen  suchte 
und  dass  auf  der  anderen  Seite  der  Beklagte  auf  die  meh- 
reren und  verschiedenartigen  Anführungen  des  Klägers  gleich- 
zeitig antwortete.  Das  Urtheil  des  Gerichtes  verschob  sich 
dadurch  auf  den  Augenblick,  wo  nach  Erschöpfung  aller 
Parteianträge  und  Parteierörterungen  ein  üeberblick  über 
das  gesamte  Streitmaterial  erlangt  werden  konnte.  Diese 
mehr  thatsächliche  als  grundsätzliche  Folge  des  schriftlichen 
Verfahrens  bewirkte  allerdings,  dass  nunmehr  Beweisurtheile 
ergiengen,  welche,  die  streitigen  und  erheblichen  Thatsachen 
zum  Beweise  verstellend,  die  Bedeutung  von  hypothetischen 
Endurtheilen  hatten. 

Eine  andere  naheliegende  Folge  wäre  es  gewesen,  dass 
die  Eventualmaxime  zur  Ausbildung  gelangt  wäre.  Wenn 
es  im  schriftlichen  Verfahren  eine  so  gut  wie  unvermeidliche 
Sitte  war  mehrere  Behauptungen  und  Ansprüche  in  einend 
Schriftsatze  zu  verbinden,  so  hätte  es  in  der  Tbat  im 
Interesse  der  Abkürzung  des  Processganges  gelegen  den 
Kläger  zu  nöthigen  alle  seine  zum  Klagfundam:ente  gehörigen 
Behauptungen,  den  Beklagten  alle  seine  durch  die  Klage 
hervorgerufenen  Einwendungen  und  Einreden  gleichzeitig  vor- 
zubringen und  jede  spätere  Anführung,  die  an  früherer 
Stelle  hätte  zur  Sprache  gebracht  werden  können,  zurä<5k- 
zuweisen.  Statt  dessen  findet  sich  eine  vollkommene  Frei- 
heit der  Parteien  in  ihren  Schriftsätzen  vollständige  Begrün- 
dungen ihrer  Anträge  zu  geben  oder  nicht.  Der  Kläger  darf 
bei  mehreren  Fundamenten  seines  Anspruches,  die  er  zu 
haben  glaubt,  diese  sämtlich  giltig  vorbringen.  Er  darf 
aber  auch  Thatsachen,  die  zur  Fundierung  der  Klage 
gehören,  in  irgend  einem  späteren  Schriftsatze  erörtern. 
Ebenso  darf  der  Beklagte  seine  unvollständige  Erklärung 
auf    die    Behauptungen    der   Klage    noch   hinterher   z.    B. 
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in  der  Duplik  ergänzen,  obwol  es  ihm  auch  freigestanden 
haben  würde  seine  sänitlichen,  selbst  eventuell  zu  erheben- 
den Einwendungen  in  seiner  ersten  Vernehmlassung  anzu- 
bringen. 

In  den  Acten  des  brandenburger  Schöflfenstuhles  Bd.  I. 
Bl.  32,  33  handelt  es  sich  in  einem  Falle  vom  Jahre  1517 
um  einen  Nachlass,  den  der  Beklagte  sich  unrechtmässig 
angeeignet  haben  soll.  Der  Beklagte  wendet  ein,  dass  der 
Kläger  aus  „böser  Vorsathe"  klage  und  ohne  dass  er  auf 
die  materielle  Behauptung  der  Klage  eingeht,  wird  erkannt, 
der  Kläger  solle  sich  zuerst  mit  seinem  Eide  von  dem  Vor- 
wurfe des  Dolus  reinigen,  bevor  der  Beklagte  in  der  Sache 
selbst  zu  antworten  habe.  Die  Nichtanwendung  der  Bventual- 
maxime  ist  hier  deutlich. 

Wie  wenig  das  schriftliche  Verfahren  an  feste  Process- 
grundsätze  gebunden  war,  beweist  ein  ebenfalls  in  den  Acten 
der  brandenburger  Schöffen  Bd.  1.  Bl.  369  bis  460  befind- 
licher Process,  der  sich  vom  Jahre  1525  bis  1532,  wo  das 
Beweisurtheil  ergieng,  hingezogen  hat.  Der  dem  Streit  zu 
'  Grunde  liegende  Thatbestand  war  überaus  einfach.  Es  han- 
delte sich  um  dolose  Vorenthaltung  eines  Schuldscheines, 
den  der  Kläger  in  Anspruch  nahm.  Ausser  dem  Schaden- 
ersatze verlangte  er  Bestrafung  des  Beklagten  wegen  des 
dolus  desselben.  In  dieser  keineswegs  verwickelten  Sache, 
in  welcher  von  Seite  des  Beklagten  weder  erhebliche  juri- 
*  stische  Einwendungen  noch  etwaige  Wiederklagen  vorgebracht 
worden  waren,  sind  nicht  weniger  als  12  Schriftsätze  von 
jeder  Seite  vorgebracht  worden.  Zunächst  die  ELlage  bis  zur 
Quadruplik,  welche  das  Jahr  1525  ausfüllen,  im  Jahre  1526 
erfolgt  der  4.  und  5.  Schriften  Wechsel,  1527  der  6.  und  7., 
1528  der  8.,  1529  der  9.  und  10.,  1531  der  11.  und  12.  In 
dem  letzten  Schriftsatze  des  Beklagten  (beim  12.  Schriften- 
austausch) heisst  es  mit  Beziehung  auf  die  unnützen  Weite- 
rungen in  diesem  Processe:  (Bl.  452.) 

üflF  die  losze  und  in  der  warben  ungenuthe  ubergebenn 
schriflfte  Hans  Gussevelts  (des  Klägers)  —  saget  Hans 
Tornow  (der  Beklagte),  das  er  allenthalben  seine  vorige 
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schrififte  will   repetirt  habenn  und  ist  nicht  van  nodenn 
etwas   kegen  Hans  Gussevelts   schriffte   zu  setzenn  und 
newes   einzubringen  und  wil  liir  myt  seyne  sache  entlieh 
beslossen  habenn,  biddet  derhalbenn  Hans  Tornow  doruflf 
zu  erkennen,  was  recht  ist. 
Dennoch  erfolgt  von  Seiten  dos  Anwaltes  des  Beklagten  auf 
Bl.  453   die  üeberreichung    einer   informatio  juris  für  die 
Urtheiler    um    sie   im   Falle    der   Actenversendung   zu   be- 
nutzen, und  auf  Bl.  455  verso  eine  Erklärung  des  Klägers 
auf  diese  informatio  juris.    Erst  nach  dem  auf  Bl.  456 — 459 
verschiedene  Beweisurkunden,    Zeugnisse  dritter  Personen 
enthaltend,  vorgelegt  worden  sind,  erfolgt  das  Beweisurtheil. 
Dass   eine  solche  Anzahl  von  Schriftsätzen    in    einem 
thatsächlich  sehr  einfachen  Streite  nur  möglich  gewesen  ist, 
wenn  keinerlei  Zwang  über  die  Weise  der  Streitfiihrung  auf 
die  Parteien  ausgeübt  würde,  bedarf  keiner  Erörterung. 

Einmal  wird  es  auch  in  der  Duplik  des  Beklagten  (Bl.  381) 
als  eine  Rechtsbehauptung  aufgestellt,  dass  eine  Wiederklage 
des  Beklagten  erst  zulässig  sei,  wenn  dieser  in  der  Klage 
selbst  absolviert  worden,  ein  Grundsatz,  der  mit  der  Eventual- 
maxime  im  klarsten  Widerspruche  steht. 

3.  Beweisverfaliren. 

Nachdem  das  Verhandlungsverfahren  mit  den  Parteien 
geschlossen  war,  erfolgte  die  Führung  der  Beweise.  Da^ 
Beweisverfahren  bestand  in  Leistung  von  Parteieiden  mit  oder 
ohne  Eideshelfer,  in  eidlicher  Vernehmung  von  Zeugen,  oder 
in  Vorlegung  von  Urkunden,  die  der  Gegner  anerkennen 
musste.  Auch  richterlicher  Augenschein  konnte  eingenommen 
werden  und  in  Grenzstreitigkeiten  z.  B.  ist  das  Begehen 
Grenze  mit  den  umgesessenen  Nachbaren  kaum  etwas  anderes 
als  Einnahme  gerichtlichen  Augenscheines.  Zur  Führung  des 
Beweises  wurde  ein  besonderer  Termin  angesetzt,  so  dass 
das  Stadium  der  Verhandlung  von  dem  Beweise  selbst  als 
ein  besonderer  Processabschnitt  getrennt  war.  Nöthig  war 
es  nicht,  dass  die  Beweisführung  vor  dem  urtheilenden  Ge- 
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richte  selbst  erfolgte.  Es  konnte  auch  eine  Requisition  an 
ein  anderes  Gericht  zur  Abhaltung  des  Beweistermines  er- 
gehen. Einen  besonders  häufigen  Gebrauch  haben  von  dieser 
Befugn-iss  die  kurfürstlichen  Eäthe  gemacht. 

Im  Jahre  1483  wurde  der  Vogt  im  Ukerlande  Hans 
von  Brodow  beauftragt  in  Sachen  der  Mechtilde  Berlin  gegen 
Jung  Zabel  und  Hans  von  Holtzendorff  den  Beweis  der 
letzteren  Beiden  entgegenzunehmen  und,  wenn  möglich,  die 
streitenden  Theile  mit  einander  zu  vergleichen^^^)  Sogar 
der  bischöfliche  Official  zu  Brandenburg  vernimmt  mehrere 
Zeugen  über  den  Umfang  der  städtischen  Jurisdiction  in  Bran- 
denburg.'^') Der  Streitgegenstand  betrifft  offenbar  nicht 
geistliche,  sondern  weltliche  Jurisdiction.  Ueberdies  bezeug! 
der  Official  ausdrücklich  vor  dem  „erlauchten,  hochgeborenen 
Fürsten,  Markgrafen  Albrecht,  vor  seinen  Räthen  und  Rich- 
tern, geistlich  und  weltlich,"  worin  kaum  verkennbar  die  An- 
deutung liegt,  dass  von  den  kurfürstlichen  Räthen  eine  Re- 
quisition um  die  Beweiserledigung  an  ihn  ergangen  war. 

Wenn  der  Beweis  durch  Zeugen  geführt  wurde,  so  tra- 
ten in  dem  Beweisverfahren  einige  Besonderheiten  ein.  Schon 
die  eben  (Note  717)  gegebene  Urkunde  zeigt,  dass  der  Zeuge 
Hans  Prentzke  über  Stand  und  Glaubwürdigkeit,  namentlich 
ob  er  im  Bann  oder  Verfestung  ist,  vernommen  worden  ist. 


716)  Cf.  von  Baumer,  C.  B.  Br.  IT.  S.  192,  No.  14i  (1483):  Wo  du 
aber  mit  sambt  andern  unsern  reihen,  die  dw  zu  dir  ungetzweifelt  fordern 
wirst,  die  gnanten  parteien  gutlich  oder  rechtlich  nicht  mochtest  ent- 
scheiden, wollest  uns  als  dann  die  sache  der  teeugenn  und  was  vor  dir 
gehandelt  wirt,  unter  deinem  insigell  verslossen  zusenden  u.  s.  w. 

717)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  208,  No  274  (1472):  Wy  offi- 
cial der  probstien  Brandeburg  bekennen  in  dussen  unsen  schrifften  vor 
den  irluchten  hochgebornen  forsten  Marggrafes  Albrecht  unnsen  gnedigen 
heren,  synen  reden,  richtern,  geistlik  ofte  werlik,  und  süss  vor  aller- 
mennichlik,  dat  huthen  uppe  gifi*t  dusses  brifes  vor  unss  und  unsen 
openbaren  scriver  gefordet  und  gecitiret  synt  dusse  na  ^hescreven  live 
frome  lüde  by  namen  Hans  Frentzke  und  Clawes  Weghener  und  von 
ersamen  heren  des  rades  der  nyen  stad  Brandeburg  gheschuldiget ,  wo 
on  witlikeu  sy,  dat  ^i  vorgemelte  radt  van  older  in  he])bender  were 
ane  ennigherleye  insaghe  und  hinder  gehat  heflft  dat  gerichte  in  dem 
radhuse,  flesscharne,  stadkelre,  Rtadhoff,  in  dem  frawen  huse,  in  den 
virbuden,  dar  ore  dinre  inwanende  sint.  Dar  uppe  hcft  gheantwerdet 
tum  ersten  Hans  Frentzke,  fyn  sculte,  to  Dctz  wonhafftich,  dy  nicht 
in  ennighen  ban  offte  vestinge  is  etc. 
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Solche,  mehr  oder  weniger  vollständige  Vorlegung  von  so- 
genannten Generalzeugenfragen  findet  sich  noch  in  mehreren 
anderen  Urkunden  bestätigt. 

In  einer  Vernehmung  des  Hauptmanns  der  Altmark 
Wilhelm  von  Pappenheim,  werden  die  Zeugen  über  Stand 
und  Alter  vemommenJ^*) 

Die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  war  wol  ein  Haupt- 
gegenstand der  Aufmerksamkeit  sowol  des  Richters  wie  des 
Gegners.  In  der  eben  erwähnten  Urkunde  wird  gegen  die 
Glaubwürdigkeit  der  von  den  von  Runttorp  producierten 
Zeugen  der  Einwand  erhoben,  dass  sie  Hintersassen  der 
Producenten  seien. ''^®)  Bin  Erkenntniss  erfolgt  von  dem 
Hauptmann  von  Pappenheim  über  diesen  Streitpunkt  natür- 
lich nicht,  denn  nur  dem  urtheilenden  Gericht  würde  hierüber 
die  Entscheidung  zugestanden  haben. 

Auf  eben  diesen  Punkt  der  vorhandenen  Glaubwürdig- 
keit zielt  es  wol,  wenn  in  dem  berühmten  Processe  über 
die  Landsässigkeit  der  märkischen  Bisthümer  Brandenburg, 
Havelberg  und  Lebus  die  vernommenen  Zeugen  bekunden, 
dass  sie  ein  gewisses  Einkommen  besitzen.''*^)  Es  handelte 
sich  bekanntlich  darum,  dass  die  genannten  Bischöfe  zu  dem 
Reichssteuern  herangezogen  werden  sollten.  Um  denselben 
zu  entgehen  behaupteten  und  bewiesen  die  Beklagten,  gegen 
welche  der  Reichsfiscal  im  Jahre  1549  in  einer  articulierten 
Klage  aufgetreten  war,  dass  sie  von  Alters  her  landsässig 
gewesen  und  deshalb  zu  den  Steuern  des  Reiches  nicht  beige- 
tragen hätten.   Die  hierüber  vorgeschlagenen  Zeugen  werden 

718)  Cf.  ürtheilsb.  d.  Hptm.  v.  Pappenheim  Bl.  93  (1486):  . . .  hebben 
die  gnannten  Runttorpe  etlike  tage  vorgebracht,  nemlik  Glaws  Lateriucht, 
der  van  Jagow  man  und  is  olt  achte  und  sosstich  jar,  Hans  Schatstede 
tu  Gelungen,  60  jähr  ollt,  Amd  Eibinge  to  Ghetlingen,  60  jar  oUt, 
Herme  Schnitte  to  Getlingen,  23  jar  ollt,  Hans  Francke  to  Yden,  50  jar 
ollt,  unnd  Brand  Betkens  to  Yden  wanafftich,  alle  der  van  Runttorpe 
menne  u.  s.  w. 

719)  A.  a.  0.:  Dar  jegen  denne  Simon  Kock  ore  wedderpart,  up- 
gebracht  hefft,  sgo  die  genanten  tuge  der  sulffteti  van  Bimttorpe  menne 
unnd  under säten  und  in  oren  gerichten  geseten  sin,  so  leth  her  di  tuge 
und  ore  getuchnisse  nicht  tho,  is  werde  denne  dorch  recht  irkant  £e 
tho  lathen. 

720)  Vergl.  märkische  Forschungen  Bd.  I.  S.  44ff.  besonders  S.  46. 
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bei  ihrer  Vernehmung  um  ihren  Vermögensstand  befragt 
und  antworten,  dass  sie  ihr  Vermögen  jauf  1000  bis  14,000 
Gulden  veranschlagten,  Joachim  Eochow  schätzt  sich  auf 
20,000  Guldeu.  Die  Frage  hatte  wol  kaum  einen  anderen 
Sinn  als  festzustellen,  dass  die  Zeugen  hinlänglich  unabhängig 
seien,  um  in  einer  so  wichtigen  Streitsache  Zeugniss  abzu- 
legen. Vielleicht  sollte  zugleich  constatiert  werden,  ob  die 
Zeugen  den  Beklagten  ebenbürtig  seien  und  in  dem  vorlie- 
genden Processe  gehört  werden  dürften.  Auffallend,  aber 
möglicherweise  aus  der  Zeit  des  Processes  (1549)  zu  er- 
klären, ist,  dass  man  nicht  nach  WaflFenfähigkeit,  Freiheit 
oder  Ritterthum  fragte,  sondern  den  Vermögenstand  als 
Criterium  aller  jener  Eigenschaften  eines  standesgemässen 
vollgiltigen  Zeugen  genommen  zu  haben  scheint. 

Der  spätere  Process  des  16.  Jahrhunderts  weist  bei 
Vernehmung  von  Zeugen  ein  ordentliches  Verfahren  der 
Beweisantretung,  eines  Haupt-  und  eines  Schluss Verfah- 
rens auf. 

In  den  Acten  des  brandenburger  Schöflfenstuhles  Bd.  I. 
Bl.  326  findet  sich  ein  Fall  vom  Jahre  1532,  in  welchem 
Fragestücke  für .  die  Zeugenvernehmung  proponiert  werden. 
Dieselben  enthalten  zunächst  die  Generalfragen  nach  Stand, 
Glauben,  Vermögensstand  und  sonst  etwa  vorhandenen  Ver- 
werfungsgrtinden.  In  der  Sache  selbst  soll  gefragt  werden, 
ob  die  streitige  Forderung  verzinslich  gewesen,  ob  eine  Ur- 
kunde darüber  errichtet  worden,  eventuell  ob  dieselbe  aus 
Pergament  oder  aus  Papier  bestanden,  endlich  ob  der  zu 
gebende  Zins  ablöslich  oder  ewig  gewesen  sei.  Nach  der 
Vernehmung  erfolgen  dann  die  Impugnations-  und  die  Sal- 
vationsschrift  und  hienächst  sogar  nodh  eine  Replik  auf  die 
Salvationsschrift  und  endlich  eine  entsprechende  Duplik.^^ij 
Belehrend  ist  endlich  für  den  Zusammenhang  der  auf  ein- 
ander folgenden  Acte  des  Beweisverfährens  ein  Fall,  der 

721)  Ein  ähnlicher  Fall  ist  in  den  brandenburger  Schöffenacten 
Bd.  I.  Bl.  356  bis  366  wo  vor  der  Vernehmung  Fragestücke,  nach  der- 
selben Impugnations-,  Salvationsschrift,  Replik  und  Duplik  auf  einander 
folgen. 
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vor  den  Schöffen  in  Bernau  geschwebt  hatte  und  durch 
Actenversendung  an  den  brandenburger  Schöffenstuhl  zum 
Spruche  gelangt  war.  Der  Bürgermeister  von  Berlin  Mel- 
chior Funcke  klagte  gegen  die  durch  einen  Vormund  ver- 
tretene Wittwe  des  Alexander  Kobelitzer  in  Bernau.  Das 
Erkenntniss  erster  Instanz,  also  der  bernauer  Schöffen  ist 
zwar  nicht  vorhanden,  scheint  aber  zu  Gunsten  des  Klägers 
gelautet  zu  haben.  Denn  der  Beklagte  appelliert  an  den 
Kurfürsten,  der  indessen  das  erste  Urtheil  bestätigt  und  die 
Acten  an  den  judex  a  quo  zurückschickt.  Auf  Grund  des 
so  bestätigten  Erkenntnisses  ergeht  nun  das  Beweisverfahren 
in  folgender  Ordnung: 

Bl.  388  bis  482:  —  Beweisantretung  des  Klägers  und  Be- 
weisartikel. 

Bl.  482  verso  bis  485:  —  Fragestücke  des  Beklagten. 

ßl.  485  bis  497 :    —  Hauptverfahren    durch   Vernehmung 
der  Zeugen. 

Bl.  497  bis  500:  —  Urkunde   des  Rathes  zu  Bernau  über 
den  streitigen  Vertrag. 

Bl.  500  bis  517:  —  Impugnations  -  und  Salvationsschrift 
des  Klägers. 

Bl.  517  verso:  —  Impugnations-  und  Salvationsschrift  des 
Beklagten. 
Die  über  den  Beweis  der  beiden  Parteien  verhandelten 
Acten  sind  an  die  brandenburger  Schöffen  zum  Spruche  ver- 
sandt worden,  die  wiederum  zu  Gunsten  des  Klägers  er- 
kannt haben. 

Zeugen,  durch  welche  man  seinen  Beweis  führen  wollte, 
mussten  vor  Gericht  gebracht  werden.  Die  magdeburg- 
stendaler  Schöffensprüche  wenigstens  verordnen  ausdrücklich, 
dass  im  Gericht,  nicht  aussorlialb,  die  Vernehmung  der  Zeu- 
gen stattfinden  solle.'^^^) 

722)  Magdeb.  stend.  Sch.-Spr.  VIII.  2:  Des  spreke  wy  vor  eyn  recht: 
dat  de  man  scal  sine  tuf^li«  vor  bringhen  vor  eyn  hegheth  ding  unde 
nicht  dar  en  hüten  unde  dat  scal  he  duu  jo  binnen  den  neghesten  dr(  n 
eiiighen  also,  swelker  dingh  he  sehen  küset  under  der  dissen  dren 
dinghen,  in  dat  dingh  scal  he  vorbringhen  sine  tughe.  Vorsumet  he 
dat,  also  dat  he  siner  tughe  dar  nicht  en  bringhet,  also  he  sich  ver- 
nieten heft,  so  is  he  in  der  sake  vellich  worden. 
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Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  der  Beweis  einer  Gewere 
mit  sechs  unversprochenen  Mannen  vor  einer  besonders  da- 
zu bestellten  Commission  von  kurfürstlichen  Räthen  in  einer 
Urkunde  von  1471  bezeugt  wird,  aus  der  indessen  besondere 
Eigenthümlichkeiten  nicht  zu  entnehmen  sindJ*^) 

4.  Das  ürtheil. 

Nach  geschlossenem  Beweisverfahren  erfolgte  das  ür- 
theil des  Gerichtes.  In  den  Quellen  ist  der  Ausdruck  für  die 
Form,  in  der  das  ürtheil  ergehen  sollte,  das  Recht  werde 
gesprochen  mit  Fingern  und  Zungen.  Bei  einem  dreimal 
contumax  ausbleibenden  Beklagten  soll  die  Verfestung  über 
ihn  ausgesprochen  werden,  und  zwar  nach  der  Angabe  des 
Richtsteigs  Landrechts  mit  Fingern  und  mit  Zungen.  ^^*) 
In  der  Mark  soll  nach  der  Angabe  von  Klöden  bei  den 
Schöffen  das  Stippen  mit  den  Fingern  auf  den  Tisch  Ge- 
brauch gewesen  sein.  Ein  urkundliches  Zeugniss  dafür  ist 
mir  nicht  bekannt  geworden.^^^) 

Das  übrige  Verfahren  beim  ürtheilfragen  und  ürtheil- 
finden  wird  dasselbe  gewesen  sein  wie  im  sächsischen  Rechte. 
Der  Richter  mahnte  das  ürtheil,  indem  er  einen  der  Schöf- 
fen zum  Finden  des  ürtheils  aufforderte.  Der  Gefragte 
konnte  sofort  eine  Antwort  geben  und  dann  war  es  Sache 
der  übrigen  Schöflfen,  ob  sie  dem  ürtheile  folgen  wollten. 
Es  konnte  aber  auch  geschehen,  dass  der  Gefragte  Frist 
erbat,  in  welchem  Falle  Vertagung  des  ürtheils  eintrat.  Be- 
fragung anderer  Personen  um  ein  rechtgemässes  ürtheil 
stand  frei.  In  der  Mark  Brandenburg  scheint  wenigstens  in 
dem  Gerichte  des  Markgrafen  in  der  Kammer  zu  Tanger- 
münde Ürtheil  ausserhalb  des  gehegten  Dinges  gefunden  wor- 
den zu  sein.    Denn  nß.ch  dem  Richtsteig  Landrechts  fragt  der 

723)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XI.  S.  113,  No.  157  (1471). 

724)  Cf.  Richtst.  Landr.  33.  §.  6:  So  spreke  de  richter:  N.  ic  Trage 
iu,  wo  ic  en  vorloven  scal?  So  vintme:  mit  vingeren  unde  mit  tunken. 
So  vrag,  we  en  vorloven  scale,  so  vintme:  de  richter  unde  de  dmg- 
plichten. 

725)  Cf.  Geschichte  des  Markgr.  Waldemar  Bd.  I.  S.  108  und  101. 
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Markgraf  das  ürthcil  und  gebietet  den  SchöfiFen  hinauszu- 
gehen und  das  Urtheil  wieder  hereinzubringen.'*^)  Alle  Bei- 
sitzer entfernen  sich  und  berathen  unter  einander.  Können 
sie  sich  nicht  einigen,  so  dürfen  sie  Frist  bis  zum  anderen 
Tage  und  um  Ueberlassung  des  Rechtsbuches  bitten,  womit 
wol  die  sächsischen  Rechtsbücher  gemeint  sind.  Das  berliner 
Stadtbuch ''^'')  stellt  das  Verfahren  ähnlich  dar.  Wenn  das- 
selbe statt  des  Rechtbuches  „des  ordels"  Erwähnung  thut,  so 
scheint  damit  ebenfalls  ein  geschriebenes  Buch  (ein  Ordel- 
buch)  gemeint  zu  sein.  Denn  das  Ordel  in  der  gewöhnlichen 
Bedeutung  von  Urtheil  kann  nicht  gemeint  sein,  da  das 
Bitten  eines  Urtheils  aus  der  Kammer  im  Munde  der  bei- 
sitzenden Schöffen  selbst  keinen  Sinn  hat.  Auch  die  Er- 
laubniss  ausserhalb  gehegten  Dinges  das  Urtheil  finden  zu 
dürfen,  kann  nicht  als  Gegenstand  der  Bitte  der  Schöffen 
gedacht  werden,  da  schon  die  erste  Aufforderung  des  Mait- 
grafen  dahin  lautete,  dass  sie  hinausgehen  sollten  ein  Urtheil 
zu  finden.  Soll  also  der  logische  Zusammenhang  des  Textes 
keinen  unheilbaren  Schaden  leiden,  so  wird  man  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  ältesten  und  besten  Texten  des  Richt- 
steigs Landrechts  annehmen  müssen,  dass  ein  Rechtsbuch 
zur  Belehrung  der  Urtheiler  erbeten  und  gewährt  wird. 
Das  Hinausgehen  der  gesamten  Beisitzer  zum  Zwecke 

726)  Cf.  Richtst.  Landr.  50.  §.5:  Wenne  is  dat  bekennet,  so  spreke 
de  rieht  er  tn  einem  vulkomen  manne  an  deme  herscilde:  N.  icbidde  ja 
bi  iuwer  huldeginge,  dat  gi  utgan  mit  al  den,  di  hir  sint  unde  bringen 
wedder  in,  welk  ordel  under  dessen  twen  dat  rechteste  si.  So  bidde 
jene  dages  wen  turne  anderen  middage  unde  des  rechtbukes  nt  der 
kameren,  oft  ses  bederven.    Dat  scalme  me  em  bi  plichte  dun. 

727)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  165:  So  spreke  di 
richter  eynen  vulkomenen  manne  an  dem  herschilde  und  nnme  an  by 
synem  namen.  Is  di  marggreve  selven  richter,  di  sprecht:  wi  gebiden 
di  Clawus  oder  Peter  bi  unsen  hiilden,  dat  da  utgeist  met  allen  unsen 
mannen  und  derkennet  na  desser  twler  manne  rede,  welk  ordel  ander 
dessen  twen  dat  gerechteste  sy  und  dat  beste.  So  geit  jene  nt  und 
spreket  sich.  Mögen  sy  dat  hebben,  so  komt  he  in  unde  sprecht:  dat 
is  dat  rechste.  Mögen  sy  dat  nicht  gehebben,  so  bidde  he,  dat  die  herre 
oder  di  hoverichter  dat  dage  und  friste  wente  des  anderen  dages  unde 
bidden  dan  des  ordels  ut  oer  camer,  ofte  sy  des  bedorren,  dat  sal  man 
im  bi  rechte  don  des  anderen  dages.  So  sprecht  die  herre  oder  syn 
hoverichter  und  gebidet  dat  aver  by  synen  hulden,  dat  sy  darkenneu 
scolen,  welk  dat  beste  recht  sy,  und  bringen  dat  beste  weder  in. 
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der  Urtheilsfitidung  ist  vielleicht  in  der  Mark  auch  in  anderen 
Gerichten  gebräuchlich  gewesen  als  etwa  nur  in  der  Kam- 
mer zu  Tangermünde.  Homeyer  führt  eine  Reihe  von  Bei- 
spielen an,  in  denen  das  Hinausgehen  der  Beisitzer  und  das 
Wiedeireinbringett  des  Urtheils  erwähnt  wird.'''^) 

5.   Die  Execution. 

Nachdem  das  ürtheil  gefällt  worden,  schritt  man  zur 
Execution.  Es  war  aber  nicht  sofort  ein  Antrag  aufzwangweise 
gerichtliche  Hilfsvollstreckung  zulässig,  sondern  dem  Verur- 
theilten  wurde  eine  Frist  zur  freiwilligen  Erfüllung  des  Judi- 
cates  gegeben.  Nach  dem  berliner  Stadtbuche  hatte  der 
zur  Zahlung  einer  Geldschuld  verurtheilte  Beklagte  14  Tage 
für  die  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  Zeit,  die  durch  Ür- 
theil und  Recht  erkannte  Zahlung  eines  Wergeides  (Mann- 
geldes) durfte  sogar  12  Wochen  nach  der  Sentenz  hin- 
stehenJ^) 

Die  Execution  selbst  geschah  durch  Beamte  des  Ge- 
richtes. Es  werden  bald  der  Vogt,  bald  der  Landreiter, 
bald  der  Dorfschulze  mit  der  Pfändung,  Arrestanlegung  und 
dergl.  beauftragt.  Im  Hofgerichte  geschah  die  Execution 
stets  durch  den  Vogt  der  Advocatie,  in  deren  Gebiet  die 
Sentenz  des  Hofgerichtes  ergieng.^^®)  Nicht  bloss  Urtheile 
des  Districtshofrichters ,  sondern  auch  die  des  Hofgerichtes 
zu  Tangermünde  sind  wol  durch  den  Vogt  des  betreffenden 
Bezirkes  vollstreckt  worden.  In  den  magdeburg- stendaler 
Schöflfensprüchen  wird  die  Frage  entschieden,  dass  die  von 
einem  Vogte  vollzogene  Anlegung  eines  Arrestes  grössere 
Wirkung  habe  als  die  eines  Boten  des  Schulzen,  denn  jener 
habe  dem  Gerichte  geschworen,  dieser  aber  nicht.'''^0 

728)  Cf.  Honieyer,  Richtst.  Landr.  S.  507,  Note  2. 

729)  Cf.  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  94 :  Over  mrteynnacht 
sal  man  schuld  gelden,  die  man  vor  gerichte  het  gewunnen,  —  Ibid. 
S.  159:  Eyn  wergeld,  also  vor  is  beschreven,  dat  gaf  man  eyn  isliken 
na  syner  bord;  nu  aver  geft  man  in  der  marke  mangeld,  dat  sint  IB 
punt  wonliker  penninge,  die  hetalet  man  in  12  wehen  von  der  tyd,  älse 
sy  gewunnen  werden, 

730)  Vergl.  Bd.  I.  S.  212  bei  Note  360,  361. 

731)  Magdeb.  stend.  Schöflfensp.  XXII.  2  (1341):  Hir  up  spreke  wi 
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In  düin  Urthcilsbuchc  des  Hauptmanns  Wilhelm  von 
Pappenbeim  wird  einem  Dorfschulzen  der  Auftrag  ein  Gut 
mit  Beschlag  zu  belegen^^)  Ebendaselbst  kommt  auch  eine 
Arrestanlegung  durch  den  Landreiter  vorJ*^)  Eine  Mitwir- 
kung des  Klägers  bei  der  Pfändung  ist  nirgends  ersichtlich. 

Aus  den  märkischen  Quellen  geht  nicht  hervor,  ob  die 
Person  des  Schuldners  vor  oder  in  gleicher  Linie  neben  dem 
Vermögen  mit  der  gerichtlichen  Bxecution  angegriffen  wer- 
den konnte.  Da  indessen  die  Grundsätze  des  Sachsen- 
spiegels auch  in  der  Mark  Brandenburg  in  Geltung  waren, 
so  wird  man  für  die  Ordnung  der  gerichtlichen  Bxecution  das 
sächsische  Landrecht  als  allgemeine  Grundlage  zu  betrachten 
haben.  Nur  aus  ganz  veralteten  Spuren  der  lex  salica  ist 
vielleicht  zu  entnehmen,  dass  es  bei  den  Deutschen  ein- 
mal eine  Zeit  gab,  in  der  es  nicht  erlaubt  war  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  sofort  im  Wege  der  Bxecution  anzu- 
greifen.''^^) In  den  Zeiten  des  Sachsenspiegels  ist  die  volle 
und  freie  Vermögensexecution  hinlänglich  anerkannt  und  es 
besteht  nicht  einmal  mehr  die  Vorschrift ,  dass  man  etwa 

vor  eyn  recht:  des  voghedes,  de  to  deme  richte  heft  gheswären,  sine 
settinge  scal  men  to  rechte  balden.  Mer  wat  des  sculteten  bode,  de 
to  deme  richte  nicht  ghesworen  heft,  dat  en  darf  man  nicht  halden  von 
rechtes  weghenne. 

732)  Ürth.-B.  des  Hauptm.  v.  Pappenheim  Bl.  80  (1484):  To  weihen, 
dat  er  Wilhelm  erfmarschalk ,  ritter,  hovetmann  der  oldenmark  deme 
schulten  to  Hindenborch  fulbort  und  vorlovinge  gegeven  hefft  Michell 
Bibbrechte  aUe  syne  have  unnde  gud,  rur  ufmde^unrur ,  to  beaettende 
unde  nymande  pandes  dar  aver  to  staden,  id  geschee  denne  mit  mynes 
g.  heren  edder  ern  Wilhelms  an  stad  syner  g.  wethen  nnnd  willen. 

733)  Ebendas.  Bl.  80  (1484):  To  wethenn  dat  am  dingesdage  Petri 
und  Pauli  hefft  di  hovetman  Clemens  den  lantrider  jegen  Bück  gesant, 
alzo  hefft  Clemens  sodanen  acker,  den  Arnd  Blüchers  kynderen  toho- 
rende,  di  denne  vorsettet  ys  etliken  buren  darsulvest,  van  wegen  myns 
g.  heren  beseitet,  szo  dat  sick  nymant  des  ackers  mit  deme  ^kome  ge- 
bruche,  id  geschee  denne  mit  Heyne  Bantzkows  willen  unnd  wethenD, 
wil  aver  Hinrich  Wardenberg,  die  den  acker  under  sick  heth,  sick  des 
ackers  gebruken ,  szo  schal  he  van  den  sulften  acker  Heyne  Bantzkow 
edder  Heyne  Bantzkows  steffekynderen  dar  van  don  alsz  syn  nachbar 
unnde  vedder;  dar  by  sint  gewest  Salbracht  knakenhowen,  Bemt  von 
der  Schnlenborch ,  Jonann  Boneboll,  kastener,  Marcus  Manigkstorpp, 
Hans  Stege  und  Curt  Sutemyn  act  ut  supra. 

734)  Cf.  lex  sal.  tit.  56  und  tit.  50  capit.  Childeb.  a.  550  c.  3  (Leges 
II.  8).  von  Meibom,  das  deutsche  Pfandrecht  S.  40;  Siegel,  Geschichte 
des  deutschen  Gerichtsverfahrens^!.  S.  160,  219. 
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die  Personen  des  Schuldners  zuerst  angreifen  und  erst  sub- 
sidiär zur  Vermögensexecution  schreiten  müsse. 

Die  märkischen  Quellen  ergeben  in  gleichet  Weise,  dass 
die  Execution  gegen  die  Person  des  Schuldners  ebenso  wie 
gegen  das  Vermögen  oder  gegen  einzelne,  im  Besitze  desselben 
befindliche  Sachen  gerichtet  werden  könne.  Dem  Gläubiger 
seheint  eine  völlig  freie  Wahl  darüber  zugestanden  zu  haben, 
ob'  er  zur  Personal-  oder  Vermögensexecution  greifen  wollte. 
Von  dem  heutigen  Grundsätze,  dass  die  Person  erst  in  letz- 
ter Linie,  wenn  die  Vermögensexecution  nicht  zum  Ziele 
geführt  habe,  hafte,  ist  keine  Spur  zu  entdeckeni  Auch 
innerhalb  der  Vermögensexecution  ist  keine  Rangordnung 
zwischen  der  Mobiliar-  und  Immobiliarexecution  nachzu- 
weisen. 

In  einer  Executionsordnung  vom  Jahre  1490  (circa) 
wird  das  Verfahren  auf  Mobilien  des  Schuldners  so  beschrie- 
ben, dass  die  durch  Pfändung  weggenommenen  Sachen  dem 
Richter  überantwortet  werden  sollen.  Derselbe  bietet  sie 
zu  Bürgen  aus,  d.  h.  er  gewährt  den  Besitz  der  Pfandsache 
an  eine  Privatperson,  die  sich  zur  Rückgäbe  derselben  zur 
Befriedigung  des  Gläubigers  verpflichtet.  Der  Ssp.  I.  70. 
g.  2  nennt  dieses  Hingeben  gegen  die  Verpflichtung  zur  Rück- 
gabe „tu  borge  dun.*'  Dasselbe  konnte  geschehen  an  jeder- 
mann, namentlich  auch  an  den  Kläger  oder  selbst  an  den 
Beklagten,  der  etwa  den  Wunsch  hatte  die  Sache  einst- 
weilen in  seinem  Besitze  zu  behalten."^^^)  Nach  der  in  Rede 
befindlichen  Executionsordnung  von  1490  soll  das  zu  Borge 
ausgebotene  Object  nur  auf  vierzehn  Tage  an  die  betreffende 
Person  gegeben  werden.    Will  niemand  unter  Verpflichtung 

735)  Yergl.  über  das  zu  borge  tan  der  abgepfändeten  Sache  Ssp. 
I.  70.  §.  2;  ferner  Hameyer,  die  Extravag.  des  Ssp.  S.  256  (Abb.  der 
berl.  Aeademie  der  Wissensch.  d.  a.  1862) :  Swer  des  anderen  wette  nicht 
lenger  haldin  wil,  der  sal  is  dristnnt  vor  gerichte  brengin  und  ufbiten. 
Wil  is  denne  jener  nicht  losin,  so  sal  her  is  wol  vorkoufin  und  sinen 
nucz  mete  schaf&n.  Hat  er  is  abir  tugir  (d.  i.  theurer)  verkouft,  wen 
is  im  stunt,  her  sal  im  wederkerin;  ist  is  abir  snodir,  so  pfende  her 
abir,  bis  her  das  sine  habe.  Vgl.  auch  von  Meibom,  Pfandrecht  S.  78 
bis  81^  der  auch  eine  Stelle  aas  einer  Aufzeichnung  späteren  sächsischen 
Gewohnheitsrechtes  anführt,  in  der  dem  Beklagten  die  gepfändete  Sache 
zu  Bürgen  gethan  wird. 
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zur  Rückgabe  die  Sache  übernehmen,  so  sollen  lebende  oder 
verderbbare  Pfänder  dreimal  aufgeboten  und  an  den  Meiste 
bietenden  verkauft  werden.  Die  Fristen  in  denen  jenes 
dreimalige  Aufbieten  erfolgen  soll,  werden  nicht  angegeben. 
Da  aber  vorher  gesagt  ist,  dass  die  Pfandsache  nur  auf 
vierzehn  Tage  zu  Borge  gegeben  werden  soll,  da  der  Um- 
stand, ob  die  Sache  zu  Borge  gegeben  wird  oder  nicht,  für 
das  Verfahren  selbst  als.  ein  unwesentlicher,  rein  zufalliger 
angesehen  werden  muss,  so  werden  die  Fristen  gewiss  die- 
selben geblieben  sein,  mithin  das  dreimalige  Aufgebot  d&r 
lebenden  oder  verderbbaren  Sachen  in  so  kurzen  Zwischen- 
räumen erfolgt  sein,  dass  der  Verkauf  nach  vierzehn  Tagen 
erfolgen  konnte.  Diese  vierzehn  Tage  dienten  wohl  auch 
als  Frist  für  den  Schuldner  durch  Zahlung  der  Schuld  das 
Pfand  zu  lösen.  Juwelen  und  Kleinodien  sollen  dreimal 
vierzehn  Tage  bewahrt  werden,  löst  sie  der  Schuldner  in 
dieser  Zeit  nicht  ein,  so  sollen  sie  verkauft  und  der  Gläu- 
biger aus  dem  Erlöse  befriedigt  werden.  Sind  Immobilien 
gepfändet,  so  soll  man  damit  nach  Gerichtsgewohnheit  ver- 
fahren. Es  scheinen  also  hier  verschiedene  Gebräuche  be- 
standen zu  haben,  deshalb  werden  keine  allgemeinen  Regeln 
aufgestellt.^»«) 

736)  Cf.  von  Eaumer,  C.  D.  Br.  II.  S,  191,  No.  142  (um  1490) :  Item 
Bo  mann  ymants  mit  gerichtsordnung  auszpfandt,  die  pfandt  soll  man 
dem  richter  antwortten,  der  soll  sye  zu  bürg  auszbiten  und  virzehen  tag 
zu  borge  geben,  will  man  das  pfant  nicht  borgen,  sind  es  lebendige  oder 
sunst  verderbliche  pfende,  die  soll  mann  alszdenn  durch  den  fronbotten 
zu  dreyen  malen  uffbiten  lassen  und  dem  der  nach  achtung  des  ricl^ters 
am  meisten  darvor  geben  will,  verkauffen,  den  kleger  unnd  die  kosten 
darvon  betzahln  und  was  übrig  ist,  dem  gepfanten  wider  geben;  wem 
es  aber  silbern  oder  gülden  kleinot  oder  ander  unverderblich  geret,  soll 
man  dem  antwortter  drey  virtzen  tag  nach  halten,  so  er  die  in  solcher 
zeit  nicht  lost,  soll  man  die  verkaufifen  nach  wirden,  den  kleger  und 
gerichtskosten  davon  betzaln  und  4as  übrig  dem  gepfandten  wider  ge- 
ben. Wo  mann  aber  die  gnanten  pfand  sobald  nicht  verkauffen  mocht, 
alszdenn  soll  mann  dem  kleger,  der  die  hab  und  gut  erclagt  hat,  sein 
beweiste  und  erlangte  schuld  damit  betzaln  nach  wirden  der  guter  und 
die  übrigen  pfand  widergeben.  Wurden  aber  ymants  hawsz,  hoff  oder 
ander  ligend  grund,  die  nicht  lehen  sein,  abgeclagt  und  dartzu  geholffen, 
damit  soll  man  es  halten  nach  gewonheit  der  gericht,  darin  die  guter 
inne  belegen  und  bewidemt  sein.  —  Diese  Verordnung  ist  noch  auf  dem 
Landtage  von  1523  auf  das  Neue  eingeschärft  worden.  Cf.  von  Baumer 
^.  a.  0.  II.  S.  229. 
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Bei  der  Execution  gegen  Immobilien  des  Schuldners 
wurde,  wie  aus  Andeutungen  mehrerer  Urkunden  entnommen 
werden  kann,  ein  unserem  heutigen  Subhastationsverfahren 
ähnliches  Verfahren  eingehalten.  Die  Urkunde  vom  Jahre 
1482,  welche  wir  darüber  besitzen,  enthält  nur  sehr  unge- 
naue Angaben.  Aus  denselben  geht  hervor,  dass  dem  Gläu- 
biger (wenn  es  mehrere  waren,  allen  zur  Execution  zuzu- 
lassenden Gläubigem)  das  Haus  in  der  Weise  oflFen  gehalten 
werden  sollte,  dass  der  öfifentliche  Verkauf  des  Hauses  und 
die  aus  dem  Erlöse  zu  entnehmende  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers erfolgen  konnte.  Vor  dem  Verkaufe  soll  das  Haus 
aufgeboten  werden.  Es  wird  aber  nicht  angegeben,  in  wel- 
chen Fristen  jenes  Aufbieten  geschah.''") 

Das  Verfahren,  wie  es  in  der  beregten  Urkunde  be- 
schrieben wird,  enthält  bemerkenswerthe  Abweichungen  so- 
wol  von   der  Immobiliarexecution  des  Sachsenspiegels  ajs 

737)  Cf.  die  Urkunde  von  1482  hei  von  Eaumer^  C.  D.  Br.  II, 
S.  186,  No.  132  (1482):  Wir  Johann8  —  bekennen  — ,  das  heute  dato 
dises  briefs,  als  unser  liebe  getrewen  Mattis  Weyman  sein  Hauszfirow 
und  Steffen  Erumpain  von  schuld  wegen  denselben  krumpain  und  etlich 
ander  kaofleut  und  ander  anlangende,  die  derselb  Mattis  Weyman  und 
sein  bruder  Peter  vor  zeiten  schuldig  gewest  sein,  vor  unsern  reten  nach 
vleisser  verhorung  zu  recht  kernen  und  verhört  sind  worden,  ist  solch 
hirnachgeschriben  urteyll  gesprochen  und  durch  recht  erfanden ,  nach 
allen  furbringen,  schuld ,  antwort.  rede  und  Widerrede  gruntlicher  ver- 
horung der  partßyen  erkennen  aie  rete  recht:  Nach  ergeben  und  er- 
zelten  Sachen,  das  solchs  hausz  Mattias  Weymann  zu  Franckfurt  znge- 
hörende  allen  parteyen,  wie  dieselbigen  an  schulde,  an  leipgeding  oder 
anders  mit  an  uud  einweysunge  erstanden,  rechten  oder  sunst  gerechtig- 
keiten  darzu  und  daran  haben,  also  geoffent  und  ledig  sein  soll,  wie 
hirnach  volgt,  das  solch  haus  geruglich  und  on  einichs  parts  verhind- 
rung  hesitzung  und  anders,  das  zu  verkaufen  hindern  mocht,  von  allent- 
halben gcrewmt  uff  geboten  und  verkauft  sol  werden,  und  wenn  solch 
haws  darauff  verkauft  wirt,  soll  solch  gelt  eynem  yderman  mit  volbort 
unsers  gnedigen  herm  oder  seiner  gnaden  rete,  den  oder  dem  solchs 
bevolhen  wirt,  im  beyweszen  des  rats  zu  Frankfürt  bezalung  und  ausz- 
ricbtung  gescheen,  wie  recht  ist  und  als  lewterung  von  des  einea  parts 
wegen  gebeten  des  urteyls  nach  dem  in  dem  urteyll  under  anderm  ver- 
laut wirt,  das  solch  haus  von  allenthalben  soll  gerewmet  werden,  lew- 
tern  die  reth:  das  Mathias  Weyman  sein  hauszfrow  und  wer  wonung 
in  solchem  haus  hett  oder  oder  hat,  zwischen  hir  urni  ostern  nest  usz 
zihen  und  das  haus  gantz  rewmen,  damit  das  on  all  verhindrüng  mag 
auszgebotten  und  verkauft  werden  durch  einen,  den  unser  gnediger 
herre  neben  den  rath  zu  Frankfurt  darzu  nennen  und  geben  wirt^  und 
das  sol  gescheen  nach  lantleuftiger  gewpnheit  und  alt  herkomen  der 
stat  Frankfurt. 
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von  der  des  magdeburgischen  Rechtes.  So  wenig  auch  von 
dem  Bxecutionsverfahren  auf  unbewegliches  Gut  im  Sachsen- 
spiegel überliefert  wird,  so  ist  doch  gewiss,  dass  nach  Ssp. 
n.  41  bei  AbpfUndung  des  Gewette  für  den  Richter  zunächst 
das  Grundstück  befrohnt,  d.  h.  der  Disposition  des  Schuld- 
ners entzogen  wird.  Löst  der  Letztere  das  Grundstück 
nicht  durch  Zahlung  der  Schuld  binnen  Jahr  und  Tag,  so 
vertheilt  man  ihm  sein  Recht  daran.  Ob  dieser  Aberken- 
nung Einweisung  des  Gläubigers  in  den  Besitz  des  Gutes 
nachfolgte,  wird  nicht  mit  Bestimmtheit  gesagt.  Es  könnte 
auch  sein,  dass  ähnlich  wie  in  den  goslarischen  Statuten 
(ed.  Göschen  S.  53  Z.  31)  der  Richter  das  Gut  gerichtlich 
einzöge  und  die  Befriedigung  des  Gläubigers  damit  bewirkte. 
Ohne  auf  das  Detail  und  die  besonderen  Zweifel  über 
die  Immobiliarexecution  nach  dem  Rechte  des  Sachsenspie- 
gels genauer  einzugehen,  so  lassen  sich  doch  nach  der  vor- 
treflflichen  Darstellung  von  Meibom  (deutsches  Pfandrecht 
S.  106  £f.)  folgende  Hauptstadien  unterscheiden.  Zuerst  die 
Befrohnung  auf  die  Dauer  von  Jahr  und  Tag,  dann  die  Ver- 
theilung  resp.  üebereignung  des  Gutes  an  den  Gläubiger. 
Im  Gegensatze  dazu  zeigt  die  märkische  Urkunde  von  1482 
von  Befrohnung  und  Üebereignung  an  den  Gläubiger  keine 
Spur.  Zuerst  wird  hier  das  Gut  als  Executionsgegenstand 
des  Gläubigers  erkannt  und  ausgesprochen,  dass  das  Gut 
ihm  offen  und  ledig  sein  solle  zum  Zwecke  seiner  Befriedi- 
gung. Demnächst  wird  an  einem  festgesetzten  Termine  das 
Bxecutionsobject  geräumt  und  nunmehr  unter  Aufbietung 
derselben  der  Verkauf  bewirkt.  Im  Besitze  des  frag- 
lichen Hauses  erscheint  in  dem  Falle  jener  märkischen 
Urkunde  die  Wittwe  des  Schuldners  Matthias  Weyman  oder 
eine  dritte  Person.  Daran  erkennt  man,  dass  eine  Immission 
des  Gläubigers  bis  zu  dem  Termine  des  beginnenden  Ver- 
kaufverfahrens nicht  stattgefunden  hat.  Dass  sie  überhaupt 
zu  geschehen  pflegte  oder  geschehen  durfte,  scheint  durch 
die  Worte  der  Urkunde  ausgeschlossen  zu  werden: 

dass  solchs  hauss allen  parteien  (d.  i.  Gläubigem) 

,  , also  geoflfent  und  ledig  sein  soll,  wie  hiernach 
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volgt,  das  solch  haus  geruglich  und  on  einichs  parts 
verhiridrung,  be  Sitzung  oder  anders,  das  zum  verkauflfen 
hindern  mocht,  von  allenthalben  gerewmt,  uffgeboten 
und  verkauft  soll  werden. 
Der  Verkauf  geschieht  übrigens,  wie  der  weitere  Verlauf 
der  ürktinde  zeigt,  von  Gerichts  wegen. 

Im  magdeburgischen  Rechte,  das  neben  dem  Sachsen- 
spiegel in  der  Mark  Brandenburg  häufig  geltend  geworden 
ist,  finden  sich  zwar  von  dem  Letzteren  abweichende  Grund- 
sätze, aber  eine  Uebereinstimmung  mit  den  vorerörterten 
Vorschriften  ist  ebenfalls  nicht  vorhanden.  Auch  im  magde- 
burgischen Rechte  nämlich  findet  sich  die  Befrohnung  des 
Grundstücks,  während  welcher  dreimaliges  Aufgebot  von 
Vierzehn  Tagen  zu  vierzehn  Tagen  stattfindet.  Im  vierten 
Gerichtsdinge  wird  der  Gläubiger  in  den  Besitz  eingewiesen 
mit  dem  Rechte  entweder  die  Sache  zu  verkaufen,  oder  sie 
unter  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungsrechtes  des  Schuld- 
ners pfandnutzungsweise  zu  behalten.'''^®)  Grössere  Kürze 
(ein«  Frist  der  Befrohnung  von  sechs  Wochen  und  drei  Ta- 
gen statt  der  Frist  des  Sachsenspiegels  von  Jahr  und  Tag) 
zeichnet  das  magdeburgische  Stadtrecht  vor  dem  Sachsen- 
spiegel aus,  im  üebrigen  sind  die  Hauptstadien  des  Ver- 
fahrens dieselben.  Das  märkische  mit  seiner  ausschliesslich 
auf  den  Verkauf  des  Grundstücks  und  die  Befriedigung  des 
Gläubigers  concentrierten  Richtung  bewahrt  demnach  auch 
gegenüber  dem  magdeburgischen  Rechte  seine  Eigenthüm- 
lichkeit. 

Aus  dem  Bisherigen  geht  hervor,  dass  im  märkischen 
Bxecutionsverfahren  auf  Immobilien  weder  eine  Besitzein- 
weisung des  Gläubigers  stattfand,  noch  eine  amtliche  Be- 
frohnung des  Grundstücks.  Von  der  Letzteren  scheinen  sich 
indessen  dennoch  anderweitig  einige  Spuren  zu  finden.  In 
der  oben  (Note  733)  abgedruckten  Urkunde  wird  der  Land- 
reiter angewiesen  die  Besetzung  eines  Grundstücks  im  Namen 
und  im  Interesse  mehrerer  Gläubiger  vorzunehmen.    Die  aus 

738)  Cf.  von  Meibom,  deutsches  Pfandrecht  S.  116  f. 
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der  Urkunde  selbst  sich  ergebenden  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen des  Falles  sind  die,  dass  der  Acker,  der  den 
Kindern  Arndt  Blüchers  gehört,  von  diesen  oder  ihrem  Erb- 
lasser mehreren  Bauern  zu  Pfand  gegeben  (versetzt)  worden. 
Inhaber  und,  wie  es  scheint,  auch  nutzungsberechtigt  war 
ein  Dritter,  Namens  Heinrich  Wardenberg.  Die  Besetzung, 
welche  der  Landreiter  für  die  Forderungen  der  Pfandgläu- 
biger vornehmen  soll,  geht  dahin  dem  Heinrich  Wardenberg 
jede  Nutzung  entweder  zu  untersägen  oder  bei  erfolgendem 
Consens  der  Pfandgläubiger  nur  gegen  Entgelt  zu  gestatten. 
Offenbar  werden  hier  die  Gläubiger  in  die  Nutzungen  des 
ihnen  verpfändeten  und  nunmehr  mit  obrigkeitlichem  Arreste 
belegten  Grundstückes  eingewiesen.  Es  handelt  sich  dem- 
nach nicht  um  eine  gerichtliche  Urtheilsexecution,  sondern 
um  Realisierung  eines  bestehenden  Pfandrechtes.  Der  Um- 
stand, dass  der  Landreiter  die  Besetzung  des  Gutes  bewirkt, 
deutet  noch  nicht  unzweifelhaft  auf  gerichtliche  Hilfe;  denn 
die  Urkunde  über  jenen  Act  des  Landreiters  befindet  sich 
im  Urtheilsbuche  des  Landhauptmanns  Wilhelm  von  Pappen- 
heim, der  kein  Richter,  sondern  mehr  ein  militärischer  und 
administrativer  Beamter  war.  Möglich  wäre  es  freilich  im 
vorliegenden  Falle,  dass  der  Landreiter,  obwol  vom  Landes- 
hauptmann mit  der  Anlegung  des  Arrestes  beauftragt,  gleich- 
wol  in  Folge  eines  gerichtlichen  Urtheils  thätig  wurde.  Denn 
Bd.  I.  S.  212  sin^  Beispiele  erwähnt  worden,  welche  zeigen, 
dass  der  Vogt  die  vom  Districtshofrichter  gefällten  Urtheile 
vollstrecken  soll.  Ebenso  könnte  auch  der  Landhauptmann 
die  Execution  vollstrecken,  nachdem  ein  Gericht  das  Ur- 
theil  gefällt  hat. 

Das  Besondere  des  vorliegenden  Falles  besteht  darin, 
dass  das  Ziel  des  Verfahrens  nicht  Verkauf  des  Grundstücks 
zum  Vortheile  des  Gläubigers  ist,  sondern  Einweisung  des 
Letzteren  in  die  Nutzungen  desselben.  Der  Gläubiger  er- 
scheint offenbar  in  einer  Dispositionsberechtigung  über  das 
Gut,  indem  er  einem  Dritten  die  Nutzung  daran  gestattet 
und  das  Entgelt  für  dieselbe  erhebt.  Die  Wirkung  des  be- 
stehenden Pfandrechtes    wird   nicht    auf  die   Substanz  des 
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Grundstücks  erstreckt,  sondern  nur  auf  die  Früchte  und. 
Nutzungen,  also  die  Administration  der  PfaJadsache  im  In- 
teresse des  G-läubigers  ist  der  Zweck  der  Besetzung,  nicht 
die  Veräusserung  selbst.  Dass  eine  Veräusserung  erforder- 
lichen Falles  nachfolgen  durfte,  ist  wol  kaum  in  Zweifel  zu 
ziehen.  Bei  bestehendem  Pfandrechte  scheint  daher  eine 
Verwaltung  der  Pfandsache  für  den  Gläubiger  als  erstes 
Stadium  des  Verfahrens  eingetreten  zu  sein  und  erst  wenn 
diese  nicht  ausreichte,  schritt  man  wol  zur  Veräusserung 
des  Gutes  selbst.  Die  Verwaltung  erfolgte,  wie  es  scheint, 
nicht  durch  das  Gericht.  Denn  obwol  der  Landreiter  die 
Besetzung  anlegt,  so  befindet  sich  das  Gut  selbst  doch  in 
den  Händen  eines  Privatbesitzers.  Derselbe  soll  für  Nutzung 
und  Entgelt  auch  nicht  unmittelbar  dem  Gerichte  verant- 
wortlich sein,  sondern  dem  Gläubiger  selbst.  Er  ist  also 
Stellvertreter  im  Besitze  des  Gläubigers.  Er  ist  nicht  Suc- 
cessor  des  Gläubigers  oder  gar  Successor  des  Eigenthümers 
selbst  im  Besitze.  Denn  läge  ein  Successionsverhältniss  vor,  , 
so  würde  der  Inhaber  des  Gutes  stets  und  nothwendig  im 
Genüsse  der  Nutzungen  erscheinen.  Es  ist  kein  anderer 
Grund  für  derivativen  Erwerb  fremden  Besitzes  denkbar  als 
die  Nutzungen  erlangen  zu  wollen.  Jener  Inhaber  der  Pfand- 
sache ist  aber  nicht  wesentlich  nutzungsberechtigt,  son- 
dern CS  wird  in  der  Urkunde  ausdrücklich  hervorgehoben, 
dasS;  wenn  der  Inhaber  Heinrich  Wardenberg  den  Acker  in 
Nutzung  nehmen  wolle,  er  der  Einwilligung  des  Gläubigers 
bedürfe.  Jener  Besitz  des  Wardenberg  ist  auch  ohne  Nutzungs- 
befugniss  denkbar  und  dann  ist  er  eben  nur  Stellvertreter 
im  Besitze  des  Gläubigers.  Dieser  Letztere  daher  ist  ein- 
gewiesen in  den  Besitz  in  der  Weise,  dass  er  diesen  selbst 
durch  einen  Vertreter  ausüben  darf  und  die  Gestattung  der 
Nutzungen  in  seiner  Hand  hat.  Wahrscheinlich  durfte  auch 
der  Gläubiger  selbst  in  den  Besitz  des  Gutes  sich  setzen 
und  selbst  nutzen,  denn  diese  Selbstausübung  des  Rechtes 
dem  Pfandgläubiger  untersagt  zu  denken  wäre  unnatürlich 
und  aus  Rechtsgründen  kaum  zu  rechtfertigen.  Wäre  in 
dieser  Beziehung   der  Gedanke    an    einen   Missbrauch    der 
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Nutzungsbefugnisse  des  Gläubigers  obwaltend  gewesen,  so 
würde  eine  gerichtliche  Sequestration  und  Administration 
als  die  Form  des  Befriedigungsverfahrens  für  den  Pfand- 
gläubiger gewählt  worden  sein.  Traut  man  dem  Pfandgläu- 
biger aber  ohne  Einmischung  der  gerichtlichen  Controle, 
so  ist  kein  Grund  vorhanden  ihm  zu  vertrauen,  wenn  er  die 
Nutzung  einem  Dritten  gestattet,  und  ihm  zu  misstrauen, 
wenn  er  dieselbe  in  eigener  Person  geniesst. 

Der  juristische  Unterschied  der  Immobiliarexecution  und 
des  Befriedigungsverfahrens  für  den  Pfandgläubiger  besteht 
nach  den  erörterten  Zeugnissen  in  der  Mark  Brandenburg 
darin,  dass  bei  jener  das  Gericht  den  Verkauf  des  Gutes 
anordnet  und  leitet,  überhaupt  nur  der  Sachverkauf  die  Form 
der  Befriedigung  ist,  dass  dagegen  bei  diesem  zwar  mit 
Hilfe  der  Obrigkeit,  aber  ohne  weitere  Controle  derselben 
der  Pfandgläubiger  ausschliessliche  Verfägungsbefugniss  über 
die  Pfandsache  erlangt  und  die  Verwaltung  und  Nutzung  zu 
seinem  Vortheile  verwerthen  darf. 

Wer  die  vom  Gerichte  im  Wege  der  Execution  verord- 
nete Beschlagnahme  einer  Sache  stört  oder  bricht,  wird, 
wenigstens  nach  einer  Bestimmung  im  Stadtrechte  von  Salz- 
wedel, mit  einer  Geldbusse  bestraft."^^^) 

Es  ist  bereits  oben  bemerkt  worden,  dass  eine  Reihen- 
folge der  anzugreifenden  Executioüsobjecte  nicht  bestand, 
sondern  dass  es  in  der  Wahl  des  Gläubigers  lag,  ob  er 
erst  das  Vermögen  und  dann  die  Person  des  Schuldners 
oder  etwa  Beides  zugleich  zum  Gegenstande  der  Hilfsvoll- 
streckung machen,  oder  ob  er  in  der  Vermögensexecution  nur 
die  Mobilien  oder  nur  die  Immobilien  oder  Beides  zugleich 
mit  Beschlag  belegen  wollte. 

739)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  14,  No.  18  (1278):  Item  si 
judex  et  consules  alicui,  qui  suam  qaerimoniam  juste  prosequutus  est, 
debent  pignus  presentare,  si  quis  hoc  pignus  judici  et  consulibus  de- 
fenderit,  quinque  talenta  vadiabit,  jadici  quatuor,  civitati  unum,  insuper 

conquerenti  judex  plenam  justitiam  ordinabit Item  si  aliquis 

homo  vel  res  sive  possessio  alicujus  hominis  occupatur  sive  detinetar 
per  jadicem  vel  per  nuntium,  qui  wlgo  woldbode  dicitur,  quiconque 
illam  occupationem  sive  detentionem  mfregerit,  quinquaginta  solides 
vadiabit,  judici  quadraginta,  decem  solides  civitati. 
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In  dem  Urtheilsbuche  des  Landhauptmanns  Wilhelm 
von  Pappenheim  wird  in  einer  Urkunde  von  1484  dem  Land- 
reiter ein  Arrest  auf  das  ganze  Vermögen  des  Schuldners, 
sowol  das  bewegliche  wie  unbewegliche  Gut  (rur  und  unrur) 
erstrecktJ^®)  Im  Jahre  1481  wurde  die  Person  des  Schuld- 
ners und  dessen  ganzes  Vermögen  mit  Arrest  belegt  und 
Klage  erhoben,  als  Freunde  des  Schuldners  diesen  mit  seiner 
ganzen  Habe  hinweggeführt  und  dadurch  den  Arrest  gebro- 
chen hatten.'''^*)  Das  ürtheil  der  kurfürstlichen  Räthe  lautet 
auf  Wiedergestellung  de's  weggeführten  Schuldners  mit  sei- 
ner Habe  in  demselben  Werthe,  wie  sie  zur  Zeit  der  Weg- 
führung war,  in  das  Gebiet  des  die  Execution  vollstrecken- 
den Gerichtes.  Wenn  dieses  geschehen,  soll  weiter  ergehen, 
was  Recht  ist. 

Zum  Schluss  sollen  noch  die  Bestimmungen  über  Exe- 
cution und  Pfändung  im  Entwürfe  einer  Kammergerichts- 
ordnung von  1516  erwähnt  werden.  Denn  obwol  dieser 
Entwurf  als  Gesetz  nicht  publiciert  worden  zu  sein  scheint, 
so  ist  er  doch,  da  er  mit  der  Absicht  auf  Erlangung, prac- 
tischer  Geltung  ausgearbeitet  worden  ist,  ein  wichtiges  Zeug- 
niss  der  Zeit. 

In  dem  Entwürfe  von  1516  wird  unterschieden. die  ge- 
richtliche Execution  und  die  vPfändung.  Jene  erfolgt  durch 
das  Gericht,  diese  durch  den  Gläubiger.     Es  heisst:'''^^) 

740)  Cf.  Note  732. 

741)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  148,  No.  55  (1481):  In  der 
Bach  zwuschen  Jacob  von  Bintdorp  an  einem  und  Hans  Yorstede,  Achim 
Czirow,  Heyne  Cremkow  und  Gerike  Schulte  andersz  teils,  die  uf  heut 
rechtlich  erschinen  und  zu  recht  komen  sein  antreffende  gewaltsame 
wegfurung  Hannsen  Gratsow  mit  seinen  hab  und  gutte  usz  dem  ge- 
rieht  Getlingen  über  die  rechtlichen  besatte,  darumb  gescheen  und  er- 
gangen, ist  nach  gnughaftiger  verhorung  beider  teil  durch  unsers  gne- 
digen  hern  rete  recht  erkant:  das  si  Hansen  Gratzow  mit  seinem  gutte 
und  hab,  damit  sie  in  usz  der  besatte  durch  Bintdorffen  gescheen  zu 
Getlingen  an  des  richters  laub  daselbst,  der  die  rechtlichen  besatte  be- 
kant  hat,  mit  im  helfem  uszgefurt  und  weggebracht  haben,  wider  per- 
sonlich mit  solcher  hab  und  gut,  als  gut  und  TÜe,  als  des  dieselben  zeit 
gewesen  ist,  wider  in  das  gericht  zu  Getlingen  einbrengen  und  ant- 
wortten  sollen,  und  forder  darnach  in  der  sach  gescheen,  was  recht  sein 
wirt,  und  solch  einbrengen  soll  gescheen  in  den  nechsten  acht  tagen 
zukomendt. 

742)  Vergl.  Mylius,  C.  C.  M.  H.  Abth.  1.  Sp.  17  f. 
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So  ein  endlich  ürtheil  und  Rechtspruch  ergangen  und 
versprochen  ist,  alsdann  soll  der  Antworter,  so  er  dem 
Kläger  etwas  zu  thun,  zu  bezahlen  oder  folgen  zu  lassen 
verurtheilt  und  condemniret  ist,  uflf  des  Klägers  Ansinnen 
.  und  Bitte  gebührliche  Execution  und  dem  Rechtspruch 
seine  Verfolgung  geschehen  und  wo  die  Klage  dinglich 
oder  heblich  ist,  im  Rechten  realis  genannt,  und  also  das- 
selbig  Ding  oder  Haab,  s.o  dem  Kläger  zuerkannt  ist,  sol- 
len Cammer  Richter  und  Beysitzer  dem  Kläger  die  Folge 
in  demselben  Ding  zuerkennen,  auch  dem  Amtmann, 
Richter  oder  Rath,  in  des  Amt  Gerichts  Zwang 
oder  darneben  solich  Ding  gelegen  ist  befehlen, 
dass  er  dem  Kläger  desselbigen  Dinges  gewehren  und 
ihme  also  in  die  leiblichen  und  natürlichen  Gewehre  und 
Besitzung  bringen  solle.  So  aber  die  Sache  persöhnlich 
ist,  iifi  Rechten  personalis  genannt,  und  also  dem  Kläger 
etliche  Schuldt,  oder  ihme  durch  den  Antworter  etwas  zu 
thun  oder  zu  bezahlen  zuerkannt,  sollen  Cammer  Richter  - 
und  Beysitzer  dem  Kläger  die  Folge  geben  und  Execution 
auch  in  demselben-  Gerichte  zuerkennen  und  dem  Amt- 
mann, Richter  oder  Rath,-  in  des  Amt- Gerichts  Zwang 
.  oder  darneben  der  Antworter  gesessen,  befehlen,  dass  er 
den  Kläger  allso  viel  fahrender  Haabe  und  so  der 
nicht  vorhanden,  also  viel  der  liegende  Gründe, 
so  hoch  sich  dieselbige  zuerkandte  Schuld  erstrecket,  in 
sein  Gewehre  und  Besitzung  antworten  solle,  dieselbige 
fahrende  Haabe  oder  liegende  Grund  der  Kläger  uff  das 
nachfolgend  Gerichte  drey  Tage  nach  eynander  und  also 
jedes  Tages  einmahl  uffbieten  soll,  darzu  dann  der  Ant- 
worter solche  zuerkandte  Schuld  dem  Kläger  nicht  be- 
zahlen und  also  dieselbig  fahrende  Habe  oder  liegende 
Grundt  nicht  befreyen  würde,  also  denn  sollen  Cammer 
Richter  und  Beisitzer  dem  Kläger  solche  fahrende  Habe 
oder  liegend  Grundt  für  seine  zuerkannte  Schuldt  geben 
und  zueigen  dieselben  zu  verkauffen  oder  zu  verpfänden 
umb  sein  erlangtes  Recht  Macht  haben  den  Beklagten 
hinnach  weisen  oder  die  Ubermasz  heraus  zu  geben,  nach_ 
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des  Gutha  Gelegenheit,  uflf  dasz  wieder  Recht  und  Billig- 
keit Niemand  beschweret,  was  aber  Lehngüter  Grund  und 
Boden  belangt,  soll  es  nach  Billigkeit  mit  Verwilligung 
des  Lehn  Herrn  gehalten  werdep. 
Die  Eigenthümlichkeit  des  in  dieser  Stelle  beschriebenen 
Verfahrens  ist,  dass  erstens  ein  Unterschied  zwischen  Real- 
und  Personalklagen  gemacht  wird;  dass  ferner  eine  wirkliche 
Besitzeinweisung  des  Klägers  erfolgt,  dass  drittens  bei  der 
Execution  wegen  Personalklagen  eine  Reihenfolge  der  Exö- 
cutionsobjecte  angeordnet  wird,  nämlich  zunächst  die  Mo-, 
bilien  und  erst  subsidiär  die  Immobilien  haftbar  zu  machen. 
Bei  Realklagen  soll  der  Kläger  in  das  Gut,  um  das  es 
sich  handelt,  eingewiesen  werden.  Dass  ein  weiteres  Ver- 
fahren dieser  Besitzeinweisung  nachfolgen  müsse,  ist  nicht 
angegeben.  Weder  die  Weise  des  Besitzes,  der  Sachnutzung, 
noch  die  etwaige  Befugniss  des  Gläubigers  zum  Verkaufe 
wird  mit  einem  Worte  angedeutet.  Der  Gebrauch  den  der 
Gläubiger  von  dem  Besitze  machen  darf,  in  den  er  von 
Gerichts  wegen  eingewiesen  worden,  wird  sich  daher  ganz 
nach  dem  Rechte  richten,  das  der  Kläger  erstritten  hat. 
War  dieses  Eigenthum,  so  ist  freie  uneingeschränkte  Dispo- 
sition über  die  Sache  in  seine  Hand  gegeben.  Betrifft  sein 
Anspruch  dagegen  nur  ein  dingliches  Recht,  so  würde  nur 
die  Ausübung  dieses  ihm  zustehen.  Ein  Pfand  gläubiger  also 
der  sein  hypothekarisches  Recht  erstritten  hat,  würde  zum 
Verkauf  der  Sache  schreiten  dürfen.  Demnach  erfolgt  die 
Besitzeinweisung  des  Klägers  zum .  Zwecke  der  Selbstbe- 
friedigung. 

Bei  Personalklagen  hat  der  Kläger  auf  Urtheil  und 
Decret  des  Gerichtes  zunächst  die  beweglichen  Sachen, 
reichen  diese  zu  seiner  Befriedigung  nicht  aus,  auch  die 
Immobilien  in  Beschlag  zu  nehmen,  dieselben  am  nächsten 
Gerichtstage  drei  Tage  hintereinander  aufzubieten  und  falls 
der  zu  diesen  Aufgeboten  auf  Antrag  des  Klägers  geladene 
Schuldner  die  Sachen  nicht  durch  Zahlung  der  Schuld  ein- 
löst, so  sollen  dem  Kläger  die  Sachen  zugesprochen  werden, 
damit  er  sich  aus  ihnen  durch  Verkauf  oder  Verpfändung 
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befriedige  und  etwaigen  Ueberschuss  an  den  Schuldner  her- 
auszahle. 

Noch  ist  von  dem  Gerichte,  welches  nach  dem  Entwürfe 
von  1516  für  die  Execution  competent  sein  soll,  Genaueres 
zu  sagen.  Es  soll  mit  der  Öilfs Vollstreckung  beauftragt 
werden  bei  Realklagen: 

der  Amtmann,  Richter  oder  Rath,  in  des  Amt  Gerichts 
Zwang  oder  darneben  solich  Ding  gelegen   ist, 
bei  Personalklagen: 

der  Amtmann,  Richter  oder  Rath,  in  des  Amt- Gerichts 
Zwang  oder  dameben  der  Antworter  gesessen. 
Es  soll  dasjenige  Gericht  zur  Vollstreckung  competent  sein^ 
in  oder  neben  dessen  Bezirk  die  Sache  oder  Person  sich 
befindet,  um  die  es  sich  handelt.  Denik  grammatisch  wird 
man  wol  die  Worte  Amt  Gerichts  zu  einem  BegrifiFe  zu- 
sammennehmen müssen,  so  dass  gesagt  ist:  in  dem  Zwange 
(d.  h.  Bezirk)  desjenigen  Amtgerichts,  wo  die  Sache  liegt 
oder  die  Person  wohnt,  soll  exequiert  werden.  Unterstützt 
wird  diese  Deutung  durch  die  Schreibweise  des  Textes  (wenig- 
stens nach  'dem  Abdrucke  bei  Mylius)  bei  der  Personalklage, 
wo  die  Worte  Amt-Gerichts  durch  Bindestriche  verbunden  sind. 
Auffälliger  Weise  soll  also  das  die  Execution  voll- 
streckende Gericht  auch  die  Grenzen  seines  Amtsbezirkes 
überschreiten  dürfen,  sofern  nämlich  Executionsobjecte  oder 
die  Person  des  Schuldners  neben  den  Grenzen  desselben 
sich  befinden.  In  dem  Ausdrucke  des  Entwurfes:  „darneben" 
ist  wol  eine  unmittelbare  Nachbarschaft  gemeint,  so  dass 
ein  willkürliches  und  weit  ausgreifendes  üeberschreiten  der 
Amtsgrenzen  nicht  gestattet  werden  soll.  Es  ist  vermuth- 
lich  ein  Fall  gedacht  worden,  wo  das  Gericht  eines  benach- 
barten Sprengeis  näher  zum  Orte  der  ExecutionsvoUstreckung 
ist  als  das  eigentlich  competente  Gericht,  das  dem  Räume 
nach  entfernter  gelegen  sein  mochte.  Im  Interesse  des 
Gläubigers  soll  das  in  casu  concreto  nächste  Gericht  mit 
der  Vollstreckung  des  ürtheils  betraut  werden,  selbst  wenn 
es  zufolge  der  geltenden  Districtseintheilung  nicht  das  eigent- 
lich competente  wäre. 
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Bei  der  Pfändung  wird  in  dem  Entwürfe  der  Kämmer- 
gerichtsordnung von  1516  ein  ürtheil  vorausgesetzt,  das  dem 
Gläubiger  das  Pfändungsrecht  zuspricht.    Abgesehen  davon, 
dass  eine  directe  Einmischung  des  Gerichtes  nicht  stattfindet, 
ist  eine  Analogie  mit  dem  Verfahren  bei  der  Execution  nicht 
zu  verkennen.   Es  heisst  (nach  Mylius  a.  a.  0.  cf.  Note  742): 
Wenn  einer  über  den  andern  durch  rechtliche  Erkenntnisz 
Pfandtreich  oder  ihme  zu  pfänden  von  Gerichts  wegen  er- 
laubet wird,  der  mag  so  hoch  ohngefährlich,  als  sich  sein 
.    ?ueirkandte  Schuldt  erslareckt,  pfänden,  soll  aber  die  Pfandt 
in  die  nechsten  Stadt  treiben  oder  bringen,  sie  daselbst 
drey  Markttage  in  der  Wochen  aus  Befehl  des  Richters 
feil  und  auffbieten  lassen  und  demjennen,  der  am  meisten 
darumb  geben  will,  wo  sie  mitlerzeit  von  Beklagten  oder 
(sie!)  erstanden,   nach  Billigkeit  nicht  entledigt  werden, 
verkauffen  oder  nach  Wirderung,  wie  es  am  höchsten,  gel- 
den  und  so  er  es  haben  will  selber  anzunehmen  zugelas- 
sen werden  soll  und  sich  seiner  zuerkandten  Schuld,  auch 
der  Gerichts  Kosten,  wie  dieselbe  durch  Hecht  erkannt 
und  gemäsziget,  davon  bezahlet,  was  aber  übrig  dem,  der 
gepfandt  ist,  wiedergeben,  ob  aber  der  Pfänder  einsmahls, 
soviel  sein  Schuldt  begreifft,  zu  pfänden  nicht  funde,  mag 
zum  andern  und  mehrmals  weiter  pfänden  und  mit  der 
Pfändung,  wie  obsteht,  gebahren. 
Der  Gläubiger  ergreift  so  viele  Mobilien,  als  zur  Deckung 
seines  Angfpruches  ausreicht,  bietet  sie  öffentlich  auf  drei 
Markt-Tagen  in  der  nächsten  Stadt  aus  und  vei'kauft  oder 
nimmt  sie  selbst  gegen  Taze  an  und  zahlt  den  nach  seiner 
Befriedigung   fär  Forderung  und  Kosten  übrig  bleibenden 
Betrag  des  Erlöses  oder  des  Taxwerthes  an  den  Schuldner. 
Dieser  Letztere  hat  ein  Einlösungsrecht  bis  zum  lii^irklichen 
Verkauf  an  den  Dritten.    Nur  Mobilien  können  in  der  be- 
schriebenen Weise  zum  Gegenstand  der  Pfändung  gemacht 
werden.    Denn  der  Gläubiger  soll  die  abgepfändeten  Gegen- 
stände in  die  nächste  Stadt  treiben  oder  bringen,  was  nur 
für  Mobilien  denkbar  ist. 

Goncurrieren  mehrere  Gläubiger  in  der  Ei^ecution  auf 
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dasselbe  Objeet,   so  hatte  man  schön  im  Jahre  1508  ein 
Prioritätsverfahren,  wonach  der  früher  in  Antrag  gebrachte 
Arrest  auf  die  Sache  den  Vorzug  vor  dem  späteren  Arreste 
besass.     In  Prankfurt  nämlich  Stritten  drei  Gläubiger  nm 
die  Priorität  in  dem  Arreste  auf  die  Güter  eines  gewissen 
Michel  Seidel.    Die  frankftirter  Schöffen  entschieden,  dass 
es  auf  das  Alter  der  Arrestanlegung  ankomme,  das  durch 
den  Pronboten  zu  beweisen  sei.    Denselben  Grundsatz  wen- 
den die   brandenburger   Schöffen,    an   die   die  Sache   zum 
Spruche  verschickt  war,  in  ihrem  Schöffenspruche  (Bd.  I. 
Bl.  36  verso)  an,  indem  sie  erkennen: 
Hir  up  spreken  wi  vor  recht:   Nach  dem  ore  fronebode 
Nickel  khunen  ersteytt  den  ersten  kummer,  Albrecht  Rich- 
ter den  anderen  kummer  und  Albrecht  Seidel  den  drud- 
den  Kummer   up   Michill  Seydels  guder,   beweglich  und 
unbeweglich,  und  darüber  alse  die  vorgedachten  dry  fipo- 
me  lüde  Michill  Seydels  guder  bekümmert  und  bedaget, 
heth  Jorge  Blesingk  syne  klage  sunder  kumer  ock  gedhan 
to  Michil  Seydels  guder  und  damha  die  guder  rechtlich 
bekümmert,   so  schall  Nickell  Khune  di  irste  kleger,   Al- 
brecht Richter  die  andere,   Albrecht  Seidel  die  drudde 
und  Jorge  Blesinck  die  leste  bliven  von  rechts  wegen. 

6.  Die  Qeriolitskosteii. 

Die  Gerichtskosten  haben  für  die  Justizpflege  selbst 
nur  einen  äusserlichen  Werth,  obwol  sie  für  die  Finanzen 
des  Staates  und  für  die  allgemeine  Landeswolfahrt^  die  einer 
billigen,  möglichst  kostenfreien  Rechtsverfolgung  bedarf,  eine 
hohe  Bedeutung  behaupten.  In  dem  Zusammenhange  dieses 
Werkes  erscheint  es  gerechtfertigt  der  Gerichtskosten  nur 
sehr  summarische  Erwähnung  zu  thun. 

Die  Gerichtskosten  scheinen  nicht  im  Ganzen  fiir  den 
ganzen  Process  berechnet  worden  zu  sein,  sondern  nach  den 
einzelnen  richterlichen  Handlungen.  Dabei  wurde  ein  Unter- 
schied gemacht,  ob  ein  Gemeindemitglied  pder  ein  Auswär- 
tiger   den   Process    führte    oder   die -.einzelne   gerichtliche 
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Handlang  in  Anspruch  nahm.  So  wurde  in  Frankfurt  im 
Jahre  1468  vom  einheimischen  Bürger  ein  Pfennig ,  von 
einem  Gaste  (Fremden)  dagegen  ein  Groschen  für  eine 
Klage  entrichtet'*^) 

Ward  ein  Weisthum  von  einem  anderen  Schöflfenstuhle 
erfordert^  so  wurde  ein  bestimmtes  Schöffengeld  an  den  be- 
fragten Gerichtshof  gezahlt.  Die  hieflir  fälligen  Sätze  stan- 
den im  Allgemeinen  fest  und  durften  nicht  nach  Belieben 
normiert  werden.  Bei  einer  Erhöhung  des.  Satzes,  den  der 
vielbefiragte  ,brandenbarger  Schöffenstuhl  um  das  Jahr  1531^ 
vornahm,  entstand  ein  Streit,  auf  den  sich  eine  Anfrage  der 
Prenzlauer  Schöffen  (Acten  des  brandenburger  Schöffenstuh- 
les Bd.  I.  Bl.  267)  bezieht.    Es  heisst: 

Unsernn  freuntlichenn.  dienst  to  vornn,  achtbaren,  'groth- 
gunstigen  herrenn  und  nachdeme  gy  unnaen  diner,  new- 
lieh  myth  schripfft  to  geschicketh^  anhe  rechtsprach  innt- 
holden,  dat  uns  nicht  wenigh  befromth  und  wer  genuch, 
wy  szo  gantz,  seir  weithe  vaterlandische  leuthe,  wenn  dath 
wy  szodane  hinderstellige  scheppengelth  szo  jw  A.  H. 
darvor  wolden  gehat  hebben,  nicht  hetten  dorven  aver- 
senden, welch  die  achtbaren  hochgelarten  hemn  schepenti 
to  *  Magdeburch  szodane  by  unnsen  tyden  noch  unnsen 
vorfarthenn  keinerleye  wisze  gedhan  hebben  unnd  ihn 
nicht  meher  denn  j.  gülden  an  golde  oder  szo  vil  gelth 
werdich,  wo  J.  A.  H.  togeschicketh.  Szo  denne  die  Sa- 
chen sunthwile  szo  gantz  wichtig  weren  unnd  der  schriffte 
vill  und  viU  geswetzes  unntholden,  wie  in  dessenn,  schre- 
venn  sy  unns  woU,  wy  sy  ehnn  ein  weinich  hbger  denn 

743)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXm.  S.  252,  No.  311  (1468):  Wen 
ein  gast  rechtes  an  im  bogeret,  das  er  im  einen  groschen  gibet,  und 
wen  der  gast  sein  clage  getan  hatt,  das  er  dem  richter  also  denn  euch 
eynen  groschen  gebe  und  ist  der  antwerter  ein  gast,  der  musz  dem 
richter  euch  einen  groschen  geben,  wer  aber  der  cleger  und  antwerter 
beyde  dar  selbs  unser  burger,  so  cibet  itczlicher  einen  pfenningk.  Item 
nymmet  der  richter  van  eynem  bekentnusze  zu  besigeln  czwe  groschen 
von  dem  nahmen,  wy  vil  nahmen  in  dem  briff  sin  und  van  dem  ver- 
bottbrief  von  itzhchem  nahmen  eynem  sroschen.  —  Vergl.  über  die 
Kosten  bei  peinlicher  Klage  in  der  Stadt  Brandenburg  Eieckl,  C.  D.  Br. 
J.  DL  S.  244,  No.  318  (1492).  Gerichtskosten  in  Mübcheberg  ibid.  XX. 
8. 167,  No.  49  (1440). 
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1  florin  hadden  mogenn  Bendenn  atnb  velheit  der  schrifif- 
tenn  Qnnd  domyth  uiibs  aversenden  dath  ordell  Hud  nicht 
ufifbelthenn  wy  nnss  nachmalss  kegenn  orhe  A.  J.  H.  W. 
myt  eins  j  florin  oder  20  grosszen  merkisch  woll  erken- 
nende, domyt  sie  to  fred^  werenn.    Ock  grosganstigen 
herrenn  juwe  schriffibe  uns  gesanth,  hebbe  wy  beyde  kri- 
gische  parthen  vorwitligen  unnd  lesen  lathenn,-  welche  uns 
der  halvenn  besandern   die  becla^t  gantz  spit- 
tzige   nnnd  unnathe  worder  gegeven,   dath  sie 
mehr  geldis  inieggen  solden  und  noch  eine  therung 
dhonn.    Wie  denn  alle  achtbaren  hochwisra^  groszganste- 
genn  herrenn  ist  unse  flytlige  bede,  gy  unns  sdirifftlich 
underrichtung  unnder  iwern  sigill  dhonn  inochtenii,    szo 
nochmals  szodann  hendell  gepracticirth  nnnd  geoveth  wor- 
den, welche  vele  myth  nnns  geschenn  nnnd  noch  vor  hen- 
denn  synnth,  wo  vill  scheppen  gelth  jeder  parthe 
nach   Brandenbnrgischen   rechte   plichtig  nnnd 
schuldich  ist  intholeggende?    Szodann  wy  dcBne 
erszame  radt  mydt  unns  nnnd  der  ganzen  meinheith  vor 
muchthenn  haltenn,  domyth  wy  nymanden  beswerenn  und 
sie  weder  kegenn  unns  inntschuldung  mochten  vordragenn. 
Der  Satz  der  brandenburger  Schöffen  für  das  Schöffengeld 
bei  ertheilten  Weisthümeni  betrug  im  Jahre  1533  36  Gro- 
schen.    Diese  Summe   schickt  wenigstens  das  Gericht  zu 
Stendal  an  Brandenburg  (brandenb.  Schöff.  Spr.  Bd.  I.  BL670). 
Die  Kosten  der  Hinrichtung  waren  auffallend  geringe. 
Im  Jahre  1674  erhielt  der  Scharfrichter  in  Neu-Ruppin  für 
die  Hinrichtung  zweier  Männer  22^  Groschen,  der  Glocken- 
zieher  (Pulsant)  dagegen  fiir  das  Läuten  des  Angstglöckchens 
1  Groschen.     1576  erapfieng  der  Scharfrichter  für  die  Hin- 
richtung von  drei  Weibern  wiederum  22^  Groschen,  fiör  den 
Staupenschlag  7^  Groschen.''^) 

Die  Kosten  eines  gerichtlichen  Verfahrens'  scheint  der 
unterliegende  Theil  getragen  oder  an  den  Gegner  erstattet 
zu  haben.    Den  Grundsatz  zur  Erstattung  der  Gerichtskosten 

744)  Cf.  Campe,  -(ungedr.)  Gesch.  v.  Neu-Euppin  S.  232. 


PROCBSSdTADIEN.     §.  67.  501 

findet  maA  in  einer  Urkunde  des  Jahres  1405  ausgesprochen, 
wo  in  dem  Erkenntnisse  des  ukermärkiscben  Mannengerichtes 
dieVerurtheilung  des  Beklagten  erfolgt  j^auf  hundert  Mark  Sul- 
vers  und  wat  em  (dem  Kläger)  or  recht  kostet"  (vgl.  g.  64, 
S.  397,  Note  609).  Wenn  dagegen  das  Gericht  aus  eigenem 
Antrieb,  weil  es  das  Recht  selbst  nicht  wusste^  ein  Weis- 
thum  von  einem  anderen  Schöflfenstuhle  erbeten  hat,  so  trägt 
es  auch  die  Kosten  dieses  Verfahrens  und  nicht  etwa  die 
Partei.  So  sprechen  es  die  magdeburg-stendaler  Schöffen- 
sprttche  ausdrücklich  aus.''**) 

Im  Jahre  1525  erkennen  die  kurfürstlichen  Bäthe  in 
der  Suppllcationsinstanz,  indem  sie  die  erhobene  Supplication 
zurückweisen.  Die  Kosten  sollen  laut  ihrem  Erkenntnisse 
compensiert  werden.^*®) 

Anmerkung. 
Das  dreifaehe  Klagen  in  verscliiedeBea  Qerioliten. 

Es  kommt,  wie  aus  der  vorhergehenden  Entwickelung 
des  Processganges  hervorgeht,  mehrfach  vor,  dass  der  Klä- 
ger seine  Klage  dreimal  thun  muss.  Diese  Vorschrift  hängt 
mit  den  Regeln  über  die  Contumaz  zusammen,  weil  in  ge- 
wöhnlichen Fällen  die  SachfUUigkeit  erst  eintritt,  wenn  der 
Beklagte  auf  dreimalige  Ladung  ungehorsam  ausgeblieben  ist. 
Daraus  folgt  als  die  regelmässige  Erscheinung,  dass  jene 
drei  Ladungen  von  demselben  Gerichte  ergehen,  denn  man 
kann  nur  da  im  dritten  Termine  sachfälüg  werden,  wo  auch 
der  erste  Termin  angesetzt  war. 

745)  Cf.  magdeb.  stendaler  Schöffenspr.  XXIII.:  Hir  up  spreke  wi 
vor  en  redit:  Iti  dat  gi  laten  ordele  yraghen,  der  gi  ghevraget  werden 
in  deme  ghehegeden  dinge,  der  gi  nicht  enweten,  sunder  der  cleghere 
willen,  di  kost  scole  gi  mven  ghelden  van  rechtes  wegen. 

746)  Brandenb.  Boh^raspr.  Bd.  I.'Bl.  211:  Daraff  nach  ubersehnng 
jrer  supplication  und  aller  gerichtsactenn  jn  der  sachenn  zuvor  ergan- 
gen mit  ungebabtenn  rathe  der  rechtsverstendigen  und  unse  rethe  spre- 
.dien  wir  zu  rechte,  das  wol  gesprochenn  und  nbel  supplicirt  wordenn, 
die  es^^ene  und  gerichts  kostens  jn  dieser  supplication  sacken  ergangen, 
gleich  gegen  einander  upfhehenn  und  compensiren  bülig  und  von  rechts 
wegenn. 
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In   einigen   zerstreuten  Stellen  findet  sieb  jedoeh  die 
auffallende  Erscheinung,  dass  der  dritte  Termin  in  einem 
anderen  (gewöhnücli  höheren)  Gerichte  abgehalten  werden 
soll  als  die  ersten  beiden.    Im  Jahre  1313  heisst  es  bei 
Eri*ichtung   des    lebuser  Femgerichtes   (cf.   Bd.  I.   S.  256 
Note  426): 
Quicunque   contra  quempianf  ex  robis  egerit  excedendo 
sive  in  latrocinio  vel  furto  aut  homicidio  seu  quocunque 
casu   excessum   perpetraverit,    quod   super  eo  judex 
loci  illius  sive  sit  civitas  sive  yilla  debeatdnas 
sententias  judicare  et  tertiam  sententiam  ad  nos 
deferendam  dominus  Henricus  de  Werbin  preno- 
tatus    noster   advocatus  fidelis   nostro    nomine 
judicabit*. 
In  Landfriedenssaohen  werden  also  zwei  Klagen  im  Dorf- 
oder im  Stadtgerichte  angestellt,  die  cfritte  Klage  vor  dem 
Vogt  im  Landfriedensgericht. 

In  einer  ähnlichen  Weise  sollen  bei  Klagen  um  Lehen- 
gut zwei  Klagen  vor  dem  Vogtgericht  zu  Tangermfinde  ge- 
richtet werden,  die  dritte  dagegen  im  Hofgericht.    Die  Ur- 
kunde von  1358  (vergl.  Bd.  L  S.  146  Note  268)  sagt: 
Waiine  man  si  oder  erre  ennich  umme  lengud  beklaghen 
wil  —  so  sal  unse  voget  up  des  sit  der  Elve  in  der  al- 
den  marke  twe  claghen  richten  vor  der  brugghe 
to  Tangermünde,   de  drüdde  klaghe  scolen  wie 
selve  richtenoder  unse  hoverichter  inunsernhofc 
Auch  innerhalb  der  städtischen  Jurisdiction  kommt  ein  ähn- 
liches Verhältniss  vor,  indem  nach  einer  Urkunde  von  1343 
(vergl.  oben  g.  44,  S.  194,  Note  311)  in  der  Stadt  Salzwedel 
bei  Klagen  gegen  Ritterbürtige  wegen  Excesse,  die  diese 
begangen  hatten,  der  städtische  Schulz  zwei  Klagen  richten 
soll,  die  dritte  aber  der  städtische  Vogt. 
'Weret  ock  dat  yemand  von  ridderen  oder  von  knapen,  di 
uns  dinstes  pflichtig  weren,  breken  in  deme  gerichte  der 
olden  unde  der  nyen  stad  to  Saltwedel,  twe  clagensal 
richten  di  schulte  der  stede  und  dridde  clage  sal 
richten  unse  vogt,  die  danne  unse  vogt  is. 
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Die  Erklärung  der  auffallenden,  wie  man  sieht,  in  sehr  ver- 
schiedenen Gerichten  vorkommenden  Erscheinung  ist  wol  in 
folgender  Weise  zu  suchen. 

Als  das  eigentlich  competente  Gericht  kann  man  nur 
dasjenige  ansehen,  welches  mit  voller  Wirkung  alle  pro- 
cessualischen  Praejudicien  in  Kraft  treten  lassen  darf.  Diese 
volle  Anwendung  der  Jurisdictionsgewalt  tritt  zu  Tage,  wenn 
bei  vorhandener  Contumaz  von  einem  Gerichtshofe  die  Sach- 
fälligkeit  der  ungehorsamen  Partei  in  Form  eines  ürtheils 
ausgesprochen  wird.  Diese  Sachfalligkeit  ist  die  stärkste 
processualische  Wirkung  des  Ungehorsams,  und  da  dieselbe 
in  sehr  vielen  Sachen,  namentlich  in  denen  um  Gut  und  um 
strafrechtliche  Schuld  (vergl.  oben  g.  67  S.  461)  erst  durch 
Ausbleiben  des  Beklagten  im  dritten  Termine  eintrat,  so  ist 
da^enige.Gericht  das  eigentlich  competente,  welches  in  die- 
sem dritten  Termine  richten,  mithin  im  Falle  ungehorsamen 
Ausbleibens  die  Sachfälligkeit  verhängen  darf.  Wenn  sich 
daher  findet,  dass  ein  Gericht  die  ersten  beiden  Klagen 
richten  solle,  nicht  aber  die  dritte,  so  ist  dies  ein  Zeichen, 
dass  die  ordentliche  und  volle  Gompetenz  demselben  nicht 
zusteht,  dass  eine  ausserordentliche  Erweiterung  seiner  Func- 
tionen vorliegt.  Die  in  den  erwähnten  Urkunden  erkenn- 
baren Fälle  bestätigen  diese  Annahme. 

Für  Landfriedensbrüche  war  das  im  Jahre  1313  für  die 
Länder  Lebus  und  Stemberg  errichtete  Femgericht  eigent- 
lich competent.  Darum  wird  in  der  vorangefuhrten  Urkunde 
die  dritte  Klage  dem  Femgerichte  zugewiesen.  Wenn  es 
dagegen  nicht  zur  dritten  Klage  kommt,  vielleicht  weil  der 
Beklagte  sich  gestellt  und  seiner  That  geständig  ist,  so  soll 
das  Dorf-  oder  Stadtgericht  des  Ortes  der  begangenen  That 
die  Entscheidung  haben.  Der  practische  Effect  dieser  Vor- 
schrift ist,  dass  in  weniger  schwierigen  Fällen  (und  die 
Schwierigkeit  bemass  man  nach  dem  Widerstände  des  Be- 
klagten gegen  gerichtliche  Befehle  und  Ladungen)  das  Dorf- 
oder Stadtgericht,  welchen  eigentlich  eine  Gompetenz  über 
Landfriedensbrüche  nicht  beiwohnte,  die  Entscheidung  her- 
beiführen darf.    Gewiss  war  eine  Rücksicht  auf  Entlastung 
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des  wahrscheinlich  sehr  mit  Processen  überbürdeten  Land- 
friedensgerichtes  der  Grund  wenigstens  in  einfacheren  Sachen 
die  Hilfe  der  Dorf-  oder  Stadtgerichte  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Ein  ähnliches  Motiv  mag  obgewaltet  haben,  als  zofolge 
der  erwähnten  Urkunde  von  1358  in  Klagen  um  Lebengut 
zwei  Klagen  vor  dem  Vogte  vor  der  Brücke  zu  Tanger- 
münde, die  dritte  aber  im  Hofgerichte  des  Markgrafen  zur 
Entscheidung  gelangen  sollten.  Als  Beklagte  sind  in  jenen 
Klagen  um  Lehogut  städtische  Bürger  gedacht;  denn  der 
Eingang  der  beregten  Urkunde  lautet : 

Wi  Ludwich  die  Römer bekennen  openbar  mit  di- 

sem  brive,  dat  wi  unsen  liven  getruwen  ratmannen  gül- 
den und  gemeinen  borgern  unser  stede  Stendali 
Tangermunde,  Saltwedel,  Sehusen,  Qardelego, 
Osterborch   unde  Werben  mit  wolbedachfem   müde 
unde  rade  unses  rades  sulke  gnade  gedan  hebben  unde 
dun,  alse  hir  na  geschreven  steyt:  Wanne  man  si  od^r 
erre  ennich  umme  lengud  etc. 
Der  Sinn  der  Anordnung  ist  also,  dass  städtische  Bürger 
in  Lehnsachen  im  Hofgerichte  des  Markgrafen  zu  Recht  ste- 
hen sollen.  -Ausdrücklich  wird  dies  noch  nachher  versichert, 
indem  es  heisst: 
Unde  die  vorgenanten  unse  borgere  scholen  ere  len  an- 
ders nergent  winnen  noch  Verliesen  wen  vor  uns 
unde  unsen  hoverichter  in  unsen  hof. 
Aus  dieser  Andeutung  wird  man'  entnehmen  dürfen,  dass  vor 
dieser  Urkunde  vom  Jahre   1368  den  städtischen  Bürgern 
wenigstens  der  Praxis  nach  nicht  zustand  in  Lehensachen 
vor  dem  mit  ritterbürtigen  Mannen  besetzten  Hofgerichte  zu 
erscheinen.    Denn  es  wird  als  ein  privilegiarisoher  Vorzug 
der  städtischen  Bürger  hervorgehoben,  dass  sie  ihre  Lehen 
definitiv  nirgend  anders  als  vor  dem  Hofgwichte  des  Maik- 
grafen   gewinnen   oder   verlieren    sollen.     Wenn   man  vei^ 
muthen  darf,  so  scheint  vor  dieser  zweifellosen  Anerkennung 
der  Zuständigkeit  des  Hofgericbts  auch  für  städtische  Lehen*' 
Sachen  nur  das  Gericht  Vogtes,  vielleicht  nur  das  Landge^ 
rieht  vor  der  Brücke  zu  Tangermünde  für  städtische  Lehen- 
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Streitigkeiten  competent  gewesen  J?u  sein.  Jet^it  wüfde  das 
Verhältniss  so  regaliert,  dass  jenes  Landgericht  der  altmär- 
kischen Vögte  eine  vorläufige,  untergeordnete  und  nur  in 
einfacheren  Sachen  eintretende  Corapetenz  behalten,  die 
eigehtliche,  in  verwickeltören  Fällen  erforderte  Entscheidung 
aber  dem  Hofgerichte  selbst  zustehen  sollte.  Mit  anderen 
Worten  hiess  das,  jede  Partei  hat  in  städtischen  Lehensachen 
das  Recht  die  Entscheidung  des  markgräfliehen  Hofgerichtes 
herbeizuführen ,  indem  sie  durch  Ausbleiben  in  der  ersten 
und  zweiten  Klage  es  zum  dritten  Termine  kommen  Kess. 

Dass  in  der  That  ein  Ehrgeiz  der  städtischen  Bürger, 
der  nur  nach  einem  längeren  Kampfe  befriedigt  leorden  zti 
sein  scheint,  auf  Anerkennung  ihrer  Gerichtszugehörigkeit 
zum  Lehenhof^richt  gerichtet  gewesen  ist,  dass  dieselben 
namentlich  als  Vasallen  des  Markgrafen  sich  gerade  so  wie 
die  ritterbürtigen  Personen  betrachteten,  geht  aus  einem  oben 
g.  64,  S.  397,  Note  609  erörterten  Falle  hervor.  Bei  der 
Klage  wegen  Raubes,  die  die  Stadt  Prenzlau  im  Jahre  1405 
gegen  Ludecke  Oratz  erhob,  •  wird,  wie  es  scfaeiöt,  recht  ge- 
flissentlieh  betont,  dass  beide  Parteien  eines  HerrenMan- 
nen  seien.  Der  gemeinschaftliehe  Lehensherr  kann  nurdei" 
Markgraf  sein  und  eben  aus  dieser  auf  beiden  Seiten  vor- 
handenen Vasallenqualität  wird  die  Gompetenz  des  üker^ 
märkischen  Mannengerichtes  hergeleitet. 

Ist  dieses  Alles  aber  richtig,  so  ist  wiederum  nur  ein 
vorübergehendes  Verhältniss  der  Grund  der  Verweisung  der 
drei  Klagen  vor  verschiedene  Gerichte.  Möglich  ist  es  frei- 
lich, dass  diese  gewissermaasen  unorganische  Zerreissung 
derselben  Instanz  in  Verhandlungen  vor  verschiedenen  Ge- 
richten selbst  dann  noch  blieb,  als  die  Gleichstellung  der 
städtischen  Vasallen  mit  den  ritterbürtigen  längst  unzweifel- 
haft geworden  war.  Aber  der  Grund  für  die  Dauer  dieser 
Einrichtung  war  dann  nur  das  Bedürfniss  der  Geschäftsent- 
lastung,  welches  das  Hofgericht  fortgesetzt  empfand  und 
weshalb  es  für*  einfachere  kürzere  Streitigkeiten  das  lümd" 
gericht  vor  der  Brücke  zu  Tangermünde  sich  substituierte'. 

Die  dritte,  vorher  angegebene  Stelle  vom  Jahre  1343 
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weist  den  Schulzen  von'  Salzwedel  an  in  Processen  we- 
gen Excesse  gegen  Bitterbürtige  zwei  Klagen  zu  richten, 
die  dritte  aber  behält  sie  dem  städtischen  Vogte  vor.  Be- 
kanntlich war  es  in  den  meisten  Städten  ein  rorübergehen- 
des  Stadium,  dass  ein  städtischer  Vogt  die  höhere  Stadt- 
jurisdiction,  ein  städtischer  Schulze  nur  die'  niedere  ver- 
waltete (vergl.  oben  g.  44,  S.  193f.).  Dass  die  Excesse  der 
Bitterbürtigen  vor  den  städtischen  Vogt  gehörten,  bedarf 
keiner  Erörterung.  Es  war  daher  auch  hier  eine^  Art  von 
Substitution,  vermöge  deren  der  Schulze  in  Streitigkeit^!, 
die  nicht  über  zwei  Klagen  hinausgiengen,  die  Entscheidung 
haben  sollte. 

Die  drei  ELlagen  vor  verschiedenen  Gerichten  beruhen 
daher  nicht  auf  einer  besonderen  Eigenthümlichkeit  des 
Processganges  an  sich,  sondern  auf  zufälligen  Modificationen 
der  jurisdictionellen  V^rfassungsverhältnisse.  Es  muss.  da- 
her auch  in  Zweifel  gebogen  werden,  ob  die^e  Erscheinung 
in  der  ganzen  Mark  Brandenburg  in  Stadt  und.  Land  vor- 
kam. Die  Seltenheit  der  Ueberlieferung  und  der  Gh$uracter 
der  Zufälligkeit,  welcher  die  uns  überlieferten  Fälle  jenes 
dreifachen  Klagens  vor  verschiedenen  Gerichten  kennzeichnet, 
führen  dahin  nur  ein  sporadisches  Vorkommen  derselben 
anzunehmen. 


§.  68. 
Von  den  Beweismitteln. 

Die  Lehre  von  den  Beweismitteln  weicht  von  dem  säch- 
siseh/en  Buchte  sehr  wenig  ab.  Eid,  Zeugen,  Urkunden,  Ge- 
richtszeugniss,  Gottesurtheil  sind  die  Hauptcategorieen  deor 
Beweismittel.  In  der  Anwendung  der  einzelnen  Beweismittel, 
in  ihrem  Verhältnisse  unter  einander  finden  sich  in  der  Mark 
Brandenburg  einige  Eigentbümlichkeiten,  welche  namenüich 
dem  späteren  Pröcesse,  wie  er  sich  nach  der  Zeit  des  Sachsen- 
spiegels gestaltete,  anzugebören  scheinen. 
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1.  Der  Eid  der  Partden. 


Der  deutschen  Eigenart  sagte  gerade  dieses  Beweismittel 
in  besonderem  Grade  zu.  Denn  wenn  auch  andere  Beweis- 
mittel wie  Zeugen  und  Urkunden  neben  dem  Parteieide  be- 
standen, die  objectiv  das  Vorhandensein  einer  bestimm- 
ten Thatsache  darthaten,  so  war  doch  der  Eid  das 
nächstliegende  und  beliebteste  Mittel,  zu  welchem  man  zum 
Erweise  seines  Anspruches,  zum  Erstreiten  seines  Rechtes 
zu  greifen  pflegte.  Der  Kläger  wie  der  Beklagte  drängen 
sich  zu  dem  Eide  über  ihre  Behauptungen  zu  gelangen,  sei 
es  dass  sie  denselben  allein,  sei  es  dass  sie  ihn  mit  Eides- 
helfem  ableisten.- 

Unter  einfaphen,  eng  begrenzten  Verhältnissen  kann  der 
Eid  ohne  Gefahr  von  falschem  Schwur  als  gewöhnliches 
Beweismittel  bestehen.  Denn  nicht  nur  ist  die  einfachere, 
der  Heuchelei  und  Lüge  noch  nicht  zugängliche  Natur  der 
Menschen  eine  Garantie  für  die  Wahrhaftigkeit  der  geschwo- 
renen Eide,  sondern  auch  die  genaue  Bekanntschaft  der  ein- 
zelnen Individuen  unter  einander  erschwert  es  einer  unwahren 
Behauptung  selbst  durch  eidliche  Versicherung  den  Anschein 
der  Wahrheit  zu  gewähren.  Die  Gefahr,  dass  die  Unrichtig- 
keit des  abgelegten  Eides  entdeckt  und  erwiesen  werde,  ist 
gross  und  schreckt  von  leichtfertigen  oder  dolosem  Schwö- 
ren ab. 

Anders  dagegen  ^bei  wachsendem  Verkehre,  wo  immer 
entferntere  Kreise  in  Berührung  zu  einander  gebracht  wer- 
den. Verheimlichung  von  Thatsachen,  Verdunkelung  von 
Verhältnissen  können  hier  eher  geschehen,  weil  im  grosseii 
Kreise  des  Handels  die  Aufmerksamkeit  dritter  unbetheiligter 
Personen  von  dem  Einzelnen  abgelenkt  wird.  Es  ist  daher 
eine  natürliche  Erscheinung,  dass  in  späteren  Jahrhunderten 
gegen  die  Anwendung  des  Parteieides  eine  gewisse  Vorsicht 
beobachtet  wird,  indem  man  entweder  in  ausgedehnterem 
Masse  äussere  Garantieen  für  die  Richtigkeit  des  Eides  er- 
fordert, oder  in  schwierigen  Fällen  zur  Abnahme  von  Partei- 
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eiden  (namentlich  wenn  diese  ohne  Eideshelfer  geschworen 
werden  sollen)  zu  schreiten  Bedenken  trägt. 

Auch  die  Quellen  der  Mark  Brandenburg  enthalten  Zeug- 
Btss  für  diese  Bedenklichkeit  gegenüber  dem  Parteieneide. 
In  einem  Landfrieden  von  1961  wird  eine  Strafe  auf  die 
Ableistung  eines  falschen  Parteieides  gesetzt.^^^)  In  einer 
Stadtordnung  für  Prenzlau  und  andere  ukermärkische  Städte 
vom  Jahre  1465  wird  über  die  Leichtfertigkeit  der  Parteien 
in  Leistung  und  auch  in  Forderung  von  Eiden  um  selbst 
unbedeutende  Sachen  Klage  gefuhrt  und  strenge  Bestra- 
fung des  Meineides  angeordnet. ''^^)  In  Frankfurt  an  der 
Oder  seheint  man  in  der  That  von  Gerichts  wegen  häufig 
Anstand  genommen  zu  haben  einen  Eid,  zu  dem  die  Partei 
sich  erbot,  aus  Rücksicht  auf  obwaltende  Yerdaohtsgründe 
schwöre  zu  lassen.  Weil  aber  ein  solcher  Gebrauch  mit 
der  bestehenden  Processtheorie  im  Widerspnvshe  stand,  so 
wurde  nach  Teymlers  Städtbuch  von  Frankforti  im  Jahre 
15 16  aufs  Neue  die  Abnahme  selbst  solcher  verdächtiger 
Eide  eingeschärft  mit  dem  Bemerken,  das9  man  den  Eid  zur 
Erkundung  der  Wahrheit  schworen  lassen  müsse. '^^^)  Es 
heisst  in  der  Stelle^  dass  von  den  Parteien, 

die  sich  zu  der  Sachen  nich^  bekennen  wollen  und  doch 

bej  sioh  ejn  argwon  haben, 
der  Eid  genommen  werden  solle.    Man  wird  dies  so  zu  ver- 

747)  Cf.  Biedd,  C.  D.  Br.  n.  IL  S.  436,  No.  1045  (1361):  Were  ok, 
dat  sie  yennich  man  leddighede  med  recnte,  als  hir  vorsci'eren  is, 
unnde  na  witlik  worde  heren  nnde  guden  luden,  dai  he  msd  synen  hui- 
peren  unrecht  gestooren  hedde^  de  scal  med  al  synen  hulveren  nene 
rechtes  mer  genyeten  unde  me  scal  se  holden  vor  mysdedige  lüde, 

748)  Cf.  B&del,  C.  D.  Br,  I.  XXI.  8.  329,  No.  284  (1465):  Ock  der- 
faren  ^,  .dat  völe  lüde  umme  gherioghe  schult  gcmtz  lichtferdig  vor 
'unsen  schulten  rechte  ede  to  stoeret^  gheneghet  unde  ock  eyn  den  andern 
umme  gtringhe^  sahen  to  eden  to  dringen  bore&i  sin;  i%  unse  uidacbt 
und  ernste  meyninge,  wo  wer  sodanen  meyneu  eden  med  schult  bogre- 
pen  und  averkamen  wert,  den  schal  men  nach  synen  Verdienste  richten 
an  dal  hoehgeste. 

749)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXUI.  S.  407  in  Teymlers  Stadtbuch 
(No.  417):  Es  wollen  die  scheppen  vor  gericht  von  den  parten 
keynen  dd  nemen,  wil  eyn  rat,  das  sie  den  eid  nach  gel^enheit 
der  Sachen  von  den  parten,  die  sich  zu  der  Sachen  nicht  bekennen  wol- 
len und  doch  bej  sicn  eyn  argwon  haben,  den  eid  zur  erkundnng  der 
warheit  nemen  sollen. 
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stehen  haben,  dass  eine  Partei,  welehe  zwar  den  gegen  sie 
erhobenen  Anspruch  leugne,  aber  in  Beziehung  auf  den  zu 
leistenden  ünschuldseid  nicht  frei  von  Verdacht  sei,  gelbtst 
auf  die  Gefahr  eines  Meineides  hin  zum  Schwüre  gelassen 
werden  solle.  Die  Praxis  der  Schöffen  scheint  eben  dahin 
gegangen  zu  sein,  dass  ^sie  die  verdächtige  Partei  von  ihrem 
formalen  Rechte  zum  Schwüre  ausschlössen. 

Eine  andere  Form,  in  der  man  misisbräuchlichen  Biden  der 
Parteien  entgegenzutreten  suchte,  bestand  in  dem  Erfoarderniss 
von  Eideshdfern,  die  entweder  durch  ihre  Person  oder  durch 
ihre  Eenntniss  von  der  zu  beschwörenden  Thatsache  eine 
Sicherung  gegen  Meineide  boten.  So  wenig  in  märkischen 
Quellen  von  den  allgemeinen  Requisiten  des  EidesheUora über- 
liefert wird,  so  scheint  aus  vereinzelten  Andeutungen,  dennoch 
hervorzugehen,  dass  sie  ähnliche  Qualität,  wie  Zeugen  haben 
mussten.  Einmal  wird  in  einer  Urkunde  von  1451  hervorgeho- 
ben, dass  die  mit  der  Partei  schwörenden  Eideshelfer  Personen 
seien,  die  die  streitige  Sache  selbst  nichts  angeht.^^^)  Die 
schwörende  Paiiiei  war  in  diesem  Falle  der  Gemeindevorstand 
der  Stadt  Wrietzen,  also  ein  besonderer  Verdacht  de&  Mein- 
eides  nicht  vorhanden.  Wenn  also  hier  die  Unpai-teiliohkeit  der 
Bideshelfer  gefordert  worden  ist,  so  wird  man  in  anderen 
Streitigkeiten  unter  Privatpersonen  noch  in  höherem  Grade 
auf  diesem  Requisite  bestanden  haben.. 

Im  Jahre  1453  ist  ein  Bürgermeister  von  Beeskow  über 
hundertjährigen  Besitz  eines  Waldes  zum  Eide  selbsiebent 
mit  altsessenen  Bürgern  verstattet  worden.'^^^    Der  Zusatz 

750)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XII.  S.  447,  No.  48  (1451):  Mochten 
die  von  der  Wrjetzen,  als  nemlich  ein  borgermeister  mi%  czwen  rates 
luten  czu  sich  und  die  borgermeister  selb  siebbenen  mit  sechs  unver- 
sprochen  fromen  luten,  den  die  sacken  nieM  beruren,  beweisen  und 
nachbringen«  als  recht  ist.  * 

751)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  449,  No.  124  ad  6:  Hiruff  spre- 
chen wir  scheppfin  zu  Meidebürgk  eyn  recbt,  sint  dem  male,  daz  äj 
stat  Beskow  den  pusch  und  burgerwald  obir  hundert  jar  als  der  stat 
eigenthum  besessen  unde  in  natzlicben  geweren  unde  gebruchungen 
genat  habin  ane  Idermans  rechte  anspräche ,  so  ist  der  burgermeister 
Too  Besskow  selb  sibbinde  mit  aldsessin  burgern,  s]^  sint  jm  rade  adder 
awssin  dem  rade,  der  stat  eiginthum  darann  nemr  zu  irhalden  unde 
dorby  zu  bhbin. 
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„altsessene  Bürger'^  deutet  darauf,  dass  die  Mitschwörer 
Kenntnis«  von  der  Richtigkeit  der  Sache  selbst  haben  sol- 
len, worin  offenbar  eine  Annäherung  an  den  Gharacter  der 
Zeugen  enthalten  ist. 

Ob  überall  diese  Bequisite  für  die  Zulassung  von  Eides- 
heUem  vorhanden  waren,  ist  bei  dem  Mangel  von  Nach- 
richten zweifelhaft.  Trotz  dieser  materiellen  Erfordernisse 
wird  man  die  mit  der  Partei  schwörenden  Leute  als  Eides- 
helfer 2u  betrachten  haben.  Denn  wenn  man  auch,  um  sie 
zum  Schwüre  zuzulassen,  eine  Ueberzeugung  von  ihrer  Un- 
parteilichkeit*-oder  durch  die  Dauer  ihrer  Ansässigkeit  in 
einer  Gemeinde  eine  äussere  Garantie  ihres  Wissens  von 
dem  fraglichen  Bechtsyerhältnisse  sich  verschaffen  wollte, 
so  scheint  man  doch  ihre  Yemehmung  auf  das,  was  sie  von 
der  Sache  wissen,  nicht  gerichtet,  sondern  den  Eid  von 
ihnen  nur  zur  Bestärkung  des  Parteieides  gefordert  zu  ha- 
ben. Als  wahre  Zeugen  sind  daher  die  Eideshelfer  wol 
kaum  angesehen  oder  behandelt  wx)rden.  Dies  darf  man 
aus  dem  Umstände  schliessen,  dass  eine  bestimmte  Zahl 
von  Mitschwörern  erfordert  zu  werden  pflegt.  Die  Zahl 
derselben  wird  in  den  verschiedenen  Fällen  auf  zwei,  auf 
sechs,  auf  elf,  in  den  Landfriedensgerichten  je  nach  der 
Standesangehörigkeit  auf  zwei,  vier,  sechs  gestellt  (vergl. 
darüber  oben  g.  38  S.  119ff.).  Bei  einem  Zeugenbeweise  legt 
man  auf  den  Inhalt  der  Zeugenaussage  Gewicht,  man  zählt 
daher  hier  die  Stimmen  nicht,  sondern  man  wägt  sie.  Wenn 
auch  mehrfach  Bestimmungen  vorkommen,  welche  Minimal« 
zahl  von  Zeugen  zur  objectiven  Feststellung  einer  Thatsache 
gehöre,  so  ist  dies  doch  nur  eine  Sicherheitsmassregel  gegen 
etwaige  Irrthüraer,  falsche  Wahrnehmungen  der  Zeugen.  Bei 
den  Eideshelfem  zählt  man  aber  die  Eide,  indem  man  bald 
eine  geringere,  bald  eine  grössere  Anzahl  als  Mitschwörer 
der  Partei  fordert.  Sie  bilden  daher  nur  eine  subjective 
Verstärkung  der  Glaubwürdigkeit  der  Partei. 

Dass  die  Eideshelfer  von  dem  Beweismittel  der  Zeugen 
wol  zu  unterscheiden  sind,  indem  diese  einen  objectiven 
Beweis,  jene  nur  eine  subjective  Beweisstärkung  bewirken, 
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geht  hervor  aus  dem  im  berliner  Stadtbüch  vorkommenden 
elenden  tuch.  Wenn  nämlich  Jemand  um  Pfennigschuld  be- 
langt wird  und  der  Kläger  tritt,  um  .den  Beklagten  vom 
Entredungseide*  abzuschneiden,  Zeugenbeweis  an,  so  darf 
der  Beklagte  mit  seinem  Eide  selbdritt  oder  als  Fremder 
mit  Elendeneid  entgehenJ^^) 

Es  ist  angedeutet,  dass  der  „Blende"  d.  i.  Fremde 
schwören  soll.  Aus  den  Angaben  anderer  sowol  sächsischer 
wie  süddeutscher  Rechtsquellen  ist  zu  entnehmen,  dass  der 
Fremde  schwört,  er  könne  wegen  Unbekanntschaft  am  Orte 
keine  Eideshelfer  haben  und  schwört  darauf  so  vieler  Leute 
Eide  allein,  als  er  mit  Eideshelfern  hätte  schwören  sollen  J*^) 
Dieses  Verfahren,  das  wahrscheinlich  auch  in  der  vorliegen- 
den Stelle  des  berliner  Stadtbuches  gemeint  ist,  zeigt,,  dass 
der  Eid  der  Eideshelfer  durch  den  mehrfachen  Eid  vertreten 
werden  kann.  Dies  würde  unerklärlich  sein,  wenn  man  die 
Eideshelfer  als  Zeugen  aufgefasst,  also  einen  objectiven  Be- 
weis der  fraglichen  Thatsache  erfordert  hätte. 

Ueber  den  Effect  des  abgeleisteten  Parteieides,  sei  es 
mit  Eideshelfern,  sei  es  ohne  solche,  ist  kurz  zu  bemerken, 
dass  die  Behauptung,  auf  welche  er  sich  bezog,  dadurch 
feststand,  war  diese  also  für  die  definitive  Entscheidung  des 
Streites  erheblich,  zum  Siege  verhalf.  Es  war  gleichgiltig, 
ob  die  Partei  zu  diesem  Eide  nach  den  geltenden  Beweis- 
regeln verstattet  war,  oder  ob  sie  abweichend  von  denselben 
durch  Bewilligung  der  Gegenpartei  dazu  gelangte.  Im  Jahre 
1453  sollte  vor  dem  Hofrichter  Paul  von  Oonerstorf  von 
dem  Vorstande  der  Stadtgemeinde  Wrietzen  ein  Eid  geleistet 
werden,  den  ihre  Gegner  die  von  Golitz  ihnen  erlassen  und 
für  geschworen  annehmen.'^^O 

752)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  161 :  Wil  di  kleger 
dan  betern  syne  klage. met  penning  tuge,  so  en  geist  du  em  mef  dner 
man  ede  oder  mit  eJenäicheit  vorswerest  du  din  eUnde  na  vor  die  schult. 

753)  Gf.  Richtst.  Landr.  c.  45  §.  4 :  Als  he  denne  in  dat  ding  bringet, 
so  mut  de  antwerder  vragen,  na  deme  dat  he  dar  also  elende  si  van 
vmnde,  dat  he  dat  swercn  wil,  dat  he  nenen  tüch  dar  hebben  möge, 
oft  he  sinen  elenden  tuch  icht  vor  mute  sweren  unde  sin  unscult  dar 
na?  Dat  vintme.  1^  swert  he  drier  lüde  ed  alkne.  Vergl.  andere 
Beweisstellen  bei  Sachsse^  Beweisverfahren  S.  87  f. 

754)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XH.  S.  447  No.  48  (1451):  Thun  beten 
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Die  magdeburg-stendaler  Schöffensprttclie  sprechen  aus- 
drUcHlich  aus,  dass  eine  Partei^  die  den  Gegner  zum  Eide 
rerstatte,  sieh  auch  dem  aus  der  Ableistung  dieses  Eides 
hervorgebenden  ungünstigen  ürtheil  unterwerfen  müsse.'^) 

2.  Die  Zeugen. 

Die  Verwendung  der  Zeugen  als  Beweismittel  neben 
dem  Beweis  der  Partei  durch  Eid  mit  Bideshelfern  schon  in 
den  ältesten  Zeiten  des  deutschen  Rechts  ist  durch  Ho- 
meyers  Ausführungen^*^)  als  erwiesen  zu  betrachten.  Die 
allgemeinen  Erfordernisse  der  Zeugnissfähigkeit  sind  bereits 
im  vorigen  Paragraphen,  wo  von  dem  Beweisverfahren,  ins- 
besondere von  der  Vernehmung  der  Zeugen  gehandelt  wor- 
den ist,  zur  Darstellung  gelangt.  Auch  im  Lehensprocess 
ist  oben  g.  64  S.  412 — 415  das  allgemeine  Requisit  der  Zeu- 
gen Unverdächtigkeit,  Unparteilichkeit,  Nichtverwandtschaft 
und  eventuell  Standesgleichheit  erwähnt  worden. 

Es  kommen  auch  Bestimmungen  vor,  dass  Zeugen  Mit- 
bürger einer  bestimmten  Stadtgemeinde  sein  müssen,  wenn 
dagegen  ein  Fremder  belangt  wird.  Fremde  sein  dürfen.  So 
ist  es  im  Stadtrechte  von  Salzwedel  vorgeschrieben J")    Die 

etliche  i|iyns  hern  manne,  die  darumme  stunden;  und  ich  die  Golitzen, 
das  si  den  von  der  Wrietzen  die  eide  mochten  zugeben,  nachdem  sie 
dastunden  nnd  weren  des  oberbottig;  dem  denn  die  Golüeen  aZ8<>  ^- 
ten  und  den  genannten  von  der  Wrietzen  die  eide  vortrugen^  damit  sie 
danns  fülkomen  sein  ires  rechten,  in  müssen^  ob  sie  die  geschwaren  hatten. 
75Ö)  Magdebnrg-stendaler  Schöffenspr.  XXIV.  1:  Sint  dem  male, 
dat  de  kleehere  sine  scult  mit  ghetuge  uppe  den  heilighen  behalden 
heft  unde  de  sake  woldighe  sik  vor^lekoret  heft,  so  scal  he  öme  de 
benomeden  senlt  gelden  ydaghes  unde  neyne  bäte  en  vinnet  he  dar 
ane  von  rechtes  weghenne.  —  Das  „vorwillekoren  des  sakewoldighen^* 
muss  wol  auf  das  Bewilligen  des  Beklagten,  dass  der  Kläger  schwöre 
bezogen  werden,  denn  an  sich  hätte  ja  der  Beklagte  dem  Eide  näher 
gestanden.  Ein  Anerkenntniss  der  Schuld  kann  nicht  darin  liegen,  denn 
dann  würde  man  den  Eid  des  Klägers  nicht  begreifen. 

756)  Vergl.  Richtst.  Landr.  S.  462  ff. 

757)  Cf.  Miedel,  Q.  D.  Br.  I.  XIV.  S.  11,  No.  17  (1273):  Sed  si 
aliquis  civium  in  Saltwedele  iucusatur  ah  aliquo,  qui  in  terris  nostris 
aut  patruelium  nostrorum  moratur,  secundum  quod  ipse  accuöatur,  ita 
se  defendet,  hoc  est,  si  cum  testibus  de  civitate  incusatur,  cum  testibos 
de  civitate,  si  cum  extraneis  testibus,  cun^  extraneis  se  defendet  Si 
vero  aliquiiB  de  terris  nostris,  qui  non  est  civis  saltwedel^nsis,  accnsatür 
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SteUe  legt  zugleich  einen  Beweis  ab,  dasB  die  Beweisantre* 
tung  deB  Klägers  auf  die  Vertheidigung  des  Beklagten  einen 
Einfluss  hat.  Die  Zeugen  des  Beklagten  sollen  nämlich  den 
Zeugen  dea  Klägers,  die  dieser  bei  Erhebung  seiner  EJage 
zu  erbringen  sich  erboten  hat,  in  allgemeinen  Eigenschaften 
gleich  sein;  Dass  man  hiebei  darauf  so  grosses  Gewicht 
legte,  dass.  die  Zeugen  einheimisch  seien,  hängt  wol  mit  der 
allgemehien  Vorschrift  ^ üsammen,  dass  nur  das  roUberechtigte 
Gemeindeglicd  Zeugniss  vor  Geriaht  ablegen  durfte.  Es 
wür  eine  Vergünstigung,  wenn  auch  Auswärtige  zum  gericht- 
licben  Zeugnii^s  zugelassen  wurden,  aber  diedeibe  sollte,  ein- 
treten, wenn  ein  heimischer  salzwedelscher  Bürger  von  einem 
Fremden  mit  Bemfung  auf  fremde  Zeugen  beredet  wurde, 
oder  wenn  der  Beklagte  ein  Fremder,  war. 

Die  Vernehmung  der  Zeugen  richtete  sich  auf  dad  Fac- 
tum seilest,  mithin  auch  der  Eid.  Schon  oben  §.  64  S.  415 
ist  ein  solcher  Eid  angeführt  worden.  Es  war  nicht  nöthig,  dass 
die  Vereidigung  der  Zeugen  gerade  vor  Gericht. stattfond.  In 
decf  Acten  des  brandenburger  Schöfifenstuhles  findet  sich  eine 
Vernehmung  von  Zeugen  vor  dem  Rathe  von  NQu-Buppin 
über  die  echte  Geburt  eines  gewissen  Peter  Stenberch.  Die 
Vernehmung  geschah  „gestabten  Eides."  ^^®) 

Ein  sehr  klarer  Unterschied  wurde  zwischen  dem  Be- 
weise durch  Zeugen  und  dem*  dmr^.  Eid  der  Partei  ge* 
macht   in  der  schon  früher  angeführten  Urkunde  aus  dem 

ab  aliquo  cive  saltwedelensi  cum  testibas  incusatus  fuerit,  pottrit  se 
defendere  cum  testibas  undeenmque  sint,  dummodo  sint  homines  fide 
digni.    Item  si  quis  burgeusis  alium  burgensem  cum  testimomo  allo- 

?uitar,  incusatus  cum  civium  suorum  et  non  aliorum  testimonio  &e  de- 
endet. 

,  758)  Act.  des  brandenburger  Schöffenstuhles  I.  Bl.  6.  7  (1505):  Wy 
Borgermeyster  unnde  ratmanne  der  Stadt  Nyen  Ruppin  bekennen  apin- 
bar  vor  alszweme,  de  dnssen  nnsen  apeubryff  sehen  edder  hören  lesen 
besnndem  Tor  jw  ersamen  guldemeisterenn  unnde  gemeinen  gildebrpdern 
der  knakenhower  gilde  in  der  Stadt  Gransoye.  dath  vor  uns  im  sittende 
dtole  des  rades  synth  gewesett  de  löveüwercligen  Tewes  Revnicke  tho 
Gransoye  unnde  Hans  Tziker  to  Dolige  wanafftich  und  hebben  meth 
upgehoiden  vingeren  stavedea  eydes  to  den  hiüigenn  geswarenn,  opinbar 
uthgeseeht  unde  nuchafftich  gehtgett^  dath  Peter  Stenberch  toger  doBses 
brives,  is  van  vader  unde  van  moder  unde  van  alle  synen  vier  anhen 
echte  unde  rechte  gebaren  van  guden  ^deschen  umbeschnlden  framen 
luden  unde  nicht  van  wendescher  geborth. 

kOhKS,  QBRIOHT8-YBBFAS8V1I«.     H.  33 
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ürtbeilsbnche  des  Hauptmanns  Wilhelm   von  Pappenheim 
vom  Jahre   1486  (vergl.   oben  §.  64   S.  414  g.  E.).    Es 
beisst  dort: 
Darna  is  Baltzer  von  Bonttorpe^  alsz  die  oldeste  leha- 
•dreger  mit  sampt  den  vorgnanten  tugen  vorgetreden  und 
i»ck  irbaden  die  were  to  irholden.    Und  nachdem  her  die 
lehne  vor  unnsen  gnedigesten  herren  edder  siner 
g.  rede  irholden  schölle  to  Berlin,  szo  heft  on  die 
gnante  er  Wilhelm  marschalk  und  ritter  gewiset  mit  sol- 
kem  eyde  der  were  vor  unnsen  g.  herren  edder 
siner  g.  rede  den  dar  to  doende  und  irholden  in  mathe, 
alss  die  gnanten  tuge  gedan  und  mit  uthgestreckten  ar- 
men und  vingeren,  sampüike  dussen  nageschreven  stavel- 
den  eid  geswaren  hebben  etc. 
Die  Partei  wird  mit  ihrem  Eide,  den  sie  zu  leisten  hat,  vor 
die  kurfürstlichen  Bäthe  verwiesen,  die  Zeugen  dagegen  wer- 
den über  dasselbe  Beweisthema  vor  dem  zu  ihrer  Verneh- 
mung requirierten  Hauptmann  der  Altmark  vernommen  und 
vereidigt. 

8.  Urknnden. 

Die  Anwendung  des  ürkundenbeweises  ist  im  einhei- 
mischen deutschen  Proeesse  selten.  Die  mündliche  Natur 
des  Verfahrens  erforderte,  wenn  der  Eid  der  Partei  nicht 
ausreichte,  entweder  Zeugen  oder  Gerichtszeugniss.  Die 
einzige  Form  in  der  man  nach  dem  Bechte  des  Sachsen- 
spiegels einen  ürkundenbeweis  zugelassen  zu  haben  scheint, 
ist  Berufung  auf  Pürstenbriefe  im  Process  um  Lehengüter J*^) 
Aber  selbst  der  Fürst,  welcher  als  Lehnsherr  die  Gewähr- 
schaft leistet,  soll  einen  seiner  Dienstleute  mitsenden,  der 
das  Gut  an  Stelle  des  Fürsten  vertrete,  d.  h.  sich  im  Na- 
men desselben  zu  der  Gewährschaft  bekenne.  Dennoch  kommt 

759)  Cf.  Ssp.  II.  42.  §.  3:  Doch  mögen  die  vorsten  geweren  enen 
man  mit  enem  vpenen  hrieve  besegelt,  deste  se  mede  senden  enen  iren 
ifibürenen  dinstman,  die'i  gut  vorsta  an  irer  stat;  den  brief  säl  man 
tmtwerden  deme,  uppe  den  man  Maget,  to  getüge  der  klage,  of  he's  dar 
na  bedarf. 
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der  Ftirstenbrief  als  wirklicher  Urkundenbeweis  in  Betraeht, 
denn  er  wird  wenigstens  nach  dem  neueren  Zusätze ,  der 
mit  den  Worten :  „den  brief  sal  man"  beginnt,  dem  Gegner 
übergeben  zum  Beweise  der  Klage. 

In  dem  Fürstenbriefe  kann  man  nur  einen  Beweis  durch 
öffentliche  Urkunden  erblicken.  Ob  dagegen  die  Privat- 
urkunde als  ein  im  Gerichte  zulässiges  selbständiges  Be- 
weismittel angesehen  worden,  ist  eine  nach  dem  Sachsen- 
spiegel nicht  bestimmt  zu  entscheidende  Frage. 

In   den   märkischen   Quellen   kommen   Berufungen   auf 
Fürstenbriefe  ebenfalls  vor,  und  zwar  sowol  im  eigentlichen 
r  Lehensprocess   als   in   einem   Streite   um   ein   Grundstück, 

dessen  Natur  nicht  genauer  zu  erkennen  ist. 

Im  Jahre  1346  stritt  das  Stift  zu  Stendal  mit  einem 
Knappen  von  Klöden  wegen  eines  Gutes  zu  Byswede.    Das 
f  Stift  berief  sich  auf  Briefe  der  älteren  Markgrafen  Johann, 

Otto  und  Konrad  und  gelangte  damit  zum  Siege  (vgl.  oben 
\  g.  60,  S.  346).    Andere  Fälle,  in  denen  man  bei  Eigenthums- 

streit  sich  auf  Fürstenbriefe  berief,  sind  oben  §.  60,  S.  353 fif.; 
360f.,  3fö  erwähnt  worden. 

Man   dehnte  indessen  die  Zulassung  von   öffentlichen 

Urkunden  als  Beweismitteln  auch  auf  ändere,  mit  öffentlicher 

Glaub^rdigkeit  ausgestattete  Personen  aus.    In  dem  oben 

\  g.  60  S.  347,  Note  558  erwähnten  Streitfalle  beruft  sich  die 

*'  klagende  Partei  auf  eine  Urkunde  des  Bischofs  von  Havel- 

^  berg  Wedego.     Ihre  Beweiskraft  ist  darum  ohne  Zweifel, 

weil  der  Bischof,  der  sie  ausgestellt  hat,  bei  dem  Streite 

i'^  als  Partei  nicht  betheiligt  ist, 

^\  Anders   dagegen  wird  man  zu  urtheilen  haben,   wenn 

^  eine  zwar  mit  öffentlichem  Glauben  ausgestattete  Person  als 

'*  Partei  auftritt  und  in  eben  diesem  Streite  eine  von  ihr  aus- 

gestellte Urkunde  produciert  wird.    Ein  solcher  Fall  liegt 
^  '  vor  in  dem  oben  erörterten  Processe  vom  Jahre  1339.    Role 

'-'  von  Angermünde   klagt   gegen   die  Stadt  Prenzlau   wegen 

.,'  einer  Schuld,  sich  auf  einen  von  dem  Bathe  der  Stadt  an 

^'  seinen  Grossvater  ausgestellten  Schuldschein  berufend.    Hier 

\\  rechtfertigt  es  sich  die  in  Berufung  genommene  Urkunde, 

33* 
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obwol  der  Rath  einer  Stadt  als  eine  glaubwürdige  siegel- 
mässige  Person  gelten  muss,  als  eine  Privaturkundä  anzu- 
sehen. Denn  dieselbe  bezieht  sich  auf  die  eigenen  Ange- 
legenheiten der  ausstellenden  Person  selbst. 

Wenn  es  oben  g.  62  S.  385,  Note  594  im  berliner  Stadt- 
buch heisst,  dass  man  sich  auf  einen  „openbaren  besegelden 
briflf,  dar  eyn  man  in  schuldich  is  oder  loved"  berufen  dürfe, 
so  ist  nicht  recht  klar,  ob  eine  öffentliche  oder  eine  private 
Urkunde  gemeint  ist.  Dagegen  scheint  in  dem  g.  G2,  S.  386, 
Note  597  angeführten  Falle  von  den  Klägern  auf  einen  Privat- 
schuldschein des  Beklagten  Bezug  genommen  worden  zu  sein. 

Im  Ganzen  ist  von  dem  Beweise  mit  Privaturkunden 
im  märkischen  Processe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  ein 
grösserer  Gebranch  gemacht  worden  als  im  Sachsenspiegel. 

4/  öericlitszengniss  nnd  Notorietät. 

Es  ist  in  dem  sächsischen  Rechte  ein  unzweifelhafter 
Grundsatz,  dass  das  Gerichtszeugniss  das  wirksamste  Be- 
weismittel ist,  durch  welches  selbst  das  dem  Gegner  nach 
den  allgemeinen  Regeln  etwa  zustehende  Beweisrecht  aus- 
geschlossen wurde.  ^^^)  Das  Gerichtszeugniss  erscheint  in 
einer  doppelten  Form.  Als  Gerichtszeugniss  im  eigentlichen 
Sinne  und  als  leibliche  Beweisung.  Das  erstere  ist  die  Be- 
kundung eines  vor  Gericht  geschehenen  Factums  durch  den 
Richter  und  Schöffen,  das  letztere  ist  die  Herbeiziehuug  des 
Gerichts  um  von  irgend  einem  Zustande  Wahrnehmung  zu 
machen.  Beide  Formen  kommen  in  der  Mark  vor.  Ein  be- 
sonderer Fall  des  Gerichtszeugnisses  findet  sich  um  das 
Jahr  1482.  Richter  und  Schöffen  von  Treucnbrietzen  be- 
zeugen ein  von  ihnen  gefälltes  ürtheil  gewissen  Inhalts  vor 
den  kurfürstlichen  Räthen.^^O 

760)  Vergl.  statt  besonderer  Ausführungen  Homeyer,  Richtst.  Landr. 
S.  475—479  und  S.  503  ad  C. 

761)  Cf.  von  Baumer,  C.  D.  Br.  II.  S.  166,  No.  89  (1482  circa): 
Richter  und  scheppen  zu  der  trwen  Britzen  haben  gesaget,  wie  recht 
ist,  das  sie  ein  urteil  in  der  sach  geben  haben  inhalt  eins  tzetels  über 
antwert,  der  von  worde  tu  werde  also  in  holt.   Item  die  lippes  FrestoMn 
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Aus  der  unklar  gefassten  und  sprachlich  sehr  verderb- 
ten Urkunde  geht  doch  hervor,  dass  die  Richter  über  die 
fragliche  Thatsache  Zeugniss  ablegen,  denn  es  heisst  im 
Anfange: 
Richter  und  scheppen  zu  der  trwen  Britzen  haben  ge- 
sagt, wie  recht  ist  u.  s.  w. 
nur  nehmen  sie  in  ihrer  Aussage  auf  eine  Urkunde  Bezug 
(vörba:  Inhalts  eins  tzetels  über  antwert). 

Es  kommt  vor,  dass  zur  Ermittelung  gewisser  Pacta 
ein  Gericht  und  die  ganze  Gemeinde  des  betreflFenden  Ortes 
vernommen  werden.  Sofern  das  Verfahren  sich  auf  ausser- 
gerichtliche  Thatsachen  richtet,  ist  selbst,  das  Zeugniss  von 
Richter  und  Schöffen  nicht  als  ein  eigentliches  Gerichts- 
zeugniss  anzusehen,  sondern  nur  als  Bekundung  eines  zur 
Gerichtsnotorietät  gelangten  Umstandes.  Einen  Fall  dieser 
Art  bietet  eine  Urkunde  vom  Jahre  1502,  wo  es  sich  um 
die  eheliche  deutsche  Geburt  einer  Person  handelt  und  das 
Dorfgericht  und  die  ganze  Gemeinde  über  diesen  Punkt  ver- 
nommen werden.    Es  heisst  :''^^) 

So  als  wir  (Bischof  Dietrich  von  Lebus)  von  wegen  Burg- 
hart Czideler  von  Purstenwalde  angelangt  und  ersucht 
nach  fleisiger  erkundung  bey  unsern  underscssen  in  unserm 
dorff  Golszow  einer  ankunft  und  guter  geburt  Mertin 
Czidelers,  der  des  genanten  Burghard  Czideler  Vater  ge- 
west,  bekentnus  geben  mochten,  hyrufiF  und  derhalbe  der 
erbar  unser  hoptraan  zu  Lubus,  Hartman  von  Now  aus 
unserm  bevelh  und  ampts  halben  richter  schoppen  und 
gantze  gemeyn  zu  Golszow  hat  thun  versameln 

ist  gekamen  in  gehegte  dinge  und  hett  schult  gegeben  den  schomakern 
des  mandages  noch  Bartholomei,  so  sint  si  j^^cwest  in  gehegeden  dinge 
unnd  sind  fluchtig  geworden  und  ire  antwort  nicht  emborcht  hebben, 
nue  is  enn  richter  sein  gewedde  u.  s.  w.,  doch  sie  in  nicht  wissen,  das 
die  partei  zu  (sicl)  vorfront  sei,  der  richter  wer  darumb  nicht  ersucht 
die  partei  zu  vorfronen  zu  lassen,  das  urteil  sei  auch  allein  uff  eine 
clage  uff  screiben  lassen,  als  irs  gerichts  auch  landesgewonheit  und  recht 
sei,  nach  hab  auch  allen  in  iren  gcricht  gehalden,  wenn  sich  noth  sei 
zum  rechtem  dieselben  part  uff  enckendo  tag  und  tzeit  zum  gericht  zu 
verfroncn,  wer  auch  die  richter  darumb  ersucht,  er  wolt  did  Partei  ha- 
ben vorfronen  lassen. 

762)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XX.  S.  460,  No.  127  (1502). 
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und  nach  vleisiger  verhorung  erkundet,  das  die 

alle  eintrechtiglichen  und  iglicber  bey  gesworem  eyd,  den 

sie  zur  Scbeppenpanck  dem  gericht  und  der  herschaft  ge- 

than,  bekennt,  gesagt  und  nicht  anders  wissen,  das  etwan 

Jacob  Gzideler   ein  mitgesessener  zu  Qolsow,   frommes 

und  redliches  herkommens  mit  sambt  seiner  elichen  Frawn 

unvorrackter  eren  unvorsprochen  rechter  teutzer  art  on 

allen  tadel  in  rechtem  elichen  bette  geteilet  und  gebom 

haben  Mertin  Czideler,  der  darnach  ein  burger  zu  Forsten- 

wolde  gewest,  von  dem  Burghard  Czideler,  gegenwertiger 

Czeiger,  auch  wie  sie  nye  anders  erfarn  on  allen  tadel 

in  rechtem  ebette  ersprossen. 

Als  ein  eigentliches  Gerichtszeugniss  kann  man  diesen  Fall 

wol  deshalb  nicht  ansehen,  weil  ausser  dem  Gerichte  die 

Gemeinde  befragt  worden  ist,  mithin  die  volle  Beweiskraft 

des  Gerichtszeugnisses  nicht  zur  Geltung  kam. 

Wir  stehen  hier  schon  an  einem  Beispiele,  bei  welchem 
das  Gerichtszeugniss  übergeht  in  die  Constatierung  der  No- 
torietät  eines  Factum3.  Schon  die  oben  gegebene  Ent; 
Wickelung  der  handhaften  That  zeigt,  wie  der  deutsche 
Process  allmählich  sich  von  der  eigentlichen  Annahme,  dass 
die  handhafte  That  im  Gerichte  selbst  geschehen  sei,  ent- 
fernte und  die  blosse  unzweifelhafte  Erweisbarkeit  namentlich 
die  Notorietät  zur  voUen  Rechtswirkung  genügen  Hess  (vgl. 
oben  g.  65  S.  436--442). 

Geradezu  wird  die  Notorietät  anerkannt  und  mit  der 
Wirkung  ebenso  wie  das  Gerichtszeugniss  den  Unschuldseid 
auszuschliessen,  ausgestattet  im  Stadtrecht  von  Freienstein.'^^) 
Zum  Schluss  sei  noch  auf  eine  Stelle  des  berliner 
Stadtbucbes  hingewiesen,  in  der  entsprechend  den  Grund- 
sätzen des  Sachsenspiegels  das  Gerichtszeugniss  auch  durch 

763)  Cf.  Bieäel,  C.  D.  Br.  I.  H.  S.  262,  No.  2  (1287):  Jus  branden- 
bnrgense  obtinebit  civitas,  hac  solnm  excepto.  quod  si  aliquis  notorie 
excedens  aut  obligatns  notorie  debitis^  quod  foret  notorium  consulüms 
aut  scabinis  ant  aliis  probis  aut  idoneis  viris  et  yellet  absolvi  juramento 
Buo  prestito,  quod  id  facere  nequeat,  nisi  per  hoc  absolvi;  hoc  nobis 
cum  incole  civitatis  communiter  elegerunt. 


^. 
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den  Amtsnachfolger,  der  den  Act  selbst  nicht  gesehen  hat; 
zugelassen  wird.'®*) 

5.  GottesnrtheiL 

Von  allen  Gottesurtheüen  kommt  in  der  Mark  Branden- 
burg nnr  der  gerichtliche  Zweikampf  als  processualisohes 
Beweismittel  vor.  Dass  in  den  älteren  Zeiten  voi^dem 
Zweikampf  ein  häufiger  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  be- 
darf keiner  Erörterung.  Selbst  in  internationalen  Streitig- 
keiten, wo  von  .einem  eigentlichen  gerichtlichen  Verfahren 
keine  Bede  sein  konnte,  ist  der  Zweikampf  zwischen  zwei 
von  den  streitenden  Völkerschaften  ausgewählten  Kämpfern 
zum  Entscheidungsmittel  gewählt  worden. 

Wippo  berichtet,  dass  bei  einem  Streite  zwischen  .Sadi- 
sen  und  Slaven  der  König  Heinrich  einen  Zweikampf  angc: 
ordnet  habe,  in  welchem  der  Bepräsentant  der  Slaven 
siegte.''^*^^) 

Trotz  der  verbreiteten  Sitte  des  Zweikampfes  konnte 
man  bei  dem  gerichtlichen  Processe,  also  bei  Geltendmachung 
von  Bechten,  die  ein  Mitglied  des  Volkes  gegen  das  andere 
hatte,. nicht  im  Zweifel  über  die  precäre  Natur  dieses  Er- 
kenntnissmittels von  rechtlichen  Thatsacben  sein.  Dass 
unrichtige' Bechtssprüche  einer  Probe  folgen  würden^  deren 
Besultat  von  zufälligen  Umßtänden,  von  physischen  Eigen- 
schaften der  Kämpfer  abhieng,  konnte  auf  die  Dauer  nicht 
verkannt  werden.  In  jedem  Gottesurtheil  liegt  eine  Provo- 
cation  auf  die  unmittelbare  Einwirkung  Gottes.  Indem  man 
in  der  Mark,  so  weit  die  geschichtliche  Ueberlieferung  reicht, 
von  allen  in  der  deutschen  Bechtssitte  hergebrachten  Gottes- 
urtheüen seit  dem  10.  Jahrhundert  nur  noch  das  des  Zwei- 
kämpfes in  üebung  erhielt,  verrieth  man  die  Abneigung  die 
Entscheidung  eines  Bechtsstreites  von  der  Hoffnung  auf  die 

764)  Cf.  Fididn^  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  84:  Stervet  eyn  rich- 
ter,  wat  so  by  synen  tiden  geschin  is,  des  mut  syn  nakomeling  getugh 
wesen,  wen  he  met  schepen  getuge  der  warheit  geyn..  Gf«  Ssp.  HI.  2ö> 
§.  1.    Homeyer^  Richtst.  Landr.  S.  477. 

765)  Gf.  Pertz.  mon.  hist  germ.  Script.  XL  S.  271  cap.  33. 
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Wunder  wirkende  Kraft  (Lottes  abhängig  zu  machen.  Bd 
lag  nur  in  der  Consequenz  dieser  Anschauungsweise,  dans 
auch  das  Duell  als  Beweismittel  entweder  in  seiner  Anwen- 
dung eingeschränkt  oder  gänzliah  aufgehoben  wurde.  Schon 
seit  dem  13.  Jahrhundert  tritt  ein  solches  Bestreben  hervor, 
und  zwar  nicht  bloss  in  dei^  Mark  Brandenbürg/  sondern 
auch  in  anderen  Ländern  Niederdeutschlands.  In  der  west- 
fälischen Stadt  Medebach  scheint  das  DueH  zVar><noch  frii 
Jahre  1350  bestanden  zu  haben,  aber  auf  zwei  Filte  ^einge- 
schränkt  worden  zu  sein.''^)  ' 

In  Ratzeburg  ist  das  Duell  im  Jahre  J280  ausdrüiöklich 
aufgehoben  und  statt  dessen  ein  bestimmt  g^ordneter'BewißiR 
durch  Eid  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  angeordnet 
worden.''^'')  Es  ist  bemcrkenswerth,  dass  die  Aufhebung  des 
Duells  nach  den  Worten  der  Urkunde  als  Qutist.  fllr  die 
Eingesessenen  des  Landes  Batzebnrg  angesehen  wird,  dass 
also  jene  Massregel  auf  Antrag  der  Bevölkerung  selbst  ei*- 
folgte.  ' 

Auch  in  der  Mark  Brandenburg  ist  Von  dem  Markgrafen 
Otto  IV.  der  gerichtliche  Zweikampf  beseitigt  worden.  Die 
Glosse  zum  Sachsenspiegel  berichtet  es  mit  der  Angabe, 
dass  der  König  Albert  die  Verordnung  erlassen,  Otto  es  nur 
gerathen  habe  (vergl.  oben  g.  38  S.  122).  ' 

Die  Urkunde,  welche  diese  Anordnung  für  die  Miark 
Brandenburg  enthielt,  besitzen  wir  nickt.  Es  ist  anzunehmeo, 
dass  dieselbe  in  der  Mark  ebenso  wie  im  Lande  Batzebnrg 
im  Interesse  der  Bevölkerung  lag  und  dass  daher  dei*  Ver- 

'  t  ■      '      j 

766)  Of.  Seibertz,  Landes  und  Rechtsgesch.  We&tfalens  IIJ. 'S.i670, 
Note  50,  52. 

767)  Cf.  Westfalen,  monum.  ined.  U.  S.  2198,  No.  67  (1280);  auch 
meklenb.  Ürk.-B.  II.  S.  640,  No.  1550.  Nos  JohÄones  dei  gracia  Saxonie, 
Angarie,  Westfalie  dux  burgraviusqae  Magdeburgeüsifi  cobstare  ?olii- 
mus  universis  presentibus  et  futuris,  quod  dimisimus  integraliter  de 
canflictu  mve  duello,  quod  rulgariter  dtcitur  camp ,  quod  auelhim  per 
terminos  Raceburgenst's  territorii  in  communi  usu  sive  exercicio  habe- 
batur,  et  dedimus  tale  jus  univeräts  incolis  et  terngenis  ejusdem  terre^ 
quod  quicunque  pro  wlnere  fuerit  incnsatus  cum  homiDibus  mänsion^m 
habentibus  in  memoratis  terminis,  qui  sint  bone  fame  et  jure  buo  inde- 

i'ecti  talis  mcttercius  et  pro  bomicidio  metseptimiis  juramento  tactis  re- 
iquiis  se  expurget. 
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kehr  die  BeseitigsüDg  mms  Beweismittöls  foräerte,  das  dein 
physisch  Stärkeren  einßft  nogerechteß  VortheU  über  den 
Schwächeren  gab;  ;  .:  ;  ^ 


§.  69.  '  .     '.        :   r 

Von  der  Vertheilung  des  Beweises. 

Meiner!  oben  S.  337 ;  ansgeöprachen^h  Ansicht  getreij, 
beabsichtige  ich  nicht  eine  Theorie  älteren  märkiscU'en'Oder 
aächsiedben  Beweiscechtes  zu  geben;  Aber?  es  wird :  ^ich 
empfehlen  dasiVerliäUniss  der  erkennbaren  Gj^undsatze  im 
mäorhischen  Ver&hreh  eu  denen  des  sächsischen  Processus 
wenigstens,  im  Allgemeinen  in  einem  kleinen  Bilde  «uäammeft- 
zufassen.  • 

•  '  Auch  der  märkisdae  Pröcess  zeigt' die  Eigenthymljcbfceit 
des  deutschen  BewöSs Verfahrens,  dass  nicht  die  objective 
Wahrheit  der  Parteibiehauptüngen  dlirgethän  zxt  .  Werdeli 
braucht,  sondern  die  feierliche  Versicherung  der  Pattei 
selbst  über  die  Richtigkeit  ihrer  Angahen  genügte.  D^r 
Schwur  der  Partei  betraf  ebensowol  die  Bechtmässi^eit'des 
erhobenen  Anspruches  wie  die  Richtigkeit  der  angöfllhrtep 
Thatsache.  Mit  seiner  subjectiven  persönlichen  Gl^ul)- 
würdigkeit  trat  ä&r  freie  Mann  für  seine  Sache  ein,  er  ver- 
mied daher  den  objectiven  Nachweis  seiner  Behiäuptungeö, 
er  würde  es  als  eine  Herabsetzung  seiner  Bhrö  betrachtet 
haben,  hätte  man  unbekümn^rt  um  seine  eigenen  Anführungen 
und  um  seine  Bereitwilligkeit  dieselben  eidlich  zu  erhärten, 
eine  objective  Peststeflung  einer  streitigen  Thatsaöhe  an- 
geordnet. 

Auch  das  römische  Recht,  welches  die  Theorie  eines 
objectiven  Beweises  streitiger  Behauptungen  hat,  geht  im 
Grunde  von  der  Glaubwürdigkeit  jeder  Procesapartei  m&' 
Aber  weil  die  Angaben  der  streitenden  Theilö  differiere?, 
indem  der  Eine  behauptet,  der  Andere  aber  es  bestreitet, 
weil  also  das  Behaupten  des  Einen  an  sieb  ebenso  glaub- 
würdig ist  wie  das  Bestreiten  des  Anderen,  so  glaubt  der 
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Bichter,  der  eine  Entscheidung  treffen  soll,  keinem  von  Bei- 
den, sondern  recorriert  auf  ein  Drittes,  er  verlangt  einen 
objectiven  Nachweis.  Oerade  der  Anspruch  also  auf  Olanb- 
Würdigkeit,  weil  er  jeder  Partei  zusteht,  hebt  sich  gegen- 
seitig auf  und  führt  zu  dem  Grundsätze  der  Beweislast, 
welche  dem  Behauptenden  den  Nachweis  der  streitigen  That- 
sachen  auferlegt. 

Anders  dagegen  gestaltete  sich  der  Anspruch  auf  Glaub- 
würdigkeit, den  die  deutsche  Processpartei  erhob.  Obschon 
jeder  der  streitenden  Theile,  wenn  er  im  Vollbesitze  seiner 
bürgerlichen  Rechte  war,  verlangen  durfte,  dass  seinen  An- 
gaben Glauben  geschenkt  werde,  sp  suchte  man,  da  bei  der 
Divergenz  der  Parteianftthrungen  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  keine  Entscheidung  möglich  gewesen  wäre,  diese  aas 
allgemeinen  Gründen  vorhandene  Glaubwürdigkeit  durch 
concreto,  dem  zu  Grunde  liegenden  Sachverhältnisse  ent- 
nommene Gründe  zu  Gunsten  einer  Partei  zu  verstärken. 
Der  Streit  beider  Theile  drehte  sich  nunmehr  darum,  dass 
jeder  sich  als  den  Glaubwürdigeren  darzustellen  und  somit 
durch  eidliche  Erhärtung  der  eigenen  Behauptungen  zum 
Siege  zu  gelangen  suchte.  Beweisen  zu  dürfen,  und  zwar 
mit  Mitteln,  welche  nur  eine  subjective  Garantie  för  die 
Behauptungen  enthalten,  ist  das  Ziel,  welchem  jede  Partei 
zustrebt  und  das  sich  mit  dem  definitiven  Siege  in  der 
Sache  selbst  fast  völlig  identificiert. 

Der  Beweis  des  deutschen  Processes  behielt  daher  sei- 
nen einseitigen  Character,  er  schloss  jeden  Gegenbeweis  aus; 
weil  es  ein  Recht  war  zum  Beweise  zu  gelangen,  konnte 
man  eine  Erschütterung  dieses  Beweises  der  glaubwürdigeren 
Partei  selbst  durch  den  objectiven  Gegenbeweis  nicht  ge- 
statten.^«») 

Auch  in  der  Mark  Brandenburg  galt  dieser  Grundsatz 
und  eine  Abweichung  von  dem  Oharacter  des  sächsischen 
Processes  ist  nirgends  zu  erkennen.     Es  fragt  sich  aber, 

768)  Yergl.  über  das  Recht  zum  Beweise  und  den  Ausschluss  des 
Gegenbeweises  Homeyer,  Bichtst.  Landr.  S.  483  f.  Hänel,  Beweissystem 
des  Ssp.  S.  81  ff. 
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welche  Regeln  über  die  Zuerkennung  des  Beweises  galten, 
d»  h.  an  welchen  Oriterien  man  die  höhere  Glaubwürdigkeit 
eine  Partei  vor  der  anderen  erkannte. 

Dem  Zufalle  selbst  konnte  man  die  Entscheidung  hier- 
über nicht  überlassen,  Regeln  mussten  fest  beobachtet  wer- 
den, wenn  nicht  völlige  Rechtsunsicherheit  einreissen  sollte. 

Vermöge  einer  bei  allen  Völkern  lebendigen  Reohts- 
anschauung  wird  niemals  die  Unrechtmässigkeit  eines  be- 
stehenden Zustandes  vermuthet.  Da  der  Kläger  mit  seinem 
Antrage  die  Veränderung  vorhandener  Verhältnisse  zu  seinen 
Gunsten  will,  so  spricht  jene  Praesumtion  der  Rechtmäßsig- 
keit  in  der  Regel  zu  Gunsten  des  Beklagten,  der  im  Genüsse 
einer  bestimmten  Sache  oder  eines  Rechtes,  das  er  aufgeben 
soll,  erscheint.  Es  wird  aber  nach  den  Behauptungen  der 
Parteien  beurtheilt,  wer  im  Besitze  des  streitigen  Rechtes 
sich  befindet,  und  das  Streben  eines  jeden  der  streitenden 
Theile  kann  dahin  gerichtet  sein  sich  als  denjenigen  darzu- 
stellen, der  in  der  Vertheidigung  sei  und  den  aus  der  Prä- 
sumtion für  die  Rechtmässigkeit  seines  juristischen  Besitz- 
standes hervorgehenden  Beweisvorzug  in  Anspruch  nehmen 
dürfe.  Wenn  daher  auch  in  vielen  Fällen  der  Beklagte  eines 
Beweisvorzuges  genoss,''^*)  so  konnte  doch  auch  der  Kläger 
durch  seine  Behauptungen  die  Rolle  des  Vertheidigers  und 
das  daraus  hervorgehende  Beweisrecht  erlangen.  Wenn  der 
Kläger  eine  G^were  an  der  Sache  behauptet,  deren  Bigen- 
thum  er  geltend  macht,  und  der  Beklagte  sich  auf  die  Be- 
streitung der  klägerischen  Behauptungen  einschränkt,  so  ist 
lener  in  der  Vertheidigung  und  gelangt  eher  zum  Eide  über 
seinen  Anspruch. 

Wenn  es  daher  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in 
der  Hand  jedes  streitenden  Theiles  liegt  sich  als*  den  Ver- 
theidiger  darzustellen  und  seinen  Gegner  als  den  Angreifer, 
so  sollen  doch  die  Parteibehauptungen  den  Anschein  der 

769)  Gf.  Glosse  zu  Ssp.  I.  15:  Sassenrecht  gelovet  bat  dem  ant- 
werder  und  einer  bewisinge.  —  Richtst.  Landr.  cap.  4:  Tom  tenden 
sprek  du  jo  lever  des  antwerders  wort  wen  des  clegers,  wen  deme 
manne  is  beter  tu  helpende^  dat  he  untga^  wen  men  des  gehelpeu  niach, 
dat  he  enen  anderen  averga. 
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Offenheit,  der  Bückhaltlosigkeit  und  der  YoUstäudigkeit  ge- 
währen. Der  vertheidigt  sich  nicht  gehörig,  der  wichtige 
Thatsachen  zu  verschweigen  scheint,  oder  eine  Unwissenheit 
über  dieselben  an  den  Tag  legt,  die  seiner  Zuverlässigkeit 
in  richterlichen  Angelegenheiten  Eintrag  thut. 

Die  vorerörterten  Fälle  der  märkischen  Quellen  geben 
dem  Vertheidiger  in  folgender  Weise  den  Vorzug. 

Bei  einer  Klage  wegen  civiler  persönlicher  Schuld  wird 
der  Beklagte,  der  die  Thatsache,  aus  der  die  Schuld  ent- 
springen soll,  ableugnet,  eher  zum  Eide  gelassen  als  der 
Kläger.  Der  Schuldner,  welcher  von  dem  Gläubiger  auf 
ein  dare,  facero,  praestare  belangt  wird,  ist  in  der  Ver- 
theidigung,  wenn  er  das  fundamentum  ex  quo  in  Abrede 
stellt.'^''*')  Seine  bis  dahin  uneingeschränkte  Handlungsfrei- 
heit, sein  unangetasteter  Verraögenszustand  wird  durch  das 
Ablei^gnen  des  Klagegrundes  aufrecht  erhalten. 

In  den  märkischen  Quellen  findet  sich  nur  insofern  eine 
Bigenthümlichkeit,  als  der  Beklagte  nicht  immer  mit  seinem 
alleinigen  Eii^e  zum  Abschwören  des  Klagegrundes  verstattet 
wurde,  sondern  mit  Eldeshelferir  (vergl.  oben  S.  382  ff,). 

Wenn  gegen  den  Beklagten  eine  Klage  auf  Strafe  an 
Leben,  Ehre,  Freiheit  oder  Vermögen  gerichtet  wurde,  so 
vertheidigte  er  auch  hier,  indem  er  die  verbrecherische 
Handlung  selbst  ableugnete,  seine  rechtliche  Integrität  und 
gelangte  eher  zum  Eide  als  der  Kläger.'''^)  In  der  Mark 
Brandenburg  scheint  man  indessen  schwereriß  Criminalanklagen 
als  einen  zu  wichtigen  Gegenstand  angesehen  zu  haben,  um 
den  Beklagten  mit.  seinem  alleinigen  Eide  sich  loschwören 
zu  lassen.  Man  begehrte  entweder  Eid  mit  Eideshelfem 
oder  selbst  Zeugniss.  der  Nachbaren  (vergl,  oben  S.  424  ff.). 
Es  wirft  ein  Licht  auf  die  allgemeinen  sittlichen  Zustände 
der  Mark,  wenn  man  äussere  Qarantieen  für  die  Glaub- 
würdigkeit eines  an  Hals  und  Hand  beklagten  vollberech- 

770)  Vergl.  Ilomeyer,  Bichtst.  Landr.  S.  487.  Hänel,  Beweissyst. 
S.  96fif.    Planck,  in  Z.  f.  d.  Recht  X.  S.  239  ff. 

.     771)  Vergl.  Ilomeyer,  Bichtst.  Landr.  S.  489.    Planck,  in  Zeitachr. 
f.  d.  Becht  X.  .S.  292-297. 
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tigt<3n  Bürgers  suchen  raasste.    Dennoch  hat  man  den  Gründ- 
satz des  sächsischen  Rechtes,  dass  der  Beklagte,  der  sich 
seiner  Ehre,  seines '  persönlichen  Rechtes  wehre,  zum  Be- • 
weise  näher  sei,  nicht  principiell  verlassen.  ' 

Fordert  der  Kläger  vom  Beklagten  eine  speciellc  Sache, 
die  dieser  Letztere  innc  hat,  so  kann  dieser  entweder  ein  ding- 
liches Recht  an  der  Sache  geltend  machen  oder  einen  per- 
sönlichen obligatorischen  Anspruch  auf  Herausgabo  der 
Sache.  Mit  Beziehung  auf  das  etwa  vom  Kläger  in  Anspruch 
genoinmene  Bigenthum,  Servitutrecht  oder  sonst  eine  ding- 
liche Befugniss  darf  der  Beklagte  sich  nicht  damit  begnügen 
die  vom  Kläger  geltend  gemachten  Titel  seines  Anspruches 
abzuleugnen.  Man  würde  darin  eine  so  unvollständige  Dar- 
legung des  Sachverhältnisses  erblickt  haben,  dass  die  Glaub- 
würdigkeit des  in  der  Vertheidigung  befindlichen  Beklagten 
dadurch  erschüttert  worden  sein  würde.  Wenn  der  im  Be- 
sitz der  geforderton  Sache  befindliche  Beklagte  die  Heraus- 
gabe verweigerte,  so  musste  er  über  sein  Recht  die  Sache 
ungehindert  fortbesitzen  zu  dürfen,  Aufschluss  geben.  Man 
durfte  von  jedem  ordentlicben  Hausvater  erwarten,  dass  er 
über  das  Recht,  dass  er  an  der  speciellen  Sache  hatte,  nicht 
im  Zweifel  war,  dass  er  also  den  Erwerb  und  den  Grund 
seines  Besitzes  wusste.  Das  Natürlichste  war,  da  er  ein 
Recht  an  der  Sache  in  Anspruch  nahm  und  diese  selbst 
inne  hielt,  dass  er  sich  eine  Gewere  an  derselben  zuschrieb. 
Es  ist  fast  undenkbar,  dass  Jemand  eine  Sache  besitzt  und 
sich  ein  Recht  zum  Portbesitze  zuspricht,  ohne  eine  Gewere 
im  Sinne  der  älteren  deutschen  Rechtsquellen  für  sich  gel- 
tend machen  zu  können.  Selbst  wenn  er  die  Sache  nicht 
gerade  körperlich  inne  hatte,  aber  zu  derselben  in  einem 
gegenwärtigen  juristischen  Verhältnisse  stand,  z.  B.  durch 
Bezug  von  Nutzungen  derselben,  würde  eine  Gewere  für 
ihn  noch  anzuerkennen  gewesen  sein. 

Als  die  normale  Vertheidigung  sehen  es  daher  die 
Reohtsquellen  an,  dass  man  eine  Gewere  an  der  Sache  sich 
zuschreibe  und  den  Titel,  aus  dem  dieselbe  oAt^tanden,  an- 
gebe.   Dies  sichert  ihm  den  Beweisvorzug,  selbst  wenn  die 
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Gewöre  keine  rechte  von  Jahr  und  Tag,  sondern  nnr  eine 
einfache  war."'")  Die  märkischen  Quellen  ergeben  hieför 
in  Beziehung  auf  unbewegliche  Sachen  eiuB  Bestätigung 
(vergl.  oben  S.  353  bis  361).  Dass  dasselbe  nach  dem 
Biehtsteig  Landrechts  auch  für  bewegliche  Sachen  gegolten, 
zeigt  Homeyer  a.  a.  0.  S.  495. 

Mit  Nothwendigkeit  war  freilich  bei  Behauptung  einer 
Qewere  der  Sieg  nicht  in  di^  Hand  des  Besitzers  der  Sache 
gelegt.  Denn  der  Kläger  konnte  ebenfalls  eine  Gewere  an 
der  Sache  in  Anspruch  nehmen  und  in  diesem  Falle  ergab 
sich  aus  dem  Gesichtspunkte,  dass  der  Yertheidiger  den 
Beweisvorzug  habe,  für  keinen  von  beiden  Thellen  ein  Ent- 
scheidungsmoment.  Es  konnte  aber  auch  geschehen,  dass 
der  Beklagte,  der  die  geforderte  Sache  innehielt,  das  ding- 
liche Recht  des  Klägers  an  derselben  anerkannte,  aber  auf 
Grund  eines  obligatorischen  Vertrages  einen  Anspruch  die- 
selbe noch  dauernd  besitzen  zu  dürfen,  geltend  machte,  z.  B. 
er  behauptet  die  Sache  auf  eine  Zeit  geliehen  erhalten  zu 
haben,  die  noch  nicht  abgelaufen  ist.  Hier  kann  der  Be- 
klagte eine  Gewere  an  der  Sache  kaum  in  Anspruch  neh- 
men. Hat  der  Kläger  eine  solche  behauptet,  so  würde  er 
schon  aus  diesem  Gesichtspunkte  zum  Beweise  gelangen. 
Nicht  minder  aber  auch,  wenn  er  eine  Gewere  nicht  in  An- 
spruch genommen,  weil  der  Beklagte  das  principaliter  in 
litem  deducierte  Recht  anerkannt  und  seinestheils  nur  die 
persönliche  Zumuthung  stellt  die  Sache  noch  behalten  zu 
dürfen,  einen  Anspruch,  dem  gegenüber  der  Kläger  in  der 

772)  Yergl.  Homeyer,  Richtst.  Landr.  S.  494,  Planck,  in  Zeitscbr. 
f.  deutsch.  Recht  X.  S.  278ff..  284ff.  Häneh  Beweissystem  S.  144ff.  le^ 
beim  diti|liclien  Streit  um  bewegliche  Sachen  kein  Gewicht  auf  die 
Gewere  als  Moment  der  Bewei&yertheilang.  Deutlich  thiin  dies  jedoch 
die  von  Hänel  selbst  S.  149  angefahrten  Stellen.  Für  unbewegliche 
Sachen  erkennt  Hänel  S.  163  die  Bedeutung  der  Gewere  an.  Von  Bär^ 
Beweisurtheil  S.  130  ff.  legt  ebenfalls  kein  principielles  Gewicht  auf  die 
Behauptonff  der  Gewere  als  dem  Zeichen  einer  vollständigen  Vertheidi- 
gung,  sondern  darauf,  dass  der  Beklagte  speciell  den  Erwerbsgrund 
seines  Eigeathums  oder  eines  Rechtes  behaupte.  Die  Gewere  enthalte 
nur  eine  mehr  oder  minder  starke  Praesumtion  des  Eigenthomes.und 
komme  nur  in  Betracht,  in  so  fem  sie  dem  Besitzer  den  Anschein  des 
EigenUiums  verschaffe. 
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Yertheidigung  ist  und  dessen  es  sieh  also  mit  seinem  Eide 
wehren  daxf.''^^^) 

Nach  dem  Bisherigen  kann,  es  bei  allen  Arten  von  Kla* 
gen  geschehen,  dass  keine  von  beiden  Parteien  in  der  Stel- 
lang des  Vertheidigers  steht,  oder  auf  der  anderen  Seite, 
dass  jeder  von  beiden  Theilen  sich  die  Rolle  des  Verthei- 
digers zuschreibt.  Alsdann  tritt  ein  anderer  Gedichtspunkt 
für  diie  Zuerkennung  des  Beweisrechtes  bevor.  Den  Vor- 
zug gröflserer  Glaubwürdigkeit  hat  der,  welcher  das  ein- 
fachere natürlichere  Eechtsverhältniss  für  sich  geltend  ma- 
chen kann.  Wer  Eigenthum  an  einer  Sache  behauptet  und 
aus  diesem  Titel,  allein  den  Anspruch  auf  den  Besitz  der 
selben  herleitet,  hat  eine  einfachere  Rechtsgrundlage,  als 
wer  sich  auf  Lehen  stützt.  Die  märkischen  Quellen  zeigen 
vielfach  den  Vorzug  des  Eigen  vor  dem  Lehen,  wenn  nicht 
die  Gewere  zu  Gunsten  eines  von  beiden  Theilen  stritt 
(vergl.  oben  S  361,  362).  Bin  anderer  Fall  d«s  sächsischen 
Rechtes,  der  Vorzug  des  Erbeigen  s  vor  dem  gekauften  Eigen 
l^st  sich  auf  dieselbe  Anschauung  zurückführen;  indessen 
die  märkischen  Quellen  ergeben  eine  besondere  Bestätigung 
desselben  nicht. 

Die  bidier  erörterten  beiden  Regeln:  Beweisvorzug  der 
Vertheidigung  und  Beweisvorzug  des  einfacheren  und  da- 
durch stärkeren  Rechtes,  werden  noch  durch  einen  dritten 
Gesichtspunkt  in  ihrer  Anwtodung  alteriert,  nämlich  durch 
den  Verdacht  geringerer  Glaubwürdigkeit,  in  den  die  Partei 
durch  ihr  Benehmen  vor  oder  während  des  Processes  gerathen 
konnte.  Wenn  z.  B.  ein  des  Todtschlages  Angeklagter  ein- 
wendete, er  habe  aus  Nothwehr  getödtet,  so  würde  er,  da 
er  sich  seines  Rechtes  wehrt,  zum  Beweise  gelangen,  nur 
dass  er  wegen  der  positiven  Behauptung,  die  er  mit  dem 
Leugnen  der  Anklage  verbindet,  nicht  allein,  sondern  mit 
Eideshelfern  schwören  mass.  Um  indessen  in  Beziehung 
auf  seinen  Einwand  der  Nothwehr  glaubwürdig  zu  bleiben, 
muss  er  gleich  nach  der  That  sich  so  benommen  haben,  wie 

773)   In  den  bisher  bekannten  Zeugnisien  der  Quellen  ist  dieser 
Fall  nicht  besonders  entAchieden. 
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68  einem  Menschen  ziemt,  der  einer  verbrecherisehen  Hand- 
lung sich  nicht  bewasst  ist.  Er  soll  den  Todtschlag  aus 
freien  Stücken  dem  Gerichte  anzeigen.  Hat  er  es  unter- 
lassen, so  verliert  er  das  Beweismittel  des  Eides  mit  6c- 
zeugen  und  muss  zum  Gottesurtheil  durch  Zweikampf  schrei- 
ten (vorgl.  S.  428  g.  65): 

Auf  ebendenselben  Gredanken  lässt  sieh  auch  der  oben 
§.61  S.  368  ff.  erörterte  Fall  der  magdeburg'stendsaer^  Schöffen- 
sprüche zurückfuhren,  wo  der  Schulze,  der  eine  Sache  als 
herrenloses  Gut  anspricht,  dem  Gläubiger  gegenüber,  der 
sich  pfandweise  an  die  Sache  halten  will,  zurückgewiesen 
wird,  weil  er  selbst  die  Pfändung  des  Gläubigers  vorher 
bewirkt  hatte  und  durch  seine  Klage  mit  seiner  früheren 
Handlung  in  Widerspruch  gerieth  (vergl.  namentlich  oben 
S.  371), 

Zuleitet  endlich  kann  eine  Partei  ihre  höhere  Glaub- 
würdigkeit während  des  Processes  selbst  dadurch  darthun, 
dass  sie  einen  wirklich  objectiven  unzweifelhaften  Nachweis 
ihrer  Beha/uptungen  zu  erbringen  sich  erbietet.  Dieser 
Gründsatz  hat  nicht  zu  nUen  Zeiten  mü  gleicher  Stärke  ge- 
golten, er  ist  erst  in  der  späteren  Entwickelung  des  deut- 
schen Processes  zu  allgemeinerer  Geltung  gelangt.  Ho- 
meyer"*)  hat  die  ursprüngliche  Verschiedenheit  von  Zeugen 
und  Eidesfaelfem  und  das  Besteben  beider  Beweismittel  be- 
reits in  dep  Yolksrechten  neben  einander  nachgewiesen. 
Schon  der  alte  Process  der  Yolksrechte  zeigt,  dass  man 
durch  Anbieten  eines  Zeugenbeweises  den  Gegiier  von  dem 
Eide  mit  Eideshelfem  abschneiden  konnte.^'^)   Es  ist  hierin 

774)  Richtst.  Landr.  S.  462fir. 

775)  Vergl.  Siegel,  Geschichte  des  altdeutschen  Gerichtsverfahrens  I. 
S.  172ff;f  namentlich  lex  Bajuvar.  XYII.  §.  2  (Pertz,  Leges  III.  S.  a2&f.: 
Si  autem  suum  voluerit  vindicare  illum  agram  aut  pratum  vel  exaratum 
Tel  unde  illa  conteniio  est,  taliter  vindicet.  Juret  cum  6  sacramentales 
et  dicat:  üt  ego  in  tua  opera  priore  n^n  invasi  contra  legem,  nee  cum 
6  soUdis.  conponere  d^beo  nee  exire,  quia  inea  opera  et  labor  prior  hie 
est  quam  tuus.  Tunc  diqat  ille,  qui  quaerit;  Ego  habeo  testes,  qui  hoc 
iäcinnt,  qnod  labot^s  de  isto  agro  semper  ego  tuli  n^nine  contradicente, 
exaravi.  mundavi,  possessi  usque  hodie  et  pater  meus  reliquid  mihi  in 
posBiftssione  snaL'  Ille  homo,  qui  testijfix^are  vohieiit,  eonmarcanus  ejus 
debet    esse  et  debet  habere  6  solidorum  pecunia  et  similem  agram. 
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eine  Neigung  des  deutschen  Processes  zum  Princip  des  ob- 
iectiven  Nachweises  streitiger  Thatsachen  zu  erblicken,  das 
zwar  nicht  schlechthin  adoptiert  worden  istj  aber  doch  den 
Vorzug  erhielt,  wenn  es  durch  eine  Partei  selbst  freiwillig 
angeboten  wurde.  In  dem  Processrechte  des  Sachsenspiegels 
und  verwandter  Rechtsbücher  wird  dieses  Princip  in  einer 
Beziehung  anerkannt.  Wer  sich  auf  Gerichtszeugniss  be- 
ruft, wird  unter  allen  Umständen  eher  zum  Beweise  gelassen 
als  der  Gegner.''''®)  Der  spätere  Gerichtsgebrauch  dehnte 
jenen  Vorzug  im  Beweise  auf  andere,  objectiven  Nach- 
weis herstellende  Beweismittel  aus.  Das  berliner  Stadtbuch 
gibt  der  Partei  den  Beweisvorzug,  welche  bei  einem  An- 
sprüche aus  einem  Vertrage  sich  eher  auf  die  zugezogenen 
Weinkaufsleute  oder  auf  etwa  ausgestellte  Urkunden  bezieht, 
als  welche  nach  den  allgemeinen  Beweisregeln  sich  zum  Eide 
verstattet  zu  sehen  wünscht  (vergl.  oben  g.  62  S.  384).  Der 
Einfluss  des  magdeburgischen  Rechtes  ist  bei  diesen  Er- 
scheinungen wol  kaum  zu  verkennen. 

Nach  dem  Bisherigen  ist  deutlich ,  dass  bei  Ver- 
theilung  des  Beweisrechtes  an  eine  Partei  stets  die  Glaub- 
würdigkeit derselben  nach  den"  aus  dem  Sachverhältnisse 
selbst  hervorgehenden  Gründen  das  Massgebende  war.  Bei 
gleicher  allgemeiner  Rechtsstellung  der  Parteien  erschien  als 
glaubwürdiger : 

1.  der  Vertheidiger. 

2.  Wer  seinen  Anspruch  auf  ein  ursprünglicheres  ein- 
facheres und  darum  stärkeres  Rechtsverhältniss 
gründete. 

3.  Wer  vor  oder  bei  Anstellung  der  Klage  eine  solche 
Correctheit  des  Benehmens  innegehalten  hat,  dass 
man  auch  im  Processe  selbst  ihm  höheren  Glauben 
beimessen  konnte. 

Tunc  ille  juret  testis  taliter:  Quia  ego  hoc  meis  awribm  audivi  et  oculis 
meis  vidi,  quod  istius  hominis  prior  opera  fuit  in  istö  agro  quam  tua 
et  labores  fructuum  ille  tulit.    Post  sacramentum  reddat  agrum, 

776)  Vergl.  Homeyer,  Kichtst.  Landr.  S.  503.    FlancTc,  in  Zeitscbr. 
für  deutsches  Recht  X.  S.  224  ff. 
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4.  Wer  durch  Anbieten  eines  objectiven  Nachweises 
die  Garantie  seiner  Aufrichtigkeit  gab.  x 

Mit  diesen  vier  Sätzen  ist  eine  Beweistheorie  noch 
keineswegs  festgestellt.  Es  kommt  auf  das  Verhältniss  die- 
ser vier  Sätze  zu  einander  an.  Gerade  hierüber  fehlt  es 
aber  sowol  im  sächsischen  wie  im  märkischen  Rechte  an 
einem  hinlänglich  reichen  casuistischen  Materiale  und  es  wird 
der  Zukunft  vorbehalten  bleiben  müssen  in  dieser  Hinsicht 
Genaueres  festzustellen.  Gewiss  aber  war  in  vielen  schwie- 
rigen Fällen  der  Willkür  des  Gerichtes ,  der  Neigung  zu 
particulai'cn  Besonderheiten  ein  grosser  Spielraum  gegeben 
und  es  wird  meines  Bedünkens  vielleicht  niemals  völlig  ge- 
lingen  ganz  feste  Principien  über  die  Anwendung  der  ange- 
gebenen vier  Gesichtspunkte  für  den  Beweisvorzug  darzu- 
thun. 

Ein  hervortretender  Punkt,  in  welchem  die  willkürliche 
Auffassung  localer  Rechte  sich  geltend  machte,  war  nament- 
lich der  Unterschied,  ob  der  Eid  allein  oder  mit  Eideshelfern 
geleistet  werden  solle.  Eine  absolute  feste  objective  Norm 
wird  man  kaum  hierüber  feststellen  können,  denn  in  der 
That  ist  die  Entscheidung  hierüber  nur  nach  subjectivem, 
mehr  oder  weniger  willkürlichem  Ermessen  möglich.  Im 
sächsischen  Rechte  hat  bei  persönlichen  obligatorischen  An- 
sprüchen und  bei  Criminalanklagen  der  Beklagte  das  Recht 
des  alleinigen  Unschuldseides.  In  der  Mark  Brandenburg 
muss  er  bei  Forderungen  über  8  Schillinge  und  bei  schwe- 
reren  Criminalanklagen  sich  mit  Eideshelfern  reinigen.  Im 
sächsischen  Rechte  wird  bei  Obligationen  der  Zahlungsein- 
wand vom  Beklagten  sclbdritt  erwiesen,  in  der  Mark  Bran- 
denburg soll  es  selbsiebent  geschehen  (vgl.  oben  §.  62  S.  386). 
Selbst  innerhalb  de^  sächsischen  Rechtes  ist  nicht  immer 
über  die  Zulassung  des  Eineides  und  des  Eides  mit  Gezeu- 
gen  consequent  derselbe  Grundsatz  festgehalten  worden. 
Gewiss  ist  im  Allgemeinen  Homeyers  Behauptung  richtig, 
dass,  wenn  der  Beklagte  mit  seinem  Leugnen  eine  positive 
Behauptung  verband,   Eideshelfer  zu   seinem  Eide  hinzuge- 
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zogen  werden  mussten.'^'^'^)  Dennoch  soll  selbst  nach  säch- 
sischem und  märkischem  Rechte  der  beklagte  Depositar 
einer  Sache  den  casuellen  Untergang  derselben  allein  be- 
schwören und  sich  so  von  jedem  Ansprüche  befreien  dürfen 
(vergl.  oben  §.  62  S.  388).  Es  scheint,  dass  der  Depositar 
als  eine  so  vertrauenswürdige  Person  angesehen  wurde,  dass 
man  ausnahmsweise  seiner  alleinigen  eidlichen  Versicherung 
Glauben  schenkte,  wo  unter  anderen  Verhältnissen  eine  Ga- 
rantie durch  Eideshelfer  erfordert  worden  wäre. 


XIX.   C^PITEL, 

VON  DEN  RECHTSMITTELN  IN  DER  MARK 
BRANDENBÜRG. 


§.70. 
Der  Rechtszug  auf  dem  Lande. 

Der  Sachsenspiegel  handelt  in  Buch  IL  art.  12  vom 
Schelten  des  ürtheils.  Er  nimmt  dabei  auf  die  Besonder- 
heiten der  Mark  Brandenburg  Rücksicht.  Genauer  handelt 
vom  märkischen  Rechtszuge  der  Richtsteig  Landrechts  c.  50 
und  das  berliner  Stadtbuch,  beide  im  Wesentlichen  mit  ein- 
ander übereinstimmend. 

Obwol  es  im  älteren  deutschen  Rechte  keine  eigentliche 
Appellation  gab,  so  war  doch  im  ürtheilschelten  ein  Mittel 
von  ähnlichem  EflFecte  vorhanden.  Die  Berufung  an  den 
höheren  Richter,  in  letzter  Linie  also  an  den  deutschen  König 
stand  jedem  frei.  Eine  besondere  Stellung  nahm  dabei  der 
freie  Sachse  ein.    Er  hatte  nach  Ssp.  IL  12.  g.  8  das  Recht 

777)  Richtst.  Landr.  S.  489. 
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statt  das  gefällte  ürtheil  in  gewöhnlicher  Weise  zu  scheltep, 
das  Urtheil  an  seine  vordere  Hand  zu  ziehen,  d.  h.  mit  6 
anderen  Genossen  gegen  7  Vertheidiger  des  gesprochenen 
Urtheils  zu  fechten  und  im  Falle  des  Sieges  seine  Bechts- 
meinung  an  die  Stelle  des  angefochtenen  Erkenntnisses  zu 
setzen.  In  der  Mark  Brandenburg  war  man  dem  Beweis- 
mittel des  Oottesurtheils  zu  wenig  geneigt,  um  von  dieser 
Anfechtung  des  Urtheils  mit  Kampf  von  sieben  gegen  sieben 
häufigen  Qebrauch  zu  machen.  Man  zog  ein  ordentliches 
Verfahren  des  Rechtszuges  vor  und  nur  wenn  von  der  ober- 
sten märkischen  Instanz  der  markgräflichen  Kammer  die  Be- 
rufung an  das  Reich  ergieng,  trat  das  Recht  des  freien  Sach- 
sen den  Streit  an  die  mehrere  Menge  zu  ziehen ,  auch  für 
die  märkische  Partei  ein. 

Das  Berufungsverfahren  in  den  märkischen  Landgerich- 
ten wird  vom  Richtsteig  Landrechts  in  folgender  Weise  dar- 
gestellt. 

Voran  steht  als  Summe  der  Abweichungen  in  der  Mark 
von  dem  Berufungsverfahren  im  Reiche:  dass  der  Nicht- 
schöflfenbare,  welcher  ein  bestimmtes  Urtheil  schelten  will, 
nicht  den  Stuhl  des  Schöffen,  der  das  vermeintlich  unrich- 
tige ürtheil  fand,  zu  erbitten  braucht,  sondern  wie  jeder 
schöflFenbare  vollberechtigte  Mann  stehend  das  Schelten  des 
Urtheils  aussprechen  darf;''®)  dass  ferner  jedermann  Bote 
sein  darf,  um  das  Urtheil  vor  den  höheren  Richter  zu  brin- 
gen, und  dass  endlich  die  Berufung  nicht  sogleich  an  den 
König  ergehen  darf.    Zwar  hinsichtlich  des  letzten  Punktes 

778)  Richtst.  Landr.  c.  60  8. 1:  Scilstu  en  ordel  in  der  marke,  so 
du,  als  hir  vor  geleret  is,  mar  des,  dat  du  nicht  dorvest  des  stules  bid- 
den  unde  des,  dat  en  islik  bedder?e  man  mach  bode  sin  unde  oc  des, 
daj;  wem  it  seilt,  nicht  darf  tu  hant  vor  den  koning  tien,  wene  tut  is  in 
eine  hogere  dingstat.  8sp.  IL  12.  §.  13:  Stande  sal  man  ordel  scelden. 
Siftene  sal  man  ordele  vinden  under  koninges  banne,  manlik  up  sime 
stall  Die  aver  to  den  benken  nicht  geboren  is,  de  sal  des  sttües  bid- 
den  mit  ordelen  en  ander  ordel  to  vindene.  So  sal  ime  jene  den  stol 
rumen,  die't  erste  ordel  vant.  —  Das  berliner  Stadtbuch  widerspricht 
dem  Richtsteig,  indem  es  gerade  in  der  Mark  Brandenburg  die  Sitte 
des  Erbitten  des  Stuhles  beim  Urtheilschelten  erwähnt.  Gf.  Fidicin, 
Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  163:  Scheidet  jm&n  eyn  ordel  in  der  marke, 
so  du  alse  hir  geschreven  is.  Des  stules  hidde  he^  wen  Bittende  sal  man 
jo  ordel  geven  und  stände  scheiden. 
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scheint  auch  nach  reinem  sächsischen  Rechte  kaum  die  Be- 
ruftmg  sogleich  an  den  deutschen  König  ergangen  zu  sein. 
Denn  es  heisst»in  Ssp.  IL  12.  §.4: 

Schilt  man  en  ordel,  des  sal  man  tien  an  den  hogesten 

richtere  unde  to  lest  vor  den  koning. 
Der  höchste  Richter,  an  den  die  Berufung  zunächst  ergeht, 
ist  wol  der  höchste  Landrichter,  also  vielleicht  der  Landes- 
herr. Nur  wenn  ein  Sachse  das  TJrtheil  eines  Schwaben 
oder  umgekehrt,  zu  schelten  hatte,  so  gieng  der  Rechtszug, 
wie  es  scheint,  sogleich  an  den  König.'^®)  Wenn  also  zwi- 
schen dem  märkischen  und  dem  sächsischen  Berufungsver- 
fahren ein  Unterschied  hervorgehoben  wird,  so  scheint  er 
in  der  Mark  in  der  Mehrheit  der  Zwischeninstanzen  bestan- 
den zu  haben,  bevor  die  Sache  an  den  Markgrafen  selbst 
gelangte,  ferner  darin,  dass  niemals  an  den  König  direct 
Berufung  eingelegt  wurde,  weil  in  der  Mark  wol  kaum 
Schwaben  über  Sachsen  (Markbewohner)  ürtheil  gefunden 
haben  werden. 

Der  Instanzenzug,  welchen  der  Richtsteig  Landrechts 
als  Eigenthümlichkeit  der  Mark  beschreibt,  galt  nicht  in 
allen  Theilen  derselben,  sondern  nach  dem  Ausdrucke  des 
Richtsteigs  nur  in  der  „neuen  Mark".  Ueber  den  Rechts- 
zug in  der  Altmark  auf  dem  linken  Ufer  der  Elbe  wissen 
wir  nichts  Genaueres.  Das  berliner  Stadtbuch  spricht  zwar, 
in  dem  es  vom  Urtheilschelten  handelt,  von  der  Mark  Bran- 
denburg ganz  allgemein,  so  dass  man  auch  die  Altmark  als 
mit  einbegriffen  denken  könnte.  Allein  der  ältere  und  für 
dieses  Verfahren  glaubwürdigere  Richtsteig  Landrechts  be- 
zieht an  der  entsprechenden  Stelle  jene  märkischen  Eigen- 
thümlichkeiten  des  Urtheilscheltens  nur  auf  die  neue  Mark,*^®^) 

779)  Cf.  Ssp.  II.  12.  §.  12:  Schilt  en  sua?e  enes  sassen  ordel  oder 
en  sasse  jenes,  dat  muten  sie  vor  me  koninge  hesceden,  alse  hirvor  ge- 
redet is.  —  Auch  Eomeyer,  Eichtst  Landr.  S.  509  meint,  dass  der  Sachse 
von  dem  ürtheil  eines  Schwaben  sich  ohne  Zwischeninstanz  an  den 
König  ziehen  durfte. 

780)  Bichtst.  Landr.  50  §.  2:  We  in  der  nien  marke  en  ordel  seilt 
unde  biddet  ens  rechtes,  war  hes  tien  scole,  so  vintme  tur  klinken  bi 
brandenborch.  —  Nur  der-  königsberger  Codex  (No.  363)  in  Homeyer, 
Rechtsbücher  hat  den  Zusatz  „nien"  nicht. 


534  GESOHICHTE   DER   GERIOHTS-VERFÜSSUNG. 

worunter  nach  dem  Sprachgebrauch  damaliger  Zeit  nur  die 
Mittelmark  verstanden  werden  kann.  Ob  das  Urtheilscheltea 
in  der  heutigen  Neumark  jenseits  der  Oder  anderen  Grund- 
sätzen folgte  und  an  andere  Stätten  ergieng  als  die  im  Bicht- 
steig  angegebenen,  muss  dahin  gestellt  bleiben. 

Der  Richtsteig  gibt  nicht  an,  von  welchen  Gerichten  der 
Bechtszug  an  die  als  Berufungsinstanzen  genannten  Orte  er- 
gieng. Es  entsteht  die  Frage,  ob  nicht  bloss  von  jedem 
ürtheil  eines  Vogtgerichtes,  sondern  auch  von  dem  eines 
Dorfgerichtes  an  die  Klinke  zu  Brandenburg  Berufung  ein- 
gelegt werden  konnte.  Eine  Einschränkung  wird  man  der 
im  Richtsteig  allgemein  vorgetragenen  Instanzenordnung  bei- 
fügen müssen,  dass  nämlich  von  den  Sentenzen  eximierter 
Stadtgerichte  nicht  an  die  Landgerichte,  wie  die  Klinke,  Krepe, 
Linde  waren,  appelliert  werden  konnte.  Indem  offenbar  nur 
Stätten  von  Landgerichten  erwähnt  werden,  ist  unzweideutig 
indiciert,  dass  auch  nur  auf  dem  Lande,  ausserhalb  der 
Städte  ergangene  ürtheile  in  dem  erörterten  Verfahren  an- 
gefochten werden  sollen.  Der  juristische  Zusammenhang  der 
märkischen  Städte  hat  gerade  in  der  Jurisdiction  einen  be- 
sonderen städtischen  Rechtszug  hervorgebracht,  der  von  den 
Bestimmungen  des  Richtsteigs  gänzlich  unberührt  bleiben 
musste. 

Der  Text  des  Richtsteigs  erwähnt  von  einer  Anfech- 
tung städtischer  ürtheile  vor  der  Klinke,  Krepe,  Linde  und 
in  der  Kammer  nicht  nur  nichts,  sondern  gibt  auch  Andeu- 
*  tungen,  dass  er  nur  einen  Adelichen  oder  einen  Bauern  sich 
als  betheiligte  Partei  denkt.  In  des  Markgrafen  Kammer 
zu  Tangermünde  nämlich  soll  der  auch  hier  unterliegende 
Theil  Busse  zahlen.  Auf  die  Frage,  was  die  Busse  sei, 
findet  man:  dreissig  Schillinge  für  den  Ritterbürtigen  (guder 
hande  man),  fünfzehn  für  den  Bauern."^®^)  Auf  einen  Bürger 
als  Processpartei  wird  gar  keine  Rücksicht  genommen.    Nur 


781)   Cf.  ßichtst  Landr.  c.  50  §.  7:  So  vrag,  wat  de  bute  si?    So 
vintme:  eme  guderhande  manne  drittich  schülinge,  eme  bure  veftein. 
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ein  einziger  Codex  der  dritten  Textesklasse,  der  von  Giessen- 
Berleburg,'''^^)  hat  statt  bure  die  Variante: 

is  hei  een  bürg  er  off  een  plichafte  off  een  vri  lantsate, 
allein  der  Zusammenhang  erweist  die  Sinnlosigkeit  dieser 
Wortfassung.  Auch  hat  der  bessere  Giessen-Cölner  Codex  eben- 
derselben dritten  Textesclasse  die  richtigere  Lesart:  bergelde 
statt  burger.  Man  sieht  also,  dass  der  ganze  Zusatz  keines- 
wegs darauf  zielt  eine  städtische  Partei  als  bei  dem  bereg- 
ten ürtheilschelten  als  betheiligt  darzustellen,  sondern  noch 
genauer  als  die  gewöhnlichen  Texte  die  bäuerliche  Partei 
in  ihren  verschiedenen  möglichen,  obwol  gewiss  schon  früh 
veralteten  ständischen  Gliederungen  zu  specialisieren. 

Zweifel  kann  hiegegen  auch  das  berliner  Stadtbuch  nicht 
erregen.    Dasselbe  behandelt  den  vom  Richtsteig  dargestell- 
ten Rechtszug  über  die  Klinke,   Krepe  und  Linde  an  die 
Kammer  zu  Tangermünde  als  veraltet.    Denn  es  sagt:'^) 
Tu  landrechte  und  tu  borgerrechte  vint  man  tu  Branden- 
borch,  dat  nu  is  die  högeste  dingestat,  dat  hir  vormals 
was  tu  der  Klinke  by  Brandenborch.    Wen  eyner  quam 
tu  der  Klinke,  vant  man  dar  dan  noch  unrecht,  so  schalt 
man  aver  dat  ordel,  alse  hir  vorsteit  geschreven.     Sodan 
wisede  man  eynen  tu  Creppin  in  der  olden  marke,   von 
Creppin  wiset  man  eynen  tur  Linden.     Schalt  man  dan 
noch  aldar,  so  bidde  he  der  boden  und  tye  sich,  dar  he 
sich  tu  rechte  tyn  scole,  alse   vore  is  geleret.     So  dan 
vant  man  vor  recht  und  wiseden  tu  der  allerhogesten 
dingestat,  dat  was  in  der  heren  kamer  tu  Angermunde  up 

der  Elve  

Nu  aver  locht  eyn  herre  syn  kammerrecht,  war  he  wil. 
Statt  des  ganzen  Rechtszuges,  den  noch  der  Richtsteig  als 
practisches  Recht  beschreibt,  findet  sich  im  berliner  Stadt- 
buch nur  die  Berufung  an  die  höchste  Dingstätte  zu  Bran- 
denbürg (vergl.  darüber  auch  oben  g.  52  S.  308).    Wenn  es 

782)  Derselbe  ist  bei  Homeyer  durchweg  Cg.,  auf  S.  58  aber  durch 
offenbaren  Druckfehler  mit  Cq.  bezeichnet, 

783)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berüns  I.  S.  164. 
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also    von   diesem  jüngeren  Rechtszuge  an  die  Kammer  in 
Brandenburg  handelnd  sagt: 

Tu  landrechte  und  tu  borgerrechte  vint  man  tu  Bran- 
denborch, 
und  somit  auch  städtische  Streitsachen  vor  dieser  Kammer 
als  schwebend  voraussetzt,  wenn  es  ferner  bei  demGrCwette 
des  in  der  Instanz  zu  Brandenburg  unterliegenden  Theiles 
auf  den  Bürger  als  Processpartei  besondere  Rücksicht  nimmt, 
indem  es  sagt:''®^) 

dar  mut  der  geven,   dem  dat  ordel  anegeit,  dem  richter 
des  marggreven  gewedde,  dat  sint  drittich  Schillinge  pen- 
nige,  aver  in  borgerrecht  achte  Schilling  penninge,  in 
bure  recht  dri  Schill,  pen.  eynen  borger  oder  gebur  vet- 
teyn  Schill,  pen., 
so  hat  das  Alles  keinen  Bezug  auf  den  Rechtszug  des  IJr- 
theilscheltens  im  Richtsteig  Landrechts  und  schliesst  die  An- 
nahme nicht  aus,  dass  derselbe  sich  nur  auf  Landrecht,  nicht 
auf  das  Stadtrecht  erstreckte,     üebrigens  endete  in  letzter 
Instanz  auch  der  städtische  Rechtszug  in  der  markgräflichen 
Kammer  und  wenn  zur  Zeit»  des  berliner  Stadtbuches  diese 
als  gemeinsame  oberste^ Dingstätte  für  Landrecht  und  Stadt- 
recht dargestellt  wird,  so  ist  die  practische  Aenderung  gegen- 
über dem  älteren  Rechtszustande  gar  nicht  so  gross,  sie  be. 
steht  nur  in  der  Aufhebung  der  im  Landrecht  existierenden 
Zwischeninstanzen. 

Ob  nach  Massgabe  des  älteren  Rechtszuges  des  Richt- 
steiges, dessen  erste  Stufe  die  Klinke  bei  Brandenburg  war, 
auch  von  Dorfgerichten  Berufung  eingelegt  werden  konnte, 
ist  nirgends  deutlich  ausgesprochen.  Da  von  einer  Berufung 
vom  Dorfgerichte  an  das  nächstübergeordnete  Vogt-  oder 
Landgericht  nirgends  sichere  Nachricht  gegeben  wird,  da 
die  Darstellung  des  Richtsteiges  die  directe  Berufung  von 
einem  Dorfgerichte  an  die  Klinke  mit  keinem  Worte  aus-, 
schliesst,  3o  ist  kein  Grund  vorhanden  an  der  Zulässigkeit 
dieser  directen  Berufung  vom  Dorfgericht  an  die  Klinke  aus 
zu  zweifeln. 

784)  Cf.  Fidicin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  165. 
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Wer  ein  ürtheil  schilt,  soll  nach  Richtsteig  Landrechts 
Boten,  die  das  angefochtene  ürtheil  mit  ihm  an  den  höheren 
Richter  bringen,  erbitten.  Wird  ihm  dies  verweigert,  so 
soll  der  Antragsteller  bei  dem  höheren  Richter  Beschwerde 
führen  und  so  denselben  zur  Erth eilung  von  Boten  zum  Rechts- 
zuge zwingen  lassen.''^)  lieber  die  Form  des  ürtheilschel- 
teris  in  der  Mark  gibt  das  berliner  Stadtbuch  Genaueres  an. 
Der  Schelter  soll  sprechen: 

dat  ordel,  ,dat  di  man  (und  nume  en)  gevunden  het,  dat 
is  unrecht,  dat  scheide  ich  und  wil  my  des  tyn,   dar  ich 
my  des  tu  rechte  tyn  sal 
und  gleichzeitig  um  einen  Stuhl  bitten,  auf  dem  er  das  nach 
seiner  Meinung  bessere  ürtheil  fällt.    Er  schliesst  seine  Er- 
klärung mit  den  Worten: 

Her  richter!  dat  is  recht  und  wil  des  vulkomen,  dar  ik 
tu  rechte  sal,  und  bidde  darum  eyn  ordel,  war  ich  my 
des  tu  rechte  tyn  sal.''®®) 
Der  Rechtszug  ergeht  zunächst  nach  der  Klinke  bei  Bran-. 
denburg  (vergl.  oben  §.  35  S.  56flf.).  Der  judex  a  quo  soll 
dabei  dem  Schelter  Boten  zum  Einbringen  des  ürtheils  in 
dem  höheren  Gerichte  mitgeben.  Auf  die  Standeseigenschaft 
der  Boten  kommt  es  nicht  an,  nur  sollen  sie  vollkommen 
an  ihrem  Rechte  sein.  Der  Sachsenspiegel  und  das  berliner 
Stadtbuch  geben  an,  dass  die  Boten  vom  Richter  beköstigt 
werden  sollen.  Sie  sollen  Brot  und  Bier  zur  Genüge  er- 
halten, täglich  drei  Gerichte  zum  Essen  und  einen  Becher 
Wein.  Den  Knechten,  welche  die  Boten  begleiten,  sollen 
zwei  Gerichte  zukommen.  Die  Pferde  sollen  Tag  und  Nacht 
fünf  Garben  täglich  gereicht  werden.  Die  Zahl  der  Boten 
beträgt  zwei,  die  der  begleitenden  berittenen  Knechte  sechs, 

785)  Cf.  Richtst.  Landr.  50  §.  2 :  'We  in  der  nien  marke  en  ordel 
seilt  unde  biddet  eneff  rechten,  war  hes  tien  scole,  so  vintme :  tur  klin- 
ken bi  brandenborch.  So  bidde  der  boden  unde  ens  rechtes,  oft  men 
se  mit  di  senden  sole?  Dat  vintme.  So  vrag,  watterleie  lüde  se  sin 
scolen.  So  vintme:  vulkomene  lade  in  erme  r6chte.  Weigert  di  des 
de  richter,  dat  clage  sime  richter,  de  scal  em  biden,  dat  het  du.  En 
deit  he  denne  des  nicht,  so  vordeilet  men  em  sin  richte,  und  richtede 
he  vort,  it  ginge  em  an  den  hals. 

786)  Vergl.  Fidkin,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  164. 
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SO  dass  die  gesamte  Botschaft  acht  Pferde  mit  sich  fährt.^*'') 
Von  der  Klinke  geht  der  Rechtszug  an  die  Krepe  ia 
der  Altmark,  von  da  zur  Linde,  und  zuletzt  an  die  Kammer 
zu  Tangermünde  (vgl.  über  die  Lage  dieser  Orte  oben  §.  35 
S.  61  a.  E.  f.).  Bei  jedesmaligem  Schelten  des  ürtheils  und 
Zuge  an  den  höheren  Richter  kehrt  das  Formale  der  Boten- 
sendung bei  dem  judex  a  quo  wieder.  Wenn  von  der  Linde 
an  des  Markgrafen  Kammer  gezogen  wird,  so  ist  das  ge- 
hegte Ding  selbst  an  den  höheren  Richter  zu  entsenden. 
Denn  es  heisst  im  Richtsteig  Landrechts  c.  50  g.  3: 

Vor  deme  dut  denne  seilst,   de  nimpt  wisheit  unde  dut 
•  vort  boden  unde  kost.    So  vrage:  we  de  bode  scole  sin? 

So   vintme:    it   gehegede    ding.     Wan   du  denne  dar 

kumpst,  so  heget  de  marggreve  odder  de  dar  sit  in  siner 

stede,  ein  ding. 
Bei  der  Verhandlung  in  des  Markgrafen  Kammer  sind  ritter- 
bürtige  Beisitzer  und  die  nicht  ritterliche  Partei  muss  einen 
ritterlichen  Vorsprechen  zur  Führung  ihrer  Sache  nehmen. 
Nach  Richtsteig  Landrechts  c.  50  §.4  sagt  dieser  Vor- 
spreche : 

787)  Cf.  Ssp.  IL  12.  §.  4:  Dar  sal  die  richtere  eine  boden  to  geveo, 
die  dar  hören,  welk  ire  vulkome  vor  deme  koninge.  Die  boden  solen 
wesen  scepenbare  vri,  of  it  in  ener  grafscap  geschiet.  Geschiet  it  aver 
in  ener  marke,  so  mogen't  wesen  allerhande  lüde,  sve  si  sin,  desto  sie 
vulkomen  sin  an  irme  rechte.  Die  sal  die  richtere  bekostegen;  brot 
unde  hier  sal  he  en  genuch  geven  unde  drü  gerichte  to  dem  etene,  die 
des  dages  tidich  sin,  unde  enen  beker  vnl  wines;  tvei  gerichte  sal  man 
den  knechten  geven.  Vif  garven  jewelkem  perde  under  dage  unde  un- 
der  nacht  unde  sal  se  vore  beslan.  Sesse  solen  der  knechte  wesen  und 
achte  der  perde.  Berliner  Stadtbuch  (bei  Fidiciny  Beitr.  z.  Geschichte 
Berlins  I.  S.  162) :  unde  darna  bidde  he,  ofte  he  my  unde  mynen  weder- 
saten  met  den  boden  tu  rechte  icht  becostigen  scole?  Dat  vint  man. 
Sodan  vrage  di  richter,  welker  handelnde  (I)  die  boden  sin  scolen,  so 
vint  man:  schepcnbar  vrie  lüde,  di  vulkomen  an  orme  rechte  sjn.  So 
vrage  he:  wy  vele  der  syn  sole?  So  vint  man,  dat  scole  der  syn,  dye 
dat  ordel  schalt  unde  der  das  ordel  vant  und  twe  knechte  und  twe  bo- 
den mit  twen  ridenknechten.  Desse  twe  scolen  ok  hebben  two  knechte 
tu  noten.  So  vrage  di  richter,  wi  man  sy  plegen  sal?  So  vint  man: 
Man  scole  den  herren  geven*  tu  den  eten  dri  gerichte  und  den  knechten 
und  jo  dem  herren  eynen  beker  wyns  tu  dem  eten  und  dartu  brod  und 
byres  genuch;  und  eyften  isliken  perde  vif  garven  zum  daghe  und  twe 
tur  nacht,  od^r  also  vil  geschrodes  vuders.  —  Nach  dem  berliner  Stadt- 
buch wird  also  dem  Schelter  des  ürtheils  und  dem,  dessen  Ürtheil  ge- 
scholten worden,  je  ein  reitender  Knecht  mitgegeben  und,  wie  es  scheint, 
beiden  dieselbe  Verpflegung  wie  den  eigentlichen  Boten  gereicht. 
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Her  richter,  hir  steit  N.  und  biddet  dorch  god  unde  dor 
recht,  dat  gi  willen  hören  um  ein  ordel,  dat  eme  dar  ge" 
vunden  wart  tu  unrechte,  deme  he  mit  rechte  wedder  stan 
heft  unde  biddet  ens  ordels  we  dat  tu  rechte  vinden  unde 
scelden  scole?  So  vintme:  de  dat  ordel  vant,  de  scal  sec- 
gen,  wo  he  gevraget  worden  unde  wo  het  vant;  de  it 
scalt,  de  scal  socgen,  wo  het  scalt,  unde  wat  he  vor  en 
rechter  vant.    Dieses  scolen  se  beide  tien  an  gehegede 
ding.''»^«^) 
Der  Vorsitzende  fragt  hierauf  einen  der  Beisitzer  um  das 
ürtheil,  indem  er  ihn  bittet  mit  allen  übrigen  Beisitzern  hin- 
auszugehen und  wieder  einzubringen,  welches  ürtheil  das 
rechteste  sei. 

Die  Antwort  auf  diese  ürtheilsfrage  kann  bis  zum  näch- 
sten Mittag  gefristet  werden,  die  ürtheilsfinder  können  auch 

ein  Rechtsbuch  zu  ihrer  Berathung  erbitten,  wenn   sie  es 
bedürfendes) 

Schon  Homeyer  (Richtst.  Landr.  S.  517)  vermuthet, 
dass  dies  eine  Aufzeichnung  der  sächsischen  Rechtsbücher, 
vielleicht  schon  mit  von  Buchs  Glosse  gewesen  sein  möge. 
Das  berliner  Stadtbuch  nennt  dasselbe  ein  „ordel".*^®^) 

In  der  Zwischenzeit  werden  die  Einbringer  des  ürtheils 
beköstigt,  aber  nicht  alle,  sondern  nur  der  Richter  zur  Linde 
mit  sechs  Beisitzern,  derjenige,  welcher  das  gescholtene  ür- 
theil gefunden  hat,  und  der  Schelter  desselben.  Die  übri- 
gen erhalten  Urlaub.'^®)     Nach  Eröffnung   des  gefundenen 

787  a)  Ueber  die  Besetzung  der  markgräflichen  Kammer  mit  ritter- 
lichen Beisitzern  vergl.  auch  die  Glosse  zu  Ssp.  III.  65:  In  des  marg- 
greven  kamere,  dar  en  mut  nen  bur  ordel  vinden,  als  in  dem  rechten 
vorstendom  tu  Tangermunde  und  tu  Ameborch.  Desse  twe  sint  der 
Marggreven  kam  er  e. 

788)  Cf.  Richtst.  Landr.  c.  50.  §!  5:  So  bidde  jene  (der  gefragte  Bei- 
sitzer) dages  wen  tnme  anderen  middage  unde  des  rechtbukes  ut  der 
cameren,  oft  ses  bederven. 

789)  Cf.  Fididn,  Beitr.  z.  Gesch.  Berlins  I.  S.  165:  Mögen  sy  dat 
(das  rechte  ürtheil)  nicht  gehebben,  so  bidde  he,  dat  di  herre  oder  di 
hoverichter  dat  dage  und  friste  wente  des  anderen  dages  nnde  bidden 
dan  des  ordels  ut  der  camer,  ofte  sy  des  bedorven.  ^ 

790)  Cf  Bichtst.  Landr.  c.  50  §.  6:  So  vrage  he,  wen  men  dar  be- 
kostegen  scole?  So  vint  me,  den  Bulf  seveude  de  it  richte  tur  linde  sat, 
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Urtheils  darf  die  in  dieser  obersten  Instanz  unterliegende 
Partei  das  Urtheil  mit  Berufung  auf  das  Bechtsbuch  anfech- 
ten, ein  Rechtsmittel,  welches  wegen  seiner  nichtdevolutiven 
Natur  von  Homeyer  mit  Recht  mit  der  späteren  Supplication 
verglichen  wird.'^*) 

Wenn  auch  dieses  Mittel  nicht  durchgreift,  so  steht  noch 
die  Berufung  an  das  Reich  offen.  Der  unterliegende  Theil 
muss  noch  in  der  markgräflichen  Kammer  Wette  von  30 
Schillingen  und  Busse  von  30  Schillingen  zahlen,  wenn  er 
ritterbürtig  ist,  und  15  Schillinge,  wenn  er  dem  Bauerstande 
angehört.  Alsdann  aber  ergeht  der  Rechtszug  an  das  Reich 
in  derselben  Weise  wie  in  den  früheren  Instanzen.  Hier  vor 
dem  Reiche  tritt  auch  dasselbe  Recht  wiederum  hervor,  das 
der  Sachse  überhaupt  hat,  das  Urtheil  an  seine  vordere 
Hand  zu  ziehen.  Alsdann  ficht  er  sieben  gegen  sieben. 
Urtheil  von  Schwaben  und  Wenden  braucht  der  Sachse  nicht 
zu  leiden.  In  dem  berliner  Stadtbuche  geschieht  des  Falles, 
dass  ein  Schwabe  oder  Wende  ein  Urtheil  über  einen  Sach- 
sen finde,  keine  Erwähnung  mehr. 

Verfolgt  man  die  Reihe  der  Instanzgerichte  so  tritt  klar 
hervor,  was  auch  Riedel  (Mark  Brandenburg  IL  S.  550f.) 
'  ausgesprochen  hat,  dass  der  Rechtszug  von  der  neuen  Mark 
in  die  Altmark  sich  wendet.  Denn  von  der  Klinke  bei 
Brandenburg  geht  man  an  die  Krepe  und  betritt  von  hier 
an  altmärkisches  Gebiet.  Ob  auch  von  der  Priegnitz,  Uker- 
mark,  Neumark  ein  gleicher,  schliesslich  in  der  Altmark  en- 
digender Rechtszug  bestanden  hat,  ist  zwar  nicht  erweisbar, 
aber  an  sich  nicht  unwahrscheinlich. 

Der  im  Richtsteige  beschriebene  Rechtszug  hat  wol 
kaum  bis  zum  Ende  des  14.  Jahrhunderts  Bestand  gehabt. 
Das  berliner  Stadtbuch   spricht  von  ihm,  wie  oben  gezeigt 

unde  den,  de  dat  ordel  vant,  unde  deo,  de  dat  scalt.  So  hebben  de  an- 
deren orlof. 

791)  Cf.  Richtst.  Landr.  c.  50  §.7:  Des  morgens  so  bringe  jene  dat 
ordel  in.  So  bidde  jene,  dem  it  wedder  is,  oft  me  dat  recht  icht  in 
dem  büke  bewisen  ßcole.  So  vintme  entwer:  me  scolet  et  em  bewisen, 
dat  it  so  si^  odder  me  scoles  em  gunnen,  dat  het  bewise,  dat  it  so  nicht 
en  si. 
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worden  ist,  wie  von  einer  veralteten  Sache.  Statt  dessen 
finden  wir  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  von  jedem  Ge- 
richte erster  Instanz  directe  Berufung  an  die  kurfürstlichen 
Räthe.  Diese  directe  Berufung  mit  Wegfall  aller  Zwischen- 
instanzen wird  in  einer  Urkunde  von  1511  dem  Stadtgerichte 
von  Neu-Landsberg  gegenüber  geradezu  ausgesprochenJ^^) 

Es  ist  kaum  in  dieser  Anordnung  eine  Besonderheit  für 
die  Neumark  zu  erblicken.  Denn  mag  dieselbe  auch  an  dem 
im  Richtsteige  beschriebenen  Rechtszuge  als  marchia  trans 
oderam  nicht  Theil  genommen  haben,  so  ist  im  15.  und  16. 
Jahrhundert  die  Berufung  an  das  Kammergericht  in  allen 
Theilen  der  Mark  so  allgemein,  dass  im  Jahre  1511  in  die- 
ser Beziehung  gewiss  kein  Unterschied  mehr  zwischen  der 
Neumark  und  anderen  Landestheilen  bestanden  hat.  Beispiels 
halber  sei  auf  einen  Streit  der  Vorsteher  der  St.  Annen- 
Kapelle  zu  Brandenburg  mit  dem  Rathe  der  Neustadt-Bran- 
denburg vom  Jahre  1501  hingewiesen,  in  welchem  vom  Ur- 
theile  des  Propstes  zu  Brandenburg  directe  Berufung  an  die 
kurfürstlichen  Räthe  eingelegt  wird.^^^) 

Andere  Fälle  werden  in  der  Geschichte  des  Kamraer- 
gerichts  von  Heydemann  und  von  Strampff  angeführt 
werden. 

Der  Rechtszug  von  der  Mark  Brandenburg  in  das  Reich 
ist  eigentlich  de  jure  durch  die  goldene  Bulle  beseitigt  wor- 
den (vergl.  Bd.  L  S.  79flf.).'«^*)  Trotz  mancher  Contraven- 
tionen  wurde  dem  Reichshofgerichte  gegenüber  die  juris- 
dictionelle  Abgeschlossenheit  der  Mark  Brandenburg  geltend 
gemacht."^^*) 

792)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XVIII.  S.433,  No.  89  (1511):  Zum 
Zwolfften,  das  der  radt  die  gericht  ordentlich  bestelle  mit  verstendigen 

richtern  und  schopffen  etc :  wirt  ymandt  beswert,  mag  sich 

an  die  herrschafft  beruffen, 

793)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S.  254,  No.  332  (1501). 

793a)  Auch  in  Oesterreich  existierte  von  ältester  Zeit  her  ein  Kechts- 
zug  ins  Reich;  vergl.  Brunner,  das  gerichtliche  Exemtionsrecht  der 
Babenberger  S.  16  f. 

794)  üeber  die  privilegia  de  non  appellando  vergl.  Förstemann, 
zur  Gesch.  der  preuss.  Monarchie  (Nordhaus.  1867)  S.  3—31. 
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§.71. 
Der  Rechtszog  in  den  Städten. 

In  der  inneren  juristischen  Natur  ist  zwischen  dem 
städtischen  Rechtszuge  und  dem  eben  erörterten  ürtheil- 
schelten  ein  Unterschied  zu  machen.  Das  ürtheilschelten 
beruht  darauf,  dass  nach  ergangenem  Urtheile  eines  Gerichtes 
auf  Antrag  einer  Partei  die  Entscheidung  eines  höheren 
Richters  herbeigeführt  wird.  In  dieser  Weise  diente  aber 
der  in  den  Städten  bestehende  Rechtszug  an  einen  Oberhof, 
an  einen  SchöfiFenstuhl  nicht  als  Remedur  einer  irrigen,  be- 
reits publicierten  Sentenz.  Er  ist  ferner  kein  Rechtsmittel 
der  Partei,  sondern  eine  Anfrage  des  Gerichtshofes  selbst 
bei  einer  höheren  Stätte  im  Falle  von  obwaltenden  recht- 
lichen Zweifeln. 

Der  städtische  Rechtszug  beruht  auch  in  der  Mark  anf 
der  Bewidmung  eines  Stadtrechtes  von  einer  Stadt  an  die 
andere.  Bekanntlich  ist  das  magdeburgische  Stadtrecht  an 
Brandenburg,  mit  geringen  Modificationen  an  Stendal  über- 
tragen worden.  Diese  märkischen  Städte  selbst  haben  wei- 
tere Bewidmungen  vorgenommen,  z.  B.  Brandenburg  an 
Preienstein  und  Spandau,  Spandau  an  Berlin,  Berlin  an  Prank- 
furt a.  0.,  Stendal  an  Wittstock  u.  s.  w.  Bei  Anwendung 
des  einer  Tochterstadt  übertragenen  Rechtes  konnten  sich 
leicht  Zweifel  herausstellen,  deren  Lösung  am  Leichtesten 
durch  Anfrage  bei  der  beleihenden  Mutterstadt  möglich  war. 
Die  Ausfüllung  von  Lücken,  die  Entscheidung  von  Rechts- 
controversen  war  der  Zweck  solcher  Rechtsbelehrungen,  die 
von  einer  Stadt  an  die  andere  crgiengen.  Oft  hatte  man 
dabei  ^inen  bestimmten,  gerade  zur  Entscheidung  vorliegen-' 
den  Streitfall  vor  Augen,  es  konnte  aber  auch  eine  zweifel- 
hafte Präge  ganz  in  abstracto  entschieden  werden. 

Jedenfalls  leuchtet  ein,  dass  dieses  System  von  Rechts- 
belehrungen, selbst  wenn  dieselben  in  Porm  von  ürtheilen 
über  einzelne  Pälle  auftraten,  auf  einer  ganz  anderen  Grund- 
lage ruheten,  als  einer  Partei  für  Anfechtung  eines  ungün- 
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stigen  Urtheils  ein  Mittel  an  die  Hand  zu  geben.  Vervoll- 
ständigung des  Rechtes,  Sicherung  der  Grundsätze  war  der 
Sinn  dieses  Rechtszuges,  das  Gericht  selbst  oder  der  Rath 
der  Stadt,  der  hieran  ein  amtliches  Interesse  nahm,  stellte 
die  Anfrage,  es  wurde,  wenn  es  sich  um  die  Entscheidung 
eines  practischcn  Falles  handelte,  das  ergehende  Weisthum 
der  ersten  Entscheidung,  substituiert,  nicht  aber  eine  frühere 
Sentenz  durch  dasselbe  gebessert. 

Es  ist  bekannt,  dass  von  den  Städten  Teltow,  Glin, 
Barnim  der  Rechtszug  nach  Spandau  gieng,  von  Spandau 
aber  nach  Brandenburg.^^^)  Die  Bewidmungen  mit  magde- 
burgischem Stadtrechte,  als  dessen  märkische  Centralstätte 
man  Brandenburg  ansah,  waren  so  allgemein,  dass  man  im 
Jahre  1315  es  geradezu  aussprach,  alle  Städte  der  dem 
Markgrafen  gehörigen  Länder  sollten  in  Brandenburg  in 
oberster'  Stelle  Recht  suchen.'^^)  Daher  schreibt  sich  das 
weitreichende  und  dauernde  Ansehen  des  Schöffenstuhles  in 
Brandenburg.  Von  Brandenburg  aus  war  es  erlaubt  den 
magdeburger  Schöffenstuhl  um  ein  Weisthum  anzugehen, 
selbst  mit  Umgehung  von  Brandenburg  konnte  man  sich, 
wie  viele  Fälle  beweisen,  an  Magdeburg  wenden.  Es  existiert 
z.  B.  eine  Verabredung  vom  Jahre  1431,  wonach  das  Urtheil 
der  magdeburger  Schöffen  eingeholt -werden  soll,  und  zwar 
in  Form  eines  schriftlichen  Verfahrens.'^^'^) 

795)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XL  S.  1,  No.  1  (1232):  üt  omnes  de 
terra  Teltowe  et  omnes  de  Ghelin  nee  non  et  omnes  de  nova  terra 
noBtra  Barnem  jura  sua  ibidem  (Spandau)  accipiant  et  observent,  sicut 
nostram  graciam  diligunt  et  favorem.  Ipsa  autem  civitas  nostra  Span- 
dowe  jura  sna  in  Brandenburg  afferat  universa. 

796)  Cf.  Biedel,  C.  D,  Br.  I.  IX.  S.  12,  No.  17  (1315) :  Damns  igitur 
predicte  nostre  civitati  Brandenburch  hanc  prerogativam  specialem,  iit 
omnes  nostre  civitates  et  opida  per  totum  nostri  dominii  circuitum  site, 
in  suis  juribus  inqiürendis  et  servandis  ad  ipsam  civitatem  Brandenburch 
confluant  et  jura  sua  tam  consulum  quam  scabinorum  ab  cadem  recipiant, 
habeant,  postulent.  Man  damns  igitur  finaliter  statuentes  et  volentes,  ut 
jura,  que  Scabini  et  consules  seu  Jurati  predicte  civitatis  provido  et 
maturo  diffinierint  et  dederint  consilio  nullus  omnino  reclamare  valeat 
et  praesumst. 

797)  Cf.  Gercken,  C.  E.  Br.  VII.  S.  320,  No.  191.  Die  Stelle  lautet 
nach  der  auf  dem  geheimen  Staatsarchive  diplomatarium  C.  M.  13. 
Bl.  46b:  Konnten  wir  sie  denn  nicht  entrichten,  so  sullen  und  wollen 
wir  obgnanten  schencken  mit  sampt  unsern  vettem  schencken  bansen 


^    I 
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Von  Wittstock  ergieng  der  Rechtszug  nach  Stendal.^®®) 
Es  war  aber  in  die  Willkür  des  Rathes  oder  Gerichtes  von 
Wittstock  gestellt  sich  sogleich  an  die  Stelle  zu  wenden, 
wohin  Stendal  seinen  Rechtszug  hatte,  d.  h.  an  die  Schöflfen 
in  Magdeburg,  üeberhaupt  wird  das  Holen  von  Rechts- 
belehrungen, sei  es  aus  Stendal,  sei  es  ans  Magdeburg,  dem 
Gerichte  von  Wittstock  nicht  zur  Pflicht  gemacht.   Es  heisst : 

sententias  ignoratas    aut   dubias    querant  in    Stendal,    si 

velint. 
Ein  SchöflFenstuhl  von  besonderer  Auctorität  in  der  Neu- 
mark war  wol  der  in  Soldin.  Die  Städte  Neu-Ruppin,  Neu- 
Landsberg,  Küstrin,  Zellin,  Bärnwalde,  Neu-Bernau  und 
Neuenburg  sollen  ihre  Weisthümer  in  Soldin  holen.'®^)  Nicht 
die  Beleihung  der  genannten  Städte  mit  dem  Stadtrechte 
von  Soldin  ist  der  Grund  für  diese  «Stellung  als  Schöffen- 
stuhl, sondern  nur  besonderes  Privilegium  hat  diese  beson- 
dere Stätte  für  Ertheilung  von  Rechtsbelehrungen  geschaffen. 
In  ähnlicher  Weise  bestätigte  Markgraf  Woldemar  im 
Jahre  1317  das  bereits  vom  Markgrafen  Albert  ertheilte 
Privilegium,  dass  die  Stadt  Straussberg  einen  Schöffenstuhl 
haben  sollte,  von  dem  die  schon  in  dem  früheren  Privilegium 
bezeichneten  Städte  ihre  Rechtsbelehrungen  haben  sollten.®^®) 

unser  zusprach  und  antwurt  gein  den  von  mittenwalde  umb  solch  ge- 
holz  in  schrifften  settzeD,  desgleichen  die  von  Mittenwalde  wider  ton 
suUen,  dieselben  czusprachen  und  antwurten,  wir  obgnanter  marggrave 
Johannes  denn  von  beiden  teilen  auff  irer  beider  kost  und  czerung  an 
die  von  meydburg  schicken  wollen.  Was  denn  die  von  meydburg  dar- 
über im  rechte  erkennen,  dobey  sol  es  von  beiden  bleiben  und  gencz- 
lichen  an  alle  Widerrede  gehalten  werden  u.  s.  w. 

798)  Cf.  Küster,  coli,  opusc.  historiäm  marchicam  illustr.  Bd.  II. 
S.  54  (1248):  Preterea  sententias  ignoratas  et  dubias  querant  in  Stendal, 
si  velint,  vel  ubi  illi  de  Stendal  quaerere  consueverunt. 

799)  Cf.  Eiedel,  C.  D.  Br.  1.  XVIII.  S.  445,  No.  6  (1317);  auch 
Zimmermann,  Slädteverf.  I.  S.  166:  Quod  consules  Soldinensis  civitatis 
presentes  et  futuros  prerogativa,  que  inferius  ponitur,  duximus  favora- 
biliter  decorandos  videlicet,  quod  consules  ac  cives  presentes  et  futuri 
civitatum  subscriptarum  Nove  Berlin,  Nove  Landsberg,  Kostryn,  Zellin, 
Berenwalde,  Nove  Bernowe  et  Nygenborch  de  cetero  temporibus  per- 
petuis  super  omni  casu  et  causa  postulabunt  a  consulibus  ac  scabinis 
predicte  nostre  civitatis  Soldyn  jus  sibi  dari  et  qualitercunque  ipsi  jus 
dixerint,  taliter  debet  a  premissis  civitatibus  observari  cum  omnibus  con- 
dicionibus  et  modis,  quibus  a  civitate  nostra  Struceberch  dictum  jus 
dari  solebat. 

800)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XIL  S.  69,  No.  5  (1317):   Indulgemus, 
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Welche  diese  Städte  waren ,  wird  in  der  Urkunde  nicht  ge- 
sagt, wahrscheinlich  sind  die  Städte  des  Barnim,  dem  Strauss- 
berg  selbst  seiner  geographischen  Lage  nach  angehört,  ge- 
meint. Ist  dies  richtig,  so  sieht  man,  dass  eine  elective 
Concurrenz  mehrerer  Schöffenstühle  zur  Einholung  von  Weis- 
thümern  gestattet  war,  denn  nach  der  oben  Note  795  abge- 
druckten Urkunde  von  1232  war  für  die  Städte  des  Barnim 
Spandau  der  Oberhof.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass, 
da  Straussberg  im  Jahre  1317  als  Schöffenstuhl  bereits  län- 
gere Zeit  bestanden  haben  muss,  da  ferner  1315  erst  Span- 
dau seine  Stellung  als  Oberhof  an  Brandenburg  verloren  hat, 
beide  Schöffenstühle  Spandau  und  Straussberg  für  die  Städte 
des  Barnim  in  dectiver  Concurreuz  neben  einander  fungiert 
haben.  Das  gleiche  Verhältniss  wiederholte  sich  zwischen 
Si^aussberg  und  Brandenburg  seit  dem  Jahre  1315. 

Diese  privilegiarische  Erhebung  gewisser  Stadtgerichte 
zu  Schöffenstühlen,  diese  Häufung  derselben  innerhalb  der 
Mark  Brandenburg  deutet  darauf,  dass  man  den  städtischen 
Rechtszug  innerhalb  der  Mark  Brandenburg  ahzuschliessen 
und  durch  Errichtung  nahe  gelegener  Schöffenstühle  be- 
quemer tM  machen  suchte.  Vielleicht  war  diese  Massregel 
gegen  die  Neigung  der  märkischen  Städte  in  Magdeburg 
RechtsbeJ-ehrungen  zu  holen,  gerichtet,  weil  man  in  der  Ein- 
mischung dieses  extraterritorialen  Gerichthofes  eine  Gefähr- 
dung der  markgräflichen  Selbständigkeit  erblickte.  Freilich 
ist  die  Befragung  des  magdeburger  Schöffenstuhles  von  den 
Markgrafen  nicht  verboten  worden,  sie  ist  auch  selbst  im 
15.  und  16.  Jahrhundert  nicht  unterblieben,  dass  aber  von 
allen  märkischen  Schöffenstühlen  der  brandenburgische  seit 
dem   14.  Jahrhundert  mit  ungemeiner  Vorliebe  um  Urtheile 

ut  jus  commune  in  antiqua  Brandeborch  reqüirentibus  actenus  dari  so- 
litum  ex  nunc  nostris  civitatibus,  oppidis  et  villis,  que  hactenus  consue- 
verunt  requirere  et  aff^rre ,  ipsorum  jura,  secundiun  pririlegia  a  mar- 
chione  Alberto  pie  recordacionis,  affini  noßtro  karissimo,  quondam  ipsis 
tradita,  nunc  de  cetero  veluti  prius  tribuant  et  ministrent  mandantes 
eciam  üichilominus  civitatibus ,  opidis  et  villis  omnibus  et  singulis  jani 
dictis,  ut  jura  ma  et  sententias,  requirenda  cum  fuerinty  in  aicta  civi- 
täte  nostr'a  Struceherg  a  considibus  et  scäbinis  exigant  et  requirant 
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befragt  worden  ist,  dass  die  in  der  Urkunde  von  1315  (oben 
Note  796)  ausgesprochene  Unanfechtbarkeit  seiner  Sentenzen 
die  Concurrenz  des  magdeburger  Schöfifenstuhles  beeinträch- 
tigen musste,  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden.  Die 
Bevölkerung  sowol  wie  die  Markgrafen  fanden  es  wol  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  in  ihrem  Interesse  nicht  ausserhalb 
der  Mark  Weisthümer  erbitten  zu  müssen.**0 

Der  bisher  erörterte  Rechtszug  zielt  auf  Besserung  und 
Vervollständigung  eines  in  einer  Tochterstadt  geltenden 
Stadtrechtes.  Das  Urtheilschelten  einer  stadtgerichtlichen 
Sentenz  durch  eine  Partei  wurde  ganz  anders  aufgefasst. 
Hier  machte  sich  die  Neigung  der  Städte  geltend  sich,  soviel 
möglich,  unter  sich  abzuschliessen.  Schon  oben  g.  44  S.  203 
ist  hervorgehoben  worden,  dass  man  die  Bürger  der  Stadt 
verpflichtete  nur  vor  dem  Stadtgerichte  und  nirgends  ausser- 
halb Recht  zu  nehmen.  Wenn  man  daher  ein  Urtheilschel- 
ten zuliess,  so  musste  der  judex  ad  quem  nicht  bloss 'ein 
städtischer,  sondern  auch  ein  derselben  Stadt  angehöriger 
sein. 

In  diesem  Sinne  bestimmte  das  salzwedeler  Stadtrecht 
von  1273,  dass  das  Schelten  eines  städtischen  Schöffenur- 
theils  an  den  Rath  der  Stadt  ergehen  soll.  Ein  weiter  ge- 
hender Zug  de?  Ürtheilscheltens  wird  nicht  erwähnt.®^*) 

In  späterer  Zeit  haben  die  Städte  in  mehr  oder  weniger 
bestimmter  Weise  die  Appellation  ausserhalb  ihrer  Stadt- 
mauern ihren  Bürgern  geradezu  untersagt.  Sie  geriethen 
dabei  hauptsächlich  mit  dem  Markgrafen  in  Conflict,  der  als 
oberster  Richter  im  Lande  den  Rechtszug  an  ihn  auch  aus 
den  Städten  oflfen  und  unangetastet  wissen  wollte.  Mehrere 
Urkunden  geben  von  dem  Widerspruch,  den  der  Markgraf 
gegen  die  Appellationsverbote  der  Städte  erhob,  Zeugniss. 

801)  Vergl.  auch  von  Kamptz  in  Matthis  allg.  jur.  Monatsscbr.  für 
die  preuss.  Staaten  XI.  S.  53  f. 

802)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  L  XIV.  S.  13,  No.  17  (1273):  Item  sen- 
tencie  coram  indice  inveniantur  secandum  quod  acteons  est  consnetum. 
Et  si  aliquis  levitatis  sue  causa  justas  sententias  contra  justiciam  incre- 
jparet  yel  manifeste  injustas  sententias  inveniret,  quatuor  solidis  jndici 
vadiabit;  injustas  autem  sententias  dtctmus,  quas  injustas  esse  pro- 
nunciant  communiter  (Konsul es  civitatis. 
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Die  Stadt  Salzwedel  gebot  im  Jähre  1434  nur  im  All- 
gemeinen, daas  sich  jeder  ihrer  Bürger  am  Stadtrechte  ge- 
nügen lassen  soUe.®^')  Diese  Vorschrift  war  allgemein  und 
nicht  direct  auf  Ausschliessung  der  Appellation  gerichtet. 
Deshalb  bestätigte  Markgraf  Johann  dieselbe.  Es  ist  in- 
dessen wahrscheinlich,  dass  man  später  das  „zu  Salzwedel 
sich  am  Rechte  genügen  lassen"  auch  in  dem  Sinne  der 
Ausschliessung  jeder  Berufung  an  Behörden  ausserhalb  Salz- 
wedel deutete. 

.Der  Rath  von  Brandenburg  hat  das  Versprechen  pich 
an  dem  Rechte  der  Stadt  genügen  lassen  zu  wollen,  im  Jahre 
1483  dahin  gedeutet,  dass  auch  die  Berufung  an  den  Kur- 
fürsten und  seine  Räthe  dadurch  ausgeschlossen  sei.  Er 
hatte  demzufolge  einen  Bürger  Franz  Diricke,  der  gleichwol 
jene  Berufung  unternommen  hatte,  angeklagt.  Die  kurfiirst- 
liohe  Entscheidung  ergeht  jedoch  dahin,  dass  jenes  Verspre- 
chen unbeschadet  der  fürstlichen  Obrigkeit  verstanden,  mit- 
hin dennoch  die  Berufung  an  den  Landesfürsten  gestattet 
werden  müsse.^^) 

'  803)  Cf.  BieM,  C.  D.  Br.  L  XIV.  S.  257,  No.  326  (1434):  Wurden 
auch  leute  bynnen  Salczwedel,  die  do  besessen  oder  einer  mit  dem  an- 
deren inwonere  czweifertig  in  Worten  oder  wercken,  von  den  mag  ein 
iczlich  bnrger  czu  Salczwedel  wonhafftig  genughafftig^  wissenheit  eischen 
und  nemen,  so  das  sich  iczlich  teil  czu  Salcewedel  an  rechte  wolle  ge- 
nügen lassen,  und  wer  das  weigerd,  den  mag  man  aufhalten  oder  vor- 
weisen, so  lange  bisz  dieselben  ungehorsamen  des  rats  und  der  statt 
willen  haben  und  erwerben  mugen,  on  geverde. 

804)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  IX.  S-  229,  No.  299  (1483):  üff  solchs. 
das  bor^ermeister  und  rathmanne  zu  Brandemburg  keyse^lich.  und  fürst- 
liche brive  vorbracht  haben,  einer  freyung,  das  die  Ainwoner  der  stede 
anders  dann  umb  hanthafftige  that  mit  gerichten  nicht  gefordert  oder 
vorgenommen  soUen  werden,  ist  unnsers  gnedigen  herren  antwort,  sein 
gnade  lasse  der  von  Brandburg  prevjlegia  in  jren  wirden  unschedlich 
seiner  fürstlichen  öbricUeiU  Und  als  die  aüss'der  olden  statt  Brandem- 
burg Fritzen  Diricken  beschuldigt  haben,  er  hab  gesworn  in  aufnehmen 
seiner  borgerschafft  sich  zu  Brandemburg  jn  der  Statt  Brandenburgisches 
rechtens  ^ugen  zu  lassen,  des  er  dann  vergessen  und  wider  sein  gelobde 
und  eyde  sy  hierher  gefordert  hett,  halt  unser  gnediger  herr  erkannt, 
nach  dem  die  Sachen  durch  Diricken  clagweis  und  nicht  anders  an  sein 
gnade  als  den  landfursten  gelanngt  sein,  so  er  billich  hatt  thun  und  vor- 
brengen  mögen,  das  er  dessbalben  solichem  seynem  eyde  und  püichten 
nicht  zu  nahen  gehandelt  oder  da  wider  gethan  hat.  Auch  als  unnser 
gnediger  herr  Diricken  sein  hausfrawen  und  alle  ir  habe  und  gute  in 
suiidern  seiner  gnaden  schütz  und  schirm  genommen  bat,  soll  dennoch 

35* 
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Zu  einem  ehtschiedenen  Gonfliot  seheint  die  Frage  in 
Stendal'  gefiihrt  zn  haben.    Aus  dem  Jahre  1488  wird  ur- 
kundlich bezeugt,   dass  die  Stendaler  die  Appellation  yer- 
\  boten  hatten,  aber  nunmehr  auf  Andringen  des  Kurfürsten 

dieses  Verbot  aufheben  und  für  den  darin  liegenden  Ueber- 
griff  Verzeihung  erbitten  mußsten.    Es  heisst:*^*) 

Als  wir  auch  des  obersten  gerichts  und  glaits  halbenn 
uns  gegen  unnsern  gned.  herren  und  der  herrschafft  man* 
nigfaltiglich  missbraucht,  das  irenn  gn.  unnd  den  lannden, 
auch  den  gemeinen  mann  zn  vorfanng  unnd  zu  schaden 
gescheen  ist,  unnd  zu  appelliren  yorbotten  haben, 
der  unnd  ander  Sachen  halbenn  der  obgedacht  unnser  gn. 
herr  solich  oberst  gericht  mit  sampt  den  niderstenn  ge- 
rieht,  das  vor  der  herrschafft  ist,  zu  ewigenn  zeitenn  zu 
habenn  imnd  zu  gebranchenn  vorbehalten  hat,  verczeihenn 
nnnd  sagen  wir  ab  vor  unns  und  unnser  nachkommen  u.  s.  w. 
Nach  anderer  Seite  hin  findet  diese  Neigung  der  Städte  die 
Appellationen  auszuschliessen  oder  wenigstens  nur  an  spe- 
cifisch   städtische  Gerichte  ergehen  zu  lassen,    einen  Aus- 
druck darin,  dass  man  bei  einzelnen  Städtebündnissen  für 
den  Fall  der  Berufung  ein  bestimmtes  Stadtgericht  als  zur 
Entscheidung  competent  festsetzte.    So  ist  es  im  Jahre  1392 
geschehen  bei  einem  Bündnisse  unter  den  Städten  Stendal, 
Gardelegen,  Tangermünde,  Osterburg  und  Werben,  wo  das 
Gericht  in  Stendal  als  Berufungsinstanz  bezeichnet  wurde.^) 
Der  Markgraf  setzte  seinen  Entschluss  auch  fär  die  Be- 
rufungen aus  den  Städten  als  oberster  Berufungsrichter  an- 
erkannt zu  werden,  durch.    Viele  Fälle  beweisen  das,  z.  B. 
bestätigen  im  Jahre  1481  die  kurfürstlichen  Bäthe  in  appel- 
latorio   ein  Erkenptmss   des  Stadtgerichtes  zu  Gardelegen 

Diricke  ur.d  sein  frawe  zu  Brandeinburg  in  der  statt  zu  recht  steen 
und  den  jhenen,  die  sie  ansprechen,  rechtlich  antworten.  Worden  sy 
dann  beswert,  mögen  sie  sich  an  unsern  gnedigen  herren  aU  an  des 
landea  furaten  beruffen, 

805)  Vergl.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XV.  S.  409,  No.  452;  auch  Zimmer- 
mawn,  Städteverf.  I.  S.  163,  Note  68. 

806)  Cf.  Etedel,  C.  D.  Br.  I.  VI.  S.  105,  No.  147  (1392):  Und  eft  id 
to  der  appelladen  queme,  so  scal  uth  isliker  stad  ejn  uth  dem  rade  in 
de  stad  to  Stendal  darto  riden. 
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und  ebenso  erkennen  sie  in  der  Appellationsinstanz  in  einer 
städtischen  Processsache  der  Stadt  Osterburg.**^) 

Dass  indessen  auch  in  den  Städten  selbst  ein  Bedürf 
niss  ergangene  Erkenntnisse  anzufechten,  vorhanden  war,, 
ergibt  die  Praxis  des  brandenburger  Sch^ffenstuhles  während 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts  sehr  deutlich.  Es  kommen  in 
den  A^ten  desselben  zuweilen  Appellationsfälle  von  stadt- 
gerichtlichen Sentenzen  vor,  so  dass  in  dieser  Form  in  den 
Städten  in  der  That  eine  Anfechtung  des  Urtheils  möglich 
war.  Im  Jahre  1508  hatte  das  frankfurter  Stadtgericht  über 
die  Priorität  mehrer  concurrieirender  Gläubiger  in  der  Be- 
friedigung aus  den  mit  Arrest  belegten  Gütern  des  Schuld- 
ners erkannt.  Die  Schöffen  von  Brandenburg  urtheilen  nach 
dem  ersten  Urtheil,  wie  es  scheint,  bestätigend,  wenigstens 
in  den  Grundsätzen.®^®)  Ein  ähnlicher  Fall  kommt  aus  dem 
Jahre  1531  vor,  wo  die  brandenburger  Schöffen  naeh  dem 
ersten  Urtheile  des  prenzlauer  Stadtgerichtes  erkennen^^^) 

Dass  demnach  ein  dem  Urtheilschelten  im  Dorf-  oder 
Landgericht  entsprechendes  Berufangsverfahren  auch  in  Städ- 
ten wenigstens  während  des  15.  Jahrhundert  existiert,  kann 
nicht  in  Zweifel  gezogön  werden.  Die  ordentliche  Berufungs- 
instanz war  der  Kurfürst  mit  seinen  Käthen,  man  benutzte 
aber  auch  den  Hechtszug  nach  dem  brandenburger  Schöffen- 
ftttthl  als  Mittel  eSue  Appellation  durchzusetzen.  Die  Auc- 
torrtät  des  brandenbnrger  Schöffenstuhles  war  der  des  Mark- 
grafen und  seiner  Räthe  untergeordnet,  so  dass  von  jedem 
Urtheile  des  ersteren  noeh  an;;  die  Räthe  des  Markgrafen 
Berufung  eingelegt  werden  konnte.-  Beispiele  dieser  Art 
fiftden  sich  aus  den.  Jahren  1513  und  1517.^^^) 

807)  von  Eaumer,  C.  0.  Br.  U.  S.|149,  No.  56  (1481);  S.  182,  No.  122 
(1492). 

808)  Cf.  Acten  des  brandenburger  Scböffenstnhles  Bd.  I.  Bl.  34—36 
(1508). 

809)  Cf.  Acten  des  brandenburger  Schöffenstuhles  Bd.  I.  Bl.  340. 

810)  Cf.  Acten  des  brandenb.  Schöffenstuhles  Bd.  I.  Bl.  8«*  verso  9*». 
Es  heisst  in  dem  Falle  des  Jahres  1513:  Upp  vorige  gesprokenn  Sen- 
tencien  twuschen  Clawes  Fetzen  eines  und  Andreas  Eggerde  ander  tei- 
les  hat  obin  brurth  Andrewes  Eggerde  up  heute  actum,  nemüch  den 
dingestags dar  van  appdliiret  unnd  sich  bompen  ahn 


550  QESOHIOHTB  DBR   GERIORTS-yERFACISlTNa. 

Wenn  der  Markgraf  auf  diese  Weise  die  Appellation 
an  ihn  in  allen  Beziehungen  im  Principe  aufrecht  zu  erhal- 
ten suchte,  so  wünschte  er  doch  nicht ,  dass  durch  unge^ 
hörige  Appellation  selbst  kleine  und  einfache  Sachen  in  die 
Länge  gezogen  würden.  Er  scheint,  wenn  auch  nicht  durch 
allgemeine  Landesverordnung,  so  doch  bei  einzelnen  G-elegen- 
heiten  eine  summa  appeUabilis  rorgeschrieben  zu  haben.  Im 
Jahre  1515  setzte  er  dieselbe  auf  15  Gulden.^^0 


g.72.      . 
Appellation  und  Supplioation. 

Es  würde  nunmehr  die  Aufgabe  sein  das  Berufungs- 
verfahren  vor  dem  Kurfürsten  und  seinen  Bäthen,  wie  es 
sich  am  Schlüsse  des  darzustellenden  Zeitraums  ausgebildet 
hat,  genauer  zu  entwickeln.  Mit  Hinblick  auf  die  unter 
meiner  Mitwirkung  erscheinende  Geschichte  des  Kammer- 
gerichts vonHeydemann  und  von  Strampff. darf  ich  auf 
die  dort  ex  professo  zu  erwartende  Erörterung  verweisen. 
Nur  der  Vollständigkeit  halber  sei  hier  Folgendes  bemerkt. 

Von  allen  Gerichten  der  Mark  führt  ein  Berufungsver- 
fahren an  den  Kurfürsten  und  seine  Bäthe  als  an  die  oberste 
Instanz.  Der  Kurfürst  ist  hiebei  als  integrierender  Theil, 
und  zwar  als  Vorsitzender  eines  in  oberster  Instanz  urthei- 
lenden  Gerichtshofes  gedacht.  Die  allmählich  fortschreitende 
coUegialische  Ausbildung  des  Kammergerichts  brachte  es  in- 
dessen mit  sich,  dass  jjie  Bäthe  eine  regelmässige,  sehr  ge- 
schäftige jurisdictionelle  Thätigkeit  als  Beisitzer  jenes  Ge- 

unnsern  gnedigsten  herrn,  des  ihm  denn  richter  unnd  schepenn  also 
vorgunnt  unnd  oachgegeven  is,  yedoch  dat  obgnanter  Andrewes  £ggerdt 
sodan  appellacien  so  cleger  und  getrullch  persequieren. 

8U)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  XXI.  S.  383,  No.  344  (1615):  und  alss 
wir  Unterrichtung  empfangen,  dass  offt  und  viel  in  geringen  Sachen 
mehr  aus  mutwillen  und  verlengerung  der  Sachen  dann  aus  nottdurft 
appellation  von  obberuhrtem  unserm  Stadtgerichte  an  unss  geschehen, 
dadurch  mannigfaltig  Unkosten  und  zehrung  den  partejen  entstehet, 
wollen  und  setzen  wir,  dass  man  denselbigen  muhtwilligen  und  unge- 
gründeten appellationen  nemlich  in  geringen  Sachen,  die  in  oder  unter 
die  16  gülden  wirdig,  nicht  stattgeben  noch  zulassen  soll. 
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richtshofes  entfalten  mnssten  und  dass  somit  der  Kurfürst 
wegen  seiner  vielfältigen  anderen  Regierungsgeschäfte  nicht 
immer  im  Stande  war  den  persönlichen  Vorsitz  im  obersten 
Gerichte  des  Landes  zu  führen.  Er  Hess  sich  daher  in  die- 
ser Beziehung  durch  einen  Anderen  vertreten  und  je  mehr 
gerade  diese  Vertretung  die  Regel  wurde,  um  so  mehr  bil- 
dete sich  das  Collegium  der  Räthe  zu  einer  fest  organisier- 
ten, mehr  unter  Aufsicht  als  unter  Mitwirkung  des  Kurfürsten 
fungierenden  gerichtlichen  Behörde  aus.  So  lange  der  Kur- 
fürst selbst  den  Vorsitz  der  Räthe  führte  und  das  von  die- 
sen gefundene  ürtheil  selbst  verkündigte,  würde  es  keinen 
Sinn  gehabt  haben  von  diesem  Urtheil  an  den  Kurfürsten 
selbst  noch  Berufung  einzulegen.  Der  judex  a  quo  und  der 
Judex  ad  quem  waren  in  diesem  Falle  nicht  bloss  juristisch, 
sondern  auch  thatsächlich  identisch  mit  einander. 

Als  aber  unter  fremdem  Vorsitze  das  Ürtheil  der  kur- 
fürstlicKen  Räthe  ergieng,  lag  es  nahe  den  Kurfürsten  als 
obersten  Inhaber  der  markgräflichen  Gewalt  als  höheren 
Richter  zu  einer  wiederholten  Prüfung  der  von  den  Räthen 
gefällten  Entscheidung  zu  veranlassen.  Juristisch  ist  frei- 
lich auch  in  diesem  Falle  der  Kurfürst  mit  dem  erkennenden 
Gerichte,  dessen  Sentenz  angefochten  wird,  identisch.  Das  Ur- 
theil ist  verkündigt  worden  im  Namen,  obschon  nichts  durch  den 
Mund  des  nunmehr  angerufenen  Kurfürsten,  es  erscheint  also 
als  das  Erkenntniss  des  obersten  Landesgerichtshofes>  über 
den  verfassungsmässig  keine  weitere  Instanz  gesetzt  ist. 
Thatsächlich  aber  war  der  Kurfürst  bei  der  Entscheidung 
nicht  betheiligt,  er  besass  vermöge  seiner  markgräflichen 
Gewalt  das  Recht  den  obersten  Gerichtshof  zu  ernennen 
und  unter  eigenem  Vorsitze  die  Entscheidung  zu  Stande  zu 
bringen.  Es  lag  daher  nahe  eine  erneuerte  Prüfung  unter 
Mitwirkung  des  Kurfürsten  herbeizuführen  und  das  ist  der 
Gesichtspunkt  für  die  Supplication. 

Genau  genommen  war  darin  enthalten  eine  Berufung 
von  demselben  an  ebendenselben  Gerichtshof,  es  fehlte  also 
der  Devolutiveffect.  Wer  das  Rechtsmittel  gebrauchte,  er- 
wartete;  dass  der  Kurfürst  neue  Räthe  zu  Beisitzern  für  die 
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Entseheidnng  dieser  Sache  ernennen  und  entweder  fieraön- 
lich  den  Vorsitz  führen  oder  duroh  einen  besondern  Stell- 
Vertreter  für  denselben  sorgen  werde.  Wenn  daa  Rechte- 
niittel  eingewendet  wurde,  so  konnte  der  Kurfürst  die  Acten 
yersen<}en,  sei  es  an  einen  Schöffenstuhl,  sei  es.  an  eine 
Universität  und  das  hier  ertheilte  Weisthum  ak  definitives 
Erkenntniss  publideren.  Die  Hauptsache  war,  dass  bei  dier 
ser  erneuerten  Ent^icheidung  andere  Personen  als  die  zuerst 
erkennenden  kurfürstlichen  Bäthe  thätig  waren. 

Bestimmte  Grundsätze  und  Requisite  für  dieses  Rechts- 
mittel waren  bis  zum  Ablauf  des  15.  Jahrhunderts  wol  kaum 
ausgebildet.  Fälle,  welche  uns  überliefert  werden,  sind  fol- 
gende. 

Im  Jahre  1525  wird  eine  Supplication  an  den  Kurfürsten 
eingelegt,  aber  von  diesem  zurückgewiesen.^*^)  Die  kurfürst- 
lichen Räthe  hatten  ferner  in  einem  Streite  dem  unterliegenden 
Theile  die  Zahlung  der  Processkosten  auferlegt.  Als  der 
Kläger  diese  im  Betrage  von  6  Gulden  beitrieb,  suppHcieren 
die  Gegner  beim  Kurfürsten  wegen  angeblicher  Verletzung 
des  Erkenntnisses  der  kurfürstlichen  Räthe.  Die  branden- 
burger  Schöflfen  von  den  Gegnern  der  Supplicanten  befragt, 
erkennen,  dass  wenn  bei  der  Execution  die  Grenzen  des 
angefochtenen  Erkenntnisses  eingehalten  seien,  die  Suppli- 
cation  als    eine   ungehörige    zu  bezeichnen  sei.^*^)     Dieser 

812)  Cf.  Acten  des  brandenburger  Schöffenstuhles  Bd.  I.  BL  211. 

Wir  Joachim alsz  dan  jn  solchen  sacbenn  zwisschen  Mathias 

Achim  Heinrich  und  Bernds  seligenn  nachgelassene  kindernn  von  Bre- 
dow  eins  und  Lippoltenn  von  Bredow  anders  tails  von  wegenn  der  ge- 
richt  upfart  und  apfart  der  erkauften  gutter  jm  dorpfe  Bornicke  von 
Mathias  Achill,  Hein^rich  und  Bernds  seligenn  von  Bredow  nacbgehisseBe 
kinder  mith  anzeigung  etlicher  beschwere  an  uns  suppliciret,  demnach 
und  darauff  nach  ubersehung  jrer  supplication  und  aller  gerichts  actenn, 
jn  der  sachenn  zuvor  ergangen  mit  ungehabtenn  rathe  der  rechtsver- 
stendigenn  und  unse  rethe,  sprechen  wir  zu  rechte,  das  wol  gesprochen 
und  übel  supplicirt  worden. 

813)  Cf.  Acten  des  brandenburger  Schöffenstuhles  Bd.  I.  BL  287 
(1531).  Nach  Vortrag  des  streitigen  Rechtsverhältnisses  heisst  es:  daraber 
Merten  Weller  euch  mith  geswomer  warheit  vor  kfg.  Supplication  weiss 
solle  vorclagt,  als  sollet  ir  iw  hoher  dan  kfg.  bowelch  nach  die  pfen- 
dung  angemast  haben,  wie  dan  die  copey  seiner  supplication  mitbreiigt, 
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Spruch  der  brandenburger  Schöflfen  ist  keine  officielle  Ent- 
scheidung jener  bei  dem  Kurförsten  schwebenden  Suppli- 
cation  selbst,  sondern  nur  ein  juristischer  Rath  für  eine  bei 
derselben  betheiligte  Partei. 

Einen  Fall,  wo  der  im  Wege  der  Supplication  ange- 
gangene Kurfürst  die  Acten  zum   Spruch  an  die  leipziger 
Juristenfacultät  versendet,   bietet  eine  Urkunde  vom  Jahre 
1529.8^0    Der  Kurfürst  publiciert  dae  ürtbeiLder  Pacultät 
mit  der  Einleitung  f 
inmaszen  wir  dan  obberuhrten  unsern  lieben  getreuen  und 
rethe  rechtspruch  also  hiemitt  wollen  ercklertt  haben  von 
rechts  wegen. 
Die  älteste  Spur  eines  ähnlichea  Rechtsmittels  wie  dieser 
nur   in   kurzen   und   sehr   allgemeinen  Zügen  angedeuteten 
Supplication  bietet  der  Richtsteig  Landrechts  iu  dem  Ziehe.n 
des  ürtheils  an  das  Rechtsbuch,  das  noch  gegen  die  Sen- 
tenz in  der  Kammer  zu  Tangermünde  zulässig  war  (vergl. 
pben  g.  70  bei  Note  788), 

welches  Jr  Jw  nicht  gestendi^  ,|flawt  euer  rechtsfra^e  spvechen  wir  xu 
recht,  wan  dem  also  sey,  das  ir  euch  in  der  pfandang  kegen  gedachten 
Weiter  nicht  hoher  dan  kfg.  erkentnus  und  bevekh  nach  als  nemlich 
sechs  pf.  expens  etc.  urzaiget  habt,  szo  faatt  ehr  euch  kegen  kfg.  nn- 
bilKcher  wisze  desshalben  thun  beclagen  und  ir  mugent.in  demwegen 
-DMah  gewonh«it  ewers  stadtgerichtB  inn  busse  nhemen,  kfs.  zur  straffe 
forbehallten,  blllich  und  yon  rechts  wegen.  Actum  Mitwochs  nach  Lae- 
tare  1531. 

814)  Cf.  Biedel,  C.  D.  Br.  I.  X.  S.  173,  No.  83  (L5^). 


SCHLUSSTV^ORT. 


Die  Aufgabe  dieses  Werkes  ist,  soweit  ich  nach  dem 
Stande  der  historischen  Ueberlieferang  vermochte,  erschöpft. 
Einige  Supplemente  wird  die  künftig  erscheinende  Special- 
geschichte des  Kammergerichts  von  Heydemann  und  von 
Strampff  noch  erbringen.  Eine  doppelte  Wandelung  der 
Gerichtsverfassung  ist  in  der  Zeit  vom  10.  bis  zum  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  zu  erkennen.  Die  älteste  Verfassungs- 
form  der  Burggrafschaften  verfällt  und  geht  über  in  eine 
andere,  deren  Hauptträger  das  Yogtgericht  ist.  Auch  dieses 
mit  seiüen  Sprengein  bricht  zusammen  und  geht,  durch 
mancherlei  Exemtionen  erschüttert,  im  15.  Jahrhundert  über 
in  die  dem  modernen  Justizwesen  nahe  stehenden  Einrich- 
tungen. Statt  der  YQgtgerichte  stehen .  beim  Ablauf  des  15. 
Jahrhunderts  provincielle  Landgerichte  und  Hofgerichte  vor 
uns;  unter  ihnen  stehen  die  grossen theils  patrimonialen 
Dorfgerichte,  neben  ihnen  die  eximierten  Stadtgerichte, 
über  ihnen  der  Kurfürst  mit  seinen  Räthen,  später  das 
Kammergericht. 

Zwischen  diesen  beiden  Hauptverschiebungen  der  Ge- 
richtsverfassung hindurch  zeigen  sich  vorübergehende  gericht- 
liche Bildungen,  die  Landfriedensgerichte  und  andere  auf  be- 
sonderer localer  Grundlage  ruhende  Formen.  Der  Zusammen- 
hang aller  dieser  Institute  verzweigt  und  verschlingt  sich 
so  wunderbar,  dass  es  kaum  eines  besonderen  Beweises  be- 
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dürfen  wird,  wie  sehr  die  Rechtsgeschichte  einzelner  Terri- 
torien geeignet  ist  die  allgemeinen,  aus  den  Rechtsbüchern 
geschöpften  Bilder  der  deutschen  Gerichtsverfassung  zu  be- 
leben, zu  ergänzen,  zu  berichtigen. 

Der  Zusammenhang  der  Gerichtsverfassung  der  Mark 
Brandenburg  mit  den  Grundsätzen  des  sächsischen  Rechtes 
ist  unzweifelhaft,  der  des  märkischen  Gerichtsverfahrens  mit 
denselben  noch  weniger.  Hier  ist  nur  in  einzelnen  Punkten 
eine  Modification  der  sächsischen  Processgrundsätze  bemerk- 
bar, viele  andere  Ueberlieferungen  über  den  Process  der 
Mark  sind  zu  spät,  um  einen  Rückschluss  auf  das  Yerhält- 
niss  zum  sächsischen  Rechte  in  älterer  Zeit  zu  gestatten. 
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Actenversendung  IL  124.  552i 
Albrecht  der  Bär  L  37  ff.  241.   II. 

79  f.  92. 
Alexander,  Vogt  II.  10  ff.  15  ff. 
Alodien.    A.  des  ascan.  Hauses  I. 

64,  N.  54.    Gerichte  über  A.  I. 

263  ff.  268  ff. 
Altmark  I.  102  ff.   Landvogt  in  A. 

I.  154.   Hofrichter  in  A.  I.  207. 

Landschöffen  in  A.  II.  38. 
Angermtinde,  Vogtei  L   124.    A. 

Stadt,  erwirbt  ob.  und  nied.  Ger. 

I.  195.    A.,  Jusrisdiction  über 

Excesse  II.  244. 
Appellation,  s.  Rechtszug  II.  550  ff. 

A.  ans  Reich  I.  84.     A.  vom 

Landfriedensgericht  IL    123  ff. 

A.  vom  Hofgericht  IL  288.    a! 

vom  Hofgericht  H.  288.    A.  in 

Deichsachen  H.  102.     A.  ver- 
boten in  Städten  IL  547  ff. 
Arenswalde,  Vogtei  I.  131. 
Arneburg,  Vogtei  L  103.    Botding 

in  A.  IL  102. 
Arrest.    A.  an  Sachen  durch  den 

Dorfschulzen  IL  483  f.  493.   A. 

Priorität  n.  498. 
Auflassung.    A.  im  Dorfgericht  L 

161.     A.  vor  Rathmannen  IL 

249.     A.  vor  Stadtschöffen  H. 

241. 


Barfut,  Hans,  Hofrichter  n.  279. 

Barnim,  der  L  119ff.   Landvogt  im 
•  B.  I.  154.    Landschöffen  im  B. 
IL  37. 

Bärwalde,  Vogtei  I.  129.  B.,  Hof- 
gericht n.  317. 

Bauermeister  IL  162. 

Beamte.  B.  des  Markgr.,  Gerichts- 
stand I.  201  ff.  IL  202. 

BedeUus  (Büttel)  H.  48,  152,  234. 

Beeskow.  B.  Stadt  L  185  ff.  B.  hat 
Jurisdiction  über  Ritterb.  I.  252. 
Femger.  in  Beeskow  L  260. 

Befehl,  sonderer  IL  332. 

Belitz,  Vogtei  (?)  L  114f. 

Berlin,  Vogtei  L 121.  B.  hat  Jurisd. 
über  Ritterb.  1. 212  f.,  250, 252.  B. 
Schöffen  H.  230.  B.  Ort,  Zeit  des 
Gerichts  H.  236.  B.  gemein- 
schaftliches Gericht  mit  Cöln  H 
240.  B.  Wroh  IL  258,  260.  B 
Hofrichter  I.  223,  H.  311ff. 

Bernstein,  Land  I.  180.     , 

Beweis  s.  Zeugen,  Urkunden,  Eid, 
Gericht,  Zweikampf.     B.  Ver- 
fahren IL  476 ff.    B. -Mittel  IL  ' 
506  ff    B..Vertheüungn.521ff. 

Biesenthal,  Vogtei  L  119. 

Blutrache.  B.  in  der  Mark  IL  106  ff. 

Boizenburg,  Vogtei  I.  121  ff.  Vogt 
in  B.  L  153.  ' 
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Betding  {Bo.dtog)  H.  79ff.,  lOOff., 
180ff.  Yorsite  im  B.  IL  82.  B. 
in  Stade  IL  89 ff.  B.  in  Bran- 
denburg IL  91  f.  B,  in  Bremeü 
n.  92.  B.  1)ei  den  Friesen  IL 
92  ff,  B-inBeichsachenlLlOlf. 
B.  Ußtergaang  IL  103. 

Bnmdenburg,  Vogtei  L  110.  Pri- 
.  vilegiüti  fiir  B.  L  180,  H.  17. 
Stadtreckt  t.  B.  in  Grans^e  L 
182.  Vogt  in  B.  L  182.  Burg- 
grafen ih  B.  L  182,  B. 
höohste  Dingstätte  L  235.  IL  308. 
B.  Hat.  Jurifld.  über  Bitterb.  I. 
252.  In  B.  ein  Process  übet 
Alode  (?)  L  268 ff.  Scköff^- 
.  stttbl  in  B.)  Acten  desselben  L 
269  N.  443.  Streit  in  B.  L  275 
K.4Ö5.  In  B.  Niedergericht  be- 
liehen L  290.  B.  Sitz  des  Hof- 
richters IL  299ff.,  306ff. 

Bich,  Joh.  V.  n.  23a  N.  395a,  26^f., 
267.    B.,  Henning  v.,  Hofrich- 

'     ter  IL  268f. 

Burggrafen.  B,  L  92  ff.,  H.  7*  B., 
V.  Ameburg  I.  95,  ü.  7.  B., 
V.  Brandenburg  I.  95,  182 f.; 
H.  7,  10.  B.,  V.  Stendal  L  96, 
IL  7.  Gericht  des  B.  L  96  ff. 
II.  5ff.,  7.  B.  richtet  über  den 
MaTkgr.  I.  99,  H.  4.  B.  richtet 
über  Bitterbürtige  L  200.  B. 
Verhältn.  zu  den  Vögten  Hl  9  ff., 
33f.    B.  Verfall  H.  18  ff. 

Burgwart  L  98, 148  N.  265;  IL  5ff. 

Busse.  B.  grosse  und  kleine  (H. 
159  ff. 

]>elch9ach«n  n.  101. 

Deqnede,  Hofriohter  IL  284ff. 

Districtshofrichter  L  209£,  213, 
2a2.  D»  der  Altmark  H.  280ff., 
315  ff.  D.  Competenz  IL  290  ff. 
D.  in  Friedeberg  II.  296  ff.  J>* 
lA)  Stolpe  n.  297  ff.  D.im.Hayel* 


land^  IL  299  ff.  D.  m  Ukerr 
mark  IL  300  ff. 

Dorf.  D.  Gründung  IL  147ff.  D. 
hat  Roland  II.  204  ff. 

Dor^erichl;  1. 156  ff.  Vorsitz  im  Dr.: 
I.  159,  Competenz  des  D.  I. 
160—163,  Auflassung  im  D.  I. 
161;  IL  175f.  Gefäüle  des  D. 
L  168.  PatrimonialesD.LieSff. ;. 
IL  178  ff.  D.  veräusserlich  L 
290.  Leibgedinge  am  D.  L  29L 
D.  Entstehung  IL  145  ff.  D. 
markgräfl.  IL  151  ff.  D.  Bei- 
sitzer H.  170.  D.  2;eit,  Ort  U. 
174. 

DorfschöffeÄ  II.  170f. 

Dorfschulze  L  156.  D.  übt  Polizei 
L  157.  P.  erhebt  die  Abgäbet; 
L  158.  D.  vöUstiröckt  Execution 
IL  483.  Bügepflicht  des  D.  I. 
158  f.  :  Vorsitaer  des  Dorfge- 
richtes L  159;  IL  152.  Per- 
ceptionen  L  ICS";  G^Ue  von 
Blütrunst  I£.  155.;  IL  1^4, 173  f. 
D.  ritteil.  Pers.  H.  149ff.  D. 
belehnt  H.  153ff.  Setzschulze 
n.  153ff:,  169.  Pflichten  des  D. 
(ritterl.)  H.  154.  D.  für  Ger. 
an  Hals  und  Hand  gewählt  IL 
157.  D.  nicht  Schultheiss  IL 
167.  DL  gewählt  IL  167  ff.  D. 
nachlässige  Amtsführung  IL  180. 

Drawe,  Vogtei  zw.  Netze  und  D. 
L  132. 

Driesen,  Vogtei  L  132.  Vogt  in  D. 
L  153.     : 

Dncaitus  limitis  I.  84. 

Dacatus  transalbinus  I.  36  N.  19b. 

Dux  et  marchia  I.  33. ;  IL  2.  N.  2. 

Kid  IL  507  ff.  E.  im  Landfriei 
densgericht  IL  119.  E.  selb- 
dritt  in  persönl.  Schuldklag,  IL 
384;  bei  Todtschlag  (alibi>  IL 
427;  E.  altein  IL  385,  423,,  524. 
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£•  selbsiebeni,  bei  TodtBchlag 
IL  424f.,  426, 427,  524.  E.  selb- 
zwölft,  bei  Todtochlag  II.  425, 
426. 

Eidesbelfer  11.  509  ff.  £.  im  Land- 
friedensgericbtelLIlO.  E.  keine 
Verwandte  der  Partei  II.  412  f. 

Elendentach  II.  511. 

Eventualmaxime  II.  474  ff. 

Evererug,  Vogtl.  147;  U.  9ff.,  llf.,132 

Excesse  des  Adels  1. 18,  der  Stadt 
Frankfurt  I.  21;  II.  198ff.  Ge- 
fälle von  E.  I.  192.  E.  im 
SUdtger.  n.  239f.,  502,  506.  E. 
gerichtet  vom  Rath  11.  244,  248. 
Wegen  E.  kein  Eid  des  Bekl. 
II.  426. 

Ezecntion  II.  483  ff.  £.  im  Land- 
friedensgerichte II.  123.  E.  eines 
Urtheils  des  Hofger.  IL  269.  E. 
im  Crimina^rocess  IL  443  f. 
Execntiönsordnung  11. 485, 495  f. 
E.  auf  Mobüien  IL  485  f  E. 
anf  Immobilien  H.  487.  E.  für 
Pfandgläub.  IL  489f.,  497 f 

r'alschmünzerei.  Handhafte  That 
bei  F.  IL  437. 

Fehderecht  L  lOff.;  für  Münche- 
berg  16  f.  F.  gegen  die  Kirche 
1. 278.  F.  gegen  d.  Markgr.  IL  107. 

Felonie.  Process  wegen  F.  I.  203, 
219;  U.  397  f. 

Femgerichte,  westfälische  I.  86 ff.; 
IL  113.  Klage  vor  F.  L  88. 
Fürspreche  vor  F.  1. 89.  Wider- 
spruch gegen  F.  I.  90.  F.  in 
Lebus  L  149,  256 ff.,  282;  IL 
35, 116, 503.  F.  Landfriede  1. 260. 

Fimeltingh  IL  94  ff. 

Forum.  F.  domicilii  1. 145 ;  IL  339 f., 
344.  F.  rei  sitae  L  145;  IL  840. 
F.  der  Ritterbttrtigen  I  197  ff. 
F.  deprehensionis  IL  115,  118, 
130ff.,  341ff.     F.  delicti  com- 


missi n.  130 ff.,  341.  F.  aresti 
IL  340.    F.  pro^ogatam  IL  344. 

Fragestücke  IL  479  f. 

Frankfurt,  Vogtei  L  126;'  Stadt  I. 
184  N.  327.  F.  Äidrbt  Ob.-  u. 
Nied.-Ger.  L  195.  F.  exlmiert 
V.  Hofger.  (?)  L  222f. ;  IL  287 ff., 
293ff.  F.  hat  Jurisdiction  über 
Ritterbttrtige  L  252.  F.  erwirbt 
Femgericht  im  Lande  Lebus  L 
258  ff. ;  n.  198.  F.  verliert  Blut- 
bann L  21,  261  f.  F.  Stadtvogt 
IL  194.  F.  Jurisd»  des  Baths. 
n.  244f.    F.  Hofgericht  IL  292. 

Frauen.  F.  als  Klägerinnen  n.423. 

Freienwalde  IL  201. 

Freigericht  in  Westfalen  II.  26, 188. 

Friedeberg,  Vogtei  1. 131  ff.  Hofger. 
Tür  F.  L  207;  IL  291,  296  ff. 

Fürstenbriefe  IL  360.    . 

Gardelegen,  Vogtei  L  106.  6. 
Schöffen  IL  280. 

Gaue,  märkische  I.  24;  IL  6 f. 

Gefälle.  G.  des  Dorfgerichts  L 
168,  299.  G.  des  Zaungerichts 
I.  169;  IL  177.  G.  des  Stadt- 
gerichts I.  194 ff.;  in  Frankfurt 
L  298 ;  IL  163, 164.  IL  197  f.  217. 
Anweisung  des  Richters  auf  G. 
I.  292  ff.  G.  des  Patrimonial- 
gerichts  IL  126.  G.  vom  Lod- 
di'ng  und  Bodding  IL  102. 

Gericht   G.,  hogesteß.  und  sidestes 

I.  160,  174,  187,  377  ff.    G.  bin^ 

nen  tuns  L  169;  IL  178.     G. 

und  üngericht  1. 174.    G.  geistl. 

CompetenzL272ff.275ff.  Ueber- 

griffe  des  geistl.  G.  I.  277.  Ver- 

i        äusserlicbkieit  und  Vererblich- 

keit  des  G.  I.  284ff.    G.,  „sün- 

derlik"  IL  3.    Zeugniss  des  G. 

IL  352,  516. 

<  Gerichtsverfassung  I.  1. 

I  Gerichtezuständigkeit  H.  339ff.  G. 
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für  Execution  II.  49ö.  G.  städ- 
tisclier  Bürger  in  Lehensachen 
n.  5(Mf. 

Gero,  Markgraf  I.  24 f.;  IL  6 f. 

Gerüfte  IL  440  f. 

Gewedde.  G.  bei  Contumaz  ü.  468. 
G.  des  Markgrafen  I.  48. 

Gewere.  Benifang  auf  G.  IL  351, 
353,  356  ff.,  413.  G.  rechte  Le- 
hens-G.  IL  359.  G.,  rechte  II. 
365.  G.,  Beweis  IL  365f.,  413ff., 
481.  G.  als  Grund  des  Beweis- 
vorzuges IL  525  ff. 

Glin.    Landvogt  im  G.'  L  154. 

Glockenschlag  IL  65,  81,  178. 

Gogericht,  Goding,  Gografengericht 

.  I.  144,  145,  N.  265.  Verhältn. 
d.  G.  zum  Vogtger.  IL  21  ff.  G. 
beliehen  v.  Markgr.  od.  Landes- 
herm  IL  22 ff.  G.  Heimath  in 
Westfalen  IL  23.  (?.  gleich 
.  Vogtding  IL  24.  G.  richtet  un- 
ter Königsbann  IL  25ff.,  29f. 
G.  über  Grundeigenthum  IL  29. 
G.  drehnal  im  Jahr  IL  64.  G. 
Sitzung  IL  68.  G.  urtheilt  auch 
über  Städteeinwohner  IL  186. 
G.  concurriert  mit  dem  Stadt- 
vogt n.  187.  G.  Contumaz  IL  465. 

Gografen.    G.,  Landesherren  IL  28. 

Goldene  Bulle  I.  79. 

Golzow,  Vogtei  (?)  I.  113. 

Görtzke,  Vogtei  I.  116.  G.  Stadt 
L  184,  N.  327. 

Gottesurtheil  IL  519  ff. 

Grafen  in  einer  Mark  L  27;  IL  3, 6. 

Gransee.  G.  hat  brandenburgisch. 
Stadtr.  I.  182. 

Grenzen.  Vermessung  der  G.  I. 
136;  IL  151.  Klage  um  Gren- 
zenlauf n.  349,  354. 

GroBs-Dossow.    G.  Stadt  I.  187  ff. 

Hake,  Achim,  Hofrichter  IL  279. 
Hakenberg,  Bruniog  v.,  Hofr.  1. 207. 


Hals  und  Hani  Klagen  um  H,  u. 
H.  n.  419  ff.  Klagen  um  H.  u. 
H.  gegen  Juden  IL  445. 

Handhafte  That  IL  120  f.  H.  Th. 
richtet  der  Bauermeister  IL  163. 
H.  Th.  im  Hofger.  IL  292.  .  H. 
Th.  Forum  IL  341.  H.  Th.  IL 
434  ff.  H.  Th.  Beweis  H.  441. 
H.  Th.  im  Civilprocess  IL  442. 

Hauptmann  I.  155.  H.  (capitaneus 
marcfaiae  br.  generalis)  I.  204; 
H.  gleich  Vogt  I.  185;  IL  20. 

Havelberg  I.  195,  N.  337.  H.  pa- 
trimonales  Hofger.  IL  320  ff.  H. 
landsäss.  Bisthum  IL  478  f. 

Havelland,  Vogteien  L  108.  Land- 
vogt in  H.  I.  154.  Hofrichter 
im  H.  L  207;  H.  299  ff.  Land- 
schöffen im  H.  IL  37. 

Heinrich  der  Löwe  I.  38. 

Herrentag,  gemeiner  IL  335. 

Herzog.  Verhältniss  z.  Markgr.  I. 
32  ff,  33,  N.  19  a.  H.  in  Westf. 
leiht  Königsbann  H.  27. 

Hofgericht,  im  Allgemeinen  IL  323  ff. 
Exemtionen  v.  H.  I.  220ff.  H.  294. 
Oberstes  H,  L  234;  H.  308  ff. 
H.  über  Alode  I.  265.  H.  über 
Grundbesitz  der  Ritterb.  1. 270ff. 
H.  in  Criminals.  IL  289  f.,  321. 
H.,  Beisitzer  IL  264f.  269, 285  ff-, 
323,  324,  Zahl  H.  266,  269, 
274,  277 f.,  302,  324.  H.  OrtU. 
266,  324f.  H.  Parteien  II.  274, 
278, 324.  H.  Vors.  d.  Landhaupt- 
manns  IL  290.  H.  über  Städte 
IL  295.  H.  über  patrimoniale 
Gemeinden  IL  316, 324.  H.  Zeit 
IL  313.  H.  patrimoniales  H. 
319  ff.  H.  verbunden  mit  Land- 
gericht IL  325  ff.  H.  urtheilt 
über  Justizverweigerung  IL  327. 

Hofrichter  I.  146.    Amt  des  H.  I. 

202,  324.    H.  allgemeiner  1. 204, 

,209;   IL  261ff.,  289ff.     H.  in 
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Neu-Sakwedel  I.  206,  221;  IL 
280  ff.  H.  in  der  Altmark  1. 207; 
n.  280ff.  H.  im  Havellande  I. 
207;  n,  299ff..  H.  hat  Urtheü, 
nicht  Execution  I.  215,  301.  H. 
im  ükerlande  I.  218;  II.  SOOff. 
H.  in  Stendal  I.  220,  221.  H*  in 
Berlin  I.  223;  ü.  311  ff.  H.  zu- 
gleich Stadtachulze  II.  297. 
Holtzendorff,  v.  I.  85,  203, 219, 224, 
279  j  n.  398,  400  ff.  477. 

Impugnationsschrift  IL  479. 
Informatio  juris  IL  476. 
Innungen«  L  Jurisd.n.250ff.450f. 

I.  Grenze  der  Jurisd.  II.  256. 
Inquisitionsprincip  IL  347  f.,  [355, 

421,  446. 

«Ja  und  Nein.    Beschuldigungen 

um  J.  und  N.  n.  390. 
Jagow,  Vogtei  L  121  ff. 
Juden,,  in  Königsberg  yerbrannt  IL 

444f. 
Judex.  J.  gener.  L  204, 209 ;  H.  261  ff. 

J.  militum  et  militar.  L  207. 
Judicium.     J.   iiyuriarum   L   151, 

253 ff.,  281;  IL  85,  40.  j.  majus 

et  jninus  L  160,  166;  II.  157  f. 

j.  supremum  et  infimum  1. 163, 

167,  281,  292,  N.  496;  n.  156  ff. 

j.  manus  et  colli  1. 165;  IL  158. 

j.  praefecturae  L  174.    j.  dis- 

positum,  servatum,  firmatum  I. 

174    j.  seeundarium  L  175.   j. 

omne   reale   et  personale  der 

Ritterb.  L  202ff.  212,  249,  266. 

j,  provinciale,  vasallfitus  I.  207. 
.     J.  curiae  L  211,  281.    j.  advo- 

catorum   L  211  ff.,   Name  216, 

281.    j.  et  jura  ducis  Westfal. 

n.  26ffv    j.  mßgus,  mediacre, 

mimu»  IL  158  f. 
Jurisdiction  des  Königs  L  5.   juris- 

dictio.  Sinn  1. 4L  Abgeschlossen- 


heit der  mark.  J.  J,  79C,  83. 
Jurisdictio  summa  et  pedaa^a  L 
160,  174.    j.  in  alto  et  basso 

I.  188.  J.  der  Städte  L  193ff.; 
IL  377  ff.  J.  civile  und  crimi- 
nale  L  246  ff.  J.  weltliche  und 
kirchliche  L  272ff.  J.  crimi- 
nale  im  Hofger.  IL  289.  J.  froi- 
wilMge  L  161;  U.  53,  175,  241, 
301,  418.  J.  in  der  Kammer  II. 
330  ff.  J.  9.\d  dem  Landtage  n. 
334ff. 

Jus  bassum  et  altum  I.  160,  174. 
Jus  marchiae  I.  39;  11.  2,  N.  2. 
Justizverweigerung  1. 145 f.;  11.  73, 
180,  327  ff: 

ICaiserlicher  Friede  in  der  Miurk« 
L  85ff. 

Kalliss,  Land  L  132. 

Kammer.  K.  z.  Tangermönde  I. 
211,  Gompetenz  I.  228,  N.  384, 
330 ff..  K.  L  236,  N.  394.  K. 
wandernd  II.  309.  K.  Schelten 
des  Urtheils  darin  IL*  534. 

Kammergeridit.  Entstehung  L229ff. 
236.  Markgr.  vor  dem  K.  als 
Partei  I.  243,  N.  403.  K.  Gom- 
petenz beschränkt  durch  den 
Kurfürsten  IL  333. 

Kastellaneiverfass^ng  L 145,  N.265. 

Kerkow,  Alber.  v;,  Hofrichter  L 
206;  IL  280 ff. 

Klagen.    K.  um  Besitz  u.  £igenth. 

II.  345,  362.  K,  um  diogliche 
Rechte  U<  363f.,a€<7ff.  K.  un^ 
herrenles  Gut  368  ff.  E,  um 
Zollfreiheit  IL  3731.  K.  um 
Lehen  IL  377ff.>  396  ff.  K.  um 
Pfand  IL  37a  K.  um  Zehent 
IL  379  ff.  K.  um  Bealläst  IL 
380  f.  K  um  persdnl.  Schuld 
IL  382ff.   K.  um  Depositum  IL 

i        388.    K. .  um  FanüHen-  ti.  Erbt. 
I       IL  392ff.  K.  m  Hula  und  HmfiLct 
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II.  4iaff.  K.  um  gering.  Delicte 
II.  M6ff.  K.  drei  in  verschied. 
Forum  II.  501  ff. 

Klinke,  bei  Brandenburg  I.  110, 
235;  11.  55ff.,  308f. 

Knüppel  n.  178. 

Kokede,  Hofricbter  II.  286  f. 

Kolonisten.  K.  in  d.  Mark  II.  80  f., 
146  ff.  K.  im  Bremischen  IL  86  ff. 
K.  in  Meklenburg  II.  88f. 

Konerstorff,  Paul  v.  1. 124, 127,  223, 
234;  II.  307,  313. 

König,  oberster  Richter  I.  3.  Be- 
stätigungen d.  K  in  der  Mark 
1. 59  ff.  Gerichtsoberherrlichkeit 
d.  K.  I.  75  ff.  ürtheUe  d.  K.  in 
d.  Mark  I.  77  f.  81.  K.  Richter 
über  d.  Markgr.  I.  242. 

Königsbann,  Dingen  unter  K.  1. 43ff. ; 
II.  166.  K.  nicht  an  die  vierte 
Hand  L  52  f.  K.  in  Branden- 
burg I.  181,  N.  324.  K.  im  Go- 
grafenger.  IL  25  ff.  29  f.  K.  ge- 
liehen V.  Herz,  in  Westf.  IL  27. 

Königsberg,  Neumark,  Vogtei  L 129, 
195,  N.  337. 

Kontumaz.  K.  im  Lehengericht  IL 
404ff.  K.  überhaupt  IL  460 ff. 
K.  des  Klägers  IL  469  f. 

Köpenick,  Vogtei  I.  117. 

Kosten  des  Verfahrens  IL  498ff. 

Ki-emmen,  Vogtei  I.  110. 

Krepe.  K.  in  der  Altmark  11.55,62. 

Krummensee,  Hennig,  Hofrichter 
IL  278. 

Kumulation  d.AemterL291;  11.297. 

Küstrin,  Land  L  126. 

Kyritz,  Vogtei  I.  106.  K.  eiimiert 
IL  66. 

Xjadung.  L.  zum  Lehnger.  IL  402 f. 

L.  imCriminalverf.  IL  429f.    L. 

überhaupt  IL  452  ff.* 
Landbuch  Carls  IV.   I.  119,  150, 

163, 211  ff.,  249, 253f.,  280  ff.  292, 

KÜHN«,  GBKICBT6-yBSFA9SVMO,    U, 


N.  496;  293;  IL  56 ff.  L.  v.  1337 
L  129,  133. 

Landfriede,  Landfriedensgericht.  L. 
und  Feme  L  260.  Störungen  d. 
L.  I.  261;  IL  109ff.  L.-Gericht 
L  34ff.,  105ff.,  IL  114ff.,  118ff. 
L.  in  Frankfurt  IL  198. 

Landgericht  I.  2, 145,  148;  IL  72ff. 
L.  über  Alode  I.  263,  265.  Pa- 
trimoniales  L.  1. 148;  IL  124ff.; 
in  Lebus  IL  127 ff.;  Leizkau  IL 
132 ;  Brandenburg  IL  133 ;  Arend- 
see  IL  135;  Chorin  IL  135 f.; 
Himmelstadt  IL  136;  Arenswalde 
IL  136;  Havelberg  IL  138;  v. 
Alvensleben  u.  Schulenburg  II. 
139  ff.  L.  über  Rechtsverweige- 
rung IL  73,  180  f.  L.  zu  Perle- 
berg IL  74  ff.  L.  urtheilt  über 
Hintersassen  IL  77  ff. 

Landreiter  IL  48  ff.  Amt  des  L. 
IL  49,  50,  N.  99b;  II.  152,  483. 
L.  zugleich  Landschöffe  IL  50. 
L.  Zahl  IL  51.  L.  Einkäufe  IL  51. 

Landrichter.  L.  in  Stendal  I.  207. 
L.  controliert  patrimoniale  Ge- 
richte  IL  73. 

Landsassen.  Gerichtsstand  d.  L. 
IL  30ff. 

Landsberg,  Vogtei  1. 132.   L.  Stadt 

I.  184,  N.  327.  L.,  Neu-  L  195, 
N.  337.  L.,'Alt-,  exim.  v.  Hofger. 
L  222;  IL  294.  L.,  Neu-,  Stadt- 
schulze IL  196. 

Landschöffen  II.  34  ff.  L.  in  der 
Neumark  IL  36.     L.  in  Lebus 

II.  36.  L.  im  Lande  Stemberg 
IL  36.  L.  der  Mittelmark  IL 
36  f.  L.  in  d.  ükermark  IL  38* 
L.  in  der  Altmark  IL  38.  L. 
Zahl  'IL  40.  L.  Fähigkeit  IL 
41.  L.  Pertinenzen  IL  42  ff.  L. 
auf  Landtagen  II.  46.  L.  als 
Landreiter  IL  50.  L.  patri- 
moniale IL  38,  N.  62. 
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(jandsch^ffesibnck  II.  53. 

Landschreiber  II.  52  f. 

Landtag  IL  113.  Landschdffeii  oof 
dem  L.  II.  46.  L.  Jorisd.  II. 
334ff.. 

Landvogt  (LaBdeshaii^tmaiui).  L. 
der  Neumark  I.  153.  L.  der 
Altmark,  Priegnitz,  Havelland^ 
Glitt,  Barnim,  ükermauk,  Mittel- 
mark 1. 154.  Amt  des  L.  1. 154  ff. 
Landhauptm.  prasidiert  einem 
Vasallengericljt  L  218;  11.290. 
L.  h.  Gehalt  I.  293;  Anweisung 
auf  die  Gefälle  I.  293,  295. 

Laube.  L.  d.  Stadtgerichte  n.235f. 

Lebus,  Vogteien  I.  125.  Femger. 
in  L.  I.  149;  II.  85.  Land- 
schöffen  in  L.  IL  36.  L.  Pro- 
vinzialhofger.  IL  317>  L.  land- 
sässiges  Bisth.  IL  479. 

Lehenbrief  IL  411. 

Lehengerioht  L  210, 217, 232, 263  ff., 
269 ff.;  n.  303 ff.  L.  für  ein- 
zelne Landeatheile  I.  234,  235; 
IL  284ff.  L.  patrimoniales  IL 
322.  Lehansherr  als  Partei  vor 
L.  IL  400.  L.  Ort  IL  407.  L. 
•Vormtz  IL  400ff.  408,  L.  Bei- 
sitzer IL  410  f.  L.  meklenburg. 
IL  417.  L.  Auflassungen  U.  418. 

Lehenproecss  I.  85,  146,  203,  218, 
219;  IL  273,  3??,  396ff.,  400 ff. 
L.  Fristen  H.  405  ff.  L.  atäd- 
tischer  Bürger  IL  504  jEl 

Lehenschulze  IL  153  ff. 

Lefanin,  Kloster,  L.  besitzt  Klinke 
IL  59ff.  L.Landschöff.  n.  38,  N.  62 

Leizkau,  Kloster.  Gericht  des  KL 
L.  L  147 ff.;  IL  55,  N.113;  63, 
132.  Schirmvogt  d.  KL  L.  IL  11  ff. 

Lenzen,  Stadt  I.  190. 

Liebenwalde,  Vogtei  I.  119. 

Linde  IL  55,  62. 

Lippehne,  Land  I.  130! 

Lochen,  Hauptmann  I.  14. 


Loddwg  IL  79E,  84,  95,  . 
Liodthüvg  IL  95. 

Miagdebufgisches  EecJ^it—  inStea* 
dal  I.  38,  180.  M.  in  Alt-Salz- 
wedel I.  178  f.  M.  Schöffenur- 
theü  IL  288  ff„  376, 463,  N.  702. 
M.  R.  bäl  Execution  IX.  489. 

Mannengericht  (Yasallengericht)  I. 
218;  IL  273. 

Mark  Brandenburg,  Enrichtong  I. 
23;  Umfang  I.  24. 

Markding  IL  88, 

Markfutter  IL  2,  N.  2. 

Markgraf.  Enteetzujvg  des  M.  I. 
46?.  Gewette  d.  M.  L  48.  M. 
auch  Graf  1. 51.  M.  kein  Souve- 
rain  1.58  ff.  M.  Landesherr  I. 
73  ff.  M.  Gerichtsherr  L  172|ff^ 
225  ff.,  228.  Gericht  d.  M.  L  228. 
M.  als  Schiedsrichter  X.  237  ff. 
,M.  als  Partei  L  241  ff.  M.  leiht 
Grafsch.  IL  3ff.  M.  leiht  Go- 
grafschaft  IL  22ff. 

MairkgrMiohes  Aiat.L.26ff.  Ge- 
richtsherrlichkeit d,  M.  1. 45ff., 
71  ff.  Enlsetzong  daraus  L  46  f* 
Glosse  z-  Sflp.  überM.  A.  i.  55 ff. 
KriegsberrMchkeit  d.  M.  L  65ff. 

Markgräfl.  Huld  —  Dingen  ,bei  — 
L  42  ff.,  501..  69. 

Markherzog  L  34. 

Markreeht  L  39ff,,  64,  IL  2,  N.2. 

Martinigerii^ht  IL  138. 

Mediatstadt  I.  194;  IL  197. 

Mittenwaide,  Vogtei  (?)  I.  117. 

Mönchthum,  Beweis  desM.  IL392f. 

Morner,  Otto,  Hofriehtey  IL  27ef. 

Morritz,  Otto,  Hofrichter  II.  277. 

Müncheb^rg,  üntervogt  in  M.  1. 140. 
M.  Stadt  I.  184,  N.  327,  186; 
IL  200. 

JVetze  u.  Drawe,  Vogtei  zwischen 
N.  und  Dr.  L  132. 
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Nemnark,  Vogteien  I.  laSff.  ILaad- 

schöffen  der  N.  II.  36. 
Nordmark  I.  33,  N.  19.a,  3(7. 
Notkwehir,  Beweis  U.  428f. 
Notofietät  II.  443,  Ö16f.,  518. 

Oderberg,  Vogtel  I.  120. 

]?asewalk,  Vogtei  I.  121  ff.      . 
Patrimonialgeriqht.   P.  Doifgeiiclit 

I.  168ff.;  IL  145ff.,  168,  178ff. 
P.  controlirat  vom  Hefrichter  II. 
74,144.  P. Landgericht  II.  124fi., 
in  Lebus  II,  127  ff.,  in  Lei^kau 
n.  132,  in  Brandenburg  II.  133  f., 
in  Arendsee  II.  135,  in  Chorin 

II.  135 f.,  in  Hinnaelstädt  II. 
136,  in  Arenswalde  II.  136,  in 
Havelberg  II.  138,  der  von  Al- 
vensleben  und  Schuienbui^g  II. 
139  ff.,  in  Arendsee  undLehnin 
II.  143.  Verantwortlichkeit  des 
Patrimonialrichters  II.  144.  P. 
Hofgericht  II.  319ff. 

Perleberg.  P.  hat  Stadtredit  v.  Alt- 
Salzwedel  I.  179.  P.  Innungs- 
jimsdiotion  II.  257. 

Pfandlehen  U.  416ff. 

Pfändung.   P.  Verfahren  11.  485  ff. 

Praefectus  I.  156.  Praefectura  I. 
.192;  II.  149,  188,  196. 

Prenzlau,  Vogtei  1. 121  ff.  P.  Stadt 
I.  153;  U.  183.  Mannrichter 
in  P.  I.  218;  II.  300f.  F.  hat 
Juriad.  über  Ritterb.  I,  252.  P. 
8tadtrichter  n.  195. 

Priegnitz,Vogteien  1.106  ff.  Land- 
Yogt  in  P.  I.  154. 

Prftzerbe,  Vogtei  I.  109. 

Privilegium  de  non  evocando  et  de 
non  appeUando  --  I.  0,  N.  la, 
82.    P.  für  Stadtjurisd.  1. 193  ff. 

Prizwalk.  P.  hat  seehausensches 
Stadtar.  I,  184,  201. 

Procurator  fiscalis  1. 245;  II.  83,420. 


ProvinzialholgCfricht.     P.   II.  295, 

305  ff.,  305,  317. 
Putlitz,  V.,  Wedego  —  I.  13. 

».athenow,  Stadt  I.  iö,  N.  6*  R. 
Vogtei  I.  108. 

RS,the,  d.  Markgr.  I,  aSOff.;  Ih  332. 

Rathmanaen.  R.  der  Stadt  11, 198  ff. 
R.  Jurisd»  Ih  a44ff.,  449.  R. 
Mayktjurißd.  II.  245.ff.  R..  In- 
nungsjUirifid.  H.  246*  R.  üiber 
Zauberei,  öotteslästerung  und 
Sittenpolizei  II.  247.  R.  Ver- 
tretungliach  aussqn  II.  248  f.,395. 
R.  Beisitzer  des  Hofger.  II.  266. 

Räuberei  I.  19,  2t 

Recht.  R.  und  Unrecht  I.  174.  R. 
römisches  II.  117,  392. 

Rechtabuch.  R.  beim  ürtheilfinden 
II;  482,  539. 

Rechtszug  in  der  Mark  1. 78;  IL  55s, 
531  ff. .  R.  V.  d.  Mark  ins  R^h 
I.  82;  H.  Ö40ff.  Kein  R.  im 
Erbatreit  II.  394.  R.  in  Städten 
n.  542ff. 

Reich*    Klage  vor  dem  R.  I.  82. 

Reichskammergeridit  I.  6. 

Ritterbürtige.  R.  Gerichtsstand  I. 
197  ff.,  200ff.,.212.  R.  vor  lebus. 
Femger.  1.258.  Criminaljurisd. 
über  R.  I.  248ff>  Berlin  hat 
Criminaljurisd.  über  R.  I.  250. 
R.  im  Grundatreit  ^or  Hofger. 

I.  270f..  R.  Dorfschulzen  il. 
149  ff.  R.  stehen  vor  Stadtger. 
11. 201  ff.  R.  Stadtbtrger  II,  201. 

Rochow,  Joh.  V.,  Hofrichter  Ih  ^75. 
Rolandssäulen  II.  203ff.    R.  Orte 

II.  204.  R.  im  Dorfe  oder 
Flecken  II.  204ff.  R.  in  Ham- 
burg H.  207,  210.     R.  Bedeu- 

'  tung  II.  208ff.  R,  Name  II.  212. 

Ruppin.   R.  Herrachsrft  I.  190.    R. 

Stadt  I.  192.     Richter  in  R,  I. 

212.    R.  iSeit  des  Gerichts  JI. 
36* 
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236.     Bnppin,  Aekergilde  II. 
259. 

©aarmund,  Vogtei  I.  114. 

Salvationsschrift  II.  479. 

Salzwedel,  Vogtei  1. 102.  Vogtei  in 
S.  verpfändet  I.  288.  Wahl  d. 
Vogtes  I.  137;  II.  20  ff.  Stadt 
S.,  Privilegium  derselben  1. 178. 
Stadtger.  v.  S.  auch  competent 
in  d.  Vogtei  S.  n.l89f.,  Hofr.in 
Neu-S.  L  206.  S.  Stadtvogt  II. . 
194.  S.  Abgaben  v.  ritterlichen 
Bürgern  II.  201  f.  'S.  Laube 
n.  236. 

Schiedsgericht.     Markgraf  vor  S. 

I.  241. 

Schivelbein,  Vogtei  1.132.  S.  ver- 
pfändet I.  289.    S.  Hofgericht' 

II.  318. 
Schlossgesessene  I.  224. 
Schötfen  I.  2. 
Schöffenstühle  II.  543  ff. 
Schultheiss.    S.  ein  königl.  Richter 

I.  70ff.    Schultheissthum  II.  3  f. 
S.  fehlt  in  der  Mark  II.  165. 

Seehausen.    Lodding  in  S.  II.  84, 

100  ff. 
Slawen.    S.  Gerichtsstand  I.  151. 
Soest.    S.  Gerichtsbarkeit  II.  187, 

213.    S.  Ueberffthrung  b.  Todt- 

Bchlag  II.  426. 
Soldin,  Vogtei  I.  130. 
Spandau,  Vogtei  I.  108.    S.  Stadt 

II.  230. 

Stadt ,  Begriff  I.  176,  N.  317.  S. 
eximiert  vom  Hofgeric^t  1. 196. 
S.  als  Theil  der  Burggrafschaft 
II.  182  IT.  S.  eximiert  II.  186, 
v.  Gogericht  II.  188.  S.  unter 
Gografenger.  II.  186.  S.  Rechts- 
zug II.  542ff. 

Städtebtindnisse  in  -der  Altmark  I. 
18.    S.  1.184,  N.  327;  H.  113f. 

Stadtgericht  I.  2, 175  ff.    S.  in  Neu- 


Salzwedel  1. 178.  0.  Competena 
I.  179,  252;  II.  184,  200f  S. 
Gefalle  I.  194ff.  S.  in  Pritz- 
walk  I.  201.     S.  veräusseriich 

I.  290.    S.  unter  den  Vogtger. 

II.  181  ff.,  185.  S.  concurriert 
mit  Gografenger.  II.  187.  S. 
competent  auch  auf  dem  platten 
Lande  II.  189.f.  S.  eximiert  v. 
Vogtei  II.  192ff.,  203.  S.  Zei- 
ten II.  236.  S.  Sitzung  U. 
239  ff.    S.  Rechtszug  II.  542  fi^ 

Stadtrichter.  Stadtschulze  I.  177; 
II.  196, 213  f.,  238.  Stadtschulze 
erbHch  I.  291.,  N.491;  IL  215. 
S.  Gefälle  II.  183f.,  214 ff.  S. 
neben  Stadtvogt  IL  193ff.  S. 
Emennungsrecht  IL  196  ff.,  213. 
S.  Eid  IL  214.  S.  zugl.  Hof- 
richter IL  297. 

Stadtschöffen  IL  216ff.  S.  Rang 
vor  Rathmannen  IL  219.  S.  Zahl 
IL  221.  S.  Wahl  IL  222ff  S. 
Eid  II.  226.  S.  Mahlzeit  IL 
227,  243.  S,  Pertinenzen  II.  227. 
S.  Amtsdauer  IL  230.  S.  Pflicht 
IL  238.  S.  freiwillige  Jurisd. 
IL  241.  S..Buch  IL  241  ff.  S. 
Siegel  II.  243. 

Stadtschreiber  II.  231. 

Stadtvogt  IL  193ff.,  502,  506.  S. 
concurriert  mit  dem  Gografen 
IL  187. 

Stargard,  Land,  I.  125. 

Stendal  1. 38,  89,*96,  Vogtei  1. 105. 
S.  hat  magdeb.  Stadtr.  I.  180; 
IL  17.  Landrichter  in  S.  L207. 
S.  hat  Jurisd.  über  Ritterb.  L 
252.  S.  Theil  der  Burggrafscli. 
IL  183.  S.  Erbrichter  IL  195. 
S.  Roland  IL  206.  S.  Schöffen 
IL  230.  S.  Zeit  des  Gerichts 
IL  237.  S.  Rath  hat  Markt- 
jurisd.  II.  245.  S.  Landrichter 
IL  281. 
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Sternberg.  Lftndschöffen  in  S.  IL  36. 
Stolpe,  in  S.  jud.^milit.  et  miütar. 

I.  207;  II.  297. 
Strassengericht  II.  179. 
Strausberg,  Vogtei  1. 121.  S.  Stadt- 

schulze  II.  196. 
Supplication  II.  550 ff. 
Sutemyn,  Kurt,  Hofrichter  II.  315. 

Tage,  gebundene  II.  470. 

Tangermünde,  Vogtei  1. 106.  Land- 
gericht in  T.  I.  145.  Hofger. 
in  ^.  I.  210,  272;  II.  286 ff.  315. 
T.  hat  Juri8d..äber  Ritterbürt. 

I.  252. 

Teltow,  der  I.  116.    Landschöffen 

im  T.  II.  37,  39. 
Templin,  Vogtei  I.  124. 
Territorialverf.  I.  145,  N.  265. 
Trebbin,  Vogtei  I.  116. 
Treuenbrietzen,  Vogtei  I.  114, 117. 

XJkermark,Vogteien  1.121  ff.  üker- 

land  I.  153.    Landvogt  in  ü.  I. 

154.    Landschöffen  in  ü.  II.  38. 

ü.  Hofgericht  II.  300  ff* 
ünschuldseid  II.  423.    Kein  U.  bei 

Excessen  II.  426. 
üntervogt  1. 139, 140,  N.  257;  11.50. 
Urkunden  II.  389,  514 ff.    Beweis 

durch  IJ.  anticipiert  II.  347.  ü. 

Beweis    schliesst   den   Gegner 

vom  Eide  aus  II.  384 f.,  386.   ü. 

Echtheit  II.  411.    ü.  öffentliche 

IL  515. 
Urtheü  IL  481  ff.   ü.  nichtig  II.  344. 

ü.  zwisch.  zweier  Mannen  Rede 

II.  475  f.  U.  Verkündigung  IL 
481.  ü.  Schelten  in  den  Städ- 
ten IL  546ff. 

"Vastenburg  (Rastenburg)  II.  276. 
Veitberg,  H.    Hofr.  IL  272  f. 
Verfahren  IL 337  ff.,  419.  V.  schrift- 
liches IL  447,  453ff.,  473,  475, 


479.  V,  Klage  IL  452  ff.,  457  f. 
V.  Ladung  II.  452  ff.  V.  drei 
Termine' IL  460 ff.,  vier  Term. 
IL  467.  V.  Parteiverhandlung 
IL  471  ff    V.  Beweis  IL  476  ff. 

Vergleich.  V.  im  Gericht  IL  70. 
V.  hindert  die  Strafe  nicht  II.  421. 

Verhaftung  IL  431  ff. 

Vertrag,  internationaler  1. 143,  267, 
275,  N.456;  IL  114. 

Viergewerke  IL  254. 

Vogt,  Amt  d.  V.  1. 134ff.,  141.  Wahl 
des  V.  1. 137.  Perceptionen  des 
V.  L  140,  Eid  L  142,  Richter 
L 143,  Controle  1. 152ff.  Ueber- 
griffe  des  V.  L  153.  V.  con- 
troliert  die  Patrimonialrichter 
L  173.  V.  Einschränkung  1. 188.* 
V.  hat  Execution  des  Hofr.  L 
215,  301;  IL  483.  V.  Amt  ver- 
äusserlich  I.  288.  V.  unter  d. 
Burggr.  IL  9ff,  14 ff.,  19.  Mi» 
litärische  Funct.  d.  V.  IL  20  ff. 

Vogteien  L  95,  101  ff.' 

Vogtgericht  L  143 ff.,  148.  Blut- 
bann im  V.  L  148  ff.  Grund- 
streitigkeit im  V.  I.  146 f.; 
Rügepflicht  im  V.  I.  158;  IL 
164.  V.  unveräusserlich  L  288, 
nicht  erblich  I.  288.  V.  Ent- 
stehung IL  Iff.  V.  Verhältn. 
z.  Gografengericht  II.  21  ff.  V. 
gleich  Goding  IL  24.  V.  über 
Landsassen  IL  30.  Zusammen- 
setzung des  V.  IL  34ff.  Bei- 
sitzer des  V.  IL  34  ff.  V.  Ein- 
richtung und  Thätigkeit  IL  55  f., 
67ff.  V.  Ort  IL  55ff.  V.  Zeit 
IL  62 ff.,  140.  V.  gebotenes 
Ding  IL  66  ff.  V.  Verschwin- 
den IL  70ff. 

TVeichbildrecht  W.  Etymologie  (?) 

IL  211,  N.  351a. 
Weinkaufsleute  IL  384. 
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Werben.  W.  II.  81.   Botding  in  W. 

II.  81  ff.  W.  Hamfhandel  11. 448. 
Wische.    W.  in  Altm.  H.  81. 
Wittafcock,  Vogt^  1. 107.  W.  RaÜis- 

jariBdiction  IL  257. 
Wolff,  Gerke.    W.  Hofr.  II.  270f. 
Wriezen  I.  186;  II.  20a 
Wroh  II.  257  ff.    W.  Orte  II.  258. 

W.  Ordnimg  II.  260. 
Wrohherr,  Wrohmana  II.  25a 
Wusterhausen  I.  192.    Ober-  und 

Niederger.  in  W.  L  194.     W. 

Stadtrlehter  H.  195. 

Zahlung.   Beweis  der  Z.  11.  385  ff. 

Zauche  I.  37,  110  ff.    Z.  Alode  d. 

Markgraf.  I.  64,  N.  54.    Land- 

*     Schöffen  in  Z.  II.  87.   Gerichts- 


stätte der  Z.  n.  61. 
Zaungericht.  .  Gompetenz   des  Z. 

I.  165,  N.  304a.,  169;  IL  178. 
Gefälle  des  Z.  I.  16».  Enrer- 
bungen  des  Z.  i.  17Qf.  Z.  be- 
sonderer Richter  II.  176. 

Zeugen,  Zeugniss  II.  512ff.  Zeag- 
niss  des  Gerichts  11.41,  852. 
Z.  keine  Verwandte  der  Partei 

II.  413,  477.  Z.  VemehÄimg 
n.  413ff.,  4771,  480,  518.  Z. 
der  Kachbaren  bei  Klage  wegen 
Todtschlags  II.  424.  Z.  Be'weis, 
sein  Werth  n.  528  ff. 

Zollfreiheit.  Klage  um  Z.  H.  37Sff. 
Zweikampf.  Z.  abgeschafft  n.  122, 
519  ff. 
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